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Vorwort. 


Der Abſatz, welchen der zuerſt unter dem Titel: „Rathsherr Joſeph 
Leu von Eberſoll. Der Kampf zwiſchen Recht und Gewalt in der ſchwei— 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft⸗ erſchienene Band dieſes Werkes vorzugsweiſe bei 
dem katholiſchen Luzernervolke, welches ſeinem Vater Leu mit treuer Liebe 
anhängt, und durch Freunde auch im Auslande gefunden, hat den Verfaſſer 
ermuthigt, mit der Herausgabe ſeiner während der Abweſenheit von der 
Heimath aufgezeichneten Denkwürdigkeiten fortzufahren. Es erſcheint demnach 
wieder ein Band derſelben, und zwar bildet dieſer eigentlich den erſten ſeines 
ganzen in drei Bänden beſtehenden Werkes. 

Ueber den zuerſt herausgegebenen zweiten Band find dem Verfaſſer 
zwei Bemerkungen gemacht worden. Die erſte tadelte, dag die vielen Urkun— 
den, melde der Verfaffer als Belege jeiner Darftellungen aufnahm, dem 
Terte ſelbſt eingefchaltet und nicht in die Noten oder an bad Ende ver: 
wiejen worden feien. Diejer Tadel konnte den Verfaſſer jedoch nicht beftim: 
men, in dem num vorliegenden erjten Bande eine andere Verfahrungsmweife 
einzufchlagen. Ihm ift es immer wibrig, wenn er bei dem Lefen eines Buches, 
duch lange Anmerkungen oder Noten unten alle Augenblide unterbrochen 


wird oder wenn er die beweiſenden Belege am Ende eines Buches auffuchen 
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und nachleſen muß. Die Aufnahme weſentlicher Urkunden ſchien ihm auch 
diesmal eine Pflicht zu ſein, weil er aus den im Vorworte zum zweiten 
Bande entwickelten Gründen dem Leſer ſein Urtheil nicht aufdringen, ſondern 
es demſelben anheimſtellen möchte. 

Eine zweite Bemerkung ging dahin: es ſei der chronologiſche Zuſam— 
menhang der beſchriebenen Ereigniſſe nicht recht erſichtlich. Der Umſtand, 
daß der Verfaſſer zuerſt ſeinem verklärten Freunde Joſeph Leu ein Denkmal 
ſetzen wollte, nöthigte ihn allerdings, alle Ereigniſſe, welche ſich im Kauton 
Luzern an dieſen Führer des Luzernervolkes anfügten und von ihm gleichſam 
geleitet waren, in den zweiten Band aufzunehmen. Dadurch wurde der 
chronologiſche Zuſammenhang freilich etwas geſtört. Zu dieſer Störung 
trug auch noch bei, daß der Verfaſſer die Begebenheiten nicht ſynchroniſtiſch 
zufammenftellt, fondern entweder nah Kantonen oder nah Gegenjtänden 
jebesmal vom Anfang bis zum Ende durchführt. Er wird jedoch im dritten 
Bande eine Ueberfiht über das ganze Werk geben und die Ereignifje jo 
aneinanderreiben, daß jeber Leer den chronologiſchen Zufammenhang Teicht 
wird finden und überbliden Fönnen. 

Der erfte Band beginnt mit einer kurzen Lebensgeſchichte des Ver: 
faſſers bis zu feinem Eintritte ins öffentliche Leben. Auch im Laufe bes 
Bandes ift das Wirken des Verfaſſers Häufig vorangeftellt, jo daß feine 
Perfönlichkeit in den Ereigniffen, welche er bejchreibt, erfichtlich wird. Die 
Beurtheilungen und DVerurtheilungen, welche er bald von ber einen, bald 
von ber andern ber politiichen Parteien zu erfahren hatte, jchienen ihn nicht 
blos zu berechtigen, ſondern ſogar zu verpflichten, ſeine Grundſätze, Abſichten 
und Handlungen in ihrem wahren Lichte darzuſtellen, ohne Hehl und ohne 
Schminke, gerecht gegen ſich wie gegen Andere. 

Der übrige Inhalt dieſes Bandes iſt bereits im Vorworte zum früher 
erſchienenen Bande angedeutet worden. Nur iſt der Verfaſſungsſtreit zwiſchen 
Baſelſtadt und Baſelland hier blos kurz berührt, weil der Verfaſſer dem— 
ſelben fern geſtanden, während die Bewegungen im Kanton Schwyz in den 
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Jahren 1833 und 1838, an welden er Tebhaften Antheil genommen, eim 
läßlich behandelt werden. Ebenſo umfaffend und actenmäßig werben die 
langen Steitigfeiten im Kanton Wallis behandelt, deren endliche Entſchei— 
dung der Berfafjer eingeleitet hat. 

Diejenige Partei, die freifinnige genannt, welche in ben Dreißiger- 
jahren, nachdem die jogenannten ariftofratifhen Verfaſſungen umgewandelt 
waren, das Steuerruder ergriff und leitete, hatte nebft dem Hauptbeſtreben, 
welches jeder politifchen Partei, welde am Ruder fitt, gemein und eigen ift, 
nämlih im Befite der Gewalt fih zu behaupten, noch vorzüglid zwei 
Ziele im Auge, welche fie beharrlih verfolgte: die Centralifation 
und die Unterjohung der fatholifhen Kirche unter die 
Staatsgemwalt. Wie der zweite Band dieſes Werkes erzählte, ſcheiterte 
das Beſtreben nach förmlicher Centraliſation vermittelſt Umſturzes des 
Bundesvertrags an dem Widerſtand des katholiſchen Luzernervolles und 
konnte ſelbſt mit Hilfe der Freiſchaaren in den Vierzigerjahren nicht das 
Ziel erreichen, bis die Führer der Freiſchaaren ſich in den Beſitz der Staats: 
gewalt jelber gejett hatten. 

Defto erfolgreicher war das Beftreben der Freilinnigen, die Fatholifche 
Kirche zu unterjohen. Mit welcher Niedertretung aller Nechte, ſowohl der 
Kirche an und für ſich, als auch ihrer Geſetze, ihrer Einrichtungen, ihrer 
Würdeträger und Prieſter, dieſes geſchehen, wird die einfache Darſtellung 
der von den Freiſinnigen ergriffenen Maßregeln beurkunden. Das Recht 
der Vereine, die Freiheit der Preſſe, das Hausrecht, ja ſogar das Petitions⸗ 
recht der Bürger, welche Rechte und Freiheiten von den Freiſinnigen als 
Urrechte waren erklärt und in allen neuen Verfaſſungen feierlich waren 
gewährleiſtet und mit Eiden bekräftigt worden, wurden mit Füßen getreten, 
ſobald ſie für religiöſe Freiheit gegen die antikirchlichen Gewaltmaßnahmen 
in Anwendung wollten gebracht werden. Nicht einmal die proteſtantiſche 
Confeſſion „blieb vor ihren antichriftlihen Angriffen unangetaftet. Man 


wollte dem Zürichervolt durh einen förmlichen Verfaſſungsbruch einen 
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Leugner der Gottheit Chriſti als Lehrer der proteſtantiſchen Theologie auf: 
dringen. Das Zürichervolk wehrte ſich für ſeinen chriſtlichen Glauben durch 
eine mannhafte Erhebung. Der Verfaſſer fand ſich bewogen, die Geſchichte 
dieſer Erhebung actenmäßig zu erzählen, theils wegen der wichtigen Bedeu— 
tung berjelben an und für fi, theils weil fie ein Wendepunkt in mehreren 
Kantonen zu werden ſchien und einen ſolchen wirflih in feinem politiſchen 
Leben bildete. 

Einen Hauptkampf von ſowohl religiöfer als politifder Bedeutung 
jeßte in den Dreißiger: und Bierzigerjahren die Angelegenheit der Klöjter, 
zumal im Kanton Margau, ab. Es war ein Kampf gegen die religiöje und 
firhliche Freiheit, und e3 war ein Kampf gegen den Bundesvertrag. Die 
Folge dieſes Kampfes war die umbedingte Herrſchaft der Staatögewalt über 
bie Rechte, Güter, Corporationen und Perfonen der Fatholiihen Kirche und 
die Proclamirung des Grundſatzes, daß die Mehrheit der Stände über dem 
Bunbdesvertrage ftehe und jomit die Minderheit der Stände ihren Beſchlüſſen 
unbedingt unterworfen fei. Eine bundeswibrige Centralifation, wenn aud) 
nit der Form, doh dem Weſen nah! — Der Berfafler hielt es für eine 
feiner widhtigiten Aufgaben, diefen Hauptkampf etwas weitläufiger zu ſchildern. 
Es wurden im Verlaufe deffelben, wenn auch nicht gerade der Klöfter wegen, 
bie Keime zu jener Schußvereinigung ber fatholifchen Stände Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis gelegt, von welcher der 
ſchon zum Drucke bereite dritte Band dieſes Werkes ganz umſtändlich, treu 


und urkundlich handeln wird. 


Altdorf, den 4. Herbſtmonat 1864. 
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Ä 2. Licht der Welt erblicte ich in Rodrino den 10. Weinmonat 1801. 
Page Lodrino ift ein Meiner Pfarrort, auf dem rechten Ufer des Ticino, 
7° in der Riviera, Kantons Teffin, in der Schweiz. Die Eltern 
biegen Johann Baptift Siegwart und Maria Pfulg. Der Vater war 
aus dem Kragen in der Gemeinde Flühli, Kantons Luzern, wo er den 
30. Heumonat 1765 geboren worden war, nad Lodrino gezogen und hatte 
dort mit feinem Bruder Meinrad eine Glashütte gebaut. In den Kanton 
Luzern war die Familie Siegwart aus dem Schwarzwalde, Großherzogthum 
Baden, ſchon im fiebzehnten Jahrhundert eingewandert. Die Familie Sieg: 
wart war ührigend (nah Leus Lerifon) ſchon viel früher im Kanton Bern 
eingebürgert. In Urkunden findet man im Jahr 1502 einen Albrecht 
Siegwart; er war 1521 Mitglied des Großen Nathes in Bern, im Jahr 
1535 verehelichte er fih mit Margarethe Friſching; 1536 war er Schult— 
heiß (Landvogt) zu Unterfeeen; 1532 vorher Vogt zu Gignau; 1545 
Kaftellan zu Zweyfimmen; 1551 Landammann zu Dberhasle. — Schon 
mein Großvater Meinrad GSiegwart, Sohn des Anton und der Maria 
Knotz, wurde den 5. März 1738 in Schüpfheim getauft und verehelichte 
fih den 6. Mai 1760 mit Katharina Fillinger beim heiligen Kreuze in 
Hasle. Er ftarb den 15. Hornung 1799 in Lodrino. Meine Mutter 
war den 17. Mai 1768 in Flühli geboren. Sie verehelichte fi mit 
meinem DBater den 4. Mai 1799. Ih ftammte demnach von einer beutfchen 
Familie aus dem Großherzogthum Baden ab. Die Familie Siegwart 
bejaß aber jeit ihrer Einwanderung in den Kanton Luzern eine Glashütte 
in Flühli, erwarb fi eine Menge von Liegenfhaften, verbreitete Gewerb— 
ſamkeit, heivathete fih in Landesfamilien ein, kaufte das Bürgerreht im 
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Kanton Luzern, war vermöglich und angeſehen. Lächerlich war es, daß ich, 
ſogar nachdem ich ſchon zwei Bürgerrechte in den Kantonen Uri und Luzern 
erworben hatte, noch bald von der einen, bald von der andern politiſchen 
Partei als ein „Fremder“, als ein „Schwarzwälder“ dem Haſſe preis— 
gegeben werden wollte. Mancher, welcher mich einen „Fremden“ nannte, 
hatte nicht ſo gute Rechtstitel, wie ich, ein ächter Schweizer zu heißen. 

Frühe verlor ich meine Eltern, Die Mutter ſtarb den 7. Jänner 
1802, der Bater den 14. März 1803, alfo war ih erft drei Monate alt, 
als ih meine Mutter, und noch nicht achtzehn Monate alt, als. id) meinen 
Bater verlor, Meine Eltern waren in Lobrino ſowohl megen ihres Ber: 
mögens, als auch wegen ihres Charakters angejehen und geliebt. Der Herr 
Pfarrer von Lodrino, Johannes Jemini, fchrieb mir darüber unterm 22. Mai 
1849: »Parentes tui bene audiunt apud omnes qui eos cognoverunt tum 
quoad vitam et bonos mores, tum quoad substantias et divitias eorum: 
et propter quod tibi gratulor.«e Das heißt: „Ich bin jo glücklich, Ihnen 
zu jagen, daß Ihre Eltern bei allen Denjenigen, welche fie gefaunt haben, 
einen guten Namen Haben, ſowohl rüdjichtlich ihres Lebenswandels und 
ihrer guten Sitten, als rüdjihtlih ihrer Beſitzungen und Neichthümer,* 

Meinrad, der Bruder meines Vaters, führte das Geſchäft nach deſſen 
Tode fort. Allein auch er ftarb jchon den 7. Mai 1805, und Hinterließ 
mir ein beträchtliches, nach den Berhältnijjen des Landes jogar reiches Ver: 
mögen. Vor jeinem Tode hatte er mir feinen Schwager, Melchior Tröjch 
von Göjhinen, Kantons Uri, Sohn des Schlofvogtes von Vellenz, als _ 
Vormund beftellt. Nach dem Tode meines Oheims Meinvad kam ih in 
das Haus meines Bormundes in Bellenz, wo noch meine Großmutter Ka: 
tharina Fillinger lebte. Sie war ſehr gütig gegen mich, aber zu alt, meine 
Erziehung zu beforgen. Mein Bormund hatte einen Dheim, den Bruder 
feiner Mutter, welcher Pfarrer auf dem Geelisberge im Kanton Uri war 
und Joſeph Maria Regli hieß. Diejem übergab er mich zur Erziehung. 
Roſalia Tröfh, des Vormundes Schweiter, geleitete mich nad) Seelisberg. 
Auf einem Maulthiere überftieg ih den St. Gotthard. Zu meinem nicht 
geringen Schreden ging es, nach Gewohnheit diefer Thiere, immer am 
äußerjten ande der Abgründe, jedoch langjam und fihern Trittes, feinen 
Weg. Am 26. Brahmonat 1808 Fam ich auf dem Seelisberge an. Der 
gute Pfarrer nahm mich mit herzlicher Freundlichkeit auf und vertrat von 
nun an Baterftelle an mir. Ich blieb in feiner Erziehung und Pflege bis 
zum 18. Weinmonat 1818. 

Der Seeliäberg, damals die Gemeinde eines guten, im Ganzen wohl: 
hablihen Hirtenvolfes, welches, nah Art der Bergvölker überhaupt, auch 
etwas AZurüdhaltendes und Witzelndes im Charakter Hatte, iſt jebt ein 
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berühmter Kurort, von allerlei Nationen befucht, geworden. Der Berg hat 
eine Sehr gefunde Luft, eine freie Ausfiht auf den Vierwaldftätterfee, der 
ihn umjpült, und auf die Waldftätte Uri, Schwyz, Unterwalden und Luzern. 
Er ſchließt in fi die Wiege der fchweizeriichen Freiheit, das einfame Rütli, 
welches der Kanton Uri in neuefter Zeit an die gemeinnüßige Geſellſchaft 
der Schweiz verkaufen ließ. Auf dem Berge felbit, am Fuße der Kulm, 
liegt ein filch:, Frebs- und aufternreiches Seelein, von welchem die Gemeinde 
den Namen hat. Der Berg, vorzüglid auf jeinem norbweftlihen Fuße am 
See, ift jehr fruchtbar an Wiefen und feinem Obſtgewächſe. Die Mundart 
ber Seeliöberger ift die der Unterwaldner, früher war e8 auch meiftens bie 
Kleidertradt. Jetzt hat die letztere gar feinen eigenthümlichen Charakter 
mehr. Die Seeliäberger jtehen meiftentheils mit Schwyz im Berfehre, ſehr 
wenig mit Uri, find aud mehr mit den Unterwaldnern und Schwyzern 
befreundet, al3 mit den Urnern. 

Unter diefem Bolfe und auf diefem Berge wuchs ih auf. Ih machte 
die üblihen Spiele mit, welche in Laufen, Springen, Sclittenfahren u. f. m. 
bejtunden, worin ich mich ruhmvoll hervorthat. Zu Haufe hatte ich Freude 
am Blumenmadhen (der Herr Pfarrer lieferte in gar viele Kirchen Blumen), 
am Berfertigen von Krippen u. dgl., womit die Wintertage verfürzt und 
angenehm zugebradht wurden. An Sonn: und Feittagen und an den langen 
Winterabenden wurde mit eingeladenen Nachbarn, mit welchen der Pfarrer 
im freundlichſten Berhältnifie ftand, gejpielt — und zwar meiftens „Tarok“ 
oder „Kaiſern.“ Das lebte Spiel, welches jehr lebhaft und mit vielem 
Scharffinne gelpielt wurde, beginnt mehr und mehr zu verjchwinden — da— 
mals war es ein ächtes Nationaljpiel. Wie ih im freien beim Rennen 
und Springen ein wilder Bube war, jo war ich im Gegenfate zu Haufe 
ein jehr weicher. Nur eine ernite Miene meine Erziehers lodte meine 
Thränen hervor. Die Erziehung des Pfarrers war übrigens ſehr mild, er 
hatte mid gar zu lieb; ein einzig Mal erinnere ih mich, in ber Schule 
von ihm ein paar Nuthenftreihe auf die Finger befommen zu haben, fonft 
lief e3 immer mit Worten oder etwa mit Niederfnieen und etwas Beten 
ob. Im Ganzen war ich aber auch folgfam, ohne Hartnädigkeit oder 
Widerſpruch. Ein einzig Mal hätte ich dem Herrn Pfarrer Abbitte leiſten 
follen; es wurde mir als Bedingung, zur erften heiligen Communion zuges 
laſſen zu werben, gejeßt; drei Tage lang Fonnte ich, wie ich glaube, vor— 
züglih aus Scheue, mid nicht dazu verftehen ; am dritten Tage wurde durch 
die Köhin Agatha Gisler, welde mi wie eine Mutter beforgte und liebte, 
die Sache dahin vermittelt, daß ich die Abbitte fchriftlich leiſten konnte. 
Hernah war Alles wieder gut. Ich empfing im eilften Altersjahre bie 
erſte heilige Communion und wurde in die Rofenkranzbruberfchaft aufgenommen, 
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Der Herr Pfarrer verehrte mir zum Andenken einen Roſenkranz von Silber: 
draht, dem ich jet noch befite. Alle Monate, ſpäter alle vierzehn Tage, 
empfing ich die heiligen Saframente. Der Herr Pfarrer war ſtets mein 
Beichtvater. Täglich mußte ich die Heilige Mefje anhören und an Sonn 
und Feiltagen dem vor: und nacdhmittägigen Gottesdienfte beimohnen. Alle 
Abende wurde laut der Roſenkranz mit vielen Zuthaten, zur Sommerzeit 
im Freien, gebetet. In der Kirche Teiftete ich mehrfah Chor: und Altar: 
dienſt. Faſt alle Tage las ih nah dem Eſſen das Leben der Heiligen vor, 
Die Beifpiele derfelben eiferten mich oft zu außerordentlihen Uebungen an, 
welche ich aber bald wieder aufgab. Weber in no außer dem Haufe jah 
ich böfe Beifpiele oder Aergernifie. Der Herr Pfarrer, obwohl von jehr 
bisigem Qemperamente, lebhaft und witzig, vergaß nicht feine Würde als 
Seelſorger. So darf ich jagen, daß meine Erziehung eine religiöſe und 
meine Aufführung eine fittlihe war. Zu meiner geiftigen Ausbildung hatte 
ih die Gemeindefhule, welche ein jeweiliger Pfarrhelfer mit mehr oder 
weniger Geſchick halten mußte. Lejen, Schreiben und Rechnen waren die 
Unterrichtögegenftände. Im Rechnen bradte ih es, wie meine Mitichüler, 
nicht über die Divifion hinaus, war überhaupt nie ein Mathematifer, obwohl 
ich jett zwei Söhne als \ngenieurs habe. Zu Haufe war Abraham & Sta. 
Clara, Odilo Schröger (studiosus Jovialis), Youngs Nachtgedanken, Loders 
Auslegung der gefammten Bibel und zulegt Langs Kirchengefhichte der 
Schweiz meine Lefung. Aus der letztern machte ich Auszüge, die ih noch 
beſitze. Erft im lebten Jahre meines Aufenthaltes auf Seelisberg begann 
ich ernftlich die Erlernung der lateiniſchen Sprache, nachdem ich fie früher 
einmal unter Pfarrhelfer Muheims Leitung begonnen, aber glei wieder 
aufgegeben hatte. Da überjegte ich alle Penfen der Einfiedler Grammatif, 
der Pfarrer corrigirte am Abende, fo gut es gehen wollte, meine Ueber: 
fegungen. Dadurh gewann ih mir eine Menge von Lateinworten und 
Redensarten. Tag und Nacht jtudirte ich theils im Freien, theils im Zimmer. 
Zwei Jahre nad) einander hatte ih im Monat März heftige Lungenentzün— 
dungen — einmal fam ich nahe an den Rand des Grabes — ausgehalten, 
welche mich ſehr abgeſchwächt Hatten und mir das Studium ungemein 
erſchwerten. Die Folgen davon gehen bis in mein jeßiges Alter fort. So 
mußte der Herr Pfarrer mich eher zurüdhalten, al zum Studium anfpornen. 

Joſeph Maria Regli war ein fehr eifriger GSeeljorger. Ungeachtet 
feines hohen Alter ging er an Monatsfonntagen und an hohen Feſten ſchon 
Morgens 4 Uhr in den Beichtſtuhl und gar nicht felten aus dem Beicht- 
ſtuhl auf die Kanzel, um bie Predigt zu halten und nad der Predigt das 
Hohamt zu feiern; Nachmittags hielt er alle Sonntage um ein Uhr Kinder: 
und Chriftenlehre. Seine Vorträge waren einfah, doch ſchrieb er alle 
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Predigten; er bediente ſich des Predigtwerkes des Paters Hunolt und zu 
den Chriſtenlehren benützte er den Goffine. Gegen herrſchende Mißbräuche 
und ſittliche Gebrechen gerieth er in feinen Vorträgen in einen wahren 
Feuereifer. Er donnerte von der Kanzel herab oder bei Chriftenlehren vor 
dem Pulte ftehend. Am Hitigften ſprach er ſich gegen die Vorſteher aus, 
wenn fie Mißbräuche entweder förberten oder hinnahmen, ohne zu thun, 
was ihres Amtes war. Er berief fie dann in das Pfarrhaus, gab ihnen 
derbe Verweiſe und ſchlug oft vor ihnen auf den Tiſch, daß er erjchütterte, 
Er hatte unter Andern einen ränfevollen und ftörrifhen Kopf in der Ge: 
meinde, welcher ihm vielen Uerger und Verdruß verurfachte. ALS der Pfarrer 
einmal durh mich das angefleidete Muttergottesbild in der Kapelle Maria 
Sonnenberg herabnehmen ließ, um das Kunftgemälde der Krönung Mariens 
nicht mehr durh jenes Bild verderben und ruiniren zu laſſen, flagte jener 
Intriguant den Pfarrer bei den gnädigen Herren und Oberen in Uri an, 
er habe die Mutter Gottes geftohlen. Es gab einen folhen Lärmen in ber 
Gemeinde, daß der Pfarrer für gut fand, das Bild wieder an feinen Ort 
zu ftellen, jo daß auf einem und demſelben Altar oben das alte Gnaden— 
bild, unten das angefleidete Marienbild und hinter dieſem und von ihm 
verdeckt ein ausgezeichnetes Kurftbild, Maria Krönung, ftanden. Erft der 
dritte Nachfolger meines Pfarrer wagte es, das angekleidete Bild wegzu— 
fhaffen und der Kunſt alfo ihr Hecht zu fichern. 

Nicht nur ala Beihtvater, Prediger nnd Wächter der Sittlichkeit und 
Drdnung in der Gemeinde war der Pfarrer Negli eifrig, fondern auch als 
Tröfter der Leidenden und Kranken. Bei Tage und bei Nacht eilte er auf 
jeden Ruf und auch aus freiem Antriebe zu den SKranfen. Er ahnte oft 
zum Voraus, dur ein Geräuſch, welches fih in jenem Schranke Fund gab, 
worin er das DBenebiktionale, die Stola und das Chorhemd Hatte, dazu 
veranlaft, daß er in der Nacht fort zu einem Kranken gehen müßte. Nicht 
jelten fagte er e8 uns zum Voraus und rüftete Alles auf diefen Gang vor. 
Er hatte eine ganze Menge von Hausmitteln, welche er bei vielen Anläſſen 
mit gutem Erfolge anwendete. Das war für die Kranken ein Troft, - ba 
man damals den nächften Arzt über den See in einer Entfernung von zwei 
Stunden, nämlih in Schwyz, berichten oder holen mußte. Am Jahre 1817, 
wo das Nervenfieber graffirte, theilte er den Genefenden mande Flaſche 
Bein, und zwar den ärmern unentgeldlih aus und beförderte dadurd ihre 
Wiederheritellung. 

Eine edle Gaftfreundfchaft war ein hervorftehender Zug in dem Leben 
des Herrn Pfarrers. Wer bei ihm einfehrte, war gut empfangen und be- 
wirthet. Seine Kühe war weit umher berühmt. Bon Luzern, von Urt, 
von Schwyz und Unterwalden, auch von Zürich famen Einzelne und ganze 
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Sejellihaften, um der freien Luft und der vielfach herrlichen Ausfichten zu 
genießen und ihre Epluft an dem Tiſche des gaftfreundlichen, heitern Pfar— 
rers zu ftillen. Alljährlich veranftalteten der Herr Zeugherr Jauch und 
Herr Landammann Karl Behler von Wattingen aus Altdorf Jagdparthieen 
auf den Geelisberg und hielten fi einige Tage beim Herrn Pfarrer auf, 
wo fie Wohnung, Tafel und freundlide Behandlung fanden. Golden 
Gäſten, Gefelliaften und Jagdparthieen wurde dann gebührende Rechnung 
gejtellt. Hingegen wurde gegen Priefter und Weltlihe, welche etwa wegen 
Geſchäften oder jonft einen Beſuch beim Herrn Pfarrer machten, offene und 
freie Tafel gehalten. Es kam eine Menge folder Säfte, zumal an den 
Kirchweihen. Mehrere Jahre nach einander machten, von Herrn Profeſſor, 
nachmals Chorherrn Karl Gisler von Luzern, Bruder der Haushälterin des 
Pfarrerö, geleitet, die Herren Profefjoren Kofeph Anton Salzmann, nad: 
mals Bifhof von Bajel, und Wiedmer, Höderli:Wiedmer genannt, ein 
Männden voll jovialen Wites und Geiftes, eine Luftänderung auf dem 
Berge. Bei folden Anläffen war ich thätiger und emfiger Gehilfe; mir 
war der Keller anvertraut, welches Amt ich mit ziemlicher Gewiflenhaftigkeit 
verwaltete, obwohl ich den Italiener nicht verfchmähte; ich hatte auch Die 
Tafel zurecht zu machen. Aber meine Scheue war jo groß, daß ih mit 
Niemanden reden durfte und mich, jowie die Gäfte eintraten, zu entfernen 
ſuchte. Nur in Gefellihaft von Prieftern fand ih mich heimelig. Herr 
Profeffor Salzmann nahm mich ganz ein, weil er mid auf Spaziergängen 
mitführte, mir allerlei erzählte und Räthſel zu löfen aufgab. Die Väter 
Gapuziner waren dem Herrn Pfarrer von den liebften Gäften. Wenn er 
nah Altdorf oder Schwyz ging, wohin ich faft jedes Mal mitgenommen 
wurde, nahm er feine Einkehr in den Gapuzinerklöftern und war da inmer 
fehr gut aufgehoben. Mir waren die zwei Patres Gaudenz und Conftantin 
meine Augäpfel, fie waren einander jo gleih, daß fie oft verwechſelt, der 
Eine für den Andern angejehen wurden, Auch Pater Zingg, Baarfüßer 
von Luzern, ein treffliher Prediger, befuchte den Herin Pfarrer oft. Mochte 
fommen, wer da wollte, er fand in dem Pfarıhofe auf Seelisberg freund: 
lihe Bemwirthung. 

Der Herr Pfarrer war auch ein Vater der Armen. Die Gemeinde 
Seelisberg zeichnete fi damals ſowohl durch Sittlichkeit (in zehn Jahren 
gab es Fein unehelihes Kind, Feine gezwungene Ehe), al3 auch durch Wohl: 
ftand aus. In der ganzen Gemeinde war nur eine einzige arme Familie. 
Dieje Hatte von den Fahrzeititiftungen Hinlängliches Brod, welches jemeilen 
nad dem Gottesdienfte von dem Sigriſt, unter dem Rofenfranzgebete der 
Armen, ausgetheilt wurde. Der Seeliäberg war aber der Zufluchtsort aller 
Armen und zumal Heimathlojen aus der Umgegend. Es wurde da Feine 
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Polizei geübt und die Seelisberger beherbergten die fremden Armen Tage 
und Wochen lang. Es kamen Tag für Tag wohl zwanzig bis dreißig 
Bettler vor den Pfarrhof. Mir war das Geſchäft des Almoſenſpendens 
übertragen. Der Pfarrer verwendete alles Opfer, welches die Seelisberger 
auf den Altar legten, und das nicht unbeträchtlich war, zu Almoſen; er 
legte aber noch Vieles darauf. 

An politifcher Beziehung war der Herr Pfarrer ein Verehrer bes 
Herfommens, des Alten. Er wurde darum zur Zeit der helvetiichen Revo: 
Iution von den Franzofenfrennden, welche mit den Anhängern der Helvetia 
Eins waren, verfolgt. Er erzählte oft, wie der damalige Diitrictsftatt: 
halter Anton Müller und der Agent Fürfpreh Negli in der Nacht eine 
Abtheilung Truppen nach Seelisberg gejendet habe, um ihn und den Herru 
Fürſprech Hufer feftzunehmen und fortzuführen. Er habe der Truppe, welche 
unter dem Commando von Ambros Z’graggen ſtand, zu eſſen und zu trinken 
geben laſſen und habe mittlerweile die Pfarrbücher und andere Schriften 
verforgt. Dann habe man ihn nad Brunnen geführt, wo Pfarrer Betſchart 
aus dem Muotathal, nebit den Gleichgefinnten von Uri und Schwyz, fi 
befanden und die Offiziere mit blanfen Säbeln fie bewachten. An Luzern 
habe man dann die Umer, Schwyzer und Unterwaldner auf drei Wagen 
gepadt und fei unter Militärbegleitung mit ihnen davongefahren. Vom 
Basler Thor herab haben die Stadthuren von Luzern ihnen nachgeſchrieen: 
„An den Galgen mit ihnen!“ Sie aber haben auf ihren Karren den 
Roſenkranz gebetet. Anders jet die Begrüßung in dem proteftantifchen Baſel 
geweſen. Als fie durch die Stadt gefahren, waren alle Fenfter gedrängt 
voll Zufhauer, die Töchter von Bafel wilchten mit ihren weißen Nastüchern 
die Thränen von den Augen. Die Gefangenen erhielten alltägliche Beſuche, 
man brachte ihmen Speiſe, Trank, Wäſche, linderte ihre Lage auf jede chriſt— 
lihe Weife. Herr Pfarrer Regli Schloß da mit dem Herrn Antiftes Kalk: 
eiien eine Freundſchaft, welche bis zum Tode dauerte. Auf jetes Neujahr 
jandte ihm der Herr Antiftes ein Kiftchen, mit Zucker, Kaffee und Basler 
Lecerchen gefüllt, und der Herr Pfarrer erwiederte das Gefchent mit Schnee: 
hühnern und anderm Gemwild. Die gegenfeitigen Briefe athmeten die veinfte 
Freundſchaft. Sehr oft Fam eine originelle Frau, Namens Dorothea, von 
Emmetten herüber, welde ebenfalls wegen antishelvetiiher Gefinnung in 
Sefangenichaft war geſetzt worden. Diefe dichtete und melodirte Geſänge 
auf die Kevolutionszuftände, welche voll grobförnigen Salzes waren. Wie 
der Herr Pfarrer waren auch die Seelisberger gefinnt und darum bei den 
damaligen Helvetiafreunden in Uri nicht gut angefchrieben. Als es fih nad 
der Anflöfung der Mediationsverfafiung um den Abfchluß eines neuen Bundes: 
vertrages handelte, war Herr Pfarrer Regli ganz entihieben gegen den 
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fogenannten „Züribund”, wie man den Bunbesvertrag vom 7. Augftmonat 
41815 nannte. Er ftand in freunbfchaftlichen Beziehungen mit den Unzus 
friedenen in Schwyz und Unterwalden, und auch mit denjenigen in Uri, 
ohne jedoch eine hervorragende Rolle zu fpielen. Ich erinnere mi nod, 
daß er an dem Bundesvertrag vorzüglich zwei Beftimmungen rügte, nämlich 
die Gentralifirung des Militärweſens und die Steuerpfliht der Klöfter an 
den Staat. In der erftern Beftimmung erblidte er den Tod der freiheit, 
in der Steuerpfliht der Klöfter an zumal paritätifhe und proteftantifche 
Stände eine Ungerechtigkeit, durch welde das Eigenthum der Klöfter ihrem 
Stiftungszwede entwendet werde. Er war jo eifrig in feinem Wibermillen 
gegen den „Züribund*, daß er zwei Zuger Herren, welche vor der über die 
Annahme des neuen Bundesvertrags abzuhaltenden Randsgemeinde von Uri 
zu ihm gefommen und ihn zu bereden geſucht hatten, von feinem Wider: 
ftande abzulaffen, mit donnernder Stimme entgegnete: „Die Herren in Uri, 
weldhe den Züribund anrathen und dafür ftimmen, -find Spitbuben und 
Baterlandsverräther.* Die Zuger Herren müſſen diejes nad Altdorf über: 
bracht haben, denn e8 war im Rathe die Rede davon, ben Pfarrer darüber 
zur Verantwortung zu ziehen, was jedoh Herr Landammann und Panner: 
herr Karl Beßler von Wattingen verhinderte. ALS nun der Tag der Ent: 
ſcheidung durch die Randsgemeinde in Altdorf gefommen war, fuhren jehr 
viele Seeliäberger an diefelbe, und unter ihnen aud der Sigrift. Nach— 
mittags mußte ich öfter auf eine Stelle, von welder man ſowohl auf den 
See, als auf die Straße fehen Fonnte, um zu erjpähen, wie der Enticheid 
möchte ausgefallen jein. Der Erfte, welcher zurüdfehrte, war ber Sigrift; 
ih fragte ihn behend, wie es gegangen ſei. „Ja, wie iſt's gangen ?* 
antwortete er; „Alles der Schijjä na hinterä ift’8 gangen.“ Die Lands: 
gemeinde Hatte nämlih mit Hilfe der Urfener und GSilener den Bundes: 
vertrag angenommen. Die Regierung ſchickte dann eine Compagnie Truppen 
unter dem Commando von Hauptmann Anton Müller, dem Neffen des 
gewefenen helvetiſchen Diftrictsftatthalters, auf Seelisberg, um die Gränze 
gegen Unterwalden zu verwachen, wie bie Geelißberger aber dafür hielten, 
um fie wegen ihrer ausgeſprochenen Abneigung gegen den „Züribund“ zu 
züchtigen. Nach weniger Zeit z0g die Compagnie wieder ab. 

Unter dieſen Berhältnifien und unter diejer Leitung brachte ich meine 
Jugend zu bis zum 18. Weinmonat 1818, aljo bis in mein adtzehntes 
Yahr. An diefem Tage ſchied ich wehmüthig und weinend von dem fchönen 
Seelisberg, von dem guten Völkchen und von meinem innig geliebten Pfarrer, 
meinem Erzieher und zweiten Vater. Auch er war beim Abjchiede von 
feinem onjtantin gerührt. Den Pfarrhof Hatte ich gleihfam für mein 
Haus gehalten, und es thut mir heute noch wehe, daß ich in demſelben 
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nit mehr daheim bin, wenn ich den Seelisberg befteige; ja es ift biefer 
Umftand die Urjache, daß ich feltener nach Seelisberg gehe. 

In dem Pfarrhofe zu Seelisberg hatte ich den Herrn Johann Joſeph 
Gisler von Spiringen, welder damals Profeffor in Altdorf war, Fennen 
gelernt. Er war zur Wiederherftellung feiner fehr geſchwächten Geſundheit 
mehrere Wochen da. Tägli machte ih mit ihm Spaziergänge auf das 
jogenannte Thor, wo man einer herrlichen Ausfiht nah Schwyz genießt, 
zu dem Kreuze, von wo man auf das Rütli, die Wiege der Schweizer: 
freiheit, auf die Tellenplatte und in das Keußthal mit feinen himmelhohen 
Bergeouliffen haut; zu der Kapelle im Walde, jett Sonnenberg geheißen, 
wo eine von ber Frömmigkeit der Seelisberger geftiftete, mit ein paar aus— 
gezeichneten Kunftgemälden gezierte Kapelle die Wanderer zur jtillen Andacht 
einladet. Wenn Herr Gisler befjer aufgelegt und dur die Kur geftärkter 
war, fo dehnten wir unfern Spaziergang dur den Tannenwald bis nad 
dem Stammfige der Edeln von Beroldingen aus, von welchen noch zwei 
Stämme in Würtemberg und im Kanton Teffin find, während in Uri ber 
Stamm von Beroldingen erlofhen ift. Seltener befuchten wir den See, von 
welhem die Gemeinde den Namen hat, nit aus Furcht vor dem Ungeheuer, 
welches bie überfpannte Phantafie der Neuzeit in denfelben gezaubert hat, 
jondern mehr aus Scheu vor der Hite. Sehr oft fpazierten wir auch in 
die Frachiggüter, wo eine wohlthuende Ausfiht auf die ehemalige Republik 
Gerſau, in das freundliche Unterwaldner Ländchen, auf Weggis und den 
Euzernerfee und auf den ernftebüftern Pilatus lohnte, und wo eine vortreff: 
liche Duelle — das befte Waſſer des Seelisberges — labte. Zu dieſem 
Herrn Profeſſor Gisler Fam ih nun in Wohnung und Koft in Altdorf, 
um meine Studien fortzufegen. Bon meinem Privatjtubium auf Seeliberg 
fam ich gleih in die Syntar, welche man jet die dritte Klafje nennen 
würde. In Herrn Sebaftian Schranfenmüller von Augsburg, aus dem 
eufgehobenen Orden der Gefellfchaft Jeſu, Hatte ich einen ausgezeichneten 
Profeffor und Gewifjensrath. Unter feiner Leitung machte ich bedeutende 
Fortſchritte in Kenntnig und Fertigkeit der lateiniſchen Sprade. Und doch 
var es einzig Cornelius Nepos, den wir unter den Proſaikern Noms über: 
gen mußten. Den mußten wir aber ganz durchnehmen, überjegen, erklären, 
wöwendig lernen und nahahmen. Auch mußten die Schüler meiftens latei— 
nich ſprechen. Als Poet überjegten wir Ovidius' Elegieen und brachten 
5 jelbft im Verſemachen zu einiger Fertigkeit. Ich behaupte, dag wir es 
im Latein mit allen Schülern der heutigen Gymnafien aufgenommen hätten; 
ja ch habe in Luzern theologifche Probeübungen im Latein gejehen, welche 
mit unfern Uebungen nicht Stich gehalten hätten. Dabei vernadlälfigten 
mit auch die fogenannten Nebenfäher nit, mathematiijhe Geographie, 
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allgemeine Geſchichte, Mathematif. Sehr gründlid wurden wir im der 
Religionslehre unterrichtet, Herr Schranfenmüller diktirte uns Diejelbe in 
lateinischer Sprache, ich bejige fie heute noch. Er leitete jeine Schüler 
praftiih zur Weligionsübung an: war Freund und Bater der Schüler. 
Meine Mitihüler wareh Karl Leonhard Müller, ſchon damals ein Muiter 
inniger Frömmigkeit; Franz Müller, beide traute Freunde von mir, jebt 
meine Schwäger ; Karl Emanuel Müller, ein mathematifches Talent; Joſeph 
Maria Epp, nahmals Pfarrer von Attinghaufen, und Thaddäus Walker 
aus dem Iſenthal, ein Armer, aber reih an Talenten; er ftarb in Atting: 
haufen als Tfarıhelfer, wo auch Pfarrer Epp, welcher wegen Krankheit 
rejignint hatte, begraben liegt. Alle diefe waren unverdorbene, fittliche, 
veligiöfe und fleigige Jünglinge, mit welchen ich in befter Harmonie lebte. 
Auch mein Koftherr, Profeſſor Gisler, ein durchdringend ſcharfer Verftand 
und unbezwingliher Wille, ein heiterer Gefellihafter und würbevoller Prie- 
jter, liebte mich und juchte meine Ehre zu fördern. Da ih in fünf Fächern 
den erjten Preis errungen hatte, drang er darauf, daß mir nebſt den üblichen 
Nücherpreifen eine jilberne Medaille mit dem Bilde Wilhelm Tells einer: 
ſeits und dem unentbehrlihen Uriſtier anderfeitS am jchwarz:gelben Bande 
auf dem Theater umgehängt wurde. Denn Herr Profellor Schrantenmüller 
lieg jeine Studenten jedes Jahr ein Theaterſtück aufführen. Mein ver: 
ehrungsmwürdiger Pfarrer von GSeelisberg wohnte der Weierlichkeit bei, hielt 
ih ungewöhnlih lange, drei Tage, in Altdorf auf. Gin paar Monate 
darauf ergriff ihn eine Krankheit, an welcher ev am 30. Weinmonat 1819 im 
Herrn entichlief.. Auf dem Krankenbette noch, an welchem ich ihm beiftand, 
empfahl er mir vorzugsweiſe Aufrichtigfeit und Redlichkeit. Er tröftete ſich, 
daß er ohne Schulden von der Melt abjcheide. Die Erben befamen jeden— 
falls ein veichliches Inventar. Er war 35 Jahre Seeljorger der Gemeinde 
geweſen. In Altdorf wurden meine fittlihen und religiöfen Grundſätze befeftigt. 

Bon Mtdorf z0g ih dann zu Allerheiligen zur Fortſetzung meiner 
Studien nah Luzern. In Luzern leiteten Schultheig Joſephh Karl Amrhyn 
und vorzüglich Staatsrath Eduard Piyffer das Erziehungsweien in einem 
„Freifinnigen Geifte.* Dr. Ignatz Vital Trorler von Münfter war Pro— 
fejjor der Philoſophie; Herr Renward Branditätter, ebenfalls von Münfter, 
ward für das Schuljahr 1819/20 als Profeſſor der Rhetorik von St. Gallen 
nad Luzern berufen. Er lehrte das ganze Jahr Poetik. Obwohl ich nie 
eine poetiſche Ader in mir veripürt Habe, errang ih doch meiltentheild den 
erſten Pag faſt in allen Fächern, jedoh die Mathematit ausgenonmen, 
Ach hatte einen eifernen Fleiß, arbeitete nicht jelten bis tief in die Nacht 
und ftand des Morgens in aller Frühe auf. in unbefiegliches Heimweh 
nah Altdorf oder vielmehr nad meinen Freunden dajelbft, in Folge meiner 
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jweimaligen Lungenentzündungen eine faft beftändige Kränflichfeit, der Rath 
meines Arztes Dr. Joſeph Elmiger beftimmten mich, ſchon am 16. Mai 
1820 Luzern wieder zu verlaflen, was ich denn auch mit Freuden that. 
Denn Luzern war mir nicht heimelig. Der Koftgeber, Schwäher von Eduard 
Piyffer, Suſtmeiſter Schobinger auf der Werglaube, war mir weder ein 
Profeſſor Gisler, noch ein Pfarrer Regli. Profefior Branditetter, der wohl 
über dreißig Schüler hatte, war nicht jehr mittheilfam. Das traute Ber: 
hältniß zwiſchen Lehrer und Schüler, an welches ih in Altdorf gewöhnt 
war, mangelte mir. Das Vereinsweien war damals in Luzern im Schwunge. 
Es beitand ein Deflamationsverein, melden unjer Profeſſor Teitete und 
welchem ich auch beitrat; es bejtanden aber auch noch andere Vereine. Von 
meinem Mitichüler Ludwig Keller, Sohn des im Jahr 1816 in der Reuß 
ertrunfenen Schultheißen Xaver Keller, wurde ih in eine Geſellſchaft ein- 
geladen, in welcher Eduard Pfyffer, der nahmalige Profeſſor der franzöſi— 
Ihen Sprade, Jakob Robert Steiger von Geuenfee und Andere waren. 
Bir mahten Aufjfäge mit einander; jeder gab ein Wort an umb alle dieſe 
Worte mußten in dem Auflage erfcheinen, oft eine fchwierige Aufgabe, welche 
aber Eduard Pfyffer jedesmal mit Meifterhand löste. Neben diefen waren 
Joſeph Ned von Marbah, der in der Blüthe feiner Jahre jtarb, Joſeph 
Lötiher von Schüpfheim, der Sohn des berühmten Kreuzwirthes, Kandidus 
Fiſcher von Menznau, welcher mir in meinen Krankheiten viele Befuche ab» 
fattete und Dienſte leiftete, und Eduard Cathry von Urfern meine Freunde. 
Id war aber überhaupt mit allen Mitihülern in fehr gutem Verhältniffe. 
Johannes Rohner aus dem Aargau, welcher bei Propft Fügliftaller Phyſik 
fudirte, und Karl Chriſten von Urfern, Schüler der Syntar, waren meine 
Tiſchgenoſſen und letzterer auch mein Zimmergenofle, mit welchen ich in 
gutem Vernehmen ftand. Durd das früher mir unbefannte Lejen von Zei: 
tungen und deutſchen Dichtern (in Altdorf Hatte ich meiſtens Stolbergs 
Religionsgejhichte gelefen) wurde meine Phantafie etwas lebhafter, der Um— 
gang mit andern Studenten gab mir einen Anflug von Freifinn aud im 
Religiöfen. Zwar Hatte ih an oft Häfliger von Neiden, dem jetigen 
Pfarrer von Luthern und Dekan des Landkapitels Willifau, welcher damals 
Theologie ftubirte und viel auf mich einmwirfte, einen treuen Mentor, und 
an dem vortrefflihen Herrn Profeſſor Schmid, fpäter Pfarrer in Hitzkirch, 
einen weifen und innigsfrommen Beichtvater ; aber das religiöfe Leben hatte 
in Luzern doch eher verloren als gewonnen. Freudig fuhr ich über den 
Vierwaldftätterfee zuerft nad Seelisberg, wo Herr Mauriz Faßbind von 
Arth, früher Kaplan in Brunnen, Reglis Nachfolger, Pfarrer geworden war, 
Bei diefem jopialen und gleichzeitig frommen Manne verlebte ich recht glück— 
liche Tage, ermeuerte meine alten Seelisberger Bekanntſchaften und genoß 
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mit jpürbar gutem Einfluffe der reinen Bergluft. Nah wenigen Wochen 
ging ich dann nach dem freundlichen Bürgeln, wo während meines Aufent: 
haltes in Luzern Herr Profeſſor Johann Joſeph Gisler zum Pfarrer erwählt 
worden war. Hier an Tells Geburtsftätte, an dem wildraufchenden Schäden, 
in dem freundlichen Pfarrhofe mit dem angenehmen Mättelhen und dem 
alterthHümlihen Thurme fühlte ih mich wohl und freudig zufrieden. Wie 
in Luzern, fo las ich auch hier Allerlei durch einander und baute eine 
Menge von Luftihlöffern, in welchen ich bis in das fpätere Alter mich oft 
erluftigte und verlor. Oft befuchten mich meine alten Mitfhüler aus Alt- 
dorf und mit ihnen der goldlodige Aloys Müller, nahmals Pfarrhelfer in 
Altdorf, wo er an ſchmerzlicher Kranfheit frühe geftorben, und ich bejuchte 
hinwieder au fie. Der treue Lötſcher und anhängliche Keller kamen von 
Luzern zu mir, In Bürgeln knüpfte fi eine Freundſchaft an, welche noch 
mit Wärme fortdauert. Melchior Tſchümperlin von Schwyz, damals Stu: 
dent von Solothurn, jebt Pfarrer in Ingenbohl und bifhöfliher Commij- 
ſarius, bejuchte mi, veranlakt von Maler Xaver Triner von Schwyz, in 
Dürgeln. Wir fühlten uns fogleich gegenjeitig angezogen. In der Wald: 
bruderei zu Schattdorf fchloffen wir Freundihaft. Er beftimmte mid, für 
das nächſte Schuljahr das Gymnafium in Solothurn und als Profefjor den 
Herrn Joſeph Anton Weiſſenbach, der auch fein Profeſſor geweien, zu wählen. 
So zog ih denn nah Solothurn, wo ich eine Pflanzftätte der Wiſſenſchaft 
und Qugend, einen ausgezeichneten Lehrer und einen Geelenfreund fand. 
Drei Schuljahre weilte ich daſelbſt. Ich trat nochmals in die erite Ihe: 
torik, um den Herrn Weiſſenbach zwei Jahre, nämlich in beiden Ahetorifen, 
zum Lehrer haben zu Eönnen. Er wußte alle Herzen zu gewinnen: ich darf 
hinzufügen, daß ih fein Liebling war. Er hatte mich ſchon als fünftiges 
Mitglied des Collegiums auserfehen. Ein freunblider Exrnit, der ihn nie 
verließ, zog den Süngling an und hielt ihn doch in gebührender Entfernung. 
Er war nicht nur in der Schule Lehrer, er leitete auch das Privatitudium. 
Er Hatte ein Meines Lehrbuh der Dichtkunſt und Reoekunſt bearbeitet, 
welches er mit der ihm eigenen Lebendigkeit und Klarheit in der Schule 
erklärte. Die Claſſiker fezirte und anatomifirte er nicht fo, wie es in Luzern 
Braud war, fjondern er drang mehr in dem Geift derfelben ein, bob die 
Schönheit der Gefinnungen und Darftellungen hervor und flößte jo Liebe 
und Geſchmack für das clafjishe Studium ein. Als Neligionslehre hatten 
wir Bat: aber das einfache Lehrbuch war in der Hand des Lehrers nur 
ein Leitfaden. Mit Gründlichfeit und Begeifterung führte Weiſſenbach in 
die ewigen Wahrheiten ein und legte fie dem Geifte und Herzen der Schüler 
nahe. Selbit ein Mufter reiner erhabener Sittlichkeit, verftand er es auch, 
den Jünglingen die Achtung ihrer chriſtlichen Würde einzuprägen und ſie 
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vor den Gefahren, welche der Jugend drohen, zu warnen und zu firmen. 
Es war zwar unter bie Studenten Solothurns, durch einen Lehrer etwas 
befördert, ein burjchilofer Geift eingedrungen, jedoch hatte er nur noch Wenige 
ergriffen. Im Ganzen waltete unter den ungefähr dreihundert Studenten 
ein religiöfer Sinn, ein fittliche8 Betragen und emfiger Fleiß. Man empfing 
die heiligen Saframente, man hörte täglih die heilige Mefie, man fah 
Abends ganze Schaaren die Lorettenfapelle befuchen und eine kurze Andacht 
zur jeligften Jungfrau, ohne äußern Antrieb, verrichten. Das Collegium 
der Profefioren zählte vortrefflihe Männer unter fih, wie Nüfle aus der 
Geſellſchaft Jefu, der Freund Schranfenmüllers in Altdorf, Vock, den Pro: 
feffor der Dogmatif, Weiſſenbach, Hänggi, Bader, Sutter u. f. wm. Nüßle, 
Balther, Weifjenbah, Bader, Hänggi waren ausgezeichnete Prediger, Pater 
Wirz aus der Gefelihaft Jeſu ein beliebter weifer Beichtvater. Kurz, die 
Lehranftalt in Solothurn war eine Leuchte nicht nur Solothurns, fondern 
der katholiſchen Schweiz und hatte das allgemeine Zutrauen Fatholifcher 
Eltern. Darum mußte fie in den Dreißigerjahren dem Radikalismus zum 
Opfer fallen. 

Man muß fih nicht vorftellen, dag ein trübfinniger Geift an der 
ſolothurni ſchen Anftalt herrſchte. Die Profefjoren waren helle Köpfe und 
frohe Gemüther, fie machten mit ihren Schülern jährlich ein paar Spazier— 
gänge oder Vergnügungsreishen, wo es recht lebhaft und munter zuging. 
Auch da war es Sitte, alle Herbit dur die Studenten ein Theaterftüd 
aufzuführen, um fie an einen freien Vortrag zu gewöhnen und ihnen ein 
Vergnügen zu verfhaffen. Ihre Disciplin war für die Studirenden ernit, 
aber milde: die Lehrer und Präfekten fuchten mehr durch Weberzeugung als 
durh Strafen, dur die von der katholiſchen Kirche dargebotenen Mittel 
mehr, als durch geſetzliches Einfchreiten zu wirkten. Es famen wenig grobe 
Unordnungen vor. Nur bildete fih auch in Solothurn, unter dem Ein— 
fufie eines mit dem Geifte der Anftalt nicht ganz übereinftimmenden Bro: 
feffors, welcher der Liebling aller Freifinnigen war, ein Verein, welcher fich 
bei jeinen Mitgliedern durch bejondere Kappen und grobe Zwilchhoſen, welche 
dad Sinnbild ihrer Kulturhöhe waren, fowie durch ein etwas barfches Weſen 
auszeichnete. Dieſem Vereine gegenüber jtiftete ich mit meinem Freunde 
Tihümperlin einen fogenannten Rütliverein, in welhem Studenten aus den 
Urtentonen Aufnahme fanden. Wir laſen mit einander die Religions: 
geihichte von Friedrich Leopold von Stolberg und die Schweizergeſchichte 
von Johannes von Müller; wir verfertigten und beurtheilten Aufläge über 
verihiedene Gegenftände,; wir feuerten uns gegenfeitig zum Studium an 
und fuchten die Mitglieder von gefährlichen Geſellſchaften abzuziehen. Gelang 
und dieſes nicht bei allen, fo doch weitaus bei den meiften. Im den Herbſt— 
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ferien veranftalteten wir jedesmal eine Verſammlung, welche mit Deflamation, 
Geſang, Vorträgen, organifatorifchen Beichlüffen begonnen und mit einem 
bejcheidenen Mahle gefchloffen wurde. Nach meiner Weiſe ſetzte ich ehr 
große Hoffnungen für das Heil der Urfantone auf diefen Verein — wenige 
davon wurden zur Wirklichkeit. Allein die Mitglieder des Vereins ver: 
dankten demjelben die Belebung zum Studium, die Anknüpfung freundichaft- 
liher Bande, welche jelbit die Zukunft nicht ganz zu zerreißen vermochte, 
und manchen frohen und edeln Genuß. Ohne Ruhmrednerei darf man jagen, 
dag man nicht nur damals, fondern heute noch in den geweſenen Mitglie- 
dern des Kütlivereins im Allgemeinen mehr wiſſenſchaftlichen Geift und mehr 
Streben nah Fortbildung wahrnahm und wahrnimmt, als in den höhern 
Ständen in den Urkantonen jonft zu Tage fümmt. And doc ift dem ein- 
dringenden Geifte der Gleichgültigkeit für alles Höhere, Heilige und Gött- 
lihe, dem drohenden Geiſte der Verflahung nichts Anderes mit Erfolg 
entgegenzufeten, al3 das immer tiefere Eindringen in die ewigen Wahr— 
heiten und der überwältigende Einfluß einer über den flachen Zeitgeijt erha= 
benen geiftigen Bildung. Der immer reger werdende Verkehr und Die 
Miſchung der Schweizerischen Völkerſchaften durch geichlechtliche Verbindungen, 
gewerbliche Unternehmungen und durch den Alles beherrichenden Handel wird 
auch in den Urkantonen das Angeficht der Erde und die Berhältnifie um— 
geftalten und ihre politischen Einrichtungen werden mitwirken, daß dieſe 
Umgejtaltung nicht zum Heile der Urfantone vor fi gehe, wenn nicht 
geiftlihe und weltliche Vorfteher, Briefter und Beamtete Hand in Hand an 
der Berbeflerung der Zuftände durch weile Verordnungen, durch erleuchtete 
Veberzeugung, durch mufterhafte Beifpiele und durch gebiegene geiftige Bil: 
dung unabläffig, eifrig und Hug arbeiten. Bis jetzt jcheint die Erkenntniß 
diefer Wahrheit noch nicht in die höhern Stände eingedrungen, mwenigitens 
noch nicht in denjelben Herrjchend geworden zu fein. Ja ih muß fürchten, 
dab dieje von der reinften Liebe zu den Urkantonen abgedrungene Bemer— 
kung fogar übel werde aufgenommen werden. 

Solothurn mit feiner herrlichen Lage, mit feinen eigentlih für die 
Studien, für die Pflege reiner Freundſchaft und für die edeljten Natur: 
genüſſe geihaffenen Anlagen, bleibt mir unvergeglih. Da verlebte ich wahr: 
haft jelige Stunden, zumal mit meinem gefühlvollen, gemüthsreihen Seelen: 
freunde. Auch in der wiljenjchaftlichen Bildung machte ich unter der Leitung 
des ausgezeichneten Lehrers und im Wetteifer mit talentbegabten Mitſchülern 
namhafte Fortſchritte. Im beiden Jahren der Rhetorik Hatte ich in Fünf 
verfchiedenen Fächern den erften Preis und erhielt darum durch den Schult— 
heißen des Standes Solothurn im Theater jedesmal eine goldene Medaille, 
»Virtutis et diligentiae praemium, Respublica Solodorensis« umfchrieben, 
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mit den Worten: „Empfangen Sie diefen Preis zum Beweiſe, daß Solo- 
turn auch die Nerdienite anderer Stände zu würdigen verfteht.” Dazu 
hatte Herr Profeſſor Weiflenbah noch ein begeiftertes Yob auf meine Gigen: 
Ihaften vorgetragen und mir übergeben. Die Aufklärung der jegigen 
Gelehrtenrepublit ſchafft dieſe Ermunterungen für die Ternende Jugend ab. 
Die Schüler follen aus reinen Beweggründen fich dem Fleiße und der An: 
frengung auf dem geiftigen Gebiete hingeben. Sie follen die Wiſſenſchaft 
um der Wiſſenſchaft willen lieben! Mir däucht, die alten Lehrer haben 
dad Herz des Nünglings Earer durhihaut, als die neuen. — In der Phi: 
lojophie hatten mir ein lateinifches Handbuh von Herrn Sutter, damals 
Profefior der Phyſik am Collegium. Die tkantiihe Philofophie war in 
diejem Handbuche in jyllogiftiiche Form gebracht. Die meifte Zeit wurde 
auf die Kogif verwendet. Was man auch über den Werth oder Unwerth 
der damaligen Solothurner Philofophie urtheilen mag, für mid) bleibt jo viel 
gewiß, daß die Logik in Syllogiitiiher Form die Denkkraft ftählte, das 
Urteil Schärfte und dazu diente, in Allem, was man dachte oder jchrieb, 
las oder hörte, die Folgerichtigkeit herauszuſuchen und herauszufinden. Die 
deutihe Univerfitätslogik, wie wenigſtens ich fie jpäter hörte, hätte in dieſen 
weientlihen Ergebnijien mit der Logik der hausbadenen Solothurner Philo: 
ſophie nicht Schritt halten Fönnen. Während ich in den Nhetoriken Stephan 
Gutzwyller von Arlesheim und Markus Strähl von Matendorf zu meinen 
vorzüglichen, jedoch von mir überwundenen Mitfämpfern gehabt hatte, mußte 
ih in der Philoſophie meiftentheils mit meinen Altdorfer Mitſchülern Karl 
Emanuel Müller und Thaddäus Walker, und zwar mit wechlelndem Erfolge, 
um den Vorrang ftreiten. 

In Solothurn erwachte im dritten Studienjahre, ich weiß nicht, wie 
und warum in mir die Sehnfucht nach einer dentſchen Univerfität. Umfonft 
bemühten fich mein innig geliebter Lehrer Weiffenbah, mein ehrmwürdiger 
Gewiſſensrath Pater Wirz und mehr oder weniger auch mein Geelenfreund 
Tihümperlin, und in den Ferien von 1823 mein Koftherr Pfarrer Gisler 
in Bürgeln und Pfarrer Faßbind auf Seelisberg, mid) von dem Gedanken 
abzubringen. AU ihr ernftes, eindringliches Abmahnen befeftigte nur meinen 
Entſchluß. Mit Wehmuth zwar nahm ich von Solothurn, von Bürgeln, 
von dem Rütliverein, von meinem Geelenfreunde und von dem Daterlande 
Abſchied, aber z0g dann freudig mit meinen Luzernerfreunden Ludwig Keller 
und Kafpar Haas im Weinmonat 1823 nah Würzburg, nm das philojo: 
phiſche Studium fortzujeßen und mein Berufsfach zu wählen. Hier nun 
fam ih in eine andere Welt, und auch ich wurde in mehr als einer Be: 
jiehung ein anderer Menſch. Bon Solothurn hatte ich freilich ſchon einen 
zewiſſen Trieb zur Verbefierung der Zuftände im Waterlande und zumal in 


16 
den Urfantonen mitgebradt. Es war ein Gemiih von ftolger GSelbftüber: 
ſchätzung und von wahrer Begeifterung für das erkannte Gute. Diefer 
Trieb bildete fih in Deutſchland bis zur Schwärmerei aus, fo daß ich ganz 
im Ernft mit ein paar Freunden einen Bund ftiftete zur Veredlung der 
ganzen menſchlichen Gefellihaftl. Der Bund blieb aber auf drei bis vier 
Mitglieder beihränft und ftob, leicht wie er geihaffen worden, eben jo leicht 
wieder in fein Nichts. Vorzugsweiſe erlitten meine religiöfen Ueberzeugungen 
und Gewohnheiten eine ſtarke Erfhütterung, ja eine völlige Umgeftaltung. 
Wie war e8 möglih, daß die tiefen Eindrüde meiner erften Jugend, die 
Erinnerungen an die gründlichen Lehren eines Schranfenmüller, an die Tiebe- 
vollen und gediegenen Vorträge eines Weiſſenbach, an die ebeln Beifpiele 
meiner frühern Umgebungen, daß meine ächtreligiöfen Gefinnungen und 
Vebungen in Deutihland wie weggewiſcht wurden? Ohne Rückhalt will 
ich die Urſachen Hievon aufdecken, wenn auch mir zur Beihämung, doch viel: 
leicht Andern zur heilfamen Warnung. Der innerfte und tieffte Grund zu 
dem Uebergange aus dem Glauben zum Unglauben, aus der Neligiöfität 
zur Gleichgültigkeit und Srreligiöfität lag in meiner Eitelfeit, in meiner 
Eigenliebe, in meiner Selbitüberfhägung — kurz in meinem Stolze. „Hoch: 
muth fommt vor dem Falle” wurde bei mir zum Wahrfprude. Er wird 
es bei allen Menfhen ohne Ausnahme. Aus diefer Urquelle entipringt bei 
den Meiften der Unglaube. Allein auf der Univerjität gab es nod eine 
Menge mitwirkender Urfahen, mächtig genug, um auch einen ftärfern Geift 
und ein erfahreneres Herz, als ich aus der Schweiz mitgebracht hatte, zu 
betäuben und zu überwinden. Meine Umgebungen im SKofthaufe waren 
meiftens Mediciner aus der Schweiz. Diefe fümmerten fi wenig um bie 
fatholifche oder proteftantiiche Eonfelfion, waren in ihren ärztliden, wund— 
ärztlichen und hebärztliden Ergüffen und Darftellungen nicht? weniger als 
zart, auch im Lebenswandel andern Akademikern gleih. Dabei hatten aber 
ein paar berjelben doch angenehme Eigenihaften, einer für mich fogar eine 
Treundihaft, melde das Studentenleben überdauerte. Er war ein Prote- 
ftant, wurde fpäter fogar ein Magnetifeur und befam einen Anftrid von 
Pietismus. Er beſaß fehr viel Talent und verband mit einer feurigen 
Liebe zum DVaterlande, und zumal zu feinem Vaterkanton Zürich, eine ganz 
begeifterte Verehrung für Napoleon, defien Geſchichte und Schlachten er bis 
ins Feinfte Detail wußte. Diefer Hatte einen großen Einfluß auf mich. 
Wir waren täglich zufammen, Er führte einen hartnädigen Krieg für die 
Demokratie gegen Ludwig Keller Ariftofratie und entzweite jogar mich mit 
dieſem Freunde von Luzern, weil ich mich ebenfalls als entſchiedener Gegner 
der Nriftofratie ausfprah und insbefondere das von Dr. Xrorler heraus 
gegebene Werk Buchanans über den Tyrannenmord in Schu nahm. Allein 
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die freundichaftlichen Verhältniſſe ftellten fi bald wieder her. Einen weit 
größern Einfluß übten zwei andere Freunde auf mich, nämlich Ferdinand 
Eurti von Rapperihwyl, nachmals Regierungsrath von St. Gallen, und 
Ernſt Großbach von Bamberg, jebt Profefior der Philofophie in Luzern. 
Bir befuchten alle drei die Borlefungen von Johann Jakob Wagner, fanden 
uns bald zufammen und bildeten ein eigentlihes Kleeblatt. Curti hatte 
einen ſchwärmeriſchen Geift, ein tiefes Gemüth, eine glühende Baterlands- 
liebe, in Religion und Politik freifinnige Anfihten. Wir mußten aus ben 
Collegien Wagners den gleihen Weg in unſere Kofthäufer nehmen. Er 
Ichnte fih gewöhnlich auf meine Schulter, trillerte ein Liedchen, vor dem 
Scheiden politifirten wir mit einander über unfer Vaterland, dachten uns 
einen großen Wirkungskreis in demjelben zu, oder wir jprachen unjerm 
Profeffor und feinen Borträgen Lob. Großbah war mit großem Talente 
begabt, aber nicht mit jo reihem Gemüthe, wie Eurti, fälter und berech— 
nender, in Religion, Philojophie und Politik ein Spinozift. Beide be- 
herrſchten mich ſowohl mit überragendem Geifte als mit wiſſenſchaftlichen 
Kenntniſſen. Dieſe beiden, und zumal Curti, haben mich von meinem vers 
meintlihen Berufe zur Theologie abgebracht und der Staats- und Nedts- 
wiſſenſchaft zugewendet. In ihrem Umgange jah ich feine Beijpiele ber 
Uniittlifeit, wie fie jonft unter den Akademikern aller Fakultäten vorfamen, 
In Rede, Schrift und Wandel behaupteten fie eine fittlihe Würde, wie fie 
Sünglingen geziemt. In diefer Beziehung war der tägliche, freundichaftliche 
und wiſſenſchaftliche Verkehr mit Beiden für mich eine Schutzwehr gegen 
Entſittlichung. Aber der pofitive Glaube, der Katholizismus litt Schiff: 
bruch; wir alle drei waren von dem Traume eines ewigen Fortichrittes der 
Menſchheit eingenommen und hielten uns für berufen und für tüchtig, diefen 
Fortichritt mächtig zu fördern. Welche Thorheit, einen Palaft ohne Fun- 
dament bauen, eine Weltverbeflerung ohne eine unerfchütterlihe Grundlage 
anftreben zu wollen! Bon dieſer Thorheit waren wir alle drei berüdt. 
Bir wähnten, unjere Träume werben oder jeien Wirklichkeit. Wir Fannten 
die Menſchen und die gejellichaftlihen Verhältniſſe nicht, font wären wir 
von unfern Traumgefihten bald geheilt worden. Aber wir Iebten ein ab- 
geihlofienes Leben, famen nit in ftudentifche Geſellſchaften, waren nüchtern 
und uns jelbjt genug. 

Doch nit meine Umgebungen und nicht meine zwei mir geijtig über— 
legenen freunde übten den mädtigiten Einfluß auf mid aus. Sie förderten 
allerdings jehr meine religiöſe Umgeftaltung, aber jie Iegten eigentlich doch 
nicht den Grund dazu. Auf den Grund, welcher in mir ſchon gelegt war, 
auf den Stolz baute die Philofophie das Gebäude des Unglaubens auf. 
Unfer Brofejlor Johann Jakob Wagner war im Gebiete der Theologie, der 
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Rechtswiſſenſchaft, der Arzneikunde, der Staatswirthihaft, der Geſchichte, 
der Mathematik und der Philoſophie bewandert. Er verband mit einem 
ſcharfen Geiſte eine ausgedehnte Gelehrſamkeit, einen eiſernen Fleiß, und 
hatte die Gabe der Klarheit in feinen Mittheilungen in hohem Grade. 
Scheinbar abjtögend und unzugänglid, war er doch im mähern Umgange 
traulih. Ich hörte bei ihm die ganze Philojophie. Er diktirte fie, ohne 
ein Heft vor fi zu Haben, aus dem Kopfe; mußte er mitten in einem 
Paragraphen abbreden, jo fuhr er in nächſter Vorlefung ungehindert fort, 
denfelben zu vollenden. Er trug meift mit gejchloffenen Augen vor und 
machte dabei mit den Fingern die Bewegung einer Spinne, welde bie 
Fäden zu ihrem Nete aus fich ſelbſt Herausipinnt. Die Stimme war nicht 
eben klingend, aber verftändlih, die Sprade rein, bejtimmt und gewählt. 
Alle feine Sätze fuchte er durd Anführungen aus allen Gebieten des Wij- 
ſens und nicht felten aus ben alltäglichen, gewöhnlichen aber unbeadhtetiten 
Eriheinungen der Natur und des Lebens zu erhärten und Har zu machen. 
Lautloje Stille herrfhte bei den Zuhörern. In der Philojophie war Py— 
thagoras fein Mufter. Diefer joll die ganze Philofophie und alles Willen 
auf mathematiſche Verhältnifie gebaut, die Mathematik zur Grundlage der 
Philofophie genommen haben. Wagner Philofophie war die mathematijche 
Philoſophie. In der Mathematif fand er alle Grundbeftimmungen, alle 
Formen, alle Gedanken, alle Geſetze ſowohl des Geiftes ala der Materie, 
der Bewegung und des Lebend. Die Mathematif enthält, nah Wagner, 
die allgemeine Sprache der Geifter, die Harmonie der Sphären. Das 
Ev xar zav, Eins und Alles, All-Eins war fein philoſophiſches Glaubens- 
befenntniß. Die Philofophie begann er mit dem Gedanken: Gott müfje 
bei allem Wiſſen vorausgejegt, könne nicht bewieſen werden. Ohne dieje 
Borausfegung fer Fein Denken möglih, Alles ſei Unfinn ohne diejelbe. Die 
ganze PVhilofophie faßte ev in einem Grundſchema zufammen, weldes aus 
vier Gliedern beftand und fo hieß: 

Gott, 

Geiſt, Natur, 
AUniverſum, 
oder: 
Gott, 
Iutelligen,, Subſtanʒ, 

Welt. 

Die Ethik, ſowie das Naturrecht waren ebenfalls auf ein vierheitliches 
Schema gebaut. In der Ethik ſprach er der katholiſchen Lehre von der 
Ehe das Wort, entwickelte überhaupt einen reinen Begriff von Tugend und 
Treue. Von der Richtigkeit ſeiner mathematiſchen Schematen war er ſo 
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überzeugt, daß er uns mehr als einmal wiederholte: „erſt wenn Sie von 
der Nothwendigkeit deſſen, was ich lehre, überzeugt find, haben Sie mid) 
ganz und recht verftanden.” Er war von feiner Vierheit fo durchdrungen, 
daß er fie auf Alles, wad man nur denken konnte, auf Alles, was nur 
vorfommen mochte, anzuwenden wußte, 3. B. auf die Schränfe und Klei— 
dung, wie man im feinem felbjt für Hausfrauen trefflihen Werkchen „Syſtem 
der Privatökonomie“ nadlejen fann. Hie und da berührte er auch in der 
Philofophie ſchon religiöfe Gegenftände, jedoh nur im Vorbeigehen, etwa 
zur Erflärung. Seine ganze Theologie entwidelte er erſt in den Borträgen 
der Weltgeſchichte. Ohnehin fejjelt den Jüngling Nichts fo jehr, wie die 
Geſchichte: Wagner aber hatte ganz beſonders die Kraft, feine Schüler in 
den Geichichtsvorträgen anzuziehen und für feine Ideen zu gewinnen. Er 
mufterte die Mythologie aller Völker und aller Zeiten. Er faßte den Sn: 
begriff der Weltgeihichte darin zufammen: die Menfchheit habe fih vor 
Chriftus immer mehr von Gott entfernt, fie gehe nad Chriſtus immer 
mehr zu Gott zurüd. Der Geift habe jih vor Chriftus immer tiefer in 
die Materie verjenft, er erhebe jih nach Chriftus immer höher in das 
Seiftige, oder mit andern Worten, der Geift fei vor Chriſtus aus id 
berauägetreten, er kehre nach Chriſtus in ſich zurüd. Chriſtus jei der 
Wendepunkt der Gedichte. Gegen alles diejes ließe ſich nicht viel Wider: 
iprud; erheben. Wenn man dann aber Wagner fragte: wer ſagſt du, daß 
Chriftus fei? fo antwortete er nicht mit Petrus: Chriftus ift der Sohn 
des lebendigen Gottes, jondern er antwortete: Chrijtus ijt feine Perſon, 
jondern nur eine dee, eine Mythe. Diejes im Jahre 1824 lange vor 
David Strauß. Alle Religionen vor Chriftus waren nur Naturreligionen, 
die einen mehr geiftig, die andern mehr materiell. Der Geift betete die 
Natur an, und zwar in der Natur das Gefchlechtsverhältnig, weswegen 
immer einem höchſten Gott auch eine Göttin zur Seite ftand. Der Geijt 
war jo in die Natur herabgezogen, daß er fih in den Drafeln, in den 
Beiffagungen durh den thieriichen Magnetismus kundgab. Auch die Wun- 
der erklärte Wagner meiftens als Wirkungen diefes Magnetismus. Als ich 
ihn einmal bei einer Privatunterredung fragte, wie man die Heilung des 
Blindgeborenen erflären könne, da durchſtach er mich gleihjam mit feinem 
Blide und wandte fih von mir weg, ohne mir zu antworten. Vermuthlich 
ärgerte ihn, daß ich noch ſolche Fragen ftellen mochte; denn daß er von der 
Unauftöslichfeit der Frage betroffen worden wäre, kann ich bei jeiner Der: 
tanntheit in fein Syftem nit annehmen. Nah der Wendung in der Welt: 
geihichte follte num die Natur dem Geifte dienen und gleihfam ihn anbeten, 
der Geift joll in fein umbebingtes Herrſcherrecht über die Natur eingeſetzt 
werden. Der Geift werde die Natur durchſchauen und ſich jo dienitbar 
2* 
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nahen, dag der Menjch einen beitändigen Sabbath feiern könne: alle Natur: 
fräfte und alle Thiere werden ihn unterwürfig jein. Der Katholizismus 
und der Protejtantismus find nur zwei ſich ergänzende Seiten der hriftlichen 
Religion, der eritere die gemüthlihe und der zweite die geijtige Seite der— 
jelben, beide müſſen aber aufhören und es muß an ihre Stelle eine reine 
Geiftesanbetung treten, das heißt mit andern Worten: eine Selbftanbetung 
der Menichheit und des All-Eins. 

Das find nur fo allgemeine Umriffe feiner Vorträge. Wagner ging 
aber tief ins Einzelne des alten und neuen Tejtamentes ein, entlleidete das 
alte wie das neue alles Wunbderbaren und Göttliden, merzte die Perſönlich— 
feit Gottes und die Offenbarung des perjönlien Gottes aus den Büchern 
des alten und neuen Tejtamentes aus, ließ denjelben nur das Anjehen von 
Sagenbüdern u. |. w. Aud die Ceremonieen und Sakramente der katho— 
liſchen Kirhe nahm er dur, prüfte fie an feinem philofophifchen Syitem, 
erklärte fie alle als bloße Sinnbilder, welde nah und nah verſchwinden 
müſſen. Er hat feine Neligionsibeen in einem eigenen Werkchen, betitelt: 
„Religion, Wiſſenſchaft, Kunft und Staat”, niedergelegt, weiches er für fein 
Hauptwerk hielt. Die Krone jegte er feinen Vorträgen durch die Lehre 
eines ewigen Fortichrittes auf. Obwohl er felbit das Werden, Blühen, 
Sinten und Untergehen, als das Geſetz der Geſchichte ſowohl der Einzelnen 
als der Völker anerkannte, jo wußte er damit doch den Fortſchritt der 
ganzen Menjhheit, die doch aus Einzelnen und aus Völkern beiteht, zu 
vereinigen. Obwohl Einzelne und Bölfer untergehen und die Nachkommen 
ihre förperlie und geiftige Entwidelung ‚immer von vorn anfangen müflen, 
wußte er doch uns die Anjicht beizubringen und in uns zu befeftigen, daß 
gleichjam eine Generation auf die Schultern der andern fteige, bis endlich 
der geiftige Thurm Babels aufgethürmt und die Riejen den Himmel werden 
erftürmt haben, oder mit jeinen Worten: bis der Geiſt der Menfchheit der 
Beherrſcher aller Dinge wird geworben fein. Diefe Meinung, welche der 
angeborene Stolz bald zur Meberzeugung ftempelte, ſchwellte die Bruft des 
Jünglings ho, ſchwang jeinen Geifteöflug in ſchwindelnde Höhen; er fühlte 
ih Hochbefeligt, den Stein der Weifen gefunden zu haben, fih über alle 
Mitmenfchen erhaben zu willen, Vergangenheit und Zukunft zu durchſchauen, 
aller Formen und Feſſeln, wodurd die Religion den Geiftesihwung gehemmt, 
fi befreit zu willen. In vollen Zügen fog ich dieſe Zauberlehre in mid) 
ein und fühlte e8 als eine bejeligende Pflicht, fie allen meinen Freunden, 
namentlih auch meinen Rütlibrüdern in der Schweiz in Briefen, in Auf- 
fügen und während der Ferien in der Heimath zu predigen. Von Würz- 
burg aus gefchah diejes noch im einem anftändigen Tone, fpäter aber, von 
Heidelberg aus, wo der akademiſche Geift mehr berichte, als in Würzburg, 
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geihah e8 in ungemeflenen, rohen, ben Studenten aber gangbaren Aus: 
drüden, fo daß ich die Eeremonieen der Kirche, Prozeffionen und der— 
gleihen mit den unmwürdigften Namen, wie fie dem Akademiker gäng unb 
gäbe find, belegte und fie nur aus Menfchenfurdt, alſo in heuchleriſcher 
Reife mitmadte. * Die Freifinnigen haben folhe Briefe gierig aufgefangen 
und veröffentlicht, um dadurch meinen Charakter zu verbäcdtigen. Ach be: 
tradte biefes als eine gerechte Strafe für meinen Frevel am Heiligthune. 
Aber ih könnte mehr als Ein Beifpiel aufführen von Freiſinnigen, melche 
vom gleihen Unglauben befangen waren, wie ih, und dennoch an öffent: 
lichen Feierlichfeiten Theil nahmen, weil ihr Anjehen und ihr Amt es fo 
zu fordern fchienen. Ich Fannte fogar Einen, welcher die Seele nur einen 
potenzirten Organismus nannte und bie Unfterblichfeit berielben ungeicheut 
läugnete, er machte aber doch die Prozeffionen im Mantel und Degen und 
mit ber Kerze in der Hand mit. ch gehe noch weiter und behaupte, das 
innerfte Weſen des rabifalen Unglaubens und des ungläubigen Radifalismus 
ift Heuchelei. „Sreiheit” iſt das Weldgefchrei deſſelben, Freiheit des Ge— 
wiſſens, Freiheit des Glaubens, freiheit des Unterrichts, politifche Freiheit. 
Und doch tyrannifirt er die Gewiſſen und den Glauben, indem er bie 
Religion und die Kirche nach feinem Syſtem modeln will, indem er fi 
überall zwifhen das Gemifjen des Volkes und die Priefter eindrängt, den 
Glauben des Volkes verhöhnt und das Lehramt ber Priefter beengt, Kurz 
den Kirchenlehrer fpielen und die Kirche vernichten will. Ebenſo ijt Die 
Freiheit des Unterrichts und der Wiſſenſchaft bei ihm nur eine Lüge und 
Heudelei. Denn er bevormundet die Familienväter und die Gemeinden, 
indem er ihmen mißbeliebige Lehrer aufdrängt, die Bildung und Erziehung 
zur Territorialfache macht, alſo eben von einem öffentlihen Wirkungskreiſe 
ausfchließt, welcher nicht gerade die von ihm angewieſene Schule befucht, Die 
von ihm vorgefchriebenen Fächer lernt, mag er dabei ein noch fo fähiger 
Kopf fein und fein Fach no fo gründlich ftudirt haben; er macht die Aus 
gend verwildert und ausgelaſſen, ftatt fie zu veredeln und zu guten Gefin- 
numgen zu begeiftern. Endlich die politiiche Freiheit, die er predigt, ift ein 
gewaltthätiger Dejpotismus, wovon in dieſem Werke, ſowie in dem voraus: 
gegangenen „Rathsherr Joſeph Leu von Eberfoll u. j. w.“ die handgreif- 
lihften Beweiſe fi finden. Des Radikalismus innerfter Kern ift Lüge und 
Heuchelei, und fo lange ih von dem ungläubigen Rabifalismus eingenommen 
und verblendet war, lag diejer Kern auch in mir. Und von jeher bis auf 
den heutigen Tag war ich gewohnt, gegenüber meinen Freunden im Umgang 
und in Briefen mi unummunden auszuſprechen und ihnen zu fagen, was 
mich jemweilen bewegte. Dieſem Zuge meines Charakters haben die Rabifalen 
den Fund zu verbanfen, welchen fie zum hundertſten Male dur ſchnöden 


Mißbrauch von Freundesbriefen gegen mich ausbenteten. Sie machten ben 
Fang im Nachlaſſe verjtorbener treuer, aber unbedachtſamer Freunde von 
mir. Doch genug hievon. 

Nun will ih noch einen Umstand nicht verichweigen, welcher auf meine 
religiöfe Ummandlung . auch einige Einwirkung gehabt Hat. Längere Zeit 
meines Aufenthaltes in Würzburg empfing ich noch die heiligen Saframente. 
Es begab fich aber, daß ih im Anfange einen rigorofen alten Dominikaner 
als Beichtvater traf, ſpäter aber im Gegentheile einen in der Stadt beliebten 
Priefter, welcher die Beihte im Zimmer mit mir auf und ab fpazierend 
abmachte. Die Predigten, die ih anhörte, waren meiftens trodene, vielleicht 
gelehrte Abhandlungen, wie man fie auch Heut zu Tage an gar zu vielen 
Drten, wo die Wiſſenſchaft höher fteht als die Frömmigkeit, zu hören be— 
kömmt. Da waren Feine Nüßle, Feine Weiffenbah, keine Hänggi mehr. 
Das Beifpiel der Priefterfandidaten war eben aud fein gar erbauliches. 
Zudem war neben dem proteftantifhen Wagner noch ein katholiſcher Pro- 
feffor der Philofophie, ein Geiſtlicher, mwelder aber mehr im Wirthähaufe, 
als in der Kirche zu finden war, da3 ganze Jahr keine Meſſe las u. ſ. w. 
Ueberdies pfropfte ich meinen Geift mit theologischen Zeitichriften, welche ſchon 
damals in Deutihland zwiſchen Papft und Kirche einen Unterſchied machten 
und eine Menge Neuerungen und Abihaffungen anpriefen. Nicht geringen 
Eindruck machte auf mich Hirihers Schrift über das Verhältnik des Evan: 
geliums zur Scholaftif und feine Erklärung über das Mefopfer. In Würz— 
burg war fein Weiſſenbach, der mein Privatitudbium geleitet hätte, was doch 
jehr nothwendig geweſen wäre. Ueberhaupt fann ich den Tadel bier nicht 
zurüdhalten, daß die Vorfteher der Fatholiihen Kirche in Deutichland viel 
zu wenig Wache hielten über die Schulen, über die Nünglinge an den Uni: 
verjitäten. Wohl weiß ih, daß die Kirche in Deutichland geknechtet war 
und mehr ober weniger noch ift, weil der Unglaube in den politiihen Re— 
gionen waltete und noch waltet: allein deſſen ungeachtet hätten die Biſchöfe 
doh an den Univerfitäten Priefter ohne offiziellen Charakter unterhalten 
fönnen, welche es fich zur Lebensaufgabe gemacht hätten, unverborbene Küng- 
linge an fich zu ziehen, fie vor dem Verderbniſſe zu bewahren, ihre Studien 
zu leiten, ihren Mandel zu überwachen, fie zu allem Guten anzufpornen. 
Welch ein herrlicher Beruf für einen Geelforger, und mwelder Troft für die 
Eltern wäre dieſes geweien! Heute aber follten die Biihöfe den von dem 
Piusvereine angeregten Gedanken der Stiftung einer fatholiihen Univerfität 
lebhaft aufgreifen und mit geiftigen und materiellen Kräften unterftüßen, 
nachdem dur gewifienlofe und ungerechte Makregeln der Negierungen jelbit 
die Fatholiichen Univerjitäten ihrem Zwecke entfremdet und theilweife zu Hoch— 
Ihulen des Proteitantismus und des Unglaubens umgewandelt worden jind! 
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Alle diefe Umftände zufammen machten mich zum Ungläubigen, zum 
hohmüthigen Weltverbeflerer, der fich über pofitiven Glauben, über alle 
Autorität der Kirche und über den Fatholiihen Kultus wegſetzte. Als eine 
bejondere Gnade fehe ich es an, baf ich die Irrwege, die ich in Bezug auf 
die Religion auf dev Univerfität und eine Zeit lang noch in der Heimath 
gewandelt, erkannt und mich bemüht habe, fie wieder zu verlaflen. Die 
Höhnungen, welche ich um diejer Umkehr willen zu erdulden hatte und heute 
noch zu erdulden babe, betrachte ich als eine Art Sühnung für ben von 
mir gegen Gott und die Kirche verübten Frevel, und ertrug und ertrage 
fie deswegen auch mit Geduld und einer Art von Beruhigung. 

Neben der Geſchichte entiprahen mir Wagners PVorlefungen über bie 
Staatswifjenihaft am beften. Diejen legte er fein Buch „der Staat” zum 
Grunde. In diefem Buche hat Wagner den ganzen Schatz feines Wifjens 
zufammengefaßt. Es ift in ber That ein jehr reichhaltiges Buch, welches 
dem Staatsmann, abgefehen von dem Irrthum, welcher in Wagners Syſtem 
liegt, do in Vielem zum Wegweiſer dienen kann. Natürlich Täuft auch 
durh Wagners Staatsſyſtem der rothe Faden des beftändigen Fortichrittes 
zur volltommenen Geiftesherrihaft. Wie die Zeit anfommt, wo ein bejtän- 
diger Sabbath dem Menſchen gewährt wird, fo wird aud die Zeit fommen, 
wo e3 weder Obrigfeit noch Unterthanen mehr geben und Jeder fich felbft 
regieren wird. Die reine Demokratie, nämlih die Selbſtherrſchaft jedes 
Individuums in völligem Einflange mit allen andern Menſchen, fomit der 
ewige Friede ift das erreichbare Ziel des Staates. Der heilige Thomas 
von Aquin jagt in feinem Buche von der „Regierung der Fürften”: wenn 
die Menfhen unfhuldig wären, wie Adam vor feinem Falle, fo wäre die 
Demofratie die beſte Staatsform. Wagner ſetzt voraus, daß die Menichen 
nur durch den Geift, durch die Vernunft fi werben beherrihen laſſen. 
Wäre das wahr, jo würbe dannzumal die reine Demokratie und der ewige 
Friede eine Wahrheit fein. Das ijt aber ein Ziel, welches nur durd die 
Religion erreichbar ift, von welder die Philofophie mehr entfremdet, jo daß 
im Allgemeinen Spinozas Saß gilt: „die Menfchen werden mehr von den 
Leidenfchaften ald von der Vernunft geleitet.* Auf der Univerfität dachte 
ih freilich nit fo: vielmehr ftaunte ih an die Erhabenheit des Staats: 
ideals Hinauf. Dafjelbe gefiel mir um fo beſſer, da ih von Haus aus 
ſchon ein Verehrer der Demokratie war. Diejes bin ich auch geblieben bis 
auf den heutigen Tag und es war, nebft der religiöfen Umkehr, auch biefe 
Vorliebe für eine ächte Demokratie ein Hauptgrund meiner Entzweiung mit 
den fogenannten Freifinnigen, wie fich diefes im Yaufe diefer Geſchichte zeigen 
wird. Mein Abfall von der Kirche hatte aber zur folge, daß ich die refor: 
matoriſche und deſpotiſche Regiererei gegen ihre Anftalten und ihre Hierardie 


mit den Freifinnigen theilte und dieſe Regiererei noch lange beibehielt, nach— 
dem ich in Glaubenssachen die Lehre der Kirche als unfehlbar wieder an: 
genommen hatte. Die Unterfcheidung zwiſchen Papſt und Kirche, zwiſchen 
Rom und Katholizismus, welche nicht blos von Rechtslehrern, jondern auch 
von Fatholifchen Theologen in Deutihland und der Schweiz gezogen wurde, 
war auch mir eingeprägt und haftete jehr lange. Ebenſo ſchien mir die 
ftrenge Ausjheidung von Glaubenslehre und Kirchenzucht (Disciplinarien) 
und die Berechtigung des Staates zur Einmiſchung in die letztere und zur 
Ueberwachung der Hierardie gleihfam ein Pflichtgebot für die Negierungen 
zu fein. 

An Würzburg noch begann ih das Rechtsſtudium und fette es in 
Heidelberg ein Nahr lang fort, hörte Thibaut, Mittermaier und Morftadt 
(Kirhenreht) und Rau (Nationalötonomie). Thibaut war ein audgezeich: 
neter Profeflor, ich hörte ihm lieber, ala ih die trodenen Pandekten des 
römischen Rechtes ſtudirte. Dagegen fagte mir das Studium des Criminal: 
rechtes bei Mittermaier ganz befonders zu. Ich gewann diefen vortrefflichen 
Mann vorzüglich lieb, war hie und da bei ihm. Er intereifirte ſich fehr 
um die Gejeßbücher der Urfantone und um die da geltende Rechtspraxis. 
Nachdem ih in die Schweiz zurückgekehrt war, ſchickte ich ihm die gefam- 
melten Rechtsquellen und midmete ihm eine von mir verfahte Schrift: 
„da8 Strafreht der demofratifchen Kantone”, melde er mit einem fehr 
freundlihen Schreiben verdanfte. Kine große Anhänglichkeit hatte ih auch 
an Herrn Profeſſor Rau, defien Nationalöfonomie ic mit Neigung ftudirte. 
Morſtadt trug ein ganz antifirchliches Kirhenreht vor und würzte daſſelbe 
in feiner jtotternden Rebe meiitentheild mit groben Schimpfereien, in welchen 
er jeine Hauptkraft beſaß. In fpätern Nahren foll ev in Heidelberg die 
zahlreichfte Zuhörerichaft gehabt haben. Man jtudirte in Heidelberg weit 
mehr, als in Würzburg, weil man nicht fo viele Anläſſe der Zerftreuung 
fand. An Heidelberg waren Ludwig Imhof von Bafel, ein Mediciner, und 
Franz Bernold von Wallenftabt, meine beften Freunde; wir waren im zweiten 
Halbjahre Tiſchgenoſſen. Biel ging ih aud mit Emil Frei von Bafel um. 
Er war damals ein eigentliher Bücherwurm und darum ein Liebling Mitter: 
maierd. Niemand hätte in ihm den Fünftigen Revolutzer von Bajelland 
geahnt. Nicht felten Fam ich mit Julian Schaller von Freiburg zufammen ; 
er erluftigte gewöhnlich die Gefellihaft mit feinen, wenn auch nicht immer 
ganz anftändigen Poſſen. Oefters befam und ermwiederte ich die Beſuche 
von zwei Brüdern Munddorf ans Würtemberg. Wie in Würzburg, fo 
zählte ich aud in Heidelberg zu den Obicuranten, oder wie der noble Aus: 
drud von Heidelberg hieß, zu den Nachtitühlen, d. h.: ich gehörte feiner 
Landsmannfhaft an. UWeberhaupt führte ich in Heidelberg ein ſehr nüchternes 
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Leben, jpeiste nur zweimal im Tage, nämlich zu Mittag, Abends ein Glas 
Bier, eine Heine Rortion und Brod, und fand mich dabei jehr wohl und 
gelund. Am erften halben Jahre war mein Mitichüler von Altdorf und 
Solothurn Karl Emanuel Müller in Heidelberg, wir [peisten mit einander 
auf meinem Zimmer zu Mittag und waren täglich in Freundichaft beifammen. 
Aber ſchon nad dem erften Semefter verließ er Heidelberg, um nah Wien 
zu ziehen. 

Zwei und ein halbes Jahr war ih auf den Univerfitäten Würzburg 
und Heidelberg geweſen, als ih in die Schweiz in den Kanton Uri nad 
Altdorf zurückkehrte. Cine Menge hochfliegender Pläne hatte ich aufgegeben 
und war bei demjenigen ftehen geblieben, mir in Uri das Landrecht (Bürger: 
teht) zu erwerben und ba meinen Wirkungskreis, den ih mir nicht gering 
dachte, aufzufchlagen. Ich Hatte ſchon in Heidelberg eine kleine Schrift: 
„Wilhelm Tell der Urner“ verfaßt, die ih nah der Rückkehr bei Xaver 
Z'graggen in Altdorf druden ließ. Weil e8 in Uri Sitte war, wenn man 
vom Bolfe an der Landsgemeinde, welche der Landesfürft genannt wurde, 
etwas verlangte, in ben Gemeinden umbherzugehen und fein Berlangen zu 
empfehlen, fo unterzog ich mich diejer Gewohnheit ebenfalls und theilte häufig 
jenes Schriftchen als Empfehlung aus. Ich erwarb mir auch, nad der 
geieglihen Vorſchrift, ein Siebengefchlecht, d. h. wenigſtens fieben (ich hatte 
neun) ehrenhafte Männer aus fieben verfchiedenen Familienftämmen, melche 
fowohl bei dem Landrathe als auch an der Landsgemeinde meine Aufnahme 
in das Landrecht durch öffentlihes Auftreten unterftübken mußten. Der 
Landsrath entſprach meinem Begehren faſt einftimmig. Schwieriger ging es 
an der Landsgemeinde. Nachdem mein Koftherr, Landsfüripreh Valentin 
Gurti, mein Landrechtsbegehren vorgebradt hatte, nahdem alle anweienden 
Herren des Landraths dafjelbe zur Gewährung empfohlen hatten, mit ein: 
Hger Ausnahme des Löwenwirthes Landsfähndrid Franz Anton Arnold, 
trat Landsfürſprech Joſeph Gisler mit maßlofer Heftigkeit gegen daſſelbe 
und gegen meine Perfon auf, fchmähte das GSiebengeihleht und die Ge: 
meinde GSeelisberg und ſchloß mit dem Antrage, mir das Landrecht zu ver: 
weigern und das Siebengeſchlecht abzuweiſen. Landsfähndrih Franz Anton 
Arnold ftellte den verlodenden Antrag, mir das Landrecht zu ertheilen, aber 
mit dev Bedingung, daß ich jedem jtimmfähigen Landmanne 2 Schweizer: 
franken zahlen müſſe. Zur Ehre des Urner Volfes muß ich beifügen, daß 
diefer Antrag kaum zehn Stimmen für fi gewann. Nach dem Zornergufie 
des Landfürſprechs Gisler ergriff Herr Johann Joſeph Gisler, Pfarrer von 
Bürgeln, mein früherer Koftherr und Gönner, das Wort und vertheibigte 
mih gegen Gislers Angriffe, erzählte meine Lebensgefchichte, lobte meinen 
Fleiß und meine Sittlichleit, und ſprach die Zuverfiht aus, daß ich von 
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den Univerfitätämeinungen jchon zurüdfommen werde u. |. w. Nach ihm 
unterftügte auch Herr Profefjor Albin Gnos von Silenen den Vortrag des 
Herrn Pfarrers auf eine eindringlihe Weile. Lautlos und mit entblößtem 
Haupte horchte das jehr zahlreich verfammelte Volt den beiden geiftlichen 
Rednern zu. Zuletzt ſprach noch der regierende Landanımann Joſeph Z’graggen 
mit feiner überwältigenden Stimme und Berebtjamfeit für den Antrag bes 
Landrathes, alſo für die Landrechtsertheilung an mid. Dann wurde die 
Abftimmung vorgenommen. Dreimal mußte abgeftimmt werden, weil bie 
beeidigten Stimmenzähler fi nicht getrauten, zu erflären, welcher der beiden 
Anträge die Mehrheit Habe. Endlich rief der Großweibel auf die Anfrage 
des Landammanns, ob er ein Mehr habe, in den Landsgemeindekreis hin— 
unter: „Sa, mein bhochgeadteter Herr Landammann; wir wünſchen dem 
Herrn Conſtantin Siegwart viel Glück und Heil zu feinem Landredt.“ 
Somit war ih nun nit nur dem Weſen, fondern aud der Form nad ein 
Schmweizerbürger geworden. Man ftellte mir darüber folgende Urkunde in 
Pergament zu: 


„Wir der Sandammann und die Landögemeinde des Eidgenöffiichen 
Kantons und Freiftaates Ury, zu Bötzlingen an der Gand orbentli ver: 
jammelt, urfunden biemit: daß wir dem Herrn Conftantin Siegwart, Ge: 
meindeberechtigten von Seelisberg, gebürtig aus dem Schwarzwalde, in 
Betracht feines mehrjährigen Aufenthaltes in unferm Kanton, und in An: 
jehung jeines fittlihen Charakters ſowohl, als feiner geiftigen Fähigkeiten 
und Kenntniffe, auf fein geziemendes Anſuchen, und gegen Erlegung einer 
Summe von vierzehnhundert Gulden an baarem Geld, oder Gulden fünfzehn: 
hundert an guten, annehmbaren Gapitalien (welcher Fond und defjen Inter: 
effen unveräußerlih und eigenit für junge Studirende, jey esgfür den geiſtlich— 
oder mweltlihen Stand, gewiedmet jeyn folle) unjer Land: und Bürgerrecht 
ertheilt haben. Herr Conſtantin Siegwart, jo wie alle jeine Nachkommen, 
follen ſomit von nun an und auf ewige Zeiten als wahre Landsleute unjeres 
Kantons Ury betrachtet, als folche aller Freyheiten, Nuten und Vortheile 
des hiefigen Landrechts theilhaft, und überhaupt in jeder Hinfiht ganz gleich 
wie andere Landleute gehalten und angejehen werden. Derjelbe und alle 
feine Nachkommen haben fih daher auch glei allen andern unjern Mit: 
Ianbleuten jederzeit unjeres Schutzes zu erfreuen, mogegen derjelbe, jo wie 
feine Nachkommen, fih auch allzeit als getreue biebere Landleute zu betragen 
fih befleißen werden. 

Zu wahrer feyerlicher Urkund und Belräftigung defien ift ihme Herrn 
Eonitantin Siegwart, für ihn und alle jeine Nachkommen diefer Landredt3- 
Brief mit dem gewohnten großen Staatäfiegel bes Kantons Ury bewahrt 
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zugeſtellt worden. So gegeben zu Altorf, im Kanton Ury; den ſiebenten 
May, nach der gnadenreichen Geburt unſres lieben Herrn und Heilands 
im eintauſend achthundert zwanzigſten und ſechſten Jahr. — 1826. 


Der Landammann bes Kanton Ury 
Sojeph Z’graggen. 
Der Landſchreiber dajelbft 
Karl Fran; Schmid.“ 


Die Behörden von Uri vertheilen bis auf den heutigen Tag die Zinfen 
dieſes Fondes an fludirende Söhne des Landes, vorzüglih an ſolche, welche 
fh dem geiftlichen Stande widmen, weil ſich dürftige Schüler jeltener zu 
einem andern, dem Lande nütlichen Berufe entichließen. 

Bald nad der Landsgemeinde verreiste ih nah Genf, um bie fran- 
zöſiſche Sprade zu erlernen. Mein Univerfitätsfreund Franz Bernold von 
Wallenſtadt kam zu gleihem Zmede in die nämlihe Wohnung und Koft 
auf dem Place du Molard, wo jett die von James Fazy eingeführte Lands: 
gemeinde ftatt hat. Damals war es der Marftplas, wo die Savoyermweiber 
ihre Gemüfe verfauften, die fie auf Wägelden, mit einem Ejel beipannt, 
auf den Markt gebraht hatten. Das Gejchrei der vielen Eſel auf dem 
Place du Molard war gräulid. An Genf machte ich die Belanntichaft 
mit Albert von Blumenau, einen Tliebenswürdigen jungen Manne aus 
Sahien-Altenburg; er war mit uns beiden in Koft und Logis bei Madame 
Grosjean, einer fiebzigjährigen feurigen Genfer Patriotin, welde mir Half, 
mein Schrifthen „Wilhelm Tell der Urner“ ins Franzöſiſche zu überjegen. 
Sie war ganz voll von Begeifterung für die »Nation Genevoisea, wie die 
Genfer fo gerne fi nannten. Nach zwei Monaten ging ich nad Laujanne, 
blieb aber auch nur zwei Monate: Bernold folgte auch hieher mir wieder 
nad. Die Kürze der Zeit und das ftete Zufammenfein mit Deutfchen 
mahte mir das Sprechen der franzöfiihen Sprache unmöglich, obmohl ich 
verftand, was ich las und hörte. Es war mir diefer Mangel im jpätern 
Amtsleben von vielem Nachtheile. Sowohl in Genf als in Laufanne fam 
ih öfter in die Verfamntlungen de3 Zofinger Vereins, zog mit den Waadt: 
ländern auch an die Jahresverfammlung in das gemüthliche Zofingen und 
begeijterte mich da für das Daterland. Mit Dr. Kaſpar Haas, welcher 
eben von der Univerjität heimgefehrt war, machte ich eine Reiſe durch das 
ganze Wallifer Land, welhe eine der vergnügtejten meines Lebens war, 
Bir durchzogen das Land in der glühenditen Hite des Auguft und erwärnten 
uns innerlich durch den feurigen Walliferwein und die Ergüfje einer treuen, 
herzlichen Freundſchaft. 
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Nah vier Monaten Tehrte ich wieder in meine Heimath nah Altborf 
zurüd. An der Landsgemeinde von 1827 hielt ih um eine Landsfürſprechs⸗ 
ftelle an. Nah der damaligen Berfaffung gab es ſechs Landsfürſprecher, 
welche von der Landägemeinde gewählt wurden und in den Räthen und 
Gerichten Sit, aber nit Stimmredt hatten, jedoh wie die Käthe und 
Richter die Siggelder bezogen, nämlih für den Wochenrath, welcher vom 
Morgen bis Nachmittag 2—3 Uhr dauerte, fünf Batzen, für den Landrath 
einen Gulden, an den Gerichtätagen je nad Menge der ausgefällten Urtheile 
einige Batzen oder gar nur einige Schillinge. Gewiß republifaniihe Spar: 
ſamkeit! Meine Befhäftigung beftund im der Kechtspraris, welche fi nad 
und nad vermehrte, aber doch zum Jahre Feine 1200 Franken eintrug, was 
man begreift, wenn man weiß, dak für einen Prozek vor erfter Inſtanz 
in der Regel höchſtens 4 Franken und vor letter Anftanz (die aber tim 
Jahr kaum 2—3 Mal einen Sprud zu geben hatte) ebenfall A Franken 
dem Abvofaten bezahlt wurden. Meben dieſen Berufsgeihäften befaßte ich 
mich mit jchriftftelleriichen Arbeiten, gab die Schrift „das Strafrecht der 
demokratiſchen Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus und Appen— 
zell beider Rhoden“ heraus, ſowie ein „Wort über Landsgemeinden“ und 
ein Schrifthen „über die Aufrehthaltung der Ehe und Beitrafung der Un— 
zucht im Staate”, ein ſehr ernftes und von bejter Gefinnung durchwehtes 
Schriftchen. Ich fandte Artikel in verichiedene Blätter und critifirte bie 
und da die politifhen Auftände und Perſonen in Uri, was mir einmal 
einen Verweis vom Herrn Landammann Joſeph Leonz Lauener zuzog. Im 
ächtdemokratiſchen Geifte befämpfte ich in der Juſtiz- und Polizei-fama von 
Stuttgart die Wagnerſche Anficht, daß der Staat Obereigenthümer fei u. f. w. 
Ah war nit müßig und fein Wirthshäusler, obwohl es damals unter den 
jungen Herren in Altdorf Gewohnheit war, ſchon nah ber Mefle ein 
Släshen zu nehmen und am Abend fich wieder am Schöppli zu laben. 
Don meiner Einbildung befangen, ich fei berufen, die Zuſtände in Uri nad 
meinen Univerfitätsideen umzugeftalten, ftiftete ich einen „Verein für das 
Wahre und Gute”, defien Mitglieder Dr. Karl Franz Luffer (der Geſchicht— 
Ichreiber von Uri), Pfarrhelfer Bumann, Profeſſor Gnos, Karl Leonhard 
Müller, Dr. Franz Müller und ih waren. Wir famen zufammen, madten 
Aufjäge theild über allgemeine, theils über Gegenftände, welde den Kanton 
Uri berührten. Als wir uns aber einmal hinausmwagten, bei der Jahres: 
verfammlung der Centralarmenpflege den Antrag zu ftellen und zu begrün- 
den, daß das aproiiche Fideicommis (eine Stiftung des Landammann a Pro 
zur Unterftüßung armer Kinder zunächſt aus feiner Familie, die aber längit 
ausgeſtorben war) in eine Erziehungsanftalt für arme Kinder verwandelt 
werden follte, während die Zinfen der Stiftung zerfplittert und an eine Menge 
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Kinder im den Gemeinden in ganz kleinen Gaben vertheilt wurden; da 
wurden wir vom bifhöflihen Commiſſar und Pfarrer Anton de Waya jo 
abgeſchult, dag mir für gut fanden, in Zukunft die Verbeflerungsplane für 
und zu behalten. Die DVerwaltungsweije der aproifhen Stiftung befteht 
bente no, wie fie damals bejtanden Hatte. In Uebereinftimmung mit 
meinem Freunde Tihümperlin, damals Profeflor in Schwyz, ftiftete ich eine 
gemeinnügige Gefellihaft der drei Urkantone, in welder der damals noch 
lebende Landammann Hediger, HirichenwirtH in Schwyz, und Frühmejjer 
Auguftin Shibig von Schwyz, Herr Dr. Ehriften und Johann Baptift 
Deihmanden von Stanz u. A. fhätige Mitglieder waren. Bon Uri waren 
die Mitglieder des Vereins zur Beförderung bes Wahren und Guten aud 
Glieder der urkantönlichen gemeinnügigen Geſellſchaft. Wir famen, fo viel mir 
in Erinnerung ift, zur Gründung der Gefellihaft ein einziges Mal in Schwyz 
zufammen. Dabei blieb es und die Geſellſchaft zeigte ſich nicht als lebens— 
fähig. Ich war im Jahr 1827 in Bajel auch in die ſchweizeriſche gemein- 
nügige Geſellſchaft getreten, hatte über die Strafrechtspflege und über Grün: 
dımg einer ſchweizeriſchen Hochſchule Aufſätze geliefert und machte die Be: 
fanntihaft mit mehreren Staatsmännern und Häupiern der Gejellihaft, 
3. B. Faul Ufteri, Meldior Hirzel, Criminalgerihtspräfident jpäter Bürger: 
meifter Burkhard von Bafel. Mit Ufteri und Hirzel trat ih in Brief: 
wechiel, denn ich Hatte den Plan, eine Gewerbsfhule in Altdorf zu gründen 
und wollte zu diejem Zwede ein paar Jünglinge zu Lehrern an derjelben 
bilden lafien. Meine Auswahl war aber fo übel getroffen, daß aus dem 
Plane nihts wurde. Er war ohnedem für Uri damals noch ein Hirn: 
geipinnft. Bis auf den heutigen Tag vermag jidh eine Realſchule einfachſter 
Natur in Altdorf kaum zu halten. Glüdlicher war ich in der Wahl eines 
jungen Schullehrers von Silenen, Joſeph Maria Walter, Sohn des Schul: 
meiſters daſelbſt. Ich bat für ihn um Aufnahme in die Anjtalt von Hof: 
wyl und Herr Emanuel von Fellenberg gewährte die Bitte jehr bereitwillig. 
IH ging den Zofinger Verein von Laufanne und Genf um Unterftägungen 
an, damit die Bildungskoften für ihn bezahlt werden könnten. Die Beiträge 
floſſen jo reihlih, daß ih nicht nur das Koſtgeld in der Anftalt zahlen, 
fondern dem jungen Lehrer nah dem Austritte aus derjelben noch eine nicht 
zu verihmähende Beifteuer leiften Eonnte. Pater Girard, der Franziskaner, 
wollte fih, auf mein Anfuchen, ebenfalls um die Ausbildung von Schul: 
lehrern annehmen, und ich hätte wahrjheinlich die Mittel auch für Andere 
gefunden. Nachdem aber Joſeph Maria Walker ungefähr anderthalb Jahre 
in der Fellenbergiihen Anftalt gewefen war, Fam von meinem ehemaligen 
Mitſchüler Joſeph Maria Epp, Pfarrer in Attinghaufen, eine Klageſchrift 
an die Gentralfulcommiffion, deren Schreiber ih war: man bilde Schul: 
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lehrer in proteſtantiſchen Anſtalten, um ſo das Gift des Irrglaubens in 
den Kanton Uri einzuführen. Die Behörde machte Miene, dieſem Unheil 
dadurch vorzubeugen, daß den Gemeinden die Wahl ſolcher Lehrer unterſagt 
würde, worauf ich ſogleich erklärte, daß ich den jungen Walker von Hofwyl 
zurückrufen werde, was auch unverzüglich geſchah. Seither wirkt Walker 
ſegensreich als Lehrer in der Gemeinde Silenen, beſorgt die Angelegenheiten 
der Gemeinde mit vielem Geſchicke und iſt ſogar zur Würde eines Regie— 
rungsrathes befördert, die er mit der Stelle eines Schullehrers verbindet. 
Ich war auch Secretär der Armenpflege von Altdorf. Nachdem der Plan 
zur Umgejtaltung des aproifchen Fideicommiſſes jo Ihmählih behandelt wor— 
den war, hatte ich Feine Freude mehr, in Bezug auf das Armenweſen thätig 
zu jein. Ih gab die Hoffnung auf öffentliches Wirken im Kanton Uri 
auf, z0g mi auf mich felbft zurüd und ftrebte vielmehr, einen größern 
Wirkungskreis zu ſuchen, zu welchem Streben ich vorzüglihd von meinem 
Geelenfreunde aufgemuntert wurde. 

Am 27. Mai 1823 verehelihte ih mih mit Fräulein Joſephine 
Müller von Altdorf, Tochter des Herrn Alt-Landammann Karl Martin 
Müller und der Frau Waldburga Behler von Wattingen. Sie war geboren 
den 23. Ehriftmonat 1803. Die Eheeinjegnung erfolgte auf dem mir 
unvergeglihen Seelisberg durch meinen Seelenfreund Melchior Tihümperlin, 
Profeffor in Schwyz. Der Segen der Kirche wurde von Gott beftätiget. 
Denn wir leben nun fhon fünfunddreißig Jahre eine glüdlihe und zufriedene 
Ehe, obwohl unfer äuferes Leben von fat beftändigen Stürmen umtojet 
wurde. Alle Stürme prallten an unferer gegenfeitigen Liebe und Treue — 
diefer reinen Quelle der innern Zufriedenheit — ab. Joſephine hielt alle 
Wechſelſchickſale mit mir treu und ftandhaft aus. Sie hat einen ernten, 
ich einen heitern Charakter, fo daß wir im diefer Beziehung einander gleihjam 
ergänzen. Der Umgang mit ihr trug nicht wenig bei, mich in religiöfer 
Beziehung wieder auf die alte, richtige Bahn zurüdzuführen. Ihre Geſpräche 
über das Jenſeits und über das Wiederfehen im Himmel ließen mich das 
Gehaltlofe und Troftlofe des Zerfliehens in das All, welches Wagner an 
die Stelle der perſönlichen Unfterblichkeit gefetst hatte, zuerft fühlen und bald 
auch einjehen. Auf diefen Grunde wurde von ihr mit zarter Schonung 
meiner Traumgebilde fortgebaut. Der Beſuch der Gottesdienfte, an welchen 
ich zuerft, mehr aus Rückſicht auf die Menſchen, mit Widerwillen, dann mit 
Gleichgültigkeit und jpäter mit einiger Neigung Theil nahm, übte aud feinen 
wohlthätigen Einfluß auf mein Inneres aus. Ich begann, meine Seelen: 
zuftände mit denjenigen von früheren Jahren zu vergleihen und fand einen 
Zwieſpalt in mir, welchen ich nicht zu heilen vermochte. Mein Seelenfreund, 
weldem ich diefen Zwieſpalt aufdedte, rieth mir an, die Religionslehre von 
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Shwarz und das neue Teftament zu lefen. Die eritere, in philojophifcher 
Form geichrieben, jagte mir fehr zu, fie zerftreute nah und nad die Nebel: 
gebilde meines philofophiihen Unglaubens. Das neue Teftament, für welches 
ubh Wagner den Geſchmack nicht genommen hatte, war mir von jeher eine 
angenehme Leſung. Briefmechjel und Unterredungen mit Tihümperlin wirkten 
mähtig auf mein Gemüth. Es dauerte nicht jehr lange, daß ich mich ernftlich 
entihloß, zum wahren Glauben nicht nur grundfäglid, fondern auch that: 
jählih zurüdzufehren. Meinen Entihluß machte ich fofort zur That. Bei 
einer hiezu veranitalteten Zufammenkunft ging ich mit meinem Geelenfreunde 
mit Ängftliher Aufrihtigkeit alle VBerirrungen vorzüglich meines Univerfitäts- 
lebens dur, legte ein in alles Einzelne gehendes Bekenntniß davon ab. 
Der Seelenfreund wurde mir zum Seelforger. Weil id noch über ben 
einzigen Punkt des Glaubens an die wirflihe Gegenwart Jeſu Ehrifti im 
beiligften Altarsjaframente nicht vom Zweifel befreit war, rieth er mir an, 
weiter darüber nachzudenken und nachzulefen. Wagner hatte das Abendmahl 
als eine Bermählungsfeier des Göttlihen mit dem Menſchlichen dargeftellt. 
Dieſe unbeftimmte und unklare Anſicht Haftete in mir. Am Feſte bes hei- 
ligen Florian, Kirchenpatron von Altdorf, in der Veſper las ich mit tiefem 
Ernfte die Abjchiedsrede des Heilandes an jeine Jünger vor feinem Hin- 
gange zum Kreuzestode. Da fuhr wie ein Blitz der Gedanke in mir auf: 
„Rur Gott Fann jo reden!” und ih glaubte an Jeſus, den Lebendigen 
Sohn Gottes, wirflih und wejentlich gegenwärtig im allerheiligiten Sakra— 
mente des Altars. Eine wahre Seligkeit durchſtrömte dabei mein ganzes 
Gemüt. Nun war fein Hinderniß mehr, daß der Seelenfreund mir, nad 
einem nocdhmaligen aufrichtigen und einläßlichen - Belenntnifje aller meiner 
Verirrungen, als Latholif her Seelforger meine Gewiſſenslaſt abnehmen und 
mich aufs Neue in den Schooß der Fatholiiden Kirche aufnehmen konnte. 
Eine unbefhreiblihe Ruhe kehrte augenblidlih in meine Seele ein, ich weinte 
Thränen freudiger Rührung, — 

Bon da an wich der Fatholifhe Glaube nit mehr von mir. Nur 
war ber Stolz, da3 Hirngeſpinnſt des ewigen Fortichrittes, der Trauın 
meines Berufes zur Weltumgeftaltung, die Sucht, aud die Kirche dieſem 
Plane, defjen Ausführung ſie nach meiner Anficht hemmte oder gar vereitelte, 
zu unterwerfen — kurz der auf Stolz gegründete politifhe Radikalismus 
war mir geblieben — er ftreifte bei verfhiedenen Anläſſen an den Unglauben 
an. Daß es mir möglich geworben, mich den Feſſeln des Unglaubens und 
ſpäter auch des Radikalismus zu entwinden, glaube ich nebjt der Gnade 
Gottes und den eben berührten Einwirkungen, nebft der von mir ſtets ge: 
nährten Achtung für Sittlichfeit, welde Wagners Vorträge gefteigert hatten, 
auch vorzüglich dem Umftande verdanken zu dürfen, daß ih nie Mitglied 
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einer geheimen Gejellihaft geworben bin. Es hat mir noch ein anberer 
Dann, der auch mein Freund und ebenfalls ein eingebildeter Weltverbeſſerer 
war und jpäter als ich zum katholiſchen Glauben und Leben zurüdtehrte, 
das gleihe Bekenntniß abgelegt. Wer einmal in dad Neb einer geheimen 
Geſellſchaft verſtrickt ift, kann fich höchſt ſchwer und nur mit einer Gefahr, 
welche nicht Jeder zu beftehen den Muth Hat, aus demjelben loswinden. 
Mit Recht verdammt die Kirche die geheimen Gejellihaften, denn jie lieben 
die Finfternifje, weil ihre Werke böfe find. Sie find meiftens die Werf- 
jtätten de8 Unglaubens und der Unordnung, hie und da jogar des Eitten- 
verberbniffes. Obwohl ich nie Mitglied irgend eines Geheimbundes war, 
kann ih doc jagen: „an den Früchten erkennt man den Baum!“ fie find 
die AZufluchtöftätten Derjenigen, melde mit dem Glauben und den Sitten 
in Zerfall gerathen find und bie lebendigen Quellen verlafien haben, um 
Eifternen zu graben. Jünglinge können nicht gemug gewarnt werben vor 
diejen geheimen Bünden, melde zumal an Erziehungsanitalten überallhin 
ihre Fangarme ausftreden. 

Uri ward mir bald zu enge. ch legte an der Landögemeinde, den 
6. Mai 1832, die Stelle eines Landäfürjprechs nieder. Der Beruf eines 
Advolaten ging mir nit, obwohl ich eine für den Umfang des Yandes 
ziemlich bedeutende Praris hatte. Die Zungendreicherei, in welcher meine 
Amtsbrüder ziemlich geläufig waren, verleidete mir, auch mein Rehtsfinn 
wurde bie und da verlegt. In ein paar Fällen nahm ich zu meinem Seelen: 
freunde Zufludt um Rath. Es wurde nämlich bei jedem Frohnfaſtenland— 
rathe jeder im Rathe Sigende bei Eiden angefragt, ob ihm Etwas im 
Willen jei, was fih zu einem Vergehen oder Verbrechen eigne.. Mir war 
nun als Abvofaten ein Verbrechen zur Kenntniß gebracht worden unter dem 
Siegel der Berfchwiegenheit; zu diefer Verſchwiegenheit war ih auch als 
Advofat dur den Eid verpflihtet. Welchem Eide follte ih nun jtattthun ? 
Set würde ich nicht mehr in Verlegenheit fein, weil natürlich) der Eid des 
jpeziellen Berufes dem allgemeinen Eide vorgeht. Damals aber wurde ich 
durch diefen yall beunruhigt. Mir erregte auch Grauen, daf id in feinem 
einzigen Rechtshandel, wo ich den Eid dem Gegner auflegen mußte, um 
eine Thatſache zu erhärten, oder wie es in Uri hieß, wo ich die Gegen- 
partei zum Richter fehen mußte, obfiegte. Alle ſolche Streithändel gingen 
verloren. Hie und da fchien mir auch ein Urtheil nicht recht, doch muß ich 
befennen, daß nah den Erfahrungen, welche ich feither gemadt habe, den 
Urnerfchen Gerichten damaliger Zeit das Lob eines gefunden Rechtsſinnes 
nicht abgejprochen werden fann. Bon dem Unheil der Beitehung war feine 
Spur zu finden. Ein anderer Umftand, in den ich mich gar nicht fügen 
konnte, war der, daß man gezwungen werben Konnte, Rechtsſtreitigkeiten zu 
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verfechten, von deren Ungerechtigfeit man ganz überzeugt war. Weigerte 
man fih, eine Partei zu übernehmen, und beftand diefe darauf, jo ging fie 
yum Richter des Lands, wie man den Landammann hieß, und wirkte einen 
landesrichterlihen Befehl aus, daß man die Rechtsſache der betreffenden 
Partei übernehmen mußte. Mein Rechtsſinn empörte fich gegen dieſes Ver: 
fahren. Nachdem id von der Landfürſprechsſtelle frei geworben, trachtete 
ih, von Uri wegzufommen. Ich wendete mih an Dr. Eafimir Pfyffer in 
Luzern, welcher damals Präfident des Großen Nathes war und jonft den 
größten Einfluß in öffentlichen Angelegenheiten ausübte. Ich widmete ihm 
eine Art politiihen Katechismus über die neue Verfaſſung des Kantons 
Luzern von 1831, in welchem ich alle meine politiihen Grundſätze, größten: 
theils radifaler Färbung, niederlegte. Dr. Caſimir Pfyffer erflärte mir, 
daß ich mich zuerft um das Bürgerrecht des Kantons, und zwar vor Allem 
durh Einbürgerung in einer Gemeinde bewerben müfle. Er nannte mir 
zum lestern Zmwede die Gemeinde Oberkirch und mies mic hiefür an Re— 
gierungsrath Laurenz Baumann, ebenfall3 Bürger von Oberkirch. Da kann 
ih einen umvergeklichen Zug eines treuen Freundes zu erzählen nicht unter: 
laſſen. Es war nothwendig und billig, daß ich zur Erlangung des Ge: 
meindebürgerrechtes in Oberkirch mich perjönlich zu den Vorſtehern begab. 
Alſo verreiste ich eines Abends mit Johann Breitfhmid von Ruswyl, welder 
in Altdorf niedergelaffen war. Es fiel Sturm ein, wir landeten in Brunnen 
und gingen über Land zu Fuß bei einem anhaltenden fürdhterlihen Regen 
bis Luzern. Ich Fehrte bei meinem Freunde Dr. Caſpar Haas am Hofthor 
ein. Nun traf e8 fi, daß inzwifchen ein Brief von Dr. Gafimir Piyffer 
an mich nah Altdorf gelangte. Weil meine Frau vermuthete, ich würde 
bei meiner Ankunft in Luzern allererft zu dieſem gegangen fein, fo Fonnte 
fie fih diefen Brief gar nicht erflären. Nach ihrer kummervollen Weiſe 
dachte fie fich gerade das Mergfte, nämlich ich könnte in der ftürmevollen 
Naht im See untergegangen fein. In ihrer Angit bat fie unfern Herrn 
Vetter Joſeph Behler von Wattingen, ein Schiff zu nehmen und nad Luzern 
zu fahren, um fih über mein Schidjal zu erkundigen. Herr Beßler war 
fogleih entichlofien, fuhr mit einem Schiffe in einer jehr ſtürmiſchen falten 
Naht des Ehriftmonats über den ganzen Vierwaldftätterfee mit Gefahr nicht 
nur feiner Gefundheit, fondern auch feines Leben nad; Luzern, wo er nad 
Mitternaht anfam und mich gejund im Bette antraf. Er eilte wieder in 
der gleichen Nacht nah Altdorf zurüd, meiner angfterfüllten Frau die frohe 
Botihaft zu bringen. Diefe Freunbesthat verpflichtet mich dem Herrn 
Behler zu ftetem Dante. 

Die Gemeinde Oberkirch ertheilte mir unterm 9. Chriftmonat das 
Gemeindebürgerrecht gegen eine Gebühr von fünfhunbert Schweizerfranfen. 
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Bon meinem Unterrichte iiber die Verfaſſung des Kantons Luzern, welchen 
ih auf Ludwig Keller8, meines Freundes, Rath verfakt Hatte, ſchenkte ich 
hundert Eremplare den Mitgliedern des Großen Rathes und erhielt hiefür 
mittelft folgender Schlußnahme das Kantonsbürgerrecht geſchenkt: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Luzern, 


In Folge Botihaft des Kleinen Raths vom 19. Chriftmonat, womit 
derielbe das unterm 11. gleihen Monats von Herrn Joſeph Conſtantin 
Siegwart von Altdorf, Kantons Uri, eingelangte Anfuden um Aufnahme 
in das Bürgerrecht des Kantons Luzern, Uns vorlegt, wozu derjelbe unterm 
9, EhHriftmonat laufenden Jahres vorläufig in das Bürgerrecht der Gemeinde 
Oberkirch im Gerichtsbezirte und Amte Surfee, ſich eingefauft hat, 


baben 


Mit Rüdfiht auf den 5. Abfchnitt des Gefeges vom 13. Brachmonat 
1832, die Bedingungen zur Erwerbung des Bürgerrechtes des Kantons 
Luzern von Nihtlantonsangehörigen vorjchreibend ; 

In Betradtung: daß der Bittjteller allen dur den $. 29 des ange- 
führten Geſetzes aufgeftellten Erforderniljen ein vollitändiges Genügen ge- 
leiftet hat, und 

In Anerkennung de Verdienſtes, das der Herr Siegwart durch 
Herausgabe einer dem Großen Rathe des Kantons Luzern gemwibmeten, 
werthvollen Drudichrift, betitelt: „Unterricht über die Verfaſſung des Kan: 
tons Luzern, in Gejpräden“, fi erworben hat; 


Beihlojfen und beſchließen demnad: 


1. Dem Herrn Joſeph Eonitantin Siegwart jey das Bürgerrecht des 
Kantons Luzern, unter Betätigung des von ihm getroffenen Einfaufes in 
das Bürgerrecht der Gemeinde Oberkirch anmit förmlich ertheilt. 

2. Derfelde hat jih demnah allen jenen Pflichten und Beichwerben, 
welche Geſetze und Berordnungen den Kantonsbürgern wirklih auferlegen 
oder künftig auferlegen werden, mit Treue zu unterwerfen, jo wie er 
auch die daherigen Rechte und Vortheile in gleihem Maaße zu genießen 
haben joll. 

3. Derfelbe hat für diefe Bürgeraufnahme feinen weitern Canon zu 
entrichten. 

4. Gegenmwärtiger Beſchluß foll, mit dem Siegel des Großen Raths 
verfehen, ſowohl dem Bittfteller ala dem Kleinen Rathe und dem Gemeinde: 
rath von Oberkirch zur Kenntniß in Wrfchrift zugeftellt werden. 
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Alſo beichlofien in Unferer Großen Raths-Sitzung, 
Luzern, den 20. Chriftmonat 1832. 
Der BPräfident: 
J. Kopp. 
Namens des Großen Raths, die Secretärs: 
B. Wicki. N Rietſchi.“ 


Nun verließ ich, nahdem ich in Luzern von Bernard Widi ein be— 
iheibenes Haus janımt Gärthen am Krienbache, gegenüber von Segefiers 
Fibeicommishaufe, gefauft hatte, das Heimweſen auf dem Plätzli in Altdorf, 
auf deſſen Berfchönerung ich viele Koften und Schweißtropfen verwendet 
hatte, fuhr am 18. März 1833, am Vorabend des St. Joſephsfeſtes, mit 
meiner Familie nad Brunnen, und am 19. zu Land nah Luzern, wo wir 
unter heftigem Regenſchauer Abends anfamen. Auf einmal veränderte ſich 
jest mein Gefichtäfreis. In Uri beftand damals ein Geſetz, wodurd jedem 
neuen Bürger der Autritt zu Rathsſtellen verweigert wurde. In Luzern 
war fein jolches Verbot. Da that ji meinem Ehrgeize eine lichtuolle Zu— 
funft auf. Dr. Karl Franz Luſſer ſchrieb damals in den Walbitätterboten, 
ih eile einem’ Sterne nah, und rief dabei aus: „Möge es nur nicht ein 
Nebelftern fein!“ Es mar ein prophetifher Ausfpruh! Denn alles Un: 
angenehme, was id) in Uri verlafien wollte, jollte ich in Luzern in größer 
Make finden. Eine große Wirkſamkeit war mir wohl für kurze Zeit be- 
Ihieden, aber umdornt mit unfägliden Mühen und beendigt mit der gewalt- 
iamen Verdrängung aus dem Vaterlande. An Luzern mußte ich übrigens 
mit Demjenigen anfangen, womit ich in Uri geendigt hatte, mit dem Berufe 
eines Abvofaten, zu welchem ich weder Luft noch bejonderes Geſchick hatte. 
Das Treiben der Advokaten war mir zumider. Gegen Ende des Jahres 
unternahm ich die Redaktion und Herausgabe einer „Volkszeitung“. Darin 
ſuchte ich in einfacher, ruhiger und volksthümlicher Sprache den jogenannten 
freiinnigen Meinungen bei dem Volke Eingang zu verihaffen. Aber das 
Tolf wollte die dargereichte Nahrung nicht koſten. Die Freilinnigen, welche 
mich zu dem Unternehmen aufgefordert hatten, ließen mich mit ihrer DBörje 
und ihrer Feder im Stiche, mur die wegen den Verfajiungsitreitigfeiten in 
Bafel und Schwyz eingefegte Standescommiljion leiftete mir einen Beitrag 
von 600 Schmeizerfranfen. Ah war froh, Ende des Nahres 1834 die 
Vollszeitung eingehen zu laſſen. 

Das Jahr 1831 war ein Wendepunkt in der Politif auch für die 
Schweiz. Es ftürzten da alle fogenannten ariftofratifchen Verfaſſungen in 
den Kantonen wie Kartenhäufer zufammen. Nur in den Kantonen Bajel 
und Schwyz war ein heftiger Widerftand der beftehenden Behörden gegen 
J 3* 
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die Beitrebungen um Nechtögleichheit eingetreten. Es veriteht fih von 
jelbit, dag ih an dieſen Verfaffungsfehden einigen Antheil nahm, obwohl ich 
außer den Behörden ftand und fomit feinen unmittelbaren Einfluß haben 
fonnte. Die Streitigkeiten im Kanton Baſel waren jhon an der Tages: 
ordnung, als ih mich noch in Uri aufbielt. Sie wurden im Rathe jtets 
im Sinne von Bajelftadt behandelt. Wenn nit Herr Landammann und 
Sandshauptmann Dominik Epp, welcher eher etwas auf die Seite von Bajel- 
land zu neigen jchien oder wenigitens unparteiiih prüfen wollte, es aus- 
drüdlich begehrte, jo wurden die Kreisichreiben von Bajelland niemals ver: 
leſen. Es war jedoch Gewohnheit, daß die von außen einlaufenden Schreiben 
unter den vorfigenden Herren, d. h. unter den eriten Würbenträgern in 
Umlauf gejegt wurden. Für die einfahen Rathsherren fand man die Ber: 
leſung im Rathsſaale nicht nöthig. Die Tagfagung hatte fih im Chriſt— 
monat 1830 für Nichtintervention in die Berfafiungsangelegenbeiten ber 
Kantone einmüthig ausgeiproden. Allein jie mifchte fih in die Verfaſſungs— 
jtreitigfeiten des Kantons Baſel ſehr thätig, und zwar zu Gunften Bajel: 
lands ein. Nachdem eine neue Berfaffung im Kanton Bajel mit Mehrheit 
angenommen und fogar von der eidgenöſſiſchen Tagſatzung gewährleiftet wor: 
den war, 30g die gleihe Tagſatzung ihre Gewährleiftung, nad der blutigen 
Empörung, wieder zurüd und beihloß und bejiegelte die Trennung des 
Kantons Bafel in Bajelftadttheil und Bafellandichaft. Jakob Robert Steiger, 
welcher KRepräfentant der Tagfagung im Kanton Bajel gewejen, fagte mir 
damals: „es Fam Alles darauf an, feftzuftellen, daß Bafeljtadt der Urheber 
des Dürgerfrieges und fomit im Unrechte gemwejen jei; e8 war eine ſchwere 
Sade, aber ich habe es herausgebracht,” ſetzte er mit verfchmigtem Lächeln 
hinzu. Diefer Trennung des Kantons Bajel war ich entihieden abgeneigt 
und mißbilligte fie offen. Eine Neconftitwirung auf den Grundlagen der 
Bolksfouveränität und Kechtsgleihheit war, was ich damals für Bajel und 
für die Eidgenofjenihaft ala das Beſte eradtete. Uebrigens lag mir die 
Berfafiungsfehde von Bafel etwas ferne und ich mifchte mich nicht viel darein. 
Biel näher ging mir der Streit um die Kechtögleihheit im Kanton Schwyz 
zu Herzen. In diefen miſchte ih mich ein und begann damit gleichlam 
mein öffentliches Wirken. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bewegungen in den Urkantonen. 


— 


Auh in die Kantone Uri und Schwyz drangen die Bewegungen, 
melhe in den übrigen Kantonen die alten Verfaſſungen ftürzten. — Es 
waren drei Männer, melde fih bemühten, die politiihen und öfonomifchen 
Auftände im Kanton Uri zu verändern. Sie hießen Johannes Furrer von 
Eritfelden, Jojeph Maria Gamma von Altdorf und Franz Herger, ebenfälls 
von Altdorf. Der Erftere hatte im Jahre 1815 die Abficht gehabt, die 
Auftände vor der helvetiichen Revolution zurüdzuführen, war deshalb in 
Verbindung mit dem Patriciat von Bern getreten, widerſetzte fich aus Kräften 
der Annahme des Bundesvertrages vom 7. Augftmonat 1815 und wurde 
deshalb durch einen dreifachen Landrath — die höchſte Strafbehörbe gegen 
politische Verbrehen — aus dem Landrathe, deſſen Mitglied er war, geſtoßen 
und geftraft. Er konnte diefe Behandlung nicht vergeflen. Er war ein 
ziemlich guter Vollsredner. Joſeph Maria Gamma, gemeinhin Schakgamma 
genannt, weil man erzählte, er habe zur Zeit der helvetiichen Revolution 
geholfen, den Staatsfhak von Urt zu verfchleppen, ſuchte durch politische 
Veränderungen fih zu erſchwingen. Er bejaß vielen Verftand und Energie. 
Franz Herger hatte ein tiefes Nachegefühl in feinem Innerſten, weil er 
früher wegen einiger im Streite ausgeftoßener Schimpfreden gegen die Be- 
börden, don dem Malefizlandsrathe an Ehre und Geld geftraft worden war. 
Diefes allein trieb ihn am zu politifhen Neuerungen, denen er fonft grund: 
ſätzlich abhold und viel eher der Rückkehr zum Alten geneigt war. Sein 
Hauptgedanfe war immer die Herabfegung des Salzpreifes, weil er viel 
Vieh beſaß, fich durch diefe Neuerung den Bauern gefällig machen und der 
Obrigkeit, welche auf dieſe ergiebige Einnahmsquelle mit Recht hielt, Aerger 
verurfachen Fonnte. Weil er aber durch das Urtheil des Malefizlandraths 
auf Leben lang ehrlos erflärt worden war, fo konnte er nicht an öffentlicher 
Verhandlungen Antheil nehmen. und mußte fi darauf beihränfen, feine 
eiwelden Freunde für die Neuerungen zu bearbeiten. Joſeph Maria Gamma 


28 
ſammelte auf die Landsgemeinde vom 4. Mai 1834 ein Siebengeſchlecht, 
welches folgende Begehren an den Landrath ſtellte: 


„Sin Begehren von fieben Geſchlechtern, daß zur Befeftigung ber 
von ihren Vätern ererbten Freiheit und Rechte der lieben Landleute ent: 
ſchieden werde: 

1) Die Lebenslängligkeit aller Rathsſtellen joll abgeihafft werben, 
alle Rathsſtellen des Landes jollen diefes Jahr neu und auf ſechs Jahre 
lang bejegt werben. Es foll ein Mitglied nah dem andern und nit alle 
zugleich oder miteinander von der betreffenden Behörbe gewählt werben. 
Die Ansgetretenen find wieder wählbar. Wird innert diejer Zeit ein Mit: 
glied entlaflen oder ftirbt weg, To foll es für die noch übrige Zeit erſetzt 
werden. Auch die Stellen der Borgejegten, als Pannerherr, ein Landes: 
hauptmann, ein Zeugherr, ein Landesfähndrih und ein Kantonsſeckelmeiſter, 
follen an der nächſten Landesgemeinde neu und auf jechs Jahre lang befegt 
werden. Ausgenommen davon find: a) der Landammann und Gtatthalter, 
melde nur für zwei Jahre gewählt werben, aber ihrem Kange nah im 
Landsrathe verbleiben, bis die ſechs Jahre, wo die neue Wiederbeſetzung 
aller Rathsftellen vorgenommen wird, zu Ende find; b) die Landſchreiber 
und Weibel werden wie bisher alljährlich wieder gewählt oder bejtätigt. 

2) Der Landsrath joll auf 36 Kathsherren vermindert werben ; 
davon wählt der Bezirk Urjern 3, Waffen 2, Silenen 5, Erftfeld 2, Schatt— 
dorf 2, Bürgeln A, Spiringen 3, Unterfhäden 1, Altdorf 5, Flüelen 1, 
Sififon 1, Seelisberg 2, Bauen 1, Iſenthal 1, Seedorf 1, Attinghaufen 2. 
Die Nathöherren werden nicht mehr von den Genoßſamen, jondern von 
jeder Gemeinde unabhängig gewählt. 

3) Es ſoll ein Kantonsgeriht von 17 Mitgliedern aufgeftellt werben, 
welhem die Beurtheilung dev Criminalftraffälle und namentlid aller politi— 
Ihen Verbrechen oder Vergehungen gegen die Behörden, jowie die Beurthei- 
lung der Streitigfeiten von Landleuten mit dem Rath oder Landrath und 
ber Appellationsentiheid in Givilhändeln zuſteht. Die Mitglieder wer: 
den 14 von den Gemeinden gewählt und 3 von ber Landsgemeinde auf 
6 Jahre; fie dürfen nicht Mitglieder des Raths jein. 

Bon den Gemeinden wählen in das Kantonsgeriht: Urjern 1, Waſſen 1, 
Silenen 2, Erſtfeld 1, Schattdorf 1, Bürgeln 1, Spiringen 1, Altdorf 2, 
Attinghaufen und Seedorf abwechſelnd 1, Seelisberg und Bauen abwechjelnd 1, 
Flüelen und Sififon abwechielnd 1, Iſenthal und Unterfhächen abwechſelnd 1. 
Diele Richter jollen gewählt werden, bevor die Rathsherren gewählt werben, 

4) Der Kantonsjedelmeifter, welcher nicht zugleih Bezirksjedelmeifter 
fein darf, fol alle Einnahmen und Ausgaben des Kantons, mit Ausnahme 
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der Salzkaſſe, beforgen, und joll darüber jährlih vor der Fandsgemeinde 
einem Ausſchuſſe, wozu jede Gemeinde zwei Mitglieder wählen ſoll, fpezifi- 
jirte, mit Belegen verjehene Rechnung ablegen, welche, nachdem fie von dem 
Ausfhuffe der Gemeinden und dem Landsrathe geprüft und genehmigt wor: 
den, gedrudt in 6—10 Abdrüden an alle Gemeinden verjendet werben foll. 

5) Es foll ein Salzverwalter von der Landesgemeinde auf 6 Jahre 
fang gewählt werden, welcher verpflichtet jein joll, dem gleihen Ausfchuffe, 
wie der Kantonsſeckelmeiſter, ipezifizirte Rechnung, ſowohl vom Preis des 
Ankaufs als vom Quantum des Gebrauchs abzulegen, bei Verantwartlichkeit 
und Entiegung feines Amtes, Für feine Verwaltung und Rechnung follen 
ihm jährlid 20 Dublonen gegeben werben. Diefer Bermwalter foll eine 
Vürgihaft von 4000 Gl. an Kapital auf der Kanzlei hinterlegen. 

6) Ueber den Vorſchlag diefer Kafje dijponirt die Lanbesgemeinbe, 
wie oder woran er ſoll verwendet werden. 

7) Ueber die Ausgaben des Kantons, welche die Summe von 2000 Gl. 
in einen Artikel nicht überfteigen, bejtimmt der Landsrath, in wichtigeren 
Fällen aber die Landesgemeinde. 

8) Es follen feine geheimen Criminal: oder Malefizprozefje mehr 
geführt werden; Griminalflagen follen dem Präfidenten des Kantonsgerichts, 
Malefizflagen follen dem Landammann eingegeben werden. Wenn der Be: 
Hagte der That nicht Fanntlich ift, jo follen die Zeugen in Gegenwart des 
Beklagten verhört werben, damit von dem Bellagten auch Gegenanfinnungen 
innen gemacht werben. 

9) Der Malefizfantonsrath foll aus 15 Mitgliedern des Landraths 
und aus dem ganzen SKantonsgericht beftehen, welchem der regierende Land— 
ammann ala Präfident vorfteht. Die 15 Mitglieder des Landrath3 werben 
vom Landrath ſelbſt gewählt. 

10) Die Bejoldung des Landammanns ſoll jährlich auf 20, die des 
Statthalters auf 15, und die des Kantonsſeckelmeiſters auf 15 Dublonen 
feftgefeßt werben ; dem Lebtern aber, wenn er Geſchäfte halber in entferntern 
Gemeinden müßte gebraucht werben, foll noch ein billiger Taglohn gegeben 
werden, welchen ihm der Landsrath zu beftimmen hat. 

11) Alle Aemter, welde von dem Kanton oder Bezirk eine Befol: 
dung haben, follen von der betreffenden Gemeinde auf 6 Jahre vergeben 
werden ; davon jind ausgenommen: die Geiſtlichen, Schulmeifter, Dorfweibel, 
Hebammen und VBiehärzte. Sollte es den Fall geben, daß innert biejer 
Zeit einer mit Tod abgehen follte, fo fol der Rath oder Landsrath bevoll: 
mächtigt jein, bis zur nächſten Landesgemeinde wieder einen zu wählen. 

12) Alle, welde in einer Gemeinde geiftliches oder weltlihes Gut 
verwalten, weh Namens es immer fein möge, jollen alle zwei Jahre ber 
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betreffenden Gemeinde öffentliche fpezifizirte Rechnung ablegen, und das bei 
Derantwortlichfeit und Entjegung ihres Amtes. 

13) Der Theil fol laut Landesgemeindeerfenntnig von 1833 für bie 
indirect jpedirten Kaufmannsmwaaren eingeführt werden, jedoch der Schnellig- 
feit und ber Wohlfeilheit und Garantie unſchädlich.“ 


Den legten Artikel hängte Gamma deshalb an, um die Bewohner 
des Urjener Thales für die Vorfchläge zu gewinnen. Bon jeher war nämlich 
eine Geſellſchaft im Thale Urfern, deren Mitglieder verpflichtet waren, Ochſen 
für Eröffnung des Bergpafjes des St. Gotthard im Winter oder für den 
fogenannten Schneebruch, und Maulthiere oder Pferde für den Transport 
der Waaren und Neifenden zu halten, dann aber auch ausſchließlich berechtigt 
waren, dieſen Transport einer Kehrorbnung nach zu beforgen. Seit aber 
eine Conferenz der Gotthardsjtände Luzern, Urt, Solothurn, Baſel und Teffin 
diefe Privilegien aufgehoben, war im Thale Urfern darüber große Unzufrieben- 
heit, aud ging der Transport nit gut. In der That waren, wie ich 
glaube, die Waarenverfender und igenthümer durch die Geſellſchaft beſſer 
bedient, als dieſes bei der fogenannten freien Concurrenz ber Fall fein 
mochte, weil immer eine gehörige Anzahl von Transportmitteln vorhanden war 
und die Gefellihaft eine Gewähr darbot, welche Einzelne nicht zu leiften 
im Stande waren. Allein Bajel, der Hauptſitz des Tranfithandel®, mar 
vorzüglid, man möchte jagen leidenſchaftlich für die freie Concurrenz gejtimmt. 
Die Urjener, auch Handelsleute, waren gerade jo leidenihaftlih für Die 
Beibehaltung der Gejellihaft eingenommen, welche man den Theil nannte. 
Diefe nun fuhte Gamma dur feinen 13. Artikel für feinen ganzen Vors 
Ihlag zu gewinnen. Die Abichaffung der Lebenslänglichkeit der Rathsſtellen 
und die Deffentlichfeit der Verwaltung waren eigentlih die Hauptpunkte der 
Siebengeſchlechtsbegehren. Die Rathsſtellen in Uri waren nicht befolbet, 
fie waren Ehrenftellen, welche in der Regel Niemand fuchte, weil fie den 
Meiften als Bürde erſchienen. Die erften Landesbeamteten hatten feit einiger 
Zeit eine geringe Entihädigung, wie fie einem Lande von 15,000 Seelen 
angemefjen fein mochte, 3. B. der Landammann 30 Louisd'or. Ueber die 
eigentlichen Landesansgaben wurde Ausſchüſſen der Gemeinden Rechnung 
abgelegt und der Yandsgemeinde das Hauptergebniß derjelben eröffnet. 
Daneben bejtand aber ein jogenannter Geheimer Kath, in welchem die vor- 
figenden Herren und vier Rathsherren ſaßen. Diefer verwaltete vorzüglich den 
Salzfond, gab der Landesverwaltung, wenn fie in Klemme gerieth, Zuſchüſſe, 
dedte wohl auch manchen Fehler der Verwaltung, und gab Feiner andern 
Behörde Rechnung. Landammann Joſeph Leonz Lauener pflegte dieje 
geheime Verwaltung gem einer Hausmutter zu vergleihen, welche einen 
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Sparhafen führe, aus welchem fie dem Manne in der Noth unter die Arme 
greife. Furrer, Gamma, Herger und Andere fuchten das Mißtrauen und 
den Neid des Volkes gegen dieſe Geheimvermwaltung zu erregen und nahmen 
darum die Deffentlicfeit der Verwaltung in ihren Begehren auf. Weber 
bad eine noch das andere Begehren lag den Herren von Altdorf und den 
Sandräthen recht. Sie gaben deswegen folgendes Gutachten darüber an bie 
Landsgemeinde: 


„Wenn zwar nad der im Art. 17 des Landb. enthaltenen Weiſung, 
die Anträge des mw. w. Landrathes vor den Begehren der fieben Geſchlechter 
berathen werden jollen, jo glaubt der w. w. Landrath doch, in Betracht der 
Wichtigkeit Diefes Begehrens, hievon eine Ausnahme nicht blos machen zu 
dürfen, fonbern fie auch machen zu follen, indem er daſſelbe zum erjten Be: 
rathungdgegenitand dieſer hohen Behörde bezeichnet, und zwar um jo mehr, 
damit demfelben die erforderliche Zeit zur reifen Würdigung und Behandlung 
geihentt werben kann. Obſchon der mw. w. Landrath das nicht blos Un: 
gereimte und Unzweckmäßige, jondern auch das Gefährliche und Verwerfliche 
dieſes Begehrens einfieht, fo enthält er ſich dennoch jeber weitern Bemer- 
fung, fi blos darauf beſchränkend, in feiner Stellung als Landesregierung, 
der die Sorge für das Wohl und die Ehre des Landes übertragen ift, 
und wofür fie dem feierlichen Eid geleiftet hat, den Landmann auf bie 
Ritigkeit der Sache aufmerfjam zu machen, ihn zu genauer, partheilofer 
und reifer Würdigung derjelben ernftlih aufzufordern, ihm die fleißige und 
zahlreiche Beſuchung diefer hohen Terfammlung bei feiner zum Baterlande 
aufhabenden Pflicht anzuempfehlen, und ihm zu bemerfen, daß, ohne deshalb 
den mindeften Bemweggrund anzugeben, es fi um nichts Geringeres ald um 
den gänzlichen Umfturz der feit Yahrhunderten beftandenen Ordnung und 
der von unfern Vätern befhmworenen, mit Blut und Leben verfochtenen 
Verfafiung handle.“ 


Bei diefem Gutachten, welches ſowohl in der Furcht vor den Umwäl— 
jungen, welche in andern Kantonen ftattgefunden, als aud in ber Furcht 
vor den Männern, welche dieje Neuerungen zur Hand genommen, und aud) 
in der tiefliegenden Anhänglichfeit an das Alte feine Wurzel hatte, blieb 
man nicht ſtehen. Man fuchte das Siebengeſchlecht von feinen Begehren 
abwendig oder einige Mitglieder davon abtrünnig zu machen, damit nicht 
mehr die geſetzliche Anzahl dazu ftünde, man drohte und fchüchterte jo ein, 
daß das Siebengeihleht noch vor der Landsgemeinde den Ga beifügte: 


„Wenn man finden follte, daß das Begehren dieſes Siebengeſchlechts 
in einem oder dem andern der obftehenden Artikel ungerecht fei, und man 
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das Siebengeſchlecht überzeugen kann, fo wird das Giebengefchlecht nicht fo 
bartnädig fein und ſich nicht überzeugen laſſen.“ 


Die Geiftlicfeit, der vechte Arm ber Landesobrigfeit, ermahnte das 
Bolt, zahlreih an der Landögemeinde zu ericheinen, und warnte es vor ber 
Annahme der Neuerungen durch Darftellung der in andern Ländern und 
Kantonen zu Tage getretenen Folgen, Das Siebengeſchlecht beharrte bei 
feinem Vorhaben, am 4. Mai wurde bei einer zahlreihen Landsgemeinde 
darüber verhandelt. Es wurde in Perfonen und Sachen heftig angegriffen ; 
das Ergebniß war, daß jeine Anträge mit großer Mehrheit verworfen wur: 
den. Dabei blieb man jedoch nicht ftehen, fondern beichloß noch gegen die 
Mitglieder des Siebengefhlehts einen Strafprozeß. Der Kath wählte fogar 
eine eigene Unterfuhungscommiijion, beftehend aus Landammann Joſeph 
Leonz Lauener, den Rathsherren Joſeph Müller und Loft Scillig. 

Das Siebengeſchlecht, welches Abänderungen der Verfaſſung begehrte, 
bejtand aus folgenden Männern: Xofeph Anton Gamma, Franz Jakob 
Walker, Sebaftian Tröfh, Anton Bumann von Waffen, Melhior Dubacher 
von Abfrut, Joſeph Anton Müller, Johann Joſeph Nenner, Joſeph Anton 
Regli, Kaſpar Anton Nager, Yofeph Anton Schmid, Johann Niklaus Furrer 
und Joſeph Anton Bännet von Urfern. Landsfürjpreh Huber trug ihr 
Begehren an der Landsgemeinde mit ruhiger Entwidelung der Gründe vor, 
die beiden Zoller in Hofpenthal, Furrer von Erftfelden und Joſeph Maria 
Gamma von Altdorf, unterftügten das Begehren dur Borträge an ber 
Landögemeinde. 

Die beiden Lebteren waren, wie ſchon gelagt, die eigentlichen Trieb: 
federn des Siebengeſchlechts, weil fie aber Zollitellen befleideten und daher 
nicht mwagten, dem Landsrathe, welchem fie für ihre Zollverwaltung verant- 
wortlic waren, offen entgegenzutreten, jo ließen fie fi in das Gieben- 
geihleht nicht auffchreiben. Allein man kannte ihren Einfluß auf dafielbe 
und ihre Thätigfeit für die Neuerungen. Der Strafprozeß mochte nebft 
der Abfiht, folden Neuerungen für die Zukunft den Riegel zu fchieben, 
wohl auch diejenige haben, dieſen beiden Urhebern, welche gegen den Willen 
des Pandrathes, welcher in ihnen die finanzielle Gewähr vermißte, von der 
Pandagemeinde zu Zollern gewählt worden, auf die Ferje zu treten und 
fie dur ein Strafurtheil von ihren Stellen zu verdrängen. Eine mwejent: 
liche Abficht der Strafunterfudung lag aber auch darin, mich als den Haupt: 
urheber der Vorſchläge des Siebengefhlehts auszumitteln. Mein Freund 
Chriſtophor Fuchs hatte dev Landsgemeinde beigewohnt und gehört, daß 
in den Reben vielfah auf mich gedeutet wurde. Es brüdte fih Jemand 
aus: „das Siebengefhleht in Uri fei nur der Schwanz, der Kopf fei in 
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Luzern.” In der That war ich mit dem drei mejentlichen Punkten des 
Siebengeichlehts, der Abſchaffung der Lebenslänglichfeit der Rathsſtellen, 
der etwelhen Trennung der vichterlihen und vollziehenden Gewalt und ber 
Deffentlicgkeit der Landesverwaltung ganz einverjtanden, nicht jo mit andern 
Punkten. Man berieth fih mit mir darüber; lebhaften Antheil nahm ich 
daran, meine Volkszeitung war dem Siebengeihlechte jehr günſtig. Zoller 
Gamma hatte mir den Entwurf de8 Begehren: mitgetheilt, ich arbeitete ben- 
jelben nah meinen Anfihten um und ließ ihn druden. Allein Gamma 
jand ihm feinen Meinungen nicht angemejjen und umichrieb ihn wiederum. 
Dur feinen Mitzoller Furrer ließ er feinen PVorfchlag dem Siebengejchlecht 
zum Unterzeichnen übergeben, Alles diejes wurde dur Verhöre ermittelt 
und von mir öffentlich befannt gemadht. Man verlangte von der Regierung 
von Luzern, daß ich ebenfalls verhört würde, allein dieje wies das Begehren 
ab. Am 31. März 1835 wurden die Mitglieder des Siebengefhlehts und 
auh Gamma und Furrer vor den Landsrath berufen. Aloys Gerig von 
Waſſen wurde zu einem Dritttheile, Johannes Furrer Altrathsherr zum 
andern Dritttheil und Zoller Gamma zum legten Dritttheil Prozeßkoſten 
und der Letzte noch zu einer Gelbftrafe von 192 Franken verfällt, Furrer 
noch angehalten, einige gegen die gnädigen Herren an der Landögemeinde 
geiprohenen Worte zu widerrufen. Den Mitgliedern des Siebengeſchlechtes 
aus dem Thale Urſern follte durch die dortige Bezirksregierung ein Verweis 
ertheilt werben. Auch nah meinem jetzigen Dafürhalten war die jtraf: 
rechtliche Verfolgung dieſes Siebengeſchlechtes unklug. Man mag allerdings 
annehmen, daß dajjelbe, um feinen Begehren Eingang zu verjchaffen, fich 
weder an die Regeln der ftrengen Wahrheit, noch ber Ehrfurcht vor ber 
Landesobrigfeit werde gehalten und demnach wohl Anlag zur Strafe werde 
geboten haben. Allein e3 hatte num einmal das Kecht, politiiche Aenderungen 
zu begehren, es befolgte zur Erreihung feines Ziels den geſetzlichen Weg, 
und ald feine Anträge verworfen waren, Tieß es diejelben auf ſich beruhen. 

Von da. an fuchte ich Feine politiichen Pläne mehr in Uri zur Reife 
zu bringen. Die Urfener, welche nah Verwerfung der Bundezurfunde an 
eine Trennung von Uri gedacht und ſich hiezu die Hilfe der Eidgenoſſen 
geträumt hatten, Hatte ich ernjtlih davon abgemahnt. Wohl leiftete ich 
ihnen meinen Rath in den Paßangelegenheiten und erhielt dafür ein ſehr 
ſchmeichelhaftes Dankſchreiben von Bezirksrath in Andermatt. Allein weiter 
ging meine Einmifhung nit, als daß ich in der Volkzzeitung, im Eid: 
genofien und fpäter in der fchmweizerifchen Bundeszeitung Perfonen, Behörden 
und Zuftände, namentlich auch die Priefterfchaft, nach meinen damaligen 
firhliden und politiihen Anfichten beurtheilte und tadelte. Dod wurden 
mir die meiften Auffäge von Uri felber eingefendet. Namentlih war der 
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Fürſprech des Siebengeſchlechts vom 4. Mai 1834, Huber, ein ausgetretener 
Theolog, ein ſehr fleißiger, aber auch ſehr heftiger Correſpondent dieſer 
Blätter. Man Hatte, obwohl mit Ungrund, damals meiſtens den Herrn 
Fürſprech Franz Jauch in Verdacht. Nicht bald über Etwas täujht man 
ih fo leicht, wie über Zeitungseinfendungen, es ift unglaubliß, wer oft 
unter dem Mantel der Anonymität ftedt. Die meiſte Schärfe würde der 
politifhen Prejie dadurch genommen, wenn jeder Aufſatz auch unterſchrieben 
jein müßte. 

Der Antrag, die Lebenslänglichkeit der Rathsſtellen abzufchaffen, tauchte 
nachher in dem Landrathe beinahe alljährlih wieder auf und erhielt am 
28. Chriftmonat 1839 fogar eine Mehrheit von 24 gegen 20 Stimmen. 
Mein Schwager Vincenz Müller, damals Landesftatthalter, war einer ber 
eifrigften, Verfechter des Antrags, theils aus politifhem Grundſatze, theils 
aus Weberdruß einer Tebenslänglihen Beamtung, theil® auch aus Aerger 
über den Schlendrian, welcher Iebenslängliche Behörden gern ergreift und 
beherriht. Die Landammänner Anton Schmid und Joſeph Leonz Lauener 
waren die eifrigften und entjchiedenften Gegner befielben. Sie brachten es 
dahin, daß er im April 1840, als er für die Landsgemeinde hätte vor: 
berathen werben jollen, vom Landrathe wieder verworfen wurbe. Erft ber 
Sturz der Tatholifhen Stände im Jahre 1847 bradte ihn in Uri zur 
öffentlichen Geltung. 

Der Obrigfeit des Landes Uri in den Jahren 1830 bis 1840 muß 
man nahrühmen, daß fie für die Aufnahme des Gotthardspaſſes, welcher 
eine der fruchtbarſten Einnahmsquellen für Land und Regierung ift, uns 
geheuere Anftrengungen gemacht hat. Die Fahrbarmahung des St. Gott: 
hard wurde von meinen Schwäher Landammann Karl Martin Müller fon 
in der Mebdiationszeit in den Jahren 1809 und 1810 auf der Tagfagung 
in Bern zuerft angeregt. Sie hätte mit Beihilfe anderer Kantone aus— 
geführt werden können. Allein Uri war damals für biefes Unternehmen 
noch nicht geneigt. Erſt im Jahre 1818 drang der Gedanke endlich durch. 
Landammann Karl Martin Müller und Landammann Joſeph Z’graggen 
waren die Hauptbeförderer der Fahrbarmachung des St. Gotthard. Die 
Regierung von 1830 vollendete im Einverftändnig mit derjenigen von Puzern 
nicht nur die Fahrbarmachung des St. Gotthard, melde fie in den Jahren 
von 1818 und 1827 beihloffen hatte, und verwendete darauf vermittelft 
eines Aftienunternehmens cine Million Schweizerfranfen (für ein Land von 
höchſtens fünfzehntaufend Seelen ein Rieſenwerk), fondern fie traf fogar alle 
Einleitungen, eine fahrbare Straße längs dem Vierwaldſtätterſee über den 
Arendberg zu bauen. Ingenieur Karl Emanuel Müller war der Haupt: 
beförderer biefes großartigen Unternehmens. Allein theils die Widerfpenftigkeit 
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der Regierung des Kanton? Schwyz, über deren Gebiet ein großer Theil 
diefer Straße gehen mußte, theild der Bau eines Dampfichiffes auf dem 
Vierwaldftätterfee machte die Ausführung für einftweilen unmöglid. Erſt 
das Jahr 1862 reifte auch dieſes Unternehmen, angeregt von den Bundes: 
behörden, zur That. Ingenieur von Mentlen aus dem Kanton Teffin hatte 
in den Dreißigerjahren den Plan zu einer ganz horizontalen ebenen Straße 
von Flüelen bis Brunnen ausgearbeitet. Im Jahre 1862 begnügte man 
fh mit einer auf: und abiteigenden gefährlihen Linie. Kein Fortſchritt! 
Der Bau eines Dampfichiffes veranlafte einen langen heftigen Streit 
zwiſchen den beiden Regierungen von Uri und Luzern. Er wurde von 
Seite der erfteren im Namen der Sciffergefelligaften von Uri, von Seite 
der zweiten im Namen der freien Concurrenz geführt. Das Privatinterejie 
von ein paar Mitgliedern der Regierung mag die Hitze in den Streit ges 
brabt haben, welche ihn durchwärmte. Auch der politiiche Zwieſpalt legte 
noch einigen Zündftoff bei. Friedrich Knörr von Mühlhaufen, angeſeſſen in 
Luzern und Vorſtand der proteftantiihen Kirche dajelbit, entſchloß fih im 
Jahre 1835, ein Aktienkapital von 120,000 Schweizerfranfen an den Bau 
eines Dampfichiffes zu verwenden, falls er die Zuficherung erhielte, daß 
innert einer Keihe von Jahren fein zweites Dampfſchiff an den Luzerner: 
Ihen Geftaden des Vierwaldftätterfees gebaut werden dürfe. Der Große 
Kath von Luzern ertheilte am 17. Chriftmonat 1835, ungeadhtet eines 
häftigen Widerſpruchs von Seite einer Minderheit, dieſes Privilegium. 
Die Regierung von Uri beſchwerte ſich darüber, als über eine Verlegung 
von Verträgen, welche zwijchen Uri und Luzern feit 1810 und 1811 beftan- 
den und die Regelung der Schifffahrt durch gemeinfames Einverſtändniß 
forderten. Luzern dagegen behauptete, diefe Verträge feien dur die Tranfit: 
toncordate von 1826 und 1831, melde den Grundſatz freier Concurrenz 
zu Wafler und zu Land auögefproden, aufgehoben, Mit diefen Gründen 
wurde im gegenjeitigen Briefwechfel und an einer Conferenz, welche im April 
1837 ftattfand, gefochten. In Uri beftanden zwei Schiffergejellichaften, die 
des fogenannten Urinauens und die von Flüelen. Diefe hatten das Recht, 
alle Waaren und Perſonen vom Geftade in Uri wegzuführen, wie die zwei 
entiprehenben Gejellihaften des Pfifternauend und der St. Niklaufengejell- 
ſchaft in Luzern das ausſchließliche Recht hatten, Perſonen und Waaren vom 
Geftade in Ruzern wegzuführen. Durch die Verträge von 1810 und 1811 
war jeftgejegt worden, daß dieſe Schiffsgefellihaften gegenfeitig auch an den 
jenfeitigen Geftaden Perfonen und Waaren aufnehmen dürfen, dafür aber 
einen beftimmten Entgelt am betreffenden Geftade zu Handen der berechtigten 
Geſellſchaften zurüdlafien müßten. In Ruzern wurden nun die Rechtſamen 
dafiger Schiffägefellihaften ohme Entgelt thatſächlich abgeſchafft, indem dag 
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Dampfſchiff ohne Weiteres in alle ihre Rechte eintrat. Uri aber wollte 
ohne Entihädigung die vielhundertjährigen Rechte feiner Schiffsgefellichaften 
nicht aufheben und begehrte eine Entihädigung von Luzern, welches bas 
Privilegium dem Dampfichiffe ertheilt hatte, wogegen Luzern behauptete, die 
Entihädigungspflicht, wenn eine ſolche vorhanden wäre, läge auf der Obrig- 
feit des Landes Uri. Die Eonferenz der Gottharbaftände trat ins Mittel 
und wies die Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft an, ſich mit den Schiffsgeſellſchaften 
in Uri, nöthigenfalls unter Mitwirkung beibjeitiger Regierungen, zu ver: 
fändigen und außzugleihen. Die Unterhandlungen waren im Anfange 
fruchtlos. Die Regierungen von Luzern und Uri vermittelten nun Ent: 
Ihädigungsverträge, melde die Genehmigung der Schiffergelellihaften und 
der Obrigkeit von Uri, aber nicht die der Aftiengefellihaft von Luzern 
erhielten. Da griff Uri zur Selbithilfe und verhaftete den Schiffskapitän 
Oberftlientenant Franz von Elgger bis zur Leiftung des Entgeltes. Luzern 
wandte Gegenmaßregeln an. Eine neue Gonferenz im Chriftmonat 1837 
lud die Regierungen neuerlich zur gütlihen Uebereinkunft ein und jchlug, 
falls eine Verftändigung nicht möglich wäre, den Weg des Rechtes vor, 
einftweilen aber follte eine proniforifche Webereinfunft getroffen werben, 
wonach das Dampffhiff in Flüelen ungehindert Perfonen und Waaren auf: 
nehmen dürfte. Die Unterhandlungen hatten abermals feinen Erfolg, To 
daß Luzern fich vorbereitete, den Rechtspfad einzufchlagen, und mir die Bear- 
beitung der Rechtsſchrift übertrug. 

Unbillig war die Zumuthung Luzern an bie Obrigfeit von Uri, daß 
fie die Entſchädigung leiften follte, da das Privilegium der Dampfidifffahrts- 
gejellihaft ohne Einverftändnig mit Uri einfeitig ertheilt worden war. Wie 
ed im Großen Rathe von Luzern felbft von der Minderheit war auseinander: 
gejeßt worden, nahm fi ein Monopol für die Dampfihiffsgeiellidaft ſon— 
derbar aus, ba man gegenüber von Uri ftetöfort die freie Concurrenz, die 
Freiheit der Schifffahrt im Munde führte. Darum beharrte Uri mit an: 
geftammter Zähigkeit auf der Entihädigungapflicht des Dampfichiifes und 
ermübdete Luzern fo, daß endlich die Altiengefellichaft eine jährlide Entihäbdi- 
gung von taufend Schweizerfranfen leiftete, womit dann der Rechtsſtreit 
niebergeichlagen wurde, indem Bafelftadt zur Verfolgung defjelben nicht ferner 
Hand bieten wollte, obwohl es fehr für die Freiheit der Schifffahrt ein- 
genommen war und in Bafel viele Aktionärs des Dampfichiffes hatte. In 
Luzern hatte das Unternehmen der Dampfichifffahrt viele Gegner. Die 
Herren Mazzola, Erivelli und Zurgilgen drangen immer darauf, bie Re— 
gierung ſelbſt folle ein Dampfſchiff bauen, allein ſchwerlich würde ber Große 
Rath ſich zu einer Ausgabe von 1205000 Franten für ein Dampfſchiff ver- 
ftanden haben. Die Herren Mazzola, Erivelli und Zurgilgen wollten fi 
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daran micht weſentlich betheifigen, obſchon ihnen die Mittel dazu nicht 
gefehlt Hätten. Weil Friedrich Knörr muthig zugriff, ohne Rüdfiht auf 
alle Schwierigkeiten, ſchien er auch die Unterftügung der Regierung zu 
verdienen. 


Von da an mengte ich mich nicht mehr in die politiſchen Angelegen- 
heiten von Uri, um fo mehr aber in diejenigen des Kantons Schwyz. 


Es waren im Lande Schwyz aus andern Kantonen eine Menge Ya: 
milien eingewanbert, welche feit Jahrhunderten niebergelafien waren. Sie 
hatten zwar nicht förmlih das Landrecht (Bürgerreht) erworben, waren 
aber doch im Befite von Grundftüden und genojien ſelbſt theilmeile der 
Almenden. Zur Zeit des Einfalls der Franzofen in die Schweiz wurde 
binfihtlih diefer alten Beifäffen, wie man fie nannte, durd eine aufer: 
ordentlihe Landsgemeinde am 18. April 1798 beichlofien: 

„Auf die Bittichrift der Herren Bey: und Einſaßen ift erfennt: daß 
die Beyſaßen, welche unter dem fFreyfahnen wirklich gezogen, oder ziehen 
werden und unter ſelben ſchwören, follen wirklich fie und ihre Kinder als 
gefreyte Landleute erflärt und anerkannt ſeyn; die jo nicht ziehen, follen 
um einen billigen Auslauf an die Commiſſion verwiefen feyn, und das ab: 
tradtierte an die Mayen-Landsgemeinde zur Ratififation vorgetragen werben ; 
was aber arme, prefthafte, franfe und ummündige Beyſaßen betrifft, Toll zu 
einer Zeit auf jelbe ein billiger Bebadht genommen werben.” 


Diele Schlußnahme wurde am 1. Augftmonat 1802 neuerdings beitä- 
tigt. Ein Eommiffionalgutadhten vom 31. Heumonat Tautete: 


„Die ehemaligen Bey: und Einſaßen jollen laut Landsgemeinderfenntniß 
vom 18. April 1798 bei ber Landsgemeinde Sik und Stimme haben, gleich 
allen übrigen Landleuten, und zu allen Aemtern wählen und gewählt wer: 
den mögen.” 


Im Bezirfe Schwyz waren alle Familien in ſechs Viertel (Kreife) 
eingetheilt, in welchen allein fie, mochten fie wo immer wohnen, ihre politi- 
ihen Rechte ausüben konnten. Die zu Landleuten angenommenen Beifaffen 
wurden durch Beichluß der Landsgemeinde vom 20. März 1803 in zwei 
Viertel eingetheilt. Endlich wurde den 27. April 1807 von der fogenannten 
Mayenlandögemeinde, welcher die höchſte Gewalt zuftand, abermals in Be: 
trahtung gezogen: 

„Ob man laut dem abgelefenen Parere oder Gutachten und auf die 
Vorftellung der Löbl. Neu- und Alt:Biertel vom 25. April 1807 die in 
dieſe zmei Viertel allein eingetheilten ehemaligen Ein- und Beyfäßen ober 
neuen Lanbleute auch in übrige Viertel eintheilen wolle oder nicht. Nach 


— 
hierüber angeſtellter Umfrage und Berathung wurde erkennt: daß man das 
Parere durchaus nach Inhalt genehmigen und ratifizieren wolle, und die 
neuen Landleute in Gefolge demſelben in die Viertel eingetheilt ſeyen, und 
hiebey ſein gänzliches Verbleiben haben, und ſolchem nachgelebt werden ſolle.“ 


Das Gutachten ſelbſt war mit dem Entwurf der Eintheilung begleitet, 
gemäß welchem in alle ſechs Viertel des freien Landes Schwyz die ehemaligen 
Beiſaſſen, 70 Geſchlechter an der Zahl mit 424 Perſonen, eingetheilt wurden. 

So waren alſo die alten Beiſaſſen neue Landsleute geworden. 


Am 4. Brachmonat 1814 wollte Oberſt Müller aus dem Kanton 
Glarus von der zu Ibach verſammelten Landsgemeinde ins Landrecht auf— 
genommen werden. Da faßte dieſe Landsgemeinde folgenden Beſchluß: 


„Nach dieſem (nemlich nach von Herrn Oberſt Müller eingelegter 
Bitte um Ertheilung des politiſchen Landrechts) fiel die Motion: durch 
zwey Mehr entſcheiden zu laſſen, ob die nicht Landleute, ſondern Beyſäßen 
ſeyen, ſich vom Landsgemeindekreis entfernen und nicht mindern und nicht 
mehren, oder aber hier bleiben ſollen, und als neue Landleute mindern 
und mehren, wählen und gewählt werden mögen, worüber letztlichen erkennt: 
die ehemaligen Ein- und Beyſäßen ſollen heute weder mindern noch mehren 
und wer deſſen überwieſen werben könnte, ſoll in eine Geldſtrafe von zwey 
Neuthaler verfallen ſeyn, wovon dem Laidter die Hälfte zükommen ſolle.“ 


So waren die neuen Landleute durch die Willkür der Landsgemeinde 
für dieſen Tag ihrer Rechte beraubt. An der Landsgemeinde vom 27. April 
1828 wurde wieder beſchloſſen: 


„Nachdem von dem HHHr. Amtmann die Hohe Verſammlung eröffnet 
worden, und zu den Wahlen geſchritten werden wollte, wurde der Vortrag 
gemacht, weil die politiſchen Verhältniſſe der neuen Landleute noch nicht in 
Richtigkeit gebracht ſeyen, ſo werde darauf angetragen, daß die neuen Land— 
leute heute keinen Antheil an dieſer Verſammlung nehmen, ſondern aus— 
treten ſollen. Nach geſchehener Umfrage und ergangenem Mehr wurde erkennt: 
daß die neuen Landleute aus dieſer Verſammlung austreten ſollen.“ 


Gegen dieſen Gewaltsbeſchluß reichten Altkantonsrichter Kriſpin Duſſer 
und Hauptmann Dominik Gemſch Namens der neuen Landleute ein von 
Dr. Caſimir Pfyffer verfaßtes Memorial an die alten Lanbleute ein, worin 
fie ihre erworbenen Rechte in fehr ehrerbietiger Sprade in Anfprud nahmen. 
Auf diefes Memorial veröffentlichte die „Kanzlei des altgefreiten Landes 
Schwyz auf Anordnung der hohen Landsgemeinde und aus Auftrag des 
wohlweiſen gefefienen Landraths“ einen „Rüdblid”, in weldem bie alten 
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Berhältniffe der Beifäflen, die gegen fie zu verfchiebenen Zeiten erlaflenen 
Beſchwerden und Verfügungen aufgezählt und die von ihnen angerufenen 
Landsgemeindeſchlüſſe als ungenügend bemädelt wurden. Die Sprade dieſes 
Rücblickes war einer Regierung in Form und Inhalt unwürdig. Diefer 
Rückblick empörte mein Nechtsgefühl, und als ich darum angefucht mwurbe, 
eine Antwort darauf zu verfaffen, that ich es mit Freude. So erſchien 
denn eine „Beleuchtung“ jenes Nücblides „von einem Freunde des Rechts 
ab der Landichaft des Kantons Luzern”, gewidmet „allen freien Eidgenofjen“, 
mit dem Motto: „Gerechtigkeit erhöhet ein Voll,“ Diefe Beleuchtung 
fuchte in fehneidender Sprade die wirklich auf ſchwachen Gründen ruhende 
Beweisführung des „Rückblicks“ zu entfräften und nahm mit Feuer, oft 
mit etwas übertriebenem Eifer fi der verfolgten neuen Landleute an. Das 
Recht war aber ganz unzweideutig auf Seite derfelben. Es wurde ihnen 
jedoch vorenthalten bis zum Jahre 1833, wo ihnen durch den $. 3 der Ver: 
faſſung endlich ihre Nechte gefichert wurden, indem er lautete: 


„Kantonsbürger oder Landleute find Diejenigen, welche in der Ber: 
faſſing von 1803 als folde anerkannt worden find, ober welche fi aus— 
weilen fönnen, daß fie das Kantonsbürgerrecht — rechtlich erworben und 
ausgeübt haben.“ 


Die neuen Landleute hatten zur Zeit der Mediation auch die Gleich— 
berehtigung mit den alten Lanbleuten in Bezug auf den Allmendgenuß be: 
bauptet, hatten aber die Unklugheit, den Enticheib hierüber den Gerichten 
des Kantons Schwyz zu überlafieen. Das Kantonsgericht entſchied im Jahr 
1806: „die Allmeind ſei ein ausſchließliches Eigentum des alten Land— 
manns.“ Gin einläßlihes Rechtsgutachten der Juriſtenfakultät in Zürich 
hat zwar jeither den Beweis geführt, daß die neuen Landleute ein bebingtes 
Nutznießungsrecht auf die Allmenden haben, indem ihnen von Zeit zu Zeit 
ſolche beſchränkte Rechte jeien eingeräumt worden, die für fie nun erworbene 
Rehte ſeien. Die Landsgemeinde hatte im Jahre 1829 beſchloſſen, „daß 
fie in Aufunft vom Allmeind: oder Genofienholz und Feld ausgeſchloſſen 
fein follen, und daß fie, was man ihnen altfällig gebe, nur aus Güte haben 
jollen.” Dabei ift es geblieben. Die neuen Landleute find von jedem 
rehtlihen Anfpruche an den Allmenden (Genofiengütern, Corporationsgütern) 
ausgeihlofien. 


Gleichzeitig mit den alten Beifäflen wurden auch die verſchiedenen 
Landſchaften des Kanton? Schwyz zur Zeit der Revolution in die Gleichheit 
ber Rechte mit dem „altgefreiten Lande Schwyz”, wie man damals ben 
Bezirk Schwyz hieß, eingefegt. Die Befreiungsurfunden Tauteten wörtlich: 
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„Befreiungsurkunde der Landſchaft March von 1798. 


Mir Amtsftatthalter, die Räth und Landleute eines dreifahen Land: 
raths in Kraft einer Landögemeinde zu Schwyz verfammelt, urkunden hiemit: 
daß wir der löblihen Landſchaft Mar eine volljtändige Freiheit ertheilen, 
und auf die Regierung, die unfer Stand bis Dato in der Landihaft Mar 
gehabt für Land und Leute, für jezt und zu allen fünftigen Zeiten Ber: 
ziht thun. 

In Urkund weſſen wir diefes Befreiungs-Inftrument mit unfers Stan: 
bed gewohntem Infigill verwahret, und durch unſern Landfchreiber unter: 
zeichnet haben auöfertigen und befagter Landſchaft aushändigen laſſen. 

Geben den 8. Merz 1798. 

Meinradb Suter, 
(St. Martins Sigill.) Landſchreiber.“ 


„Befreiungsurkunde der Landſchaften Einfiedeln, Küßnacht, Hof 
Pfeffilon und Hof Wollerau. 


Wir Landammann, die Räthe und Landleute zu Schwyz an einer 
außerordentlichen Landsgemeinde zu Ibach vor der Brücke bey einander ver: 
fammelt, entbiethen unfern getreuen lieben Landſchaften Einfiedeln, Küßnacht, 
Hof Pfeffiton, Hof Wollerau unſern väterlihen Gruß, mwohlgeneigten Willen, 
und geben ihnen anmit zu vernehmen, daß wir in reifer Beherzigung der 
gegenwärtigen höchſt bedenklihen Lage unſers theuern Baterlandes und in 
väterliher Hinfiht auf die von diefen unfern angehörigen Landfchaften be: 
thätigte belohnungswürdige Treue und Anhänglichkeit und bei der Prüfung 
ihrer durch gejetlihe Wege mit fo viel Bejcheidenheit als Ehrerbiethung 
gegen uns ihren natürlihen Landesherrn geäußerten Wünſche uns frei und 
ungedrungen entſchloſſen haben, in Abfiht auf das Schickſal und die Ver: 
hältnifje diefer unferer Landſchaften diejenigen Veränderungen vorzunehmen, 
bie mit der allgemeinen Wohlfahrt unferes Vaterlandes vereinbarli und 
dem Geifte der Zeiten angemefien find. Dem zu Folge Haben wir nad 
einer der Wichtigkeit des Gegenitandes entiprehenden Berathung folgende 
Beſchlüſſe erkennt, und demnach feſtgeſetzt und verordnet: 

1. Daß die obbemeldten Landichaften von dem heutigen Gewalt aus 
frei und unabhängig in Abfiht auf alle politiihe Rechte den Landleuten 
unferes freien Standes glei erflärt und als gefreite Landleute von Schwyz 
mit una, den gefreiten Landleuten vereiniget jeyn follen. 

Jedoch auf Ratification der Fünftigen Landesgemeinde, als unferer 
höchſten Gewalt. 
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2. Daß aber, damit diefe Vereinigung auf eine für alle Theile er: 
fprieflihe und dauerhafte Weife zu Stande gebracht werben Fönne, diejenige 
von und bereits aus den hohen Räthen und Lanbleuten erwählte Ehren: 
Commiſſion beauftragt feyn folle, mit Ausihüfien, welche die bejagten Land: 
Ihaften zu diefem Ende mit gehöriger Vollmacht zu verfehen haben werben, 
in Unterhandlungen zu treten, wie biefe Vereinigung in Abfiht auf das 
gemeinfam werdende Aerarium in Anjehung der Civil- und Bolizeibehörben 
in biefen Landſchaften ohne Beeinträchtigung ihres gemeinfamen Verhältniſſes 
mit und und andern bei ber Unterhandlung zum Vorſchein kommenden 
Gegenftänden eingerichtet werden könne. 

3. Soll bei ber Unterhandlung das Augenmerk vorzüglih darauf 
gerichtet werden, daß in Bezug auf Holz und Feld zwiſchen den bemeldten 
Landihaften und unferm gefreiten Lande keine Gemeinihaft eingeführt, ſon— 
dern in diefer Hinficht jeder Theil in feiner ehevorigen Lage und jeinen 
dießfälligen Polizeianftalten belajjen werde, weil dur eine hierinfallfige 
Abänderung manigfaltige Unruhen und Mißverftändnifje erzeugt werden müßten. 

4. Wenn dann nad diefer Grundlage die Unterhandlung mit gejagt 
unfern Landſchaften zu Stande gebracht werden kann, foll diefer Entwurf, 
oder diefe Uebereinfunft der fünftigen Maienlandsgemeinde, als unferer 
böhften Landesgewalt zur Katification vorgelegt werben. 

5. Hat fich die heutige Verfammlung beitimmt dahin erklärt, daß an 
der fünftigen Maienlandsgemeinde die dafelbft wieder verſammelten Land— 
leute die den obbemeldten Landſchaften zugefiherte Freiheit und Gleichheit 
betätigen und die benjelben heute gegebenen Verheißungen als biedere 
Männer getreulich erfüllen werden. 

6. Daß das Privateigenthum gleich dem Eigenthum des Staats und 
der Gemeinheiten unter den Schub der Geſetze geitellt, als unverlegbar 
erflärt, fo wie die Sicherheit der Perjonen heilig jey, und zu Handhabung 
der Religion, der gejeglihen Ordnung und innern Ruhe die eriftivenden ' 
hohen und niedern Behörden von Männiglichen rejpectirt werben, 

7. Daß diefe Landesherrlihen Beichlüffe den gedachten Landſchaften 
unverweilt befannt gemadt und jchriftlich mitgetheilt werben jollen. 

Geben den 18. Hornung 1798. 


Kanzlei des freien Standes Schwyz.“ 


Die Landeögemeinde beitätigte am 1. Augftmonat 1802 einmüthig 
diefe Beſchlüſſe. 

Die Vermittlungsurkunde des erften Conſuls Bonaparte vom 19. Kor: 
nung 1803 fagte im eilften Kapitel, weldes von der Verfallung des Kan— 


tons Schwyz handelte, im erjten Artikel: 
4* 
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„Der Kanton Schwyz begreift in fich die Gemeinden des alten Kan— 
tons; ferner Gerſau, Küßnacht, die Landſchaft Einfiedeln, die Höfe, die 
Mar und Reichenburg. Schwyz ift der Hauptort und die Fatholifche Re: 
ligion ift die Religion des Kantons. Die Bürger der vereinigten Land— 
haften haben die gleihen Rechte wie jene des alten Landes.“ 


Der zweite Artikel erklärte die Land3gemeinde aller Bürger des Kan 
tons als Souverän. Nah dem Artikel IV follten alle Theile des Kantons 
in den Verwaltungs: und Gerichtsbehörden im Verhältniſſe ihrer Bevölkerung 
vertreten fein. ine von der Landesgemeinde zu wählende Commiffion von 
13 Mitgliedern follte die Organifation der Behörden ausarbeiten, die Tag: 
fagung fie genehmigen. Die Commijfion ftellte als Maßſtab der Stell: 
vertretung den Satz auf: 


„Der Kantonsrath wird aus allen Bezirten nah dem annähernden 
Verhältniß der Volksmenge zufammengefegt, je auf zweihundert Tegaler Land: 
leute ob 20 Jahren ein Mitglied, und über Hundert und fünfzig, als bie 
ungerade Mehrzahl, auch ein Mitglied.* 


Diefe Mitglieder wurden von dem Volle in den Bezirken gewählt. 
Der zweifahe und dreifache Landrath beftand aus ben Kantonsräthen mit 
einem ober zwei Zuzügern auf jedes Mitglied. Das Kantonsgericht wurbe 
aus 13 Mitgliedern zufammengefegt, wovon 6 aus dem Bezirke Schwyz 
und 7 aus ben andern Bezirken genommen wurben. Der Landammann 
ftand ihnen als Präfident vor. Die Tagſatzung beftätigte unterm 2. Augjt- 
monat 1803 dieſe Organifation. Sie blieb in Kraft, fo lange bie Ber: 
mittlung Bonapartes dauerte, biß zum Jahre 1814, wo die ganze politifche 
Geftaltung der Schweizerifhen Eidgenofienfhaft und ihrer Kantone wieder 
in Frage geftellt wurde. Es ftrebte da auch der Bezirk Schwyz nad) einer 
gemwifjen Meberlegenheit über die fogenannten äußern Bezirke, während ber 
Bezirk Gerfau ſich vergeblich bemühte, die vielfundertjährige Unabhängigkeit 
wieder zu erwerben. Nach längeren Verhandlungen kam endlich folgende 
Uebereinfunft zu Stande: 


„Mebereinkunft 
zwifchen dem alt gefreiten Sande Schwyz und den äußern löbl. fand- 
fchaften Marc, Einfiedeln, Küfnacht, Wollerau und Pfeffikon. 

Wir Franz Xaver Wäber, der Zeit regierender Landammann, bie 
Näthe und Landleute zu Schwyz, an einer außerordentlihen Landsgemeinde zu 
Ibach vor der Brüde heute den 26. Brahmonat 1814 verfammelt, urfunden 
anmit: daß wir den Entwurf einer Uebereinkunft zwiſchen dem alt gefreiten 
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Lande Schwyz und ben Landihaften Mark, Einfiedeln, Küßnacht, Wollerau 
und Pfeffifon über die fünftigen Verhältniffe zwiſchen obbemelbten Beſtand— 
teilen des Kantons Schwyz, welche unterm 12. und 13. Mai 1814 von 
einer Commiſſion aus Näthen und Landleuten des Landes Schwyz einer: 
feits, und von Abgeordneten der letztbenannten fünf Landichaften anderfeits, 
in einem zu Schwyz gehaltenen Zufammentritte gutähtlih auf allfeitige 
Ratification außgemittelt worden, und des folgenden wörtlichen Inhalts ift: 

Art. 1. Die Landleute der Landihaften Mar, Einfiedeln, Küßnacht, 
Bollerau und Pfeffifon find in Folge der Landsgemeindserfanntnig von 1798 
und 1802 und dur die gegenwärtige Uebereinfunft freie Landleute, und 
haben alfo im Behandlung der allgemeinen Kantonsangelegenheiten ſowohl 
bei der Maienlandsgemeinde, welche die erſte Behörde und die höchſte Ge- 
malt unfered Kantons und der Landesfürft ift, als auch bei ben außer: 
ordentlihen verfammelten Landsgemeinden gleich den Landleuten zu Schwyz 
den freien Zutritt, auch das Recht, gleich denfelben zu ftimmen, zu mindern 
und zu mehren, zu wählen und gewählt zu werben. 

Art. 2. In den gefefienen Landrath werden von dem alt gefreiten 
Lande Schwyz zwei Dritttheile und von obbenannten übrigen fünf Lands 
haften zufammen ein Dritttheil der Mitglieder gewählt. Diejenigen, welde 
von dem alt gefreiten Lande Schwyz Amtswegen Sik in biefem Rathe 
haben, werben bei diefer Zählung nicht einbegriffen. Das gleiche Verhältnif 
der Repräfentation findet in dem zweifachen und dreifachen Landrathe ftatt. 

Art. 3. Falls ein Kantonal-Appellations-Geriht gebildet wird, fo 
gibt in baflelbe das Land Schwyz 6 und die übrigen Landfhaften zufammen 
5) Mitglieder. Auf den Fall einer Erweiterung unfere® Kantons wird mit 
Beibehaltung der 6 Mitglieder aus dem Lande Schwyz die Zahl der Mit- 
glieder, welde die äußern Landihaften ernennen, um Eins vermehrt, und 
diefes zwölfte Mitglied durch den neu hinzukommenden Theil des Kantons 
ernennt. 

Art. 4. Der ganz gefeflene Landrath tritt in jene Rechte und Be- 
Mngniffe ein, welche ihm durch die Fünftige Verfaffung eingeräumt und an— 
gewiefen werben. Bis zur Einführung der neuen Verfafjung fährt derfelbe, 
auf vorgefchriebene Art zufammengejegt, ungeftört nach feiner bisherigen 
Eompetenz in feinen Verrichtungen fort. Die laufenden minder wichtigen 
Geſchäfte aber und die diesfällige Standescorrefponden; mit dem Auslande 
und den andern Kantonen wird indefjen dur den Wochenrath von Schwyz 
bejorgt. 

Art. 5. Der ganz gefeflene Landrath hat auch die vorzügliche Pflicht, 
eine Berfaffung für den gefammten Kanton Schwyz gutächtlich zu bearbeiten. 
Sobald felbe beendigt fein wird, fol fie dem gefammten Volle, das beißt, 
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ber im Art. 1 feſtgeſetzten — zur Annahme ober Ber: 
werfung vorgelegt werben. 

Art. 6. Die Polizeiadminijtrativen und ricterfißen Behörden biefer 
Landſchaften werden in der ihnen zugetheilten Gompetenz erhalten. Obſchon 
in dem polizeilihen und abminiftrativen Face Feine Appellation oder Recurs 
ftatt hat, fo ijt es dennodh in der Befugniß und in der Pflicht des geſeſſenen 
Fandrathes, diejenigen Behörden, welche die gefeglihen Schranken in Aus: 
übung ihrer Competenz überjchreiten, in felbe zurüczumeijen und zu diejem 
Ende den nöthigen Unterfuh zu veranftalten. Die allgemeine Polizei übt 
ebenfall3 der ganz gefejlene Landrath des Kantons aus. Es wird einer 
fünftigen Berathung vorbehalten, feitzufegen, inmwiefern über jene von ben 
erftinftanzlichen Gerichten beurtheilte Rechtshändel, deren Gegenftand von 
unbejtimmtem Werthe ift, eine Appellation ftattfinde oder nicht. 

Art. 7. Die Landrechte der verjchiedenen Landihaften, ſowie das 
eingeführte allgemeine Einzugsrecht bleiben bis zum Erſcheinen allgemeiner 
Kantonsgefege in voller Kraft und find der Leitfaden, wornach fi die Be— 
hörden in ihren Urtheilen und Verfügungen zu benehmen haben. 

Art. 8. Handels: und Gemwerbsfreiheit, mit Ausfhluß des Wuchers 
und verbotenen Fürkaufs, find anerkannt, jedoch ift es jeder Landſchaft über: 
lafien, die für ihre Lage, Bebürfnifje und Verhältniſſe erfprießlihen und 
nöthig werdenden Einfhränfungen gegen Auswärtige, inſoweit ſolche zuläffig 
fein mögen, zu treffen. Wegen der Zeit und Dauer des PViehtriebs nach 
Stalien für Deutihe und Welſche wirb der. ganz geſeſſene Landrath verfügen. 

Art. 9, Bis zum Eintritt der neuen Verfaffung fahren: die Behörden 
ber rejpectiven Landfhaften nach der ihnen zuftehenden Competenz in ihren 
Verrichtungen ungehindert fort. 

Art. 10. Jede Landſchaft Hat, fo mie bis jet, auch in Zukunft für 
die Berathung ihrer innern Angelegenheiten, für die Wahl ihrer eigenen 
Beamten und ber ihnen betreffenden Mitglieder in bie Kantonalbehörden eine 
eigene Landsgemeinde, an welcher jeder Landmann frei und ungebunben 
rathihlagen und ftimmen kann. 

Art. 11. Es wird aufs Neue der Grundfat anerfannt, daß alle 
Laſten des Kantons nicht nah dem Maßſtabe der Kepräjentation, fondern 
demjenigen der Bevölkerung auf bie verfhiedenen Landidaften verlegt wer— 
ben follen, unb von jeder Landichaft felbft ihre innern Beamten und bie 
von ihr gewählten Glieder der Kantonsbehörden zu entihädigen fein. Nur 
bie fünf ober fechs erften Kantonsbeamten merden vom gelammten Kanton 
entihäbigt. Es fteht bei der Kantons-Landögemeinde, ihren Gehalt zu 
beftimmen. 
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Ablefend angehört, und nach darüber gepflogener reiflicher Berathung 
erfennt und bejchlojien haben, daß diefe Uebereinfunft angenommen, ratificirt 
und genehmigt fein folle, 

An Urkund deflen haben wir in Befräftigung dieſe Uebereinfunft und 
Pandsgemeind-Schluß mit unferm Standes gewöhnten Infigill verwahren und 
mit den gewohnten Unterfchriften befräftigen laſſen. 

Gegeben Schwyz den 26. Brachmonat 1814. 

Der regierende Landammann 
(L. S.) " %. X. Wäber. 
Im Namen des Raths und der gemeinen Landleute 
Der Landſchreiber 
Franz Reding.“ 


„Ratification 
über vorgehende Urkunde. 


Wir Franz Zaver Wäber, der Zeit regierender Landammann, bie 
Räthe und Landleute zu Schwyz an einer außerordentlichen Landsgemeinde 
zu Ibach vor der Brücke heute den 20ften und Sten Auguſt im eintaufend 
ahthundert und vierzehnten Jahre verjammelt, urfunden anmit: daß wir zur 
volleften Beruhigung der Landleute aus den äußern Töblichen Landichaften 
durh ein einhelliges, freudiges Stimmenmehr die Landbsgemeinderfanntniß 
vom 26. Brahmonat 1814 ihre brüberlihe Aufnahme als unfere lieben 
Mitlandlente betreffend — feierlichft beftätiget Haben. 

In Urkund defjen haben wir zu voller Befräftigung dieſen Lands: 
gemeindihluß mit unferm Standes gewohnten Infigill verwahren und mit 
den gewohnten Unterfhriften befräftigen laſſen. 

Gegeben Schwyz den 28. Augftmonat 1814. 

Der regierende Landammann: 
(L. S.) Franz Kaver Wäber. 
Im Namen des Raths und der gemeinen Lanbleute: 
Der Landfchreiber 
Joachim Hediger.” 


Auch die Landsgemeinden der übrigen Bezirke befräftigten dieſe Weber: 
einfunft. Sie war vorzüglih das Werk von Landammann und Pannerherr 
Franz Xaver Wäber von Schwyz und Landammann Joachim Schmid von 
Laden. Im erften Artikel wurde die politiſche Rechtsgleihheit ausgeſprochen, 
aber mehr zum Scheine, als in der That. Denn es ließ fi) vorausfehen, 
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daß die äußern Bezirfe an der in Schwyz fich verfammelnden Landgemeinde 
wegen der weiten Entfernung nie fo zahlreich erſcheinen konnten, wie bie 
Landleute des altgefreiten Landes (Bezirkes) Schwyz. Alle übrigen Artikel 
enthielten Verlegungen der Rechtsgleichheit. 


Die Tagſatzung beihlog am 22. Heumonat 1817 hinſichtlich des 
Bezirkes Gerſau: 


„sn Folge der von der Eidgenoſſenſchaft einmüthig angenommenen 
Erklärung des Wiener Congreſſes und der im eriten Artikel des Bundes— 
vertrages ausgeſprochenen Gewährleiftung des Gebietes aller Kantone, — 
follen der Fleden und die Landfchaft Gerfau mit dem Kanton Schwyz geei: 
nigt fein, auf immer ein Bejtandtheil dejielben verbleiben, und fomit ehe: 
malige Bundes= oder Schugverbindungen hiebei weiter in feinen Betraht 
fommen. Die Landihaft Gerfau, als integrivrender Theil des Kantons 
. Schwyz, wird der Kegierung diejes hohen Standes freundeidgenöffiih dahin 
empfohlen, daß dieſelbe, von fich aus, die nähern Verhältniffe des Kantons 
zu dieſer Gemeinde mit möglichfter Nüdficht auf das Wohl und die Wünfche 
biefer letztern, feſtſetzen möge.” 


Schwyz regelte dann dieſe Berhältniffe jo, daß von Gerfau 6 Mit- 
glieder in den Landrat und 1 Mitglied in das SKantonsgeriht kamen. 
Der Mebereintunft von 1814 wurde nachgelebt bis zum Jahr 1830. Ein— 
fiedelns Repräjentanten drangen dann zuerjt auf eine Verfaflung mit Rechts— 
gleichheit für den ganzen Kanton. Schwyz wehrte und fperrte fich dagegen — 
ohne redtlihen Grund. Denn im Jahre 1798 war der Grundjak der 
Rechtsgleichheit förmlich und feierlich ausgefproden worden. Derfelbe war 
ſechszehn Jahre durch die verichiedenen Verfaflungen fanctionirt worden. 
Selbſt die proviloriiche Mebereinkunft von 1814 ftellte im erjten Artikel den 
Grundſatz der Rechtsgleichheit an die Spitze, vertheilte die Laften nach der 
Bevölkerung und verbieß eine Verfaflung für den Kanton. Schwyz hatte 
aber bei Gewährung der Kechtsgleichheit auch gar feinen politiichen Nachtheil. 
Denn fo lange Schwyz Hauptort des Kantons blieb, Hatte es in den Be— 
hörden ftets das Uebergewicht, weil die Stellvertreter aus ben äußern Bes 
zirfen nicht blos dur die Entfernung, fondern aud dur ihre Theilnahm- 
Tofigkeit gehindert waren, in den Behörden zu erfcheinen. Allein Schwyz 
konnte weder durch die Erinnerung an die rechtlich auf ihm liegende Ver— 
pflihtung, noch durch Erwägung thatfächlicher Umftände bewogen werben, 
den Begehren der Stellvertreter Einfiedelnd nadzugeben. So ſchloſſen fi 
denn auch die andern äußern ‚Bezirke an dieſe Begehren an. Sie faßten 
biefelben in folgenden Landsgemeindebeihlüffen zufammen: 
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„Landsgemeindbeſchlüſſe 
der löblichen Bezirke March, Einſiedeln und Pfeffikon, 
auch 
Beſchlüſſe 
der von der Candsgemeinde löblichen Bezirkes Küßnacht bevollmächtigten 
Siebner⸗Commiſſion, 
hinſichtlich der vom löblichen Bezirke Schwyz verlangten 
Verfaſſung. 


1. Fordern wir eine die Freiheiten und Rechte aller Privaten ſichernde 
vollſtändige Verfaſſung und eine auf das genaue Verhältniß der Bevölkerung 
berechnete Repräſentation in den Kantonalbehörden. 


2. Anerkennen wir die bisherige Eintheilung des Kantons in Bezirke 
und verlangen dabei, daß die Gemeinde Richenburg mit dem Bezirke March 
wiederum vereinigt werde. 


3. Anerkennen wir ferner den Flecken Schwyz als den Hauptort des 
Kantons, ſomit als den Sitz der Kantonsregierung und den Verſammlungsort 
aller Kant onsautoritäten. 


4. Ehren und lieben wir das biedere Volk von Schwyz und verlangen, 
mit demſelben nur eines und das gleiche, freie Volk zu ſein. Deswegen 
ſoll auch die Verſammlung aller Landleute des Kantons oder der 7 Bezirke 
fernerhin die Kantonsgemeinde heißen und bie höchſte Gewalt oder der Sou— 
verän des Kantons fein und bleiben. Es foll jedoch an diefer Verfammlung 
nıht3 über das befondere Eigenthum der Bezirke, Corporationen und Pri— 
vaten verfügt werden, über alle andern Gegenftände aber freie und unges 
bundene Berathung ftattfinden. 

5. Verlangen wir einen Kantonsrath, wie er im Jahre 1802 und 
1803 zufammengejeßt war, und zwar namentlih, daß jeder Bezirf auf 200 
fimmfähige Landleute ein Mitglied in denfelben zu wählen berechtigt fein 
ſolle, und daß diefe, vereint mit dem regierenden Landammann des Kantons, 
Statthalter und Sedelmeijter den Kantonsrath bilden follen. 


6. Wir verlangen eine aus allen Bezirken nad dem Verhältniß ber 
Bevölkerung zufammengefegte Commiffion, welche zur Zeit, da der Kantons— 
tath nicht verfammelt ift, die Gefhäftsführung übernimmt, jedoch gegen Be: 
Ihlüffe der Bezirksbehörden nichts verfügen Tann, auch alle übrigen wichtigen 
Gegenftände nicht von ſich aus entjcheidet, fondern“ blos für bie Fünftige 
derathung des Kantonsraths begutachtet, die über ihre Verhandlungen ein 
gefondertes Protokoll führt und dem ſich befammelnden Kantonsrath jedesmal 
zu feiner Genehmigung vorlegt. 
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7. Wir verlangen auf jebes Mitglied des Kantonsraths zwei Sub 
ftituten, welde mit den Mitgliedern des Kantonsraths den zweis und brei- 
fahen Kantonsrat ausmachen. 

8. Wir verlangen ein Kantons-Appellations-Gericht von fo viel Mit- 
gliedern und auf gleiche Weife gewählt und zufammengefegt, wie bie auf 
dad genaue Verhältniß der Bolfsftellvertretung gegründete Berfaffung vom 
Jahre 1803 beftimmt. Wir anerkennen auch Alles, was in biefer Ver: 
faſſung über den Civilprozeßgang enthalten und bis auf dieſen Augenblid 
unangetaftet geblieben ift. 

9. Wir anerkennen in jedem Bezirk eine Volfsverfammlung oder Lands: 
gemeinde als die Höchfte Gewalt dejjelben, die, fowie die Kantondgemeinde, 
ebenfalls nichts über das befondere Eigenthum verfügen, über alle andern 
Gegenftände aber frei und ungebunden berathen kann. 

10. Wir erkennen die in den Bezirken wirklich beftehenden Bezirks— 
räthe und Bezirfsgerichte und verlangen, daß bis zum Erfcheinen einer neuen 
Verfaſſung diefelben, fo wie die laut vorhergehenden Artikeln zu erwählenden 
Kantonsbehörden in ihren Verrihtungen nah den ihnen angewiefenen Com: 
petenzen fortfahren follen; daß aber ber auf angegebene Weife neugemwählte 
Kantondrath die Wünſche, die ihm in Bezug auf Verbefjerungen und Ab— 
änderungen in ber Berfaflung vorgelegt werben, in Ueberlegung nehme, eine 
möglichſt vollftändige, auf Billige und Gerechtigkeit begründete Verfaffung 
für den ganzen Kanton beförberlichft bearbeite und foldhe dann der Kantons: 
gemeinde zur Entiheidung vorlege. Jedoch foll über das oben aufgeftellte 
Repräfentationsverhältniß Feine Abänderung ftattfinden, 


Beim 11. Punkt treten folgende Abänderungen ein: 


Mar Hat den 11. Punkt alfo angenommen: 


11. Um jede Trennung in dem Kanton verfhwinden, Friede und 
Eintracht wieder aufblühen zu machen und die vollefte brüderliche Vereinigung 
unter allen Bewohnern des Kantons zu bezweden, wünſchen wir, daß, ſowie 
der Genuß ber politifhen Rechte nie mehr das ausſchließliche Privilegium 
einer Klafje der Kantonsbürger fein Tann, dem Klofter Einfiedeln feine 
Vorrechte vor Privaten zugeftanden und die ehemaligen Beifaffen in allen 
Bezirken als politifche Landleute angefehen und behandelt werben. 


Bon Einfiedeln ift er gefaßt worden, wie folgt: 

14. Wir fordern, daß dem Klofter Einfiedeln feine Vorrechte vor 
Privaten zugeftanden, das alte eidgenöſſiſche Amortifationsgefeg wegen Ankauf 
von liegenden Gütern gegen bafjelbe in Anwendung und Ausübung geiekt, 
und daß ihm aller Handel unterfagt werde; gleichzeitig wünſchen wir, daß, 
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um jede Trennung im Kanton verfhwinden, Friede und Eintracht wieber 
aufblühen zu maden, und die vollefte brüderliche Vereinigung unter allen 
Bewohnern des Kantons zu bezweden, die ehemaligen Beifafien in allen 
Bezirken als politifhe Landleute angefehen und behandelt werben. 

Küßnacht drüdt fi darin aljo aus: 

11. Um jede Trennung in dem Kanton verfhwinden, Friebe und 
Eintracht wieder aufblühen zu machen und die vollefte brüberlihe Vereini— 
gung unter allen Bewohnern des Kantons zu bezweden, fordern wir, daß 
unverweilt freier Handel und Verkehr in unferm Kanton hergeftellt werde; 
gleichzeitig wünfchen wir, daß, fowie der Genuß der politifhen Rechte nie 
mehr das ausſchließliche Privilegium einer Klafje der Kantonsbürger fein 
fann, dem Klofter Einfiedeln Feine Vorrechte vor Privaten zugeftanden, und 
bie ehemaligen Beifaffen in allen Bezirken als politifche Landleute angefehen 
und behandelt werben. 


Pfeffikon ift mit Einfiebeln übereinftimmenb. 


Die Kanzleien 
* löbl. Bezirke March, Einſiedeln Küßnacht und Pfeffikon.“ 


Inzwiſchen enthielten ſich die Mitglieder dieſer äußern Bezirke der 
Theilnahme an den Sitzungen der Behörden. Nur der Bezirk Wollerau 
hielt beharrlich zu Schwyz. Schwyz antwortete auf die Begehren der äußern 
Bezirke in folgender Weife: 


„Bor hoher aufßerordentlicher Landsgemeinde 
in der löblihen Pfarrkirche zu Schwyz nad) gefchehener Anskündung 
Sonntags den 23. Sänner 1831. 

Nah gefchehener mündlicher Eröffnung der von den, Bezirfen March, 
Einfiedeln, Küßnacht und Pfeffifon an das alte Land geftellten Forderungen, 
und ber beönahen meiter unternommenen Schritte, auch nad) Verlefung meh: 
terer dahin einſchlagender Belege und barüberhin angehobenen Umfragen und 
Berathungen wurde mit jubelndem einmüthigem Mehr dahin befchlofien: 

Ohne die vielen ungefeglihen und verfaſſungswidrigen Schritte, Maß— 
nahmen und Schlüffe der Bezirfe Mar, Einftedeln, Küßnacht und Pfeffikon, 
womit diefelben eine Verfafjung zu ertrogen oder gar eine Spaltung bes 
Kantons durch Trennung zu erzwingen ſich bemühten, zu berüdfidhtigen oder 
darüber einzutreten, erfennt bie ganz verfammelte Landögemeinde bed alt 
gefreiten Landes Schwyz : bei der Uebereinkunft, welche Anno 1814 zwiſchen 
dem altgefreiten Lande und den Bezirken March, Einfiedeln, Küßnacht und 
Peffiton abgeſchloſſen worben, als in voller Kraft beftehend und für beibe 
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Theile verbindlich verbleiben zu wollen; daß alfo auf die Grundlage berfelben, 
und nad den Orundfägen unferer uralten Berfaffung, fo wie fie Anno 1821 
in das eidgenöffifche Archiv und unter eidgenöffiihe Garantie gelegt worden, 
von dem Kantonsrath die Einleitung zu Entwerfung einer Berfaflung für 
den ganzen Kanton getroffen, und alle Bezirke zur Mitwirkung und Theil- 
nahme eingeladen werben follen; der auf diefe Weile zu Stande gefommene 
Entwurf jelbit aber ſoll zur Katification der hohen Maienlandsgemeinde des 
ganzen Kantons vorgelegt werden, welche Behörde benfelben entweder an: 
nehmen, verwerfen oder nach Gutfinden abändern wird. 


Sollten die obgenannten Bezirke Mar, Einfiedeln, Küßnacht und 
Pfeffifon fi dieſen Verfaffungsarbeiten entziehen, auf ihrem freveln Ent: 
Ihluffe dev Trennung beharren, fo proteftirt die Landsgemeinde auf das 
feierlichfte gegen ein folches verfafjungs: und bundeswidrige® Unternehmen, 
verwahret Fräftigft ihre Rechte und die Souveränität des ganzen Kantons, 
und behält fi vor, nöthigenfalls diejenigen Mafregeln zu ergreifen, welche 
geeignet fein können, Widerfpänftige in die rechtlihen Schranken der gefeg- 
lihen Ordnung und der beftehenden Verfaſſung zurüdzumeifen. 


Ferner dann fol der Hochw. Negierung für die vielen unverbroffen 
gehabten Bemühungen, welche fie feit geraumer Zeit zum Beſten des alten 
Landes, zu Behauptung der Rechte desjelben und für Erhaltung ber gefeß- 
lihen Drdnung angewandt und fich jo eifrig hiefür beftrebt bat, und dabei 
befonders noch unfer achtungswerthen Ehrengefandtfchaft auf der außerordent— 
lihen Tagjagung für ihre dortige Verwendung der vollfommenfte Dank be— 
zeugt und an das Protocoll genommen werden, und alle im Berlauf diefes 
Gefchäftes von der hohen Regierung aus gefaßten Beihlüffe und getroffenen 
Verfügungen ganz in dem Sinn und nah dem Willen diefes hohen Gewalts 
gejhehen erklärt, und fo folglihen von hier aus beftätet und befräftiget fein. 


Dann wurde auch dur ein befonderes Mehr erkennt, daß von biefem 
hohen Gewalt aus dem löbl. Bezirksrath von Wollerau zu Handen defjelben 
und dortigen Volks für ihr biederes, feftes und geſetzliches Zufammenmwirken 
mit dem altgefreiten Lande Schwyz und für Aufrechthaltung der gejeglichen 
Drdnung und der rechtmäßigen Regierung, unfere vollefte Zufriedenheit in 
einem angemefienen Schreiben zu erfennen gegeben, und diefem löbl. Bezirke 
von diefem hohen Gewalt aus aller allfällig benöthigte Schug und Schirm 
zugefichert fein folle. 

(L. 8.) Kanzlei Schwyz.“ 


Nun gelangten die Bezirfe an den Vorort Luzern, bei welchem fie 
auf Geneigtheit, ihrem Begehren zu entipredhen, rechnen Eonnten. 


a 

Ungeadtet des am 20. Ehriftmonat 1830 befhloffenen Grundſatzes 
ber Rihtintervention in Berfaflungsfahen fuchten ſowohl der Vorort als 
die eidgenöſſiſche Tagſatzung durch ihre vermittelnde Dazwiſchenkunft bie 
Streitigkeiten zu ſchlichten. Allein alle Verſuche fcheiterten. Die äußern 
Bezirke gaben ſich eine gemeinfame Verfaſſung, wählten eine eigene Regie 
rung und führten fo die Trennung vom alten Lande Schwyz durd. Das 
Anfehen der Tagfagung war zu ſchwach, die Trennung des Kantons 
zu hindern. Sie vermochte nur zwifchen beiden getrennten Theilen den 
Landfrieden aufrecht zu halten. Schwyz fah fi durch die fogenannte 
Sarnerconferenz, welche fih in Folge ſowohl der Baslerftreitigfeiten als 
auh der von der Mehrheit der Stände beichloffenen Bundesrevifion 
gebildet Hatte, in feinem MWiderftande gegen die Begehren der äußern 
Bezirke beſtärkt. Schwyz mochte wohl auch mit Neht auf die im der 
Eiferfuht der Bezirke March und Einfiedeln gelegenen Keime der Uneinig- 
feit, welche früher oder fpäter ganz gewiß zum Ausbrude gekommen wären, 
gehofft haben. Schon in der geographiihen Zuſammenſetzung des äußern 
Landes Schwyz lag eine große Schwierigkeit des Zuſammenbleibens der 
Bezirke. Ein unvorgefehenes Ereigniß gab der Berfaffungsangelegenheit 
im Kanton Schwyz plöglich eine andere Wendung. Im Bezirfe Küß— 
naht entftund zwilhen den Anhängern von Schwyz und von Außerland 
eine Rauferei. Die erftern ſuchten Schub bei der Kegierung in Schwyz. 
Diefe erließ ein militärifches Aufgebot, welches fie den Befehlen des eid— 
genöſſiſchen Oberſten Herrn Theodor Abyberg unterftellte.e Er rüdte in 
Küßnacht ein und ftellte die Ruhe wieder her. Die Regierung von Luzern 
gerieth dadurch in Schreden, weil fie in ber Bejegung des Bezirkes Küßnacht 
eine Mafregel der Sarnerconferenz erblidte, und einen Einfall in den Kanton 
Luzern befürchtete, deſſen Volk ihr feit der am 7. Heumonat erfolgten Ver: 
werfung der Bundesurkunde abgeneigt war. Die Sarnerfonferenz war an 
dem Zuge nah Küßnacht unfhuldig. Ein Anſuchen des Standes Schwyz bei 
Ur und Unterwalden um Zuzug fand Feine Vollziehung, was doch hätte 
geihehen müſſen, wenn der Zug eine von den Abgeordneten der Garner: 
eonferenz verabrebete Sache geweſen wäre. Der Tagſatzung, welche in Züri 
verfammelt war, war diefer Zug nah Küßnacht ein mwillfommener Umftand, 
die Sarnerconferenz, welche den Beftrebungen zur Bundesumgeftaltung im 
Wege ftand, zu fprengen und die Verfafiungsftreitigkeiten in Schwyz durd 
eine unmittelbare Einmifchung zu beendigen. Der Zug nad Küßnacht wurde 
als Landsfriedensbruch erklärt; Schultheiß Schaller von Freiburg und Land: 
ammann Nagel von Appenzell-Außerrhoden wurden als Repräfentanten für 
den Kanton Schwyz ernannt, mit dem Nuftrage, die getrennten Theile 
wieder zu vereinigen. In dem Schooße der Regierung von Luzern, und 
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außerhalb demſelben im „Schutzvereine“ herrſchte inzwiſchen große Aufregung. 
Sie war bei gewiſſen Mitgliedern zu einem ſolchen Grade geſtiegen, daß 
Regierungsrath Laurenz Baumann, als einmal ein Schiff mit Stauden den 
See herunterkam, wähnte, die „Länder“ kämen, und Lärm ſchlug; Re— 
gierungsrath Felder von Schüpfheim rief einmal bei einer geſpenſterartigen 
Schilderung der drohenden Gefahren aus: „Man kann fih aud zu Tod 
fürdten.* Das Centralcommittee des Schußvereind war Tag und Nacht 
auf den Füßen. Es rief feine waffenfähigen Mitglieder zum Schutze ein. 
Es kamen ein paar Hunderte, welche unter ber Anführung von Herrn 
Mechaniker Zofeph Meyer an die Grenzen gegen Küßnacht zogen, jedoch 
bald wieder zurüdkehrten, und, wie man jagt, fi nicht großer Gefahr aus 
festen. Als Landammann Nagel als Repräfentant für den Kanton Schwyz 
in Luzern eingetroffen, jhidte das Centralcommittee zwei Abgeordnete, Herrn 
Adolph Hertenjtein und mich (ih war Suppleant des Centralcommittees) an 
ihn in das Gaſthaus zur Waage, um ihm die Dringlichkeit energiſchen 
Einjhreitens in dem Kanton Schwyz and Herz zu legen, und zwar zu dem 
Zwede, Bewegungen in andern Kantonen und dem Cinjchreiten der Schuß: 
vereine vorzubeugen. Landammann Nagel fchrieb dann wirflih nad Zürid, 
wenn die Tagſatzung nicht mit energiichen Mitteln die Kepräjentanten unter: 
ftüge, jo werben ungeregelte Kräfte fih einmifhen. Die Tagfatung beichloß 
ein großartiges Militäraufgebot und befahl die militäriiche Beſetzung des 
Kantons Schwyz. 


Der Herr Oberft Rudolph NRüttimann führte von Luzern das erfte 
Bataillon nah dem Kanton Schwyz. Er fpielte nicht die Rolle der Ueber: 
zeugungßoffiziere von 1841, fondern gehorchte, wenn auch mit innerm Wider: 
ftreben, feiner Militärpfliht. Die Adtung vor der Tapferkeit der Männer 
in den Urfantonen war damals groß. Ich erinnere mih noch, daß bie 
bäumigen Berner, welche ih im Duartiere hatte, fih mit banger Angft um 
die Lage der Dinge bei mir erfundigten und Bellemmung und Furt vor 
dem Kriegszuge nah dem Kanton Schwyz äußerten. 


Schultheiß Schaller und Landammann Nagel befahlen die Recon: 
ftituirung des Kantons Schwyz. Es traten die Abgeordneten der Bezirke 
in Schwyz zufammen, um eine Verfaſſung auszuarbeiten. Ich befand mid 
jelbjt einige Tage in Schwyz und wirkte Herrn Nazar von Reding mit, 
um einen Berfajlungsentwurf zu bereiten. Dieſer Entwurf ging auch zu 
einem nicht unbedeutenden Theile in die neue Berfafjung über. Nur wollten 
wir eine möglichſt gleiche Eintheilung des Kantons, welde aber an dem 
Unabhängigfeitägeifte der Bezirke einen unbejieglihen Widerftand erfuhr. In 
bem Verfaſſungsrathe erhoben ſich vorzugöweile zwei Streitpunfte: 
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4) Ueber die Kantonsgemeinde. Die äußern Bezirke wollten bie 
Kantondgemeinde entweder von Schwyz entfernt und näher gegen die äußern 
Bezirke oder gar nicht haben; Schwyz wollte fie entweder in Schwyz oder 
gar nicht. Endlich vereinigte man fi, die Kantonsgemeinde fallen zu laſſen. 

2) War Streit, ob die einfahe Mehrheit oder eine Mehrheit von 
jwei Dritttheilen über Verfaſſung und Geſetze entiheiden follte. Man nahm 
dann folgende Beftimmung als $. 102 in die Berfaffung auf: 


„Ihr (ber Bezirlsgemeinde) werden die Berfafjung, und zur ver- 
faſſungsmäßigen Zeit allfällige Vorfhläge für Abänderung derfelben, fo wie 
alle vom Großen Rathe an fie gebrachten Geſetzesvorſchläge und Verträge 
zur Annahme ober Verwerfung vorgelegt. Für die Annahme der Verfaffung 
oder für die Beſchließung einer Nevifion derfelben, fo wie für die Geneh— 
migung von Gejegesvorfhlägen oder Verträgen, find zwei Dritttheile ber 
Gejammtzahl der ftimmfähigen Kantonsbürger erforderlih. Um dieſes Er— 
gebnig zu erheben, werden alle ftinnmfähigen Bürger jener Bezirke, deren 
Bezirksgemeinden einen Vorſchlag angenommen haben, gezählt.” 


An diefer Beftimmung ſprach fih vornämlih die Eiferfucht der zwei 
größten Bezirfe Schwyz und Mar aus. Jeder wollte über Verfaffung und 
Geſetze Meifter fein und ihm mißbeliebigen Verfaſſungen und Gefegen ben 
Radſchuh unterlegen. 

Am 19. Herbftmonat wurde die Verfaſſung unterzeichnet und für den 
29. Herbftmonat zur Abftimmung befannt gemadt. Die Verfaflung wurde 
gerade in folge des $. 102 verworfen. Die eidgendffifchen Repräfentanten 
ordneten einen neuen AZujammentritt des Berfallungsrathes an. Diefer 
vollendete ſchon am 5. Weinmonat feine Arbeit. Er nahm die Kantons: 
gemeinde wieder in den Entwurf auf, verlegte fie aber von Schwyz an den 
Rothenthurm. Die Verfafjungsbeitimmungen darüber Tauteten : 


„Die Kantondgemeinde befteht in der Verfammlung derjenigen Kan 
tonsbürger, melde das achtzehnte Altersjahr zurücgelegt haben und in bür- 
gerliden Ehren und Rechten ftehen. Ausgenommen find : 

a) Yalliten ; 
b) dur Urtheil Entehrte; 
e) im Aktivbürgerreht Eingeftellte. 

Sie befammelt fih am Nothenthurm, ordentlicherweiſe alle zwei Jahre 
am erften Sonntag im Mai, oder, wenn das Wetter ungünftig ift, am 
nähftfolgenden Sonntag, an dem das Wetter günftig ift; außerorbentlider: 
weile, fo oft der Kantonsrath fie einberuft. Ihr Präfident ift der Land: 
ammanır. 
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Sie übt ihr Souveränitätsrecht folgendermaßen aus: 

a) Alle Geſetzesvorſchläge und Geſetzeserläuterungen müſſen ihr vom 
Großen Rathe vorgelegt werden, und ſie genehmigt oder verwirft 
dieſelben; 

b) Ihrer Genehmigung unterliegen alle wichtigern Verträge mit dem 
Ausland und den Kantonen der Eidgenoſſenſchaft; 

c) Inſtruktionen auf die Tagſatzung über Krieg und Frieden ober für 
Bündnifje werden ihr zur Genehmigung oder Vermwerfung vorgelegt ; 

d) Sie allein ertheilt das Kantonsbürgerreht. Keinem kann daſſelbe 
ertheilt werden, der nicht zuvor Bürger eines Bezirkes ift. Die Zu: 
fiherung des Bezirfsbürgerrechts bleibt ohne wirkliche Ertheilung des 
Kantonsbürgerrehts ohne alle rechtlichen Folgen ; 

e) Sie wählt den Landammann, den Statthalter und den Sädelmeifter 
aus allen wahlfähigen Kantonsbürgern auf zwei Jahre; die beiden 
eritern find für die nächſte Amtsdauer als ſolche nicht wieder wählbar, 
Denn der Landammann aus dem Bezirk Schwyz gewählt wird, fo 
muß der Statthalter aus einem der übrigen Bezirfe gewählt werden, 
und umgefehrt. Der Landammann und der Sädelmeilter müſſen inner: 
halb der Grenzen der Kirchgemeinde Schwyz wohnen. 

Ueber alle Gegenftände, welche an die Kantonsgemeinde gebracht werden 
wollen, muß das Volk vorher in Kenntniß gejegt werden. Deshalb jollen 

a) Mle Borichläge für Geſetze und Gefegeserläuterungen, jo wie alle 
übrigen Anträge des Großen Rathes vier Wochen vor Befammlung 
der Gemeinde gedrudt unter die Landleute vertheilt werben; 

b) Ebenjo hat jeder Landmann feine Vorſchläge, die er an die Kantons: 
gemeinde bringen will, ſechs Wochen vor ihrer Befammlung dem 
Großen Rathe einzureihen, welcher verpflichtet ift, dieſelben mit feinen 
eigenen Vorſchlägen durh den Drud dem Volke bekannt zu machen 
und fie der Kantonsgemeinde vorzulegen. 

‘hr wird der öfonomifche Zuftand des Kantons zur Kenntniß gebradt. 

Außerordentlich zufammenberufen kann fie nur diejenigen Gegenftände 
behandeln, für deren Berathung fie befammelt wird. Dei der Ausfündung 
müfjen dieſe Gegenftände jedesmal bezeichnet werben. 

Sie kann über das Eigenthum der Bezirfe, Gemeinden, Corporationen 
und Privaten nicht enticheiden, und überhaupt keine Befugniffe der vichter: 
lichen und vollziehenden Gewalt ausüben, 

Alle Abftimmungen gefhehen durh das Handmehr; die Mehrheit der 
Stimmen entjcheidet. 

Bolt und Regierung beeidigen fich gegenfeitig bei jeber orbentlichen 
Berfammlung berjelben.“ 
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68 verſteht ſich wohl von felbft, daß die politiſche Rechtsgleichheit ober 
die Stellyertretung im Verhältniſſe zu ber Bevölkerung in allen Behörden 
durchgeführt wurde. Auch wurden die Gemwährleiftungen, melde in allen 
Verfaſſungen zu ftehenden Artikeln geworben find, auch in die Verfafjung 
des Kantons Schwyz aufgenommen. Dur bie Abgeordneten des Bezirfs Eins 
fiebeln, weldhe ihre Eiferfucht gegen das Klofter Einfiedeln nicht unterbrüden 
fonnten, kamen folgende nichts weniger al3 freifinnige Beftimmungen als 
Sonderbarkeiten in die Berfafjung : 

„Die Klöfter ftehen in jeder Beziehung unter der Aufficht des Staates, 
Das nähere Verhältniß derfelben zum Kanton, und zum Bezirk, in dem fie 
fi Befinden, fo wie bie Art, wie der Staat feine Auffiht über fie ausübt, 
wird vom Geſetze beitimmt. 

Den Klöftern ift der Ankauf, die Erpachtung und der Erwerb von 
Liegenfhaften unter was immer für einem Titel unterfagt. Liegenfhaften, 
die denſelben durch freiwilligen Geldruf oder durch Falliment zufallen, müfjen 
fie inner Jahresfriſt entäußern. 

Nopizen, welche nit Schweizer find, wenn fie in wifjenfhaftlicher 
und moraliſcher Beziehung tüchtig erfunden werben, dürfen mit Bewilligung 
des Kantonsraths, gegen einen von ihm zu beftimmenden Beitrag an ben 
Staat, in die Klöfter aufgenommen werden; gegen Eidgenofjen findet das 
Gegenrecht ftatt. 

In Handel und Gewerbe find die Klöfter auf die Erzeugniffe ihrer 
Güter und auf den damit verbundenen Viehftand bejchränft. 

Die Klöfter find in dem Bezirke ihrer Niederlaffung und in ben- 
jenigen, wo fie Vermögen befigen, wie jeder andere Bürger des Bezirks zu 
Bezirksſteuern verpflichtet, und daher zu verhältnigmäßigen Beiträgen für 
die Beftreitung von Bezirkslaften und den Unterhalt öffentlicher Anftalten 
verbunden. Auch find fie den Verfügungen der Ortspolizei in allen Beftim- 
mungen gleih dem Landmann unterworfen.” 

Ein Hauptfehler dieſer Verfafjung war das fchwerfällige Räderwerk 
der Kantonsbehörden. Sie ftellte nämlich einen Großen Rath mit fehr aus: 
gebehnten Befugnifien auf. Auf je 200 Seelen wurde ein Mitglied von den 
Bezirksgemeinden gewählt. Dann ftellte fie als „oberfte Vollziehungs- und 
Verwaltungsbehörbe bed Kantons“ einen Kantonsrath auf, beftehend mit Ein- 
ſchluß des Landammanns, Statthalter und des Sedelmeifters, aus ſechs— 
unddreißig von den Bezirfögemeinden aus allen wahlfähigen Kantonsbürgern 
nah Verhältniß der Bevölkerung gewählten Mitgliedern. Dann wurde noch 
eine durch den Großen Rath aus dem Kantonsrathe gewählte Regierungs— 
commiſſion, mit Einfchluß des Landammanns aus fünf Mitgliebern beitehend, 
aufgeftellt, welche die Bejchläffe des Kantonsraths zu vollziehen und bekannt 
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zu machen hatte. Zwei Mitglieder mußten aus den Bezirken Schwyz und 
Wollerau, und die Übrigen drei aus den andern Bezirken genommen werben. 
Eine Mäglihe Erinnerung an dad Verhältniß während der Verfaſſungs— 
ftreitigfeiten! — Dieje Verfafjung wurde angenommen, worüber der Ber: 
fafjungsrath folgendes Dekret erließ: 


„Wir Präfident und Mitglieder des PVerfafjungsrathes bes eidgenöſ— 
ſiſchen Standes Schwyz, heute befammelt laut Vorſchrift des $. 3 der Ueber: 
gangsbeftimmungen, Haben uns die Landsgemeindbejhlüffe der jämmtlichen 
Bezirke, enthaltend das Ergebniß der Abjtimmung über ben am 5. Wein: 
monat vom Verfaffungsrath abgejchlofjenen Verfaflungsentwurf vorlegen laſſen, 
biejelben genau geprüft und beſchloſſen: 

1) Der fo eben erwähnte Berfafjungsentwurf, datirt Schwyz den 5. Wein: 
monat 1833, ift durch die Bezirkögemeinden von Schwyz, Gerjau, 
Einfiedeln, Küßnacht, Wollerau und Pfeffiton unbedingt angenommen, 
und alfo dur die im Art. 107 der Verfaſſung erforberlihe Mehr: 
heit der ftimmfähigen Kantonsbürger zum wirklichen Grundgeſetz des 
Kantons aufgejtellt worden. 

2) €3 wird daher nah den Uebergangsbeftimmungen den 13. dies die 
Kantondgemeinde am Rothenthurm abgehalten, und es werden da bie 
ihr zuftehenden Wahlen vorgenommen werben. 

3) Die Bezirksgemeinden haben ſich am 20. dies zu befammeln und bie 
Mitglieder in die Kantonsbehörden zu wählen. 

4) Am 22. wird fi der Große Rath conftituiren. 

5) Den Tag, an weldem die Bezirfsgemeinden die Mitglieder in bie 
Dezirksbehörden zu wählen und dieje fi zu conſtituiren haben, wird 
der Große Rath beſtimmen. 

6) Dieſe vorliegende Verfaſſungsurkunde ſoll unverzüglich ausgefertigt, 
vom Präſidenten und den Secretären des Verfaſſungsraths unter— 
zeichnet und durch die Tit. eidgenöſſiſchen Commiſſarien des Kantons 
Schwyz der hohen Tagſatzung zur Gewährleiſtung vorgelegt werden. 

Gegeben zu Schwyz, den 12. Weinmonat 1833. 


Im Namen des Verfaſſungsrathes 
Der Präſident: 
In deſſen Abweſenheit, 
Der Vicepräſident deſſelben: 

Alois Küttel, Amtsſtatthalter von Gerſau. 
Die Mitglieder, Secretäre deſſelben: 
Nazar Reding. 

Melchior Diethelm.“ 
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Die Kantonsgemeinde, welche den 13. Weinmonat das erite Mal am 
Rothenthurm gehalten wurde, wählte die Herren Nazar Reding zum Land: 
ammann, Melchior Diethelm zum Statthalter bes Kantons. Allein ſchon 
en ber Maienlandsgemeinde 1834 wurden fie nicht wieder gewählt und ihr 
Syftem wurde mit ihnen bis zum Ende des Jahres 1847 verlaffen. 

Zwiſchen Joachim Schmid von Laden, welder Präfident bes Klantons- 
gerihts und bes Großen Rathes war, und Meldior Diethelm von Laden, 
welcher Kantonsftatthalter war, erhob ſich ein Injurienftreit, welcher auch 
zum politiſchen Kampfe wurde. Schmid Hatte fih in ber Zwifchenzeit vom 
Bintermonat 1833 bis zur Kantonsgemeinde 1834 der Partei von Abyberg 
und Holdener, überhaupt dem jogenannten alten Lande oder dem Bezirke 
Schwyz, deren grimmigfter Gegner er bis zur Durchführung ber Rechts⸗ 
gleihheit gefchienen Hatte, nicht nur genähert, ſondern wieder ganz anges 
ihlofien, oder war vielmehr, als der Schlaufte, ihr Rathgeber, Kopf und 
Führer geworben. Diethelm, ebenfalls vom Ehrgeiz getrieben, wollte feinen 
nunmehrigen Gegner Schmid, jo wie diefer jenen, um jeden Preis ftürzen. 
Die Kantonsgemeinde am Rothenthurm kam im Mai 1834 in über: 
großer Zahl zufammen. Als es an die Wahl des Kantonslandammanns 
kommen follte, drängten fih beide vor, um zum Volke zu fpreden. Sofort 
tegnete e8 Schläge auf Diethelm: Haupt; Schmid wurde weggebradt; es 
entftund ein ſolches Getümmel, daß Landammann vonKeding nicht vermochte 
die Ruhe zu behaupten und die Ordnung wieder herzuftellen, fomit bie 
Kantonsgemeinde aufhob, nachdem Abyberg durch ein gegebenes Zeichen feine 
Partei vom Landsgemeindeplape und ſich mit ihr entfernt Hatte, | 


Am 1. Brachmonat kam die Kantondgemeinde wieder an den Rothen⸗ 
thurm; aber ein großer Theil von Redings Anhängern erfchien nicht mehr. 
Theodor Abyberg wurde zum Landammann, zum Statthalter Düggelin von 
Galgmen gewählt. Herr Nazar Reding hatte die Kantondgemeinde mit 
folgender Rebe eröffnet : 


„An der legten Landsgemeinde, die ih, durch die immer wachlenbe, 
Unheil drohende Unruhe aufzuheben gezwungen wurbe, war mein Entihluß 
feftgefaßt, vor der Abftimmung über die Wahl des Landammanns, Euch, 
getreue Tiebe Landsleute, zu eröffnen, daß ich es mir durchaus verbeten 
müfle, den auf mich ‚gefallenen Vorſchlag zur Betätigung ins Mehr zu fegen, 
um dadurch auch jeder Möglichkeit einer Wiedererwählung vorzubeugen. 
Gewihtige Gründe beftimmten mich hiezu, und dieſer Entſchluß beftärfte ſich 
feither in mir von Tag zu Tag mehr. 

Die Verhältniſſe der Eidgenofienfchaft, die ſowohl im Innern als zum 
Ausland immer ernfter werben; bie Lage unſers Kantons, — Leben in 
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Partelung und Selbſtfucht ſich zu bewegen ſcheint; die Mißſtimmung, bie 
durch niederträchtige Verdächtigungen und Lügen bei vielen aus Euch bis in 
die tiefſten Thäler hinein gegen mich hervorgerufen wurde: das ſind die 
Gründe, die meinen Entſchluß auch in Eueren Augen, getreue liebe Landsleute, 
rechtfertigen müſſen. 

Bewegungen mannigfacher Art blieben mir nicht unbekannt. Mir geht 
aber der Friede des Landes über Alles; deswegen gedachte ich, weil ich ſchon 
an der legten Landögemeinde mein Amt förmlih in Euere Hände nieder: 
gelegt hatte, felbft bei Euerer heutigen Verfammlung nicht zu erfcheinen, damit 
meine Berfon nicht im mindeften Anlaß zu Neibungen geben könne. Bon 
biefen meinen Entihlüffen feßte ih den Hohen Kantonsrath jchriftlih im 
Kenntnig. Allein Hochfelber wollte in einer an mich gerichteten Zuſchrift 
meine Anficht nicht theilen, fondern erfuchte mich durch einmüthigen Beſchluß, 
bie. hohe Behörde noch zu präſidiren. Ich füge mich. feinem Wunfche. 

Glaubet nicht, getreue liebe Landsleute! daß ich auf die im Finſtern 
ſchleichenden Berläumdungen heute zu meiner Rechtfertigung ein Wort ver 
lieren werde, Meine perjönlihe und meine Amtsehre gebieten mir nur Eines: 
ich fordere die Urheber und Verbreiter derfelben auf, hier öffentlich fich aus: 
zuſprechen, dann will ich ihnen auch vor bem ganzen Vollke Rede ftehen, 
Aber das möcht ih Euch, getreue liebe Landsleute, ans Herz legen: Haltet 
nie diejenigen für Euere Freunde, die Euch ſchmeicheln, und wenn ih Euch 
je ſchmeichle, fo verachtet mich! Vergeßt, was hinter Euch liegt; denkt in 
verföhnendem Geifte durch gegenfeitiges Wohlwollen und Vertrauen nur auf 
die Wohlfahrt des ganzen Kantons! Zwietracht reift das Haus nieder; 
Eintracht baut es auf. 

Endlich, getreue Liebe Landsleute, hoffe ich, daß Ahr bei den Heutigen 
Verhandlungen Eud ruhig und friedlich benehmet. Höret jeden Landmann 
ruhig an, der nad der Verfaſſung zu reden das Recht Hat. Freie Männer 
insgefammt! Ich erwarte, daß Ihr Euch der Freiheit würdig betragen werdet. 

Gott fegne Euere Verhandlungen, er leite Euere Wahlen zum Wohl 
des Baterlandes. Er, der es ſchon fo lange beihägte, laſſe ferner feine 
mächtige, Hülfreihe Hand über dafjelbe walten. Dafür wollen wir, wie unfere 
Altvordern, fünf Vaterunfer, fünf Avemaria und den chriſtlichen Glauben 
beten.“ 

Er Hatte eine geringe Anzahl für feine Wiedererwählung. Sein bas 
maliger Gegner Abyberg trug den Sieg mit einem großen Mehre bavon. 
Bon da an wechlelte diefer lehtere mit Landammann Fribolin Holbener in 
Befekung der Landammannftelle von zwei zu zwei Jahren ab, bis der Unter 
gang ber alten Schweiz im Jahr 1847 fie beibe vom politiſchen Schauplake 
verbrängte und Herm Nazar von Reding wieder darauf zurädfüßrte, 
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Im Jahr 1834 wurde v. Reding von dem Bezirke Einfiebeln in 
Kantonsgericht gewählt; der Bezirk Schwyz merzte alle aus, welche irgendwie 
im Geruche des Liberalismus waren. Die Marh und der Bezirk Einfiebeln 
wählten durchaus liberal, Einfiedeln neben Rebing auch noch die Herren 
Salzvireftor Schuler und Arzt Anton Steinegger in Schwyz, beide fehr 
ehrenfefte Männer. Joachim Schmid von Lahen war überall durchgefallen. 
Wein jeine Partei in Schwyz wußte Rath. Sie berebete einen Rathsherrn 
Gafier von Schwyz aus bem Großen Rathe zu treten, worauf der brei- 
fahe Bezirfsrath, welcher die während einer Amtsdauer ledig fallenden 
Stellen zu bejegen Hatte, ohne eine verfaſſungsmäßige Entlaffung Gafjers 
dur; den Großen Rath abzuwarten, ſofort Joachim Schmid an feinen 
Platz wählte. 

Die Bezirfsgemeinde von Einfiedeln Hatte, in der fallen Voraus: 
fegung, bie Stellen im Kantonsgerichte, welche im Jahr 1833 auf ſechs 
Jahre befeht worden waren, feien im Mai auch wieder ledig gefallen, ben 
Rantonsrichter Kündig von Schwyz, von bem fie befürchtete, er würde bei der 
Erneuerungswahl in Schwyz durchfallen, zum Erjagmann des Kantonägerichts 
gewählt. Num behauptete Joahim Schmids Partei in Schwyz, Kündig habe 
aufgehört, Kantonsrichter zu fein, und ber dreifache Bezirksrath übertrug an 
Joachim Schmid mit der Großrathäftelle zugleih die Kantonsrichterftelle. 
Ale Einfprühe von Seiten der übrigen Bezirke halfen nicht, diefe offenbar 
verfafjungswibrige und ungefeglihe Wahl wurde vom Großen Rathe ge- 
nehmigt, Schmid zudem noch zum Präfidenten des Großen Rathes, und mit 
Bezirksammann Fridolin Holbener zum Gefandten an die Tagjakung ernannt. 
Denn die Mehrheit war nun wieder dur die Bezirfägemeinden geändert 
worben. Der Bezirk Schwyz hatte feine ganze Stellvertretung gewechſelt, die 
March Lieferte dazu einen Theil Anhänger von Schmid, welcher mit ben 
Stellvertretern von Schwyz eine Mehrheit von mwenigjtens ſechszig von 108 
Mitgliedern des Großen Rathes ausmachte. Die Mitglieder aus ben Be— 
zirken Einfiedeln, Küßnacht und Gerfau, jo mie ein Theil aus der March, 
hielten ebenfalls zufammen. Karl Benziger von Einſiedeln ftand an ber 
Spige derjelben und wehrte fi mit großer Entichiebenheit. Er bewog ben 
Bezirk Einfiedeln Klage über Verfafjungsverlegung bei der Tagſahung zu 
führen. Die Bezirke Gerfau und Küßnacht ſchloſſen fi diefen Klagen an; 
Gerſau klagte noch beſonders, daß es fein Mitglied im Kantonsgerichte Habe. 
Die Tagfagung beſchloß zwar im Jahr 1837 einen Unterfud über bieje 
Klagen; da aber der Klage von Gerſau von Schwyz felber Recht wiber- 
fuhr, jo blieb die Sache nah und nach auf ſich beruhen. 

Die Partei von Ehmid, Holdener und Abyberg blieb im Kanton 
fortwährend und bis zum Jahr 1838 faft unbeftritten am uber. Die 
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Kantondgemeinde am Rothenthurm wählte am 8. Mai 1836 dem Herrn 
Fridolin Holdener zum Landammann, den Herrn Joahim Schmid zum 
Kantonsſtatthalter. Das waren die zwei Köpfe, welche alle andern überſchauten 
und leiteten. Schmid verfaßte die organifchen Gefege und brachte dadurch 
etwas Ordnung und Grundfäglickeit in die Verhandlungen. Landammann 
Nazar von Rebing behauptete ſich im Kantonögerichte und verteidigte mit 
Erfolg die angegriffene Selbftftändigfeit deſſelben und genoß jelbft von Seiten 
feiner Gegner bed Rufes eines einfichtsvollen und gerechten Richters; zu 
politifhen Stellen blieb ihm der Weg fortwährend verfchlofien. 

Das Jahr 1838 war für den Kanton Schwyz wieder ein Jahr für: 
mifcher Bewegungen. In den Kantonen Uri und Schwyz find die Allmenden 
von Urbeginn bis auf den heutigen Tag unvertbeilt. Sie werben als ber 
größte Schatz des Landes, als die Grundlage der gefammten Landwirth— 
ſchaft geachtet. Diefe Allmenden find theils große unermeßliche Weiden im 
Thale und auf den Bergen (Alpen), theils Waldungen. Die erftern find für 
ben Unterhalt des Viches im Frühlinge, Sommer und Herbfte; denn bie 
Viehzucht ift der hauptſächlichſte, ja faft einzige Reichthum der drei Urkantone. 
Die Waldungen dienen allen Klafien des Volkes zum Bauen und zur Wärme. 
Bon den Allmenden beider Art find von Rechts wegen Alle ausgeſchloſſen, 
welche nicht alte Landleute find. 


Bon dem Jahre 1836 an regte fi in den Kantonen Urt und Schwy 
in ber Mitte der eigentlichen Landleute ſelbſt eine Partei, welche, wenn nicht 
eine Theilung, fo doch eine größere Nutznießung von den Allmenden forderte. 
Es war dieſes vorzüglich die Klafje derjenigen, welche nicht Viehbefiger waren. 
In Unterwalden Hatte man ſchon feit frühern Zeiten ben Viehbefigern im 
Berhältniffe zu dem Viehe, welches fie auf die Allmenden trieben, eine Ab: 
gabe an Geld zu Gunften derjenigen aufgelegt, welche fein Vieh bejaßen. 
So blieben in biefem Kanton die Allmendverhältniffe unangetaftet. Die 
Bezirksgemeinde von Uri (die Allmenden find im Kanton Uri zwifchen den 
zwei Bezirken Uri und Urfern geſchieden) faßte, veranlaßt durch Begehren 
aus bem Volke, auf ben Vorſchlag des Lanbrathes folgenden Beſchluß, wo: 
durch dort der Sturm beſchworen wurde. 


„Art, 1. Jeder Haushaltung von Bezirkslandleuten (die eigen Feuer 
und Licht erhaltet) und die mit nicht mehr als vier Kühefjens die Allmend 
benußet, follen 150 Klafter Land ober drei Allmendgärten gegeben werben, 
worin aber jene, die biefelbe allenfalls ſchon befigen, einbegriffen find. Auch 
benjenigen, welche ſchon wirfli im Befige von mehr als drei Allmendgärten 
fi befinden, follen die mehrern laut Rüttibuch, wie ihnen felbe gegeben 
morben find, gelaflen werben. 
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Art. 2. Mllervorberft follen diefe Allmendgärten den ärmften Familien, 
und denjenigen, welche von der Allmend gar nichts nugen, und zwar vomt 
befiern Lande, das man dem Weidegang am wenigſten ſchädlich findet, ans 
gemiefen, und jo verhältnißmäßig in der Austheilung fortgefäritten werben. 

Sollten aber fpäterhin in einer Gemeinde durch Naturereignijje Gärten 
ju Grunde gehen oder zum Anpflanzen untauglih gemacht werden, fo foll 
man denjelben wiederum foviel anderes Rand zu ertheilen trachten. 

Art. 3, Diefe anzumeifenden Gärten follen wo möglich jedem zus 
Jammen und an einem Stüd Landes gegeben werben. 

Art. 4. Das zu Gärten bezeichnete Land foll niemals als Eigentum 
fondern ftets als Gemeingut betrachtet und angejehen werben. 

Art. 5. Hinfihtlih der Bearbeitung, Benugung und allfälligen Ber: 
lehnung dieſer Gärten, follen die $$. 12, 13 und 45 Artikel Landbuchs 335 
zur Richtſchnur dienen. Wenn ferner jemand diefelben, nachdem fie ſchon 
eräuffnet fein werben, zwei Jahre unangepflanzt ftehen läßt, ſolle er dies: 
jalls ihrer verlurftig fein, und felbe wiederum der betreffenden Gemeinde 
anbeimfallen. 

Art. 6. Derjenigen Gemeinde, welche an dem ihr treffenden Lande 
Mangel Hat, und jelbes in ihrem Gebiete nicht findet, foll folches in einer 
nähftgelegenen Gemeinde, welche daran Weberfluß bat, angewiefen werben. 

Für die zu beftimmenden Gärten foll Land von folder Art gegeben 
werden, welcher die aufzuftellende Behörde dem Weidgang am wenigjten 
chãdlich findet. 

Art. 7. Sollte in Folge der Zeit es fich erzeigen, daß in irgend 
einer Gemeinde Fein folches Land ſich vorfinde, fo ift gebachte Behörde be- 
auftragt, dem w. w. Landrathe vermittelt Gutachten irgend eine Quelle 
vorzuſchlagen, woburd einer ſolchen Gemeinde das fehlende Könnte erfeht 
werben. 

Art. 8. Diefe auf vorgefhriebene Weife zu ertheilenden Gärten mögen 
nah Vorschrift des $. 9, des Art. Landbuchs 335 lebenslänglich benußt 
werben. 

Und da man aud die fogenannten Rütteligärten in dieje Anzahl zählt, 
fo foll Hiemit das Gefeh wegen Verlehnung derfelben von Seite der löbl. 
Finanzcommiffion wegfallen. 

Art. 9. An Betreff der Nüttenen in der Höhe, bie nicht zum An— 
pflanzen für Gärten, fondern für Urbarmahung des Landes gegeben find, 
fol e8 beim beftehenden Geſetze fein Verbleiben haben. 

Art. 10. Da an einigen Orten die erfte Eräuffnung, Urbarmachung 
und Verbeflerung bes Landes ſchwierig und mit Köften verbunden ift, fo 
glaubt man, um fowohl diefe Auslagen, als aud jene für Austheilung der 
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Gärten zu beftreiten, den wirklich beftehenden Viehauflag auf einen Batzen 
per Küheſſens zu erhöhen. 

Diefer erhöhte Viehauflag ſoll no in diefem Jahre 1834 beginnen, 
und gleichzeitig mit dem beftehenden von der Viehauflags-Commiſſton be- 
zogen werben. Sollte aber in der Zeitfolge ein Ueberſchuß in ber Kafle ſich 
ergeben, jo ift der mw. w. Landrath bevollmächtiget, über deſſen Verwendung, 
die jedoch immer zum DVerbefjerung der Allmend geichehen foll, zu verfügen. 

Art. 11. Es wird der Wunſch ausgebrüdt, daß die Hochw. Herrn 
Pfarrherren an Feiertagen, an denen die Arbeit nicht erlaubt ift, in ben 
Gemeinden, wo die Urbarmahung und Verbefierung des Landes fehr ſchwierig 
ift, zu fogenannten Ehrentägen aufmuntern möchten, da durch gemeinfumes 
Zuſammenwirken fehr viel geleiftet und erjpart werden bürfte. 

Art. 12. Um diefen Gefchäften die gehörige Erecution zu ertheilen, fo 
wie auch über anfängliche Berbeflerung der Allmendgärten zu forgen, find 
die rejp. Gemeindsräthe beauftragt. Doc follen diefelben in biefer Beziehung 
unter der unmittelbaren Aufficht und Leitung des Allmendrathes ftehen, und 
befien Befehlen die Vollziehung ertheilen. Diefer Allmendrath joll aus einem 
von jeder Gemeinde gewählten Mitgliede beftehen, und biejes Amt (wozu 
jedbodh niemand länger als für eine Dauer von zwei Jahren angehalten 
werden mag) als eine Gemeindsbeſchwerde betrachtet, und blos für Ertra- 
gänge und Bemühungen eine billige Entihäbigung gegeben werden. Ein 
jeweiliges Mitglied diefer Behörde folle au in dem Dorfgerichte, wenn es 
fih um das Allmendweien Handelt, Sit und Stimme haben. 

Das Präfidium des Allmendrathes zu wählen ift dem w. w. Rathe 
überlafien. 

Art. 13. Die Pflichten und Befugniffe defielben find: 

a. Zu wachen: daß die Dorfgerichte daß für Gärten anzumeifende Land 
auffuchen, beftimmen, und dur die Landsmarcher ausmeſſen laſſen. 

b. Daß dafjelbe gehörig vertheilt, urbar gemadt, und zwedmäßige Ver— 
befjerungen eingeführt werben. 

c. Er beforgt die Verwaltung des durch Art. 10 biefes Entwurfs be— 
zeichneten Fondums, ftattet jährlih dem w. w. Landrathe hierüber 
Nehnung, fo wie auch Bericht über feine Verrichtungen ab, und 
macht geeignete Vorſchläge. 

d. Es ift ihm ferners überlaffen, um die Waldungen ſoviel möglich zu 
ſchonen, jo wie auch fernere Auslagen wegen Unterhalt ber Häge zu 
erfparen, wo möglich grüne Häge pflanzen, ober allenfalls, wo bies 
nicht gefhehen kann, Mauern erbauen zu laſſen. 

Die Mitglieder dieſer Behörde find gehalten, fo oft ber — fie 
einruft, den Sitzungen beizuwohnen. 
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Art. 14. Die Köften für Ausmarchung und Einhagung ber zu 
ertheilenden Gärten follen vorläufig bie betreffenden Gemeinden beftreiten, 
bie dann aber nachher befugt find, fi auf gutfindende Weile von ben 
Gärtenbefigern entichäbigen zu laſſen. 

Art. 15. Ueber allenfalls entftehenbe Zweifel oder Mißverſtändniſſe, 
die fich mach ertheikter Ratification biefes Entwurfes zeigen würden, joll 
Auslegungen und Entjcheide ein m. w. Rath zu ertheilen haben. 

Art. 16. Mile Punkte bes Art. 335 des Ruttibuchs, die mit dieſem 
Borfchlage nicht im Widerſpruche find, follen in Kraft verbleiben. 

Art. 17. Nachdem diefes Gutachten von ber hohen Bezirksgemeinde 
genehmigt fein wird, jo in Zeit vierzehn Tagen bei Verantwortlichkeit jede 
Gemeinde ihr betreffendes Mitglied in den Allmenbrath wählen, und auch 
während dieſer Frift ein genaues Verzeichniß derjenigen, fo biefe drei Gärten 
zu erhalten wünſchen, aufnehmen, damit alabann beförberli die Austheilung 
der Gärten im Allgemeinen in allen Gemeinden, wenn möglich, beginnen 
lann; ſonſt aber vorzugsweife jene in Betrachtung gezogen werben können, 
welche vermöge der Menge ihrer Haushaltungen am wenigften von ber 
Almend nutzen.“ 


Im Kanton Schwyz wurde ber Kampf heftig und zerriß den ganzen 
Kanton, weil fich politifche Beweggründe und Zwede einmifhten und Ein- 
flüffe von Außen ftatthatten. Die Anzeichen des Sturms ließen fih ſchon 
an der Bezirlögemeinde zu Shwy am 7. Mai 1837 vernehmen. Es 
handelte fi um Dedung einer auf 33,850 Gulden (Louisd'ors zu 13 GL.) 
angefäwollenen Bezirksſchuld. Hiezu wurde vorgefchlagen : 1) von ben neuen 
Landleuten und Angefeflenen 1602 Gl. nah Vermögen und Köpfen zu 
erheben; 2) eine allgemeine VBermögensfteuer zu 1 GI. 10 Still. vom 
Taufend zu beziehen (Biehftand und Kirchliches ꝛc. nicht mitbegriffen) ; 
3) auf alle Einwohner über 18 Jahre alt (Unterftügte ausgenommen) 
eine Kopffteuer von 15 Schill. zu legen; 4) vom Pfunde Salz 4 Angſter 
ala Gonfumofteuer zu beziehen. 

Das war aber für das bisher fleuerfreie Bolt von Schwyz auf einmal 
des Guten zu viel und es brach an ber Bezirfögemeinde ber Sturm von 
allen Seiten los. Der: Entwurf des Steuergeſetzes wurbe auf eine fpätere 
Bezirksgemeinde verfchoben. 

Am 11. Bradmonat endlih warb die früher beſchloſſene Bezirks: 
gemeinde in Schwyz abgehalten. Zahlreich ftrömte das Volk dem Lanbe- 
gemeindeplag zu und nad wenigen einleitenben Worten des Bezirksammanns 
und dem von ben erften Borftehern kurz geftellten Antrage zur artllelweiſen 
Berathurig bes vom dreifachen Bezirksrathe umgenrbeiteten Steuerentwurfs 
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brach die Oppoſition los und verlangte vorerſt einen ſichernden Beſchluß, 
vermöge welchem allfällig verletzende Ausdrücke nur ſofort von ber Bezirks— 
gemeinde ſelbſt geahndet werden ſollen, was auch erkannt wurde. An der 
Spitze der Oppoſition ſtand Hauptmann Franz Aufdermaur, welcher dem 
Volke von den bisher ihm verſchwiegenen, vom Vororte zum Theil ſchon 
eingeforderten Oceupationskoſten Kenntniß gab, das Ungerechte ber vorge— 
ſchlagenen Kopfſteuer ſo wie der erhöhten Abgabe vom Salz hervorhob und 
Herrn Abyberg den Sturz ſeines nunmehr verſtorbenen Vaters, des General 
Aufdermaur, und den Küßnachterzug vorzüglich mit Bitterkeit zur Laſt legte. 
Die trügerifhe Huld des Bolfes wollte Abyberg faum einige Worte zur 
Vertheidigung geftatten, hörte dagegen allen Rebnern ber Oppofition, unter 
welchen ein Landinann aus der. Gemeinde Steinen, Wachtmeiſter Holdener, 
fih mit großem: Erfolg hervorthat, mit gefpannter Aufmerffamkeit zu. Auf 
den einftimmigen Antrag berfelben ward fobann mit einer an Einmuth 
grängenden Mehrheit beichloflen, in den Vorfchlag des dreifachen Bezirksraths 
nicht einzutreten, dagegen aber eine Commiffion beftehend aus zwölf Mit: 
gliedern  nieberjufegen, welche ben Auftrag erhielt, vorerft durch bie Ge— 
meinberäthe Steuerregifter verfertigen zu laſſen und dann auf biefelben 
gejtüßt einen neuen Steuerentwurf, berechnet auf da3 reine Vermögen, mit 
einem Voranſchlage verbunden, zu bearbeiten. ferner follte diefelbe alle 
Rechnungen jeit 1833 genau prüfen und der Bezirfsgemeinde barüber 
Bericht erftatten. Die Mitglieder des Bezirksraths, welche durch eine eigene 
Abftimmung als für diefe Commiſſion nicht wählbar erklärt wurden, waren 
Flug genug, den Eifer des Volkes diesmal nicht durch nutzloſen MWiderftand 
noch mehr zu reizen. In die Commiffton wurden gewählt: Kantonsrichter 
Bürgi, Kantonsfekelmeifter Fiſchli, Wachtmeifter Holdener, Salzdirektor 
Schuler, Hauptmann Franz von Aufdermaur, Melchior Aufdermaur, Richter 
Immlig, Schügenmeifter Schorno, Richter A. Betihart, Kantonsrichter 
P. Betſchart, Altrath K. D. Friſchhetz und Altrath V. Juütz. 

Dieſe Steuerſtreitigkeiten veranlaßten einen Streit über die Benützung 
der Allmenden, welcher darin beſtand: 

Auf eine Bevölkerung von ungefähr 16,300 Seelen zählte der Bezirk 
Schwyz bei 1300 Männer, welche verlangten, daß von jeder Klaue, d. h. 
von jedem Stück Vieh, eine gewiſſe Abgabe in eine Kaffe bezahlt werden 
müfle, welche dann unter die Allmendgenofien follte vertheilt werben. Von 
daher der Name „Klauenmänner“, während diejenigen, melde dieſer Nutz- 
nießungsmeife entgegen waren, ſich „Hornmänner“ hießen. 

Dieje. 1300 Männer hatten einen Ausfhuß in den Berfonen von 
Friedensrichter Karl Dominik Eaftell, Richter Meinrab Nufdermaur, und 
als Rechtsbeiſtand Fürſprech Mois Holdener, der von der Univerfität beim: 
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gelehrte Bruder von Landammann Fridolin Holdener, beſtellt, um ihre 
Anſprüche auf gleiche Nutznießung der Allmenden geltend zu machen. Sie 
wandten ſich an die ſogenannte Oberallmendverwaltung, wurden aber von 
da abgewieſen. Dann betraten ſie den Rechtspfad. Die Hauptfrage, welche 
zu entſcheiden war, war die, ob es ſich um eine Eigenthums- oder bloße 
Nutznießungsfrage handelte. Auf den eriten Fall beftimmte die Verfaſſung 
von 1833 in ihrem 143. Artikel, daß in „Streitfragen über Eigenthums— 
rechte” die Präfidenten der unbetheiligten Bezirkögerichte des Kantons, vereint 
mit den drei erftgemählten Bezirkörichtern, der drei - größten unbetheiligten 
Bezirke die erfte Initanz bildeten, welche man das Präfidentengeriht nannte, 
Wenn es ſich aber um die Nutznießung oder die Benügungsart der Allmenden 
handelte, jo Fonnte nur die Corporation, d. 5. die Oberallmendgemeinde 
darüber entſcheiden. An bdiefer Gemeinde hatten die 1300 Männer als 
EigentHämer ebenfalls Stimmredt. Offenbar handelte e8 ſich in dem mals 
tenden. Streite nur um die Benubungsart, und es konnte jomit die richter: 
lihe Behörde nicht befugt fein, darüber zu entſcheiden. Dennoch erflärte fi 
das Nräfidentengeriht am 31. Weinmonat 1837 zu biefem ntjcheibe 
befugt. Das Kantonsgeriht, an welches die Oberallmenbsverwaltung ben 
Entſcheid des Präfidentengerichts brachte, änderte aber am 22. Jänner 1838 
das erftinftanzliche rg durch folgenden Reqhteſpruch um: 


„In Recursfache der 

Herren Landammann Joh. Alois Hediger und Kantonsrichter Martin 
Reichlin, als Bevollmächtigte der löbl. Verwaltung der Oberallmend- 
corporation gegen die Herren Friedensrichter Karl Dominik Caſtell, 
Richter Meinrad Aufdermaur und Fürſprech Alois Holdener, als vorgeblich 
Bevollmãchtigte | 

fi fragend: 

Ob das Tit. Präfidentengericht, gemäß feines am 31. Weinm. v. J. 
audgefällten Urtheils3, über die im Weiſungsſchein vom 30. Herbitm. 1837 
enthaltene Frage einzutreten und zu urtheilen als competent angeſehen 
werben könne oder nicht ? 

bat das Sentousgeriät 


in Erwägung, daß laut vorliegendem Weifungsfchein vom 30. Herbſt⸗ 
monat 1837, Citation und weiter produeirten ſchriftlichen Belegen es ſich 
um Benutzung der Corporationsgũter der ſo geheißenen Oberallmende handelt; 

in fernerer Erwägung, daß gemäß Art. 18 der Verfaſſung und des 
organiſchen Geſetzes für die Bezirksräthe, in Anerkennung der Unverleglih- 
keit des Eigenthums, jedem Bezirk, jeder Gemeinde, fowie jeber geiftlichen 
und weltlichen Corporation die Verwaltung befielben, ſowie das Befugniß, 
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bie Art und Weiſe dieſer Verwaltung zu beſtimmen zugefichert und in un- 
zmweibeutigen Worten zugeiprodden wird; 

in enblider Erwägung, daß dur Art. 86 des organiihen Gefehes 
bem Bezirfsrath die Ermächtigung eingeräumt wird, den Befchlüfien ber 
Eorporationen auf ihr Begehren die Ratification zu erteilen, bemfelben 
aber in Beftätigung des Art. 18 der PVerfaffung ımterfagt wird, über das 
Eorporationdgut und befien Benutzung und Benußungsart weiter etwas zu 
verfügen — 

gefunden: 


Es jei ber Recurs begründet und 

hierauf erfennt: 

1. Es fei das vom I. Präfidentengeriht am 31. Weinm. 1837 
ausgefällte Urtheil aufgehoben, und der I. Oberallmenbgemeinde das Dis- 
pofitionäredht über Benugungsweife der Oberallmende ungeſchmälert refervirt. 

2. Habe die appellate Partei die gerichtlich erloffenen Koften dem 
Recurrenten zu begüten.* 


Gegen diefen Spruch läßt fi vom rechtlichen Standpunkte kaum 
etwas einmwenben. Eben fo wenig Tann folgenbes Zwifhenurtheil mit Grund 
getabelt werben: 


„Bor hochw. Kantonsgeriht den 22. Dänner 1838. 

Auf die von Hrn. Fürfpreh Jakob Kopp ans Recht gefehte Frage: 
„„Ob nit das H. Kantonögericht auf Verlangen einer Partei im alle 
fei, darüber zu entſcheiden, ob zur Beurtheilung eines Rechtsgeſchäftes eilf 
Mitglieber genügen, ober ob bie Zahl von vierzehn Mitgliedern erfüllt 
werben müfje?** 

bat bag Kantonsgericht in Erwägung: 

Daß zwar einerfeitS dur Art. 89 der jeßmalen beftehenden Ber: 
fafjung und Art. 1 des organifhen Gefeges für das Kantonsgericht gejagt 
wird, daß das Kantonögeriht aus 14 Mitgliedern beftehe ; 

in weiterer Erwägung aber, daß anderſeits durch Art. 92 ber gleichen 
Berfafiung, in Webereinftimmung mit $. 23 bes organifchen Gefehes, für 
das Kantonsgericht ausgeſprochen wird, daß bei Beurtheilung von Eivil- und 
Strafpolizeifachen eilf Mitglieder anweſend fein müflen; 

in enbicdfer Erwägung, daß das Kantonsgericht, unterm 20. Chrift: 
monat v. J., geftügt auf bie durch eben gedachte Verfaſſungz- und 
organiſchen Gejegesartifel ihm zugefprochene Befugniß fih in feiner da⸗ 
maligen Zuſammenſetzung als befähigt und competent angefehen hat — 

erfennt: 


baß das Gericht in gegemmwärtiger Richterzahl von eilf gerüge.” 
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Der ganze Prozeß wurde der Oeffentlichkeit übergeben, konnte aber 
bei keinem Unbefangenen die Rechtsanſichten verändern. Die Umſtände, 
unter denen bie Spruche des Kantonsgerichts erfolgten, waren allerdings für 
das Schwyzerrecht nicht ſehr empfehlend. Nicht nur fanden die Vertreter ber 
Klauenmänner für nöthig mit Piftolen bewaffnet vor dem Kantonsgerichte 
zu erideinen, fonbern umgaben fih mit einer Schaar bäumiger Männer 
als Schutzwachen; auf der andern Seite aber zogen bie Hornmänner mit 
Stöden in großen Schaaren auf das Rathhaus, um fowohl ben Gegnern 
als den Richtern ihre Macht zu zeigen. Sogar währenb ber Verhandlungen 
erhoben fih Streit und Lärm. Der Präfident Pius Brubin aus ber 
March Hatte nur eilf Richter einberufen. Obwohl die Erfagmänner vor ben 
Schranken waren, wurden fie doch nicht zur Berathung zugelaffen. Solche 
Erfgeinungen und Auftritte erbitterten die Klauenmänner aufs höchſte. Sie 
reiten nunmehr dem Großen Rathe eine Beſchwerdeſchrift über Rechts⸗ 
verweigerung und Berfaffungsverlegung ein und behielten ſich darin ben 
Recurs an die Tagfagung vor. Am 13. Hornung wurde biefe Beſchwerde⸗ 
Ihrift einer Gommiffion, beftehend aus Landammann Joachim Schmid und 
Rantonsftatihalter Düggelin von Lachen, Landſchreiber Kümin von Wollerau 
und Landfchreiber Peter von Pfeffikon überwiefen, Man ernannte eine 
Eommiffion aus Inuter Mitgliedern der äußern Bezirke, um fi den Schein 
von Unparteilichfeit zu geben; aber fügte keinen einfichtigen Mann der 
Gegenpartei bei, um nicht ein boppeltes Gutachten hervorzurufen. Wirklich 
trug diefe Commiſſion nicht nur darauf an, in die Beſchwerde nicht einzus 
treten, fonbern auch darauf, den Klauenmännern für ihren Hecursvorbehalt 
einen Verweis zu geben, wa aud, mit 40 Stimmen von 64 vom Großen 
Rathe zum Beſchluſſe erhoben wurde. Mehr ale AO Mitglieder waren ab- 
weſend, wie dieſes im Großen Rathe von Schwyz Uebung war. Von allen 
Seiten zurückgewieſen, fpielten nun bie Klauenmänner ihre Sade auf das 
yolitifhe Feld hinüber. Sie hofften durch die Verbindung mit ber liberalen 
Partei in den äußern Bezirken bei den im Mai bevorſtehenden Wahlen. bie 
Oberhand zu gewinnen und fo in liberalen. Behörden ihr Vorhaben durch⸗ 
zulegen. Die liberale Partei im ber Schweiz ermunterte fie Hierin; bie 
Prefie Hegte. Namentlich, lieh die unter meiner Leitung ſtehende ſchweizeriſche 
Bundeszeitung ihre Blätter der Klauenpartei. Ein: Priefler, gebärtig aus 
dem Kanton Schwyz, mit allen dortigen Verhältniſſen vertraut, widmete 
feine Feder den Intereſſen ber Klauenpartei. Er verfaftte ein Geſpräch 
zwiſchen einem: Klauen = und einem Hornmann im Kanton Schwyz, welches 
er zuerſt der Bundeszeitung einverleibte und nachher beſonders abdrucken 
und im Kanton Schwyz verbreiten ließ. Zur Erflärung ber Ereignifle gebe 
ich Hier einige Stellen aus. dieſem Geipräce, 
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„Hornmann. Ihr könnt mir fagen, was Ihr wollt; wir find doch 
der glüdlichfte Kanton in der ganzen Eidgenoſſenſchaft. ft nicht die Frei— 
heit von uns außgegangen? Sind nicht wir die ächten alten Schwyzer ? 
Und ift nicht bei und am meiften dretheit und von — wiſſen wir bis 
dahin nichts. 

Klauenmann. Bir — Euere — etwas näher 
durchgehen. Ihr glaubt alſo, uns gebühre ein größerer Vorzug und Werth, 
weil wir die Söhne jener Väter find, die die Freiheit und die Eidgenoffen- 
fhaft gründeten? Aber jagt mir! Iſt im Euern Augen ein entarteter und 
unwürdiger Sohn eines würdigen und edeln Vaters mehr werth, als ein 
Mann, der fi aus der Niedrigkeit emporgeſchwungen hat? 

H.: Offenbar ift der Lestere in den Augen’ eines vernünftigen Men- 

ſchen achtungswerth und der Erftere um fo â— — I mehr er 
feinem Bater Schande mad. 
K. Und nun muß erft: bewiefen werben, daß wir umferer Bäter. noch 
würdig find, daß die gleichen Grundſätze und der nämliche Geiſt auch uns 
beſeelt, wie unſere Väter. Erſt dann dürfen wir mit Stolz auf unſere 
Ahnen fehen — wenn wir handeln und leben, wie fie gehandelt und gelebt 
haben.. Wenn wir aber entartete Söhne unferer Väter find, fo follten wir 
ihren heiligen. Namen nicht noch dazu mißbrauchen, unfere Lafter und Ge— 
brechen mit ihren Tugenden zu verbeden; denn mwahrlih unfer Elend und 
unfer. Zuftand nimmt fi. in Vergleih mit ben Thaten unferer Väter gar 
fonderbar aus. 

H. Aber glaubt Ihr denn, wir feien unferer Vrier nicht mehr werth 
Rn nn haben fich unfer zu fhämen? 

. Ich will Euch Euere Frage beantworten, werin Ihr mir auch eine 
a Bas meint Ihr: hatten unfere Väter den Namen liberale 
Männer verdient oder nicht ? ! 

H. Ihr werbet doch nit den Namen ** großen Väter mit — 
ſolchen Frage ſchänden wollen? 

8. Wenn Ihr meine Frage nicht beantworten wohl, fo will ih Euch 
einige. Thatfachen aus. der Geſchichte citiren, die Ihr dann benennen mögt, 
wie Ihr wollt, und ih will dann die Handlungen und Grundſätze unferer 
&.; Herren denjelben entgegenitellen, Im-13ten Jahrhundert achteten unfere 
Väter. Acht und Bann nicht, wenn fie ihr Net und Eigenthum dem Klofter 
Einfiedeln :gegenüber. behaupteten, und fie meinten, Behauptung des Rechts 
fei vor Gott fein Unreht. Im 19ten Jahrhundert wird über jene Eib: 
genofjen, welde:ihre Hechte gegen die Klöfter handhaben, Hohn und Web 
gerufen. Im Uten Jahrhundert. machten. unfere Väter den ſ. g. Pfaffen: 
brief und beftimmten, daß Geiftliche und Weltliche den gleichen Rechten und 
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Pflihten unterworfen ſeien; in unfern Tagen fchreit man--über Religions: 
gefahr, wenn die Geiftlihen den Eid leiſten ſollen, treue und -gehorfame 
Staatsbürger zu fein oder von den Gerichten ftaatsgefährliher Handlungen 
wegen beftraft werden. Im Jahr 1306 tagte man im Grütli *), um bie 
Freiheit wieder zu erobern und fie über alle Gaue des Vaterlandes zu ver: 
breiten. Was für einen Zweck Hatte mohl die Sarnerconferenz und wie 
betrachtete man die. in. den großen Kantonen vom. Volke ausgegangenen 
Verfaffungen? Früher hat man 3. B. die Zuger und Glarner ‚zu: gleich 
freien Eidgenofjen angenommen. Was hat man aber fpäter gethan und was 
wollte man wieber im Jahre 1814? Was meint Ihr, war der Tell ein 
liheraler Mann — was war feine That für eine Handlung? Würde er -in 
unfern Zeiten aud auf der Sarnerconferenz figurirt haben? Mit einem 
Worte, find wir nicht ganz andere Menfchen, als unſere Bater? ſehen wir 
ihnen nur noch in Etwas ähnlich? 

H. Nun ich kenne die alten Geſchichten * Chroniken Per fo genau. 
Aber das muß ich. befennen, unfere Väter führten gegen: Pabſt und Bifchof, 
gegen Kaifer und Könige, Grafen und Fürften eine ganz andere Sprache, 
als unfere ©. Herren an den Landögemeinden oder in ben Tagfakungen: 
Auch muß ich befennen, daß ein Tell und Stauffacher einem Montebello, 
der die Schweiz mit einem ſolchen Hohn behandelt hat, wohl Keine freund: 
ſchaftliche Viſite gemadht haben würden, wie unfer Schmid und Comp. Es 
that mir in der Seele weh, wenn man vor einigen Jahren zur Zeit ber 
Sarnerconferenz gegen die Eidgenofjen eine. folhe Höhnende Sprache fi 
erlaubte, wenn man auf den Schub von den Kaifern und Königen fi 
verließ, wenn man bei fremben Geſandten gleihfam betteln ging u. w. 
So etwas hätten unſere Väter kaum gethan. 

A Wenn Ihr Alles überdenkt, mein Freund! Fönnt Ihr denn 
noch behaupten, wir befigen eine wohlfeile, unbezahlte Regierung ? 

H. Ih Hörte neulih in einem Wirthshauſe über den Zuftand unfers 
Landes difputiren. Man beſprach fich lebhaft über unfere Lane u. f. f. Da 
rief Einer: Es ift wahr, mit der Geredhtigfeit fteht es bei ums ziemlich 
ſchlecht, um fo beffer aber mit der Religion. Was fagt wohl Ihr dazu ? 
Wenigſtens ftehen wir in religiöjer Hinſicht keinem andern Kantone nad). 
Iſt der Geiftliche bei uns nicht geachtet und geehrt? Man findet bei uns 
teine derartigen Anfeindungen gegen kirchliche Einrichtungen und Geſetze, 
gegen Pabſt und Biſchöfe, wie in den Nachbarkantonen. Zwiſchen geiftlichen 
und mweltlihen Obern herrſcht Eintraht und gutes ——— und 





*) Grütli iſt eine falſche Benennung; es fol Rütli beißen, beil der Name 
von Rüten, Ausreuten, kommt. 


felbft ber päpftlihe Nuntius bat unter uns feinen. Sit aufgeſchlagen und 
damit: daB ſchönſte Zeugniß für unfere religiäfe von ben Vätern ererbte 
Gefinnung gegeben. Klöfter und fromme Stiftungen find bei uns gefidert 
und reſpeetirt. Nicht wie in Aargau, St. Gallen, Thurgau x, legt man 
Hand an das: Heiligtum und beraubt die Gotteöhäufer ihrer Rechte und 
ihres Eigenthums. Wenigſtens in diefer Hinſicht verdienen wir den Vorzug 
vor andern Ständen, wo ber Unglaube und bie Srreligiofität ihren Sit 
aufgeichlagen zu haben feinen und mo man allem SHeiligen ben Krieg 
erklärt. 

8. Schon das einzige: „Daß bei und wenig Gerechtigkeit, um jo 
mehr aber Religion vorhanden fei,“ ſchon dieſes einzige Wort Karakierifixt 
die Lage. unferd Landes und dem fittlihereligiöfen Zuſtand deſſelben befler 
ala ich es mit einer langen Schilderung kaum vermöchte. Man trennt 
Religion und Gerechtigkeit, Chriſtenthum umd Leben, Man feht die Religion 
in bie Kirche und nur dahin, in gewiflenhafte Beobachtung kirchlicher Ge- 
bräude, in Wallfahrten und Bruderſchaften u. f. w. Aber außerhalb ber 
Kirche, im häuslichen und bürgerlichen Leben, bat biefelbe feine Stellung 
mehr. Ja man verbirgt oft bie ſchändlichſten Laſter, als Ehrgeiz, Habſucht, 
Berläumbung, Ehrabſchneidung, Gemaltthätigkeit, unnaterlänbifche Geſin⸗ 
nungsweile u. f. f. unter biefen Schein von Religion, und fo bat bei uns 
ftatt des wahren Chriſtenthums — Scheinheiligkeit, ſtatt der thätigen Men: 
ſchenliehe — Heudelei, und flatt eimer lebendigen Religion — äußere 
Werkheiligkeit Pla genommen. 

H. Es mag fein, daß viele oft fehr hoch ſtehende Männer unter dem 
Deckmantel der Heuchelei ihre Lafter verbergen ober bamit gut machen 
wollen. Das Volt ift doch immerhin ein gutes, wadered Boll; es birgt in 
fid einen guten Kern, 

8, Daran ift allerdings etwas Wahres. Wenn ich: bie Geſchichte 
unfert Landes, befonbers in. ben Iehtern Zeiten, betrachte, jo muß ich mich 
verwundern, nur noch jo viel gefunden Sinn und ein folh gutes, Herz bei 
unferm Volk anzutreffen. Ih muß mich verwundern, daß ed nicht ganz 
und gar bis im bie innerſten und tiefften Wurzeln hinab angeftelt umb in 
dem innerfien Marke verborben if, Es iſt nicht zu läugnen, ba nad 
immer viele eble Seiten im Charakter unſers Volles anzutreffen find. Ein 
großmüthiger Sinn, eim bieberes altſchwyzeriſches Herz, eine ftolge aus⸗ 
banernde Gutichlofienheit in Noth und Gefahr, eine kräftige Haltung im 
Drangjal und Unglüd würbe, wenn von guten Führern geleitet, auch jet 
noch das Schwyzervolk auszeichnen, und eine treue Anhänglichkeit an bie 
Religion feiner Väter ift ihm als ein Heiliges Vermächtniß von feinen großen 
Ahnen geblichen. = 
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H. Es bedarf alfo nur einer beſſern Leitung von Oben und es muß, 
ed wird mit uns bald wieder befler werden. 

K. Daß ed mit uns befjer werden könne, wer dürfte biefen erhebenden 
Glauben aufgeben, und wer umfaßt nicht froh die Hoffnung auf eine beffere 
Zukunft? Aber in dem vergangenen Jahrhunderte, befonders in den letztern 
Zeiten, ift das Böfe jo mächtig geworden und hat fo tief gewurzelt, daß 
die beſſere Zukunft wohl heute und morgen noch nicht eintreffen wird. Ich 
mil Euch auf einige Uebelftände aufmerffam machen, die Ihr mir mohl 
niht in Abrede ftellen werdet. ft es nicht bei uns in den meiiten Ge: 
meinden Sitte, daß gerade die Sonntagsabende zu dem roheften nächtlichen 
Herumfchweifen mißbraucht werden? Die meiften Geſpräche in Gefellichaften 
und Zufammenfünften find von unfittlihen und wüften Zoten gewürzt. Das 
Lafter der Unzucht, ift eö etwa bei uns nicht fehr im Schwunge, und oft 
mit welden unnatürliden Abartungen ? Sind nit in vielen Gemeinden an 
Sonn: und Werktagen die Wirthshäufer voll geftopft? Ganze Gemeinden 
erhalten ih von Holzfreveln in den Corporationswäldern. Wie allgemein 
it bei uns der Bettel herrfchend, und welche Lafter find nicht im Gefolge 
diefes öffentlichen Uebel? Liegt nicht der Grund unjerer Armuth größten: 
theil3 in unferer Unthätigkeit, Trägheit und Lieberlichfeit, und welche fittliche 
Gebregen führt die Armuth eines Volkes nicht mit fih? In welchem 
Sande, wo Adtung vor Recht und Gefeg nur no wenig Macht hat, wären 
ſolche Auftritte möglih, wie fie am 22. Jänner in Schwyz ftattfanden ? 
Auftritte, Die um fo ſchändlicher erfheinen müſſen, als jogar der erfte 
Beirksbeamtete feine Freude darüber nicht unterdrüden konnte. Wenn folche 
Dinge in einem Lande möglich find, was ift denn überhaupt da unmöglich? 
Ras ſetzt das wieder voraus, daß die erjten Männer des Kantons mit 
Hälfe einer aufgeregten Mehrheit nicht nur die Minderheit beitehlen, fon: 
den im Großen Nathe, ohne alle Scheu und Achtung vor menfchlichen 
Kückſichten, ſogar figen bleiben, wenn die ungerecht behandelte Gegenpartei 
ſich klagend über Rechts: und DVerfaffungsverlegung an die oberfte Landes: 
behörde wendet? Ueberall muß ſich das Verbrechen wenigftens verbergen, es 
darf fich nirgends öffentlich zeigen; aber bei und tritt man höhnend alle 
menſchlichen Rüdfichten mit Füßen, und mas heilig ift zwiſchen Menfchen 
und Menſchen wird allen habjüchtigen oder ehrgeizigen Zweden mit Falter 
Öleihgültigkeit geopfert. Indem man öffentlih in Rathsſtube und Ge: 
meinden über die Eidgenoſſenſchaft höhnt und ſchimpft, ewniedriget man fi) 
im gleihen Augenblid, und bettelt wieder vor allen Großen Räthen ber: 
jelben Eidgenofien. Wenn bei uns Selbjtgefühl und Seelenabel herrſchte, 
würde man einen Mann an der Spige unfers Landes dulden, einen Mann, 
den fogar die eigenen Anhänger verachten müflen? Nirgends darf, ic 
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behaupte e8 noch einmal, das Lafter mit folder Schamlofigfeit auftreten und 
triumphiren. Nirgends fpielt man fo offen mit der Ehre, mit dem Eigen: 
thum des Menfchen, mie bei uns dieſes fih im Stußerihen und Oberall: 
mendsprozeſſe zeigt. Ueberall gibt es bes Böfen und der Böfen vieles und 
viele; aber wenn der Böſe höhnend den Fuß auf den Naden bes Unglüd: 
lihen fest, und nicht einmal hinter den Schein des Rechts ſich zu verbergen 
braucht, wie fteht ed in einem folden Lande? Nicht darüber verwundere 
ih mich, daß gewiſſe Leute jo handeln möchten, fonbern darüber, daß fie 
Öffentlih und ungelheut fo Handeln dürfen. Solch unerhörter Frevel ift 
bei uns möglih und das Volk duldet ihm!! Welches Licht muß das auf 
und werfen und wie muß unfer Land daftehen vor der ganzen Eidgenoſſen— 
haft? Der früher fo fchöne und geehrte Name des Schwyzers ift heute 
zum Spottnamen geworben und mit Beratung blidt man auf uns überall 
hinunter. 

Ich übertreibe nicht; der redlihe Waterlandsfreund wird meinen 
Worten Beifall ſchenken müſſen. So und nicht anders ift der Zuſtand, der 
religiöfe und fittlihe Zuftand unfers unglüdlihen Landes. 

H. Woher mag aber diejes Alles fommen ? 

8. Woher diefes Alles Fommen mag, das ift leicht zu zeigen. Alle 
Bellerung beruht auf Selbſtkenntniß. Wie kann aber unfer Volk feine 
Gebrechen erkennen, wenn man bei allen Gelegenheiten, wo e3 felbftfüchtige 
Zwecke zu erreichen gilt, den natürlichen Hang zum Stolz nährt und fogar 
die Fehler des Volkes zu Tugenden ftempelt, um es zum Beften halten zu 
fönnen? Geiftlihe und weltliche Vorfteher ſchmeicheln dem Volk, ſprechen 
von feinen altſchwyzeriſchen Tugenden, von feiner Religiofität, von feiner 
Frömmigkeit, im Gegenjak zu der Bosheit und dem Unglauben der neuern 
Zeit. Natürlih das gefällt dem gutmüthigen etwas ftolzen Schwyzervolke; 
man glaubt den VBorftehern, die bei den beiligften Anläffen und Gelegen: 
heiten auf heiliger Stätte jo zu ihm ſprechen; es muß fich für gut, für 
vollfommen, für unverbefierlih halten, da ja die Männer, welche im Namen 
Gottes zu ihm reden, es ihm verjihern. Volksſchmeichelei, fagte der eble 
und wadere Benziger von Einſiedeln im Jahre 1834 an der Lands: 
gemeinde am Rothenthurm, Wolksfchmeichelei ift die Peſt unferes Landes. 
Diefe Peft vergiftet wirklich alle unſere Säfte, zerftört allen unfern fittlichen 
Aufſchwung und tödtet geiftiger Weife nicht nur die gegenwärtigen Ge 
ſchlechter, ſondern ruinirt in den Vätern die Söhne unferer Söhne. Eine 
zweite Urſache unſers traurigen Zuftandes ift die Verbindung von Religion 
und Boliti. Jene muß nur als Magd für dieſe arbeiten. Diefem Zwecke 
follen die berufenen Sefuiten dienen. Kanzel und Beichtftuhl werben auf 
ſchamloſe Weife mißbraucht. Wie wirkt in dieſer Hinfiht Einſiedeln? mie 
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viele andere Geiſtliche? Wenn der erſte Geiſtliche bed Kantong, der 
Stellvertreter des Biſchofs, auf Heiliger Stätte jelbft zu rufen ſich erfühnt: 
„Nicht im Auslande, nicht in den äußern Bezirken, fondern im alten 
Lande, mitten unter uns haben wir unfere größten Feinde,““ ift das Volk, 
wenn es nicht zu Mord und Brand aufiteht gegen diefe nur zu deutlich 
bezeichneten Führer, nicht vernünftiger und denkt es micht chriftlicher ala 
diefer Zelote? Oder wenn ein anderer fagt: nur der Gebanfe an eine 
Bundeörenifion ift eine Läßliche Sünde, und das Keden und Arbeiten dafür 
maht Einen ewig verdammt, ‚heißt das nicht den örtlichen Egoismus zur 
Tugend ftempeln und die Lüge für Wahrheit verfaufen ?_Dder wenn der: 
jelbe Eiferer feinen ganzen priefterlihen Einfluß aufbietet, um die Klauen: 
männer ihren Führern abtrünnig zu machen, und bie leichtgläubigen Weiber 
gegen ihre Männer aufftiftet und dermaßen den ehelichen Frieden ftört, heißt 
das Religion verbreiten und Chriſtenthum befördern ? 

Und das Alles geſchieht mit geheimer Billigung von geiftlichen und 
meltlihen Dbern, ja die erften und einflußreihiten Männer des Landes 
begünftigen folches Treiben ! 

A Wenn in unferm Lande eine burchgreifende Beflerung ein- 
freten fol, jo kann fie nicht von Außen herkommen. Unfer Elend liegt 
niht etwa allein oder vorzüglih in diejen oder jenen Männern, und ein 
befierer Zuftand kann nit nur durch die Wahl anderer Männer an bie 
Regierung unferes Landes herbeigeführt werden. Die Bejlerung, eine durch— 
greiiende und bleibende, fann nur von Innen herkommen, und baher be— 
jonders von den Geiftlihen. Wie ift aber da eine befjere Hoffnung möglich, 
jo fange unjere Bildungsanftalten jo beihaffen find, wie fie gegenwärtig 
ind, Talent- und geiftlofe Leute können ohne alle Prüfung durch kirchliche 
der Staatöbehörden in dieſen heiligen Stand eintreten. Der Stand ala 
folder ift fo geachtet, daß felten Jünglinge von Talent oder Vermögen oder 
aus den beſſern Elafien demjelben fi widmen. Die Befoldung der Priefter 
ſo farg, daß der rebliche Priefter fich Kaum nothoürftig erhalten, gefchweige 
für feine geiftige Fortbildung durch Anihaffung von Büdern u. f. w. forgen 
fann. So ift der Geiftliche oft aus Noth im Falle den Leidenfchaften der Menge 
zu ſchmeicheln, weil er von ihren guten und milden Gaben abhängig ift und 
aus Intereſſe einträglihe Borurtheile zu beförbern. Der wenig gebildete 
Priefter aber haft aus ſehr Haren und nahe liegenden Gründen die Aufs 
Märung, welche auch an ihn größere Forderungen ftellt, und liebt ganz 
natärlih mehr eine unwiſſende, leichtgläubige Bevölterung. So hängt Alles 
mit einander zufammen; und das ijt auch die Urſache, warum unfere meijten 
Geiſtlichen jo eng am die Politit unferer Regierung ſich anfchloffen, weil 
beide die gemeinjchaftlichen Feinde zu befämpfen haben. Das einzige Mittel, 
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dieſen Uebelſtänden gründlich zu begegnen, iſt daher eine beſſere Bildung 
der Geiſtlichen und in Folge deſſen auch wieder eine reichlichere Beſoldung; 
denn der Arbeiter iſt auch ſeines Lohnes werth, und der Volkslehrer, der 
viele lange Jahre und vielleicht Tauſende zu ſeiner Bildung verwendet hat, 
ſoll gewiß nicht ſchlechter bedacht werden als ein Schuſter oder Schneider. 

H. Aber woher die Mittel nehmen? 

K. Vorerſt wäre für das wahre Heil, für Religion und Sittlichkeit 
des Volkes wohl beſſer geſorgt, wenn das Kloſter Einſiedeln ſeine über— 
flüſſigen Geldmittel für derartige Zwecke zu verwenden genöthigt würde. 
Sodann könnten füglich viele kleinere Pfründen mit einander verſchmolzen 
werden; denn nicht viele, ſondern gute und gebildete Geiſtliche ſind das wahre 
Glück des Landes. Endlich ſind die ungeheuern Corporationsgüter nicht 
ſowohl das Eigenthum der einzelnen Bürger, ſondern der Geſammtheit. Alſo 
ſolche allgemeine Bedürfniſſe ſollten aus dieſen Gütern beſtritten werden; 
aber unglücklicherweiſe werden die reichen und intereſſirten Familien an un— 
gerechter Benutzungsweiſe ſo lange feſthalten, daß der übervortheilte Bürger 
ſpäter auch auf billige und vernünftige Rückſichten nichts mehr achtet und 
nur das perſönliche Intereſſe eben ſo walten läßt, wie das gegenwärtig von 
den reichen Güterbeſitzern geſchieht. 

Freilich mit dieſem allein wäre der Sache nicht geholfen. Es ſollen 
die Geiſtlichen beim Eintritt in den Stand ſelber und bei Bewerbungen 
um Pfründen ſtrengen Prüfungen unterworfen werden. Wenn das von den 
kirchlichen Behörden nicht geſchieht und dieſe ihre Pflicht vernachläſſigen, ſo 
ſollen es die Staatsbehörden thun. Auch die Klöſter ſollen in allen ihren 
Beziehungen unter ſtrenge Aufſicht genommen und gemeinnütziger gemacht 
werden. Die Frauenklöſter ſollen für weibliche Bildung in Anſpruch ge— 
nommen werden; das Kloſter Einſiedeln, mit ſeinen geiſtigen und irdiſchen 
Schätzen, was könnte und ſollte dieſes leiſten? und was leiſtet es jetzt? 
Und wenn endlich die andern Kantone durch ihre ſtrengen Prüfungen die 
Obern des Capuzinerordens nöthigen, in unſere Urkantone die weniger 
gebildeten Glieder dieſes Ordens zu ſenden, was für ein Fingerzeig muß 
dieſes für uns ſein und werden? 

H. Jetzt merke ich denn endlich auch, warum man ſo ſehr und laut 
über Religionsgefahr jammerte. Alles hat halt ſeine Gründe. Unſere 
geiſtlichen Herren befinden ſich, ſcheint es, bei dem alten und traurigen 
Schlendrian des Landes nicht gar übel. 

K. Ebenſo auch die Klöſter, und darum jammern dieſe ſo ſehr über 
die Gefahren einer böſen und ungläubigen Zeit. O mein Freund! der 
Religionsgefahren gibt es allerdings nur zu vielel Aber fie liegen meiſtens 
in uns jelbit, in unferm Unveritand, in unjerer Eigenſucht und Verblendung, 
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dak wir mit offenen Augen nicht jehen und mit offenen Obren nicht hören 
wollen; da gibt es am meiſten Neligionsgefahr, wo die Bosheit, Unge— 
tehtigkeit und Gewaltthätigfeit am größten iſt.“ 


Man ichrieb das Geipräh, aus welchem ich diefe Stellen herausgehoben 
habe, im Kanton Schwyz dem Priefter Alois Fuchs zu, jo daß ich ge: 
nöthigt war, darüber eine öffentliche Erklärung abzugeben, um Herrn Alois 
Fuchs vor Verfolgungen zu jhügen. Das Geſpräch machte einen ſolchen 
Eindruck, daß die Geiftlichfeit des Sextariates Schwyz für nöthig fand, 
öffentlich durch folgenden Beihluß dagegen aufzutreten : 


„Beſchluß 
des am 26. April letzthin abgehaltenen Sertariat-Capitels Schwyz. 


Wie Jeſus Chriſtus, der gute Hirt, ſein Leben für ſeine Schaafe hingab, 
damit ſie das Leben haben und im Ueberfluſſe haben, ſo iſt es auch heilige, 
unerläßliche Pflicht der Seelenhirten über die ihnen anvertraute Heerde zu 
wahen, fie auf gute Weide zu führen und vor den gefährlichen Giftpflanzen 
des Irrthums zu warnen. Un die heilige Hinterlage des Glaubens durch 
alle Zeiten rein und unverfäliht zu bewahren, hat der göttliche Stifter 
unferer heiligen Religion durch die Wahl feiner Apojtel ein immermwährendes 
Lehramt geftiftet und ihnen jeinen göttlichen Beiftand bis ans Ende der 
Belt verheißen. So hat fih die Kirche Gottes, vereiniget und zuſammen— 
gehalten durch den fihtbaren Stellvertreter Jeſu Chrifti, den römischen Pabſt, 
als eine fefte Schugwehr allen einreißenden Irrthümern entgegengeitellt. 
Zwar hatte diefe heilige Braut Jeſu Ehrifti durch alle Jahrhunderte nicht 
nur gegen äußere, jondern auch gegen innere Feinde zu fämpfen. Immer 
juhte der Feind Unkraut auf den Acer des himmliſchen Vaters auszuſtreuen; 
doch wurden in frühern Zeiten mehr nur einzelne Wahrheiten des Glaubens 
angeftritten; unferm Jahrhundert der Aufklärung jcheint es vorbehalten zu 
fein, die ganze Grundlage der von Ehriftus geitifteten Kirche erjchüttern zu 
wollen, indem fie den Verband der Gläubigen mit ihren Hirten immer 
loderer zu machen und wo möglich aufzulöſen jtrebt. Diefe der Kirche feindlich 
entgegentretende Tendenz hat ſich in jüngfter Zeit durch jo viele gottlofe 
Flugſchriften und Tagblätter offen Fund gegeben, die nichts anders bezwedten 
ala das Band der Liebe und des Gehorſams, das die Gläubigen an ihre 
geiitlihen Hirten knüpfen foll, zu ſchwächen. Daher die vielfältigen und 
Frechen Angriffe auf das geheiligte Oberhaupt der Kirche, um jo die Grund: 
lage aller kirchlichen Autorität zu erfchüttern; daher die Verdächtigungen aller 
übrigen geiftlihen Vorgejegten, um jo die Gläubigen ihren Seelenhirten zu 
entiremden und alle kirchliche Ordnung aufzulöfen. 
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Eine Schmähfchrift, die jüngfter Tage erſchienen, unter unfer gut: 
miüthiges Volk teils fchon andgeftreut worben, theild noch ansgeftreut unb 
verbreitet werben foll, fpricht die eben bemerkte Tendenz oder Abſicht offen 
und fhamlos aus. Ohne Namen des Druders und des Verfaſſers erſchien 
fie unter dem einfahen Titel: „„Geſpräch zwiſchen einem Klauen- und 
einem Hornmann im Kanton Schwyz, aus. der fehweizerifchen Bundeszeitung 
beionders abgedrudt."* Das Erfcheinen diefer Schrift und ihr offenbar 
unfirhlider Anhalt Hat den Hochwürdigen Herrn Commiſſar und Domherr 
Suter veranlaft, fogleih ein Eapitel zu verfammeln, um mit vereinten 
Kräften dem ausgeftreuten Saamen des Unfraut3 entgegenzumirken. Diejem 
Rufe ihres würdigen Vorftandes freudig Folge leiltend, hat fi die Hochw. 
Geiſtlichkeit des Sextariats Schwyz auf den 26. April jehr zahlreich im 
Pfarrhofe zu Schwyz verfammelt, und nah Anhörung ber offenbar unkirch— 
lihen von der Kirche Schon gebrandmarkten Grundjäge dieſes Büchleins ein- 
müthig ihren Unmwillen und Mißbilligung ausgeſprochen und e8 in ihrer Pflicht 
erachtet, die Gläubigen öffentlich vor dieſer Giftpflanze zu warnen, und daher 
mit eben biefer Einmüthigkeit beſchloſſen: Daß ſämmtliche Pfarrherrn am 
legten Sonntage im April oder doch am Feſte der Heiligen Philipp und 
Jakob diefe Warnung von der Kanzel an das gläubige Volk ergehen laſſen, 
nah folgender im Gapitel jelbit feftgefegten Weile, damit dem einmüthig 
gefaßten Beichluffe eine eben jo gleihförmige Vollziehung gegeben werde. 

Das Büchlein felbft bedarf feiner ausführlichen Zergliederung. Ein 
jeder, ber e3 liest, kann fich überzeugen, daß neben einigen wahren Sätzen, 
die in jedem auch jchlechteften Buche vorgefunden werben, die verworrenften 
und ungereimteften Begriffe in bemfelben herrſchen, daß Alles darauf 
bingeht eine ganz andere Ordnung im Lande einzuführen, daß die ſchänd— 
lichſten Verläumdungen gegen ehrenwerthe Männer ausgeftoßen werden und 
befonders auf die Welt» und Ordensgeiftlichfeit auf die unebelfte Weile ge- 
läftert wird, als bediente fie ji nämlich der Religion wie eines Hebels zu 
politifchen und weltlichen Zweden, als wäre fie nur darauf bedacht, den Aber: 
glauben, keineswegs aber die Sittlihfeit und wahre Frömmigkeit zu befördern. 

Wenn in diefen Tagen tirdliher Irrungen eifrige Religionsfreunde 
das Volt aufmerkfam machen auf die Gefahr, die der Neligion ſelbſt bevor- 
fteht, fo ift es der Kumftgriff aller Feinde ber Kirhe zu behaupten, man 
bebiene fi des Wortes „„Religionsgefahr”* blos zu ſelbſtſüchtigen und 
politifchen Zweden. Freilih, wenn man unter Religion lediglich ein unbe 
ftimmtes Gefühl verfteht, welches ein jeder nad feiner beſondern Gemüths- 
ftinmung bald fo, bald anders empfindet, dann kann freilich einer jo ver— 
ftandenen Religion von Außen feine Gefahr zuftoßen. Wenn man aber 
annimmt (mie man benn annehmen muß), daß die Religion ben ganzen 
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Menihen, Berftand und Herz, Erkenntniß und Gefühl umfaßt, daß bie 
Religion auf göttlich geoffenbarte, von der Kirche beitimmt vporgetragene 
Wahrheit fi gründen muß; wer kann dann fagen, daß der Religion Feine 
Gefahr drohe, wenn die Kirche, die Bewahrerin und Trägerin der Religion, 
bedroht und angegriffen wird ? 

Wird die Nothwendigkeit einer fihtbaren Kirche, eines von Gott ein- 
gelegten Lehramtes anerfannt (und diejes ift ja die Grundlage des Katho- 
licismus) jo wird die Neligion, uämlih die chriftfatholifche Religion, immer 
gefährdet, wenn das Anfehen jenes Lehramtes, ber Priefter, der Bifchöfe 
und des Pabftes, durh Verläumdung und Verunglimpfung in ber Achtung 
des Volfes gejchmälert wird, wenn man der Kirche freie Selbftregung und 
die notwendigen Mittel unterfagt, den Glauben, die Neligiofität und Sitt— 
lichkeit zu fördern, wenn falfhe Lehren unter den Gläubigen verbreitet 
werden. Daraus erhellet, daß die Geiftlihen in biefen Tagen nicht ohne 
Grund, oder aus blos politifchen und jelbftfüchtigen Zwecken von Religions: 
gefahr Sprechen; und das hier bezeichnete Büchlein Tiefert den Beweis, daß 
man auh dem Fatholiihen Schwyzervolf den Fatholiihen Glauben zu unter: 
graben ſich beitrebt. 

Wie befannt, wurde die Badenerconferenz vom heiligen Vater in 
folgenden Ausdrüden verdanımt: „„Die fogenannten Artikel der Badener: 
conferenz, welhe, wenn man bejonders auf den Zujammenhang der Süße 
ahtet, Behauptungen enthalten, die falſch, vermeflen und irrig find, in die 
Rechte des heiligen Stuhles eingreifen, die Negierung der Kirche und ihre 
göttliche Einrichtung umftürzen, die kirchliche Amtsgewalt der weltlichen 
Herrihaft unterwerfen, aus bereils verbammten Grundfäsen fließen, Ketzerei 
und Trennung begünftigen, verwerfen und verdanımen Wir und beichließen, 
daß fie für immer als verworfen und verdammt ſollen angejehen werden.” *— 
Und doch foll es nah dem Büchlein (S. 27) mit der Babdenerconferenz 
nicht fo gefährlich jein, wie man uns hat glauben machen wollen. „„Der 
Zwed derjelben,“* heißt es da, „„war fein anderer, als dringenden Uebel 
Händen, denen ſchon lange von dem geiltlihen Behörden hätte abgeholfen 
werden follen, zu begegnen, den geiftlichen und weltlichen Einfluß des Nun: 
find durch Aufftellung eines eigenen ſchweizeriſchen Erzbiſchofs nad Forderung 
der Kirchengefege zu beichränfen, die Klöfler unter geiftlihe Aufficht bes 
Biſchofs zu ftellen, die Zahl der Feiertage herabzufegen u. ſ. mw. Alles Dinge, 
die eben fo vernünftig als nothwendig find.“ “ 

Sodann werden joldhe Forderungen gemacht, welche mit den Badener: 
Artikeln ganz übereinftimmen.: „„Die Klöfter follen in allen ihren Bezie- 
hungen unter ftrenge Aufficht genommen und gemeinnütiger gemacht werben,“ “ 
— was gegen bie geiftlihe Immunität und die Unabhängigkeit der Kirche 
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vom Staate if. Die Ausführung einer folhen Mafregel würde nah und 
nah (zumal wenn fhhlehtgefinnte und unkirchliche Magiftraten an der Spike 
wären) die Klöfter dem Zwecke ihrer Stiftung entfremden und ihren enb- 
lihen Ruin herbeiführen. 


Das nämlide Streben, die Kirche zur Magd des Staates herab- 
zumürbigen, ſpricht fih auch in folgenden Stellen aus (S.27): „„E3 follen 
die Geiftlihen beim Eintritt in den Stand felber und bei Bewerbung um 
Pfründen ftrengen Prüfungen unterworfen werden. Wenn das von Ffird: 
lihen Behörden nicht geihieht und dieje ihre Pflicht vernadläfjigen, jo follen 
e3 die Staatsbehörden thun.”* — Dem Staate kann keineswegs das Recht 
zutommen, über Fähigkeit der Candidaten zum heiligen Priefterjtand zu 
urtheilen.. Dem Bilchofe ift e8 allein gefagt: Lege Niemanden zu vor= 
eilig die Hände auf! Er allein Hat die Verantwortlichkeit vor Gott 
und der Kirche. Was die Bewerbung um Pfründen betrifft, jo Hat bie 
Kirhe Ihon Mafregeln getroffen und Geſetze gemadht, daß nur Würdige 
zugelafjen werben. Und follten dieje Regeln in der Ausübung bei Seite 
gejegt werden, fo fteht der weltlihen Behörde allerdings das Recht zu, bei 
der geiftlihen um Abhilfe nachzuſuchen und nöthigenfalls auch den Recurs 
an eine höhere Firchlihe Auctorität zu ergreifen. Aber dem jogenannten 
Staate dad Recht einräumen, die Candidaten des geiftlihen Standes Prü- 
fungen zu unterwerfen, und folglih über ihre Fähigkeit zu urtheilen, hieße 
der Kirche ihre freie Wirkſamkeit rauben, fie unter die Vormundichaft des 
Staates jegen und als feine Magd herabwürdigen, und dann würde es, 
wie zum Theil ſchon die Erfahrung beweist, dahin fommen, daß nur die: 
jenigen zugelaffen würden, welche antificchlihen Grundſätzen huldigen. 


Sodann heißt e8 ferner (S. 26): „„Die Geiftlihen follten beſſer 
bejoldet fein;** — was an vielen Orten allerdings zu mwünfchen wäre; als 
Mittel aber ift dann vorgefchlagen: „„1) Vorerſt wäre für das wahre 
Ziel, für Neligion und Sittlichleit des Volkes beſſer geforgt, wenn das 
Klofter Einfiedeln feine überflüſſigen Geldmittel für derartige Zwecke zu 
verwenden gendthigt würde, als zu öffentlihen und jchamlofen Beſte— 
Hungen. 2) Sodann fönnten füglih viele kleinere Pfründen mit einander 
verfhmolzen werden. „3) Sollte das Corporationsgut in Anfpruch genommen 
werben.” — Wiederum fteht Feiner weltlichen Behörde, felbft dem ver: 
fammelten Bolfe nicht, das Recht zu, ein Klofter fo wenig als jeden andern 
rehtmäßigen Eigenthümer zur Dotirung oder Verbeſſerung von Pfründen 
zu nöthigen. Ebenſo Fann die Berjchmelzung von Meinern Pfrün— 
den, wenn folde in ber That ftattfänden, nur dur kirchliche Auctorität 


geſchehen. 
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Nah der fernen Aeußerung des Verfaſſers (S. 2) Toll dasjenige, 
mad an einigen Orten die weltlihen Behörden gegen die Klöfter unter= 
nommen haben, in den Rechten des Staates liegen, währenddem jegt ſchon 
deutliche Beweife am Tage liegen, wohin die genommenen Maßregeln zielen, 
wie drüdend und verlegend fie für die Klöfter felbit find. 

Zum Schlufie mag noch Folgendes bemerkt werden, was Geite 25 zu 
lefen it. Nachdem gegen einige Geiftliche des Kantons geläftert worden 
ft, als follte die Neligion nur für die Politif dienen, fo wird Folgendes 
gejagt: „„Wohin müßten wir endlich auf folgende Weife nod) kommen? — 
Dahin, daß das Volk fih nah und nah im veligiöfer Beziehung in zwei 
Glaffien trennt. Die gutmüthige und leichtgläubige Menge wird unter dieſer 
traurigen Leitung immer tiefer in den Wuſt des Aberglaubens Hineinfinfen 
und rettungslos für alles Lebensglüd und allen höhern geiftigen Aufihwung 
verloren fein. Jene aber, die ug genug find, die Verbindung von Reli— 
gion und Politif einzufehen und zu merfen, wie Gott und Cwigfeit von 
gewijler Seite aus als leere Worte zu ehrgeizigen und felbjtjüchtigen Zweden 
mißbraucht werden, diefe werden fich endlich im Herzen, und nad und nad 
öffentlich von einer Neligion und Kirche losjagen, die nur dazu mißbraucht 
wird, die Macht der Vorurtheile und des Aberglaubens und die jelbitiüch- 
tigen Abfichten unedler Seelen zu begünftigen. So wird von unfern geilt: 
liden und mweltlihen Vorſtehern durch den Aberglauben der Unglaube groß 
gezogen.” j 

Wenn hier fhon die Handlungsmweife der Lehtern nit ausdrücklich 
gutgeheißen wird, fo ift fie doch nicht mißbilligt, und auf jeden Fall werden 
mit großer Frechheit die Geiftlihen der Vernachläſſigung ihrer Amtspflichten 
oder eined zur Beförderung des Aberglaubens mißbrauchten Einflufies be: 
ſchuldigt. 

Aus dieſen wenigen dem Büchlein enthobenen Sätzen zeigt es ſich zur 
Genüge, weſſen Geiſtes Kind dieſe ſchändliche Schmähſchrift ſei, daß ſie, 
unter dem Scheine der Erörterung einer obſchwebenden politiſchen Streitfrage, 
nichts Anderes bezwecke, als die irreligiöſeſten Grundſätze unter das Volk 
auszuſtreuen, und ſtatt die getrennten Gemüther im Geiſte der Liebe zu 
verſohnen, nur immer mehr die Brandfackel der Verwirrung, durch Unter: 
grabung aller kirchlichen Grundſätze anzufaden. 

So ſchließe denn, Kriftlihes Volk, dein Ohr den verführerifchen 
Grundfägen, die in diefer und ähnlichen Schriften fi jo offen ausſprechen 
und gleih einer Sündfluth ſich überallhin verbreiten. 

Teffne vielmehr dein Ohr der warnenden Stimme deiner rechtmäßigen 
Seelenhirten, halte feft an der heiligen Kirche und an dem Felſen Petri, 
den alle Anfälle der Hölle nie überwältigen werden. Nur auf diefem Wege 
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wird Dir auch unter allen Landesſtürmen das wahre Lebensglück aufblühen, 
ober mwenigftens der große Troft dir bleiben, nad dem fturmbemwegten Leben 
in ben Hafen einer ewig dauernden Seligfeit einzugehen. 


G. F. Suter, 
Ganonicus, biſchöfl. Commiſſar und Pfarrer.” 


Unterm 12. Yänner, ald der Klauenftreit noch Feine politifche Färbung 
hatte, war mein Urtheil darüber folgendes: 


„Der gegenwärtige Streit von 1300 fogenannten Klauenmännern 
gegen die Hornmänner hat nicht die Bedeutung, welche ihm beigelegt wird. 
Die Allmenden find zwar in allen drei Urfantonen ein hauptfächliher Grund, 
dat Wohljtand nicht allgemeiner werden fann. Es ift daher immer erfprieß- 
ih, wenn auf eine andere Benütungsweife derjelben gedacht wird. Die 
Klauenmänner verlegen aber bei ihren Anjprühen Hauptgrundſätze, welche 
fie im Lande Schwyz zum Heile des Ganzen retten follten und dur Be: 
harrlichfeit retten Fönnten. Aus dem ungeheuren Vermögen, welches in den 
Allmenden liegt, Fönnten alle öffentlichen Bedürfniffe des Bezirkes beftritten 
werden. Männer, welche es mit demfelben wohl meinen, follten vor Allem 
dahin traten, daß ein bedeutender Fond angelegt und gejichert würde, 
welcher dazu diente, dem Wolfe des Bezirkes Schwyz für alle Zukunft den 
Beftand öffentliher Anstalten zu ſichern, welche das gemeine Wohl fo drin: 
gend fordert. Das Armenweſen, die Schulen, die Straßen, bie Wehr: 
gnftalten des ganzen Bezirkes u. ſ. w. follten aus dem Allmendenfond für 
ein und allemal ihre zureichende Austattung gewinnen. Es iſt der urſprüng— 
lihe und eigentliche Zwed der Allnenden und Gorporationsgüter aller Orten, 
allererft die öffentlihen Bebürfniffe daraus zu befriedigen. Allein zu biefem 
Gedanken mögen fih die Klauenmänner eben fo wenig, als die Hornmänner 
erheben, wenn fie nicht von einen befjern Geifte bejeelt werden, als fie biö- 
bin fund gegeben.” 


Später mifchte fi auch bei mir die politifche Leidenfchaft bei, und 
fo verfaßte ich oder nahm vorzüglich ſolche Auffäbe auf, welche die Parteien 
erhitzten. So als der Große Rath von Schwyz den früher vermworfenen 
Antrag zur Vermittlung der Parteien am 15. März wieder aufnahm und 
in den Perjonen von Joachim Schmid von Lachen, Rathsherrn Bürgi von 
Arth, Statthalter Düggeli von Galgenen und Landfchreiber Kümi von 
Wollerau eine Vermittlungscommiffion beftellte, worunter wenigftens Bürgi 
billig gefinnt war, fo wurde die Klauenpartei in der Bundeszeitung durch 
eine Einjendung aufgeftachelt, feine Vermittlung anzunehmen und zu begehren. 


9 


_——. 





Wirklich dachte diefe Partei an Feine Vermittlung mehr; fie Tieß fich, 
wie die Hornpartei, immer mehr aufhegen. An der Kantondgemeinde am 
Rothenthurm, welde am 6. Mai ftattfinden mußte, war ein kurzes Geſetz 
über Losfauf der Grundlaſten, ein vom Landrath vorgejchlagenes Verbot 
gemifchter Ehen und ein Verbot von Trölereien zu berathen. Das lehte, 
von Beat Weybmann in Einfiedeln vorgefhlagen, lautete: „Es möchte bie 
hohe Kantonägemeinde beſchließen, daß im ganzen Umfange des Kantons 
alles fogenannte Trölen um Aemter dur Ausjpendung von Geld oder 
zu trinten Zahlen u. f. w. unter hoheitliher Strafe verboten ſei.“ Dieſes 
Uebel herrſchte in einem hohen Grabe und war theilweije jogar durch ein 
Gefeg geftattet. Lakonifch fügte der Große Rath in feiner Kundmachung 
bei: „Der Große Rath bringt Euch auch diefen Vorfhlag hiermit ebenfalls 
zur Kenntniß und häft nit für nöthig, demfelben irgend welche Bemerkung 
beizufügen.” Wie die Führer der Klauenpartei, jo wandte die Regierung 
Alles an, ihre Anhänger zum Beſuche der Kantonsgemeinde zu ermahnen. 

Mit geipannten Erwartungen blidte man in und außer Schwyz auf 
die Kantondgemeinde am Rothenthurm. Die Bundeszeitung hatte ihren 
Mitredacteur, den zweiten Staatsjchreiber Bernhard Meier dort, um zuver: 
läffigen und fchnellen Bericht zu erhalten. Sein erfter Bericht Tautete alſo: 

„Das längft vorbereitete Werk einer bübiihen Schurkerei hat geitern 
feine Ausführung gefunden, die Landögemeinde am Rothenthurme Hat mit 
einer blutigen Schlädhterei geendet. 

In nnabfehbarer Menge wallten vom frühelten Morgen an aus allen 
Gegenden des Kantons die Landleute des Kantons Schwyz dem Berfamm: 
lungsplatze am Rothenthurme zu. Friedlih und unter Geſang Hatten fich 
zuerft die Klauenmänner eingefunden; unter Brüllen, mit ungeheuern Knüt— 
ten verjehen, vom Weine bereitö in Flammen gejegt, zogen von Steinen 
ber die Hornmänner ein und pflanzten jich zur Rechten dev im Lands: 
gemeindefreife aufgerichteten Hebnerbühne auf, deren Linte bereit von einer 
großen Anzahl Klauenmänner eingenommen war. Ungefähr um halb zwölf 
Uhr nahm die Landsgemeinde ihren Anfang, und um diefe Zeit war die 
Vollsmaſſe anf eine ſolche Zahl angewachſen, wie fie der Kanton Schwyz 
noch niemals verjammelt erblidt hat, über 10,000 Menſchen. reife, tief 
in den 70 Jahren, hatten fich eingefunden, un an dem heutigen entfchei- 
denden Tage die ihnen längſt vorenthaltenen Rechte wieder gewinnen zu 
helfen, während die geworbenen Söldner aus dem Muotathal und Iberig 
mmündige Knaben mit fih den Gattelberg an zur Unterftüßung ihrer 
Bartei ſchleppten. 

Gleich beim Beginne der Landögemeinde, welche Landammann Hol- 
dener mit einer nichtsfagenden Rebe eröffnete, zeigte ſich die Abſicht der 
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gnädigen Herren, einen Entſcheid über die Hauptfrage, die Wahl der neuen 
Kantonsbeamteten, zu hintertreiben, in vollem Lichte durch den jonderbaren 
Antrag, welcher durch Kantonsrath Städelin von Steinen an die Verſamm— 
lung gebracht wurde, daß jeder Kantonsfremde, welcher inner den Marken 
des Landögemeindefreifes angetroffen werde und mitjtinme, mit 400 Fr. 
gebüßt, Kantonsangehörige aber, welche beide Hände erheben, mit Criminal: 
jtrafe belegt werden. Man 309 und zerrte an diejer einfachen frage, welche 
bereitöS durch die Verfaflung und die bejtehenden Strafgejege zur Genüge 
entſchieden war, jo lange, bis bereits die Ungebuld auf der einen Seite 
aufs Höchfte geitiegen und mit Ungeftüm die Abftimmung über den von 
Herrn Kantonsrath Eberle geitellten Antrag, die Stimmenzähler von der 
Landsgemeinde felbjt wählen zu laſſen, begehrt wurde. 

Nah allen Schlangenwindungen ſah fich endlich, dennoch der Land: 
ammann genöthigt, die beiden Fragen in Abjtimmung zu bringen. Die 
erite erhielt ein entichiedenes Mehr; aber die zweite? fie war eine Lebens: 
frage; wie die Stimmen bei derjelben fielen, mußten fie auch bei allen 
übrigen Hauptentiheiden fallen. Das Mehr war ungmeifelhaft auf Seite 
der Klauenpartei, mehr denn um 1000 Stimmen überwog es dasjenige der 
Gegenpartei, und im Selbitgefühle ihres Sieges jtieg auf Seite der Linken 
ein unbejchreibliher Jubel in die Lüfte. „„Wir find Sieger!““ Hallte es 
aus taufendfahenm Munde aus der wogenden Mitte hervor. „„Ihr ſeid 
Sieger !”* ſchrie begeijtert von der Rednerbühne Kantonsrarh Eberle feinen 
Klauenmannen zu, und in den Lüften und Schludten der Gebirge hallte 
ber taufendfache Jubel wiederum taufendfach zurüd. 

Ungeachtet aber diejer entichiedenen, unbedingt von der großen Anzahl 
der anmejenden Fremden anerkannten Mehrheit auf Seite der Klauenpartei, 
erfrechte fih Landammann Holdener mit Landjchreiber Neding, unter Gottes 
freiem Himmel, im Angefichte des Schwyzer Volkes und fremder aus allen 
umliegenden Kantonen, die ſchandbare Lügenthat zu begehen und die Mehr: 
heit der Stimmen auf Seite der Hornpartei zu erflären. Ein Schrei des 
Unwillens und des Staunens über ein ſolches Bubenſtück entfuhr den Um: 
ftehenden aus der Klauenpartei. Der Unwillen und Lärmen fteigerte ih — 
nun war es Zeit zur Ausführung des längit vorbereiteten 
Schurkenſtreiches. Mit Bligesichnelle, allgemein wird behauptet, jogar 
auf ein Zeihen von der Bühne herunter, erhoben ji mehrere Hundert 
fhwere Knüttel unter den Voranftehenden der Hornpartei, und mit heulen- 
dem Mordgebrülle fielen die Wüthenden über die unbewehrten Klauenmänner 
ber, welche, fich zu jhügen unvermögend, nad; kurzer Gegenwehr auseinander: 
ftoben. Nun begann exit das wahre Schlachten; wer von den Fliehenden 
aufgegriffen werden konnte, wurde niebergeprügelt; alte reife, faum fähig 
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zur Flucht, fielen unter den Streichen der entmenjchten Horden, felbit Feuer: 
waffen wurden einige Mal auf die Fliehenden losgebrannt. 

Ruhig, mit verzogenem Lächeln hatte die hohe Obrigkeit diefer Schläd: 
terei zugelehen, ohne einen abmahnenden Zuruf, ohne eine Miene zur Ab: 
hilfe des grauenvollen Schaufpieles zu machen, — frohe Zuſchauer des 
Gelingend des von ihnen angelponnenen Werkes, — und nachdem die 
Schlädterei vorüber, zug fie unter der Aegide der brüllenden Horden vom 
Landsgemeindeplatze ab. Um einer nochmaligen ſolchen Schlächterei zu ent— 
gehen, ſah ein großer Theil aus den äußern Bezirken ſich genöthigt, über 
alle Berge die Flucht nach der Heimat zu ſuchen. 

So das Ende dieſes langerſehnten Tages, ein blutiges, aber, freut 
Euch, Ihr Biedern des Schwyzer Volkes! die Stunde der Schurken hat 
geſchlagen, benutzet die Euch nun gegebene Waffe, und Ihr ſeid des Sieges 
dann doppelt gewiß.“ | 

„rennt Euch und löſet die Verfafjung und Regierung auf!” fügte 
ih bei, — 

Die Regierung von Schwyz wollte und mußte eine neue Kantons- 
gemeinde veranftalten und deshalb den Kantonsrath und den Großen Kath 
einberufen. Diefes jollte von der Klauenpartei um jeden Preis verhindert 
werden. Darum wurde das Wort Anardie hervorgeſucht. 

Sowohl die Verwirrung der Geifter, melde im Kanton Schwyz 
herrſchte, als der Schreden, welder in die Gemüther gefahren war, ver: 
hinderte wirklih den Zufanmentritt des Kantonsraths unmittelbar nad der 
Kantonsgemeinde. Mit dem Nathe an die Klauenmänner, ſich zu trennen, 
Terfafjung und Negierung aufzulöfen, wurde die ungeftüme Mahnung an 
den eidgenöfjiichen Vorort Luzern verbunden, dazwiſchen zu treten, ber 
Anarhie im Kanton Schwyz ein Ziel zu jegen. Um die Klauenmänner zu 
färfen, wurde in der Bundeözeitung gefagt, der bewaffnete Schußverein im 
Kanton Luzern fei gemahnt, e8 würden die Yreifinnigen in der ganzen 
Schweiz aufgerufen. Die Klauenmänner bedurften folder Ermuthigung. 
Ihr vorgefchobenes Haupt Landammann Nazar von Neding, auch das Haupt 
der eigentlichen Klauenmänner, nämlich der 1300 Allmendanſprecher Friedenss 
rihter Caſtell, ihr Fürfpreh Alois Holdener, auch das Haupt der neuen 
Landleute Hauptmann Gemſch und der Priefter Alois Fuchs flüchteten fich 
aus dem Lande. Die Bezirfsräthe von Einfiedeln, Gerſau, Wollerau, 
Küßnacht und Pfeffikon fhidten, nah dem von Luzern erhaltenen Rathe 
oder auch aus eigenem Antriebe, auf den 10. Mai Abgeordnete an bie 
Schindellegi, welche fi zu folgender Adrefie an den Vorort vereinigten: 
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„An den hohen eidgenöffiihen Vorort. 


Die unterzeichneten Borfteher der Bezirke Einfiedeln, Gerfau, Wollerau, 
Küßnacht und Pfeffiton fenden durch Erprefien folgenden dringenden Auf 
dem hohen Bororte zu. 


Die Klagen über Verfafjungsverlegungen, welche ſich die regierende 
Partei in Schwyz zu Schulden gebracht, find Ihnen befannt. Allein dabei 
ift es nicht geblieben. Am 6. Mai wurde die Kantonsgemeinde am Rothen— 
thurm, die Gejeßgebungsbehörbe des Kantons durch eine in Auftrag ihrer 
Obern vorbereitete Schlägerei in ihrem Wirken nicht nur gejtört, 
fondern durch Barbareien und Todtſchläge aufgelöst. Der Borfteher der 
Derfammlung mit zwei Unterbeamten erklärte nach ergangener Abjtimmung 
die weit überwiegende Mehrheit des Volkes für die Minder: 
heit. Die Vorfteher der Regierung ſelbſt fchloffen fich diefem widerredt: 
lichen Acte an. Die Berfafjung, welche der Mehrheit des Volkes an ber 
Kantonsgemeinde am NRothenthurm die höchſte Gewalt einräumt, ift hiedurch 
in ihrer Weſenheit verlegt, die Negierung hat aufgehört, eine rechtmäßige 
zu fein. Ihre Mitglieder haben ſich über Recht und BVerfaffung hinweg— 
geſetzt, Anarchie ijt eingetreten. Die öffentliche Sicherheit ift felbft auf der 
Stätte der Gefetgebung von den Organen der Regierung dur diefe auf 
höchſt rohe und gemaltthätige, jelbit am Blut und Leben ihrer Mitbürger 
fi) vergreifende Minderheit aufgehoben worden. Nicht minder ift die Sicher: 
heit des Eigenthums angegriffen und ftündlich bebroßt. 


Die Unterzeichneten erklären feierlih und einmüthig, im Namen ihrer 
Bezirkslandsgemeinden, daß fie einer folden widerrechtlichen Regierung fi 
zu unterziehen Feine Pflicht Fennen, daß fie das Recht der Mehrheit mit 
allen zu Gebote ftehenden Mitteln behaupten werben, und alle daraus ent: 
Ipringenden Folgen von fi abmwälzen. 


Sie bringen dies dem Hohen Vorort zur Kenntniß mit dem drin: 
gendjten Geſuche, hochderſelbe wolle unverweilt die zweckmäßigen und ent 
Ihiedenen Mittel aufbieten, um nach Anweiſung der $$. 1 und 4 bei 
Bunbdesvertrags Ruhe und Sicherheit im Kanton Schwyz wieder Herzuitellen 
und zu handhaben. 

Jede Stunde Zögerung dürfte fomohl für die Eidgenoflenichaft, als 
für den Kanton unberechenbare Folgen nad fi ziehen und alfo den hohen 


Borort in jene höchft unangenehme Lage verfegen, der er nur Durch Fräf- 
tiges Einſchreiten ausweichen kann. 


Die Unterzeichneten benugen den Anlaß ꝛc.“ 


— 

Mittlerweile war in Luzern ſchon Alles für die Einmiſchung in die 
Angelegenheiten des Kantons Schwyz geneigt und bereit. Schultheiß Jakob 
Kopp, dieſes Jahr Präſident der eidgenöſſiſchen Tagſatzung, war gegen die 
Regierung von Schwyz perſönlich gereizt, weil ſein Tochtermann, Land— 
ammann Stutzer in Küßnacht, das Haupt der freiſinnigen Partei daſelbſt, 
von ihr als Gültenfälſcher angeklagt, nach Schwyz geführt, dort lange Zeit 
eingekerkert, endlich aber vom Kautonsgericht freigeſprochen worden war. 

Schultheiß, damals Statthalter Yofeph Karl Amrhyn, das zweite 
Haupt der Luzerneriſchen und vorörtlichen Regierung, war nicht minder 
perſönlich auf die Regierung in Schwyz ergrimmt. Der „Waldſtätterbote“, 
ein von Luzern nach Schwyz verlegtes Zeitungsblatt, hatte Herrn Amrhyn 
bei Anlaß einer Großrathsverhandlung, welche das Blatt gegeben Hatte, den 
„alten Lügner” genannt, Die Regierung von Luzern führte bei derjenigen 
von Schwyz Klage über diefe öffentliche Beihimpfung und verlangte amt: 
Ihe Verfolgung und Beſtrafung. Diefe aber wies die Regierung von 
Luzern einfah an die Gerichte. Als aber die Regierung ihre Klage bei 
dem Bezirksgerichte in Schwyz anbrachte, erhob der Vertheidiger des Wald— 
Hätterboten die Einrede, er könne auf die Klage der Regierung fich nicht 
einlaſſen, weil er diefe nicht angegriffen habe, fondern nur den Herrn 
Amrhyn. Das Gericht enthob wirklich den Beklagten aus diefem Grunde 
der Einläßlichkeit. Die Negierung von Luzern ergriff den Nefurs an das 
Kantonsgericht, welches das erftinftanzliche Urtheil aufhob und den Injurien- 
freit an die erfte Inſtanz zurücwies. Bei einer abermaligen Klage vor 
Bezirksgericht erhob der Waldftätterbote die neue Einrede, er bebürfe Acten 
aus dem Staatsardhive zu Luzern, um feine Klage zu erhärten. Unter 
diefem Grunde wurde er abermal von der Einläplichkeit freigefproden. Die 
Regierung von Luzern verweigerte die Herausgabe der verlangten Schriften. 
Die Sache wurde fo oft und fo Tange herumgezerrt, daß der Staatsanwalt 
von Luzern am 8. Jänner 1839 berichtete, der am 20. März 1834 ans 
gehobene Prozeß fei, ungeachtet er bereits ſechs Mal vor das Kantondgericht 
und jelbit an den Großen Nath gelangt, dennoch fern von irgend einer 
Erledigung, und darauf amtrug, ihn fallen zu laffen, um fo mehr, da ſchon 
480 Franken an den Fürſprech Peter Theiler bezahlt worden feien und er 
noh 954 Schweizerfranten zur Dedung ber Auslagen fordere. Der Große 
Rath von Schwyz wurde darum in dieſen Prozeß verwidelt, weil das Bes 
sirfögericht von Schwyz ſich geradezu ungehorjam gegen die Sprüde des 
Kantonsgerichts betragen und einmal fogar ſich aufgelöst hatte. Das Bes 
zirksgericht beharrte auf feinen Widerftande, fo daß die Negierung von 
Luzern endlich ermüdet den Prozeß im Sommer 1839 aufgab. Die Koften 
beliefen fi auf 1586 Franken 6 Baten. Dr. Eafimir Pfyffer gab auf 
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Anordnung der Negierung im Hornung 1840 eine gefhichtlihe Erzählung 
und rechtliche Beleuchtung des Prozeſſes heraus, welde er mit folgenden 
Worten jhloß: 


„Darin aber Liegt die Nechtlofigkeit und totale Anarchie der Juſtiz 
im Kanton Schwyz, daß das Untergeriht den Entiheidungen de3 Ober: 
gerichts ſich widerſetzen kann, und die Ausſprüche des letztern jeder Wirk: 
jamfeit ermangeln. Gin empörenderes Spiel fann wohl mit der Gerechtig— 
feit nicht getrieben, und auf jchamlojere Weife die Nechtspflege nicht gehand: 
habt werden, als es nad Ausweis diefer Blätter im vorliegenden Falle in 
Schwyz geihah. Die Eidgenofienfhaft muß vor fich felbjt und vor dem 
Auslande erröthen, dag inner ihren Grenzmarken folder Frevel am Heilig: 
thum des Rechts möglich iſt.“ 

Begreifliher Weile mußte dieſes allerdings chicanöſe Rechtsverfahren 
den Herrn Schultheißen Amrhyn jehr geneigt machen, der Schwyzer Regie: 
rung auf den Leib zu kommen. Die andern Mitglieder des vorörtlichen 
Staatörathes und Regierungsrathe8 waren durch ihre Gefinnungen ſchon 
geneigt, auf die Anträge ihrer beiden Häupter einzugehen. Nur bie eid- 
genöfftihe Kanzlei, Kanzler Karl Franz Amrhyn, Sohn des Schultheigen, 
und Staatsihreiber Auguft von Gonzenbach von St. Gallen, modten etmas 
nüchterner und zurüdhaltender bei der Sache fein. Doch hatten fie feine 
Stimme in den Behörden. Dem Protocolle getreu berichtete die Bundes: 
zeitung: 

„Nachdem der Vorort von allen Seiten die überzeugendften Berichte 
erhalten, dag am 6. Mai fih die erften Beamteten des Kantons Schwyz 
mit der Minderheit der Hornmänner zu Rebellen gegen die Mehrheit des 
jouveränen Volkes aufgelehnt und ihren Aufruhr gegen die oberjte Kantons 
behörde jelbjt durch eine ſchauerliche Prügelei Durchzufegen geſucht, daR jie 
durh Gemwaltthat die Berfaffung und verfaſſungsmäßige Ordnung umgeftürzt, 
daß fie nach der Yandsgemeinde nicht mehr die Kraft gehabt, die öffentliche 
und perjönliche Sicherheit zu handhaben, nachdem der Vorort fomit von der 
Anardie im Kanton Schwyz unwiderſprechliche Beweiſe erhalten: ſchritt er 
endlich am 11. diefes ein. Er ernannte die Herren Landammann Dr. Näff 
von St. Gallen und Grofratd und Criminalgerichtspräfident Dr. Adolf 
Hertenftein von Luzern als eidgenöfliiche Nepräfentanten nah dem Kanton 
Schwyz und gab ihnen den Auftrag: den gegenwärtigen Zuſtand des Kan— 
tons Schwyz und die Urſachen dejjelben zu erwahren, die Stimmung des 
Bolfes zu erforihen, den Landfrieden zu gebieten und die Urheber von 
Gewaltthaten perſönlich verantwortlih zu machen und zur Herftellung eines 
verfaſſungsmäßigen Zuftandes mitzuwirken. Ihre Aufträge und Befehle haben 
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fie, da Verfaffung und Regierung aufgelöst find, ummittelbar an das Bolt 
zu richten. Die Kantone Luzern, Zürich, Uri, Unterwalden, Glarus, Zug und 
St. Gallen ala angrenzende Kantone wurden zu getreuem Auffehen gemahnt, 
von allen Verfügungen den fämmtlihen Kantonen Kenntniß gegeben. An 
die Bezirfsräthe zu Handen des Schwyzer Volkes fandte der Vorort fols 
gende Proclamation: 


„„Sandleute des Kantons Schwyz! 

Der eidgenöffiihe Vorort hat mit Bedauern die Nachricht vernommen, 
daß am 6. Mai die Kantonsgemeinde am Rothenthurm, bie oberfte Geſetz— 
gebungs- und Wahlbehörde des Kantons Schwyz, durch Gemaltthaten auf: 
gelöst, und daf demnach die Wirkfamfeit der oberften Kantonsbehörde geftört 
worden ift. Die Anarchie ift dadurch eingetreten; in Folge diefer Ereignifie 
find die öffentliche Ruhe und Sicherheit der Privaten gefährdet. 

Dem eidgenöffiihen Vororte liegt die VBerantmwortlichleit ob, die Ruhe 
und Sicherheit im Innern der Schweiz aufreht zu erhalten. Er ordnet 
daher die hochgeachteten Herren Landammann Dr. Wilhelm Näff von St. 
Gallen und Griminalgerihtspräfident Dr. Adolph Hertenjtein, Mitglied des 
Großen Raths von Luzern, als eidgenöffiihe Commifjarien an Euch ab, 
um in den Bezirken und Gemeinden des Kantons Schwyz den Landfrieden 
zu gebieten, die Urheber jeder Gewaltthat perfönlich verantwortlich zu machen 
und mitzuwirken, daß eine verfaflungsmäßige Ordnung auf ruhigem und 
bejonnenem Wege wieberhergeftellt werde. 

Wir vertrauen auf Euere Rechtlichkeit, daß diefes Mittel genügen 
werde, den für die Eidgenoſſenſchaft beabfichtigten Zwed der Wiederheritellung 
der Ruhe und einer verfafjungsmäßigen Ordnung zu erreichen und der eid- 
genöffiiche Vorort daher weiterer Maßnahmen überhoben werde, wofür vor: 
forglih die nöthigen Einleitungen, nad Vorſchrift des Bundes, getroffen 
worden find. 

Zuzern, den 11. Mai 1838. 

Schultheiß und Kleiner Rath des Kantons Luzern, 
als eidgenöfjiicher Vorort; 
in deren Namen, der Schultheif: Kopp. 
Der eidgenöfjiihe Kanzler: Amrhyn.““ 


Man fieht aus diefen Verhandlungen, daß der Vorort die Eingabe 
der Bezirke nicht abgewartet Hat, che er zu feinen Maßnahmen ſchritt. Die 
Vezirksgemeinden traten erft Sonntags den 13. Mai zufanmen, um bie 
Zuſchtift der Abgeordneten an der Schindellegi zu beftätigen. Natürlich 
Itugen die voreiligen Schritte des Vorort? viel zum Muthe bei, mit welchem 
die Beftätigung erfolgte. 
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Die Wahl des Herrn Näff mochte vorzugsmweife das Werk der eib- 
genöffiihen Kanzlei geweſen fein. Er gehörte zwar der radifalen Partei 
an, allein hatte doch als Regierungsrath bereits gelernt, wie mit Behörden 
umgegangen werden müßte. Die Wahl von Adolph Hertenftein hingegen 
war das Werk der radikalen Partei von Luzern und zunächſt der Anhänger 
der Klauenmänner. Uebungsgemäß follte den beiden Commiſſarien ein 
Schreiber beigegeben werden. Profeſſor Chriftophor Fuchs, der flüchtige 
Alois Fuchs und Religionslehrer Anton Tanner drangen in mid, einen 
Ruf des Vorortes zu diefer Stelle anzunehmen. Als jie mein anfängliches 
Widerftreben überwunden Hatten, ftürmten fie auf Herrn Schultheißen Kopp 
ein, mich zum Secretär des Commiffariates zu bezeichnen. Er ging in den 
Gedanken ein und der Staatsrath ernannte den Staatöfchreiber des Kan— 
tons Luzern, welcher aber zugleich Redaktor der ſchweizeriſchen Bundeszeitung 
war, zum Seeretär des eidgenöffiihen Commiffariates im Kanton Schwyz. 
Die eidgenöſſiſche Kanzlei, welche wohl ſonſt immer die Secretärs zu ſolchen 
Sendungen bezeichnete, lachte ins Fäuſtchen. Mit Mühe erhielt ich einen 
wiederholt verlangten Ernennungsact. Die Bundeszeitung blieb in ben 
Händen des zweiten Staatzjchreiber8 Bernhard Meyer, melder an feinem 
Bufenfreunde Tanner in den Schwyzer Saden einen thätigen und feurigen 
Sehilfen Hatte. Auch Herr Profefjor Fuchs arbeitete mit. Um die Map: 
nahmen des Borortes in den Augen der Kantone befjer zu rechtfertigen, 
mußte, nad ſtets verfolgter vadifaler Fechtkunſt, Alles mit in die Angelegen- 
heit des Kantons Schwyz hineingezogen werben, was geeignet war, bie 
Aufregung in den Kantonen hervorzurufen und zu unterhalten. 

Die eidgenöffiihe Kanzlei aber goß Faltes Wafler darauf durch fol- 
gendes Kreisfchreiben an ſämmtliche Stände, worin diefen die Abfendung 
von Commiljarien angezeigt wurde. 


„Luzern, am 11. Mai 1838. 
Hochgeachtete Herren! Getreue, liebe Eidgenoffen! 


In Folge der am 6.1.M. ftattgefundenen gewaltjamen Störung der 
beim Rothenthurm abgehaltenen Kantonsgemeinde des Kantons Schwyz 
dauert, laut zuverläffigen Nahridten, in dem Kanton Schwyz eine jolde 
Gährung fort, welche nur Ausbrüche beforgen läßt, durch welche die öffentliche 
Ruhe und Ordnung erfhüttert werben könnte; ſchon find verſchiedene Fa— 
milien ausgewandert. 

Der Vorort fand fih daher, ungeadhtet demjelben bis jegt 
noch feine offizielle Anzeige über die Ereignifje im Kanton 
Schwyz zugefommen, verpflichtet, fämmtlihe an ben Kanton Schwyz 
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angrenzende Kantone zu getreuem eidgenöſſiſchem Aufſehen aufzumahnen, 
und eidgenöſſiſche Commiffarien nah dem Kanton Schwyz abzuordnen. 

Als eidgenöffiihe Commiffarien find bezeichnet worden bie Tit. Herren 
Regierungsrat Dr. Näff von St. Gallen und Tit. Eriminalgerichtäpräfident 
Dr. Hertenftein, Mitglied des Großen Raths des Kantons Luzern. 

Indem wir Euer Hohmohlgeboren von den getroffenen Schlußnahmen 
anmit Kenntniß geben, ertheilen wir Hochdenjelben die Berjiherung, ſämmt— 
ide Stände fortwährend von ben Vorgängen im Kanton Schwyz unter: 
rihten zu wollen, und benugen übrigens den Anlaß, um Euch, getreue, liebe 
Eidgenoffen, unter getreuliher Empfehlung in den Schuß des Allerhöchſten, 
unferer vollfommenften Hohadtung zu verfichern.“ 


Am 16. diefes verreiste das Gommifjariat von Luzern und erließ 
beim Eintritt in den Kanton Schwyz folgende Proclamation : . 


„Bürger des Kantons Schwyz! Liebe Miteidgenoffen! 

Bir haben den Boden Eueres Landes betreten auf Geheiß des hohen 
ebgenöffiihen Vorortes. Der Vorort will aus zuverläffiger Quelle die 
Urfahen Fennen lernen, die Euere Zerwürfnifje hervorgerufen Haben, und 
jendet uns daher in Euere Bezirke, um die Stimme des Volfes unmittelbar 
ju vernehmen und deſto ficherer diejenigen Maßregeln treffen zu Fönnen, bie 
geeignet find, Euern Kanton in einen gejeglihen und bleibend ruhigen Zu: 
Rand zurückzuführen. Vor Allem aus, Bürger des Kantons Schwyz! ge: 
bieten wir Euch den Landfrieden und erklären jeden Störer defjelben per: 
fönlih für alle Folgen verantwortlih. Wir erfcheinen unter Euch frei von 
jeder vorgefaßten Meinung, nur das eine Ziel im Auge, Euch recht bald 
Ruhe und Ordnung wieder zu bringen und dem Landmann Sicherheit feiner 
Terfon zu verfhaffen. Wendet Euch zutvauensvoll an die eidgenöſſiſchen 
Repräfentanten und eröffnet frei und ofien Euere Beſchwerden und Euere 
Bünfde. Ihr aber Alle, die Ahr Euch nicht mehr ſicher glaubtet auf 
eigenem heimiſchem Boden, kehret zurüd in Euere Heimath; faſſet wieder 
Zutrauen in den gefunden Sinn Euerer Mitlandleute für Recht und Orb: 
nung, der im freien Manne nicht erjterben kann. Faſſet Vertrauen in den 
entihiedenen Willen, in die Kraft des Vorortes, jeden Verfuh von Gewalt: 
thätigfeit und verderblihe Umtriebe im Keime zu erdrüden und zu verhin- 
dern, dag Anarchie auf dem freien Boden jchweizerifcher Eidgenoſſenſchaft 
Burzel ſchlage. 

Küßnacht, den 16. Mai 1838. 

Die eidgenöffiihen Commiffarien im Kanton Schwyz: 
Dr. Näff, Regierungsrath. 
Ad. Hertenftein, Eriminalgerihtspräfident.” 


7* 


100 


Die Aufgabe des Commifjariats war, in allen Theilen des Landes 
die beiden Parteien zu vernehmen, um dadurch eine vollftändige Kenntniß 
der politiihen Creignifje und Zuftände gewinnen und darauf weitere Maf- 
regeln gründen zu können. Diejes Geihäft wurde jhon in Küßnacht be: 
gonnen. Man rief die Leute vor, verhörte fie zuerft ordentlicher Weiſe 
und ließ fie die Verhöre unterfchreiben. Da aber dieſes Geſchäft gar zu 
langweilig wurde und das Commiſſariat feine gerichtliche Unterfuhungsbehörbe 
war, fo begnügte man jich nad einigen Verhören ſchon damit, das Wejent: 
lihe der Einvernahmen ohne Unterfchrift der Einvernommenen aufzuzeichnen. 
Die Regierung in Schwyz fandte am 17. Mai eine Abordnung in den 
PVerfonen der Herren Kantonsräthe Zaver Jütz von Schwyz; und Peter 
Hegner aus der Marh dem Commiffariate nach Arth entgegen, um bie 
Erwartung auszubrüden, daß bafjelbe fich zuerft bei der Kantonsregierung 
über” feine Aufträge ausmweifen werde, und gegen die Unterfuhung Verwah— 
rung einzulegen. Darauf befchränkte fich die Regierung und ließ das Com: 
mifjariat, welches der Abordnung erklärte, e8 jei vom VBororte unmittelbar 
an das Volk gejendet, überhaupt gewähren und feine Rundreife machen. 
Nur im Flecken Schwyz ging dem eidgenöififchen Weibel, welcher in weißem 
und blauem Mantel die Proclamation der Commiffarien anheftete, der 
Zandweibel des Kantons Schwyz im rothen Mantel auf dem Fuße nad, 
riß defien Proclamation ab und beftete folgende an: 


„Liebwerthefte Fandleute ! 


Die gewaltfame Störung der am 6. dieſes Monats am Rothenthurm 
abgehaltenen Landgemeinde, ſowie dabei ftattgehabte Berlekung der perfön- 
lichen Sicherheit, hat Euere Regierung mit tiefiter Betrübniß, mit ben 
Ihmerzlichften Empfindungen erfüllt. Sie trägt Feine Schuld daran und 
kann fih nur mit einem Schauer, der ihr ganzes Weſen durchbebt, die vor— 
gefallenen Ereigniffe ins Gedächtniß zurüdrufen. Sie waren von den Fein: 
den der beftehenden Ordnung und des geſetzlichen Zuftandes ſowie denjenigen 
ber Regierung, des Volkes und jeiner freiheit, wie e8 ermweislih und ber 
angeordnete Unterſuch Mar zeigen wird, vorberathen, vorbereitet. 


Man hat diefe bedauerlichen Ergebnifje auf den Fall des Miflingens 
gewiſſer Abfichten als das Mittel auserſehen, die Landsgemeinde aufzulöfen, 
auch die Auflöfung der Verfaffung und des Kantons zu Stande zu bringen. 


Was noch am Tage der Landögemeinde und feither geichehen ift, hat 
folhes Mar gemacht, und gern und pflihtgemäß wollen wir Euch, Tiebwer- 
thefte Landleutel mit Demjenigen vertraut machen, was bis jet zur Be— 
gründung dieſer Ueberzeugung uns zur Kenntniß gebradt worden ift. 
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Noh am Abend des denfwürdigen Landsgemeindetages haben fich, wie 
8 au einem Schreiben an ben w. w. Bezirksrath von Pfeffikon erfehen 
merden mag, die Mitglieder des Kantonsrath3 aus dem Bezirke Einfiedeln 
in Einfiedeln und, wie fie jagen, mit andern Patrioten der Ausbezirke und 
des alten Landes zufammengethan und unter fi ausgemadht, den auf ben 
folgenden Tag angefündigten Kantonsrath nicht zu bejuhen. — Warum 
ſolches gefhehen fein mag, werdet Ihr Euch leicht vorftellen können, fobald 
Sr willet, daß im Kantonsrath, um in demfelben gültige Beichlüffe fallen 
zu fönnen, eine gejetlich beftimmte Zahl von Kathsgliedern erfordert wird. 

Nicht minder wurden auch andere Bezirke, bei welchen man für einen 
ſolchen höchſt verwerflihen und ftrafbaren Plan Gehör und Eingang zu 
finden hoffte, eingeladen, ein Gleiches zu thun und nebenbei ihnen ein 
Zufammentritt nach Richterſchwyl angetragen, um das Weitere unter fi zu 
beſprechen. Diefer Zujammentritt hat wirklich letzten Donnerftag, jedoch 
fatt zu Richterſchwyl an der Schindellegi ftattgefunden. 

Die Verhandlungsgegenftände der Verfammlung waren: 

1) die zu beiliegende Nichtbefuhung des Kantonsraths und 
2) die Gutheißung einer projectirten Zuſchrift an den h. Vorort. 

Beide Vorfhläge wurden den breifahen Näthen der Bezirke und 
durh diefe den DBezirfsgemeinden zur Genehmigung vorzulegen für gut 
befunden. 

Inzwiſchen und während ſolche Aufwiegelungen unter dem Bolt der 
Bezirke vor fi gingen, wurde aud nicht verfäumt, Abgeorbnete an ben 
hohen Vorort Luzern zu fenden, welche den Auftrag hatten, oder es wenig- 
ſtens vorgaben, Alles noch in der Arbeit und Betrieb Gelegene demfelben 
ſo vorzuftellen, als wenn es wirklich ſchon ftattgefunden hätte und im Kanton 
gänzlihe Anarchie eingetreten wäre. 


Um diefes unhaltbare und lügenhafte Vorgeben zu verwirklichen und 
ſpäter begründen zu können, wurbe von Küßnacht aus, über den ganzen 
Kanton die Euch fon befannte Flugichrift verbreitet, wodurch das Volt 
deſſelben aufgefordert war, ſich von aller gejeglihen Ordnung, von feiner 
tchtmäßigen Negierung loßzufagen, ſich felbft zu regieren, weder Kantons- 
noch Bezirfsgemeinden, weder Kantons: noch Bezirksräthe, weder Gerichte 
noch andere Behörden zu befuchen, eigene Verfammlungen zu balten, die 
Hormmänner davon auszuſchließen, einen Verfafjungsrath zu bilden und 
felben mit der Bearbeitung einer neuen Verfaffung zu beauftragen, und auf 
diefe Weife alle Bande der bisherigen gejellihaftlihen Verbindung zu zer: 
eigen, die grenzenlofefte Verwirrung im Kanton herbeizuführen, der unbe: 
Hränkteften Willfür und der roheften Gewalt freies Spiel zu verſchaffen. 
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Damit noch nicht zufrieden und um dem Vorbringen ber nad Luzern 
Abgeordneten einen Anſtrich von Wahrfcheinlichfeit zu geben und glauben zu 
machen, daß die verkündete Anardie im Kanton wirklich eingetreten fei, und 
um den hohen Vorort zum eidgenöifiihen Einfchreiten und Dazwiſchenkunft 
oder vielleicht gar zur Truppenjendung zu vermögen, entichloffen ſich mehrere 
Perfonen zur Auswanderung, ungeadtet, daß fich feit dem Tag der Lands: 
gemeinde auch nicht die geringfte Gefährdung oder Verlegung der perfönlichen 
Sicherheit oder des Eigentums Fund gegeben hatte, und die bebeutendite 
Perſon der Auswanderer noch darüber hin des nachgeſuchten Schukes durch 
den Landammann des Kantons auf das Beitimmtefte verſichert worden war. 

Nebenbei wurden Gerüchte aller Art in Umlauf gebradt, um dieſe 
Flucht teils zu rechtfertigen, theild verborgene Pläne und beabfichtete Ueber: 
fälle auf die erlogenfte Weiſe glaubbar zu machen und die ruhigen Bewohner 
bes Landes dadurch in Beforgnifle und Furt zu fegen und fo einen all- 
gemeinen Ausbrud von Unzufriedenheit zu erregen. 

Sehet, liebe Landleute! fo weit wagt und verfuht es die Bosheit, 
ihr böfes Spiel zu treiben, um auswärtige Einmifhung zu erzielen und 
Euch Eurer Freiheit und Selbftftändigfeit verluftig zu machen. 

Noh ift es den Elenden, die diefes wünfchen und anftreben, nicht 
gelungen, ihr Ihändliches Vorhaben zum Gelingen zu fördern. Der hohe 
Borort, durch ihre lügenhaften Vorgaben getäufht, hat fih zwar bewegen 
Iafjen, zwei Commiſſarien in unfern Kanton abzujenden und durd fie aller 
Orten Friede gebieten zu laſſen und zur Erftehung einer verfaflungsmäßigen 
Drdnung der Dinge mitzumirfen, allein der Hauptzwed, die Auflöfung der 
Regierung, ift ungeachtet aller Anftrengung unerreicht geblieben. Sie ift 
wirklich in ber geſetzlich erforderlichen Zahl ihrer Mitglieder verfammelt, 
wird von den ihr zuftehenden Hechten nichts vergeben und nicht auseinander 
gehen, bis alle Bezirke, und namentlich auch die zur Abtrünnigkeit geneigten, 
fih wieder in ihr vepräfentirt befinden. Sie wird als die verfaſſungs- und 
rehtmäßige Negierung in ihren Verrichtungen fortzufahren fih von Feiner 
Seite ftören laffen, und erwartet auch von dem Biederfinn ihrer rechtlichen 
Mitbürger, daß fie fih an fie, an die Verfaffung und an das Geſetz feit 
und unwandelbar anliegen werben. 

Zwar foll von dem Bezirke Einfiedeln neuerdings auf eine Trennung 
bes Kantons hingewirkt und eine ſolche aufs Neue herbeizuführen gefucht 
werben, allein die Regierung erwartet, daß Ihr, biebere Landleute! Euch 
durch dahin bezügliche VBorfpiegelungen, durch träumerifhe Hoffnungen nicht 
werbet blenden laſſen. Die Lage der verfchiedenen Bezirke, fowie ihre Ber: 
bältnifje geben foldhe nicht zu, und es gibt auch Fein Necht, das die Mehr— 
beit de3 Kantons dahin zu verpflidten vermag, zu einer folden Hand zu 
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bieten und fich berfelben fügen zu müſſen. Nur eine Minderheit, die kaum 
den vierten Theil des Kantons ausmacht, hat fich dieſes Hirngefpinnft in 
den Kopf bringen laſſen; dieſen Wenigen Unterftügung zu leihen, wird fich 
die Eidgenofienihaft nie vermögen laſſen. 

Ihr, theuerfte Landleute! die Ihr von diefem unheilbringenden Ge: 
danken bis jet unergriffen geblieben jeid, traget alſo Sorge, denfelben auch 
in Zufunft von Euch fern zu halten; hr aber, die Ihr Euch bereits fo 
weit verleiten ließet, obigem Gehör zu leihen, gebt ihn auf, fliehet bie da- 
berigen trügerifhen Einflüfterungen, jchliefet Euh an Euere verfafjungs- 
mäßige Regierung an, rufet Euch die Erfahrungen zurüd, die Ihr in Bezug 
einer früher ftattgehabten Trennung zu machen im Fall geweſen feid, und 
Ihr werbet ſtark genug werden, jeder Verfudung, die fih an Euch wagt, 
häftig zu widerſtehen. Glaubet Ihr, daß, wie man Euch vorgibt, Nende- 
tungen oder Derbefjerungen in der von Euch angenommenen Berfaflung 
notbwendig jeien, fo werdet Ahr, um dieſe zu erzweden, den geeigneten Weg, 
fowie das hiefür dienlihe Mittel wohl finden; der feiner Zeit abgeſchloſſene 
Grundvertrag gibt Euch diefelben an die Hand, und Fein redlicher, unbe: 
fangener Landmann wird es als Gerathenes finden fönnen, die Beftimmungen 
dejielben zu umgehen oder aufgeben zu wollen. 

Indem wir, geliebte Landleute des Kantons! Euch alles Gefagte noch 
einmal zu Gemüthe führen und ſolches Euch zu beherzigen erſuchen, wünſchen 
wir au, daß Ihr der weiteren Entwidelung der Sache ruhig entgegenjehen 
möget. Euere Regierung wird nit aufhören, für Euere Freiheit und 
Wohlfahrt zu forgen und, fo Gott will, follen fie den Feinden derfelben 
nicht geopfert werben. Lebet beinebens, biedere Landleute! mit einander im 
Frieden, vergefjet einander die erlittenen Beleidigungen, bietet Euch gegen: 
feitig die Hand zur Verföhnung, feid eingeben? der dahin bezüglichen Lehren 
unferer heiligen Religion. Seid Brüder! und Alles wird fih gewiß zu 
Euerer Zufriedenheit Ienfen. Der Gott unferer Väter wird Euch fegnen, 
erhalten, beglüden, was wir Euh wie uns aufrihtig wünſchen und uns 
beiderfeit3 in den Schuß des Allmächtigen durch die Fürbitte jeiner göttlichen 
Mutter empfehlen. 

Schwyz, den 14. Mai 1838. 

Landammann und Rath des Kantons Schwyz. 
Der regierende Landammann: 
Ir. Holdener. 
Der Kantonsichreiber: 
dr. Reding.“ 
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Die Fragen, welche die Commiſſarien ftellten, waren vorzüglich dar: 
auf gerichtet: 1) die Zahl der Stimmenden am Rothenthurn, und namentlich 
die Mehrheit auszumitteln; 2) herzuftellen, wer die Schlägerei am Rothen- 
thurm angefangen habe; 3) die Vorſchläge für eine künftige Geftaltung der 
Dinge zu vernehmen. Ueber die zwei erften Fragen murden auch in ben 
Kantonen Luzern, Züri und Zug Unterfuhungen veranlaßt, da nad den 
meiften Ausfagen bei zmweitaufend Zufchauer auß andern Kantonen am 
Kothenthurm geweſen; woher fih denn auch der Antrag an der Kantons: 
gemeinde erflärt, daß die Fremden den Landsgemeindefreis zu verlafjen 
hätten. Die Wahrheit Fonnte über den erften Punkt nicht ermittelt werden, 
weil Feine Abzählung fattgefunden hatte. Die Hornmänner fehrieben fid fo 
gut die Mehrheit zu, als die Klauenmänner, und zwar beide in der Kegel 
um 1000 Stimmen. Auch die Zeugen aus andern Kantonen waren in 
ihren Angaben entweder nad ihrer politiichen Barteifarbe verſchieden oder 
dann ſchwankend und ungemiß. Der Umftand, daß am 22. Heumonat 
nachher bei einer Abzählung fi 4478 Hornmänner gegen 4000 Klauen: 
männer ergaben, Fann nicht ganz entjcheidend fein. Denn es wurden dann: 
zumal außerorbentliche Mittel angewendet, alle Hornmänner auf den Plak 
zu bringen; auch mochte die Haltung der Tagſatzung zur Entmuthigung der 
Klauenpartei mitgewirkt haben. Die Angaben ftinnmten darin überein, daß 
die Hornmänner am 6. Mai gedrängter ftanden, die Klauenmänner einen 
größern Raum einnahmen. Der Umftand, daß Landichreiber Reding und 
Landweibel Gyger, welchen der Entſcheid über das Mehr zuftund, Bedenken 
trugen, fi darüber zu erklären, obwohl fie entjchiedene Hornmänner waren, 
möchte eher für die Klauenpartei ſprechen. Auch über die zweite Frage 
war die Gemißheit nicht zu ermitteln. Alle ftimmten überein, daß die 
Schlägerei in der Nähe der Bühne, auf welher die Negierung und bie 
Redner gejtanden, begonnen habe. Aber mit gleicher Sicherheit gaben 
Männer der einen und andern Partei an, wer zuerft Wortwechſel und 
Schlägerei angefangen, wie es damit zugegangen u. ſ. w. Natürlich fiel 
die Schuld der PVeranlaffung immer auf die Gegenpartei. Ueber eine That: 
ſache herrfchte unter der Klauenpartei jo zu fagen durchgängige Weberein- 
ftimmung, daß nämlich Joachim Schmid von Laden, ala die Klauenmänner 
mit Ungeftüm jubelten, die Mehrheit wäre auf ihrer Seite, und fi bie 
Ordnung nit herftellen wollte, mit der Hand ein Zeichen gegeben, nämlid 
eine herbeimintende Bewegung, und daß unmittelbar darauf die Schlägerei 
angehoben habe. Herr Wendelin Koft von Buchenrain, Kantons Luzern, 
mehr der Hornpartei zugethan, erzählte wiederholt und mit Vergnügen von 
diefem Handwinken Joahim Shmids, Er war an der Landögemeinde vom 
6. Mai gewefen. Das militärifhe Aufmarſchiren der Hornpartei mit ihren 
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Stöden war jedenfalls ein bedenfliches Zeichen. Das Boll aus berg und 
Muottathal ift zudem, wie dasjenige aus Weggithal, welches, letztere fo 
ziemlih in Schmids Händen war, zu Gemaltthätigfeiten nicht ungeneigt. 
Die Baslerzeitung ſchloß damals daraus, daß die Bundeszeitung ſchon vor 
der Landsgemeinde von dem Vorhaben der Hornpartei zu einer Schlägerei 
geiprochen habe, es müfje die Klauenpartei mit einem folden Plane ums 
gegangen fein. Das läge allerdings in der üblichen Taktik der Radikalen. 
Alein diesmal glaube ich nicht, daß diefe Taktit bei den Klauenmännern 
befolgt worden fei. Eben fo leicht und eben fo gut ließe ſich die Schlägerei 
am Rothenthurm als zufällig oder durch eine unvorgejehene und ſich jelbft 
ergebende eine Veranlaſſung entftanden denken. Die Parteien waren durch 
nichts von einander gejchieben, durch die öffentlichen Blätter, durch die Reden 
ihrer Führer, durh den Marſch am warmen Maitage und dur einen 
Trunk erhigt, gereizt, durch die Zmeifelhaftigfeit der Abftimmung aufs Höchſte 
gejpannt; wie leicht Fonnte da zwiſchen Zweien ein Wortwechſel, ein Streit, 
eine Prügelei entftehen, an der augenblidlihen Fortpflanzung und Aus— 
dehnung auf die Maffen war dannzumal gar nicht zu zweifeln, das Gegen: 
theil wäre fait eine Unmöglichkeit geweien. In Bezug auf den dritten 
Fragepunft gab es ein wunderlihes Gemifhe von Meinungen. Jeder 
brachte jeine Klagen, verſchieden und ſich durchkreuzend waren die Vorſchläge. 
An gründlicften entwidelte eine Abordnung in Einfiebeln, Landammann 
Carl Benziger an der Spike, die Gebrechen und Mängel der Verfaſſung, 
der Regierung, der Verwaltung und Rechtöpflege im Kanton Schwyz. 
Allein fonft herrſchte nicht Uebereinftimmung über das was werden follte, 
obwohl ich ſchon unterm 14. Mai, in der Bunbeszeitung, der Klauen- 
partei das Ziel ihres Strebend in der Reconftituirung bed Kantons ange: 
deutet hatte. 

Weil jedoh der Bezirk March geipalten, der Bezirk Schwyz, mit 
Ausnahme der dreizehnhundert Klauenmänner, einig war, jo fonnten bie 
Meinen geographifch getrennten Bezirfe Einfieveln, Wollerau, Pfeffiton, Küß— 
naht und Gerfau an feine Reconftituirung denfen, wenn ihnen nicht von 
Augen Hand geboten wurde. Um diejes Werk in Gang zu ſetzen, um eine 
Örumdlage dazu zu gewinnen, um eine Webereinftimmung in die Wünfche 
der liberalen Partei zu bringen, gab ich den Rath, eine Bittjhrift mit deu 
Unterjchriften der Klauenmänner aller Bezirfe zu verfehen, worin an bie 
eidgenöffiihen Commiſſarien die dringendfte Bitte gerichtet wurde „um be- 
förderlihe Einleitungen, damit ein alle Bürger des Landes ſchützender Rechts— 
zuftand mieder eintrete und eine Verfaſſung hergeftellt werde, welche bie 
Uebel ausrotte, die fchon fo lange den Frieden des Kantons in fih und 
mit der Eidgenofjenfchaft untergraben.” Es ging aber auch mit diefer Bitt- 
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fchrift nicht recht vorwärts, wie aus nachfolgendem Priefe, melden ih an 
meinem Namenstage von Schwyz aus an meinen freund, Landſchreiber 
Konrad Kälin in Einfiedeln, ſchrieb, erhellet. 


„Schwyz, den 21. Mai 1838. 
Theurer Freund! 


Dein Brief war für mich nieberfchlagend; wenn Gerfau, wenn Wol- 
lerau Bezirke bleiben wollen, was fol aus Allem werden? Gerſau und 
Wollerau können ja eine Gemeindeorganifation haben, ohne Einfluß 
auf die Wahlen der Kantonsbehörden. Für diefe müſſen gleihförmige 
Wahlkreiſe fein, in melden die Mitglieder des Großen Nathes zu wählen 
find. In diefen Wahlkreifen könnte man aud die Abftimmung über bie 
Beränderung der Berfaffung vornehmen, damit durch diefen Borgang bie 
Frage über Fortbeftand oder Nictfortbeftand der Bezirke und ber Kan: 
tonsgemeinde entzwei gehauen würde. 

Die Klauenmänner im Bezirfe Schwyz find eine Heerde ohne Kopf 
oder Führer. Sie zaubern mit den Bittfchriften, während der Kantonsrath 
eine Unterfuhung gegen die Bittichriftenfammler angeordnet bat. Ueber 
eine Frage an das Commifjariat antwortet es ſelbſt. Allein Hoffentlich 
werbet Ihr Euch aus der Stellung, welche auch der Vorort einnimmt, nicht 
verdrängen laſſen. Wenn Ahr au nod auf die March zählen könnt (das 
beißt auf die Mehrheit), wer wird, Euch noch Etwas anhaben können ? 

Schwyz bringt eine aufßerorbentlihe Tagfagung nit zufammen ; 
bis zur orbentlihen follte daß meifte ausgemadt fein. Wenn Reding 
fommt (ich habe ihn gerufen), fo will ih ihm fagen, daß er mit Eud 
einig gehen und handeln fol. Mit Gruß, dein Freund 

C. Siegwart:Müller. 


Nah Einfiedeln dürften wir etwa in vier bis fünf Tagen kommen.“ 


Dieſer Brief, welder in die Hände ber Regierung von Schwyz fiel, 
machte meinem Gecretariate ein Ende. Ich werde barauf zurüdfommen. 
Nahden die Unterfuhung und die Rundreiſe im ganzen Kanton vollendet 
war, kehrte das Gommifjariat am 6. Brachmonat nah Luzern zurüd. 
Herr Landammann Dr. Wilhelm Näff ftellte nun an den Borort folgende 
Schlußanträge: 


„1) Sämmtliche Kantonsbehörden find in ihrem bisherigen Beſtande 
fo lange als rechtmäßige anzuerkennen, bis die austretenden Mitglieder auf 
verfaflungsmäßigem Wege durch neue Wahlen erſetzt find. 

2) Es fol unverzüglich eine neue Landsgemeinde angeorbnet werben. 
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3) Der Landsgemeinde haben eidgenöffifche Nepräfentanten beizumohnen. 


4) Die Stimmenzähler follen von der Landsgemeinde ſelbſt ges 
wählt werben. 


5) Der Große Rath ift aufzufordern, die erforderlihen Mafregeln 
zu treffen, daß alles und jedes Geldfpenden zum Zwecke des Beſuchs der 
Landsgemeinde, jo wie das Mitführen von Stöden und andern Waffen 
gänzlih unterbleibe, 

6) Ueber bie Gewaltthätigkeiten an ber Landsgemeinde und diejenigen 
Handlungen, die den Umfturz der Verfaſſung erzwedten, ift die Ammeftie 
ausgeſprochen und jede biesfällige Verfolgung fol unterlaffen werben. 

7) Urtheile, die während des Proviforiums in Abmefenheit einer ber 
Parteien aus den proteftirendben Bezirken ausgefällt wurden, find als nicht 
geichehen zu betrachten.“ 


Mit diefen Schlußanträgen war das ganze Verfahren, der Grund und 
Zweck der Handlungsmweife des Vorortes mißbilligt und vereitelt. Das 
fonnte ihm nicht dienen. Dr. Adolph Hertenftein, der zweite Commiſſarius, 
fam feinen Abfichten näher durch folgende Schlußanträge:: 


„1) Es fol, unter Aufficht eidgenöffifher Nepräfentanten, eine ges 
beime Ahftimmung in allen Gemeinden des Kantons über die Frage ftatt: 
finden: ob die bisherige Verfaſſung abzuändern fei oder nicht ? 

2) Die eidgenöffishen Nepräfentanten haben für diefe Abjtimmungen 
gleihförmige Anordnungen zu treffen und bei ben — Ruhe und 
Ordnung zu handhaben. 

3) Sprit ſich die abſolute Mehrheit des Volks für eine Verfaſſungs— 
änderung aus, fo follen bie eidgenöſſiſchen Repräfentanten die Bevölkerung 
bes Kantons Schwyz in möglihft gleihe Wahlkreife eintheilen und die 
Wahl eines Verfaſſungsrathes anordnen. 

4) Die eidgenöffifchen Repräfentanten find beauftragt, den Verfafjungs- 
rath einzuberufen, wonach diefer in felbftftändige Wirkſamkeit tritt. 

5) Bis zur Zeit der Einberufung bes Verfaſſungsraths haben bie 
eidgenöffifchen Repräfentanten den Landfrieden zu handhaben und jede Ver— 
folgung der Parteien zu verhindern. 

6) Sprit fih die Mehrheit des Volks für Beibehaltung ber Ver— 
faffung aus, fo ift nach dem im erften Gutachten (des Herrn Näff) be— 
zeichneten Wege zu verfahren.” 


Nah dem eibgenöffiihen Staatsrechte Hatte dieſes Gutachten von 
Hm. Dr. Hertenftein gar feinen Rechtsgrund; der Vorort, welder am 
12. Brachmonat beide Gutachten erörterte, ſprach ſich für feines von beiden 
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aus, fondern übermittelte diefelben den Ständen, mit dem Anfinnen, auf 
die Tagfagung ihren Gejandten Inftructionen darüber zu ertheilen. 

Mit der Abgabe jenes Gutachtens war auch meine Sendung vollendet ; 
denn Abends halb zehn Uhr brachte ein Erprefier nach Luzern die Anzeige 
von der Wiedereinderufung der Landsgemeinde an den Rothenthurm auf 
den 17. Brahmonat vermittelft einer Kundmachung der Kanzlei, in welcher 
folgende Stelle vorkam: 


„Bon Hüneberg her wird Euch, liebe Landleute, nah 523 Jahren, im 
Augenblic der höchſten Gefährdung Eurer heiligften Güter wieder ein Pfeil 
mit den angehängten Euch zur Kenntniß gebradten Brief Siegwarts, in 
welhem der jhändlihe Plan Eurer äußern und innern Feinde volljtändig 
aufgededt wird, in Eure Mitte geſchoſſen, mit der verftändlihen Aufforde- 
vung: „„Wachet diesmal am Rothenthurm!““ Laſſet diefe von Gottes 
Alles leitenden Hand Euch zugehende Warnung nicht nutzlos vorüberziehen, 
folget dem fihtbaren Fingerzeig des allmächtigen, allweifen, über Euch wa— 
chenden himmliſchen Vaters, ziehet Alle an Rothenthurm u. ſ. w. Laſſet 
Euch durh Lug und Trug gegen die Ehre, gegen die Freiheit Eures 
Daterlandes abgedrungene Unterfchriften von Erfüllung Euerer Pflichten 
nit zurüdhalten, es tragen diefe weder Gültigkeit noch Verbindlichkeit in 
ih, und ein Feind des Naterlandes ift derjenige, der fi dadurd von dem 
Erjheinen an der Kantonsgemeinde zurüdhalten läßt. Diejenigen, die Euch 
belogen und betrogen, find der ftrafenden Gerechtigkeit bereitß ver- 
fallen, forget, daß Ihr mit ihnen nicht in gleiches Verhältniß tretet, folget 
dem Winfe Gottes und er wird Euch retten ꝛc.“ 


Unterm 13. Brachmonat erließ dann die Regierung in Schwyz hier: 
über folgendes Kreisſchreiben an alle eidgenöfjiihen Stände : 


„Schwyz, den 13. Brahmonat 1838. 


Getreue, Tiebe Eidgenoffen! In der Anlage bringen wir Euch ein 
Beleg, nämlih ein durch die Hand ber Alles Teitenden ewigen Vorfehung 
uns zugelommenes Schreiben des Herrn luzerneriſchen Staatsjhreibers Sieg: 
wart-Müller zur Kenntniß, welches uns von höchſter Wichtigkeit zu fein 
Iheint, und das uns erwarten läßt, daß es auch Euch über unfere der: 
maligen Verhältniffe und die von dem hohen Vorort gegen unfern Kanton 
getroffenen Anordnungen auf denjenigen Standpunkt hinführen werde, um 
legtere auch Euererfeits fo anzufehen, wie fie von uns gleih im Anfang 
ins Auge gefaßt worden find. 

Nebitvem, da durch den Anhalt diefes Briefes die feit längerer Zeit 
ſchon gewaltete Abſicht, einen Umfturz des verfafjungsmäßigen Zuftandes im 
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Kanton Schwyz zu bewirken, ar hervorgeht, will uns der Ausdruck, daß 
unjere Wähler fi aus der Stellung, melde auch der Vorort einminmt, 
nit verdrängen lafjen follen, von höchſter Bedeutung zu fein feinen, denn 
daraus darf beinahe mit Bejtimmtheit gejchlojjen werden, daß, wenn ber 
Dorort mit Allem demjenigen, was bei uns gejchehen ift, nicht ganz un: 
mittelbar einverftanden war, doc einzelne, ihm fehr nahe verwandte Per: 
ſonen hievon Mitwifjenfhaft hatten. 

Die mehr als zu voreilige Bereitwilligfeit des Vorortes, auf die erften 
Berichte von der Landögemeinde am Rothenthurm fogleich eidgenöſſiſch ein— 
zuſchreiten; die ſonderbare Art, wie derſelbe die an ſolcher vorgefallene 
Prügelei aufgenommen hat; die jeder Begründung ermangelnde Anſicht, daß 
durch eine ſolche der verfaſſungsmäßige Zuſtand des Kantons Schwyz aufgehört 
habe und daß Anarchie eingetreten ſei; die ſofortige Ernennung eines aus 
den feindſeligſten Elementen gegen den Kanton Schwyz zuſammengeſetzten 
Commiſſariats und Secretariats; die unſerer gemachten Vorſtellungen un— 
geachtet ſo ſchnell erfolgte Abſendung der bezeichneten Perſonalien, die da— 
durch, daß fie nur bei den entſchiedenſten Klauenmännern ober ihren Häupt— 
Iingen Einkehr nahmen und nur mit diefen Umgang pflogen, fih genugfam 
an Tag gebende Inſtruction; ferner die gegen die vechtlichiten Bürger, 
Behörden und fogar auch einzelne Beamtete von den Herrn Commiſſarien 
gemachten Teidenjchaftlihen Aeußerungen ; die auf das Heinfte Detail der 
innern Landesadminiftration eingehenden Anfragen; das fortwährende ernte 
Beitreben diefer Abgefandten, die Verfaſſung und alle durch dieſelbe im 
Staate anerkannten Inftitutionen als aufgehoben zu erklären; ihre unaus— 
geiegte Bemühung, einen Zuftand der roheften Gewalt herbeizuführen und 
folhem noch durch geheime, unter den verlogenften Titeln erpreßte Unter: 
Ihriften das Gepräge der Gültigkeit aufzubrüden und die Befugnifje der 
ſämmtlichen Kantonsbehörden zu jchmälern, zu untergraben und zu zer 
nichten — beweifen leider nur zu viel, und müſſen Euch, getreue Liebe 
Eids- und Bundesgenofjen! in der von uns hervorgehobenen Anſicht eher 
beftärken, alö davon zurüdführen. 

Nebſt diefem fördert fich noch ein ganz anderer und gewiß nicht minder 
wihtiger Umftand zu Tage, — daß nämlih, was wir auch zu ermweifen 
und erbieten, jenes Schreiben, weldhes von den vier Bezirken Einfiedeln, 
Serfau, Küßnacht und Wollerau an den hohen Vorort erlafien worden ift, 
von feinem derjelben ausgegangen, jondern in Luzern felbit geichrieben, den 
Bezirken mitgetheilt und von ihnen, und zwar erft nach den bei ihnen an— 
gelangten Proclamationen des Vororts, wodurch die Anarhie als eingetreten 
erklärt und jede DVerantwortlichkeit über ruheſtöreriſche, verbrecheriſche Hand: 
lungen als unftrafbarlih erklärt worden war, genehmiget worden find, 


110 


Wenn auch aus allen biefen auf Wahrheit beruhenden Thatfachen nicht 
geradezu unmittelbar der vollftändigfte Beweis eines mit ben Ruheſtörern 
gemalteten Einverftändniffes hervorgeht, fo Tiefern doch bie daherigen Er— 
gebniffe, verglichen mit den früher angeführten Umftänden, hiefür bie höchſte 
Wahrſcheinlichkeit, und es läßt fich nichts Anderes ſchließen, ala daß jämmt- 
liche hohe eidgenöffifhe Stände, in Gefühle ihrer Unabhängigkeit und Sou— 
veränität, fowie in Anfiht und Würdigung des eidgenöſſiſchen Bundes und 
aller fich zeigenden Verhältniffe, über die Veranftaltungen des hohen Vororts 
gegen ung, tief ergriffen und diefelben ohne fernere Zögerung zu mißbilligen 
fi bereit finden Taffen werben. Abgefehen nun aber auch von allen dieſen 
bemerkten Berhältniffen und Verumftändungen, glauben wir, baß die Ber: 
fügungen des Vororts ſchon in ſich jelbft fich zu rechtfertigen nicht vermögen. 
Wenn in irgend einem Gebiete der Erde je anarchiſcher Zuftand eintritt, 
fo. fordert gewiß die Vernunft, ja es ift der erfte Zweck der gefellichaftlichen 
Derbindung und fo folglich gewiß auch die erfte Aufgabe einer einfchreitenden 
Behörde, einer foldhen wirklich eingetretenen Anarchie entgegenzutreten, die 
focialen Verbindungen wieder herzuftellen, die in dem aufrührerifhen Staate 
in ihren Verrichtungen geftörten Autoritäten wieder in Thätigkeit und 
Wirkſamkeit zu rufen, fie zu unterftügen, Sicherheit der Perfonen und bes 
Eigenthums wieder anerkennen zu machen — nit aber Anardie zu unters 
halten, ihr aufzuhelfen, den Aufrührern entgegen zu kommen, felbe zu 
unterftügen, Verfaſſung und Geſetze des Landes aufzuheben und Unorbnung 
und Gewalt an die Stelle des Geſetzes und feiner Wirkſamkeit treten zu 
lafjen, und dabur noch den letzten Schein eined noch bejtehenden Rechtes 
verfhwinden zu machen. 

Der Privat: wie der Staatsmann, der Bürger wie ber Beamtete, 
die minbeften wie die höchſten Autoritäten eines Landes, der Verbündete 
fo mie die Behörde de3 Landes, find gewiß dieſem überall und zu allen 
Zeiten anerkannten rechtlichen Ariome zu huldigen ſchuldig, und bie eib- 
genöſſiſchen Kantonalbehörden, ſowie ihre Bundesgewalt, nicht minder ver— 
pflichtet, dafjelbe ftrenge zu beachten; — nur mit dem innigften Bedauern, 
mit wahrer Betrübnig aber vermag die Regierung von Schwyz mahrzus 
nehmen, wie e8 in unferm, bezüglich auf Bildung und Recht fo hoch ftehenden, 
bald müſſen mir glauben, blos ſich dünkenden Vaterlande noch Behörden 
geben kann, welche zu zaudern oder anzuftehen vermögen, gegen die uns 
beſchlagenden, der Bernunft, dem Rechte, jo wie den befondern Beitimmungen 
bes fchmeizerifchen Bundesvertrages zumiderlaufenden Verfügungen fi aus— 
zufpreden, und ihre eigenften Interefien, ihr eigenftes Recht, ihre eigenfte 
Eriftenz und Sicherheit zu wahren. Die Kränfung ober Verlegung der 
Unabhängigkeit, der Souveränität eines ſchweizeriſchen Bundesgliedes gilt 


111 


bem Bororte gleich einem fremben oder auswärtigen Eingriffe in bie Rechte 
des verbündeten Staats, — und wenn alle Stände ber Eidgenoffenfhaft 
dem legteren zu widerſtehen und ſolchen abzuwehren fich verpflichtet halten 
müfen, warum jollten fie ein folches gegen den Vorort nicht ebenfalls zu 
tbun ſchuldig fein ? 

Nicht blos einzelne Rechte des Standes Schwyz, fondern deſſen ganze 
Eriſtenz find durch die Beihlüffe des vorörtlichen Staatsraths zermichtet ; 
derfelbe verfegt ihm in den Stand der Anardie, löſet feine Behörden auf, 
erklärt au aus eigener, ſich anmaßender, ihm nie zuftehender Machtvoll⸗ 
fommenheit die von Euch garantirte Verfaffung beffelben als aufgehoben. — 
Er fprit zu Schwyz in Euerm Namen, und nimmt ohne Euern Auftrag 
dad von Euch gegebene Wort, die den Anftitutionen eines Mitftandes ertheilte 
Gemährleiftung zurüd. Wenn Ehre und Schweizerwort den hohen Werth 
der Unverbrüchlichkeit, der getreuen Erfüllung noch länger beibehalten follen, 
fo gebet demfelben Folge, laſſet Euch durch feine Vorurtheile davon zurüd- 
halten; laſſet Euch durch fhallreiches, aber hohles Geſchrei von ber Erfüllung 
Eurer Pflicht nicht zurücdichreden. Blicket auf den erften Artikel des Bundes; 
er jagt Euch, daß die Kantone der Eidgenofjenfhaft ſouveräne Kantone find — 
er jagt Euch, was fich diefelben gegenfeitig verſprachen, zu was fie fich ver: 
bunden, verpflichtet haben — der Buchſtabe oder Wortlaut, der Sinn und 
Geiſt defjelben ſprechen ſich deutlich aus, 

Wenn Unruhen in einem Kanton auöbreden, fo kann berjelbe feine 
Mitftände zur Hülfe mahnen; diefelben find fie vermöge Artifel IV bes 
Bundesvertrags zu leiſten ſchuldig; aber dem Vorort kann es nie zuftehen, 
ohme Anzeige einer betreffenden Regierung in einem jolhen Fall, und 
namentlich blos wegen einer ftattgefundenen Schlägerei, wegen einer nur 
augenblidlihen Störung in der Verhandlung einer Behörde, einzufchreiten, 
und nie und nimmer, wie e8 gegen unfern Stand gejchehen if. Wir ver: 
bitten ung feine Bereitwilligfeit — danken hiefür mögen ihm die Auf: 
rubramänner. 

Zum Schluffe erlauben wir uns no ein Wort. Die Herren Com: 
mifferien, vom Bororte entfendet unter dem ſchönen Namen als Herfteller 
des Landfriedend, Auflöfung, Unruhe und Anarchie anzufünden und bie 
Iehtere, fo zu jagen, durch vorörtliches Gebot einzuführen, haben uns auf 
ein Mal, ohne der Regierung oder dem Volke ein weiteres Wort zu ver: 
nehmen zu geben, wieder verlafien. Daß wir in diefem gefahrvollen Zus 
fande verbleiben follen, kann unmöglich in Euern Anfichten, eben fo wenig 
aber au in Euern Wünfchen liegen. Darum erwarten wir zutrauensvoll, 
daß Ahr, getreue, liebe Eidgenofjen! gegen ben Vorort Eud ein Mal aus- 
jufprechen nicht länger zögern werbet. 
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Ein Wort für Aufrehthaltung des Bundes und der von Euch garan- 
tirten Verfaſſung fol Euch nie ſchwer fallen, wir würden, wenn Ihr ein 
gleihes Verlangen an uns zu ftellen in Fall kommen folltet, dafjelbe nie 
verweigern. Inzwiſchen haben wir im Gefühle des uns zuftehenden Rechtes, 
in unfern amtlichen Verrichtungen fortfahrend, die Landsgemeinde zur Vor: 
nahme der ihr zuftehenden Amtswahlen auf den 17. dieſes Monats veran- 
ftaltet, und werden in dieſer, fo wie in allen übrigen Verrihtungen, ver— 
fafjungs = und gefegmäßig vorwärts jchreiten. 

Indem wir Euch fo ganz offen, wie es Brüdern gegen Brüder ge 
ziemt, unfere Anſichten eröffnen, unfer Vorhaben Fundthun, ift und wirklich 
angenehm, Euch erneuert nebft der vollfommenften Hochachtung, ſammt uns 
Gottes himmliſcher Obhut getreulichft zu empfehlen.“ 


Diefes Schreiben habe ih hier aud darum in feiner ganzen Aus: 
behnung aufgenommen, weil es zur Grundlage der rechtlichen Beurtheilung 
der Schwyzerangelegenheit dient. Später werde ih aud ein Schreiben des 
Vororts einfchalten. Um den Eindrud diefes Kreisſchreibens, oder vielmehr 
meines aufgefundenen Briefes an Landichreiber Kälin etwas zu verwilchen, 
verbreitete ich nachjtehende Erklärung : 


„Ein fogenannter „„Landammann und Rath des Kantons Schwyz“ “ 
haben es für angemefjen gefunden, vermittelit Abdrucks und Verbreitung, ja 
fogar vermittelit einer Proclamation an ihre liebwertheiten Landleute und 
eines eigenen Kreisihreibens an alle Stände einen vom Unterzeichneten am 
21. Mai von Schwyz aus an feinen Freund, Herrn Landſchreiber Konrad 
Kälin in Einfiedeln, geſchriebenen Privatbrief öffentlich befannt zu machen. 
Was den Anhalt diejes Briefes betrifft, jo heut ſich der Unterzeichnete 
nicht, offen zu demfelben zu ftehen. Nachdem er den Kanton Schwyz durch: 
reifet, die Anfihten und Wünſche aller Parteien vernommen, den heillofen 
Zuftand des Kantons in Bezug auf Rechtspflege, Verwaltung und Kultur 
durchſchaut, und das verderblihe Regiment, welches feit Jahren das Volk 
niedergebrüdt, Fennen gelernt hat, wurde er in der am 21. Mai ausge— 
Iprochenen Meberzeugung vollends befeftigt, daß ohne durchgreifende Mittel 
Recht, Freiheit und Ordnung in diefem Kanton nicht mehr hergeftellt werben 
können. Die Selbitfuht und die Unordnung, fo wie die Herrſchſucht und 
ber Uebermuth haben in der Selbitftändigkeit und Ungleichheit der Bezirke 
ihre tiefiten Wurzeln. ine gleihmäßige Gebietzeintheilung und eine inni— 
gere Vereinigung der Bezirfe mit dem Kanton vermögen, mie er alaubt, 
allein diefe Giftwurzeln auszurotten. Beftechlichkeit, Parteimuth und Gewalt: 
thätigfeit werben an einer Kantonsgemeinde und an Bezirfägemeinden, wie 
die Gefchichte des Kantons Schwuz und die blutigen Tage am Rothenthurm 
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im Jahre 1834 und 1838 genugfam bemwiefen, immerfort den Meifter 
jpielen und Brandmale auf die Freiheit des Schmyzervolfes drüden. In 
gleihbevölferten Heinen Wahlkreifen hingegen und in Gemeindeverfamm: 
lungen, vorzüglich bei geheimer Abftimmungsweife, Tann einerjeits das Bolt 
der Nähe wegen eher Antheil an den Wahlen nehmen, Fennt die Leute, die 
es wählen will, genauer und ift des nachbarlichen Berhältnijieg wegen zu 
offener Feindjeligkeit weniger reizbar. Auf jeden Fall wirft die Störung 
der Ordnung in einer jolden Feinern Verfammlung nicht verberblih auf 
den ganzen Kanton u. |. w. 

Der Unterzeichnete befennt fih offen zu dem Grundſatze, daß bie 
Mehrheit eines Volkes allein der Souverän ift und demnach auch das Recht 
befigt, eine Verfaſſung, wie fie auch entitanden fein möge, zu ändern, warn 
und wie e8 will. Wo eine Verfaffung, wie bie ſchwyzeriſche, Grundge— 
drehen bat, befiehlt zudem jebem Vaterlandsfreunde die Pflicht, anf bie 
Heilung ſolcher Gebrechen zu bringen. Behörden, melde das Volk hindern, 
bierin feinen Willen auszufprechen oder zu vollziehen, rauben dem Volke jeine 
unveräußerlihen Rechte — die Freiheit und die Souveränität, empören fich 
gegen den jouveränen Willen, dem fie von Rechts wegen unterworfen find. 

Anden der IUnterzeichnete jomit den Inhalt feines Briefes neuerdings 
bekräftigt, muß er hinwieder jeinen Abjchen gegen den Mißbrauch aus— 
ſprechen, welden eine Kantonalbehörde davon gemacht hat. Durch einen 
feilen Schurken, durch einen Dieb ift er dem Gigenthümer aus dem Kaufe 
feines Freundes geftohlen worden. Diefen Schurkenftreih nennen „„Land— 
emmann und Rath des Kantons Schwyz““ eine Fügung Gottes und treiben 
fo mit der Vorſehung felbit Spott. Sie ſchieben dem Privatbriefe des 
Freundes an feinen Freund einen amtlichen Charakter unter, um damit Die 
Abfihten des hohen Vorortes vor allen Eidgenojjen zu verdächtigen. Sie 
erflären als ein Schreiben des Secretärd des eidgenöjjiihen Commiſſa riats 
und des eriten Staatsichreibers von Luzern, was nur der Privatmann als 
folder, der Freund an den Freund gefchrieben hat. Sole VBerdrehungen 
fann nur eine Behörde ſich erlauben, die einen Schmid an ihrer Spike 
bat. Sie geben emblich dem Brief eine Auslegung, wie fie nur der abge: 
feimtefte Tröler im Kanton Schwyz oder eine dur und durch verpeitete 
Höllendrut demfelben geben - kann. 

Der Unterzeihnete kann ſich zwar getroft der Hoffnung hingeben, daß 
fein redlicher Eidgenofje, welcher den Privatbrief mit den Actenftüden der 
Kantonsräthe von Schwyz über denfelben vergleicht, die offenbaren Ver: 
drehungen und beuchlerifhen Verläumdungen verfennen werde. Er kann fi 
der Ueberzeugung Hingeben, daß jeder Ehrenmann, welder Partei er auch 
angehören möge, nachdem er erfahren wie die Behörden in ben Beſitz bes 

8 


114 


Briefes gekommen, und welchen Mißbrauch fie davor gemacht, diefe Hand: 
lungsweiſe verwerflich heißen merbe. 

Nichtsdeftoweniger hielt er e8 feinem Ehrgefühle und feiner Stellung 
ſchuldig, gegenwärtige Erklärung öffentlich befannt zu machen. 

Luzern, den 17. Bradhmonat 1838. 

C. Siegwart:Müller.“ 

Diefer Erklärung ungeachtet, ſah ich doch ein und fühlte, daß ich zum 
Secretär des vorörtlihen Commifjariates im Kanton Schwyz nit mehr 
pafje, begehrte und erhielt bereitwillig meine Entlafjung. 

Ehevor ich den Faben der Schwygerangelegenheit fortfpinme, Tann id 
mich nicht enthalten einige Erinnerungen aus dem Commiſſariatsleben noch 
feftzubalten. Meber alle Vorgänge hatte ich ein Protocoll geführt, welches 
einen diden Folioband ausmachte. Daflelbe wurde in das Staatsarchiv von 
Luzern gelegt. Meine Handſchrift Hatte ich mit dem meiften auf biefe Ans 
gelegenheit bezüglichen Alten aufbewahrt; fie hatte nach dem 24, Winter: 
monat 1847 das Schidfal anderer meiner Schriften. Es Liegt in: dieſem 
Protocol eine Fülle von Auffchlüffen über Perfonen, Sachen und Zuftände 
des Kantons Schwyz, welche ein Geſchichtſchreiber benügen kann. 

Das Berfonal der beiden Commiffarien war fo ziemlich verfchieben, 
doch in einem Punkte flimmten fie überein, in dem nämlich, daß beide das 
Trinken recht gut verftanden. In diefer Beziehung war ich ihr völliger 
Gegenfag. Näff mußte jedoh Maß zu halten, während SHertenftein mehr 
als einmal vergaß, daß er eidgendffiiher Commiſſär par. Mehr als einmal 
war fein Kopf in Anardie. Auh im Phlegma waren die Commiffarien 
einig; bei Hertenftein kam daſſelbe jedoch größtentheils vom Trinken umd 
von feiner Körpermafje, bei Näff Hingegen war es Geiftesanlage und 
Shreibftuben = ober Behörbenphlegma, Herr Näff arbeitete jedoch viel, ftand 
früh auf, verfaßte gerne Berichte, beforgte feine Eorrefpondenz; Herr Her: 
tenftein ging fehr fpät ins Bett, fchrieb während der ganzen Commiſſariats⸗ 
zeit Feine Zeile, war fogar zum Unterfhreiben nicht immer leicht zu bringen, 
mochte nicht einmal bie Berichte des erften Commifjärs leſen und begnügte 
fi mi zu fragen, ob fie richtig feien. Auch das Schlußgutachten verfakte 
er nicht, jondern überließ es mir unbedingt und unterzeichnete es. Er trug 
immer einen knotigen Stod bei fi, welder oben ein Loch zum Pfeifen 
hatte; war er recht gut geftimmt, fo that er einen Pfiff und lachte dann 
recht gemüthlih dazu. Obwohl er flundenlang vor fi hin flierend und 
ſtumm vor einem Glaſe Bier figen fonnte, liebte er doch auch wieder Ge 
ſellſchaft, unterhielt fi mit Leuten aller Claſſen und konnte recht jovial fein. 
Herr Näff war weniger zugänglich; auch verftunden die Schmyzerbauern 
feine ſchwäbiſch ſanctgalliſche Mundart nicht jo gut wie bie befanntere und 
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vermandtere Luzernerausſprache Hertenfteins. Dagegen wußte Näff mit den 
Hänptern der Regierung befier zu verkehren, war weniger fihroff im Um— 
gange mit denselben, während SHertenftein es foviel möglich auswih, mit 
denjelben in irgend welche Berührung zu kommen. Näff war übrigens bes- 
wegen nicht im Berlegenheit, daß Hertenftein an folden Verhandlungen 
feinen Theil nahm. Als Weibel hatten wir einen alten Mann, Reinert, Vater 
von dreizehn Kindern, mit weißen Haaren. Als wir alle mit einander ins 
MuottatHal zogen, verfammelten fi mehr als fechszig kräftige Muottathaler, 
in ihren weißen Hirtenhemden, das Meine Tabakspfeifhen in dem Mund, um 
und, Weil biefe als die eigentlihen Horn = und Knüttelmänner verrufen 
waren, gerieth der alte Keinert in eine entjegliche Angft; er ging mir überall 
neh und fragte immer: „wollen wir nicht von da fort? wir find bei Gott 
wicht ſicher!“ Mir war e8 nicht unheimlich bei diefen Hornmännern, über 
welde in der Bundeszeitung fo viel Feidenfchaftliches gefagt worden war; 
gegentheils gefiel es mir recht wohl, mit diefen Männern mich zu befpredjen; 
fie waren nach ihrer Art tückiſch genug, recht freundlich gegen mich zu ſein. 
Zur Ehre der Schwyzerregierung muß ich jagen, daß uns auf ber ganzen 
Rundreiſe Feine Grobheiten gemacht wurden. Sie hatte davon fiberall ab: 
gemahnt, ſonſt würden wir wohl durch die Anfignien unferer Sendung kaum 
davor gefchüitt worden fein. Unferm Weibel wurde es wieder wohl ums 
Herz, als mir bei Herrn Pfarrer von Illgau am Tifche den vortrefflichen 
Malienerwein tranfen und uns von ihm über die Zuſtände des Kantons 
Schwyz befehren liefen. Es war biefer ein origineller Mann, welcher ganz 
wie die Banern Teibte und Iebte, fogar Holz auf feinem Nüden nah Haufe 
Ihaffte, dabei aber voll Geift umd nicht ohne Gelehrſamkeit, fehr katholiſch 
aber doch in politiiher Hinfiht mit den Schwyzerzuftänden nichts weniger 
als zufrieden. Ein anderes Driginal von einem Geiftlichen begegnete uns 
m Schwyz, in Herrn Frühmefjer Horat. Er erklärte uns zum Voraus, daß 
et vor und nicht erfcheine auf unjere Vorladung, indem er weder dem Vororte 
ern, noch uns, noch irgend einer weltlichen Behörde das Hecht zugeftche, 
ifn zu verhören; fondern er erjcheine, weil der biichöfliche Herr Commiffarius 
ihm erlaubt Habe, ftch bei uns eimzufinden. Mit einer jeltenen Freimüthigkeit 
beantwortete er dann unſere Fragen, und legte es vielfah darauf an, den 
Herausgeber der Bundeszeitung in DVerlegenheit zu ſetzen. Seine Offenheit 
geftel mir, denn in meinem ganzen Leben liebte ich unabhängige, freimüthige 
Männer. Wer mir derb entgegentrat, war mir lieber, als wer mix ſchmeichelte. 

In Einſiedeln kamen wir gerade auf das Pfingftfeit an. Das maje: 
Hänge, feierliche Geläute der Glocken des altehrwilidigen Stiftes machte 
Ehren tiefen Eindruck auf mich; nicht ganz ohne Rührung fah ich die Bitt— 
Gänge aus dem St; Gallerlande atif = und abziehen; mit Erbanung erblickte 
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ih meinen rabifalen Freund, Landfchreiber Konrad Kälin, in der Kirche 
bei dem beiligen Meßopfer. Das Commiſſariat gab jih übrigens große 
Mühe herauszubringen, daß das Klofter Geld zur Bezahlung und Bearbei- 
tung der Hornmänner gefhofjen habe. Allein die Nahforfchungen führten 
zu feinem Refultate, fo laut die Anſchuldigung war vorgebraht worden. 
Das Klofter leiftete Feine gejeglich aufgelegte, ordentliche Beiträge an den 
Staat, wie andere Kantone von ihren Klöftern zwangsweiſe forberten. 
Wäre es aber unbillig zu nennen, wenn es auf gütlihen Wege hie und da 
von der Regierung um einen außerorbentlihen Beitrag angefucht, denfelben 
auch bereitwillig geleiftet hätte? — Es hatte wohl Fein Interefie, auf die 
Gegner der Regierung Rüdfiht zu nehmen; es lag auch nit in feiner 
Stellung, mit diefen gemeinſchaftliche Sade zu machen. Doch darf ich nicht 
unterlafjen, Bier zu erwähnen, daß Herr Yandammann Karl Benziger, ein 
Haupt der liberalen Partei und ein Hauptgegner bes Klofterd, ald am 
6. Mai die von der Kantonsgemeinde rüdgelehrten Klauenmänner einen 
Sturm gegen bafjelbe unternahmen und zerftörend in feine innern Räume 
eindringen wollten, berbeieilte, ſich erflärte, nur über feine Leiche könnten 
fie einftürmen, und fo das unfinnige Vorhaben vereitelte. 

Bon Einfiedeln aus machten Hertenftein und ich einen Streifzug auf 
den Iberg, um auch bier, in dem eigentlichen wilden Hornland, mwenigftens 
dem Scheine nad, eine Art Unterfuhung anzuftellen. Auf der Rückkehr 
überfiel uns bald ein Ungemitter, wie e3 nur in diefen wilden Bergſchluchten 
gibt. Hertenftein wollte e8 erzwingen, auf einem Pferde weiter zu fommen, 
allein er Fam nur einige Schritte vorwärts und mußte Gott danken, daß der 
Sturm und Hagel ihn nit augenblidlich erftidten. Das Wafler troff aus 
unjern Kleidern; wir waren froh fie ganz auszuziehen und an bie Kleider 
unfer8 Hausmwirthes zu vertaufhen, fo daß das Commiſſariat in Hofen und 
Hirtenhemb vielleicht eines Hornmannes fi einhülen mußte. Denn da 
fragte man nicht mehr nad dem politifhen Namen. Wir vergnügten uns 
an dem Ibergernachtmahle und jhliefen unfere Ermattung und Erfhöpfung 
in den Bauernbetten aus, 

Nirgends fand ih mich unheimlicher als in der ſchönen March, welche 
am Anfange des Züricherfees mit ihren üppigen Matten, mit ihrem fräftigen 
reihen Baumwuchſe, mit ihren prächtigen Steinbrüden und Waldungen, mit 
ihren jhönen Kirchen und vielen Dörfern fih in die Länge dehnt. Denn 
überall hörte man von Beitehung, von Prozeßſucht, überall von Abfall. 
Da hieß es: jener Mann gehörte vor der Kantondgemeinde zur Klauenpartei, 
jegt ift er Hornmann, oder umgelehrt : jener war ein Freund Schmids, 
jegt ift er ein Freund Diethelms, und umgekehrt; biefer ift im Begriff 
Klauenmann, jener Hornmann zu werben; um Geld ift dieſer und jener 
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was man will, Klauenmann oder Hornmann. Diefe Reben kamen fo oft, 
überall, jo unter allen Clafjen vor, daß man ſich der Anficht nicht erwehren 
fonnte, e8 müßten da viele faule grundfaglofe Menihen wohnen. Von 
allen Parteien wurde fo viel über Landammann Joachim Schmid, über 
fein Treiben, Trölen, über den Unfrieben in feiner Haushaltung, u. f. w. 
gelproden, daß man ihn nothwendig als den Mittelpunft und das Haupt 
im Lande, und auch als den Verberber befielben halten mußte. 

Im ganzeu Kanton, wo wir hinfamen (Gerfau ausgenommen) fanden 
wir die Scheidung zwiſchen Hornmännern und Klauenmännern ſehr tief: 
gehend. Nicht felten hörten wir Feine Kinder einander mit diefen Namen 
ſchelten und fahen fie um deswillen zu TIhätlichfeiten Fommen. fragte man 
aus Spaß ein Kind, ob es Horn oder Klaue wäre, fo war es mit der 
Antwort gleich bei der Hand. Deſſenungeachtet wurde die öffentlihe Sicher: 
heit während unferer ganzen Wanderung im Kanton Schwyz nirgends ge- 
fört oder gefährbet. 

Nach diefer Abſchweifung kehre ich zur Darftellung der weitern Ents 
widelung und des Schlufies diefer Angelegenheit zurüd. 

Sobald der Vorort vernommen hatte, daß auf den 17. Brachmonat 
die Landsgemeinde wieder an den Rothenthurm berufen worben war, Tieß 
er fofort Herrn Näff wieder von St. Gallen fommen, wohin er am 11. 
verreifet war, und fchidte ihn mit Dr. Hertenftein nah Schmy. Als 
Seeretär wurde nun der Hauptgehilfe der ſchweizeriſchen Bundeszeitung, ber 
zweite Staatsfchreiber von Luzern, Bernhard Meyer, zugegeben. Ihr nächſter 
Auftrag war die Verhinderung der Kantonsgemeinde; fie verfügten ſich un— 
mittelbar nah Schwyz und erließen folgende Proclamation : 


„Bürger des Kantons Schwyz! Liebe Miteidgenoffen ! 


Als wir das erftemal Euern Boden betraten, geboten wir Euch ben 
Landfrieden, wir forderten Euch auf, uns frei und offen Euere Beſchwerden 
und Euere Wünſche mitzutheilen. Wir verhießen Euch Schuß gegen alle 
Gewaltthätigkeit. Unfer Vertrauen auf Euern Sinn für Net und Orb: 
nung täufchte fih nit. Ihr vermiedet jeden Landfriedensbrug. Aber die 
vielerlei Beſchwerden, welche Ihr uns gegeneinander vorgetragen, die Par: 
teiungen, welche wir überall fanden, die Erinnerungen an das blutige 
Ereignig am Rothenthurm, welche noch fo Iebendig in Eurer Seele find, 
befeftigten in uns die Weberzeugung, daß ein dauerhafter Friede unter Euch 
nur von eidgenöffifchen Behörden geftiftet werden Fönne. Der hohe Vorort, 
welhen wir über das Ergebniß unferer erften Sendung an Euch getreuen 
Bericht erftattet haben, fand fi; durch denfelben bewogen, die Entſcheidung 
Euerer Zerwürfniſſe der eidgenöſſiſchen Tagfagung als oberſter Bundes: 
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behörde anheimzuftellen. Der Vorort durfte erwarten, der Kanton Schwyz 
werde diefe Gntiheidung ruhig und zutrauensvoll abwarten. Wlein die 
Behörden in Schwyz, welche fi früher jogar auf eine außerordentliche Tag: 
fagung beriefen, wollten nun auf einmal den Berfügungen ber oberjten 
Bundesbehörde zuvorkommen und beſchloſſen von ſich aus die Verſammlung 
einer Kantonsgemeinde an dem Rothenthurm auf den 17. Brachmonat. 
Wir find beauftragt, die Ausführung dieſes Beſchluſſes zu hindern 
und haben bereits den Behörden in Schwyz eine Verwahrung dagegen ein: 
gelegt. Wir können weder zugeben, daß in dem freien Lande von Schwyz, 
wo das gefammte Volt der Souverän ift, nur die eine Partei an eimer 
Kantonsgemeinde eriheine und der andern das Geſetz made und die Lawdes: 
vorfteher wähle; noch können wir zugeben, daß dermalen beide noch auf: 
geregte Parteien auf dem Plate beifammen erfcheinen, auf welchem vor jo 
furzer Zeit Bürgerblut vergofjen worden; wir können nicht zugeben, daß 
das Volk des Kantons Schwyz der Gefahr des offenen Bürgerkrieges preis: 
gegeben werde, und daß dadurch die Eidgenofjenjchaft genöthigt werbe, mit 
bewaffneter Macht Ordnung und Ruhe unter ihren Bundesbrüdern im 
Kanton Schwyz zu ſchaffen. Wir erwarten von Euh Allen, theure Mit: 
eidgenofien, daß Ihr in unferm Verbote die pflichtmäßige Sorge für bie 
Ruhe des Landes und für die Sicherheit feiner Bewohner ehren, ihm pünkt- 
lie Folge leiften und Euch durch falihe Gerühte und Ausftreuungen hierin 
nicht werdet irve machen lajjen. Auf jeden Fall erflären wir Alles, was eine 
Partei von Ungehorfamen gegen unjern ausdrüdliden Willen vornehmen 
würde, zum Voraus als nichtig und ungültig, und werben die Bürger und 
Landestheile, welche fih den mwilllürlihen Verfügungen jener Partei nit 
unterziehen wollen, mit allen erforderlihen Mitteln in Schuß nehmen. 
Gegeben in Schwyz, den 15. Brachmonat 1838.“ 


Es widerfuhr diefer Proclamation beim Anheften, was der eriten. 
Die Regierung von Schwyz kümmerte fih nit um dieſe Proclamation, 
die Kantonsgemeinde wurde am 17. Brachmonat mit militärifhem Gepränge 
abgehalten und wählte einftimmig Herrn Theodor Abyberg als Kantons: 
landanımann, Landammann Düggeli als Kantonsftatthalter und Wendelin 
Fiſchli als Kantonsfedelmeifter. Die ganze Verhandlung war ruhig; es 
waren die A000 Hornmänner bei einander. Gleichzeitig hielten die Klauen: 
männer, bei 2000 an der Zahl, alle bewaffnet, Landögemeinde in Einfiedeln 
und beſchloſſen aud einmüthig: 


„Don gehaltener Vollsverſammlung zu Einfiedeln am Kornhaus auf 
ber Langrütti den 17. Brachmonat 1838 wird nad geſchehener Einleitung 
duch Herrn Landammann Birgler, gewohnten Gebet und .abgelefenem 
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Protocol! der Verhandlungen vom 13. und 15. d. M., mit freubiger Ein- 
ſtimmigkeit ermehrt und beſchloſſen: 

1) Das abgelejene Protocol, fowie alle von ben Bezirksbehörden, 
dem Hauptcommittee und den untergeordneten Committee in dieſer Ans 
gelegenheit gethanen Schritte und gefaßten Beihlüffe find von dieſer Ver— 
ſammlung aus gänzlich gutgeheißen und genehmigt. 

2) Das Berfonal, aus welchem die geichäftsleitende Behörde befteht, 
wird ohne Ausnahme beftätigt, im Sinne der heutigen Verhandlungen fort: 
wigreiten beauftragt und hiezu mit unbebingter Vollmacht außgerüfte. Es 
führt, wie ſchon beſchloſſen, den Titel: geichäftsleitende Behörde der Klauen: 
wannen des Kantons Schwyz. 

3) Betreffend die Beihlüffe, welche in biefem Augenblide an einer 
fogenannten Kantonsgemeinde am Rothenthurm im Namen des Kantons 
Schwyz von einer Partei in Sachen des gefammten Kantons gefaßt werben 
mögen, und wogegen bereits von den Hohen eibgenöfjiigen Commiffarien 
Proteftation eingelegt worden, wird einftimmig angerathen und ermehret: 
Es wird gegen die heute an der jogenannten Kantondgemeinde allfällig zu 
Stande Fommenden Wahlen und Beihlüffe von biefer Verfammlung aus 
feierlihe Proteftation und Verwahrung unferer Rechte ausgeſprochen und 
fol diefelbe dem Hohen Vorort dur die im Kanton gegenwärtigen Herren 
Commiffarien fhriftlich eingegeben und gegen alle feit dem 6. Mai gelof: 
fenen Koften unjere Verwahrung beigefügt werben. 

4) In einem befondern, ebenfalls einftimmigen Mehr wird beſchloſſen: 
Daß im Kampfe um unfere Rechte wir alle brüberlih zufammenhalten, 
einander nicht verlaflen und alle wie Ein Mann daftehen wollen, und zwar 
fogar in dem Sinne, daß, wenn in dieſem gemeinfamen Vertheidigungskampf 
der Eine oder Andere als Opfer fiele, feine Wittwe und Kinder von ben 
Behörden der betreffenden Bezirke unterftügt werben follen. 

5) Die Proclamation des eidgenöfftiihen Commiſſariats, datirt Schwyz 
den 15. Bradmonat 1838, wird dem verfammelten Volke vorgelefen und 
dadurch die in Umlauf gelegten Gerüchte widerlegt, als ob Herr Regierungs- 
rath Näff diefer Proclamation nicht beigetreten wäre. 

6) Schlieglih wird der gefchäftsleitenden Behörde von dieſer Ber: 
ſammlung aus für die geleifteten Dienfte die befte Zufriedenheit und aller 
Dan? zu Protocol erklärt.“ 

Ein zweiter Auftrag wurde vom Vororte den Commiſſarien ertheilt, 
die Entwaffnung beider Parteien vorzunehmen. Die erfte Einladung verfing 
bei beiden nichts. 

Am 18. erließ Herr Näff an die Freifinnigen den Befehl, die Waffen 
wieberzulegen und in die Zeughäujer zurüdzugeben, unter Androhung mili: 
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tärifher Ereeution. Sie folgten. Die Hornpartei wurde eingeladen, dem 
Ihon gegebenen Verſprechen der Entwarnung Genüge zu leiten. Allein es 
fam eine Antwort, worin es hieß, die Mannichaft fei für einftweilen ent: 
lafjen, aber mit den Waffen, um auf jeden Ruf wieder da zu fein. Kehren 
die aufrühreriichen Bezirke nicht „zu ihrer Pflicht zurüd”, jo werde bie 
Negierung fie dazu zwingen. Sende der Vorort Truppen, jo werde fie das 
gefammte Volk de Kantons Schwyz gegen biefelben zum Widerftande 
aufbieten und unter die Waffen rufen, wobei fie auf die Hilfe 
ihrer Mitftände zähle. Die Commiſſarien ſetzten nochmals einen Termin 
zur Ablieferung der Waffen in das Zeughaus, erflärten die Verhandlungen 
der Landsgemeinde ala nichtig und proteftirten gegen abzuhaltende Bezirks: 
gemeinden, wovon die in der March bereit3 ausgefündet war. Die eidge- 
nöffiihen Commifjarien verlangten nun vom Vorort entweder Entlafjung 
oder die erforderlihen Mittel, ihren Befehlen und Proteftationen Bollziehung 
und Wirkfankeit und dem Anjehen der von den Hornbehörben gehöhnten 
Bundesbehörde Anerkennung zu verfhaffen, und erflärten, daß Ruhe und 
Sicherheit bis zur Tagfagung ohne bewaffnete Dazwiihenfunft nicht mehr 
erhalten werden könne. Sie waren in Ruzern angelangt, um diefes Begehren 
mündlid zu unterftügen. Der Vorort hat den 20. deſchloſſen: 


„Sofern das eidgenöſſiſche Commiſſariat auf den legten Termin, den 
das Commifjariat zur AZurüdgabe der Waffen geſetzt, nämlich bis heute, 
den 20. Abends, feine oder nicht eine entiprechende Antwort erhält, fo jollen 
5 Bataillone aus den Kantonen Luzern, Zürih und St. Gallen mit 3 Com: 
pagnieen Scharffhügen, 2 Batterieen und 1 Compagnie Cavallerie auf: 
geboten werden, um in den Kanton Schwyz einzurüden. Die Kantone 
Bern, Yargau und Thurgau follen gleichzeitig aufgemahnt werben.“ 


Am 21. Brachmonat brachte jeboh Herr Hertenftein eine abichlägige 
Antwort der Regierung. Sie lautete: 


„Die vom hochw. Kantonsrath bevollmächtigte Commiffion 


an 
die hochgeachteten Herren Sandammann Näff und Ariminalgerichtspräfident 
Hertenflein. 


Schwyz, den 20. Brahmonat 1838. 


Hochgeachtete Herren! 


Aus Euerer Zufhrift von geftern entnehmen wir, daß Ihr, mit ber 
einftweiligen Entlaffung der von uns behufs dev Erhaltung der Ruhe und 
Ordnung ander Iehten Sonntag abgehaltenen Landsgemeinde anfgebotenen 
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Truppen nicht zufrieden, auch noch ihre Entwaffnung ober die Einlieferung 
ihrer Waffen in das Zeughaus, und zwar längſtens bis dieſen Abend ſechs 
Uhr, fordert. 

Als Grund diefer Forderung beliebet Ahr zu bemerken, daß ein 
Gleiches auch in Einfiedeln und Küßnacht auf Euern Befehl geichehen fei, 
und in Arth nur noch aus Mißtrauen, es möchte von unferer Seite die 
Baffenablieferung noch Schwierigkeit finden, gezögert werde. 

Damit liegt demnah Mar vor uns, daß Ihr die verfafjungsmäßige 
Regierung von Schwyz mit den Aufrührern ganz gleich betrachtet und ihr 
(der Regierung) das Befugniß, für Erhaltung ber verfaffungsmäßigen Orb- 
nung ber Dinge Truppen aufzubieten, in Abrede ſtellet. Wir erachten es 
unferer Pflicht gemäß zu erflären, daß wir Euerer Anficht nicht beitreten 
und derartige bictatorifche Befehle von Euch anzunehmen uns nie vermögen 
Iafien werden. So wie Euch von dem Vororte Vollmacht ertheilt worden 
fein mag, zur Unterftügung der von Euch erlafienen Edicte die Kantone 
zur Hilfe zu mahnen, fo iteht das gleihe Recht auch uns gegen Euere An- 
ordnungen zu, und wir werben nicht unterlaffen, davon bundesgemäß Ge: 
braun zu machen, wenn Euer Hohn, Euere Bedrückung gegen uns ihr Ziel 
nod nicht erreicht haben follten. 

Seit ſechs Wochen haben wir die Gewalt des Vorortes erduldet und 
jugefehen, mie unter Euern Augen die Männer des Aufruhr: mit jedem 
Tage frecher geworden, über Pflicht und Eid ſich hinwegfegen, durch Euern 
dem Vorort abgeftatteten, höchſt Teidenfchaftlihen Bericht aufs Neue ange: 
trieben, fih alle Mühe geben, über die Regierung des Kantons Schwyz, 
fowie einzelne Glieder derjelben, die allgemeine Verachtung der Eidgenofjen- 
Ihaft Herzuziehen und BVerfafjung und Regierung zu verdrängen und aufs 
zulöfen. 

Tief ift der Schmerz, den wir darüber empfinden, aber noch mehr 
tiefer dringen die neueften Wahrnehmungen durch unfere Seele. 

Hochgeachtete Herren! Zufolge Euerer Zufhrift von geftern fordert 
Ihr von uns die Ablieferung der unſern abgedankten Truppen belafienen 
Gewehre in das Zeughaus; Ihr fehet uns einen Termin, inner welchem 
wir biefer Forderung entſprechen follen, und bebrohet una im Falle ber 
Nihtbefolgung Eneres Befehls mit Einlegung eidgenöffifcher Truppen. 

Die Euch von und gegebene Zufiherung, die entlaffenen Truppen nur 
im Falle geftörter innerer Ruhe wieder in Dienft zu rufen, fie nur zur 
Viederherftellung derfelben anzuwenden, will Euch alfo nicht genügen; das 
Vort einer Regierung findet bei Euch Fein Bertrauen, das Recht berfelben 
feine Achtung. Ehe no bie Aufrührer in Arth die dem Bezirfe Schwyz 
gehörigen Waffen, der Aufforderung ber Bezirksbehörde gemäß, in das 
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Zeughaus abgeliefert haben, follen bie von ber rechtmäßigen Regierung auf- 
gebotenen Truppen entwaffnet fein, und weil die Ruheftörer mißtrauiſch in 
das Thun der Regierung find, foll diefelbe vorläufig von jedem Mittel, 
fih gegen die Meuterer fiher zu ftellen, entblößt und ben legtern dadurch 
die vollfommenjte Beruhigung gegeben werben; -- die Revolutiondmänner 
follen unbebroht bleiben, dagegen die Kantonalbehörben, das biebere Volk, 
zittern vor bemwaffnetem Einfhreiten des Vorortes. 

Eine fo unerhört ſchmähliche Behandlung vermögen wir nimmermehr 
zu ertragen und ſehen uns daher nothgebrungen, die von Euch an uns ges 
ftellte Yorderung dahin zu beantworten, daß wir dieſelbe als eine unfer 
Recht, unjere Befugnife tief Fränfende und die derſelben beigefügte Drohung 
als eine ganz feindjelige Handlung anjehen, welde abzuwehren unfere eis 
ligſte, umerläßlichite Pflicht ift. 

Nicht nur werden wir, im Fall Ihr Euerer Drohung Folge zu geben 
Billens fein folltet, unfer gefammtes Volt unter die Waffen rufen, jondern 
auch die eidgenöſſiſchen Kantone zur Hilfe mahnen. Seien dann die Folgen 
bes von Euch veranlaßten Schrittes, welche jie immer wollen, wir haben 
hierzu feinen Unlaß gegeben, unb nur Ihr oder der Vorort werben ſolche 
auf fi zu nehmen und zu verantworten haben. 

Im Bertrauen auf Gott und unfere gerehte Sache, welche auch bie 
unfered und des gefammten fehweizerifchen Volkes ift, werben wir diesmal 
den Kampf gegen bie Gewaltsherrſchaft des Borortes nicht jcheuen, und die 
Männer von Ins und Außer-Schwyz werben benjelben mit Muth und Hinz 
gebung zu beſtehen wijjen. 

Was dann die von Euch in Bezug der am Testen Sonntag ben 17. 
am Rothenthurm abgehaltenen Kantonsgemeinde an uns gejchehene Eröffnung 
betrifft, jo halten wir dafür, daß biefelbe von und mit allem Recht an— 
geordnet worben und aud die von ihr vorgenommenen Wahlen volllommen 
gültig feien. Alle Bezirke des Kantons waren dazu eingeladen, und zu 
Euern Handen haben wir jedem Erſcheinenden perfönliche Sicherheit gewährt. 
Aus allen Bezirken des Kantons find biebere, ihrem Eide getreu gebliebene 
Männer gegenwärtig geweſen und Haben an den Berhandlungen Antheil 
genommen. Selbſt aus den abtrünnigen Bezirken Küßnaht und Wollerau 
haben ſich mehrere hundert Landleute eingefunden ; wer nit fommen wollte, 
hatten wir nicht Pflicht Hinzutragen. Ihr hättet Alle mit einem Winfe an 
die Verſammlung bringen können, aber auch biefer dünkte Euch zu ſchwer 
oder Euern Aufträgen zuwider. 

So wie die Kantondgemeinde gewiß von jebem unbefangenen, bes 
vechtlichen Urtheils fähigen Eidgenojien als eine vollfommen gültige angejehen 
werben muß und wird, fo fehen wir au bie Zünftigen Sonntag ſich ver: 
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fammeluden Bezirfsgemeinden an. Die Berfaffung fchreibt fie ausdrücklich 
vor, wir können ihre Abhaltung nicht hindern, haben auch fein Recht dazu, 
noch weniger aber Ihr, die Ihr nur das Volk und fonft Niemanden anders 
anerfennet. 

Den status quo, von dem Ahr nah in Euerer Aufchrift fprechet, 
erfennen wir blos in dem verfaflungsmäßigen Stand der Dinge. Will der 
Vorort auch Feine Verfaſſung in unſerm Kanton anerkennen, fo anerkennen 
wir diefelbe, fo wie fie aud vom allen hohen eidgenöſſiſchen Ständen aner- 
fonnt und unter ihre Gewährleiftung genommen worden ift. Dieſe Gewähr: 
kiftung gält uns mehr als das unbefugte Machtwort des Borortes, unb 
wenn es auch jelbit die Borjchriften des Bundes außer Acht zu ſetzen wagt. 

Bald wird ſich die höchſte Bundesbehörde befammeln, und wir erwarten 
zuverfichtlih, daß dieſelbe ben Vorort in bie ihm bezeichneten Schranken 
zurüdführen werde. Unterbejjen und bis vor ber Tagfakung bie zwiſchen 
dem Vorort, ung und der gefammten Eidgenoſſenſchaft waltenden hochwichtigen 
Fragen werben entſchieden fein, werden wir getreu nad) Anleitung der Ber: 
fafjung handeln und glauben, gegen jede Störung bem erforberlihen Schuß 
zu finden.“ (Folgen die Unterfchriften.) 


In die Klauenmänner fuhr der Schreden. Herr Landammann Rebing 
und eine Menge Anderer flüchteten fi) neuerdings, Der Vorort faßte nun 
mehr auf Hertenſteins Bericht den Beſchluß: 

„Die vorgeftern beſchloſſenen Truppenaufgebote follen jtattfinden, jedoch 
follen vor dem Einmarſch derjelben in den Kanton Schwyz die verfanmelten 
Kantonsräthe Fathegorifch durch das eidgendffifhe Commiflariat aufgefordert 
werben, ſich beftimmt zu erflären, daß fie ſich jeder Gewalt gegen bie 
Klauenpartei enthalten und ruhig den Entſcheid ber Tagfahung abwarten 
wollen. Die Kantone Bern, Aargau, Thurgau und Zug find aufzumahnen, 
da fie 5 Bataillone bereit halten: Bern 2, Aargau 2, Thurgau 1 und 
Zug eine Scharfihügeneompagnie, mit Batterie, Cavallerie ꝛc.“ 


Beide Theile, ſowohl der Vorort Luzern als die Regierung in Schwyz, 
wurden durch das Waffengeklirr in Bangigkeit verjegt. Die Regierung 
von Uri mahnte diejenige von Schwyz zur Entwaffnung und drohte bem 
Vororte mit Zuzug nah Schwyz, falls diefer Stand angegriffen würde. 
Die Regierung von Züri antwortete unterm 22, dem Vororte, fie habe 
die verlangten Truppen nicht aufgeboten, fondern nur aufgemahnt, und bie 
Herren Rürgermeifter Heß und Kegierungsrath Fierz von Küßnaht nad 
Schwyz geſchickt, um die Behörden zur Entwaffnung zu bewegen. Auch 
Landammann Z’graggen von Uri war in gleiher Abfiht zu Schwyz. Scult: 
heiß Jakob Kopp ſchien vor ber Berantwortlichkeit einer Truppenbewegung 
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gegen den Kanton Schwyz zurüdzufhreden: er war auf einmal ganz ver: 
ändert, entmutbigt. Er rieth umb mahnte zu einer Uebereinfunft. Sie kam 
glücklicher Weife zwifhen den Herren Näff und Abyberg zu Stande. 


„Erklärung. 


Der Unterzeichnete, Namens bes eidgenöſſiſchen Commifjariates im 
Kanton Schwyz, gibt hiemit die Erffärung: daß er dafür forgen werbe, 
daß in den Bezirken Einfiedeln und Küßnacht die Waffen, die in das Zeug 
haus gehören, unverzüglich dahin abgegeben werden, und daß diejenigen Ge— 
wehre, die aus dem Zeughaufe von Schwyz fih in Arth befinden, dem 
dortigen Gemeindspräfidenten zur Ablieferung ind Zeughaus zugeftellt wer: 
den; infofern nämlih auch von den Herren Kantonsräthen des Kantons 
Schwyz ihrerfeits die beftimmte Zuficherung ertheilt wird, daß bie in den 
Bezirken Schwyz, Marh und Pfeffifon in die Zeughäufer gehörenden Waffen 
ohne Verzug ebenfall3 in diefelben abgeliefert werden. Das Commiſſariat 
wird ferner darauf hinwirken und die Bezirfsräthe verantwortlid machen, 
daß in ben Bezirken Einfiedeln, Küßnacht, Wollerau und Gerfau Sicherheit 
der Perſonen und des Eigenthums geſchützt bleibe und feine Gemaltthätig- 
feiten wegen politiiden Angelegenheiten an Niemanden ausgeübt werben, 
infofern die Herren Kantongräthe eine gleiche Aufiherung in Betreff der 
Bezirke Schwyz, Marh, und Pfeffiton abgeben. 

Sobald eine mit dieſer Erflärung übereinftimmende Zufiherung in 
Handen bes Commiſſariates fein wird, fo mird daſſelbe fogleich dafür forgen, 
daß jede militärifhe Maßregel von Seite des hohen Vorortes gegen ben 
Kanton Schwyz eingeftellt werde. 

Schwyz, den 22. Brahmonat 1838. 

Namens des eidgenöffiigen Commiſſariats: 
Dr. Näff, Kegierungsrath.“ 


„Wir Landbammann und Kath bed Kantons Schwyz erflären mit 
Gegenmwärtigem nah genommener Einfiht der unter heutigem Datum im 
Namen des Hohen Borortes Luzern audgeftellten Erklärung des Herrn Re: 
gierungsraths Näff die Bereitwilligkeit, die in berfelben enthaltenen Gegen: 
zufiderungen bis zum Entſcheid der orbentlihen Tagfakung des Jahres 1838 
getreulich zu erfüllen. 

Gegeben in Schwyz, den 22. Brachmonat 1838. 

Der regierende Landammann: 
Th. Ab: Mberg. 
Der Kantonsfhreiber: 
Reding.“ 
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In der Naht vom 25. auf den 26. bradte ein Erprefier des eib- 
genöffifhen Commiſſariats das förmlich ausgefertigte Friedensinftrument zwi: 
hen Näff und Abyberg fammt einem Bericht, worin e8 hieß: daß nunmehr 
die Entwaffnung vollzogen werde und an gefährbende Auftritte nicht mehr 
zu benfen fei, weswegen die Herren Commifjarien die Truppen von St. 
Gallen und Glarus von Lachen aus entlaffen werden, und dafür halten, 
es fönnen auch die von Ruzern verabſchiedet werden. Der vorörtlihe Staats: 
tath ordnete dann auch diefes jofort an und gab den Kantonen Kenntniß 
davon. — 

Die Regierung von Schwyz war in ben Wahlverhandlungen, ungeachtet 
der Einſprüche des Commiffariats, auch in den Bezirfägemeinden von Schwyz 
und Mar fortgefahren. Natürlich wurden nur Anhänger von ihr gewählt, 
weil die Klauenmänner nicht daran erfchienen. Auch der Große Rath kam 
zufammen und wählte als Gefandten an die Tagfagung die Herren Land» 
ammann Fridolin Holdener von Schwyz und Dethiker von Laden. Dffenbar 
war es die Abfiht der Regierung von Schwyz, der Tagjagung jagen zu 
innen, Alles ſei in ihrem Kanton wieder georbnet, nur eine Minderheit 
untermwerfe fih niht u. |. w. Die Regierung wandelte überhaupt feſt auf 
ihrer Bahn. Auch gab fie fih alle Mühe, die Kantone und bie Völker: 
haften über ihr Necht aufzuflären und für fie günftig zu ſtimmen. Cine 
ganze Menge von Kreisichreiben im Sinne des oben wörtlich gegebenen 
wurden von ihr erlaffen. Im Anfange trachtete fie, eine außerorbentliche 
Tagſatzung zufammenzubringen, und mwurbe darin von Uri, Unterwalben, 
Bafelftadt und Neuenburg unterftügt; als aber der Vorort aufmerkſam 
machte, daß die ordentliche Tagfagung vor der Thüre ftünde und es nicht 
mohl möglich wäre, die Großen Räthe überall zu Inftructionen zu verſam— 
meln, ehe fie die Inftruction auf bie orbentlihe Tagſatzung zu berathen 
hätten, ftand Neuenburg von dem Begehren wieder ab. Es unterblieb eine 
außerorbentlihe Tagfagung. Ferner bemühte fih Schwyz, dem Vorort durch 
bie Stände die Mißbilligung feiner Handlungsweife auszufprehen, woburd 
natürlich feine Maßnahmen fofort hätten aufhören müſſen. Allein auch diefe 
Bemühung war fruchtlos; die meiften Stände fprachen fi über die An: 
gelegenheit gar nicht aus und verfparten ihren Entjcheib für die Tagfakung. 
Seinerjeits trachtete auch der Vorort, feine Maßnahmen zu rechtfertigen und 
beliebt zu machen. Ich will bier ebenfalls ein Kreisſchreiben defielben an- 
führen, in welchem fo ziemlich Alles enthalten ift, was der Vorort anzu= 
bringen hatte. 
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Kreisſchreiben an ſämmtliche eidgenoͤſſiſche Stände, 
Luzern, den 19. Mai 1838. 


Hochgeachtete Herren! Getreue, liebe Eidgenoffen! 

Andem wir una auf das am 16. biefes Monats an ſämmtliche eib- 
genöffiihe Stände erlafiene Kreisichreiben beziehen, erlauben wir uns nun— 
mehr, auf diejenige Euer Hochmohlgeboren bereits zur Kenntniß gebrachte 
Protejtation zurüdzufommen, welche mittelft eines vom 15. dieſes Monats 
batirten und von Landammann und Kath des Kantons Schwyz unterzeich- 

neten Schreibens, beim eidgenöffiihen Vorort gegen jedes Einfchreiten der 
Bundesbehörden in die Angelegenheiten bed Kantons Schwyz eingelegt wor⸗ 
ben ift; und zwar wollen wir die in jenem Schreiben gegen die Handlungs⸗ 
weiſe des eidgenöſſiſchen Vororts vorgebrachten Einwendungen in der dort 
beobachteten Reihenfolge des Nähern beleuchten, in der Hoffnung, Hochdie— 
ſelben dergeſtalt am ſicherſten davon zu überzeugen, daß die durch den eid— 
genöſſiſchen Vorort ergriffenen Maßregeln ſich einerſeits eben ſo ſehr auf 
Sinn und Geiſt des Bundesvertrags ſtützen, als dieſelben anderſeits zur 
möglichſt ſchnellen Beruhigung des Kantons Schwyz geeignet fein dürften. 

Während in dem oben erwähnten Schreiben die Thatſache, daß in 
Folge der Ereignijfe vom 6. dieſes Monats am Rothenthurm mehrere Fa— 
milien ausgewandert feien, nicht in Abrede gejtellt wird, wird Hingegen die 
Behauptung, als jei im Kanton Schwyz Anarchie eingetreten, auf dad Ent- 
fhiedenfte widerfproden und als mit der Wahrheit umverträglih erklärt. 
Der eidgenöffiiche Vorort fühlt fich desnahen verpflichtet, Euer Hochwohl— 
geboren bie Gründe zu entwideln, auf welche geftügt er — diefer Fathegori- 
ſchen Erklärung ungeachtet — glaubte annehmen zu müſſen, es herrſche 
wirklich Anarchie im Kanton Schwyz, deren verderbliden Folgen Einhalt zu 
thun in der Pflicht der Bundesbehörden Liege, 

Anarchie ift nämlich, nad der Anſicht des eidgemöfftihen Vororts, da 
vorhanden, wo die oberite Landesbehörde in ihrer geſetzlichen Wirkſamkeit 
gewaltfam geftört exrjcheint, und wo die übrigen obern Behörden außer 
Stand gejegt find, die ihnen verfajlungägemäß zuftehenben Befugniſſe aus 
zuüben. 

Daß aber. die Kantonsgemeinde des Kantons Schwyz, welcher lant 
Artikel. AO der dur die Eidgenofienfhaft gemwährleifteten Verfaſſung des 
Kantons Schwyz, d. d. 5. Weinmonat 1833, das Souveränitätsrecht zufteht, 
am 8. diefes Monats beim Rothenthurm gemaltfanı gejtört worden ift, ift 
nicht nur notoriſch, fondern es ift Überdies beim eidgenöffiihen Vorort ein 
von den Landammännern der Bezirke Einfiedeln, Wollerau, Gerſau und 
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Küßnacht unterzeichnetes amtliches Schreiben, d. d. 13. Mat, eingelangt, in 
welchem ausdrücklich behauptet wird: „„es ſei die Kantonsgemeinde am 
Rothenthurm durch eine im Auftrage ihrer Oberen vorbereitete 
Schlägerei in ihrem Wirken nicht nur geſtört, ſondern durch 
Barbareien und Todtſchläge aufgelöst worden, und es habe der 
Borfteher der Berfammlung mit zwei Unterbeamteten nad) erfolgter Abftim- 
mung bie weit überwiegende Mehrheit des Volls für die Minderheit erflärt, 
welhem widerrechtlichen Acte fich die Vorfteher der Regierung felbft ange: 
ſchloſſen Hätten.“ 

Dat aber auch die übrigen obern Kantonsbehörben des Kantons 
Schwyz, nämlich der Große Rath, der Kantonsrath und die Regierungs- 
commiffton bermalen außer Stand geſetzt find, ihre verfaffungsgemäßen Bes 
fugniffe auszuüben, ſcheint dem eidgenöſſiſchen Vororte eben fo vollftändig 
erwiefen. Bon dem gemäß Art. 47 der Verfaſſung des Kantons Schwyz 
aus 108 Mitgliebern beftehenden Großen Rath foll dermalen nämlih ein 
durh das Loos zu beftimmender Dritttheil verfaflungsgemäß (Artikel 49) 
austreten, mithin ift das Mandat von 36 Mitgliedern des Großen Raths 
des Kantons Schwyz erloſchen. Da aber die Bezirke Einfiebeln, Wollerau, 
Gerfan und Küßnacht, melde nah Maßgabe der organifhen Geſetze vom 
11. März 1835 30 Mitglieber in den Großen Rath abzuorbnen haben, 
ihren Entſchluß dahin ausgeſprochen haben, daß ihre Abgeordneten Feinen 
fernern Antheil an den Berathungen der Kantonalbehörden nehmen follen, 
fo kann der Große Rath des Kantons Schwyz, nad der Anſicht des eib- 
genöffiichen Vororts, fich nit mehr in verfafjungsgemäßer Anzahl verfam- 
meln und folglich Feine rechtsgültigen Beichlüffe mehr faflen. 

Ganz daſſelbe gilt vom Kantonsrath, welcher gemäß Art. 65 ber 
Berfafung mit Einfhluß des Landammanns, des Statthalter? und des 
Sedelmeifters aus 36 Mitgliedern, welche von den Bezirfsgemeinden gewählt 
werben, befteht; — 12 derſelben durch das Loos zu beftimmenbe follten 
nämfih, gemäß Art. 67 der DVerfaffung, dermalen austreten; biejenigen 
10 Mitglieder aber, welche die Bezirke Gerſau, Einfiedeln, Küßnacht und 
Wollerau, Taut dem organiſchen Gefe vom Jahre 1835 zu erwählen haben, 
dürfen in Folge der von ihren Committirten gefaßten Beſchlüſſe an ben 
Berathungen dieſer Behörde Feinen Theil mehr nehmen. Da bie laut 
Art. 66 der Verfafjung aus dem Großen Rath zu mwählenden Erfagmänner, 
gemäk Art. 6 des organifchen Gefebes vom Jahr 1835, nur von ben be: 
treffenden Bezirken gewählt werden können, die vier obgenannten Bezirke 
aber folhe Wahlen nicht vornehmen wollen, jo fann auch der Kantonsrath 
ſich nicht mehr im gehöriger Zahl verfammeln wm rechtsgültige Beſchlüſſe zu 
faſſen, zumal, gemäß Artikel 48 des orgamifcher Geſetzes, die Ans 
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wejenheit zweier Dritttheile der Mitglieder zur Gültigkeit eines Beſchluſſes 
erforderlich iſt. 

Die Regierungscommilffion endlich, welche, gemäß Art. 79 der Verfaflung, 
mit Inbegriff des Landammanns, aus fünf Mitgliedern befteht, von melden 
zwei, je zu zwei Jahren, austreten, ohne wieder wählbar zu fein, konnte, nad) 
der Anfiht des eidgenöffifhen Vororts, um deswillen nicht mehr als legal be= 
ftehend angejehen werben, weil diefer verfaffungsgemäße Austritt de Landam- 
manns und zweier Mitglieder bereits hätte ftattfinden follen, laut Art. 86 der 
Verfaſſung aber bei den Berathungen der Regierungscommilfion wenigftens vier 
Mitglieder anweſend fein müfjen, welche fomit, da drei fi in gejeglihem Aus- 
tritt befinden, ein vierter, in Folge der früher erwähnten Beſchlüſſe der Bezirke 
Wollerau, Einfiedeln, Gerſau und Küßnacht, aber den Berathungen diejer 
Behörde fremd bleiben foll, nicht mehr zufammengebradt, und aus ſchon 
erwähnten Gründen eben fo wenig durch den Großen Rath gemäß Art. 55 
ber Berfaffung ergänzt werden können. 

Bei diefer Sachlage hat der eidgenöſſiſche Vorort nad reifliher Wür- 
digung aller der oben angeführten Verhältnifje, nicht nur die Ueberzeugung 
gewonnen, daß gegenwärtig wirklich Anarchie im Kanton Schwyz herrſcht, 
fondern es ift demfelben überdies eben fo augenfcheinlih geworden, daß 
durh die freithätige und verfafjungsgemäße Wirkjamkeit der ſchwyzeriſchen 
Behörden allein Ruhe und Ordnung in diefem Kanton um deswillen nicht 
wieberhergeftellt werben können, weil der Große Kath, welchem, gemäß 
Art. 19 des organischen Geſetzes, allein das Hecht zufteht, außerordentliche 
Bejammlungen der Kantonögemeinde zu beſchließen, und der, laut Art. 28 
befjelben organifchen Geſetzes, verpflichtet ift, in Fällen, wo Unruhen im 
Kanton ausbrechen, die zu Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung erfor: 
berliden Beranftaltungen zu treffen, — aus bereit angeführten Gründen 
in feiner Wirkſamkeit gelähmt erjcheint. 

Mas dann die fernere Einwendung anbetrifft, als dürfe beim Aus— 
bruche von Unruhen im einen oder andern Kanton erjt dann von Seite ber 
Bundesbehörde eingefchritten werben, wenn biejelbe von der betreffenden 
Kantonsregierung ausdrüdlih hiefür angegangen worden ijt, zumal ber 
Art. IV des Bundesvertrags die Beflimmung enthalte, daß nur die betref: 
fenden Kantone oder ihre Regierungen es feien, melde beim Ausbruch von 
Unruhen die Mitftände zu getreuem Aufſehen mahnen ober eidgenöflifches 
Einfhreiten nahfugen können, jo ſoll der eidgenöfjiiche Vorort in dieſer 
Beziehung bemerken, daß er den Maßſtab des von ihm zu beobachtenden 
Verfahrens in den Beftimmungen der Art. VIII und X des Bundesvertrags 
glaubte finden zu follen, zumal der Art. VIII des Bundesvertrags vorfchreibt, 
daß die eidgenöſſiſche Tagſatzung alle erforberlihen Mapregeln für bie 
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äußere und innere Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft zu treffen hat, während 
der Art. X defielben die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn bie 
Tagſatzung nicht verfammelt ift, dem eidgenöflischen Vorort überträgt. 

Nahdem aber am 6. d. M. im Stande Schwyz ernfte Unruhen aus: 
gebrohen waren, — was als notorifch betrachtet werben durfte unb über: 
dies durch glaubwürdige Augenzeugen beftätigt worden war, ohne daß bis 
zum 11. d. M. dem eibgenöffifchen Vorort irgend welche offizielle Anzeige 
über die ftattgehabten Auftritte zugelommen wäre, fo konnte derſelbe ſich 
dieſes Stillihweigen von Seite der ſchwyzeriſchen Behörden nur dadurch 
erflären, daß biefelben entweder aus bereits entwidelten Gründen in ihrer 
verfaffungsgemäßen Wirkſamkeit geläfmt waren, ober daß bie Regierung bes 
Kantons Schwyz fih an der Kantonsgemeinde am Rothenthurm wirklich, 
wie es von verjchiedenen Seiten behauptet worden war, an die Spihe einer 
die Mehrheit gewaltfam überwältigenden Minderheit geftellt hatte. In dem 
einen wie in dem andern Falle mußte der eidgenöfjifche Vorort einen gleich 
gewihtigen Grund zu fofortiger infchreitung von Geite des Bundes 
erbliden. 

Auh darf nicht überfehen werden, daß das fchmweizerifhe Bundes⸗ 
ſtaatsrecht in neuefter Zeit in Betreff des Begriffs und des Umfangs ber 
eidgenöſſiſchen Gemährleiftung der Kantonsverfafjungen durch förmliche Tags 
fagungsbefhlüfje eine wejentlihe Modification erhalten hat, welde in dem 
vorliegenden Fall für den eidgenöfjiihen Borort als maßgebend erjcheinen 
mußte. Während nämlich der Art. IV des Bunbdesvertrags allerdings das 
Recht der Anrufung der Mitftände zu Aufrechthaltung der verfafjungsgemäßen 
Ordnung einzig ben Regierungen derjenigen eidgenöſſiſchen Stände einzu— 
träumen jcheint, in welchen allfällig Unruhen ausgebroden find, — ift in 
neuerer Zeit wieberholt der Grundſatz anerkannt und in Anwendung ge: 
draht worden, zu Folge welhem auch Privaten und Corporationen das 
Recht zufteht bei den Bundesbehörden über allfällige Verfafjungsverlegungen 
zu Hagen und deren Einfchreiten anzurufen. So ift benn namentlih in 
Betreff einiger anderer Beichwerden über Verlegung der Staatsverfafjung 
de3 Kantons Schwyz am 4. Herbftmonat 1837 durch die eidgenöffifche 
Zagiagung der Beihluß gefaßt worden: „„Es fol ein genauer Unterfuch 
über die Begründtheit oder die Unbegründtheit der von den Bezirken Gerfau, 
Einfiedeln und Küßnacht eingereichten Beſchwerden über angebliche Verletzung 
der Verfaſſung des Kantons Schwyz durch den eidgenöffifchen Vorort vor: 
genommen und das Refultat dejjelben den ſämmtlichen Ständen mitgetheilt 
werben.“ * 

Nah Analogie dieſes Tagſatzungsbeſchluſſes glaubte der eidgenöſſiſche 
Borort in dem vorliegenden Fall um fo mehr handeln zu jollen, als bei 
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demjelben eine Beſchwerde über eine neue jchreiende Verfaſſungsverletzung 
im Kanton Schwyz eingereicht worden war. Während nämlich der Art. 45 
der Verfafung des Kantons Schwyz ausdrüdlich befagt, daß bei der Kantons: 
gemeinde, welcher allein das Souveränitätsrecht zufteht, die Mehrheit ber 
Stimmen entſcheiden foll, haben die Landammänner der Bezirke Einfiedeln, 
Wollerau, Gerfau und Küßnacht in einem amtlihen Schreiben dem eidge: 
nöjliichen Vorort die Anzeige gemaht: „„daß die weit überwiegende 
Mehrheit des Volks an der Kantonsgemeinde beim Rothen— 
thburm am 6. d. M. durd den Vorfteher derjelben für die Min: 
derheit erflärt und dadurch die Verfajlung in ihrer Wejenheit verlegt 
worden jei; daß die Negierung demnach aufgehört habe eine vechtmäßige zu 
fein, indem fih ihre Mitglieder über Recht und Verfaſſung hinweggeſetzt 
haben, daß Anarchie eingetreten, und die öffentliche Sicherheit 
jelbft auf der Stätte der Gefeggebung von den Organen der 
Regierung durch dieje auf höchſt rohe und gemaltthätige, 
felbft an Blut und. Leben ihrer Mitbürger fih vergreifende 
Minderheit aufgehoben worden ſei.““ Bei jo ernften Klagen, 
welche, wenn diejelben begründet find, eine ſchwere Verantwortlichkeit auf 
die Regierung von Schwyz wälzen, und wenn fie ald unbegründet erjheinen, 
auf die Kläger felbjt zurüdfallen, glaubte der eidgenöffiihe Vorort vor Allem 
aus die Pflicht auf fih zu haben, dur einen genauen und unparteiiſchen 
Unterfuh die Wahrheit ausmitteln zu laſſen, um der oberften Bundes: 
behörde einen möglichjt getreuen Bericht über diefe unglüdlichen Verhältniſſe 
vorlegen zu fönnen. Er bat desnahen nah Empfang biefer Beichwerden, 
und da er von Seite der Übrigen ſchwyzeriſchen Behörden fortwährend ohne 
alfe amtlihe Aufihlüffe über die am Rothenthurm ftattgehabten Ereigniſſe 
gelajjen worden war, bie bereits früher bezeichneten eidgenöſſiſchen Commif- 
farien am 15. d. M. wirklih in den Kanton Schwyz abgeordnet und den= 
jelben die Aufnahme eines genauen Unterfuchs über die Urſachen der daſelbſt 
auögebrochenen ernjtlihen Unruhen, jowie die Wiederherftellung der geſetz— 
mäßigen Ordnung aufgegeben. 

Da in der mehrerwähnten, beim eidgenöſſiſchen Vorort eingelangten 
Proteftation auch gegen diefe Abjendung von eidgenöffifgen Commifjarien 
mit dem Bebeuten Einfprahe gemaht wird, ald wäre ber eidgenöſſiſche 
Borort zur Abordnung eidgenöffifcher Nepräfenanten aus dem Grunde nicht 
befugt gewejen, weil berfelbe für gegenwärtiges Jahr mit feinen befondern 
Vollmachten verfehen worden ift und ſomit nur mit denjenigen, bie ihm vor 
1798 eigen waren, auögerüftet erſcheint, — fo erlaubt ſich der eidgenöſſiſche 
Vorort nur daran zu erinnern, daß bei frühern ähnlichen Anläffen durch 
den eidgenöffiihen Vorort ebenfalls eidgenöfjishe Repräfentanten in bie 
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betreffenden Kantone abgeorbnet worden waren und zwar im Jahr 1818 
in den Kanton Unterwalden nid dem Wald, im Jahr 1820 in den Kanton 
Chaffpaufen, im Jahr 1823 in den Kanton Zug und im Jahr 1827 in 
ben Kanton Appenzell:Innerrhoden, ohne daß damals in einer folden Ber: 
fügung eine Mißkennung der bundesgemäßen Stellung des eidgenöffiichen 
Vorort erblidt worden wäre, Auf diefe Präcedentien glaubte fi der eib- 
genöffifche Borort auch dermalen fügen zu bürfen, und e3 hat berfelbe des⸗ 
nahen nicht angeftanden in Uebereinftimmung mit denfelben zu handeln. 
Indem wir hoffen, Euer Hochmohlgeboren durch obige Auseinander: 
fegung den Gefichtspunft, aus welchem der eidgenöffiihe Vorort die im 
Kanton Schwyz audgebrochenen Unruhen beurtheilt bat, deutlih gemacht 
und fein Verfahren im diefer Angelegenheit als bundesgemäß nachgewieſen 
zu haben, jo geben wir Hochbenjelben fchließlih die Verfierung, daß wir 
dafür beforgt fein werden, daß der eidgenöffifchen Tagfakung ein eben fo 
unbefangener als umftändlicher Bericht über die im Kanton Schwyz feit 
dem 6. d. M. ftattgehabten Ereignifje und deren Urſachen durch die Herren 
eidgenöffiihen Commifjarien vorgelegt werben kann. Dabei foll es ben 
eidgenöffiihen Vorort freuen, wenn ber Kanton Schwyz wirklich in ſich ſelbſt 
die nöthige Kraft findet, um die verfafjungsmäßige Ordnung wiederherzu: 
ftellen und aufrecht zu erhalten und durch pflichtgemäße und weile Hands 
babung der Gefege Ruhe, Friebe und Eintracht unter feinen Angehörigen 
zurüdgurufen.“ . 


Die radikale Preſſe unterftügte die Handlungsmweife des Vorort? mit 
allen ihren Mitteln. Sie ſuchte vorzüglih auf die Großen Näthe einzu: 
wirken, um der Regierung von Schwyz feindjelige Aufträge für die Tags 
fagung zu erzielen. | 


Die ordentlide Tagſatzung verfammelte fih den 2. Heumonat in 
Luzern, unter dem Präfidium des Schultheißen Jakob Kopp, von Münfter, 
Die Gefandten von Schwyz, Holdener und Dethifer, nahmen an der Eröff: 
nung und Beeidigung Antheil. Die Erebitive von 21 Ständen mwurben 
genehmigt. 

Nun wurde auch das Creditiv ber Abgeordneten von Schwyz verleſen, 
worin ftand, daß der Große Kath des Kantons? Schwyz ben Herrn Lande 
ammann Fridolin Holbener, und falls diefer die Sendung nit annähme, 
den Herrn Rathsherr Mettler von Arth als erften und ben Herrn Für: 
Ipreh Anton Dethiter, Großrath, als zweiten Gefandten ernennt habe u. f. w. 
Unmittelbar hierauf wurde die Aorefle der geichäftsleitenden Behörde bet 
Klauenpartei gegen eine Gefanbtihaft von Schwyz verlefen. Dann legte 
der Bundespräfident noch ein Gutachten des eibgendffiihen Commiſſärs 
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Dr. Näff vor, worin nachgewiefen wurbe, daß feit der Landsgemeinde vom 
17. Brachmonat nunmehr alle Kantonalbehörden des Kanton? Schwyz den 
Charakter der Rechtmäßigkeit verloren haben und zu Behörden einer Faction 
geworben feien, welchen Fein Recht zuftehe Gejandte an die Tagſatzung zu 
fenden; wenn fie dennoch fende, jo fünne die Tagfagung fie unmöglich als 
Gefandte de3 Kantons Schwyz anerkennen. Durh jene Landögemeinde 
vom 17. Brahmonat und dur die verfaflungswidrige Erneuerung der 
Behörden fei auch die Lage des Kantons Schwyz fo verändert und verwidelt 
worben, daß in demjelben dauerhafte Ruhe und Ordnung durch die einfache 
Wiederabhaltung einer neuen Kantondgemeinde unter eidgenöſſiſcher Aufficht 
nicht mehr hergeftellt werden könne, fondern auf bie Abänderung einiger 
Verfaffungsartifel Bebacht genommen werben müfle, was durch Abftimmung 
in den Gemeinden am beften vor fich gehen werde. Diefem Gutachten 
fügte Herr Hertenftein bei: daß er fi einfach auf fein früheres Gutachten 
beziehe, von welchem er nunmehr um fo weniger abgehen könne, ba die 
Berbältniffe im Kanton Schwyz fi feit der Einreihung deſſelben nicht 
günftiger geftaltet haben. — Nah Berlefung diefer Actenjtüde ftellte der 
Präfident den Antrag: daß die Berathung über Anerkennung ber Gefandt: 
{haft von Schwyz auf die morgige Sitzung verfhoben werde, was benn 
auch, nach einigem Widerſtande, wobei der Geſandte von Schwyz bereits 
das Stimmredt behaupten wollte, aber vom Präfidenten als nicht zählend 
erflärt wurde, der Mehrheit der Tagjakung gefiel. 

Am 3. Heumonat fam nun, in Gegenwart der Gefandtfhaft von 
Schwyz, bie Frage zur Erörterung, ob dieſelbe als Gefanbtihaft des Standes 
Schwyz anzuerkennen fei. Nach fehr einläßliher Beratung ſchritt man zu 
folgender 

Abſtimmung. Sollen die Träger des von einem Präfidenten und 
Großen Rathe des Kantons Schwyz außgeftellten Ereditivs bermalen als 
Geſandte des Standes Schwyz anerkannt und zugelaffen werben ? 

Ya. Uri, Unterwalden, Zug, Freiburg, Schaffhaufen, Graubünden, 
Teffin, Neuenburg, Genf und Bafelftabt, 91/, Stände. 

Nein. Züri, Bern, Luzern, Glarus, Solothurn, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Waadt, Bafelland und Appenzell:Außerrhoden, 9 und 
zwei halbe Stände. Appenzell-Innerrhoben enthielt fih der Abftimmung, 
Wallis behielt das Protocol offen. Schmyz erhob aud die Hand, mwurbe 
aber vom Präfibium als nicht zählenb abgemwiefen. 

Der Präfident erflärte nah der Abſtimmung: da alfo Feine Mehr: 
beit für Anerkennung ber Gefandtfhaft von Schwyz fih ausgefproden, fo 
bleibt diefelbe ausgejchloffen. Hr. Holdener erwiberte: er verwahre 
bie Rechte feines Standes und werde nicht weichen, bis ihn bie Gewalt von 
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Sit und Stimme verdränge. Hr. Z’graggen (Uri) behauptete, da Feine Mehr: 
beit fi für Ausfchliegung ergeben, fo bleibe die Gefandtihaft von Schwyz 
anerfannt, und verlangte hierüber eine Berathung. Da erhob fih Herr 
Bruggifier von Aargau und ſprach: „es ift ein in allen Staaten anerkanntes 
Recht, daß jede Geſandtſchaft fi ausmweifen muß, bevor fie ala folde an- 
genommen wird; bie Unterfuchhung bes Ausmweifes fteht dem zu, bei welchem 
die Geſandtſchaft accrebitirt werden fol. Findet er ihn nicht befriedigend, 
fo muß die Gefandtihaft fih fügen und abreifen. Herr Landammann 
- Holbener Tann fi hierüber bei feinem Nachbar von Bajelftadt Raths 
erholen, welchem ein ähnliches Schidfal widerfahren und ber feine andere 
Auskunft gewußt Hat, als den Hut zu nehmen und die Sitzung zu verlafien. 
Es maht dem Berftande und Ehrgefühle der fogenannten Gefandten von 
Schwyz wenig Ehre, wenn fie in einer Verfammlung bleiben wollen, in 
welher fie nit anerkannt find.” — Der Herr Präfibent erklärte: die heutige 
Tagesordnung fei erfhöpft; wolle Herr Z’graggen feinen legten Antrag in 
Berathung ſetzen laſſen, fo möge er es in einer künftigen Sitzung thun. 
„Der Bundesbehörbe gebe ich die Zuficherung, daß ihr Präfident das Regle— 
ment zu handhaben wifjen wird.” Hiemit hob er die Situng auf. 

Der Präſident beftellte num auf die nächſte Sitzung zwei Wachen mit 
einem Dffiziere vor bie Saalthüre der Tagſatzung, und gab ihnen bie 
Veifung, bie Gefandtfhaft von Schwyz nicht einzulaffen. Als diefe von 
biefen Vorkehren durch ben Präfidenten in Kenntniß geſetzt worden mar, 
reihte fie eine Verwahrung ein und verreiste. Diefes Verfahren des Prä- 
fitenten war widerrechtlich. Die Tagfagung war eine Verfammlung von 
Abgeorbneten fouveräner gleichberehtigter Staaten. Erſchien eine Geſandt— 
haft mit den Beglaubigungsurfunden des Standes und war feine andere 
da, welche die gleichen gehörig befiegelten Urkunden vorweiſen konnte, fo 
mußte fie nothwendig an den Berathungen Theil nehmen Fönnen, fo lange 
fie nit dur eine bundesmäßige Mehrheit von Ständen förmlich ausge: 
Ihlofien wurde. In der gleihen Sitzung faßte die Tagſatzung dann noch 
folgende Beſchlüſſe: 

41) Neuenburg trug auf einfache Ueberweiſung des ganzen Gegen- 
ſtandes an eine Commiffion zur Unterfuhung und Berichterftattung an. 
Für diefen Antrag ftimmten: Zug, Freiburg, Schaffhaufen, Teffin und 
Neuenburg — 5 Stände. Gegen den Antrag ſtimmten: Luzern, Zürich, 
Bern, Glarus, Solothurn, Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Waadt, Wallis und Genf — 13 Stände. 

2) Den Antrag von Zürih auf Abhaltung einer neuen verfaflungs- 
mäßigen Kantonsgemeinde unter eidgenöſſiſchem Schutze und Anweſenheit 
von eidgenöffifchen Nepräfentanten erhoben zum Beſchluſſe die Geſandtſchaften 
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von: Luzern, Züri, Bern, Glarus, Solothurn, Bafelland, Appenzell, 
St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf — 
124/, Stände. 

Die gleihen Stände und Wallis beſchloſſen dann noch die Nieder: 
feßung einer Commilfion von fieben Mitgliedern zur Nebaction der zwei 
Beihlüffe und zur Vorberathung der erforberlien Vollziehungsmaßregeln. 
In diefe Commiffion wurden gewählt die Herren Bürgermeifter Heß von 
Züri, Schultheiß Kopp von Luzern, DBürgermeiter Burkhard von 
Bajel, Landammann Nagel von Appenzell, Präſident Monnard von 
Waadt, Präfident Kern von Thurgau und Landammann Shmid 
von Uri. 


Am 11. Heumonat wurde auf den einmüthigen Antrag der Com: 
miffion von den Gefandtihaften der Stände Zürih, Zug, Glarus, Frei— 
burg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, Graubünden, Thurgau, Teflin, 
Waadt, Wallis und Genf folgender Beihluß gefaßt: 


„Die eidgenöffifhe Tagſatzung, in Erwägung, daß durch die 
gemwaltfame Störung der Kantonslandsgemeinde von Schwyz, den 6. Mai 
am Rothenthurm, der Landfriede verlegt worden; 

daß bei der Landsgemeinde vom 17. Brahmonat eine große Zahl 
von Bürgern durch die damals in Schwyz obgemalteten Umjtände zu erfcheinen 
abgehalten worden ; 

daß e8 in dem Sntereffe gefammter Eidgenofjenihaft, voraus aber 
bes Standes Schwyz ſelbſt liegt, recht bald die öffentliche Ordnung wieder 
herbeizuführen ; 

daß es der Tagfakung daran gelegen fein muß, fämmtlihe Bürger 
bes Kanton? Schwyz bei der Ausübung verfaſſungsmäßiger Rechte zu 
ſchũtzen; 

nach Vernehmung der jüngſt aus dem Kanton Schwyz eingegangenen 
Schreiben; 

beſchließt: 

Es ſoll, in Aufrechthaltung der von den eidgenöſſiſchen Ständen der 
Verfaſſung des Kantons Schwyz ertheilten Garantie, die verfaſſungsmäßige 
Ordnung im Kanton Schwyz hergeſtellt werden. Anſtatt der Kantonsge— 
meinde vom 6. Mai ift daher eine neue Kantonsgemeinde einzuberufen. 
Von derfelben find, in Gegenwart und unter dem Schutze eidgenöffiicher 
Repräfentanten, nad vorhergegangener freier Wahl von Stimmenzählern, 
bie verfafiungsmäßigen Wahlen vorzunehmen. Diefe Landögemeinde wird 
Sonntags den 22. Heumonat am Rothenthurm unter Leitung der Beamten 
welche ber Landsgemeinde vom 6. Mai vorgeftanden, abgehalten. Nach 
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Abhaltung der Kantonslandsgemeinde find in ber verfafjungsmäßigen Frift 
auch die Bezirfslandsgemeinden, ebenfalls in Gegenwart und unter dem Schuße 
eibgenöffifher Repräjentanten, abzuhalten. Die Tagſatzung verlangt, daß 
jede gerichtliche Unterfuhung oder VBerfolgung wegen der am 6. Mai ftatt: 
gehabten Störung der Kantonsgemeinde, jowie wegen aller derjenigen Hand— 
lungen, bie feither in Folge politifher Meinungen bis auf den heutigen 
Tag vorgefallen find, unterbleibe. Sollte diefem beftimmten Verlangen nit 
entiprohen werben, fo behält jih die Tagſatzung meitere Entſchließungen in 
diefer Hinfiht vor. Die Tagjagung wählt die eidgenöfjifhen Kepräfentanten, 
welhe der Kantonägemeinde fo wie auch den Bezirksgemeinden beimohnen 
follen. Der Vorort und die eidgenöffiihen Nepräfentanten find mit der 
Vollziehung dieſes Beſchluſſes beauftragt.“ 


Zu Repräjentanten wurden am 16. Heumonat ernannt: die Herren 
Bürgermeifter Heß von Züri, Landammann Nagel von Appenzell: Außer: 
rhoden, Landammann Anton Schmid von Uri, Landammann Näff von 
St. Gallen, und Präjident Kern von Thurgau. Sie erließen folgende 
Rroclamation : 


„Fandleute des Kantons Schwyz, liebe Miteidgenoffen! 

Die eidgenöffiihe Tagſatzung, welcher der Bund zur Pflicht macht, 
für Handhabung der innern Sicherheit alle erforderlihen Mafregeln ans 
zuordnen, konnte unmöglich dulden, daß im einem Theile der Eidgenofjens 
haft ſolche Verhältniſſe länger fortdauern, wie fie feit der gewaltthätigen 
Störung der Landsgemeinde vom 6. Mai im Kanton Schwyz ſich ge: 
faltet haben. 

Ihre erfte Sorge war darauf gerichtet, daß ein fo bedauerlicher Zu: 
Hand möglichft bald fein Ende erreiche. 

Es ift der entfhiedene Wille der Hohen Tagſatzung, daß, in Auf: 
tehthaltung der der Verfaſſung des Kantons Schwyz ertheilten Garantie, 
die verfafjungsmäßige Ordnung mwiederhergeftellt werben foll. 

An Folge des am 11. Heumonat gefaßten Beſchluſſes der oberften 
Bundesbehörde follet Ihr daher zu einer neuen Landgemeinde Sonntags 
den 22. Heumonat, Mittags um 12 Uhr, am Rothenthurm Euch verfam- 
mein, unter Leitung derjenigen Beamten, melde der Landsgemeinde vom 
6. Mai vorgeftanden find. Euch liegt nun ob, die verfaflungsmäßigen 
Wahlen nad eigener Ueberzeugung, frei von jedem rechtswidrigen Einfluß, 
in Ruhe und Ordnung vorzunehmen. Daher foll jedes Geldfpenden, um 
auf die Wahlen einzumirfen, bei Verantwortlichkeit unterbleiben. Jeder 
Bürger ift bei Eid umd Bürgerpflicht aufgefordert, Alles zu unterlaffen, 
was den Lanbfrieden ftören oder gefährden Fönnte, und an ben feftgefegten 
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Tagen ſowohl bei der Landbögemeinde ala bei den Bezirfögemeinden 
unbewaffnet zu erjcheinen. Damit vollfommen freie Willensmeinung allen 
Sandleuten gefichert fei, werdet Ihr die nad der Verfaſſung Euch zuftehenden 
Rechte in Gegenwart und unter dem Schu eidgenöffiiher Repräſentanten 
ausüben. | 

Liebe Miteidgenofien! Erſcheinet recht zahlreih bei den Verſamm— 
lungen, zu denen Ahr einberufen worden! Geid eingeben? ber heiligen 
Tflihten, die Euch gegen Euch felbft und gegen das Gejammtvaterland 
obliegen! Kommt mit Vertrauen den Anordnungen entgegen, welde von 
Euern Bundesbrüdern ausgehen! Die Ehre und die Wohlfahrt Eueres 
Kantons liegt in Euerer Hand. Das Einfchreiten eidgenöffiicher Behörden 
hat feinen andern Zweck, als daß Ihr in Ruhe und Frieden Euch felbit die 
Freiheit erhaltet, die Ahr von Euern Vätern ererbt habet. Vergeſſet nicht, 
daß Freiheit ohne geſetzliche Ordnung nicht beftehen Fan, und daß ed im 
Rechte wie in der Pflicht der Hohen Tagſatzung Liegt, die innere Sicherheit 
und ben Frieden im gefammten Gebiete der Eidgenoſſenſchaft mit allen ihr 
zu Gebote ftehenden Mitteln zu wahren. 


Luzern, ben 16. Heumonat 1838. 


Die eidgenöffiihen Repräfentanten : 


Joh. Jak. Heß, Bürgermeilter. Jak. Nagel, M. D., Landammann. 
A. Shmid, Landammann. Dr. Näff, Regierungsrath (ab: 
weiend). Dr. Kern, Vice-Präſident des Großen Raths.“ 


Diefem Rufe folgten ſowohl die Hornmänner als die Klauenmänner. 
Es wurden von der Kegierung fogar ihre Anhänger, die fih in andern 
Kantonen befanden, eingeladen, Hinzufommen. Von Urt gingen fehr viele 
Hirten, um die Viehheerden im Muottathal und auf den Alpen zu beforgen, 
während ihre Eigenthümer an den entfernten Nothenthurm zur Ausübung 
ihrer politifhen Rechte zogen. Auch die Klauenmänner fanden ſich in Maſſe 
ein, obwohl die der äußern Bezirke nahmals Magten, es wären die vom 
Bezirke Schwyz nicht zahlreich erſchienen. Die beiden Parteien waren durd) 
einen Zaun von einander geſchieden. Landammann Holdener eröffnete die 
Kantonsgemeinde durh Mahnung zu Frieden und Eintracht, worauf aud 
Bürgermeifter Heß noch eine Anrede hielt, um dem Volfe den Zweck der 
Gegenwart eidgenöffiicher Nepräfentanten zu erflären. Hierauf wurde zur 
Wahl des erften Stimmenzählers geſchritten. Von der Hornpartei wurde 
Landammann Hediger aus dem Muottathal, von der Klauenpartei Raths— 
herr Inderbitzin von Ingenbohl vorgeihlagen. Dreimal wurde über. beide 
abgeſtimmt; das Ergebnif blieb zweifelhaft, fo daß eine förmliche Abzählung 


137 
beider Parteien vorgenommen murde, welche zeigte, daß 4478 Hornmänner 
und 4000 Klauenmänner geitimmt hatten. Als diefes Ergebniß dem Volke 
eröffnet worden war, verließen faft alle Klauenmänner den Wahlplat, die 
Hornmänner aber wählten nah einander die gleihen Santonsbeamteten, 
melde fie am 17. Brachmonat ſchon gewählt Hatten. 

Die Bundeszeitung fagte: „AL nach der Kantonsgemeinde dem Herrn 
Bürgermeifter Heß im Wirthshaufe angezeigt wurde, Herr Abyberg 
komme, ging er über den Tiſch weg, Hinter welchem er faß, ihm entgegen, 
ftellte feinen unfihern Fuß auf die Bank jenfeit? und ftürzte auf die — 
Naſe. Abyberg fprang herbei — und es hob der Landammann ben 
Vürgermeifter auf. Herr Staatsichreiber Gonzenbach bemerkte dabei: vor 
einer Stunde habe der Herr Bürgermeifter dem Herrn Abyberg auf den 
Stuhl geholfen, nun Hilft Herr Abyberg dem Herrn Bürgermeifter wieder 
auf einen Stuhl. — Die Stühle fpielen überhaupt eine große Rolle in 
Schwyz und in der Schweiz.” 

Die Wahlen in den Bezirfsgemeinden von Schwyz, Mar und Pfef— 
filon (die zwei weitaus größten Bezirke und der Keinfte) fielen zu Gunften 
der Hormpartei, diejenigen aus ben Bezirksgemeinden von Einfiedeln, Wol: 
lerau, Küßnacht und Gerfau zu Gunften ber Klauenpartei aus. Die 
Regierung von Schwyz feierte einen vollendeten Sieg; der DBorort war 
unterlegen. 

Am 16. Auguft faßte die Tagſatzung dann noch folgenden Amneſtie— 
beſchluß: 

„Die eidgenöſſiſche Tagſatzung, in Erwägung: 1) daß laut $. 5 
des Befchluffes vom 141. Juli die Tagſatzung das beftimmte Verlangen 
geftellt hat, daß jede gerichtliche Unterfuhung oder DBerfolgung wegen ber 
am 6. Mai ftattgehabten Störung der Kantonsgemeinde, ſowie wegen allen 
denjenigen Handlungen, bie feither in Folge politifcher Meinungen bis auf 
den heutigen Tag vorgefallen find, unterbleibe, und daß fich die Tagſatzung 
ausdrüclih vorbehalten Habe, infofern dem Verlangen derfelben, einer voll 
ſtändigen Amneftie über alle politifhen Handlungen im Kanton Schwyz, 
dis zum bemerften Tag nicht entiprochen werde, die weitern Entſchließungen 
zu fallen; 2) daß laut Art. 4 des Beſchluſſes des Großen Nathes des 
Kantons Schwyz zumider jenem Verlangen, Verfügungen und Schlugnahmen 
gegen eine Partei im Kanton Schwyz vorbehalten find; 3) daß fomit bie 
Tagfagung felbft nunmehr die definitiven Schlußnahmen über Amneftie zu 
fafien hat, 

beſchließt: 

$. 1. Es fol im Kanton Schwyz jede gerichtliche RER ober 

Verfolgung wegen der am 6. Mai ftattgehabten Störung der Kantonsge⸗ 
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meinde, ſowie wegen aller derjenigen Handlungen, die feither in folge 
politiider Meinungen bis und mit dem 11. Heumonat vorgefallen find, 
unterbleiben. 

$. 2. Der Vorort ift beauftragt, diefen Beſchluß der Regierung des 
Kantons Schwyz mitzutheilen,“ 

Hiezu ftimmten Züri, Bern, Luzern, Glarus, Solothurn, Appenzell, 
St. Gallen, Aargau, Thurgau, Waadt, Genf und Graubünden. 

Schwyz drang noch darauf, an der Tagſatzung die Mifbilligung des 
vorörtlihen Verfahrens durchzuſetzen, erhielt aber Feine Mehrheit. 

Die Regierung von Schwyz befeftigte jih in ihrem Kanton immer 
mehr; die Partei der Gegner nahm ab, und von dem Jahr 1838 bis zur 
ſchweizeriſchen Umwälzung im Jahr 1847 wurde die verfafjungsmäßige Ruhe 
und Ordnung im Kanton Schwyz nicht wieder geitört. Man muß ber 
Energie, welde die Regierung in diefen Stürmen entwidelt, volle Gerechtig— 
feit wiberfahren laſſen. Manche andere Regierung wäre darin untergegangen, 
welde jih über die von Schwyz an Einfiht und Macht weit erhaben ge: 
glaubt hätte. 

Die Klauenmänner hatten, wie ih in meinem Briefe an Kälin fagte, 
feinen Kopf. Landammann Neding war ein wiljenfhaftlich gebildeter, heller 
Mann; er war für die Geſchäfte im ordentlihen Laufe der Dinge geihidt, 
aber fein Mann der That und der Energie, und den Mitteln abhold, welche 
in Democratien, wie in allen Regierungsformen, zur Erhaltung des Be: 
ftehenden in ſtürmiſchen Zeiten angewendet werden. Die Männer der 
äußern Bezirke, Landammann Benziger in Einfiedeln, Dr. Diethelm in 
Laden, Landammann Stuger in Küßnacht, waren vom Mittelpunfte der 
Regierung zu entfernt, in ihre Bezirksintereſſen zu fehr vertieft, geographiſch 
fammt ihrem Bolfe zu jehr von einander geföndert. Auch mochte namentlid 
der erſte und kernhafteſte nicht fo große Luft zur Revolution haben, als 
Luzern‘, aus dem einfahen Grunde, weil die Verantwortlichfeit für die 
Folgen zunächſt auf ihm gelaftet hätte. Der Vorort hatte für feine Da: 
zwiſchenkunft Feine rechtliche Grundlage. Der erfte Artikel des Bundesver: 
trags jagte ausdrücklich: „daß die eidgenöffiichen Stände fich gegenfeitig ihre 
Verfaſſungen gewährleiften.” Konnte ihm alfo irgend eine felbitthätige Wirk: 
jamkfeit auf den Kanton Schwyz rechtlich zuftehen, fo war es feine andere, 
als die Verfaffung zu handhaben, oder auf den Fall angewendet, die Wieder: 
befammlung der Kantondgemeinde als oberfte Geſetzgebungs- und Wahl: 
behörde wieder möglih zu machen und zu fihern. In Schwyz waren bie 
Derhältnifie fo, daß vermuthlih ohne Dazwiſchenkunft des Vororts Alles 
wieder in Fürzefter Frift von felber in das geſetzliche Geleife würde zurüd: 
gekehrt jein. 


— 
Für meine Perſon erhielt ich vom Bezirke Einſiedeln noch folgende 
Zuſchrift: 


„Hochgeachteter Herr Staatsſchreiber! 


Die Bezirksgemeinde Einſiedeln an ihrer Verſammlung vom 29. Heu⸗ 
monat I. J. hat aus Rückſichten der Dankbarkeit für Ihre Theilnahme in 
unſerm neueften Kampfe für eine freiere und fehönere politifche Eriftenz ſich 
bewogen gefunden, Ihnen das Bürgerreht des hiefigen Bezirkes anzubieten. 
Sie erhalten daher im Anſchluſſe auf Pergament die befiegelte Urkunde, 
welhe der Bezirksrath dahier, geftüßt auf jenen Beihluß der oberjten Bezirks— 
behörbe, Ahnen zugedacht hat. Wollen Sie diefelbe jo freundichaftlih auf: 
nehmen, wie wir fie Ihnen auftragsgemäß zu überreihen das Vergnügen 
baden! Hat diefe Urkunde auch im gemiflen Beziehungen den Werth nicht, 
den wir ihr wünſchen, fo gelte fie Ihnen doch wenigſtens ala ein Denk: 
zeihen für Ihre muthige Aufopferung für die gerechte Sache unferes Volkes, 
in welher Sie mand bittere Verfolgung ab Seite Ihrer Feinde zu er: 
tragen hatten — als ein Beweis, daß der Einfiedler wiljenfhaftlihe, um 
die Volksfreiheit verdiente Miteidgenofjen ehrt und hochachtet. Mögen bald 
die Schranken, melde Engherzigfeit und Selbſtſucht um einzelne Theile 
unjeres großen Vaterlandes geſetzt haben, nicherfinfen, und die Schweiz Ein 
wahres Vaterland werden für alle freien Männer, das feine Arme zu einem 
gemeinfamen Bürgerreht von einem Ende zum andern überall gerne offen 
entgegenhält! 

Mit diefem innigen Wunſche und mit dem Ausdruck mwahrer Hoc: 
ahtung und freundfchaftlicher Ergebenheit haben die Ehre auftragsgemäß 
zu zeichnen 


Einfiedeln, den 30. Augftmonat 1838. 
Landammann und Kath des Bezirkes Einfiedeln. 


Der regierende Landammann 
Mathe. Gyr. 
Namens der Kanzlei 
Conrad Kälin, Landihreiber.” 


Die Urkunde lautete: 


„Wir Sandammann und Rath des Bezirfes Einfiebeln, Kantons 
Schwyz, geſtützt auf die von der hierfeitigen Bezirfsgemeinde unterm 29. Heu: 
monat a. c. gefaßte Schlußnahme, und zu Folge des von ihr erhaltenen 
Auftrages, urfunden hiemit öffentlich und feierlich, 


daß der hochgeachtete Herr Eonftantin Siegwart : Müller, Staats: 
Ihreiber des hohen Standes Luzern, und Bürger dafelbit, als politifcher 
Bürger des Bezirkes Einfiedeln aufgenommen worden fei. In Folge dieſer 
Bürgerrechts-Ertheilung find ſowohl bemeldtem Herrn Siegmart-Müller, als 
auch feinen rechtmäßigen Defcendenten alle jene VBortheile und Begünftigungen 
zugefichert, auf welche ein hiefiger politiider Bürger Anfpruh zu maden bat. 


Zu wahrer Urkund befien haben wir diefe Bürgerretsurfunde mit 
unferm Bezirks-Siegel und gewohnten Unterfchriften verwahrt ausgehändigt. 


Finfiedeln, ben 30. Augufti 1838 (breißigiten Augftmonds, tau— 
fend, achthundert, dreißig und acht). 


Landammann und Kath des Bezirkes Einfiedeln. 
Der regierende Landanımann 
Maths. Gyr. 
Für die Kanzlei der Landichreiber 
Conrad Kälin.“ 


Dritter Abſchnitt. 


Die Angriffe gegen die Freiheit der Kirche 
und des Dolkes. 


Unter fieben Regierungen, denen von Luzern, Bern, Solothurn, Bafel: 
land, Aargau, Thurgau und St. Gallen, welche die Badener Conferenz- 
Artikel als die Grundlage ihrer Beftrebungen gegen bie katholiſche Kirche 
aufgejtellt Hatten, waren e3 vorzüglich diejenigen von Luzern, St. Gallen 
und Aargau, welde die Angriffe auf die Kirche am bartnädigften führten. 
Die Regierung von Solothurn verweigerte den Badener Artikeln ihre Ge— 
nehmigung, nicht um beöwillen, weil fie mit benjelben nicht einverftanden 
geweien wäre, fondern um beswillen, weil fie biefelben für unnöthig und 
unffug fand und Tieber thatſächlich einfhritt. Bern wurde theils durch ben 
Widerſtand der Katholiten im Jura, theils dur die Einwirfung ber fran- 
zoͤſiſchen Gefandtihaft dahin gebraht, den Rückzug anzutreten und die Ba— 
dener Eonferenz- Artifel durch einen verdedten Großrathsbeſchluß wieder 
jurüdzunehmen, Bafelland und Thurgau fparten bie Vollziehfung auf eine 
Zeit, wo fie diefelbe ohne namhafte Schwierigkeiten ins Werk ſetzen konnten. 
Die Badener Conferenz-Artikel hatten ihren Urfprung eigentlih in Gt. 
Gallen gehabt. Die dortige Regierung war dur die einfeitige Auflöfung 
des Bisthumsverbandes mit Chur, durch die wegen einer Predigt von Alois 
Fuchs in Rapperſchwyl entftandene Spaltung in der Geiftlichkeit und durch 
den Schuß, melden fie den reformatorifchen Beftrebungen von Ehriftophor 
Fuchs, Pfarrer in Rapperſchwyl, und feinem Anhange geliehen, in einen 
Kampf mit der Kirche gefommen, in welchem fie fih um Kampfgenofien 
umſah. Landammann Jakob Baumgartner von St. Gallen fand in Staats: 
rath Eduard Pfyffer in Luzern einen bereitwilligen Verbündeten zum gemein: 
famen Streite. Chriftophor Fuchs, immer veih an Planen, entwarf bie 
Grundzüge einer Uebereinkunft der Regierungen zur Handhabung ihrer vers 
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meintlihen Staatsrechte in Kirchenfahen. Diefe Grumdzlige wurden gleichfam 
der Kern der Badener Conferenz. Man hat auch mir einen Antheil an 
der Bearbeitung der Badener Artikel zugefchrieben: allein ih war mit den: 
felben völlig unbefannt, bis fie in ber Deffentlichkeit erfchienen waren. 
Später wurde ih dann auch mit ihnen vertraut gemadt. Denn jchon im 
Jänner 1834 wurde ih, nad) ber Entlaffung von Niffaus Rüttimann, in 
Folge einer ſchriftlichen Prüfung über bie frage, ob die Schweiz fich dem 
deutſchen Zollvereine anſchließen ſolle, die ih weit beſſer, als meine Mit- 
bewerber, beſtanden hatte, dur die Verwendung ber Staatzräthe Eduard 
Piyffer und Jakob Robert Steiger zum zweiten Staatsihreiber gemählt. 
Als folder war ich Secretär der Conferenz von Ruzern, welche die Vollziehung 
der Badener Artikel berieth. Im Auftrage der Regierung von Luzern 
ſchrieb ih mit vielem Aufwande von Zeit und Studium die „Bekanntmachung 
und Beleuchtung der Badener Conferenz = Artikel”, welhe zu Rom in das 
Verzeihnig der verbotenen Schriften geſetzt worden ift. Chriftophor Fuchs, 
der Verfaſſer jener Grundzüge, war mein Freund. Ih Hatte ihn am 
5. Augſtmonat 1832 auf der Nigi die Kirhweihpredigt halten gehört und 
wurde dadurch fo fehr für ihn eingenommen, daß ſich zwiſchen ihm und mir 
eine unauflöslihe Freundſchaft bildete. Er war ein höchſt angenehmer Ge: 
ſellſchafter, voll Geift und Phantafie, als Freund innig und treu. Als 
Rathgeber war er nicht fehr praftiih. Ich folgte ihm zu oft, weil er mit 
an Geift und Willen überlegen war. Chrijtophor Fuchs nahm mid auf 
für die Badener Artikel ein, obwohl er mit benfelben, wie fie in Baden 
gefaßt worden waren, nicht durchweg einverftanden war. Meine Anfiht 
über die Luzerner Gonferenz fchrieb ih unterm 6. Weinmonat 1835 in fol: 
gender MWeife an einen Freund: 

„Die Conferenz von Luzern war fehr einmüthig (ih war als Secretär 
bei allen Verhandlungen), in den Grundfägen entjhieden, in der Anmen: 
dung befonnen. Es mag befjer fein, daß fie bei den gegenwärtigen Um— 
ftänden lediglich bei der Vollziehung der Badener Anträge ftehen blieb. 
Wenn Bern und Solothurn endlich einmal ratificiren (was zu hoffen ift), 
fo kann man wieder vorwärts fhreiten. — Die Aargauer, zu Dir gejagt, 
wollen aus dem Bisthum und mwünfden ein — Schisma. Das ift aber 
ein toller Wunſch. Abgefehen von allem Werth des Katholizismus, ift es 
nicht thöricht ſchon deswegen, weil das Fatholifche Volk des Aargaus dadurch 
nothwendig muß aufgereizt werden und meil das Fatholifhe Volk anderer 
Kantone nun den lange prophezeihten Abfall bereits angefangen fehen wird? 
Dann Adien kirchliche Verbefierung! Allein da helfen alle Vorftellungen 
nichts. Die Leute haben Fein Bebürfniß nah firdlider Orb: 
nung und nad pofitivem Glauben.“ 
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In diejen Worten zeigte ſich der noch fortdauernde Widerſpruch zwi⸗ 
iden Glauben und ftaatsrehtliden Reformbeftrebungen, 
welher meine Handlungen beftimmte. 

Die Artikel der Luzerner Conferenz waren blos Vollziehungsbeſchlüſſe 
für die Badener Artifel. Kine erzbifhöflihe und biſchöfliche Pragmatik 
follte ausgearbeitet werden, welche die Rechte des Erzbiſchofs und der Bi: 
ihöfe ausmitteln und feftfegen ſollte. Es wurde fpäter zum Scheine noch 
eine Commiſſion beftellt, welche diefe ſchwere Aufgabe Hätte Löjen jollen. 
Dan that mir die Ehre an, mich auch in diefelbe zu wählen, nebit Dr. 
Caſimir Pfyfſer. Viel ſchlug ih mid mit dem Kirchenrechte von Rechberg 
herum, allein fo viel ich mich zu erinnern vermag, kam die Commiſſion nie 
zuſammen und folglich auch nicht zur Berichterftattung. Behufs der Boll: 
ziehung des letzten Badener Artikels — den Schuß: und Trutzbund gegen 
die Kirche enthaltend *) — beſchloß man in Luzern einzig eine Einladung an 
die Conferenzfantone, fämmtlichen Artikeln der Badener Eonferenz die Kati- 
feation zu ertheilen. Zulegt wurde noch übereingefommen: 


„Zur Bollziehung aller Beſchlüſſe der Conferenz, infoweit fie Brief: 
wechſel, Unterhandfungen und die Einberufung neuer Conferenzen erfordert, 
fei der Fatholifhe Vorort beauftragt und bevollmächtigt. Derfelbe fei auch 
ermädtigt, zur Ausarbeitung der in den Conferenzbeſchlüſſen angedeuteten 
Entwürfe befondere Commiffionen zu beftelfen.“ 


Dur diefen Testen Beſchluß follte der katholiſche Vorort wieder eine 
Bebeutung gewinnen. Franz Ludwig Schnyder von Surſee, damals Schult— 
heiß, präfidirte diefer Konferenz. Die Nuntiatur wagte man an diejer 
Conferenz noch nicht geradezu anzugreifen, obgleich der Vorſchlag dazu gemacht 
wurde, die Gerichtsbarkeit der Nuntien in der Schweiz als Mißbrauch zu 
erflären und gefeglihe Beftimmungen dagegen aufzuftellen. Der Große Rath 
bes Kantons Luzern war auch hierinfalls der erfte, welher gegen die Nun: 
tiatur den Stein aufhob. Eine Großrathscommiifion bradte am 9. März 
1836 den Antrag, jenen von der Conferenz nur im Geheimen bejprodenen, 
aber nicht zum Beihluß erhobenen Grundſatz förmlih auszufprehen und 
den Kleinen Rath zu beauftragen, daß er ein Geſetz zu diefem Zwecke 
vorlege. Der Wortlaut war: 


„Sn Uebereinftimmung mit feinem Decrete vom 18. April 1834 zur 
Dieberherftellung des Metropolitanverbands und zur Gewährleiftung der 
unverfümmerten Ausübung der Rechte der Bijchöfe, 





*) Die fämmtlichen Badener Konferenz-Artifel find abgedrudt in meinem Werke: 
Rathsherr Joſeph Leu von Eberfoll 10." S. 42-45. 
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Zur Wahrung der von den Vätern ererbten Rechte und Lanbes- 
freiheiten, fowie zur Ausübung der von ihnen gegen die römifhe Nuntiatur 
in der Schweiz gemachten Vorbehalte, 

Mit Hinfiht auf die in andern katholiſchen Ländern biesfalls beſte— 
henden Verhältniſſe, 

In Beſtätigung der von der Conferenz in Luzern unterm 11. Herbit: 
monat 1835 anerkannten Grundſätze: 

Erflärt der Große Rath jede Ausübung von Gerichtsbar— 
feit in geiftlihen Dingen von Geite des päpftliden Nuntius 
oder des römiihen Gefandten in der Schweiz als Mifbraud. 


Der Kleine Rath wird beauftragt, einen Vorſchlag zu einem Geſetze 
außzuarbeiten, woburdh die Ausübung jenes Mißbrauchs für die Zukunft auf 
bie geeignete Weife verhütet werden könne.“ 


Der Beridt der Commiſſion fagte darüber: 


„Aus den uns zugemwiefenen Acten, namentlih aus den Andeutungen 
über die Ereignijie in St. Gallen und über das Benehmen der römijchen 
Euria in der Angelegenheit der Probjtwahl in Solothurn, am deutlichſten 
aber aus dem Bericht der Herren Vermittler in den Verwickelungen zwiſchen 
dem Kanton Yargau und dem Bilhof von Bafel Haben wir uns die Ueber: 
zeugung geihöpft, daß nidht nur die Staatsrehte, jondern auch die Rechte 
ber vaterländiſchen Firhlihen Behörden den größten Feind in der römijchen 
Nuntiatur in der Schweiz haben. Wir mußten uns zugleich überzeugen, 
daß bdiejelbe jih einen Wirkungskreis angemaßt bat, welcher ihr in feinem 
Staate, der feine Nechte Fennt und ehrt, mehr zukommt. Sie überjchreitet 
fogar die Schranfen, welche ihr von den ausdrücklichſten Kirchengefegen an— 
gewiejen worden find. So rechtfertigt fih dann nur allzufehr die Bejorgniß, 
welche unjere Väter bei Errichtung derfelben gehegt Haben, Wir Halten 
dafür, es jei an der Zeit, die Nuntiatur in der Schweiz in ihre eigentlichen 
Grenzen zurüc zu verfegen. Der Kanton Luzern hat bejondere Urjache, 
bierinfall3 den erften Schritt zu thun. Cs ift feinen Zweifel unterworfen, 
er werde in biefem Streben nicht allein bleiben. In den Verhandlungen 
ber Eonferenz zu Luzern fehen wir einen daherigen Antrag bereits von den 
Abgeordneten der Kantone Bern, Aargau, St. Gallen unterftügt. Wir 
fehen überdies, daß alle Abgeordnete einmüthig in der Nuntiatur den 
gemeinfamen Feind der Rechte des Staats und der Schweizerkirche erbliden, 
und darum die von Luzern und Aargau gemeinfam entwidelten Grundſätze 
anerkennen. Nur konnte vor der Hand eine allen Abgeordneten zufagende 
Art und Weiſe der Anwendung diefer Grundfäge nit gefunden werden. 
Wir erachten der Stellung des katholiſchen Vororts gemäß, nun eine neue 
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Anregung zur Entwidlung dieſer Grunbfäge zu geben. Wenn wir und 
hagen, was dann geſchehen foll, fo finden wir nichts Anderes, als daß auf 
dem Wege der Gefebgebung der Nuntiatur alle Anmaßungen Firchlicher 
Gerichtsbarkeit verboten und demnah dem Bürger bes Kantons der Recurs 
an diejelbe unterfagt werde. Dadurch wird die Nuntiatur in ihre blos 
diplomatifhe Stellung zurückgewieſen, welche fie ſich auch felbft gewählt hat, 
indem fie ihre Erebitive, wie jeber andere fremde Gefandte, in die Hände 
des eidgenöffischen Vororts niederlegt. Es wird ein Gegenftand der Inter: 
fuhung fein, in Beziehung auf welche Gegenftände ſich die Nuntiatur kirchliche 
Gerichtsbarkeit angemaßt hat, z. B. die Aufficht über die Klöſter, die Erthei: 
lung von Dijpenfationen u. dgl. Der Große Kath wird fich jebod in dieſe 
Unterfuhung vor der Hand nicht einlaffen, fonbern nur einen allgemeinen 
Auftrag an ben Kleinen Rath ertheilen wollen.” 

Bei diefer Commiffion war id Secretär, ſchrieb den Bericht und Ans 
trag, wovon bie Handſchrift noch in dem Staatsarchive liegen muß. Auch 
auf die Berathungen der Commiffion übte ich nicht wenigen Einfluß. Oft 
wunderte mich feither, daß die Radikalen, welche fonft alle Einzelnheiten 
meines frühern Lebens hervorzogen, um mid in bet Deffentlichfeit herab: 
zumürbigen, dieſen Umſtand nit aufgriffen. Wie fie, war ich von ber 
Nothwendigkeit der Aufhebung der Nuntiatur durchdrungen, und betrachtete 
den Nuntius als den Erbfeind ber ſchweizeriſchen Freiheit. Lange grollte 
ih Chriſtophor Fuchs, dag er, ein Erzfeind der Nuntiatur, fi alle Mühe 
gab, bei ihr Zutritt zu finden, obwohl er gar Feiner guten Aufnahme fich 
erfreuen konnte. Doch wollte ih in feinen Vorſchlag nicht eingehen, darauf 
Binzumirten, daß ein eigener Gefandter nad Nom gejendet würde, um bie 
in Baden beſchloſſenen Unterhandlungen einzuleiten und zu führen, weil ich 
überlaut von ihm vernahm, daß er fi für den beiten Mann Hiezu erachtete, 
während ih in ihm denſelben nicht erkennen konnte. Denn es lag gar nicht 
in feiner Natur, etwas ruhig zu verhandeln oder gründlich durdzuarbeiten 
und durchzufechten. Entweder würde er fih in irgend einer guten Stim— 
mung einem römifchen Unterhändler ganz Hingegeben, oder in übler Laune 
alle meitere Unterhandlung abgerifien haben. Auch hätte er für feinen 
Lebensunterhalt und für fein Vergnügen (menn er ein ſchönes Bild oder 
ein liebes Buch fah, fo Eonnte er es nicht laſſen, er mußte e8 Haben; er 
war ein fantaftifcher Liebhaber aller Kunftwerke) einen größern Aufwand 
gemacht, als der Vorort Luzern und die concordirenden Kantone zu beftreiten 
die Luft gehabt hätten. Als eine gerechte Nemeſis betrachtete ich es, daß 
ih im Jänner 1842 den Nuntius von Schwyz abzuholen beauftragt wurde, 
wohin er durch die Firhenfeindlihe Gefinnung der Negierung von Luzern, 
dur die Angriffe der Preſſe und namentlich auch durch das von mit 
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entworfene Decret des Großen Rathes gleihjam vertrieben worden war, 
Wenn auch die Badener Gonferenz nie förmlich zur Ausführung fam, fo 
gab fie doch den Firchenfeindlichen Beftrebungen in der Schweiz und ber 
Willkür der Regierungen gleihfam einen Aufſchwung. Gemwaltthaten reihten 
ſich an Gemwaltthaten. Der Große Rath von St. Gallen erließ unterm 
25. Wintermonat 1834 folgendes Geſetz: 


„Der Große Rath des Kantons St. Gallen, 
zu Handhabung der Rechte des Staates in kirdlichen Bingen, 
verordnet als Gefep: 


Algemeine Kirhenverhältniffe. 

Art. 1. Der Staat übt als Landesherr alle aus feiner Souveränität 
herfließenden Rechte in ihrem vollen Umfange aus; gegenüber den im Kanton 
anerfannten Kirchengejellichaften aber insbejondere dag Recht des Schutzes 
und der Oberaufſicht. 

Art. 2. Vermöge des dem Staate zuftehenden Auffichtärechtes über 
die Kirchengefellfchaften dürfen Firhlide Kundmahungen und Verfügungen 
nicht ohne ausbrüdlide Genehmigung der Staatsbehörde verkündet werden. 

Diefer Genehmigung find unterworfen: 

a) Bullen, Breven und fonftige Erlafje des römischen Stuhles. 

b) Synodalbeſchlüſſe und Verordnungen. 

ec) Alle von den kirchlichen DOberbehörben beider Confeſſionen aus: 
gehenden allgemeinen Anordnungen und Kunbmahungen an die 
Geiftlihen und an die Kirchgenofjen. Hierbei find auch die Kreis: 
[reiben einbegriffen. 

Ausgenommen von biefer Verfügung find Hingegen biejenigen 
Anordnungen und Kundmahungen der kirchlichen Behörden, melde 
blos das Reglementarifche des Gottesbienftes innert den Schranken 
feiner geſetzlichen Organifation betreffen. 

d) Urtheile und bejchwerende Verfügungen kirchlicher Behörben jeder 

Art gegen Corporationen oder Privaten, infofern fie nicht auf 
ausdrüdliche organische Gefege und vom Staate fanctionirte Sta- 
tuten begründet find; 

e) auch alle ältern päpftlihen Anordnungen, fobald Gebrauch davon 

gemacht werben will. 

Art. 3. Don folhen Firhlihen Erlaſſen darf keiner befannt gemacht 
ober auf irgend eine Weife vollzogen werben, es fei denn berfelbe zubor mit 
bem von ber Staatöbehörbe zu ertheilenden Placet verjehen worden, ohne 
welches dieſelben weder Verbindlichkeit noch Vollziehung erhalten. Die 


147 


Kundmachung ber bezeichneten Erlaffe und ber das Placet enthaltenden 
Erklärung der Staatsbehörbe fol gleichzeitig gefchehen. Bei jeder öffent: 
Iihen Verkündung ift Tegtere mit einzubegreifen. Alle Geiftlichen find ver: 
pflihtet, was immer im Widerſpruch mit biefen Beftimmungen ihnen zus 
fommt, nicht nur unbeachtet zu Tafjen, fondern fogleih der betreffenden 
bürgerliden Amtöftelle zu Handen der obern Staatsbehörde mitzutheilen. 
Dawiderhandelnde find mit den geſetzlichen Strafen zu belegen. 


Art. 4. Geiftlihe Erlaſſe rein dogmatifher Natur follen ebenfalls 
der Staatöbehörbe mitgetheilt werben, welche alsdann, falls nichts den Rechten 
des Staated Zuwiderlaufendes darin enthalten ift, denfelben ihr Viſum zur 
Bekanntmachung zu eribeilen hat. 


Art. 5. Ohne Wiſſen und ausdrüdliche Genehmigung des Staates 
barf das Fatholifhe Gebiet weder bisthümlih von einander getrennt, noch 
zu einem eigenen Sprengel geftaltet, noch einem andern einverleibt, noch 
einem Metropoliten ober Erzbiſchof unterftellt werben. Die Grenzumſchrei— 
bung (Sircumfeription) der Diözefe ſowohl als ber einzelnen apitel und 
Pfarreien kann nur unter Genehmigung bes Staates geſchehen. 

Art. 6. Der Staat übt in Hinfiht der Synoden das Recht der Auf: 
fit au. Die Organifation und Abhaltung berfelben ift Sache ber ein- 
zelnen Confeſſionen. 

Art. 7. Ohne Vorwiſſen und ausbrüdlihe Genehmigung des Staates 
dürfen geiftlihe Bildungs = und Correetionsanftalten nit errichtet, noch 
organische Beitimmungen darüber erlafien werben. 

Art. 8. Ohne Zuftimmung ber Staatsbehörde ift die Gründung 
neuer und die Veränderung beftehender Pfründen unzuläffig. 


Art. 9. Es Tiegt in den Befugniffen des Staates, im Einverſtändniß 
mit ber betreffenden Firdlichen Oberbehörbe des Kantons kirchliche Gebräuche, 
fofern fie nicht wefentlich zum wirklichen Gottesdienfte gehören, zu beſchränken 
ober aufzuheben ; ebenfo aus allgemeinen Rückſichten des bürgerlichen Wohles 
einzelne Feiertage aufzuheben oder auf Sonntage zu verlegen. 


Art. 10. Die Erlaffung von Vorſchriften über die Errichtung der 
Kirhenliften (Tauf:, Ehe: und Sterberegifter) als Ausweiſe des bürgerlichen 
Standes und über die Legalität pfarrliher Urkunden, ijt ebenfalls Hecht 
der Staatöbehörbe. 

Art. 11. Dem Staate fteht au das Recht zu, Vorſchriften für an: 
fländige Taufe und Beerdigung einzelner Individuen der einen Confeſſion 
in Gegenden zu geben, wo nur die anbere einheimifh ift. Gegen Geiftliche 
kann jeboh Zein Zwang zur Anwendung bes Nitus * Confeſſion bei 
Beerdigungen ſtattfinden. 
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Art. 12, Dem Staats fteht es ebenfalls zu, die Bedingungen und 
Vorſchriften feſtzuſetzen, unter welchen der Uebertritt von einer Confeſſion 
zu einer andern ſtattfinden darf, immerhin jedoch nach dem Grundſatze, daß 
dieſer Uebertritt im Allgemeinen an das freie Ermeſſen der Landesbewohner 
geſtellt iſt. 


Verhaltniſe der kirchlichen Oberbehoörden und übrigen geihligen Verſonen. 

Art. 13. Jede Confeſſionsgeſellſchaft hat das Recht, ihre kirchliche 
Oberbehörde ſelbſt zu wählen. Sie kann jedoch ihr Wahlrecht aus freiem 
Willen an ein Wahlcollegium für längere oder kürzere Zeit abtreten. Der 
Staatsbehörbe fteht das Recht der Genehmigung der Biſchofswahl zu. 

Art. 14. Kirchliche Obere im Kanton find der Staatsbehörde ben 
Eid auf treue Beobachtung von Verfaſſung und Landesgefegen ſchuldig. 

Art. 15. Bisthumsvicariate, die nicht von den Wahlbehörden bes 
Landes felbft beftellt worden, find unzuläffig; eintretenden Falles wird die 
betreffende Kirchengeſellſchaft ihr Wahlrecht zu proviſoriſcher Beſtellung bes 
oberhirtlichen Amtes felbft ausüben. | 

Art. 16. Erzbiihöfe und Biſchöfe, fowie die kirchlichen Dbern ber 
evangeliihen Confeſſion, werden in Ausübung aller ihnen nad kirchlichen 
Einrihtungen zuftehenden Befugniffe von Seite des Staates in Schuß ge: 
nommen, find dagegen aber auch verpflichtet, diefelbe zum Nuten ihrer 
Kirchengenoſſen ohne irgend einen Abbruch auszuüben. 

Art. 17. Der Staat anerfennt und handhabt den Grundfag, daß 
ben Nuntien, als bloßen Gefandten ihres Fürften, keine kirchliche Autorität 
(Jubdicatur) irgend einer Art zuftehe, fondern daß diejelbe von dem com: 
petenten Biſchof und Erzbiſchof auszuüben fei. 

Art. 18. Kein Einwohner des Kantons kann unter irgend einem 
Borwande ber Gerichtsbarkeit ausmwärtiger geiftliher Obern unterworfen 
werben. 

Art. 19. Es darf im Kanton St. Gallen Hiefür Feinerlei Kirchliche 
Eremption ftattfinden. 

Art. 20. Der eigentlihe Amtseinfluß kirchlicher Oberbehörden auf 
das Schul: und Erziehungswefen beſchränkt ſich Tediglih auf das Neligiöfe 
(den confeffionellen Religionsunterriht). Die Wahl der Lehrer hingegen, 
bie allgemeine Oberauffiht über die Lehranftalten, die übrige Leitung ber: 
felben und namentlih die Beftimmung der Lehrgegenftände fteht einzig ben 
Hiefür aufgeftellten confeffionellen Behörden unter Auffiht des Staates zu. 

Art. 21. Die ganze Diözefanverwaltung für die Diözefanangehörigen 
geiftlihen und weltlichen Standes wird umentgeldlih geführt; nur mäßige, 
von der Staatsbehörbe genehmigte Ausfertigungsgebühren find geftattet. 
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Demnach dürfen außer diefen Ausfertigungsgebühren weder von inländifchen, 
noch von ausländiſchen geiftlihen Behörden Taren oder Abgaben, von welder 
Art fie auch fein und welde Namen fie auch Haben mögen, erhoben ober 
bezahlt werben. 

Art. 22. Der Staat übt das unbeſchränkte Recht aus, die Wahl: 
faͤhigkeitsbedingniſſe nicht nur kirchlicher Obern, ſondern auch aller übrigen 
geiſtlichen Perſonen im Kanton, ſofern ſolche auf eine Anſtellung Anſpruch 
machen (abgeſehen von den blos kirchlichen Erforderniſſen) zu beſtimmen. 
Nichtkantonsbürger dürfen in keinem Falle zu irgend einer Stelle oder 
Function zugelaſſen werden, ſofern ſie nicht den Eid für treue Beobachtung 
von Verfaſſung und Geſetzen leiſten. Dem Staate ſteht ferner das Recht 
der Ausſchließung Aller zu, bei welchen die vorgeſchriebenen Bedingungen 
nicht erfüllt ſind. 

Art. 23. Geiſtliche Perſonen ſind in allen bürgerligen Beziehungen 
den Staatsgeſetzen und der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterworfen. 

Art. 24. Sowohl in Civil- als in Criminalfällen ſind die Geiſtlichen 
verbunden, vor den weltlichen Gerichten ſich als Zeugen abhören zu laſſen, 
ohne daß es einer vorgängigen Erlaubniß ober Kequifition der Firchlichen 
Obern bedarf. | 

Art. 25. Den Geiftliden fowie den Weltlichen bleibt, wo immer 
ein Mißbrauch ber kirchlichen Gewalt gegen fie ftattfindet, der Recurs an 
bie Staatsbehörde offen. 


Verhältnif in Shefaden. 

Art. 26. Die VBorfchriften über die Ehe, ihfomeit fie ein blirgerlicer 
Vertrag ift, gehören in das Gebiet der bürgerlichen Geſetzgebung. 

Art. 27. Die Eingehung von gemifhten Ehen ift verfafjungsmäßig 
gewährleiftet. Die Verfündung und Einfegnung unterliegt den gleichen Vor: 
Ihriften, wie die Verkündung und Einfegnung nit gemiſchter Ehen, und 
ft unbedingte Pflicht der Pfarrer beider Gonfeffionen. 

Art. 28. In Eheftreitfahen tritt die Competenz ber befondern hiefür 
aufgeftellten oder aufzuftellenden confeffionellen Matrimmonialbehörben ein. 
Doch darf ſich diefelbe nie über bürgerliche Verhältniſſe ausdehnen. 

Art. 29. Erlaffung von Vorſchriften über die Verhältnifje von Kin: 
dern aus gemijchten Ehen, namentlih auch über ihre Confeſſion, ift nicht 
Angelegenheit der Kirchenbehörden, fondern liegt in den Befugniffen ber 
bürgerlichen Geſetzgebung. 


Berhältniffe der Kathofifcien Aegulargeifilicheit. 


Art. 30. Die katholiſche Regulargeiftlickeit fol unter unmittelbarer 
Aufſicht der oberften Kirchenbehörben des Kantons jtehen. 
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Art. 31. Ihre Glieder dürfen nur unter Beobachtung der gleichen 
Vorſchriften, denen die übrigen Geiftlihen unterworfen find, ſich mit ber 
Seelſorge befajien. 

Art. 32. Die Staatsbehörbe ift berechtigt, Einfiht in die Statuten 
der Stifter und Klöfter zu nehmen, Vorſchriften über Aufnahme und Anzahl 
von Novizen und über Ablegung der Ordensgelübde zu erlafien. Sie kann 
nad) Gutfinden die Ermerbung von Liegenschaften durch Stifter und Klöfter 
einer Beſchränkung unterwerfen, und ihre Mittel auf eine mit dem Ber: 
mögen des Stiftes in billigem Verhältniß ftehende Weife zu Zwecken bes 
Kirchen, Armen: und Erziehungsweſens in Anſpruch nehmen. 

Art. 33. Sie hat endlih das Recht, Stifter und Klöfter, ſobald fie 
ihrem Stiftungszwecke nicht mehr entſprechen, umzuwandeln ober aufzuheben 
(vorbehalten jedoch die Beftimmungen des bejtehenden Bundesvertrages und 
bie betreffenden confefjionellen, vom Staate genehmigten, geſetzlichen Beftimz 
mungen), darf aber ihr Vermögen zu feinem andern, als zu den Zwecken 
bes FKirchen:, Erziehungs: und Armenweſens verwenden.” 

Gegeben in ber orbentlihen Verfammlung des Großen Rathes, 
St. Gallen, den 25. Wintermonat 1834. 
Der Präfident des Großen Rathes: 
Fels, Dr. 
Die Secretäre, Mitglieder deſſelben: 
Ehrenzeller, Kantonsardivar. 
Gruber, Fürfpred. 


Wir Sandammann und Kleiner Rath des Kantons St. Ballen 


verordnen: 


Die Erlafjung vorftehenden Geſehes folle Sonntags, den 7. Ehrift: 
monat, in allen Kirchen verkündet und dann bafjelbe während fünf und 
vierzig Tagen auf ben Gemeindehäufern zu Jedermanns Einſicht vorgelegt 
werben. 

St. Gallen, den 25. Wintermonat 1834. 


Der Landammann: 
Näff. 
Im Namen des Kleinen Raths, 
Der Staatsfhreiber: 
Bernold.“ 


Das Boll verwarf aber dieſes Geſetz mit 18421 Stimmen gegen 
14355 vermittelft des verfaffungsmäßigen Betos. Die Katholifen im Jura 
und im Hreienamte wurden mit Truppen überzogen, ihre Rechte wurben 
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gefränft, die Freiheit der Kirche unterbrüdt, die Geiftlichen zum Staatzeibe 
angehalten und ber Eine und Andere mit Kerker und Abfegung beftraft. 
Es gehört nicht in meinen Plan, biefes Alles Hier zu erzählen, denn ich 
müßte nur wiederbolen, was ſchon Dr. Hurter vor mir in feinem Werke 
„die Befeindung der Fatholifchen Kirche in der Schweiz” trefflich auseinander: 
gefegt hat. Nur ein paar Thatfahen muß ich aus ber langen Reihe heraus: 
heben, jene nämlih, an welchen ich einigen perfönliden Antheil genommen 
habe. Als fi gegen die Badener Eonferenz unter ber Geiftlichfeit immer 
mehr die Mifftimmung Fundgab, gebachte derjenige Theil der Luzerner 
Geiftlichkeit, welcher mit den Beftrebungen der Regierung einverftanden war 
ihr ein ermuthigendes Wort zuzurufen und fehrieb daher an fie und an ben 


Biſchof: 
„Luzern, den 6. Brachmonat 1835. 


An die hohe Regierung des Kautons Luzern. 


Tit.! 


Der tiefe Kummer, mit dem wir Unterzeichnete das unheilvolle Treiben 
in unferm Vaterlande, wodurch gegenfeitiges Mißtrauen zmwifchen Kirche und 
Staat gewedt und unterhalten wird, ſchon feit einiger Zeit beobachteten, hat 
und veranlaßt, eine Zuſchrift an unfern hochwürdigen Biſchof ergehen zu 
laffen, in welcher wir diefen unfern Kummer und zugleich die Ueberzeugung 
ausfprechen, daß auf ſolche Weife nur zum Verderben der Kirche ſowohl als 
bes Staates gewirkt und daB Volk zum Ungehorfam gegen diefen ober gegen 
jene verleitet mwerbe. 


Das Vertrauen, welches wir auch zu unfern weltlichen Obern haben, 
bat uns bewogen, hochdenfelben von dem genannten Schreiben Kenntniß zu 
geben, und zugleih auch Sie zu verfihern, daß wir in unferm Kreiſe nad 
Kräften uns beitreben werden, gehorfame und ruhige Bürger, aber auch 
treue und unerfchütterlihe Anhänger der katholiſchen Kirche zu bilden und 
zu erziehen. 

Wenn Sie diefes unfer Streben, wie wir zunerfihtlih Hoffen, mit 
Ihrem väterlihen Schuge unterftügen, fo wird es leicht fein, das Volk zu 
überzeugen, daß auch feine weltlihen Dbern das Wohl des Staats auf die 
Grundlage ächt religiöfer Bildung und Findliden Gehorfams gegen bie 
Kirche bauen wollen. 


Genehmigen Sie den Ausbrud wahrer Hochachtung und treuer Er- 
gebung, mit ber fich zeichnen: 


(Hier folgen die gleichen Unterfchriften, wie im folgenden Schreiben.) “ 
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„Luzern, den 6. Brachmonat 1835. 
An den hochwürdigſten Biſchof von Baſel. 


Tit.! 

Der tiefe Kummer, mit dem Unterzeichnete die fih immer mehrenden 
Verwickelungen der Verhältniffe zwifhen Kirche und Staat in unferm Vater: 
lande ſchon feit Langem beobachteten, veranlaßt und, mit folgender offenen 
Erklärung an Ihre bifhöflihe Gnaden zu gelangen. 

Wenn wir das Beifpiel und die Lehre unferes göttlichen Erlöferd und 
feiner Apoftel vor Augen nehmen, fo Liegt im Geifte ihrer Lehre und ihrer 
Thaten, daß die bürgerliche Ordnung durch das Chriftenthum befeitigt und 
verflärt, nicht aber verwirrt und zerriffen werde. Darum ſelbſt ben heid— 
nifhen Kaifern gegenüber die erften Ehriften auf ihr ruhiges und jtilles 
Leben und auf ihren pünktliden Gehorfam gegen Geſetz und Ordnung fi 
berufen konnten. Sie waren der Meinung, daß die Garantie der Religion 
und ber Kirche nicht im bürgerlihen Regenten und im biejer oder jener 
Staatsform, fondern in der Gottheit ihres Stifters, in der Göttlichfeit und 
Wahrheit des Chriſtenthums, in der ftillen und ruhigen Tugend feiner Be— 
Fenner und im ſchönen Beiipiele feiner Vorfteher Tiege. Und überall und 
zu allen Zeiten hat ſich bie Kirche. Gottes mit allen möglichen bürgerlichen 
Drbnungen und Berhältnifien vertragen können und allfällige äußere ungün— 
ftige Umftände nicht durch Wühlereien und Verwirrung befeitigt, ſondern 
durch Sanftmuth und Liebe, durch den Geift der Wahrheit, der Verjöhnung, 
des Gehorfams und eined willigen Entgegentommens felbft ihre Gegner 
entwaffnet. Darin liegt denn aud die einzige und unmiberftehlihe Macht 
ber Kirche ihren Feinden gegenüber. Wir müſſen e8 daher höchſt bedauern, 
daß mehrere unferer Mitbrüder die Stütze der Religion in äußern unb 
zufälligen Berhältniffen, Verfafjungen oder Perfonen zu finden meinen, unb 
noch mehr müfjen wir bedauern, daß die Religion zum Mittel der Parteien 
erniedriget, im Namen derſelben Verwirrung gepflanzt, nüglihe und gute 
Anftalten zur geiftigen Veredlung des Volkes durch Verdächtigung gehindert 
und Unfriebe in ben glüdlihen Gauen unferes Vaterlandes verbreitet wird. 
Darum muß au das politifhe Treiben eines in unjern Tagen unter reli— 
giöfem Vorwande entitandenen Vereins und der Organe beflelben jeben 
wahren Freund der Kirche und des Vaterlandes höchlich empören. Denn 
auf foldhe Weile werben aus dem Gebiete des Staates die Verwirrungen 
und der Kampf auch in das Gebiet der Kirde und Religion verpflanzt. 
Darum wir unter Anderm eine vorzüglihe und hauptſächliche Urſache des 
beitehenden Mißtrauens zwiſchen Kirche und Staat und der daraus hervor: 
gegangenen Vorkehrungen bes letztern gegen die erftere in dieſen angegebenen 
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Umſtänden zu finden glauben; und wir können nicht ohne bange Sorgen 

in die Zukunft blicken, wenn wir bedenken, daß gerade auf dieſe Weiſe der 

Unglaube und die Irreligiöſität immer mehr überhandnehmen, durch politis 

ihen Haß oder Verachtung gegen die Diener der Kirche, Glaube und Zus 

trauen des Volkes zu feinem Seelenhirten aufhören, die Kluft zwiſchen Kirche 
und Staat immer größer, und fo ſtets mehr dem unkatholiſchen Grundſatze 

Eingang verfchafft werden muß, daß die Kirche durdaus dem Staate unter: 

worfen und die Geiftlichfeit nur Pfründer bes letztern feien. 

Bir können, hochwürdigſter, gnädiger Herr! dieſe unjere Gebanfen 
und Eefühle um fo weniger verhehlen, weil wir Ihr meijes und ächtchrift- 
lies Beijpiel und Ihre ausdrüdliche und beſtimmte Aufforderung an Ihre 
geiftlihen Untergebenen in diefer Hinficht Kennen. Darum legen wir aud) 
das feierlichfte Verſprechen in Ihre Hände nieder, in diefem Geift des 
Chriſtenthums, nah dem Beiſpiele unferes göttlichen Erlöfer8 und dem 
beftimmten Wunſche und Willen unjeres würdigften Seelenhirten zu handeln 
und zu leben, und auf dieſe Weife, ohne der Wahrheit etwas zu vergeben, 
Friede und Verſöhnung zu befördern. 

Damit dieſes um fo eher und möglih wird, drüden wir bier zugleid 
die findliche Bitte an unfern Vater und Hirten aus, die in unferm Pater: 
lande etwa nöthig gewordenen kirchlichen Berbejierungen einzuleiten und bie 
Rechte und die Macht der Kirche dadurch zu fihern, daß dieſelbe in Feiner 
Hinfiht und in Feinem Falle hinter den vernünftigen Forderungen der Zeit 
zurüdbleibt. Ä 

Wir glaubten diefe freimüthige Erflärung unferm hochwürdigſten Ober: 
birten fhuldig zu fein. Sie ift der Erguß treuer Liebe und wahrer Er: 
gebenheit, die wir Ihnen vertrauungsvoll darbringen, zugleih Sie bittend, 
Ihre Güte und Ihr Wohlwollen fernerhin denen zufommen zu laſſen, bie 
fi nennen 

Ihro Gnaden 
gehorſamſte Söhne: 

Karl Joſeph Hecht, Jubilat und Pfarrer in Emmen. Joſeph Buſinger, 
Canonicus. Jakob Waldis, Stadtpfarrer zu Luzern. Franz Soft, 
Pfarrer zu Kriens. J. A. Stoder, Pfarrer in Horw. Renward 
Drandftetter, Canonicus. Joſeph Stirnimann, Gaplan. Burkard 
Leu, Profeſſor. Vital Schnyder, Religionslehrer. I. Leonz Selber, 
Vicar zu Kriens. Mois Schnyder, Priefter in Kriens. Anton 
Tanner, Brofefjor. Joſt Schwärzmann, Neligionslehrer. Joſeph 
Anton Wicki, Pfarrhelfer. Loft Oftertag, Pfarrhelfer. Xaver Buk, 
Vicar in Emmen. Sofeph Fluder, Euratcaplan zu Ebikon. Xaver 
Meyer, Pfarrer zu Buchenrein. Ignaz Zimmermann, Pfarrhelfer 
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zu Root. Joſeph Anton Geißeler, Curatcaplan zu Weggis. Joſeph 
Mofer, Pfarrer zu Vitznau. Oswald Stadler, Pfarrvicar in Meyers: 
kappel. Joſeph Schmid, Pfarrer in Greppen. F. H. Chriftoph 
Fuchs, Profeffor. Caſpar Elmiger, Frühmefjer in Acid. Joſeph 
Portnann, Pfarrer in Aeſch. Joſeph Anton Meyer, Chorherr in 
Münfter. Johann Baptift Greter, Chorherr in Münſter. Johann 
Caſpar Guth, Chorherr in Münfter. Joſeph Hofitetter, Chorherr 
in Münfter. Anton Meyer, Pfarrer in Triengen. Leonz Arnold, 
Pfarrer in Winikon. Jodokus Schmidlin, Pfarrverwefer in Ufflon. 
Anton Hecht, Sertar in BWillifau. 9. Forfter, Pfarrer in Hergiswyl. 
Aloys Tfhopp, Picar in Hergiswyl. Rudolph Untefinger, Pfarrer 
in Menznau. Franz Nenggli, Leutpriefter in Dopplefhmwand. No: 
ſeph Barth, Pfarrer in Entlebud. Joſeph Ehrfam, Vicar in Entle: 
bug. Erasmus Schriber, Vicar in Malters. Joſeph Leonz Krauer, 
Sacel. zu Dlatten. F. Forfter, Euratcaplan in Littau. J. Mel: 
Hior Wobmann, Pfarrer im Schwarzenberg. Paul Höltſchli— 
Pfarrer in Malters. Jakob Meyer, Vicar in Triengen. Jakob 
Ignaz Rölli, Secundarlehrer in Higfirh. Ludwig Suppiger, Caplan 
in Ruswyl. 


Die Regierung nahm natürlich dieſes Schreiben mit Huld auf. Sie 
gab dieſes durch folgende Antwort zu erkennen : 


„Luzern, ben 27. Brahmonat 1835. 
Schultheig und Kleiner Rath des Kantons Luzern 


an 
den Hochw. Herrn Karl Joſeph Hecht, 
Jubilat und Pfarrer in Emmen, 
und diejenigen Hochm. geiftlicden Herren, welche die Zuſchrift an die Hegierung 
vom 6. fließenden Monats unterzeichnet haben. 


Hohmwürdige Herren! 


Mit tiefer Betrübnig Hatten wir wahrgenommen, wie feit einiger 
Zeit eine Anzahl Geiftlihe im Kanton, in bedauerliher Abirrung von beim 
Geifte des wahren Chriſtenthums, von der heiligen Lehre des die Menſch— 
heit beglüdenden Evangeliums, mißkennend ihren hohen Beruf Friede zu 
verbreiten und Heil zu verfünden, die Bahn der Verwirrung betraten, und 
ohne Rückſicht auf die ſchwere Verantmwortlichkeit, die fie über fich nehmen, 
ſehr thätig bemüht waren, alles daraus hervorgehende Unheil zu förbern. 
Verbreitung irriger Begriffe über Kirche und Staat und deren Stellung 
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und Rechte, Erweckung von Beforgniffen bei dem ruhigen Bürger über 
Gefährde der chriſtkatholiſchen Religion, und Mißtrauen bei dem Volle 
gegen die Abfichten der Regierung fcheinen fie zur Hauptaufgabe fih ge— 
macht zu haben. Nie fand jedoch der Glaube bei der Negierung Eingang, 
bag jener zerftörende Geift in die gefammte SKantonsgeiftlichleit über: 
gegangen fein fönne, und mit MWohlgefallen und Freude bezeugen wir es, 
ber Inhalt Ihrer unterm 6. fließenden Monats an Uns und Ihren 
DOberhirten, den Hochwürdigſten Bifhof, gerichteten Zufchrift, welch’ Tegtere 
Sie uns ebenfalls mittheilen, beurfunden, daß unfere befjere Erwartung 
begründet war, 


Je offener indefjen das Streben der Eritern fi Fund zu geben anfing, 
befto mehr muß es uns und bem Fatholifhen Volle des Kantons Luzern 
zur großen Beruhigung gereichen, in biefen Eröffnungen eines großen Theils 
der katholiſchen Geiſtlichkeit jenes verberbliche Treiben mißbilligt zu fehen, 
und dagegen wieber zu finden ben milden Sinn ber Chriftuslehre, und fund 
gegeben das Streben, dieſen Sinn in alle Herzen zu verpflanzen, ihn als 
Maßſtab und Richtſchnur alles Handelns geltend zu machen. Das ift bie 
wahre Aufgabe der Diener ber heiligen Religion, und wenn fie biefe erfüllen, 
bie göttliche Lehre rein in das Leben bes Chriften überzutragen, und in 
bemfelben zu verwirklichen trachten, fo verſchwindet aller Kampf zwiſchen 
Kirhe und Staat; biefem ift eine glüdlihe Ruhe und jenem eine Feſtigkeit 
und Anhänglichkeit gefihert, die durch Feine anderwärtigen Einflüffe geſchwächt 
werden mag. Einem ausbaurenden Wirken in diefem Sinne erblühen bie 
ſchönſten Früdte! Fahren Sie fort, Hochwürdige Herren! mit vereinter 
Kraft, muthig und ohne Scheu darnach zu ringen, zählen Sie babei ſtets 
und mit Zuverfiht auf die Unterftügung Ihrer Regierung, die, während fie 
die Rechte des Staates in Kirchenſachen ungefchmälert zu behaupten pflicht: 
gemäß entfchloffen ift, es ſich ebenfofehr zur höchſten Pflicht rechnet, bie 
heilige Religion unter allen Umftänden zu ſchützen und zu firmen, und 
ber hochwürdigen Geiftlichfeit in Ausübung ihres heiligen Amtes den kräf— 
tigften Schuß angebeihen zu laſſen. 

Empfangen Sie, Hochwürdige Herren! ſchließlich bie Verfiherung 
unferes befondern Wohlwollens und unferer Hochachtung. 


Der Schultheiß: 
58%. Schuyder. 
Namens bes Kleinen Raths, 


Der erfte Staatsjchreiber: 
A, Hunkeler.“ 


466 

Die übrige Geiſtlichkeit des Kantons, unter welcher man auch noch 
den ſpätern Kantonsſchulinſpeetor Georg Sigriſt, damals Decan des Capitels 
Surſee, an der Spitze erblickte, wollte ihrerſeits nicht ermangeln, auch einen 
Schritt zu thun, und erließ demnach folgendes Schreiben: 


„Hochgeachtetſter, Hochgeehrter Herr Schultheiß! 
Hochgeachtete, Hochgeehrte Herren Regierungsräthe! 


Die Decane der drei Ruralcapitel des Kantons Luzern bitten Hoch— 
diefelben, von einer Denkihrift (Datum der Iebtern Tage des Heu: 
monat? 1835), welde die Capitels-Geiſtlichkeit an ‚den Hochwürdigſten 
Biſchof geritet hat, Kenntniß zu nehmen, und aus berjelben die reinen 
Grundfäge, welche jelbe in ihrem Berufe ftet3 und überall leiten, Hulbvollit 
zu entnehmen. 

Unter Berfiherung wahrer Hohadtung und tieffter Ergebenheit haben 
die Ehre, fi zu nennen, Hochgeachteſte, Hochgeehrte Herren, Ihre gehor: 
famften Diener. 

Die Decane der drei Ruralcapitel des Kantons Luzern, 
Im Namen berfelben ber ältefte Decan: 
Joſt Dernhard Häfliger, Jubilat. 
Hochdorf, im Auguft 1835. 


Die Geiftlihleit der Auralcapitel des Kantons Luzern 
an 


Seine Hochwürden Gnaden Joſeph Anton, Bifhof von Kafel. 
Hochwürdigſter Gnädiger Herr! 


Viele wichtige Gründe nöthigen die Unterzeichneten, das Stillſchweigen 
zu breden, welches fie jo gerne über das an Ihre biſchöfliche Gnaden ge: 
richtete Schreiben (batirt vom 6. des vorigen Monats) von 48 unferer 
geiftlihen Mitbrüder — beobachtet hätten. f 

Zuerſt befürdten wir, daß Hochihr väterliches Gemüth tief müſſe ver: 
wunbet worden fein, in dem Berichte unferer Mitbrüber die Ihnen gewiß 
theure Geiftlichfeit des Kantons Luzern, wie in zwei Parteien zerriffen, in 
Kläger und Beklagte getheilt, zu erbliden. Wir fühlen uns verpflichtet, 
alles Mögliche zu Hochihrer Beruhigung zu thun. 

Dann ijt es tiefe Ehrfurcht gegen unfere Hohe Regierung, melde 
ung gebietet, der jhiefen Deutung, melde der Rüdäußerung des Hohen 
Kleinen Rathes (vom 27. des jüngft verfloffenen Brahmonats) an bie 
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ahtundvierzig Herren Geiftliden Mitbrüder von Seite öffentlicher Blätter 
gegeben wird, unfere einfache Weberzeugung entgegenzufegen und öffentlich 
auszufprehen: daß wir uns im unferm Vertrauen buch nichts irre 
machen laſſen, unfere Hohe Landesregierung werde nie zugeben, daß 
jemand vor Hochderſelben unverhört beſchuldigt werbe, noch viel we— 
niger werde ſie ſelbſt über irgend jemand unverantwortet das 
„ſchuldig““ ausſprechen. 

Ferner dürfen wir die Erwartung des guten katholiſchen Volkes in 
Beziehung auf dieſes traurige Ereigniß nicht überſehen. Unſere theuren 
Pfarrkinder zeigen ſelbſt in dieſen bewegten Zeiten, daß „Glaube und 
Zutrauen des Volkes zu ſeinen Seelenhirten nicht auf— 
gehört haben““ und daß „„politiſcher Haß und Verachtung 
gegen die Diener der Kirche““ nur bemitleidungswürdige Aus: 
nahme ſei. Es wird nun jenen zu nicht geringem Trofte geveihen, wenn 
wir ihnen fagen, daß wir diefe höchſt wichtige Angelegenheit zutrauensvoll 
der hohen Weisheit und Hirtenforgfalt unſers Hochwürdigſten Biſchofes 
übergeben haben. 

Ferners ermuntert uns zu dieſem Schritte unfere unverfälfchte Liebe 
zu den achtundvierzig geiftlihen Mitbrübern, welden wir auf ſolche Weife 
im Geifte evangelifcher Liebe das gegen uns gefaßte Mißtrauen zu benehmen 
und die tröftlihe Verfiherung zu geben wünſchen, daß wir mit jeglihem, 
mit Ehre und Pflicht vereinbarlihem Opfer den Frieden und die Eintracht 
zu bewahren bereit feien. 

Endlih find wir es uns und unferer amtlihen Stellung ſchuldig, vor 
unierm Hochwürdigſten Oberhirten die von unfern achtundvierzig geiftlichen 
Mitsrüdern an Hochdenfelben gerichtete und in gewiſſer Beziehung die ge: 
ſammte Geiftlichleit des Kantons Luzern verbächtigende Erklärung zu 
berichtigen. | 

Einem jo ſtarken vieljtimmigen Aufe dürfen wir nicht länger ent: 
gegen fein. 

Die Unterzeihneten haben fi ernſt geprüft, und vor Gott und ihrem 
Gewiſſen gefragt, ob der Vorwurf wegen „„bedauerlider Abirrung 
von dem Geifte des wahren Chrijtenthbums, von der heiligen 
Lehre des die Menfhen beglüdenden Evangeliums““ u. f. w. 
etwa fle treffe, ob ihnen der Gefihtspunft fo ganz entrüct fei, unter welchem 
bie Lehre und das Beiſpiel des göttlichen Stifters unferer Neligion in fo 
wohlthätiger Verbindung mit dem bürgerlihen Wohle erſcheint. Wir haben 
und einmäthig entſchloſſen, unfere innerfte Weberzeugung in diefer Hinficht 
offen und aufrichtig auszufprehen; wir Iegen daher Hochdenfelben die Haupt: 
grumdfäge, die auf unjere Denfungs: und Handlungsweiſe einen wichtigen 
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Einfluß Hatten, gewiſſenhaft vor, und bitten um Zurechtweiſung und Be 
lehrung, wenn wir irren ober geirret haben. 


„Das Beifpiel und die Lehre unfers göttliden Erlö- 
fers und feiner heiligen Apoſtel““ Heißt uns: „Gott geben, 
was Gottes ift, und dem weltligen Regenten, was fein ift.““ 
Diefes fehen wir ſtets als jenen wichtigen Grundſatz an, welcher Kriftliche 
Dürger, das Reich Chriſti auf Erden, die hriftliche Kirche und, durch dieſe 
verklärt — den Kriftliden Staat bilde. Wir halten dafür, daß beibe 
jelbitftändig, beibe frei, unabhängig in ihrem eigentbümlichen Bereiche jeien, 
und predigen umermübet unbedingte Hingabe, Gehorfam und Bertrauen gegen 
bie Kirche in Dingen bes Seelenheils, und gegen bie weltlichen 
Dbern in weltlihen Dingen. So glauben wir mit unfern Pfarranvertrauten 
auf dem Pfade der erften Chriſten zu wandeln, welche „„Telbft den 
hbeidnifhen Kaifern gegenüber auf ihr pflidhtgetreueß Ber: 
halten gegen dieſe beiden göttliden Gewalten fih berufen 
haben.““ Sie fcheuten nicht den Heldentod für's Daterland, aber fie 
ftarben gleich ehrenvoll und unbefiegt, von ihren eigenen Kaifern und Regie— 
rungen mißfannt, geächtet, als Ruheſtörer erflärt, den Martyrertob für 
Glaube und Religion. 


„Nicht in bürgerliden Regenten, nit in diefer ober 
jener Staatsform“* erbliden wir die Garantie dieſer Religion, fon 
dern im ernften, ausdauernden Feſthalten am Glauben an die Gottheit 
ihres GStifters, in der freien und vollftändigen Verkündigung unb uns 
gehinderten Ausbreitung der göttlihen Wahrheit des Chriftentbums, in 
„„bewährter“* von einer unverfälſchten Disciplin geleiteter Tugend feiner 
Bekenner, und im ſchönen apoftolifhen, nicht felten gehöhnten Beifpiele 
feiner Borfteher. Wo und wann immer biefem Grundſatze gehuldiget 
wird, feiert die Kirche Gottes zu ihrem und auch zum Wohle der bürger- 
lihen Ordnung ihre fegenreiähften Triumphe. Wo immer ein anderer Grund 
gelegt wird, ba ſcheidet die Göttliche trauernd, Bleibt ihr aber für ihren 
Kreis ihre Freiheit anerfannt und unantaftbar, dann verträgt fie fi mit 
allen möglichen bürgerlihen Ordnungen und Verhältniffen, und allfällige 
äußere ungünftige Umſtände befeitigt fie (nicht durch Wühlereien und Ber: 
wirrung, ſondern) bald als ein Engel des Friedens „durch Sanftmuth, 
Kiebe, und Verföhnung und williges Entgegenkommen““, bald wie ein tief: 
begründeter, unerfhütterlicher Fels als. eine unbeugfame Bemwahrerin ihrer 
göttlihen Hinterlage; nie wird fie dem unkatholiſchen Grundſatze huldigen: 
„daß die Kirche in diefer Hinficht dem Staate zu unterwerfen ſei.“ So 
entwaffnet fie ihre Gegner, ſprechen wir einmüthig mit unfern adhtundvierzig 
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geiftlihen Brübern; „„darin liegt ihre einzige und unmiberftehlihe Macht 
ihren Feinden gegenüber.“ * 

Daher glauben wir durhaus nicht, daß „„die Rechte und die Macht 
der Kirche dadurch gefihert werde, daß diejelbe in Feiner Hinfiht und in 
feinem Falle Hinter den Forderungen zurüdbleibt, welche der Geift der Zeit 
für die vernünftigen haltet.”* Unſere Ueberzeugung ift unwanbelbar dieſe: 
der Edjtein ber Kirche ift die ewige Wahrheit und ihr unerſchütterliches 
Feithalten an derfelben. Unſer Vertrauen auf fie it deshalb auch Hin- 
fihtlih der religiöfen Bebürfniffe unferer Zeitverhältniffe beruhigend ; in- 
dem wir bafür halten, daß fie, fobald ihr der möthige Friede und die 
gleihnöthige Freiheit geftattet werde; durch die angemefjeniten Anorbnungen, 
alfo auch gewiß durh Didzefan-Synoden, das firhlihe Wohl in unferm 
Baterlande beftens und genügend befördern und fichern mwerbe. 

Nicht zu bedauern, jondern wahrhaft ehrwürdig erfcheint uns, wer für 
diefe hehre Freiheit der Religion feine Talente opfert, zu gelegener und 
zu ungelegener Zeit, vor Mächtigen oder Geringen, in Tempeln ober 
Säulen, in Rathfäälen oder Hütten für fie das Wort führt. Dadurch 
wird die Religion „„nicht zum Mittel der Parteien erniedriget““, bie. 
fatholiihe Kirche in einem Latholifhen Kantone ift Feine Partei; bie 
Vertheidigung ihrer Heiligen Rechte und Anfprühe, die freimüthige Ent: 
büllung der nachtheiligen Rathſchläge ihrer Gegner nicht eine Erniedrigung 
derſelben. 

So laſſen wir in allen Zweigen unſers geiſtlichen Berufes uns von 
dieſen Grundſätzen leiten, und namentlich in Beziehung auf „die Anſtalten 
zur geiſtigen Veredlung des Volkles.“ Wo wir immer dieſelbe im Bunde 
mit der Religion erbliden (denn wir erfennen Feine geiftige Vereblung des 
Menſchen, die nicht in der Religion mwurzelt), da wirken wir mit dem freu— 
digften Beifalle mit. Allein überall und in allen umfern Verhältniſſen 
benugten und benugen wir unfern Einfluß, Schriften und Grundfägen, bie 
oft unter dem Scheine des Nützlichen und Guten das wahrhaft 
Gute und Chriftliche gefährden, den Eingang zu verhindern oder wenigit 
zu erfhweren, und zwar dadurch, daß wir bieber und offen dem Trug und 
Rrthume das freie Bekenntniß der Wahrheit entgegenfegen. Andere Waffen 
verihämäheten wir. 


Das, Hohmürdigfter Gnädiger Herr! ift die reblihe Erklärung von 
den Grundfägen, welche unfere Handlungsweife, infofern die Zufhrift der 
ahtundvierzig Herren Mitbrüber fie zu entwideln uns veranlaßte, bisher 
leiteten, und bie wir Hodihrer Oberhirtlihen Prüfung und Beurtheilung 
hrerbietigft unterwerfen. Erſcheint nun mitten unter beim guten Waizen, 
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den unfer feeljorgliches Bemühen bisher gewiſſenhaft pflegte, die „Pflanze 
der Verwirrung,”* fo möge der Feind, der das Unkraut füet, Rede ftehen. 
Es glaubt nun zwar die obgemeldte Schrift der achtundvierzig geiftlihen 
Herren benjelben namentlich in „„mehrern“* ihrer Mitbrüber gefunden zu 
haben. Wir enthalten uns aller Bemerkungen, die jedem Unbefangenen 
hierüber unmillfürlih fih aufbringen. Nur Eine können wir nit ımter: 
brüden. Wir begreifen nicht, wie unſere achtundvierzig verehrte Herren 
Mitbrüber „„den milden Sinn jener Frieden und Verföhnung beförbernden 
Chriſtuslehre“ überjehen Tonnten, welche (nah Matth. XVII, 15—17) 
erwarten ließ, daß, da fie „„Ichon feit langem““ die ſich immer mehrenden 
Derwidlungen beobachteten, nicht früher brüderliche Warnungen und Zureht: 
weifungen an ſchuldiggeglaubten Amtsbrüdern „„in dieſem Geifte des Chri— 
ſtenthums““ verfuchten und anwendeten; — wir begreifen nicht, daß, went 
au eine beftimmte Anzahl von ihrem Berufe follten abgeirret fein, durch 
eine unbeſtimmte allgemeine Anklage die geſammte Geiſtlichkeit des 
Kantons verdächtiget und beſchuldigt werden ſollte? 


Schmerzlich verwundete unſer Innerſtes dieſer überaus beklagenswerthe, 
eine geſammte Geiſtlichkeit dem ſchwerſten Verdachte überantwortende Aus: 
druck in einer ſo hochwichtigen Angelegenheit, wo im eigentlichen Sinne des 
Wortes Brüder gegen Brüder wegen Hochverrath an Kirche und Staat 
Klage erheben, um fo ſchmerzlicher, je aufrichtiger und wärmer unſer Eifer 
für die Fatholifhe Religion, unfere Hochverehrung gegen den Hochwürdigſten 
Biſchof, unfere Ehrfurcht gegen unfere Hohe Regierung und die Liebe zum 
Vaterlande ift. 


Doch vertrauend auf denjenigen, der alles nach feiner unergrünbligen 
Weisheit und Güte Ienfet, überlaſſen wir gänzlich diefe in vieler Hinſicht 
fehr wichtige Angelegenheit der Beurtheilung und Hirtenforgfalt Ihrer Hoch— 
würden Gnaden, und erwarten ruhig die Entwidlung derſelben, geftüßt auf 
das frohe Bewußtfein, in unferm Berufe ftets das Hohe ehrwürdige Ziel 
angeftrebt zu Haben — dur treue Erfüllung unferer Hirtenpflicgten uns 
als treue Söhne unfer® Hohwürdigiten Oberhirten, und durch gemiijenhafte 
Beobadtung der bürgerlichen Gefege in allen bürgerlichen VBerhältnifien und 
als pflichtgetreue Bürger des Staates zu erzeigen. 


An diefer Gefinnung werden wir unermüdet fortwirken und mitten in 
ben unruhigen Stürmen der Zeit die Pflichten der Religion und Tugend, 
die Liebe zu Gott und Vaterland durch Wort und That verfünden und fo 
den wahren Frieden und dauernde Verföhnung gründen und bewahren. Auf 
biefe Weife hoffen wir Hodigrer Güte und Ihres Wohlwollens immer 
würdiger zu werden, Das ift auch nicht ber geringfte Ruhm, nad welchem 
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mit dem Tebhafteften Gefühle der Hochachtung und Ergebenheit zu ſtreben 
die Ehre haben. 
Hochwürdigſter Gnäbiger Herr, 
Ihre gehorjamften geiftlihen Söhne: 
Hochdorf, den 29. Heumonat 1835. 
Bernard Häffliger, Dekan bes Nuralcapitel® Hochdorf; 
Im Namen und aus Auftrag von 22 apitularen des Ruralcapitels Hochdorf: 
Joſeph Blum, Capiteläfecretär. 
Wohlhufen, den 31. Heumonat 1835. 
Georg Sigrift, Dekan des Ruralcapitel3 Surſee. 
Im Namen und aus Auftrag von 33 apitularen und 9 Vicarien 
de3 Ruralcapitels Surfee : 
Xaver Eftermann, Capitelsjecretär, 
Willifau, den 31. Heumonat 1835. 
Joſeph Meyer, Dekan des Ruralcapitels Willifau, 
Am Namen und aus Auftrag von 17 Capitularen und 9 Picarien 
des Nuralcapitel3 Willifau : 
Johann Petermann, Capitelsfecretär. 





Die Regierung ertheilte folgende Antwort: 


„Luzern, den 14, Augftmonat 1835. 
Schultheiß und Kleiner Rath des Kantons Quzern 


an 
den hochwũrdigen Herrn Zoft Bernard Häffliger, 
Jubilat und Dekan in Hochdorf, 
zu Handen der Dekane der Nuralcapitel von Surfee und Willifau und 
derjenigen Geiftlihen, in deren Namen fie eine Zufchrift an den Hochwür— 
digften Bifchof dem Kleinen Rathe mitgetheilt haben. 


Hohwürdige Herren! 

Zur wahren Beruhigung mußte Uns das in Ihrer ehrerbietigen mit 
Eollectivunterfhriften verfehenen Zufhrift vom 29. und 31. Heumonat an 
den hochwürdigſten Bifchof Fundgegebene Beſtreben fein, dur offene Dar: 
legung Ihrer Gefinnungen und Grundfäge die Mifdeutung Unferer Ant— 
wort vom 27. Bradmonat auf eine von achtundvierzig hochwürdigen Geift: 
lichen an Uns fowohl, als auch an den hochwürdigſten Biſchof gerichtete 
Zuſchrift von Ihnen zu entfernen. 

Zu Unferer innigften Freude fehen Wir die Zahl derjenigen Priefter, 
welhe einem unchriftlichen Treiben fich Hingegeben und darum felbft die 
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warnende Stimme des Oberhirten ſchon im Jahr 1833 vernommen haben, 
durch Ihre öffentlihe und feierliche Verwahrung dagegen auf nur jehr 
Wenige herabgebradht, und gern wollen Wir uns der Hoffnung hingeben, 
au dieſe werde die Stimme der Pflicht oder des Geſetzes in ihren erha- 
benen Wirfungsfreis zurüdführen. 

Mit Bereitwilligkeit ertheilen wir Ahnen die Zufiherung, daß Wir 
Ihnen für die Erfüllung Ihrer Heiligen Aufgabe, die Neligion Jeſu, bie 
Religion der Liebe und bes Friedens, die Religion der Anbetung im Geiite 
und in der Wahrheit, in die Ueberzeugung und in das Gemüth des Volkes 
einzupflangen und darin unverfälicht und ungetrübt zu bewahren, volle frei: 
heit nicht nur geftatten, fondern auch fihern werden. Wir bleiben jeder: 
zeit bereit, die KHinderniffe des Wirkens in Ihrem fegensvollen Berufe zu 
befeitigen, wenn wir ohne vorausgegangene unbegründete Beunruhigung des 
Volles auf dem bereit angedeuteten geraden Wege bed Vertrauens um 
Abhilfe angegangen werden. Wir find überzeugt, es werde durch dieſes 
offene und gegenjeitige Entgegenfommen die Erwartung, welde die gefammte 
Geiftlichkeit im Jahr 1831 an Uns ausgefproden, in Erfüllung gehen ; 
bag fie „durch Unfern Schuß nit nur ihre perfönlihen und mit dem geift- 
lihen Stande verbundenen Rechte beitens bewahrt finden werde, fondern es 
werde ihr auch leichter möglich werben, das Ziel ihres heiligen Berufes zur 
alljeitigen Wohlfahrt unjers geliebten Vaterlandes zu erreihen, und bie 
vielen drüdenden Hindernijje, die ihr im Wege ftehen, zu bejeitigen.*” Um 
fo nahdrüdtlicher werben wir Ihnen diefen Schuß angedeihen laſſen, da Sie 
bie im Jahr 1831 ertheilten ununmundenen Berficheruugen ber „„Treue 
und des Gehorſams““ erneuern und dadurch gleichſam die damals aus rein- 
fter Gefinnung gegebenen Worte wiederholen: „„Getroft in die Vergangen- 
heit blidend, rufen wir felbe als Zeugen an, daß wir, nad dem Grundfage 
unserer heiligen Religion, in ben Regenten der Völker jtet3 die höchſte Ge— 
malt des Königes aller Machthaber verehrt haben. Um fo mehr Gemidt 
haben alfo unfere ernften Berfiherungen, daß auch künftig die wandelbaren 
Ereigniffe der Zeit feinen Einfluß auf den unmwanbelbaren Grundfag unferes 
Beiligiten Glaubens haben, von welchem legtern wir belehrt werben, baf 
die, welde Gott fürdten, ihre Regenten ehren, — ihnen Unterwürfigfeit 
und Gehorſam bemeifen — und Gottes wegen fih aller menjhlihen Orb 
nung unterwerfen." Sir. 10, 24. Tit. IL, 1. 4. Betri II, 13. 

Bei folher Gefinnung zweifeln wir auch nit im mindeften daran, 
daß Sie ſowohl mit Ihren Pfarıkindern, welche treue Bürger des Staates 
find, in befter Harmonie verbleiben, ala auch daß fie fich immer mehr den— 
jenigen Anſichten anfchließen werben, welche jene achtundvierzig ehrwürdigen 
Amtsbrüder in ihrer Zuſchrift ausgeſprochen haben, und beren Ausbreitung 
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in ben Wünfchen einer katholiſchen und eidgenöffiihen Regierung liegen muß. 
Auf dieſe Weiſe werben Sie Uns in Unferer Sorge für bie Wohlfahrt und 
für den Frieden des Vaterlandes unterftüten. 

Handeln Sie in biefem Sinne, Hochmürdige Herren; dann können 
bie fchönften Früchte fir Staat und Kirche nicht ausbleiben. In diefem 
gemeinſchaftlichen Wirken zählen Sie ſtets und mit Zuverficht auf die Unter: 
ſtützung von Ihrer Regierung, die, während fie die Nechte des Staats in 
allen Dingen zu behaupten pflichtgemäß entichlofien ift, e8 fich eben fo fehr 
zur höchſten Pflicht rechnet, die heilige Religion unter allen Umftänden zu 
ſchützen und zu fhirmen, und der hochwürdigen Geiftlichleit in Ausübung 
ihre heiligen Amtes den Träftigften Schuß angebeihen zu laſſen. Empfangen 
Sie, Hochwürdige Herren, die Verſicherung Unferes aufrichtigen Wohlwollens 
uud Unſerer Hochachtung. 

Der Schultheiß: 

Fr. L. Schuyder. 
Namens des Kleinen Raths, 
Der zweite Staatsſchreiber: 

Eonft. Siegwart-Müller.” 


Die Antwort der Kegierung von Luzern war non wir perfaßt und 
erhielt Die volle Billigung derſelben. Das bilhöflihe Schreiben vom 
Jahr 1833, wovon in der Antwort Meldung gethan wird, war in Bezug 
auf bie Bundesurkunde erlaflen worden. Der Bilhof, von der Negierung 
barum angegangen, hatte es für angemeflen gefunden, feiner Geiſtlichkeit 
alle Einmifhung ins Politifhe zu unterfagen. Auf obige zwei Schreiben 
ber Enzernergeiftlichfeit antwortete ber Biſchof folgendermaßen : 


„Plurimum Reverendi Domini! 


Binas a Lucernensi Clero colendissimo accepi epistolas, quarum 
prior sub sexta Junii a quadraginta et octo, posterior sub Julii finem 
a nonaginta quinque emanarat Sacerdotibus. Etsi vero ad hodiernam 
usque diem responsorias mittere distulerim; id minime ortum esse ‚pu- 
tetis vel ex ulla rei vilipensione vel ex paterni mei erga Vos amoris 
defectu; sed negotiis adscribatis velim non jucundissimis, quibus diu 
noctugue mens mea alffligitur. Quid enim aut majoris momenti ad 
Episcopum seribi potuit, quam quæ concordiam Sacerdotii Imperiique 
concernant; aut a quibus melius, quam ab Ecclesiasticis, quorum pie- 
tati ac scientie plenissime confidam? Nec profecto diei satis potest, 
quantum solatii perceperim ex’Vestro omnium studio, quo Episcopo que 
ac Gubernio Vos devoveritis ita, ut nihil dubii supersit, quominus in 
patria conservetur per Vos et eoncilietur pax optatissima. Pergatis 
queso unanimes, siouti decet fidales Christi ministros, 'his vere Reli- 
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gionis vestigiis insistere ; foventes corda frigidiora, infirmiora corrobo- 
rantes et excitantes languentia. Fieri utigue non potest, quin per lon- 
gius temporis spatium languescat disciplina salutaris. Huic itaque ad 
Tridentini Concilii præcepta ac Constitutiones Diecesanas restaurande 
omnem operam dabitis, non modo persuasi, fore ut ipsa Catholica 
Ecclesia, quscumque circumstantiis rerum ac temporum judicaverit 
esse accomodanda, decernat, sed parati insuper morem gerere legibus 
ita latis. Sic forma gregis per obedientis perlfectissime exemplum ex 
animo facti, percipietis, cum apparuerit Princeps pastorum, ipsi immar- 
cescibilem glorie coronam, et exultabitis etiam de animarum, quæ 
Vestre cur® concredit®e fuerant, ingressu in celum beatissimo. Id ut 
felicissime assequamur, vota Vestra ac preces quotidie ad ter Optimum 
Maximum mittatis quæso piissimas, non dubitantes, auxilium divini nu- 
miois pro Vobis et universo grege suppliciter imploraturum esse illum, 
qui cum summa Veneratione et aflfectu vere fraterno subscribitur Vobis 
Plurimum Reverendi Domini 
addictissimus amicus 
Solodori, 31, Augusti 1835. 
+ JOSEPHUS ANTONIUS, 
Episcopus Basileensis. 
(Heberfegung.) 


„Hochwürdige Herren! 


Es find mir von der ehrmwürbigen Iuzernerifhen Geiſtlichkeit zwei 
Schreiben zugelommen, deren erfteres unterm 6. Brahmonat von adhtund: 
vierzig, das legtere gegen Ende bes Heumonats von fünfundneungig Prie— 
ftern eingereiht wurde. Wenn ich eine Antwort darauf zu ertheilen bis 
jeßt verfhoben habe, fo glaubet nicht, daß dies irgend einer Geringihägung 
der Sache, oder einem Mangel meiner väterlichen Liebe gegen Euch zuzus 
jhreiben fei, Sondern höchſt unangenehmen Gefchäften, melde Tag und 
Nacht meine Seele beirüben, Denn was konnte Wichtigeres an den Biſchof 
geſchrieben werden, als mas die Eintraht zwiſchen Kirche und Staat be 
zwedet; oder von welden konnte biejes fchicliher gefhehen, als von 
Geiftlihen, in deren Frömmigkeit und Wiſſenſchaft ih das vollite Vertrauen 
fege? Und in der That vermag ich e8 nicht auszufprechen, welch großen 
Troft Euer Aller eifrige Ergebenheit gegen den Bifchof wie gegen bie 
Regierung mir gewährt hat, indem fo ohne Zweifel durh Euch der fo jehr 
erwünfchte Friede im Baterlande befördert und bewahrt wird, Fahret fort, 
ich bitte Euch, auf diefem Wege wahrer Keligiofität, wie es getreuen Dies 
nern ChHrifti geziemt, einmüthig zu wandeln, erwärmen bie Fältern Ge: 
müther, ftärfend die ſchwächern und anjpornend bie trägen. Es kann aller: 
dings nit anders geichehen, als daß im Verlaufe längerer Zeit die heilfame 
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Kirchendisciplin erſchlafft. Diefelbe alfo nah den Beihlüffen des Kirchen: 
rathes von Trient und den Diözefanverordnungen wieder neu zu beleben, 
jei Euer ernjtes Bemühen, und feid nicht nur überzeugt, daß die katholiſche 
Kirhe verordnen werde, was immer fie den Forderungen der Zeit und der 
Umftände angemejjen erachtet, ſondern ſeid auch überdies bereit, den fo 
erlafjenen Berordnungen Folge zu leiften. Auf diefe Weife durch das Bei— 
fpiel des vollfommeniten Gehorfams von Herzen das Mufter der Heerde 
geworden, werdet Ihr bei der Wieberkunft des oberften Hirten die unver: 
welkliche Krone der Herrlichkeit empfangen und hoch frohloden, wenn Die 
Seelen, die Eurer Sorgfalt anvertraut waren, in bie himmliſche Seligkeit 
eingehen. Daß wir aber diefes glüdlich erreichen, fendet, ich bitte Euch, 
Eure Wünſche und frommen Gebete täglich zum Allerhöchften empor, und 
zweifelt nicht, daß für Euch und die ganze Heerde um den Beiftand Gottes 
Derjenige bittlich flehen werde, der mit der höchſten Verehrung und wahr: 
haft brüderlicher Liebe fih nennt Euern 
Hohmürdige Herren! 
Ergebeniten Freund 
Solothurn, den 31. Auguft 1835. 
+ %ofeph Anton, 
Biſchof v. Bafel. 


Bor der Hand hatte diefer Briefwechſel Feine andere Folge: allein 
die Trennung der Geijtlichfeit war erfolgt; der Biſchof hatte feine in der 
Mitte ſchwebende Berlegenheit Fundgegeben, die Hegierung hatte einen Halt: 
punkt für ihre Beftrebungen in der Geijtlichkeit felbft gefunden. Traurige 
Ereignifje, welche der Kanton Luzern erft in den vierziger Jahren zu erleben 
hatte, Fnüpfen fih an dieſe Trennung als erften Ring einer Kette an. 

Eine Folge des durch das fogenannte Siebnerconcordat erhobenen 
Machtbewußtſeins war die Abfegung des Pfarrers Anton Huber in Uffikon. 
Anton Huber, von Ettiswyl, war am 18. Heumonat 1817 zum Pfarrer 
von Uffiton erwählt worden. Wenn er auch allgemein als für einen etwas 
bisigen Kopf ſelbſt bei jeinen beiten Freunden galt, fo verwaltete er doch 
feine Pfarrpfründe mit Eifer und zur Zufriedenheit feiner Pfarrfinder, und 
war überhaupt ein fefter, entichiedener Mann. Allein Großrath Joſeph 
Zemp von Uffifon, ein Anhänger der Radikalen, war fein perjönlider 
Feind. Die Regierung war dem Pfarrer nicht gewogen, denn, wie fie ſelbſt 
in einem Berichte an den Großen Rath fagte: „AB es fi vor einem 
Jahre um die Annahme oder Verwerfung der Bundesurkunde handelte, war 
Herr Altpfarrer Huber auch einer derjenigen, ber fich in biefe reinmeltliche 
Angelegenheit fehr eifrig mifchte und auf alle mögliche Weife die Verwer— 
fung zu ergielen fi bemühte, Die Strafbarkeit ſolchen Benehmen ift ſelbſt 
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durch den Hochwürdigſten Biſchof gerügt worden, als etwas dem wahren 
Chriſtenthume Widerſtrebendes.“ Der Kleine Rath ſpielt hier auf die all- 
gemeine Weifung des Biſchofs an die Geiftlichfeit an, fih in das Politiſche 
nit einzumifhen. Sonntags den 24. Wintermonat 1833 hielt ber Pfarrer 
einen Vortrag über das Leſen religionsgefährlicher und fittenverderblicher 
Schriften und las dabei aus der Schweizeriſchen Kirchenzeitung eine Bulle 
Gregors XVI. vom 17. Herbftmonat 1833 ab, melde mehrere beuffche 
Schriften verdammte. Sofort wurde gegen Herrn Huber Klage eingeleitet. 
Er wurde vor den Amtsftatthalter, vor die Juſtiz- amd Polizei-Commiſſion 
und am 8. Nänner 1834 vor den Kleinen Rath; vorberufen. Weberall ge: 
ftand er die Thatfahe ein und fügte die Erflärung bei, er habe Fein Geſetz 
gekannt, welches ihm dieſe Handlung verboten hätte. Es war ein font 
namentlich bei den Radikalen Luzerns angenommener Grundſatz: mas nicht 
verboten, fei erlaubt, Darum bemühte fih ihr Haupt, Dr. Caſimir Pfyffer, 
recht viele Gefege zu machen und alles bürgerliche und politife Leben durch 
Sefete zu regeln, was den Hrn. Probſt Fügliftaller im Hof zu Luzern zu 
dem befannten Spruch veranlafte: er wage es nicht mehr auszugehen, 
aus Furcht, auf irgend ein caſimir'ſches Geſetz zu trampen (zu treten). 
Es rief biefes Bemühen den merkwürdigen Artikel des Polizeiftrafgefeges 
ins Leben, daß jeder Verftoß gegen ein Geſetz oder gegen den Befehl irgend 
einer Behörde, welcher wicht mantentlih unter den Strafgefeben enthalten 
fei, mit einer Strafe zu belegen ſei. Mlles deſſen ungeachtet war Herr 
Huber mit feiner Einrede völlig gerechtfertigt. Denn e8 beftand weder ein 
Geſetz, noch ein Befehl, woburd ſeine Vorleſung im der Kirche verboten 
wurde und beftraft werben fonnte Der Kleine Rath aber feste fi über 
diefe rechtsgültige Einrede weg dur den Erwägungsgrund: „in Ermägung, 
daß Feine von einer geiftlihen Stelle ausgehende Verfügung ohne landes— 
herrliche Bewilligung verkündet werden darf,“ und beſchloß am 8. Jänner: 
„Herr Anton Huber von Ettiswyl, Pfarrer in Uffikon, fei von der Pfarr: 
pfründe, mit der er feit dem 18. Heumonat 1817 belehnt war, abberufen.“ 
Diefes Wort „Belehmen”, wurde bei allen ihren Pfarrernennungen von ber 
Kegierimg gebraucht, obgleih die Radikalen die Abſchaffung aller Feudal— 
rechte ala eine der fhönften ihrer Errungenfchaften priefen, jene Ernen— 
nungen aber im That und Wahrheit nichts anderes ala einfahe Präjen- 
tationen waren. ©leichzeitig ließ der Kleine Rath die Pfarrpfründe fogleich 
zur Wieberbefegung ausfhreiben. Natürlich erflärte der Biſchof „vor Gott 
dem Allmächtigen im Namen Jeſu Ehrifti, daß ich mid gegen den vorge: 
gangenen Depofitionsact feierlich verwahrt haben will, die Pfarre Uffifon 
nicht als erledigt betradhte, jondern den Herrn Anton Huber als ihren recht: 
mäßigen Pfarrer anerkenne ; weswegen auch Feinem anbern Prieſter bie 
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canoniſche Inſtitution für befagte Pfarrei von mir ertheilt werben könne.“ 
Da Herr Huber auf der Pfarrei blieb und die Geelforge verwaltete, fo 
beihloß der Kleine Rath am 18. Jänner (am Vorabende der Badener: 
Eonferenz) auf den an ihn erjtatteten Bericht „daß derjelbe (Huber) bem 
ungeachtet“ (nämlich der Abberufung vom 8. Jänner ungeachtet) „ih ans 
maße die Belorgung der pfarrlihen Verrichtungen fortzufegen, und dadurch 
dem ihm befannten Willen und ausdrücklichen Befehle feiner Obrigkeit trogend 
abfichtlich entgegenhandle, und fomit gegen dieſelbe fi} auflehne“, der Anıts- 
ſtatthalter von Willifau fol fi noch Uffiton begeben „und ben Herrn Alt: 
yfarrer Huber dafelbft in bürgerlihen Berhaft nehmen.“ Dberlieutenant 
Johann Winkler, Kantonsfürfpreh, nachmals Mitglied des Großen Raths, 
ſpäter Scultheiß, Bruder de3 gegenwärtigen biſchöflichen Commiſſarius 
Chorherrn Winkler im Hof zu Luzern, erhielt den Auftrag, den Pfarrer 
Huber in einem Gefährte nah Luzern zu den Vätern Franziscanern zu 
bringen. Der Milizinipector Joſeph Schumader-Uttenberg, welcher auch in 
Hochdorf gegen die Rathsherren Leu und Scherer handelnd auftreten mußte, 
wurbe bevollmädtigt, nöthigenfalls fogar Truppen zur Vollziehung der Ver: 
haftnahmıe aufzubieten. Der Gemeindeammann wurde für die Handhabung 
der Ruhe in der Gemeinde Uffikon verantwortlich gemadt. Endlich wurde 
Herr Huber wegen feiner „Auflehnung gegen die Regierung und ihre Ber: 
orbnungen“ dem Strafrichter überwiefen. Dieje legte Verfügung verbefjerte 
der Kleine Rath unterm 22. Jänner dahin, daß er Herrn Huber der Staatd- 
anmaltihaft zur gerichtlichen Verfolgung „wegen feiner an den Tag gelegten 
BWiderjeglichkeit gegen die unterm 8. Jänner erlafjene Abberufung“ übergab, 
wobei er den oben angebeuteten allgemeinen Bolizeijtrafgejehesartifel im 


Auge hatte. 


Als 216 Bürger der Pfarrei Uffifon um die Zurüdgabe des Pfar: 
rerd und die Aufhebung der Abjegungsihlußnahme baten, wurden fie unterm 
31. Jänner abgemwiefen. Sie gaben in ihrer Bittfehrift dem Pfarrer das 
Zeugniß : 


„Seit dem Antritte feines Pfarramtes im Jahr 1817 hat der hoch— 
würdige Herr Pfarrer Huber fi immerfort als einen eifrigen, um unfer 
ewiges Seelenheil bejorgten, umeigennüßigen und thätigen Seelforger bewieſen, 
der Tag und Nacht bereit war, jedem Nothleidvenden beizuftehen und jede 
Pflicht der Seeljorge treu zu erfüllen; er hat uns durch feinen unbefholtenen 
Lebenswandel ein nahahmungswürdiges Beilpiel gegeben, und durch alles 
diefes unfere Hochachtung, unfere Liebe, unfer Zutrauen in einem hohen 
Grabe erworben; er hat und alle immerdar wie ein Vater geliebt, und ala 
Kinder liebten wir ihn bisher und werden ihn immerfort lieben.“ 
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Inzwiſchen wurde der Pfarrer in Gefangenſchaft gehalten, von einem 
Soldaten bewaht, durch Landjäger in das Verhör und aus demjelben ge 
führt; das Bezirksgericht von Altishofen, an deſſen Spitze Johann Meier 
von Schötz, ein Ultraradifaler, ftand, verurtheilte den Herrn Huber zu vier 
Franken Strafe und zur Tragung der Koften. Welch ein Urtheil für folche 
Behandlung, wie fie Herrn Huber widerfahren! Das Appellationsgericht 
aber, obwohl aus Radikalen beftehend, hob das bezirfägerichtliche Urtheil 
auf und ſprach ihn am 15. April von Schuld, Strafe und Koften frei. 
Das war ein Donnerſchlag für die Regierung. Baumann, Steiger braden 
in Wuthergüffe gegen das Appellationsgericht aus. 

Eine Zahl von 251 Bürgern von Uffikon beſchwerten fih nun beim 
Großen Rathe über die Abberufung ihres Pfarrers. Der Große Rath 
fagte in einer Proclamation vom 7. März, in mwelder er die Bejorgnifie 
des Volkes wegen der Berufung von Ehriftophor Fuchs, wegen der Badener: 
Eonferenz und wegen der Abſetzung von Pfarrer Huber zu beſchwichtigen 
juchte, über letztere vorläufig : 

„Was die Abberufung des Herrn Pfarrer Huber von Uffiton betrifft, 
jo haben wir dem Kleinen Rathe aufgetragen, uns einen umftändlichen Be: 
richt über diefe Angelegenheit zu erjtatten, wonach wir das Angemefjene 
erkennen werden. Immerhin hat fi Herr Pfarrer Huber eines Bergehens 
gegen den Staat, welhem das Recht zur Abberufung von Geiftlihen jeder- 
zeit zuftund, ſchuldig gemacht. Das Recht, daß Feine päpftlihe Bullen, feine 
firchliden Verordnungen, ohne daß fie zuvor der Landesbehörbe vorgelegt 
werden, verfündigt werben dürfen, gilt in allen Fatholiihen Staaten, und 
wurde feit Jahrhunderten von der Regierung der Republik Luzern ausgeübt. 
Diejes Recht muß darım ausgeübt werden, weil jonft in kirchliche Verord— 
nungen ganz weltlihe Dinge eingemijcht werben könnten, wie man wirklich 
Beifpiele hat, daß mittelit päpftlicher Bullen den weltlichen Regierungen 
fogar ihre mwejentlichiten Rechte wollten abgeftritten werden. Zur Verwah— 
rung dieſes Nechts, und Feineswegs in der Abſicht, in Glaubensjahen Vor: 
ſchriften zu ertheilen, haben wir in unferer gegenwärtigen Sigung ein Geſetz 
über die Ausübung des landesherrlichen Placet hinſichtlich der kirchlichen 
Berordnungen erlafien. * 

Welch ein Widerſpruch zwifchen dem Anfang und Ende dieſer Stellen 
in einer Proclamation der oberiten Landesbehörde! Es joll Herrn Huber 
ein Vergehen gegen den Staat dur Ablefung einer Bulle am 24. Winter: 
monat 1833 verübt haben, während das erite baherige Strafgejeg am 
7. März 1834 erlafjen wurde. 

In Erfüllung des großräthlihen Auftrags mußte nun der Kleine 
Kath einen Bericht über die Abberufung von Pfarrer Huber an den Großen 
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Rath erftatten. Jakob Robert Steiger und ich Hatten diefen Bericht, welcher 
eine Rechtfertigung der Handlungsmweije des Kleinen Nathes werden follte, 
zu entwerfen. Steiger übernahm den geihichtlihen, ich den rechtlichen Theil. 
Jener führte, ungeachtet meines Widerſpruches, noch ganz andere Klage: 
punkte als die Verlefung der päpftlichen Bulle zur Begründung der Abfegung 
an, 3. B. nadhläffige Führung der Tauf-, Ehe: und Sterbebücher, obwohl 
in der Abfebungsurkunde gar Feine Meldung davon gethan worden war. Es 
lag in Steiger Natur, von feinem Gegner Alles zu fagen, was er von 
ihm Nachtheiliges mußte. 

In dem rehtlihen Theile wollte ich meinerfeits, als jüngſtgewählter 
Staatsjchreiber, meine Rechtswiſſenſchaft zur Schau tragen, weswegen 
ih bei ganz allgemeinen Begriffen von Staat und Recht anhob, um 
dann auf den einzelnen Fall zu kommen. Auf den in feinem zweiten Gliede 
ganz falfhen Sa: „fo wie der Staat zur Durhführung des Rechtsgeſetzes 
gerichtliche Beamtete aufjtellt, fo ftellt er zur Durdführung des 
Religionsgeſetzes geiftlihde Beamtete — Geelforger oder 
Pfarrer auf” gründete ih meine ganze Beweisführung. Aus dieſem 
falſchen Sat zog ih dann bie natürliche Folgerung : „Ueberall wo ber 
öffentliche Beamtete oder Angeftellte entweder den Zweck, welchen er anzu: 
fireben Hat, zu erfennen gar nicht fähig iſt ober ihm nicht erfennen will, 
und ihm abfichtlih entgegenhandelt, da hat der Staat nicht blos das Recht, 
er hat auch die Pflicht feine Beamteten oder Angeftellten im eriten Falle ein— 
jah abzurufen, im letztern Falle aber abzufegen und zu beitrafen. Denn 
die Strafe trifft den böſen Willen, die Abberufung hingegen den Mangel an 
Erkenntniß, oder wie unfere Berfaffung jagt, die Untauglichkeit.* Es war 
dann noch die Frage zu entjcheiden, welcher Staatögewalt, ob der richter: 
lihen oder der verwaltenden (der Kegierung) das Abberufungsrecht zuftehe, 
Nah den frühern Sätzen betrachtete ich die Abberufung als eine Erflärung, 
daß dem Betreffenden die zu jeinem Amte erforderliche Kenntniß oder Fähig— 
feit abgehe, oder daß er untauglich ſei. Nun aber kann nur derjenige, 
welher den Beamteten vor der Anftellung geprüft und ihn dann angeftellt 
bat, enticheiden, ob die Handlungen diejenige Erkenntniß oder Fähigkeit 
beurfunden, welche Jener bei ihm vorausgeſetzt hatte. Geht es einen Geift: 
lihen an, fo unterfucht die anftellende Regierung, ob er die erforderliche 
Fähigkeit zur Amtsführung beſitze oder als untauglih abberufen werben 
müfle. Da kam aber wieder eine Hauptichwierigfeit. in Tuzernerijches 
Gele vom 23. Weinmonat 1832 erklärte, daß die Angeftellten im Kirchen: 
weien unter die Kategorie von politiihen Beamteten und Angeſtellten 
nicht gehören. Somit war mein Hauptfundament mit der daraus abgeleiteten 
Deweisführung umgeftoßen. Wie half ich mir aus dieſer DBerlegenheit ? 
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„Hier laſſen fih nun zwei Fälle annehmen, entweder find die Geift- 
lichen gar nicht zu den politifhen Beamteten zu zählen, dann tft auch der 
$. 10 der Verfaſſung (melder von Abjegung und Entlafjung handelt) 
niht auf fie anwendbar, oder fie find ebenfalls politifhe Beamtete, dann 
gilt der $. 10 der Verfaſſung aud für fie... Sind fie aber, wie das 
Geſetz vom 23. Weinmonat 1832 jagt, nicht unter die politiichen Beamteten 
und Bebienfteten zu fegen, fo müjlen in Bezug auf diefelben Ausnahms: 
geſetze ftattfinden. Finden fih nun aber Feine diefer Geſetze, vom Geſetz⸗ 
geber audgegangen, vor, und ſcheint man aljo auch nicht vecht zu miljen, 
was die Geijtlihen in ihren Amtsverrichtungen in Bezug auf den Staat 
fein follen, fo muß man zu alten Vebungen und Gewohnheiten, welche aud 
in unferm Kantone Gefegeöftelle vertreten, feine Zuflucht nehmen und ſich 
bei ihnen Raths erholen. Uralte und dur Jahrhunderte hindurch beftätigte 
Vebungen jagen uns dann, daß die Aufficht über die Geiftlihen immerhin 
von der Regierung Luzerns ift ausgeübt worden. Gie jagen uns alle überein- 
ftimmend, daß die Regierung als folhe untauglide Pfarrer abberufen, und 
andere auch wegen geringern Fehlern zurechtgewieſen habe. So lange feine 
andern Gejege beitehen, und fo lange die Geiftlichen nit dem $. 10 ber 
Berfaflung, wie es wohl wünjhbar und folgereht wäre, unterftellt werben 
wollen, werben fie auch fortan nach diefen alten Uebungen und Gewohn— 
heiten zu behandeln fein, und dem Kleinen Rathe ſonach das Recht und die 
Pflicht zur Auffiht, Zurechtweiſung und Abberufung der geitlihen Ange— 
ftellten bleiben, bis er dieſer Dinge durch ein beftimmtes Geſetz wird über- 
hoben werden.” 


Auf melde Zweige Hatte ich mich zuleßt gehängt? Es mar das 
Recht der Abberufung für den Kleinen Kath zu bemeifen, und ich mußte 
am Ende mich wieder zu alten Uebungen flüchten, deren Beitand und Recht: 
mäßigfeit nicht erwieien war. Wahrli eine jchlehte Sache kann auch nur 
Ihleht vertheidigt werden. Doc bewunberte man damals den Bericht als 
ein Meifterftüf, und feither verfohten Staatsmänner von allen Farben 
gleihartige Willfürlichkeiten mit gleichen Seichtigkeiten. 


Der Pfarrer von Uffifon wies dann nah, daß die von Steiger an— 
geführten Thatſachen theils entjtellt, theils völlig unwahr feien: fo zerfiel 
alfo der ganze Bericht in Nichts, und damit auch die Abberufung des Herrn 
Huber von jeiner Pfarrpfründe, melde der Beriht am Schlufle als auf die 
Untauglichfeit des Pfarrers begründet darjtellte, während die Schlußnahme 
in ihren erjten Motiven von einer ahndungsmwürdigen Handlung gegen 
das landesherrliche Recht geſprochen, ſomit eine förmlihe Strafe ver: 
hängt hatte. 
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Am 16. April Fam diefer Beriht an den Großen Rath, welder im 
ben PBerfonen von Eafimir Bfyffer, Jakob Kopp, Adolph: Hertenftein, Joſt 
Anton Kopp von Münfter, Wendelin Koft von Buchenrain, Yofeph Bühler 
von Büron und Pandammann Pincenz Rüttimann eine Commiſſion zur 
Prüfung der Angelegenheit nieberfegte. Nur Eaftmir Pfyffer und Yoft 
Anton Kopp Ichlofien ſich dem Berichte des Kleinen Rathes an und fchlugen 
vor, „daß, da es in ber Competenz des Kleinen Rathes liegt, um begrüns 
deter Urſachen willen einen Geiftlihen von feiner Pfründe zu entfernen, fo 
babe e3 bei der Schlugnahme des Kleinen Nathes fein Bewenden.“ Die 
übrigen fünf Mitglieder wollten durch den Großen Rath ausfprechen laſſen: 


„Es fei die Art und Weiſe der Nbberufung des Priefter3 Anton 
Huber von ber Pfarrpfründe Uffikon nicht gebilligt. Der Kleine Rath 
möge zur Unterftügung der Abberufung des Pfarrers Anton Huber von 
feiner geiftliden Pfründe die an Handen habenden Thatfaden gegen den— 
felben dem hochwürdigſten Bifchofe bekannt machen und von demſelben ver- 
nehmen, ob er bie zur Zeit dem Pfarrer Huber ertheilte kirchliche Einjehung 
zurüdzuziehen fi bewogen finde ober nicht. Gollie der Kleine Rath fich 
mit dem hochwürdigſten Biſchofe nicht verftänbigen können, fo fei er beauf- 
tragt, einen Bericht darüber an den Großen Rath zu erſtatten, welcher das 
Geeignete zw verfügen fich vorbehält.“ 


Als der Kleine Rath diefen Mehrheitsantrag vernahm, gerieth er in 
Angſt. Schultheiß Amräyn, in einer Art Ueberfpannung, melde ihn oft 
anwandelte, erflärte mit geifterartiger bumpfer Stimme: die Ehre der Re— 
gierung verlange es, daß fie abtrete, wenn der Antrag der Commilfions: 
mehrheit vom Großen Rathe angenommen werde. Verſteht fi, daß er 
diefes Abtreten als ein verhängnißvolles Ereigniß für den Kanton Luzern 
und die befürdtete Schlußnahme des Großen Rathes als ein Preisgeben 
aller Iandesherrlihen Rechte anſah. Andere Mitglieder ließen ebenfall® mehr 
oder weniger ihrem Unmillen Luft. Am 19. April kam der Gegenftand zur 
Behandlung und Entfheidbung im Großen Ratte. Jakob Kopp, der Bericht: 
erftatter der Mehrheit, ftüste fi auf folgende Grundfäge: Kirche und 
Staat ftehen neben einander. Es müſſe zwiſchen ihnen ein freundichaftliches 
Verhältniß ftattfinden. Zur Einfehung und Abfegung eines Pfarrer müflen 
geiftliche und weltliche Behörden mitwirfen. Wolle man aber der Staats» 
gemalt allein das Recht der Abfegung einräumen, fo müſſe es nur da aus: 
geübt werben, wo ein Berbrechen oder Bergehen vorliege, und dannzumal 
dur den Richter. Willlür dürfe gegen einen Bürger walten. Felirx Bal- 
thaſar, Appellationsrichter und Gegner des Kleinen Rathes, ſchloß ſich dem 
Antrage der Commiſſionsmehrheit an. Franz Lubwig Schnyder entwidelte 
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ganz die Grundfäge des Fleinräthlihen Berichts, ebenſo Ludwig Plazid 
Meier, nahmaliger Staatsanwalt; Schultheig Amrhyn führte eine Menge 
geihichtliher Belege an, um das von jeher geübte Oberaufjihtsreht der 
Regierung über die Geiftlichen zu erweiſen; „man werde den Kleinen Rath 
niht zum Bettler feiner eigenen Rechte vor dem Biſchofe herabwürdigen 
wollen.” Caſimir Pfyffer als Berichterftatter der Minderheit führte zuerft 
den Großen Rath auf den allerdings allein richtigen Standpunkt, nämlich 
zu unterfuchen und zu enticheiden, ob der Kleine Kath die Befugniß habe, 
einen Pfarrer abzuberufen oder nicht. „Sit er dazu befugt gemejen, jo 
bleibt die Sade erledigt, ift er nicht dazu befugt geweſen, fo muß Anton 
Huber wieder in feine Pfarrpfründe eingefeßt werden.“ 


Indem er die verfchiedenen Anſichten, welche über das Verhältniß 
zwifchen Staat und Kirche geäußert worden, durchging, ſchloß er: 


„Eines ift hier ausgemacht, nämlich, daß es fi) um feinen Glaubens: 
fat Handelt. Deswegen bat der Staat zu verfügen. Berlangt man zur 
Degründung dieſes Verfügungsrechtes ein Geſetz, jo diene zur Antwort, daß 
im Strafrechte jo gut als im bürgerlichen ober Privatrechte die Uebung für 
ein Gejeß gelte. Diefe Uebung zeigt, daß der Staat öfters Pfarrer ab- 
berufen hat.“ Ferner: „Es handelt fih um einen Kampf zwiſchen Kirche 
und Staat, in Saden der Disciplin oder Kirchenzudt. In einem folhen 
Kampfe ift gewiß die Vereinigung der Staatsgewalten höchſt nöthig, ihre 
Entzweiung verderblid, Geſetzt den Fall, der Biſchof wollte, wenn er ge 
fragt würde, die Abberufung Anton Hubers nicht genehmigen und der Kleine 
Rath würde dann an den Papſt appelliven, glauben Sie, Papſt und Biihof 
würden ſich entzweien? Ich glaube es nicht. Lernen wir von ihnen feites 
Zuſammenhalten.“ Weiter: „Dem Kleinen Rathe wird jonjt wohl eher 
Shwäde als zu großer Nachdruck vorgeworfen, und ich theile jelbft auch 
dieſe Anfiht. Wenn man ihm aber jegt die Mißbilligung ausfprechen wollte, 
möchte ich ihm für die begangenen Schwahheiten und für alle fünftigen 
Sünden nicht blos die Abjolution, jondern auch noch vollfommenen Ablaß 
ertheilen. Bereits iſt er eingefchüchtert, er würde aber dur Aufhebung 
feiner Schlußnahme vollend3 der Geiftlichkeit unterworfen.“ 


Adolph Hertenftein bemerkte richtig: wenn man den Bericht zur Hand 
nehme, welchen der Kleine Kath zur Rechtfertigung feiner Handlung eritattet 
babe, jo werde man bald die Unhaltbarkeit und Willkürlichkeit derjelben ein: 
ſehen. Die ganze Rechtfertigung beftehe darin, Pfarrer Huber ſei untauglich 
geweien. Nun war er feit dem Nahre 1817 Pfarrer, Feine Klage ward 
während diefer Zeit wider ihn erhoben. Wegen Ablefung einer Zeitung fei 
er gewiß nicht untauglich geworden. Weber Tauglichkeit eines Priefters könne 
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übrigens die weltliche Gewalt allein Fein Urtheil fällen. Die Prüfung der: 
ſelben ſtehe auch den geiftlichen Behörden zu. Dffenbar ſei feine allgemeine 
Untauglichkeit vorhanden, und darum falle der Hauptgrund der Abberufung 
weg. Ueber die vom Kleinen Rathe angeführten Abberufungsbeiipiele be: 
merkte Hertenftein, fie beweiſen nichts, da ja in jenen Zeiten der Kleine 
Kath auch Nichter geweſen ſei. Wenn man frage, wie es früher und ur: 
Iprünglich gewefen fei, jo habe man damals Geiftlihe in weltlichen Dingen 
dem mweltlihen, in geiftlihen Dingen dem geiftlihen Nichter übermwiefen. 
Zu diefem einfahen Grundfage müſſe man aud jet wieder zurüdkehren. 
Wenn der Kleine Rath einen Unterfhied zwiſchen Strafe und Abberufung 
mahe, fo urtheile er unrichtig. Man folle nur das Kirchenreht, wie es 
ſchon feit vielen Jahrhunderten in der Fatholifhen Kirche beftanden habe, 
durhgehen, jo werde man finden, daß eine Entziehung einer Pfründe für 
einen Priefter als eine der ſchwerſten Strafen erflärt ſei. Weil der Kleine 
Kath ohne Befugniß gehandelt habe, verdiene er Mifbilligung. Er verbiene 
auh wegen feines Berichtes eine Rüge, da er in bdenfelben Geſchichten des 
Pfarrers Huber aufgenommen, die gar nicht dahin gehören, um das Will: 
fürfihe feiner Schlußnahme zu befhönigen, und da er dieſelben in einer 
der Regierung höchſt unwürdigen Sprade dargeftellt. — Man müſſe, wenn 
man ben Gang der Dinge beobadte, auf die Vermuthung kommen, man 
habe nur darum angefangen, die kirchlichen Verhältnifie zu orbnen, um bie 
Aufmerkjamkfeit von den Bundesverhältniffen abzulenfen, und diefe in ben 
Hintergrund zu ftellen. Man habe einen Bengel werfen wollen. Zu folden 
Fehden fei der Zeitpunkt fehr ungünftig. 


„An der Grenze der Schweiz ftehen die Feinde. Die Tyrannen 
drohen der jungen Freiheit den Untergang, die ANriftofratie hat fein Vater: 
land. Die Regierung, ftatt ihre Kraft im unrühmliden Kampfe zu opfern, 
hätte die erhabene Aufgabe, den Frieden und die Eintracht des DVaterlandes 
zu befeftigen und zu bewahren.” 


Hertenftein war nämlich einer Derjenigen, welche die Bundesurfunde 
verworfen und für einen eidgenöffiihen Berfafjungsrath ſich ausgeſprochen 
hatten. Er war zugleih ein perfönlicher Gegner von Eduard Pfyffer und 
bejhuldigte diefen, weil feine Bundesurfunde nicht zu Stande gefommen, 
wolle er nun, um eine Einheitregierung zu verhindern, kirchliche Händel 
heraufbeſchwören. Seine Schlußmworte ſprach Hertenftein in der Begeifterung 
jener franzöfifchen Revolutionärs, deren Neben und Thaten er unaufhörlich 
lad und für welche er ganz eingenommen war. Sein Verdacht auf Eduard 
Pfyffer war offenbar unbegründet, denn dieſer wollte gerade durch Knechtung 
und Berweltlihung der Geijtlichfeit das größte Hinderniß zur ſchweizeriſchen 
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Bundeseinheit aus dem Wege räumen. Jakob Robert Steiger vertheidigte 
den Kleinen Rath, deſſen Mitglied er war, nach feiner Art mit Perſönlich⸗ 
feiten. Er vermwundere fich über die Perfonen, melde den Mehrheitsantrag 
gemadt haben. Denn obwohl Wurgelmänner ober Radikale ihn verfechten, 
fo jei er doch ein-trauriges Mittelding, ein wahrer Laumafjerantrag (ein 
ben Radilalen jehr geläufiger Aushrud). 


„IH verwundere mich über Vincenz Rüttimann, Altſchultheiß, nicht, 
weil ich glaube, er habe nad feinen Grundfägen Recht, über Wendelin Koft 
verwundere ih mid gar nit und über Staatsanwalt Jakob Kopp am aller: 
menigften. Ich bin bereit, auf Verlangen Erklärungen hierüber zu geben. 
Aber billig muß ich mich über Joſeph Bühler verwundern, der mir no 
vor drei Tagen gejagt, der Kleine Rath habe in der Sache Anton Hubers 
vet gehandelt. Verwundern muß ich mid über Adolph Hertenftein. Ich 
vertraue wenig auf meine Rechtskenntniſſe, darum habe ih, vor ber Abbe: 
rufung, Adolph Sertenftein als einen geſchickten Rechtskenner gefragt, ob der 
Kleine Rath das Recht der Abberufung eines Pfarrers habe. Er bejahte 
nicht nur meine Frage, fondern bewies mir noch dazu mweitläufig daB Ab— 
berufungsrecht mit dem Rechte der Oberaufficht.” 


Wenn gefagt worden, Huber habe Fein Verbrechen ober Bergehen 
begangen, jo babe dies feine Nichtigkeit, allein eine Dummpeit Habe er bes 
gangen. Er babe fi burhaus als untauglid bewährt. Sonſt hätte er 
gewiß nicht ftatt bes Evangeliums eine Zeitung vorgelejen, in welcher wahr— 
haft nichts Erbaulihes und nit Worte ber Wahrheit gefunden murben, 
da ein Jeſuit (Caplan Zürcher im Hofe zu Luzern) fie herausgebe. Die 
Bittſchrift, welche voller Schlangenwindungen fei, habe dem Huber ein guter 
Freund gejchrieben, er wäre dazu nicht fähig geweſen..... Eine Prieſter⸗ 
berrichaft wolle er nicht herbeiführen helfen. Wenn aber ſolche zum Unglüd 
herbeigeführt fein follte, fo wüßte er fo gut zu gehorchen als jeder Andere 
und er werbe fih dann wohl hüten, etwas gegen diejelbe auch nur außzu= 
ſprechen, um nicht durch geiftliches Geheimgeriht den Kopf zu verlieren. 
Das urfprünglihe Kirchenrecht, meinte Steiger, zeige, daß der Biſchof dem 
Zöglinge des Priefterftandes die Hände aufgelegt und ihn zur Ausübung 
ber priefterlihen Verrichtungen befähigt habe, „und damit war fein Geſchäft 
aus. Die Gemeinde feste daun den Priefter, ohne Mitwirkung bed Bis 
ſchofs, zu ihrem Pfarrer ein oder ab. An die Stelle ber Gemeinde ift ber 
Staat und im Kanton Luzern der Kleine Kath getreten.” 


Die in allen für den Kleinen Rath ober fonft kritiſchen Angelegen- 
heiten ergriff Regierungsrath Joſeph Krauer von Rothenburg zulegt noch 
dad Wort und fprach mit bewegter Stimme: 


175 _ 

„Wenn man dem Kleinen Rathe das Recht der Aufſicht über bie 
Geiftlichkeit, das Hecht der Abberufung abfpricht, fo forge dann Jeder und 
ihaue Jeder für fih ſelbſt. Menn im Volke bie UWeberzeugung Wurzel 
faßt, daß die Behörden fich befämpfen, fo wirb Jeder berechnen können, 
was erfolgen wird. — Kann man auch noch Ruhe und Orbnung hand: 
haben, jo wird man die Rechte des Staates nad) und nad) verlieren, die 
wir von unfern Vätern haben, und unjere Nachkömmlinge werben das Loos 
von Spanien und Portugal theilen.* 

Hierauf erfolgte die Abftimmung. Mit 56 gegen 29 Stimmen mwurbe 
der Antrag der Minderheit der Commilfion angenommen. Joſeph Bühler 
war no zu dem Minderheitsantrage, wie er fagte, durch die Berathung 
belehrt, hinübergetreten. Der Kleine Rath hatte gefiegt. Als Pfarrer nad 
Uffikon Hatte er, als die Meldungsfrift für die Bewerber ausgelaufen war, 
Johann Dahinden von Schüpfheim ernannt. Diefer nebſt ſechs Andern 
hatte es gewagt, ungeachtet der bifhöflichen Proteftation fih um die Pfarr: 
pfründe von Uffifon zu bewerben. Dahinden wurde vom Biſchof jufpendirt 
und konnte die Pfarrei nie antreten, weil der Biſchof auf feiner Proteſta— 
tion um fo mehr verharrte, da jelbft der heilige Vater Gregor XVI. ihm 
ben Pfarrer Huber als einen um bes Ehriftenthums willen leidenden Priejter 
zum Schute empfohlen hatte. Die Regierung, in ihrer Verfolgung klein— 
licht, begnügte fih nit damit, ben Herrn Huber abgejegt und der Ein- 
fünfte beraubt zu Haben, fie ließ ihm auch noch die Ausübung pfärrlicher 
(fie meinte darunter jeelforglidher) Berrichtungen in allen Pfarrgemeinden des 
Kantons unterfagen, als ihn ber Pfarrer von Roth während einer Kränf: 
lichkeit zum einftweiligen Gehilfen beftellt hatte. Der Zeuge ihres Unrechts 
follte ganz in Unthätigfeit, Armuth und Berlafienheit gefett werden. Später, 
im Yänner 4839, wurde er wegen eines Zeitungsartikels, worin er Pro: 
feſſor Anton Fiſcher der Unfittlichfeit verdächtigt hatte, obwohl es allbefannte 
Thatfache war, daß Fiſcher eine Beihälterin und von ihr einen Knaben in 
feinem Haufe hatte, von dem Appellationsgerichte al3 Berläumbder zur Ges 
fängnißftrafe verurtheilt und auch fogleih durd einen Landjäger ind Zucht: 
hans abgeführt. Herr Pfarrer Huber litt Unrecht, Entbehrung und Kräns 
tung mit Gebulb, verharrte ftandhaft auf feinem Rechte, und erwartete voll 
Auverficht eine befjere Zukunft. Er befam auch Beweiſe ber Theilnahme - 
von nahe ımd ferne. Sein Feind, Joſeph Zemp, der Grofrath, der Urheber 
feines Unglüds, ftarb nad der Abſetzung ohne Empfang der heiligen Sacra: 
mente, die er hartnädig von fi) wies, ALS der Todtenfarg in das Grab 
binabgelaffen wurde, fprang der vernagelte Dedel auf, das Gefiht war 
fhwarz und fo entitellt, daß ein Entjegen durch die Umftehenden fuhr. So 
berichteten Augenzeugen, welche vollen Glauben verdienten. Herr Soft 
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den Brobften überall vor dem Dekan nannten. 2) Die fogenannten folo- 
thurner Domherren, welche nicht Mitglieder des bijchöflihen Senates mwaren, 
gleihlam nur als Ehorherren für den Gotteödienft u. dgl. gelten zu laſſen, 
von der Bisthumsverwaltung und den damit verbundenen Rechten aber fie 
auszuschließen. Der bijchöflihe Senat war mit beiden Beftrebungen ein: 
verftanden und in diefem Sinne famen die Statuten zu Stande. Der 
Biſchof überfandte fie den Ständen mit der Erflärung, daß er vor feiner 
Genehmigung die Rechte des Bifchofes wahren werde. Es jcheint, daß er 
diejelben durch die Statuten beeinträchtigt glaubte. ine Verwahrung der 
« jolothurnifchen Domherren folgte der bifhöflihen auf dem Fuße nad. 
Später kam eine mweitläufige Denkichrift derjelben gegen die Entjtehung und 
gegen den Juhalt der Statuten. Sie behaupteten nämlich, dad ganze Dome 
capitel hätte bei Feſtſetzung der Statuten einberufen werden und mitwirken 
follen, und bemühten fih, nachzuweiſen, daß und worin ihre Gapitularrechte 
durch Diejelben beeinträchtigt und verlegt feier. Domdekan Bod folgte 
hierauf mit einer jehr einläßlihen Erläuterung der Statuten, worin er die 
Einmwürfe der ſolothurner Domherren zu widerlegen ſuchte. ALS dieje zum 
zweiten Male mit einer Gegenſchrift einlangten, fand es Domdekan Bod 
für angemefjen, auch eine zweite Widerlegung zu jenden. Er verwendete 
dazu ein wahres Uebermaß von Gelehrfamkeit und ſpickte feine Widerlegung 
mit jarcaftiichen Witen aus, jo zwar, daß ich, welhem die undankfbare 
Mühe zu Theil geworden war, die Eorrectur aller diefer Schriften, welche 
dem Drude übergeben wurden, zu beforgen, oft dabei dachte und fagte: 
o möchte doch Domdekan Vod feinen Geiſt und feinen Fleiß auf etwas 
Wichtigeres und Nüslicheres verwendet haben! Es entipann fi in Folge 
diefer Statuten noh ein Streit zwiſchen dem Bilchofe und dem Domdelan, 
in weldem diejer Lebtere gegen den Erſteren fehr heftig wurde. Diefe 
Domcapitelöftatuten wurden, wie ich glaube, von den Kantonen genehmigt, 
nachdem fie einmal den Händen oder der Thefe von Schultheiß Amrhyn, 
welder ji deren Prüfung und Begutachtung zugeichaltet hatte, mochtn ent— 
tiffen werben, was jedoch nur mit fehr großer Mühe erreicht werben konnte. 
Lauren; Baumann mußte mehr als ein Mal mit feiner gewohnten Grobheit 
hinter ihn ber, bis endlich die Auslieferung der Statuten erfolgte. Ob 
der Biſchof, ob der heilige Stuhl fie genehmigt habe, ift mir unbekannt, 
Dieje Heinlihe Statutenzänkerei gab mir von ben Wiürdenträgern des Bis— 
thums Bajel einen winzigen Begriff. , 

Ein ernitliherer Streit zwiihen Staat und Kirche wurde im Kanton 
Aargau geführt. Eine Volitif, welde die Religion bei Beitimmung der 
öffentlichen Verhältniſſe eines Volkes in keinen Anfchlag bringt, hatte im 
Jahre 1803 den Kanton Aargau aus zwei faſt gleichen Confeffionshälften, 
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mit einem Meinen Uebergewichte der proteftantiihen Confeſſion, gebildet. 
Die alliirten Mächte, und vorzüglih Rußlands Kaiſer Alexander, durch 
feinen Erzieher General Laharpe dazu verleitet, behielten dieſe unnatürliche 
Vereinigung feſt. Das Uebergewicht der Proteftanten drüdte, feitdem un— 
gläubige Namenskatholiken fi ihnen angeſchloſſen Hatten, immer ſtärker auf 
die aargauifhen Katholifen. Dieſe lafteten im Jahre 1830 noch die Schuld 
einer Empörung auf fih und fielen jo dem Radikalismus in bie Hände. 
Es ift weit von mir, bier alle Gemaltthaten darftellen zu wollen, melde 
er fi gegen bie katholiſche Kirche und gegen die Rechte und Yreiheiten ber 
Katholiken ſeit 1830 bis 1841 erlaubte. (Man ſehe hierüber die von 
dem aargauifhen Regierungsrathe Friedrich verfahte Schrift: „Die Beltre: 
dungen der aargauifhen Katholiken, ihre Kirche durch confeffionelle Tren- 
nung zu fihern. Durch verichiedene Betrachtungen unterftügt und vertheidigt 
von Ehriftian Freymund. 1840.) Nur bei einer einzigen will id mid 
aufhalten. 

An Bolge der Annahme der Badener Eonferenzartifel dur ben 
Großen Rath und mehr noch in Folge einer von den Katholiten des Aar— 
gaus erhaltenen Zufchrift, worin gejagt wurde: „die Beförderer und Freunde 
der kirchlichen Neuerungen ſprächen vielfah und bei jeder Gelegenheit bie 
Behauptung aus: „„der Biſchof habe Alles diefes gutgeheißen,““ erließ ber 
Biſchof unterm 10. April 1835 ein Schreiben an die Kegierung von Aar— 
gau, worin er erflärte, daß er „weit entfernt, die Badener Conferenz- 
beſchlüſſe gutzuheißen, dieſelben vielmehr mißbillige, wie ſämmtliche katholifche 
Biſchöfe zu allen Zeiten dergleichen Artikel ſtandhaft mißbilligt haben“ und 
daß er fih „die Jurisdiction und Rechte des bifhöflihen Stuhls von Bajel 
und der heiligen Kirche dagegen feierlich verwahre.” Im gleichen Schreiben 
verwahrte er ebenfalls feine Rechte gegen eine Beftimmung des neuangenom: 
menen aargauiichen Schulgeſetzes, wodurch der Regierung die Befugniß zu: 
erfannt wurde, auf den Vorſchlag des Kantonsihulrathes im Einverftändniß 
mit dem Fatholifhen Kirchenrathe, ohne Zuftimmung des biſchöf— 
lihden Ordinariates, Neligionslehrbüher in den Schulen der Ka: 
tholifen einzuführen. Am Schluſſe fügte der Bifhof nod die väterlichen 
Worte bei: 

„Meine Amtspfliht macht es mir zur Schuldigfeit, hier auszufprechen, 
wie es in Ihrem Kanton ausfieht. Groß ift die Unruhe unter Ihren Tathos 
fen Landesangehörigen, taufend und taufend Herzen find gepreßt von 
Angit und Beforgniß, bei Tag und Nacht entjteigen der gemilfenhaften Bruft 
bie bitterften Seufzer, fromme Thränen fließen und allgemeine Klagen durch— 
dringen ganze Dörfer und einzelne Häufer. Der ächte Katholit weiß und 
verehrt den Grundſatz feiner Kirche: bei dem, was überliefert 
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wordenift, jolles verbleiben — Sie, Väter des Baterlandes, 
können diefe Angft und Beforgniß Ihrer Fatholiihen Landesbrüder heben, 
die Seufzer ftillen, die Ihränen abtrodnen, die Klagen in frohe Dankes— 
ergüffe verwandeln, große Gefahr vom VBaterlande abwenden und eine Krije 
verhüten, deren Folgen eben fo unberechenbar fein könnten, als jie über: 
jehbar find, wenn Hochdieſelben beim hodhlöblihen Großen Rathe ein Decret 
auswirken, vermöge deſſen im Fatholifhen Kirchenweſen der alte Zujtand 
verbleiben ſoll, bis die beiderjeitigen betreffenden Behörden des Staats und 
der Kirche über allfällige Modificationen ins Ginverftändniß getreten find. 
Die Katholiten haben zufolge ihrer Keligion die Pflicht und zufolge der 
von der Staatäverfajjung gewährleifteten Gewiljensfreiheit und ungehinderten 
Ausübung der katholiſchen Religion auch das Recht, foldhes zu fordern. 
Gewähren Sie ihnen, um was fie dringend anhalten, und Sie werden in 
ihnen Sandesangehörige haben, die treu dem DBaterlande anhangen und mit 
Gut und Blut für dafjelbe ftehen u. j. w.“ 

Die Regierung fürdtete die Wirkung dieſes biſchöflichen Schreibens 
in ihrem Bolfe. Der Große Rath erließ deswegen am 5. Mai folgende 
Proclamation: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Aargau 


an 


das aarganifche Bolk. 


Liebe Mitbürger! 


Seit einiger Zeit werben unter Euch über das dermalige Verhältniß 
und Berfahren der oberjten Kantonsbehörde gegen die Fatholifche Kirche im 
Aargau Anfichten verbreitet, welche nur in gänzliher Unfenntnig des wahren 
Verhaltes der Sache ihren Grund haben können, ober aber in einer bös- 
willigen Abfiht, die Wahrheit zu entjtellen. Aus Srrthum ober aus Bos— 
heit behauptet man, es wollen der fatholifche Glaube untergraben, die Rechte 
der Kirche beeinträchtigt werden. Insbeſondere werben ein Gefe vom 
7. Brachmonat 1834 über das fogenannte Placetum, die Badener Eonferenz- 
befhlüffe vom 20. bis 27. Jänner gleihen Jahres und das am 21. März 
und 8. April diefes Jahres von uns beſchloſſene Schulgejeg als die fatho- 
liche Religion und kirchlichen Rechte gefährdend entitellt. 

Da wir nun heute in den Fall gekommen find, eine auf diefe Gegen: 
fände ſich beziehende Zufchrift des hochwürdigſten Biſchofs von Bafel zurüd: 
zumeifen, jo fteht zu erwarten, daß diejer Beichluß abermals benußt werbe, 
um bie Getäufhten in ihrem Irrthum und die Uebelgefinnten im ihren böfen 
Abſichten zu beſtärken. Deshalb, liebe Mitbürger, haben mir beichlofien, 
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Euch die wahre Lage diefer Verhältniffe kurz, aber firenge der Wahrheit 
gemäß befannt zu machen. 

Die Auffiht des Staates über die äuferlichen Verhältnifje der katho— 
Yıfden Kirche in feinem Gebiete ift eine Befugniß, welche aus den oberſten 
Grundfägen des Staatärehtes fließt und von jeher in allen wohlgeordneten 
Staaten audgelibt wurde. ine Folge jenes Rechtes ift das fogenannte 
Placetum (Placetum regium), d.h. die Pfliht und Befugniß der Staats— 
gewalt, von allen Verfügungen der obern Kirchenbehörden Einfiht zu ver— 
langen und die Vollziehung derfelben zu verhindern, wenn fie den Rechten 
oder der geieglihen Ordnung des Staates zumider find. Dieſes Recht wird 
längst in den meiften europäifchen Staaten gehandhabt, namentlih in ganz 
Deutichland, Franfreih, Deiterreih, Rußland, Ober-Italien. Auch in der 
Eidgenoſſenſchaft beſteht dafjelbe ſeit Jahrhunderten. Bei der Entitehung 
des Kantons Aargau befaken die Fatholiihen Landestheile deijelben ſchon 
förmlihe, von den frühern gejfeßgebenden Behörden erlajiene Geſetze über 
das Placetum; im obern Aargau ein helvetiiches Geſetz vom 5. Hornung 
1800; im Fridthale, einem alten Beſtandtheile des Bisthums Baſel, eine 
Faiferlihe Verordnung vom 26. März 1781. 

Seit der Eriftenz des Kantons wurde auch das Placetum fortwährend 
ausgeübt. Als dann die Errichtung des jetigen Bisthums Baſel beſchloſſen 
war, errichteten die dafjelbe bildenden Kantone am 28. Mai 1828 in Solo= 
thurn einen Grundvertrag, welcher noch dermalen in voller Kraft beiteht 
und in feinem 38. Artikel wörtlih beftimmt: „„Die löblihen Stände ga= 
rantiren fich gegenfeitig daS Recht des Placetum (Placetum regium) in 
jeiner vollen Ausdehnung Alle Publicationen des Biihofs oder feiner De— 
legirten, ſowie die Acten der geiftlihen Gerichtsbarkeit follen dem Gutheißen 
der Regierungen nad darüber feftzufegenden Formen unterworfen fein.” * 

Auf jenen Grundvertrag ſtützt fi das ganze Nechtöverhältnig des 
Bisthums Bafel zu den DiözefansKantonen, und bei Tandesherrliher Beftä- 
tigung der päpftliden Bulle über die Erridtung jenes Bisthums wurden 
die Hohheitsrechte der Kantone, die Kraft der Landesgefege und Verord— 
nungen ausbrüclich vorbehalten. Endlich leiftete der dermalige Herr Biſchof, 
am 26. Heumonat 1829, vor feiner Einweihung in Solothurn den Ab- 
geordneten der Bisthumsjtände zu Handen ihrer Landesherren einen feier= 
lihen Eid, wodurd er den Regierungen der Kantone, aus welchen bas Bis- 
thum Baſel befteht, Treue und Gehorfam ſchwur ımd zugleich 
gelobte: „„weder in noch außer der Schweiz ein Einverftändniß zu pflegen, 
an einem Kathichlage Theil zu nehmen, oder eine verdächtige Verbindung zu 
unterhalten, welche die öffentliche Ruhe gefährden fönnten, und ſollte er je 
Kunde erhalten von einem dem Staate ſchädlichen Anſchlage, fei e8 in 
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oder außer der Diözefe, jo werde er HM Regierung davon in Kenntniß 
ſetzen.““ 

Alſo verhält es ſich mit dem vielfach verſchrieenen Placetum. Das 
Geſetz vom 7. Brachmonat 1834 iſt nur eine Nachbildung der vorher ſchon 
darüber beſtandenen Geſetze, ſogar noch in gemilderten Formen. Einer Ein— 
willigung des Biſchofs bedurfte jenes Geſetz ſo wenig, als irgend ein Aus— 
fluß der geſetzgebenden Gewalt des Staates. | 

Bon den Beitimmungen der Badener Conferenz ift bis anhin nur 
jene über das Placetum in das Leben getreten, die andern warten erſt noch 
ihrer geſe blichen Erledigung, welche da, wo es wirklich einer Verſtändigung 
mit kirchlicher Behörde bedarf, auf dieſem Wege angebahnt werden wird. 
Keine widerſtreitet übrigens dem katholiſchen Kirchenrechte, einige, z. B. die 
Erzielung eines Metropolitanverbandes, die Abhaltung von Synoden, ſind 
ſogar durch die Kirchenverſammlung von Trient (Concilium Tridentinum) 
vorgeſchrieben. 

Der enblih unſer neues Schulgeſetz mit Unbefangenheit und ruhig 
prüft, wird fi überzeugen, daß dafjelbe nichts enthält, was die Religion 
gefährdet oder Firchlihe Rechte verlegt. 

Das, liebe Mitbrüder, ift die Wahrheit; mas derfelben entgegen, 
Irrthum oder Lüge fei, Fönnt Ihr num felbft beurtheilen. 

Der Große Rath anerkennt mit Ehrfurdt die Heiligthümer des reli- 
giöſen Glaubens, er wird fortan die zarte Schonung beachten, welche jie 
befonderö in paritätifhen Staaten gegenfeitig fordern, er wird fie Fräftig 
beſchützen, wenn es deſſen bedarf. Aber feft und unerſchütterlich werden 
wir auch bie Hohe Nflicht erfüllen, melde Verfaffung, Euere Wahl, unfer 
Eid uns auferlegen: wir werden die Rechte des Staates in Kirchenjachen 
beider Konfefjionen mit aller Kraft bewahren, bie Euer Vertrauen in 
unfere Hand gelegt hat; es find dies nicht unjere Rechte, es find bie 
Eurigen, e3 find folde, für bie wir aud unferen Nachkommen verant: 
wortlih find! 3 

Diefe Rroclamation fol an den gewohnten Orten angeſchlagen, in 
das Kantonsblatt eingerüdt und Sonntag den 17. Mai nächſthin, während 
des vormittägigen Gottesdienftes von den Kanzeln wörtlich verlefen werden. 


Aarau, den 5. Mai 1835. 
Der Präfident des Großen Rathes: 
Fetzer. 
Die Secretäre: 


2. Berner. 
Weibel.“ 
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Melde zarte Schonung für bie Heiligkeit des religiöfen Glaubens 
der Große Kath beachtete, zeigte der Schluß dieſer Proclamation, woburd 
er verfügte, daß fie, welche nicht gar verdeckt den Biſchof des Irrthums 
oder der Füge beihuldigte, von allen Kanzeln, alfo durch die Geiſtlichkeit, 
follte verlefen werden. Das Schreiben des Biſchofs ſelbſt betreffend wurde 
vom Großen Nathe beichlojjen: „den Herrn Biſchof Salzmann das fragliche 
Schreiben, dejien Anhalt in gleich hohem Maße gegen die Würde und Die 
Rechte des Staates läuft, mit Hinweifung auf feine beichworenen Pflichten 
dur den Kleinen Rath zurüdzuftellen, das hohe Mikfallen der oberiten 
Landesbehörde darüber ausdrüden und zugleih andeuten zu laſſen, daß er 
für alle Folgen feiner rechtswidrigen Handlungen perfönlih verantwortlich 
gemacht werde.“ 


Die Defane Michael Groth zu Merenihmand und Rohner zu Kirche 
dorf eilten zu dem Biſchofe, um eine Weifung, wie die Geiftlichfeit ſich in 
Betreff des Verlefend der Proclamation zu verhalten hätte, einzuholen. Der 
Biſchof, nad feiner Art, antwortete: er wolle das Verleſen weder gebieten 
noch verbieten. inige laſen die Proclamation am 17. Mat, Andere war: 
teten bis zum nächſten Sonntage darauf, indem in der Zwiſchenzeit die Er- 
laubniß des Biſchofs eingelangt war. Alfein die Negierung von Aargau 
ergriff mit Begierde diefen Anla zur gerichtlichen Verfolgung mißliebiger 
Geiftliher. Die PVerfchiedenartigfeit der Handlungsweiſe von Geite der 
Geiftlihen, welche dur die Umentichiedenheit des Biſchofs mar veranlaft 
worden, mochte die Regierung einen innern Zwiejpalt der Geijtlichfeit jehen 
laffen, welder ihr deren Schwäche offenbarte und ihre eigene Stärfe ver: 
mehrte. Michael Groth, Pfarrer in Merenihwand, Dekan des Capitels 
Mellingen, Gerold Doſſenbach, Pfarrer in Bremgarten, Dekan des Capitels 
Bremgarten, Rohner, Pfarrer in Kirchdorf, Dekan des Capitels Regens— 
perg, wurden von ihren Pfarreien und Dekanaten abgeſetzt, andere Geiftliche 
zu Geld: oder Gefängnißftrafen verurtheilt, unter diefen auh Herr Johann 
Rohner, Pfarrer zu Fislisbah, mein gemejener Mitkoftgänger auf der Werd; 
laube zu Luzern im Jahre 1819/20. Die Regierung ſchickte unterm 
10. Heumonat dem Bifchofe die Strafurtheile gegen die Geiftlihen in den 
Bezirfen Bremgarten und Baden und zeigte ihm an, daß fie zur Wieder: 
bejegung der Stellen und namentlih aud „zur Vornahme der Wahlen für 
die erledigten Defanate von Bremgarten und Regensperg Anftalt getroffen“ 
habe. — 


Nunmehr erfolgte zwiichen dem Biſchofe von Bajel und der Regie: 
rung von Aargau ein Briefwechlel, welden ich hier der Neihenfolge nad 
aufführen will, 
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Der Biſchof ſchrieb: 


„Hochgeachteter hochzuverehrender Herr Fandammann! 
Hochgeachtete hochzuverehrende Herren des hohen Kleinen Raths! 


Durch verehrlichites Schreiben vom 10. Heumonat beliebten Hochdie— 
jelben, mir zwei vom Übergerichte des Kantons Aargau gegen einige Geift- 
lie in den Bezirken Baden und Bremgarten ausgeſprochene Strafurtheile 
in Abſchrift mitzutheilen, mit beigefügter Anzeige, daß Sie zu neuer Ber 
ſezunz der Pfarrei Bremgarten, zu Beftellung eines Pfarrverweiers für 
Kirchdorf, ſowie zu proviforischer Bejorgung der pfarrlihen Verrichtungen 
in beiden Kirchgemeinden bis zur Wahl eines Herrn Pfarrers und Vicars, 
und endlih zur Vornahme der Wahlen für die erledigten Defanate von 
Bremgarten und Negensperg fhon Anftalt getroffen und den Herrn Abt 
von Wettingen erlucht haben, wegen der Paftoration der dortigen und ber 
Kirchgemeinde Würentos die erforderlichen Verfügungen zu treffen. Als ich 
von jolher Einftellung im Pfarramte, Abſetzung von Pfarramt und De: 
fanatöftellen, ſchon getroffenen Anftalten zu neuen Wahlen und Beſetzungen 
ohne alle Berückſichtigung des Ordinariates und mit einer einfachen Anzeige 
des ſchon Gefchehenen an den Bifhof, von diefen Verfügungen der welt: 
lichen Behörden über rein geiftlihe Nemter und Verrichtungen, fogar über 
die Stellen der Defane, auf deren Wahl und Beitätigung die hohe Säcular: 
behörde zu feiner Zeit einen Einfluß gehabt hat, und welche blos im Namen 
des Clerus und Biſchofs daftehen — in den zwei Receſſen und Hochdero 
Schreiben lad, glaubte ich meinen eigenen Augen nicht trauen zu dürfen. 


Bei der proteftantiichen Confeffion, wo der weltlihe Souverän. auch 
das Epifcopat in fich ſchließt, mag ein derartiger Geihäftsgang wohl üblich 
jein, aber nicht unter den Katholifen. In der Fatholifchen Kirche find durch 
die Anordnung Jeſu Chriſti Biſchöfe aufgeftellt, mit eigenthümlicher Macht 
zur Negierung der Kirche ausgerüfte. Wenn nämlich rein geiftlihe und 
firhlihe Gejhäfte nah der Art und Weiſe, wie Ihr Schreiben vom 10. 
diefes Monats mit feinen zwei Beilagen fi ausipricht, behandelt werden 
jollten, könnte der Biſchof folgerichtig nur fogleih jeinen Hirtenftab in die 
Hand des mweltlihen Regenten niederlegen. 


So lange ich aber noch Biſchof bin, darf ich dem Epifcopate nichts 
vergeben und muß in meiner amtlihen Stellung jowohl die allgemeinen 
Vorihriften der Kirche, als auch die befonderen Satzungen der legten Sy: 
noden von Konftanz und Bajel handhaben. Erwäge ih nun dem ganzen 
Inhalt beider Neceffe, To finde ich am den bejchuldigten Herren Defanen 
und Pfarrern nicht nur Fein Verbrechen, fondern nicht einmal ein Vergehen. 
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Eonferenzen mit feinen Capitelsbrüdern zu halten und mit den SHerren 
Defanen im amtlichen Verkehr zu ftehen, Tiegt im Verhältniß des Defanen- 
Amtes. Da die angefchuldigten Priefter die Verlefung der Proclamation 
vom 5. Mai (derem Inhalt ich Hier unberührt laſſe) ihrem Gewiſſen und 
der Religion widerſprechend hielten, Fonnte ihnen eine ehrerbietige Bor: 
ftellungsihrift an den Kleinen Rath bei der durch die Gtaatäverfaflung 
gemwährleijteten Gemwijjensfreiheit und Religion um fo weniger zum Bergehen 
angerechnet werden, weil jie bald darauf nah vom Biſchof eingeholter Er- 
laubniß die Verlefung wirklich vornahmen. Dem zufolge kann ih unmöglich 
die Depofitionen und die Suipenfion ausſprechen, jondern muß ben Herrn 
Kohner immer noch als Dekan und Pfarrer in Kirchdorf, gleihwie den 
Herren Doſſenbach gleihfalls als Dekan und Pfarrer in Bremgarten aner: 
fennen. Weder diefe Defanenftellen, noch dieje Bfarrbenefizien find erledigt, 
und ich darf feinem Prieſter, der zu folden nicht vacanten Stellen fi be: 
fördern ließe, die kirchliche Inftitution ertheilen, jondern muß erflären, daß 
ein Prieſter, der nichts deſto weniger in dieſe Stellen eintreten und darin 
functioniren würde, von dem Nugenblide der erjten Function an von allen 
priefterlihen Berrihtungen ſuſpendirt fein folle, 


Was die Raftoration der Pfarreien Würenlos und Wettingen betrifft, 
wird der hochwürdigſte Abt von Wettingen feinem Rechte nah ſchon dafür 
forgen. Ich habe Hochdenfelben offenherzig eröffnet, was id laut Amt und 
Eid thun und beobahten muß, um nicht den allgemeinen Vorwurf vernad: 
läſſigter Biihofspfliht und die gerechte Verachtung aller Katholiten auf 
mich zu laden. 

So wenig übrigens der unterm 40. April an Sie gerichtete Brief 
durh mich ins Publikum gefommen war, jondern zuerft in einem Beiblatt 
bes jogenannten Schweizerboten erfhien, ebenjowenig weiß Jemand etwas 
von dem gegenwärtigen Briefe, ber deswegen an höchſt Sie gelangt, damit 
Sie dur hochweiſe Vermittlung den unglüdfeligen Eonflict zwifchen Kirche 
und Staat noch verhüten können. 

Ich Habe die Ehre, mit ausgezeihneter Hochachtung und gänzlicher 
Ergebenheit zu verharren, 

Hochgeachteter Hochzuverehrender Herr Landammann! 

Hochgeachtete hochzuverehrende Herren des hohen Kleinen Kathes ! 


Solothurn, den 14. Heumonat 1835. 


Hochdero 
dienſtbereitwilligſter 


+ Iofeph Anton, Biſchof von Baſel.“ 
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„Landammann umd Kleiner Rath ded Kantons Nargan 


an 


den Tit. Sifhof von Solothurn. 


d. d. 22. Heumonat 1835. 


Durch unfere Mittheilung der vom Obergerichte des Kantons gegen 
die ungehorfamen Geiftlihen der Bezirke Baden und Bremgarten audge: 
ſprochenen Urtheile und der von uns getroffenen daherigen Verfügungen 
und Bellzugsanordnungen fanden Sie fih zu einem Antwortsichreiben ver: 
anlaßt, das, vom 14. diefes datirt, uns richtig zugefommen ift, und deſſen 
Empfang wir Ihnen nun hiemit befcheinigen, zugleih aber jehen wir uns 
bewogen, diesfalld in nähere Erörterungen einzutreten, die jedoch nur dem 
Inhalte und MWefentlihen Ihrer Zufchrift gelten follen, indem wir verleßende 
Ausdrüde um fo eher unberührt laſſen fönnen, als Ahnen, Tit.! gegen 
wärtig wohl jelber nicht entgehen wird, daß die befremdende Sprade, die 
Sie wählen zu müſſen glaubten, dem beabjichtigten Zwecke Ihrer Mitthei- 
lung, wie ſolches am Schluſſe Ihrer Zufchrift ausgeſprochen ift, eben nicht 
entiprehe. Sie gehen, Tit.! in Ihrer Zuſchrift von der Vorausfeßung 
aus, daß richterliche Urtheile, gegen katholiſche Geiftliche ausgefällt, Ihrer 
Kritit unterworfen und Sie berechtigt feien, Die Vollſtreckung folder Urtheile 
in dem Falle zu vereiteln, da diejelben mit ihren individuellen Anfichten 
nicht in Webereinftimmung ftehen jollten. 


Wir müflen Ihnen aber, Tit.! der Sie mit unfern Kantonalinſtitu— 
tionen zu wenig vertraut jein dürften, bemerken, daß Eei der durch unfere 
Derfaffung ausgeſprochenen Gemaltentvennung die definitiv ausgefällten Ur: 
theile feiner weiteren Beurtheilung unterliegen und daß eidlich beichworene 
Pflicht uns gebietet, Straffentenzen ohne Anfehen des Standes ober der 
Terfon genau zu vollziehen. Sind nun nad unfern aargauifhen Gefegen 
höchſtrichterliche Strafurtheile eine bindende Norm für die Staatäbehörde 
jelbft, fo werten fie wohl auf von Ahnen, Tit.! zu refpectiren fein, ber 
auf das heilige Evangelium den Eid geleiftet, den Regierungen der Kan: 
tone, aus denen das Bisthum Bajel befteht, Treue und Gehorfam zu leiften, 
wobei Sie dann ferner gelobten, weder Cinverfländniffe zu pflegen, noch 
Verbindungen zu unterhalten, welche die öffentliche Ruhe gefährden könnten. 
Wir Dürfen daher mit Zuverfiht erwarten, daß Sie der Wiederbefegung 
der in Folge oberrihterlicher Urtheile vacant gewordenen geiftlihen Stellen 
feine Hinderniffe in den Weg Icgen werben. 


Sollte dies aber dennoch geſchehen, jollte unter den Namen von Bi: 
ihofsrechten eine aus gerichtlichen Unterfuchungsacten erwieſene Widerſetzlich— 
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feit gegen die Staatögewalt in Schuß genommen werden, jo wird der Stand 
Aargau, auf dem feften Boden des Rechtes ftchend, im Gefühle dieſes 
Rechts und feiner Ehre um die Mittel nicht verlegen jein zu Handhabung 
der Ruhe — und der Nechte des Staates ſolche Hinderniſſe ein- für allemal 
zu bejeitigen und zu beweiſen, daß, wie. früher, jo auch jet derlei Vergehen, 
und wären fie am Altare begangen, vor dem Arme der Gerechtigkeit Feine 
Immunität finden können; er wird unziemender Herausforderung, wie ver— 
meſſenen Zumuthungen oder feindlicher Einmiſchung und Widerſetzlichkeit 
mit Ernſt und daher auch mit ernſten Mitteln zu begegnen wiſſen. 

Wir ſchließen, indem Wir Ihnen, Tit.! bei dieſem Anlaſſe noch zur 
Kenntniß dringen, daß eine Anzeige des Tit. Abts von Wettingen vor uns 
liegt, wornach derjelbe bereits für die Paftoration der Pfarritellen zu Wet— 
tingen und Würenlos in Beachtung der gerichtlichen Urtheile und unferer 
darauf gejtügten Aufforderung gejorgt hat. 


Anbei wollen wir den Anlaß benugen ꝛc.“ 


Der Hohmürdigfte Biſchof erwieberte: 

„Indem ih Ihnen von dem richtigen Empfang Hochdero Schreibens 
vom 22. diejes Monats gebührende Kenntniß gebe, bin ich zugleich im falle, 
die Mitanzeige zu maden, daß, weil die Miffion oder Sendung in der 
Fatholiihen Kirche unter die Dogmata gehört, ih nicht befugt bin, eine 
Henderung in biefer Lehre vorzunehmen, und eben deswegen bei einem un: 
term 14. Heumonat an Sie erlafjenen Reſcripte zu verbleiben die unerläß- 
lihe Pflicht Habe. 

Uebrigens erſuche ih Sie, den Ausdrud der vollfommenften Hoch—⸗ 
achtung und Ergebenheit zu genehmigen, womit ich mich nenne 

Solothurn, ben 25. Heumonat 1835. 


Hochdero 
dienſtbereitwilligſter 

7 Iofeph Anton, Biſchof von Baſel.“ 

Die Regierung ſchrieb wieder: 

„31. Heumonat 1835. 

Wir haben Ihr Schreiben vom 25. dieſes erhalten und daraus mit 
Befremden erfehen, daß Sie auf Ihrer Inhibition gegen die Vollziehung 
der befannten obergerichtlichen Urtheile beftehen. Nachdem wir Ihnen, Tit. ! 


| bereitö bemerft, daß mir gethan, was unferes Amtes war, als wir bie 
Vollziehung anorbneten, finden wir uns Ihrer wiederholten Einfprade, 
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vorzüglich aber der Sache wegen, um die es fich handelt, und im Hinblicke 
auf die mögliden Folgen, bewogen, Ihnen hier nochmal und aufs Be: 
ſtimmteſte zu erflären, daß mir auf der betretenen gefeglihen Bahn unfere 
Stellung wie unfer gutes Recht gegen jede Einmifchung und jeden Eingriff 
wahren und feften Ganges nad dem gefeglich beftinimten Ziele fortichreiten 
werden, — 


Hiermit follen wir denn aber noch die Erflärung verbinden, daß Sie, 
Tit.! im Falle fernerer Widerfeglichfeit für alle daraus entfpringenden Folgen 
mit Ihrer Perfönlickeit um jo mehr dem Kanton werden einftehen müflen, 
als Sie bereit? vom Großen Rathe in ähnlihem Falle für die Folgen 
ordnungswidriger Schritte verantwortlich gemacht, und als Sie, Tit.! Lan: 
besbiichof durh Wahl, Bote bes Friedens durh Sendung, dem Geſetze 
unterthan, zu Aufrehthaltung der Ruhe und der gefeglihen Ordnung im 
Lande verpflichtet find, 


Indem wir Ihnen anzeigen, daß wir die Herren Kammerer aufgefor: 
dert Haben, nunmehr ohne weitere Zögerung die Capitel zu Vornahme der 
erforderlihen Wahlen zu verfammeln, von Zeit und Ort der Verſammlung 
Ihnen Kenntniß zu geben — damit Sie entweder perfönlich oder mittelit De— 
legation beimohnen können — und für die einftweilige Raftoration betref- 
fenden Ortes zu forgen, wollen wir nun erwarten, daß diefen Anordnungen 
ohne weitern Anftand Folge gegeben werde. Würde diefe Erwartung nicht 
in Erfüllung gehen und der Gang der öffentlichen Verwaltung, die geießliche 
Ordnung oder die Ruhe in einzelnen Gemeinden durch Widerfeglichkeit von 
Seite ber geiftlihen Behörde, durch fortdauernde Weigerung, die Seelſorge 
zu beftellen, ober jonft irgendwie geftört werben, alsdann werden Sie, Tit.! 
das Gewicht der Verantwortlichfeit übernehmen müflen, und wir una im 
Falle jehen, dem Großen Rath, als der oberjten Landesbehörde, von der 
Sadlage Kenntniß zu geben, welcher ſodann befchließen wird, was feiner 
Ehre und der Ehre des Landes, was den Verhältniffen, Intereſſen und 
Rechten des Kantone und des Diözefanftandes angemefjen.“ 


Der hochwürdige Biſchof erwieberte nochmal: 


„Beil Hochdero verehrlichites Schreiben vom 31. Heumonat mir zu 
bemerfen beliebt, es fei von Ihnen bei Anordnung defien, mas zum Vollzug 
der obergerichtlichen Urtheile nothwendig war, nur dasjenige gethan worden, 
was Ahr hohes Amt Ahnen auferlegte: jo fann ih um fo zuverfichtlicher 
erwarten, Hochdiefelben werden auch die amtliche Stellung des Biſchofs nicht 
mißfennen, der vermöge jenes Eides, den er vor den hochverehrlichſten 
Herren Deputirten der hohen Diözefan-Stände in die Hände des hoch— 
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würbigften Herrn Confecrator8 der Kirche Jeſu Teiftete, unmöglid anders 
handeln Konnte, als er gehandelt hat. Nie war es fürwahr meine Sade, 
mid in Etwas zu milden, das aufer meinem Amtskreiſe liegt. Wo es 
aber um rein geiftlihe Gegenftände zu thun it, da ſteht der Biſchof auf 
eignem Grund und Boden; und nur im diefem Falle, da GStillihweigen 
Pflihtverlegung wäre, ergriff ih das Wort. Niemand alfo fann mir mit 
Recht vormwerfen, als mißbrauchte ich des Epifcopates Gewalt, und über: 
fhreite meine Gränzlinie, Wirklich Handelt es fih um die Pfarrgemalt, 
das heißt: um die Gewalt, das Wort Gottes zu verkünden, die heiligen 
Sacramente zu fpenden und das hochheiligfte Mekopfer zu feiern; es han— 
delt fih um das rein geiftlihe Erzpriejter: oder Defanen:Amt; über welche 
rein geiftliche Gegenftände, die vor das geiftlihe Forum gehören, das hohe 
weltlihe Dbergeriht durch Einſtellungs- und Entſetzungs-Sentenzen ver: 
füget hat. Belieben Sie jih nun in des Bifchofs peinliche Lage zu denken. 
Der Staat verlangt nun neue Dekane und Pfarrer, und der Biihof fol 
fie canonifh einſetzen. Wie aber kann der Biihof neuen Defanen und 
Pfarrern die canoniihe Einſetzung uud PBegmältigung geben, ohne die bis— 
herigen canonifch entießt und ihrer Gewalt beraubt zu haben? Und wie 
fönnte der Biſchof diefe canoniſch entjegen und ihrer Gewalt berauben, ohne 
daß die canonishen Warnungen vorausgingen, ja, ohne daß nur ein cano- 
niſches Vergehen zum Grunde Tiegt ?_ Das Receß des hohen Obergerichts 
fagt felbft, es fei fein Verbreden vorhanden. Die ganze vorgeworfene 
Schuld beiteht darin, daß die beauftragte Proclamation um acht Tage fpäter 
verlefen wurde, indeß eine Vorftellungsfchrift an die hohe Negierung und 
ein Erlaubnißgefuh beim Bifhof um des Gemifjens willen einging. Des 
Biſchofs Urtheil muß fih gründen auf die Ganones, und diefe verhängen 
hier weder Sufpenfion, noch Depofition. Erſt dann, wenn ich den heiligen 
Satungen zuwider nad bloßer MWillfür fufpendiren und deponiren wollte, 
könnte man mich eines ordnungswidrigen Schrittes bezüchtigen. Hochdieſelben 
führten mir zu Gemüthe, wie ftreng ich zur Aufrethaltung der Ruhe und 
Ordnung verpflichtet fei. Schon lange gab es eine gute, weil von Gott 
eingefegte, Ordnung in der katholiſchen Kirche, und vermittelft derfelben 
eine Land und Volk wahrhaft bejeligende Ruhe, zu deren Erhaltung ih 
gerade auch bie kirchliche Ordnung aufrecht erhalten muß. Ferner fagen 
Hochdiefelben, ich jei dem Geſetze unterthan. Hier erlaube ich mir die vor: 
läufige Bemerkung, daß nit der Biſchof in den Kanton Nargau aufge 
nommen worden ift, ſondern der Kanton Aargau (jeiner Fatholiihen Bes 
völferung nah) in das Bisthum Bafel aufgenommen wurde, Der Bildhof 
bat in dem Kirchlichen eine jelbitftändige Stellung, und ihm ift von Gott 
die Aufrehthaltung der katholiſchen Religion und der kirchlichen Rechte an— 


191 


vertrauet, wofür er dem Oberhaupt der Fatholifchen Kirche und dem emigen 
Richter der Lebendigen und Todten verantwortlich bleibt. Webrigens wenn 
das Gefeb einem Leben gibt und läßt, was ihm gehört — dem Staate, 
was dem Stante — und ber Kirche, was der Kirche zukömmt: o fo erfreue 
und rühme ih mid, ein Untertban des Geſetzes zu heißen. Dadurch jedoch 
will nicht gejagt fein, daß der Biſchof weltlichen Verordnungen zu huldigen 
Schuldigkeit Habe, wenn jelbe, in Form und Wefen der Fatholifchen Reli: 
gion und Kirche eingreifend, dem Biſchof, den der heilige Geift geſetzt hat, 
die Kirche zu regieren, feine wefentlihe Amtsgewalt fhmälerten oder ganz 
und gar entzögen. 


So weit werden Hochdieſelben den Eid, den ich den hohen Diözefan: 
Ständen gefhworen habe, nicht ausdehnen wollen ; fonft müßte ich mir vom 
apoftoliihen Stuhle, der dem Biſchof foldhen Eid zu leiften erlaubte, eine 
Erflärung auäbitten, wie weit fich derfelbe ausdehne. Wenigftens alle jene 
hohe Deputirte der hochlöblichen Stände, melde der onfecration bei: 
wohnten, und aud den Kircheneid mich ablegen hörten, und die Worte der 
Meihe vernahmen, willen eben fo gut die Schranken beider Eide, ala ih 
den Zuftand kenne, in und unter welchem das Epifcopat von mir über: 
nommen wurde. Jede Behörde hat ihre eidliche Verpflichtung — ich bie 
meinige und Sie die Ihrige. So fihert und gemwährleiftet auch die Ber: 
faffung der neueften Zeit Gewifjensfreiheit und die freie Ausübung bes 
katholiſchen Cultus. 


Endlich machen Sie mich noch aufmerkſam, daß ich Landesbiſchof 
durch Wahl und Bote des Friedens durch Sendung ſei. Ja, hochgeachtete, 
hochzuverehrende Herren! der durch canoniſche Wahl aufgeſtellte Biſchof, fo 
weder aus Eigennutz, noch Ehrſucht, noch Bequemlichkeitsliebe, ſondern aus 
Gehorſam den Hirtenſtab übernahm, und mitten unter den herbſten Leiden 
nur aus reiner Liebe zu Gott und dem Vaterland bisher auf dem ihm an— 
gewieſenen Kreuzesweg ausharrte, kennt ſeine hohe Sendung — aber er 
kennet fie zu gut, als daß er den wahren Frieden, den er zu bieten hat, 
niht von dem falſchen Frieden zu unterfheiden verftünde. Den Frieden, 
ben Jeſus gibt, nicht den Frieden, den die Welt gibt, ift er feinen Gläu— 
bigen ſchuldig. Ach habe Ihnen hier in gedrängtefter Kürze meine Amtes: 
ftellung geichildert, woraus Hochdiefelben folgern müflen, daß ih nichts 
Anderes thun kann, als auf demjenigen zu verharren, was ich unterm 
14. Heumonat Ihnen vorzueröffnen die Freiheit gehabt. Ich hatte Sie 
damals um Hochdero meifefte Vermittlung angeluht, und glaube auch jebt 
noch, daß in dem hohen Wohlwollen des Großen Rathes das zuverläjfigfte 
Mittel liege. 


192 


Genehmigen Sie übrigens den Ausdrud der ausgezeichneten Hochach— 
tung und Ergebenheit, womit ich mich unterzeichne, 
Hochgeachteter hochzuverehrender Herr Landammann! 
Hochgeachtete hochzuverehrende Herren des hohen Kleinen Rathes! 


Solothurn, den 3. Augfimonat 1835. 
Hochdero 
dienſtbereitwilligſter 
+ Iofeph Anton, Biſchof von Baſel.“ 


Der hochwürdige Biſchof ſchrieb unterm 22. Augſtmonat: 


„Indem ich die Ehre habe, Hochdenſelben die unterm 19. Augſtmonat 
mir zur Einſicht überſandte Bittſchrift des Herrn Hyazinth Stocker nebſt 
den Belegen (deren neun bezeichnet wurden, wovon aber Nr. 3 ſich nicht 
vorfand) zurückzuſchicken, thut es mir herzlich leid, auf dieſen Gegenſtand nicht 
eintreten zu können, weil die geiſtliche Pfarrſtelle zu Bremgarten kirchlich 
noch nicht erlediget ſich befindet. Es ſcheint, Herr Hyazinth Stocker kenne 
ſeine prieſterliche Stellung zu wenig, ſonſt würde ſeine Bitte um eine 
Stelle, zu welcher er unter den gegenwärtigen Umſtänden die weſentlich 
nöthige Bevollmädhtigung nie hoffen darf, unterblieben fein. In der feiten 
Ueberzeugung, Hochſie erkennen die amtliche Pflicht, welche mir fo zu han— 
dein, wie es wirklich gefchieht, ftrenge gebietet, verharre ich mit ausgezeich— 
neter Hochachtung und gänzlicher Ergebenheit.” 


„24. Augftmonat 1835. 


„Landammaun und Kleiner Rath des Kantons Aargau 
an 


den Tit. Sifchof von Kafel in Solothurn. 


Ihre verehrliche Ermwiederung vom 22. d. bezüglih auf die Anmel: 
dung des Priefters Herrn Hyazinth Stoder für die kraft Nichterfpruches 
vacant gewordene Pfarrftelle in’ Bremgarten jegt uns in Kenntniß, daß Sie 
Ihre oberhirtlihe Bevollmächtigung für Herrin Stoder nicht ausſprechen Fönuen, 
weil jene Pfarrſtelle kirchlich ſich noch nicht erledigt befinde, 

Wir fönnen e8 nur fChmerzlich bedauern, die verfafiungsmäßigen Nechte 
und Pflihten der Staatsbehörben, deren VBorhandenfein am allerwenigiten 
von Ihnen in Abrede zu ftellen fein follte, dennoch fortwährend in dem 
Maße verfannt zu jehen, daß Ihr Handeln mit den Ausflüjien vehtmäßiger 
Staatsgewalt in vollem Widerſpruche dafteht, müſſen aber in dem uner: 
Thütterliden Bewußtjein unferer Pflicht auch den feſten Willen ſchöpfen, fie 
gewiſſenhaft zu erfüllen; wir müflen, indem wir Sie für alle Folgen eines 
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nit zu rechtfertigenden Widerftrebens verantwortlich” machen, in der Ihrer: 
feitigen Ablehnung jeder Mitwirfung, wo eine folhe in casu Ahnen zufam, 
den Verzicht auf diejelbe, und um jo mehr noch die volle Befugniß auf 
unferer Seite eıbliden, zu allen Verfügungen, die die Vollziehung des gefeß- 
mäßigen Richterausſpruches im vorliegenden Falle mit ſich bringt, und das 
Nihtvorhandenfein eines die Perfon des angemeldeten Prieſters betreffenden 
gültigen Ausjchliegungsgrundes vollends gerechtfertigt erjcheinen läßt.“ 


Der hochwürdige Bilchof erwiederte: 


„Hochdero verehrliches Schreiben vom 24. Augfimonat macht es mir zur 
Pflicht, an Höchſtſie die ehrerbietige Eröffnung einzufenden, daß ich durch 
mein Refeript vom 22. des gleihen Monat nicht nur auf fein dem Biſchof 
zukommendes Recht Verzicht Teifte (mas ja meinen Amtseide zumider und 
ungültig wäre), fondern daß ich gerade dadurch dasjenige, welches bereits 
unterm 14. Heumonat an Hochdiefelben von mir einberichtet worden war, be= 
fräftige und die Rechte des Epifcopates verwahre. Traurig und fchmerzlich 
iſt es allerdings für mich, in meiner amtlichen Stellung diejenige Haltung 
beobachten zu müſſen, die, weit entfernt, ein nicht zu rechtfertigendes Wider: 
ftreben zu fein, vielmehr ernfte und ftrenge Gemwiflenspfliht if. Es lebt 
aber auch in mir die troftreiche Meberzeugung, daß Sie dem Biſchof, der 
nah Amt und Gemwifjen handelt, Ihre bisherige Achtung und Wohlwollen 
nicht entziehen werben. 


Genehmigen Sie die ausgezeichnete Hochachtung und gänzliche Erge: 
benheit, womit ich die Ehre habe mich zu nennen, 
Hochgeachteter Hochzuverehrender Herr Landammann ! 
Hochgeachtete hochzuverehrende Herren des hohen Kleinen Rathes! 


Solothurn, den 25. Augftmonat 1835. 


Hochdero 
dienſtbereitwilligſter 
+ Sofeph Anton, Biſchof von Baſel.“ 


Nachdem die Regierung von Aargau bie Erfolgloſigkeit ihrer Bemü— 
hungen eingeſehen hatte, den Biſchof zur Anerkennung der Abſetzungsurtheile 
gegen die Geiſtlichen zu vermögen, erſtattete ſie dem Großen Rathe Bericht 
und ſuchte die Staatsrechtlichkeit ihrer Handlungsweiſe mit folgenden Sätzen 
über allen Zweifel zu erheben: 


„Die BVerfaffung anerkennt Feine Vorrechte; das Geſetz fteht über 
Rdem, die Gemwalten find getrennt, und ein oberrichterlihes Urtheil fol im 
13 
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höchſter Inftanz von jedem Bürger, ohne Anfehen des Standes, von jeber 
Gemeinde oder Corporation anerkannt und befolgt werden. Selbſt gegen: 
über den Staaten des Auslandes fteht das obergerichtlihe Urtheil, nach den 
Forderungen des Völkerrechtes, in Kraft.“ 


Ihrem Berichte ſchloß die Negierung ein Outachten des Fatholifchen 
Kirhenrathes von Aargau bei, um auch die Kirchenrehtlichfeit ihrer Hand: 
lungsweife gegen Geiftlichfeit und Bifchof zu erweiſen. Dieſes Gutachten 
ift zu intereffant, als daß ich Hier nicht die Quinteſſenz deſſelben auszöge. 


Die zu löſende Streitfrage ftellte der Kirchenrath fo: 


„Hat ein katholiſcher Biſchof das Neht, gegen ein von den verfaf- 
fungsmäßigen Gerichtöhöfen des Staates nah den geſetzlichen Rechtsformen 
über einen katholiſchen Priefter, der ſich eines bürgerlichen Bergehens ſchuldig 
gemacht Hat, ausgefälltes Urtheil Einfpradhe zu thun, und deſſen Vollziehung 
Hinderniffe in den Weg zu legen ?* 


Die Frage wird für zwei Fälle bejaht, wenn nämlih 1) vom Staate 
bie Immunität anerfannt, oder 2) ein von bürgerlichen Gerichten ausge— 
fälltes Urtheil „unbeftreitbar und allgemein anerkannten Glaubenslehren 
widerſpricht, oder biejelbe in ihrer urfprünglichen ‚Reinheit verlegt, weil der 
Biſchof die eidlihe Pflicht hat, über die Neinheit und Sicherheit der ur- 
Fathofifchen Lehre und Rechte zu wachen.” ‘Natürlich wird dann dargelegt, 
daß diefe beiden Fälle nicht vorhanden jeien, obihon der Biſchof dem erftern 
verbedt, den zweiten ausdrücklich annehme. Naiv ift folgende Stelle: 


„Sehen wir auf das Evangelium, diefe heilige Grundlehre des Chri- 
ſtenthums, fo finden wir in demjelben durchaus nichts, das bie Bekenner 
und Lehrer ber chriftlichen Religion ben Gerichten der Staatsgewalt ent: 
zogen wiſſen möchte; im Gegentheil hat Ehriftus — feines Befehls, bie 
Rechte des Kaiferd zu achten, nicht zu gedenken — feinen Apofteln und 
Schülern ausdrücklich die weltlihen Gerichte der Fürften und Könige, vor 
benen jie zu erfcheinen haben, vorhergefagt und fi fogar felbft, ob— 
wohl &, wie er fich bei ſeiner Gefangennehmung gegen Petrus äußerte, 
ſich deſſen, wenn er wollte, zu entwinden in feiner Macht ftand, dem ver: 
faffungsmäßigen weltliden Richter hingegeben. Petrus, auf 
befien freies Bekenntniß und begeifterten Glauben Chriftus für alle Reiten 
feine Kirche gründete, gebietet fämmtlihen Belennern, mithin aud ben 
Lehrern des chriſtlichen Glaubens, Unterwerfung unter die Obrigkeit und 
ihre Statthalter, weil e8 Gottes Wille fei, daß die Gläubigen dadurch un— 
wiſſende und thörichte Menfhen zum Schweigen bringen. Paulus aber be= 
fiegit nicht blos, daß Jedermann ohne Ausnahme ben vorgeſetzten Obrig⸗ 
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keiten ohne Unterschied unterthan fein Tolle, weil jede Obrigfeit von Gott 
verordnet fei und Jeder, der fich ihr wiberjegt, Gottes Anordnung wider: 
firebe, jondern lehnte, als er religiöjer und bürgerlicher Vergehen und Ver— 
breden von den Juden angeklagt war, außdrüdlid das hohe Prieſter— 
gericht in Jeruſalem als unbefugt ab, und appellirte geradezu an den 
Kaifer, vor deſſen Gerichten allein er gerichtet werden müſſe und wolle.“ 


Konnte etwas Naiveres gegen die Immunität im Santon Aargau 
angebradt werden ? 


Bon den römiihen Kaifern wird, geftügt auf einen Ausfprud von 
Eufebius, gejagt: fie waren „die allgemeinen, von Gott, nicht für ein 
einzelnes Bisthum, ſondern für das ganze Reich oder den geſammten Staat 
verordneten Bifchöfe.” 

Ueber die Zeiten der Immunität wird gefagt: „Kaum hat die Menſch— 
heit eine traurigere Verwirrung aller göttlichen und menſchlichen Nechte als 
damals erlebt, wo ein felbitjtändiger Prieiterftaat die Staatsgewalt unter 
jeine Füße nahm.” 

Den Schluß des eriten Theiles bildet der Satz: „An dem Weſen 
der Geſchichte der hriftlichen Kirche findet alſo die jogenannte geiſtliche Im— 
munität durchaus feine rechtskräftige und haltbare Begründung, ja fie erfcheint 
fogar mit den evangeliihen und apoftolifchen Grundfägen des Chriſtenthums 
in geradem Widerjpruche, und wo fie von der Geiftlichleit, entgegen der 
Stantögewalt angeſprochen wird, als unbefugter und vermeilener Eingriff in 
die landesherrlichen Rechte.“ 

Von den alten Eidgenoſſen heißt es: „Sie betrachteten die Landes- 
fire und die Landeögeiftlichkeit, wie das Land jelbit, als ihre und feines 
Andern Sade.“ 

Den Mebergang zu dem zweiten Theile macht der katholiſche Kir- 
chenrath mit dem groben Schniger, daß er auf die Trage: „Was ijt wirk- 
lie ober ächte Glaubenslehre oder Dogma?“ antwortet: „Der fromme, 
chriſtkatholiſche Philofoph und Religionslehrer Eſchenmaier ant: 
wortet im Einverftändniß mit evleuchteten neuern Gottesgelehrten auf diefe 
Frage in feiner von Rom ſelbſt nit verworfenen Dogmatik u, ſ. m.“ 
Welch' eine Schmach, welch' eine umerhörte Unwiljenheit, daß ein katholifcher 
Kirhenrath einen proteftantiihen Philofophen einen chriitfatholiichen Reli— 
gionslehrer nennt, deſſen Dogmatik von Rom nicht verworfen fi? Und 
foihe Leute wollen über einen Bifchof in Glaubensſachen zu Gericht figen? 
Und die Negierung von Aargau erklärt biefes Gutachten als das ihrige! 
Dem Biihof wird dann die Belehrung gegeben, daß er die Glaubenslehre 
von ber göttlichen Sendung zu weit ausdehne, indem im dieſer mur bie 
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Priefterweihe, nit aber auch die Uebertragung des Pfarramtes begriffen 
fei; er wird auf den von ihm eingeführten Katehismus gewieſen, melder 
in dem ganzen Abjchnitte, „der von dem Sacrament der Priefterweihe han— 
delt, mit feiner Silbe irgend eines Kirchenamtes erwähnt, welches doc) hätte 
geihehn müfen, wenn deren Verleihung dogmatiſch zur Priefterweihe 
gehörte.” Naiv ift wieder was unmittelbar auf diefe Stelle folgt: 


„Sie kann aber auch ſchon deswegen nicht dazu gehören, weil fonft 
berjenige Priefter, der, wie e3 ja Manche gibt, in feinem ganzen Leben nie 
eine Pfründe ober kirchliche Beamtung befömmt, eben jo mwenig als bie 
Millionen Andern, welde nit die Einfegung in alle Kirchenämter errinz 
gen, je einer volllommenen Prieſterweihe theilhaftig werden könnten; ober 
mit andern Worten: ein Prieiter hätte erit dann die Weihe vollfommen 
empfangen und wäre erft dann ausgemweihet, wenn er in alle kirchlichen 
Aemter vom Caplane bis zum Papfte eingefeßt worden, Auf diefe Weije 
föunte es dann nothwendig in der Fatholifhen Kirche immer nur einen 
regulären Priefter geben, nämlich den Vapſt, ber in die höchſte und letzte 
firhlihe Seelſorge inftituirt ift. Es ift alfo nur die Ertheilung des unaus— 
löſchlichen priefterlihen Charakters, die Ertheilung der Priefterwürbe, facra= 
mentaliih und mithin dogmatifh: Bepfründung und Einfegung in ein 
firhlies oder geiftlihes Amt aber mit diefem dogmatiſchen Theile der 
Missio, wie fie vom Biſchofe verftanden zu werben fcheint, durchaus nicht 
in nothwendiger Folge, Verbindung und Einheit. Sie find fih vielmehr 
ihrer innern Natur nah geradezu entgegengefest. Die Ertheilung der 
Prieſterwürde, diefer erhabenen, evangelifhen Sendung, ift göttlichen, ewigen 
Charakters, die Einfekung in eine Pfründe oder Stelle rein örtlicher und 
zeitliher Natur. Es iſt daher an ber Missio nur die Prieſterweihe 
facramentalif$ und darum aud allein dogmatiſch. Die Bepfründung aber 
oder Einfeßung in ein kirchliches Amt ift Fein Sacrament und darum aud) 
fein Dogma, Feine Glaubenslehre, indem fie etwas zum Gegenftande hat, 
was nit aus dem Evangelium, fondern durch nothwendig gewordene zeits 
liche und örtlihe Einrichtungen auf uns gefommen ift. Wer fie zur Glau— 
benslehre erheben wollte, würde ſich nad unjerer Anſicht unevangeliſcher 
Neuerung fhuldig machen, wogegen wir dann bie bisherigen Rechte ber 
Staatögewalt auf das Firhlihde Pfrundmweien für alle Zukunft verwahrt 
wiffen mödten. Da nun aljo die obergerichtlihen Urtheile lediglich Die 
Bepfründung und kirchliche Beamtung, nicht aber die priefterlihe Würde, 
deren Ertheilung auf einer beftimmten Glaubenslehre beruht, berühren, ins 
dem bie in ihren firchlihen Aemtern eines- Theil® nur an einem gemillen 
Orte und andern Theil® nur auf eine gewiſſe Zeit eingeftellten Briefter 
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deswegen nicht aufhören Priefter zu fein, fondern dennoch das Evangelium 
verfünden und die heiligen Sacramente austheilen Können, freilich für einſt— 
weilen nur nicht mehr an dem bisherigen beftimmten Orte, fo finden wir 
diefe Urtheile auch von Seite der Fatholifhen Glaubenslehre gegen die Ein: 
ſprüche des Biſchofs volllommen ficher geftellt. Uebrigens müflen wir offen 
geftehen, daß wir das divecte Vorſchützen eines dogmatiſchen Hinderniſſes in 
dem Schreiben des Hohmürdigen Oberhirten mit folhem Befremden laſen, 
daß wir lange ungemwiß waren, ob nicht etwa in jener ganzen Stelle ein 
finnftörendes Verfehen liegen möchte. Denn wenn fon bie Zulafjung 
und Entfernung zu und von einer Bepfründung dogmatifcher und facra= 
mentalifher Natur wäre, um wie viel mehr müßten jene Fatholiihen und 
paritätifhen Landesheren in das Dogmatifche fih einmilhen, melde den 
„„Zutritt fogar zum Sacrament der Prieſterweihe““ von fih aus von 
einer Vorprüfung abhängig madhen, und in einzelnen Fällen den Ein— 
tritt in den Priefterftand fo gut als in den Lehritand verweigern! Und 
doch ift Feine Kirchenbehörde je gegen ſolche Verhinderungsmaßregel auf: 
getreten.“ | 


Aus Michels Lehrbuch des Kirchenrecht ftellte der aargauifche Kirchen: 
rath noch den Sag auf, daß dem Staate die Bepfründung zuitehe, denn 
er gebe dem Priefter Ort, Volt und Befoldung — was die Pfründe aus: 
made, fomit komme dem Staate auch die Entpfründung zu. Weil die 
Aebte von Wettingen und Engelberg ihre durch die aargauiſchen Gerichte 
entpfründeten Gapitularen zurüdgezogen und durch andere erjegt haben, 
fo wird daraus geſchloſſen, fie haben das Entpfründungsreht des Staates 
dadurd anerkannt. „Wir meinen, was ein Fatholifher Abt thun Fann, 
ſollte auch ein katholiſcher Biſchof thun können!” 


Sehr naiv für einen republikaniſchen katholiſchen Kirchenrath iſt auch 
noch folgende Stelle: 


„Dieſes Recht (der Entpfründung) von den alten Kaiſern ſogar über 
den päpſtlichen Stuhl und die Biſchofswürde, und von den chriſtlichen Ge— 
meinden über ihre Prieſter und Seelenhirten lange Jahrhunderte ohne Ein— 
ſprüche geübt, und eigentlich erſt im Inveſtiturſtreite für den Staat, wie 
für das chriſtliche Volk faſt gänzlich untergegangene, in unſern Tagen jedoch 
von den Landesfürſten, wie jüngſt noch vom ruſſiſchen Kaiſer Niko— 
laus durch die Abſetzung des dem polniſchen Aufſtande gewogenen 
Biſchofs von Warſchau wieder geltend gemacht, wurde, trotz aller Kriege 
ber Päpfte mit den Kaijern um den höhern und niedern Pfrundbejig, von 
ben Eidgenojjen ſtets aufrecht erhalten.” 
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Schluß und Unterfchriften mögen bier auch noch ihren Platz finden : 

„Erwägen wir daher alles und jedes, was in dieler Sade von Seite 
der Staatögewalt biöher geſchehen, fo gereiht e8 uns, wie gewiß jebem 
treuen Bürger und dem Fatholifhen Volke insbejondere, bei allen unfreund— 
lihen Wirren, wovon jolderlei Eollifionen im Staatöleben ftet3 begleitet 
find, zur großen Beruhigung, Ihnen unfer unmaßgeblihes Gutachten mit 
der. offenen und fvendigen Erklärung abgeben zu können, daß die vom 
Biihofe unterm 14. Heumonat in Betreff der Einitellung und Abjesung 
von Geiftlihen in und von ihren Nemtern erklärte Anhibition gegen die 
obergerichtlichen Urtheile ſowohl in Hinſicht auf Fatholiihe Glaubenslehre, 
als Staatäfirchenreht keineswegs gerechtfertigt jei. 

Vebrigens geitehen wir offen, daß viele unferer im Gefühle urchriſt— 
licher Neligionsreinheit und altvaterländiiher Kirchenvechte Hier ausgeſpro— 
chenen und dargelegten Grundjäge Manchem, der weder dieje noch jene zurüde 
wünſchet, mit angebligen Religionsrehten hie und da int Widerſpruche 
ericheinen. Indem mir die Religion heilig achten und ihre chrwürdigen 
Rechte unangetaftet willen möchten, jo können wir die von und wideripro- 
henen Nehte nimmer für Religionsrechte, Tondern ſchlechterdings nur für 
ufurpirte, der religiöfen, jittlihen und geiftigen Bildung des chriſtlichen 
Volkes Höchit gefährlihe Priefterprivilegien halten, welche bereits aller 
Orten unnahjihtlih dem Gerichte des zürnenden Weltgeijtes verfallen find, 
Desungeahtet erfennen wir auch geheiligte im erhabenen evangeliichen Berufe 
ſelbſt begründete Priejterrechte, eine unverletliche Kirchenfreiheit, eine kirchliche 
Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit an. Die greifen aber nicht in die Rechts— 
bücher der Staatögemwalt hinüber, ſondern wurzeln und wirken auf eigenem 
Grund und Boden, der da ift das göttliche Evangelium und feine würdige 
Derbreitung. Haben daher die katholiſchen Priefter, Biſchöfe und Erzbiſchöfe 
bereitö Nechte verloren und Freiheiten eingebüßt, jo gebem wir es zu; aber 
fuchen fie jelbe ja nicht in den Nechtsbüchern, nicht bei den Näthen, nicht bei 
den Richtern, fondern im heiligen Evangelium und auf öffentlichen im altchriſt— 
lichen Sinne gehaltenen Synoden und Goncilien. Da findet der Fatholifche 
Priefter feine urjprünglichen geheiligten Rechts- und Gerichtsichranfen wieder; 
da made jeder die Rechte und Freiheiten des Evangeliums gegen Menſchen— 
fagungen, da die erhabene Souveränität der alten Kirche Gottes gegen Tyrannei 
und egyptiiche Knehtichaft, da die Stimme der Vernunft Aller gegen das Madt- 
gebot Weniger geltend; da jtreite der vaterländiiche Priefter mit evangeliicher 
Kraft und Weisheit für unveräußerlide und doch verlorene Chriſtenrechte, 
nit aber im treulofen Bürgerkriege gegen das eigene Vaterland für eitle 
Anmaßungen eines fremden Kabinets. Jener Kampf allein krönt aud den 
Befiegten mit Ehre, während dieſer jelbjt den Sieger mit der Schmach eines 
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Verräthers am Baterlande belübe. Jener Kampf und feine Kämpfer allein 
Fönnen auf Anerkennung und Schuß des Kriftlichen Staates gerechten Anſpruch 
maden, während alle anders Bewaffneten an ihm einen unverföhnlichen Feind 
finden werden und ſollen. 


Genehmigen Sie bie ergebene Verfiherung unferer tiefften Hochachtung. 
- Yarau, ben 17. Augftmonat 1835. 


Namens des Fatholifchen Kirchenrathes, 
der Regierungsrath, Vicepräfident: 
Schaufelbüel. 
Für den Actuar: 
Käfer.” 


Deffentlihe Stimmen meldeten mit großem Lob, Auguſtin Keller, 
Mitglied des Kirchenraths, habe diefes „ausgezeichnete Gutachten ver— 
faßt. Auf feinen Bericht geftüßt forderte der Kleine Rath, daß der Große 
Kath vermittelt eines Geſetzes die ganze Fatholifche Geiſtlichkeit verpflichte, 
der „Staatsgewalt den Eid des Gehorfams und der Treue zu Teiften“ und 
den Kleinen Rath, ermächtige, „denjenigen Geiftlihen, welde in ihrem pflicht: 
widrigen Benehmen beharren, fo lange es hierwegen erforderlich fein wird, 
die Temporalien zu entziehen, mit der Beitimmung, daß während der Dauer 
diefer Sperrung die betreffenden Befoldungsraten (jei es, daß die Beſoldung 
vom Staate, von einheimifhen oder auswärtigen Collatoren oder aus bejon- 
dern Stiftungen fließe) zur einen Hälfte dem Kantonsarmenfond, zur anderu 
Hälfte dem Armenfond oder den Armengütern der betreffenden Pfarr: 
gemeinde zufallen jollen; und eben jo dem Kleinen Mathe Vollmacht zu 
ertheilen, falls der Biſchof in jeiner feindjeligen Stellung gegen die aar: 
gauifhe Staatögewalt beharrt, und für fo lange als diefes jtattfindet, dem— 
felben den Beitrag des hieſigen Standes zu feinem Einkommen zurüdzus 
behalten.“ Der Bericht und Antrag ift gegeben Aarau den 28. Augſtmonat 
1835 und unterzeichnet : der Landammann, Präfident des Kleinen Rathes: 
Lüfher. Der Staatöfhreiber : Strauß. 


Zur Prüfung des Berichtes und der Anträge der Regierung fette der 
außerordentlich verfammelte Große Rath eine Commiſſion nieder, beftehend 
aus Auguftin Keller, Dr. Wieland, Präfident Eduard Dorer, Oberrichter 
Plazid Weiſſenbach und Fürſprech Döfiefel, fünf erflärte Feinde ber katho— 
liſchen Kirche, obwohl die vier eriten Katholiken waren. Dieſe Commilfion 
ichlug einmüthig folgende Anträge zur Genehmigung vor: 

„1) Es fei dem Kleinen Rathe für fein würdiges Benehmen in diefer 
für den Kanton Aargau wie für die Eidgcnofjenihaft vielfah hochwichtigen 
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Angelegenheit der Dank des Großen Rathes auszufprehen, mit dem Auf: 
trage, dieſelben heiligen Intereſſen des Vaterlandes mit gleiher Kraft, 
Weisheit und Unerfchrodenheit auf der betretenen Bahn des Rechts auch 
ferner wahrzunehmen, und mit allen ihm verfajjungsmäßig zuftehenden 
Mitteln ſowohl die Ruhe und gejeglihe Ordnung im Lande felbft, als auch 
die Hoheitsrechte des Staates gegen die niedere und höhere Geiftlichkeit 
insbeſondere aufrecht und unangetaftet zu erhalten. 

2) Es fei dem Hochwürdigſten Biſchofe Salzmann, der fi auf das 
Wohlwollen der oberften Landesbehörde beruft, die beftimmte Erflärung zu 
geben, daß der Große Kath des Diözefanftandes Aargau die von ihm gegen 
obergerichtlihe Urtheile und deren Vollziehung erhobene Inhibition durch— 
aus nicht gerechtfertigt finde, fondern fie vielmehr mit „ernftem Mikfallen 
und Bedauren als eine offene Verlegung der von ihm gegen den Stand 
übernommenen und bejhwornen Pflichten erklären müfle,“ weshalb er ihn 
kraft feines Hoheitsrechtes auf das Beſtimmteſte auffordere, „ſelbe auf 
irgend einem geeigneten Wege” unverweilt aufzuheben, oder aber die noth— 
wendigen ernftejten Folgen zu gewärtigen. 

3) Im Falle der Bilhof weder durch diefe Erklärung, noch auch durch 
die von den Diözefanftänden infolge der Conferenz zu erwartende Verwen— 
dung ſich zur Gebühr follte bewegen lajjen, jo wird der Kleine Rath beauf- 
tragt, die Sperre der Temporalien gegen ihn anzulegen und im fernern 
Beharrungsfalle unvermeilt den Dizödefanftänden ſowohl als dem päpftlichen 
Stuhle den Austritt aus dem Bisthume zu erflären, den rejidirenden 
Domherrn des Standes Aargau zurüdzurufen, und jogleih den Großen 
Rath zu den weiter nöthigen Verfügungen zu verfammeln. 

4) Es follen alle und jede katholiſchen Priefter, die im Kanton Aargau 
irgend eine Pfründe oder Seelforge, fei es mittelbar oder unmittelbar, be= 
leiden, dem Staate den Eid der Treue und des Gehorſams ſchwören. 

5) Es follen die Beihlüffe des Großen Rathes in den obwaltenden 
geiftlichen Angelegenheiten mit geeignetem Begleitireiben den fänmtlichen 
Regierungen der hohen. Diözefanftände mitgetheilt werden. 

Genehmigen Sie ꝛc. 


Namens der Commiſſion 
der Berichterſtatter: 
N. Keller, Seminardirector. 


Diefe fünf Eonmiffionalanträge find am 2. Herbitmonat 1835 vom 
Tit. Großen Rathe mit fehr großer Mehrheit genehmiget und beichlofien 
worden. | 
Kanzlei des Großen Rathes.“ 
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Das Schreiben, welches der Große Rath von Aargau an den Herrn 
Biſchof erließ, lautete folgendermaßen ; 


„Schreiben des Großen Nathes des Kantons Aargau 
an 
den Herrn Sifhof von Baſel 


vom 2. Herbitmonat. 
Hohmwürdiger Herr! 


Dur Bericht des Kleinen Rathes vom 28. Augftmonat haben Wir ver: 
nommen, daß Sie fi; in Folge obergerichtlicher Urtheile gegen ungehorjame 
und ruheftörende Geiftlihe Unfers Kantons mit Unfern richterlihen und 
vollziehenden Gemwalten auf eine Weiſe in Conflict gejebt haben, die Uns 
mit Schmerz und Befremden zugleich erfüllte, und zwar mit Schmerz, weil 
Vir, mit den unevangeliihen und pflihtwidrigen Bemühungen eines Theils 
Unferer katholiſchen Geiftlichkeit nicht unbefannt, von der edeln, apojtolijchen 
Gefinnung ihres bifhöflihen Oberhirten mit vollftem Zutrauen Alles erwar: 
teten, was unfere pflihtmäßigen Beftrebungen in der fittlihen und religiöjen 
Veredlung und darum höhern Beglüdung Unferes Volkes unterftügen könnte, 
und mit Befremden jodann, weil wir aus dem Hergange der Sache un: 
zweideutig erfahen, daß ein bifchöfliches Drdinariat Unfere vom aarganifchen 
Volke fanctionirte, von gemeiner Eidgenoflenihaft im Allgemeinen und durd) 
eigme Bünde insbefondere gewährleiitete Verfajlung in ihren Hauptgrund: 
fügen nicht nur ignorire, fondern fogar durch Vorkehrungen, welche bereits 
die Ausübung des öffentlihen Gottesdienstes, die im dreizehnten Artikel 
derjelben feierlich garantirt it, theils ſchon hemmten, theils für die Zufunft 
noch gefährden, förmlich angegriffen habe, überdies aber die bürgerlichen 
Rechte des Staats ebenjojehr als die wohlhergebradten und von frommen 
Vorvätern Uns überlieferten Rechtſame und Freiheiten der vaterländiichen 
Kirche, über die Wir das oberfte Schutz- und Auffichtsreht mit der Pflicht: 
treue Unferer Altvordern zu wahren und zu üben entſchloſſen jind, ſogar 
von einem vaterländiihen Biihofe, auf dejjen Treue und Nationalität zu 
vertrauen Wir fonjt die vollite Urſache hatten, angetaftet und geſchmälert 
werden wollen. 

Im Bemwußtfein jedoch feines Eides, mit dem ſich jeder Stellvertreter 
des aargauischen Volkes vor Gott zum Schuge der DVerfaffung und zur 
Förderung gemeinvaterländiiher Wohlfahrt verpflichtet, dürfen und werden 
Wir, jo lange Uns das Autrauen des Volkes in unjerer Stellung erhaltet, 
dergleichen Anfinnen gegen die Hoheitsrechte des Staates nimmer als zu: 
läfjig anerkennen. 
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So gerne Wir daher, hochwürdiger Herr! Berufungen auf Unſer 
Wohlwollen fonft Rechnung tragen, fo ftreng müflen Wir, kraft eidlicher 
Pflicht, jede ſolche Zumuthung von der Hand weilen, wenn das erzeigte 
Wohlwollen eine Mebelthat gegen bie Beiligften Inftitutionen dei Staates 
und des Naterlandes wäre. 

Darum finden Wir Uns in die widrige Nothmendigkeit verlegt, Ihnen 
Ihre Berufung auf Wohlmollen mit der beſtimmten Erklärung zu erwiebern, 
daß der Große Nath des Diözefanjtandes Aargau die von Ahnen gegen 
obergerichtliche Urtheile und deren Vollziehung erhobene Inhibition durchaus 
nicht geretfertigt findet, fondern fie vielmehr mit ernftem Mißfallen und 
Bedauern als eine offene Verlegung der von Ahnen gegen den Stand über: 
nommenen und bejchworenen Pflicht erklären müſſe, weshalb Wir Sie, Fraft 
Unjers Hoheitsrechtes, auf das beftimmtefte auffordern, jene Inhibition 
„„auf irgend einem geeigneten Wege““ unverweilt aufzuheben, oder aber 
die nothwendigen ernfteften Folgen zu gemärtigen. 

Anden Wir nur ungern und nicht ohne fchmerzliches Gefühl gegen 
den Oberhirten Unjers Fatholifchen Volkes diefe um jo erniter Uns von der 
bejhwornen Pflicht abgenöthigte Sprache führen, je folgemwichtiger für die 
Ruhe und Rechte des Kantons fich Uns Ihre Beharrrlichfeit entgegenitellt, 
Iprechen Wir bie zuverfichtlihe Erwartung aus, das biſchöfliche Ordinariat 
werde die geeigneten Wege ſuchen und finden, dem gefränkten Diözefanftande 
Aargau die gebührende Genugthuung werden zu laflen, anfonft er zu Maß— 
nahmen gezwungen wäre, die weder der gegenwärtigen Diözefe zum Heike, 
noch ihrem Vorſtande zum Nuten gereichen Könnten. 

Empfangen Euer Hochwürden die VBerfiherung unferer volllommenen 


Hochachtung.“ 
(Folgen die Unterſchriften.) 


Die Conferenz von Luzern, an welche Aargau die Herren Großraths— 
präjident Oberſt Fetzer von Rheinfelden und Gerichtspräfident Eduard Dorer 
von Baden geiendet hatte, befaßte ji mit dem Streite Aargaus gegen ben 
Biihof und faßte auf den Antrag einer Commilfion folgenden Beſchluß: 


„In ber beftimmten VBorausjegung, es werbe dem Benehmen des 
Biſchofs von Baſel keineswegs eine Nichtanerfennung der dem Staate zu: 
ftehenden Gerichtsbarkeit über die Geiftlihen und demnad feine verfaflungs: 
wibrige Gefinnung, fonbern irgend eine andere, wenn auch bermalen nicht 
abzujehende Anfiht zu Grunde Liegen ; 

Bon dem Wunſche durchdrungen, die weitausfehenden und bebauerligen 
Folgen des obmwaltenden Mifverftändnijies wo möglich burd bie geeigneten 

Mittel zu verhüten, 
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gefunden, 


Es habe in der vorliegenden Angelegenheit eine vermittelnde Dazwilchen: 
huinft und Unterfuhung von Seite der Bisthumskantone ftattzufinden, und 


trägt demnach darauf an: 


1) Es jei von den Bisthumsfantonen eine durch gegenwärtige Con: 
ferenz derſelben vorläufig zu bezeichnende Abordnung mit ber Vermittlung 
und alfällig erforderlihen Unterfuhung der obmwaltenden Angelegenheit 
juiihen dem Kanton Aargau und dem Biſchof von Baſel zu beauftragen, 
welche jeiner Zeit dem katholiſchen Vororte zu Handen der Eonferenzitände 
behufs alfälliger weiterer Entihließungen beförderlihit Bericht erjtatten 
wird. Um aber der Sache den erforderlihen Vorſchub zu geben, werden 
die Negierungen der betreffenden Kantone dringend eingeladen, bis jpätejtens 
am Ende Herbitinonats ihre wo möglich zujagenden Erklärungen über diejen 
Antrag dem katholiſchen Vororte zu Handen der bezeichneten Abordnung 
mitzutheilen. 

2) Gegenmwärtiger Antrag ift den löblihen Diözejfanjtänden durch den 
fatholifchen Vorort zuzuftellen, * 


Als Abgeordnete wurden bezeichnet die Herren J. K. Amrhyn und Ludwig 
von Kol. Die Abgeordneten des Kantons Aargau nahmen weder an dem 
Beihluffe noh an der Mahl Antheil und verwahrten die Souveränitäts: 
tehte und die Convenienz. Jener Antrag wurde von der Mehrheit der 
Regierungen genehmigt und zur Bollziehung itberwielen. 

Schultheiß Amrhyn und Staatsrath von Noll wurden um desmwillen 
zu Abgeordneten gewählt, weil fie dad Bisthumsconcordat und den Langen: 
thalervertrag unterhandelt hatten, und wohl au, weil man von ihnen noch 
am eheiten vorausjeßen Konnte, daß fie bei dem Biſchofe einiges Gehör 
finden möchten. Der Bericht, melden die beiden Abgeordneten über ihre 
Sendungen, datirt Zofingen den 2. Weinmonat, an den hochlöblihen Kleinen 
Rath des Fatholiihen Borortes Luzern zu Handen der ſämmtlichen hohen 
Stände der Diözefe Bafel erftatteten, ijt für die dabei handelnden Perjonen 
jo harakteriftiih, daß ih mich nit enthalten kann, hier einige Stellen 
daraus anzuführen. 

Der Herr Staatsrath Ludwig von Noll von Solothurn ericheint im 
Berichte nirgends als felbitthätig; ich muß beinahe annehmen, er habe bei 
der ganzen Unterhandlung feinen fehr geihäftigen und vedreihen Mitver: 
mittler machen laſſen und nur fein Ja und feine Unterfchrift gegeben. Allein 
Schultheiß Joſeph Karl Amrhyn erfheint in feiner vollen ganzen Perfön: 
lichleit; Niemand Könnte ihn richtiger darftellen, als er in feinem Vermitt— 
lungsberichte fich felber zeichnet. Er vergißt nicht, Tag, Stunde, ja Viertel: 
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ftunde. der Abreife, der Zuſammenkunft in Solothurn, der verſchiedenen 
Befuche, der Auswehslung der Schreiben, der Ankunft und Abreife von 
Aarau u. ſ. w. genau anzugeben. Die Unterhandlung mit dem Biſchofe 
war ihm eine erwünfchte Gelegenheit, demielben einen urfundlichen Nachweis 
zu geben, wie die Eidgenofien von jeher ihre Rechte in Kirchenſachen aus: 
geübt Haben. Er hatte zu diefem Zweck eine Menge Urkunden aus dem 
Staatsardhive Luzern mitgenommen, welhe er dem Biſchofe mit der ihm 
eigenen Selbitgefälligfeit, mit dem ſüßen GSelbftgefühle eines gründlichen 
Alterthumsforfhers vorlegte. Er verfichert aber in feinem Berichte, daß bie 
Abgeordneten ferne davon geweſen jeien: „durch eine ſolche Dargabe und 
Beleuchtung die Rechte des Staates gegenüber der kirchlichen Behörde ver— 
theidigen zu wollen, die ihm, dem Staate, jo gut wie der Kirche die ihrigen 
für rein firhlihe Gegenftände, vermöge feiner Stellung und als Ausflug 
eigener Machtvollkommenheit anwohnen, — Sondern es war den Abgeord— 
neten eigentlih nur darum zu thun, den Herrn Bifhof vor Täuſchung, 
vor jener Verwirrung der Begriffe über die Rechte der Kirde 
und die Rechte des Staates zu bewahren, die man feit Jahrhun— 
beiten Ihon von Außen her mit Funftfertiger Hand vornämlich unter die 
Geiſtlichen zu verpflanzen gefucht hat, indem man ihnen das Studium der 
vaterländiichen Geſchichte, das vollftändige Studium des Staats- und Kirchen 
rechts vorenthielt, und jo fie nah und nad ihrem Vaterlande zu entfremben 
bemüht war,“ 

Die Abgeordneten traten mit dem Bilhof in eine ausführlihe Aus— 
einanderjegung des öfterreihilhen SKirhenrehtes ein. Merfwürdig wegen 
ihrer Begriffsverwirrung ift folgende Stelle: 

„Indeſſen fonnten ſich die Abgeordneten nicht berufen fühlen, fich in 
eine nähere Controverje über dasjenige mit dem Biſchofe einzufafien, was 
berjelbe als dritten Grund, in Hinfiht der Weihe und der Sendung, fagt. 
Der Staat hat es mit dem Geiftlihen nur in der Eigenſchaft als Glied 
des Staates, — tritt diefer aber als Bepfründeter, oder auch als kirchlich 
Angeftellter im Staate auf, jo hat er es mit ihm, vermöge des Nominationgs 
rechtes — mo dieſes dem Staat zufümmt — in jedem Falle aber vermöge 
des oberften Auffiht: und Schutrechtes, als mittelbaren Staatöbeanten, 
zu thun.“ 

Dian fieht, der Berichterftatter weiß nicht, wie er über diefen Stein, 
welchen der Bifhof ihm in den Weg gewälzt, hinausipringen foll, ohne zu 
ftraudeln und den Fuß zu verlegen. Vermuthlich ein fehr wichtiges Recht 
glaubte der Berichteritatter dem Staate gerettet zu haben, als er den Biſchof, 
bei der Erklärung feiner Geneigtheit die Biſchofswürde niederzulegen, davan 
erinnerte: „baß eine Nieberlegung feines bifhöflihen Amtes in die Hände 
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des Kirchenoberhauptes niemals anders al3 mit mindeftend gleichzeitiger 
Anzeige an die hohen Didzejanftände, den Landesherrn, ge 
Ihehen dürfte.“ 

Als die Abgeordneten nah Aarau famen, trafen fie bei ihren amt: 
lihen Beſuchen weder den Landammann noch den Statthalter bei Haufe 
an; nur der Lanbesftatthalter erwiederte den Beſuch und eröffnete, der 
Kleine Kath nehme feine münblihe Mittheilung an; „Aargau habe fi 
zwar einer Dazmwilchenfunft diefer Stände in den obmaltenden Verwidelungen 
nicht widerſetzen wollen; allein feine Forderung an die Diözeſan-Mitſtände 
fet eigentlih und einzig auf Gewährung der im Grundvertrage zur neuen 
Diözefan-Einrihtung bedungenen Beſchützung der ihm zuftehenden landes— 
herrlichen Rechte gegen den diefe nicht beachtenden Biſchof gerichtet geweſen, 
welhe Garantiegewährung der Stand Aargau aud einfach von der Treue 
diefer Mitftände erwarten wolle.” 


Später Fam jedoch eine NRegierungsabordnung, Landammann Lüfcher, 
Landesftatthalter Dorer und Regierungsrath Schaufelbiel, um dieſes noch 
klarer ins Licht zu Segen. Die faft höhniſche Behandlung der Conferenz: 
abgeordneten in Aarau erregte in Luzern eine jo große Freude bei den Ra— 
bifalen, daß man der Vermutung Raum geben fonnte, es ſei diejelbe von 
Luzern aus veranlaft worden, wenn man in der allbefannten Barſchheit der 
Aargauer Herren dazu nicht einen binlänglichen Grund finden wollte. Regie— 
rungsrath Laurenz Baumann machte fi geheim und offen über ben fchlechten 
Empfang Amrhyns im Aargau luſtig. Diefer war über dad Benehmen ber 
Aargauer nicht wenig aufgebraht, was vermuthlich allein ihn zu der leiſen 
Rüge in feinem Briefe bewog: 


„Konnten auch die unterfertigten Abgeordneten der hohen Diözefait: 
ftände nad einer jo unerwarteten Wendung des Gejchäftes nicht mehr in 
amtlicher Stellung und mit der darin liegenden Wirkſamkeit vermittelnd und 
unterfuhend in Aarau auftreten, fo verfuchten fie es doch wenigſtens, bei 
vertrauliden Geſprächen auf eine vuhigere und weniger befangene 
Beurtheilung der eingetretenen traurigen Mißverhältniffe Hinzumirken und 
vorzüglih auf die weitausjehenden Folgen aufmerffjam zu madhen, die im 
Hintergrunde der berbeigeführten Aufregungen würden vorbereitet werden 
wollen.” 


Der Schluß der ganzen Berichterftattung fpricht den Wunſch aus, es 
möchte den Diözefanftänden gelingen, „die vorhandene ernfte Aufregung zu 
beihmwören und mittelbar das irregeführte Tatholifhe Volk väterlih zu ent— 
täufhen, und ebenfo die in Beſorgniß geſetzte katholiſche Geiſtlichkeit über 
Die angeftammten Rechte der Schweiz in Kirchenſachen in Milde zu belehren, 
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und über das Handeln der gottesfürchtigen Vorväter in Vorfallenheiten 
folder Natur aufzuhellen, fie dem gefährdeten Waterlande wieder zu gewinnen.“ 

Beinahe ein anfhanlicheres Bild noch, als von den Abgeordneten, ift 
in dieſem Berichte von dem Biſchofe felbit Hingeitellt. Der Biſchof ver: 
langte ein paar Mal Bedenkzeit zur Abgabe feiner endlihen Erklärung. 
„Die dafür angefuhten Abgeordneten, welche e3 fich zum vorhinein zur Auf— 
gabe gemacht hatten, gegen den hochwürdigiten Biſchof bei Ausführung ihres 
Auftrages alle nur immer zuläffige, achtungsvolle Gefälligkeit eintreten zu 
lafien, um Ihm dadurd aufs Neue zu bemweifen, daß die hohen Kegierungen 
der löblihen Diözefanftände für fi Feinen lebhaftern Wunſch hegen, als 
mit dem Landesbiichofe in gutem Ginverftändniffe zu leben, — trugen zwar 
fein Bedenken, diefem doppelten Anfuchen zu gewähren, erllärten aber das 
zweite Mal im Bewußtfein, wie dringend die Befeitigung der obmwaltenden, 
erniten Verwidelungen fei, wenn durch längere Fortdauer derjelben nicht 
noch neuere, noch bedeutiamere herbeigeführt werden jollten, dem Herrn Bi: 
Ihof: daß die obherrichenden Verumftändungen ihnen gebieten, die Antwort 
dejielben am Lommenden Morgen 9 Uhr bei ihm einzuholen, was zur feit- 
geſetzten Stunde wirklich erfolgt iſt.“ 

„Der Herr Biſchof,“ ſagte der Bericht, „wiederholte bei jeder Unter— 
redung aufs Neue, wie ſehr ihm bisher nichts ſo nahe am Herzen gelegen 
habe, als den hohen Kantonsregierungen, jo weit es nur immer mit ſeiner 
amtlichen Stellung, mit feinen Pflichten zur katholiſchen Kirche, mit jenen 
zu deren Dberhaupte verträgli war, gefällig zu fein, wie ihm über 
Alles gehe, zum innern Frieden im Waterlande nach beften Kräften mit» 
zumirken, und daß er ftetS und unverwandt auch in der Zufunft nach gleichen 
Grundjägen handeln werde. Dann ging er in die Geſchichte des Kantons 
Aargau Über und fagte: daß fhon die im Jahre 1831 erfchienene neue 
Derfaffung deſſelben die Dazwiſchenkunft des Biſchofs nothwendig gemacht 
habe, um die durch dieſelbe damals ſchon angeregten tiefen Beſorg— 
niſſe bei den katholiſchen Einwohnern deſſelben für ihre 
Religion zu beihwihtigen. Dieje Beforgnifje hätten wieder angeregt 
der befannte Wohlenſchwyler Handel wegen einer Ghedifpenfe im zweiten 
Grade der Blutsverwandtihaft, und die fpäter von der Negierung, unter 
Androhung von Entjeßung, dem Fatholifchen Pfarrer zu Fislisbach anbefohlene 
firhlihe Verkündung einer paritätiichen Ehe, bei welcher der proteftantiiche 
Theil im Falle früherer Eheicheidung fich befunden habe. Er, der Biſchof, 
um dieſe fih wiederholenden Gollifionen mit dem Gtaate 
möglichſt zu heben, habe den bedachten Pfarrer angemwiefen, der ihm 
zugemutheten Ausfündung, jedoh, um ihr das katholiſch-kirchliche 
Anſehen nicht zu geben, ohne Tragung ber Kirdenftola Statt 
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zu thun.“ Ferner: „Der hochwürdigſte Biſchof ſetzte bei dieſem Anlaſſe 
die unterfertigten Abgeordneten von den Anſtänden gleichen Urſprungs in 
Kenntniß, die ſich im Jahr 1836 zwiſchen der hohen Regierung des Stan— 
des Bern und der katholiſchen Geiſtlichkeit in den Leberbergiſchen Vogteien, 
dem ehemaligen Bisthum Baſel, unterſtützt durch Rom, gegenüber 
dem baherigen Einverftändniß zwiſchen bejagter Regierung 
und dem Landesbiſchofe erhoben.” 

Meber die nächſte Veranlafiung zum obmaltenden Streit mit Nargau 
gab der Biſchof folgende Auskünfte: „ALS die Einfprachen und Vorftellungen 
Dagegen (gegen die Badener Conferenzartifel) ab Seite der Fatholifchen 
Wortführer der Bezirke Muri und Bremgarten feinen Eingang fanden, drang 
das für feinen Glauben tief beängftigte Volk mit Ungeftüm in jeine Geift: 
lihen und nöthigte fie großen Theils, jeine Bekümmerniſſe zur eigenen 
Sade zu mahen, — mit ihm Hilfe und Troft beim Biſchof zu fuchen, zu 
welchem Ende über alle feine daherigen Bedenken und Zweifel, beinahe aus: 
ſchließlich die mehrbefagten Badener Eonferenzbeihlüffe und das neue Schulz 
geieß beichlagend, eine weitſchichtige Denkichrift angefertigt und zahlveid unter: 
fchrieben, mit dem Datum vom 28. März aus Muriegg dem hochwürdigſten 
Biſchof durch eine Deputation der fogenannten Gläubigen nah Solothurn 
überbradt und ihr Inhalt durch diefe noch mündlich erläutert und mit allem 
Nachdruck unterftügt wurde. Beinahe gleichzeitig erhob fich gegen die näm— 
lichen Conferenzialbeſchlüſſe die Geiftlihfeit der drei Ruralcapitel Hochdorf, 
Surfee und Williſau des Kantons Luzern, demnah mit einziger Ausnahme 
der Geiftlichfeit des Sertariates Luzern; die geſammte Geiftlichfeit des Kan— 
tond Bug; die ganze katholifche Goeiftlichfeit de8 ehemaligen, nun mit bem 
Kanton Bern vereinigten Bisthums Bafel, und die Fatholifche Geiftlichkeit 
des Kantons Thurgau. Der größere Theil der Geiftlichfeit des Kantons 
Solothurn war gleicher Gefinnung, und damit cinverftanden ſchien nicht 
weniger die fatholiihe Geiftlichfeit von Balellandichaft zu jein. Die Bor: 
ftellungsichrift ſelbſt fchilderte die tiefe Bekümmerniß des um feine Religion 
beſorgten Volkes, das bisher won feinem Bifchofe vereinzelt und ohne Troft 
gelnfien, fruchtlos habe jammern müſſen. Die Begründetheit feiner Beſorg— 
niſſe wurde mit gewandter Hand und kritiſchem Scharflinn ganz im Geifte 
und nah den Grundſätzen des römiſchen Kirchenfyftems aus den angefein: 
deten Badener Conferenzialbeihlüfien und dem Inhalte des damals noch 
zum Theil in Berathung gelegenen neuen Schulgeſetzes nachzuweiſen gelucht. 
Dann werden im feindlih wahrſagenden Geifte der katholiſchen Religion 
noch größere Gefahren und daherige Folgerungen für die Zufunft angereibt. 
Dabei fpricht die ganze Vorſtellungsſchrift eben jo bitter als unbedingt das 
volefte Mißtrauen ‚gegen die Abſichten der Regierung des Kantons Aargau 
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in Hinficht der katholiſchen Religion aus, auf deren Untergrabung planmäßig 
bingearbeitet werde. Sonach wird an den Biſchof jelbit die Forderung ge— 
ftellt, fih offen und unummunden darüber auszufprehen: „„ob die Ba— 
dener Conferenzbeihlüffe und das neue Schulgejek nichts die 
tatholifhe Religion Gefährdendes in fih enthalten?"* Am 
Ende fteht noch die drohende Erklärung: wo der Biſchof den verlangten 
Entiheid nicht geben würde, werde man die Sache bei der höhern Kirchen: 
ftelle anhängig machen und diefen Entſcheid allda nachſuchen. Unter 
folden vieljeitigen Einwirkungen erfolgte nun die befannte 
Zuſchrift des Bifhofs vom 10. April an Landammann und Kleinen 
Kath des Kantons Aargau und damit deifen oberhirtlider Aus— 
fprud gegen Badener Eonferenzbefhlüjje und das neue aar= 
gauiihe Schulgeſetz.“ 

Nahdem dann jene Proclamation und jene Strafurtheile gegen Geift- 
lihe erlajien waren, „jo ergrimmte ber innere Unmuth des gegen feine Res 
gierung dadurh noch mehr aufgereizten Volkes aufs Aeußerſte und die 
Geiftlichfeit felbft gerieth dadurch in tiefe Aufregung. Diele Gefühle drückt 
in fcharfen Zügen eine neue, eher noch zahlveiher als die frühere unter: 
fchriebene Denkichrift diefer Gläubigen vom 27. Mai an den hochwürdigſten 
Biihof aus. Anſchließend fih an die frühere Norftellung vom 28. März 
werden darin die damals geichilderten großen Gefahren für die Fatholifche 
Keligion aus den feitherigen Vorgängen im Kanton Nargau und den Be: 
fhlüffen und Verfügungen deflen Großen und Kleinen Nathes als unmider: 
legbar mit gleih, wie früher vorgefaßter Meinung und Bitterfeit nachge— 
wiefen. Die Proclamation des Großen Rathes vom 5. Mai wird eine 
fürmlihe Kriegserflärung auf Tod und Leben gegen die Fatholifhe Religion 
genannt; gegen den Biſchof tiefes Bedauern dagegen ausgedrüdt, daß Er, 
ber, wegen der Berlefung dieſer Wroclamation bei ihm, als ihrem Vorfteher, 
um Rath und Weifung nachfuchenden Geiftlichfeit die verlangte Weifung 
verweigert, — nur gerathen, nicht befohlen Habe,“ 

Bon dem Bilhofe wurde dann eine Erklärung an das Volk verlangt, 
und „„wo ber Biihof zögern follte, dieſes zu thun, werden die Folgen ber 
dem Ausbruche fih nahenden furchtbaren Anarchie auf feine Schultern ab« 
geladen““ und „„der ernſte Entihluß Fundgegeben : die von ihm zur Belehrung 
und Beruhigung des Volkes abverlangte öffentliche Erflärung — mo er fie 
verweigern follte — zur Beruhigung ihrer eigenen Gewiſſen, beim Ober— 
baupte der Fatholiihen Kirche nachſuchen zu wollen.““ 

Dann wird erzählt, daß mwirktih fhon am 16. (17.) Mat das „be- 
rüdtigte Kreisfhreiben Papft Gregord XVI.,..... worin die Badener 
Eonferengbefhlüffe auffallend entftellt, bargegeben und die darin vors 
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tommenden Grunbjäge als ber katholiſchen Religion entgegen, vom heiligen 
Stuhle förmlid verdammt werden. in jpäteres Breve vom 6. nachgefolgten 
Brahmonats ftellt gleihfam den Biſchof über fein fo langes Stillſchweigen 
in der Sache zur Rede, erklärt die in feiner vorerwähnten Zufchrift (vom 
10. April) an die Regierung des Standes Aargau hiefür angebrachten Ent: 
ſchuldigungen als ungenügend und fordert ihn, daneben vor Berführern, 
die ihn umgeben, warnend, zu firenger Pflichterfüllung und muthiger Ent: 
ihlofienheit als Bilhof gegen die großen Gefahren auf, die inner feiner 
Diözeje die katholiſche Religion bedrohen.“ 

Ein fpäteres Breve vom 29, Herbitmonat, vom heiligen Vater felbft 
unterjchrieben, lobte den Biſchof wegen feines Widerftandes gegen bie Voll: 
ziehung der Strafurtheile über die Geiftlichen im Aargau und forderte ihn 
auf: „eher Alles an fi kommen zu lafien, ald von dem bewiefenen Muthe 
abzuftehen: die Rechte der Kirche und die Immunität ihrer Diener zu ver: 
theidigen.“ 

So war jede Handlung des Biſchofs erſt die Folge einer äußern Ein— 
wirkung. Zu Luzern war man der Sprache des Biſchofs ſo kundig, daß 
namentlich Schultheiß Amrhyn, ſo oft in einem Schreiben des Biſchofs die 
Redensart vorkam: „der Biſchof muB” dieſes oder jenes ſagen oder thun, 
jedesmal bemerkte, dieſes muiß bedeute, daß er einen Befehl vom Nuntius 
oder von Rom dazu erhalten; ber Schluß war jedesmal nahe, wurbe zus 
weilen fogar ausgedrückt, ſonſt hätte der Biſchof es nit gejagt 
oder gethban. Am Ende der Unterhandlungen beſprach man auch nod 
Vorſchläge zur Schlihtung oder Verhütung von VBerwidelungen. Der Bericht 
fagt: „Im weitern Berfolge der baherigen Unterredungen machte der Biſchof 
endlich die vertraulihe Eröffnung: es dürfte den Wünſchen der Negierungen 
für künftig vorkommende Straffälle von bepfründeten Geiftlihen dadurd am 
beiten Rechnung getragen werden, wenn fünftighin, unter ihnen zu gebenden 
Sarantieen, die bifhöflihe Admiffion bei Pfrfindverleifungen nicht, wie 
bisher, abfolut, fondern blos bedingt, das heißt: ad Beneplacitum Episcopi 
oder ad nutum amovibilis ertheilt würde, — ein Pad, der von den franz: 
zöfifhen Bilhöfen eingeihlagen werde, und der im Einverftändnilje mit der 
hohen Regierung des Standes Bern feit 1833 für die fatholiichen Pfrün— 
den in den leberbergiichen Vogteien, dem ehemaligen biichofbafelichen Gebiete, 
aufs Neue feine Anwendung erhalten habe.“ Für die vorliegenden Fälle 
fhien ein „Auskunftsmittel, befonders noch bei der Anwejenheit dev in ihren 
Pfründen Eingeftellten oder davon Entiegten inner ihren Pfarrkreiſen einzig 
in der ihnen ftillfhweigend zugelaifenen Stellung eines Pfründ: 
verweierd ... bis und jo lange nämlich durch Ipäter förmlich herbeigeführte 
Erledigung der in Frage liegenden Pfründen ihre ordentliche Wiederbejegung 
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vermöglicht fein würde.” Endlich ift wohl der am meijten charafteriftiiche 
Zug des Biſchofs in folgender Bemerkung niedergelegt, welche jagt: „daß 
Hochdieſer (dev Biſchof) zu den, vom päpftlihen Stuhle in ben obmwaltenden 
Angelegenheiten erlaflenen Acten durchaus feine Neranlajlung gegeben haben 
will; daß er das päpftliche Kreisfchreiben Papft Gregor XVI. vom 16. Mat 
an bie geſammte Geiſtlichkeit der Schweiz, Hinfihtlih der Badener Con— 
ferenzialbeſchlüſſe erlaſſen, durch feinen Agenten in Rom erhalten, und bavon, 
ungeachtet der an Ihn geihehenen Zudringlichkeiten, Niemandem, außer den 
Standeshäuptern der fieben Diözefanftände, die befannte, blos vertraulide 
Mittheilung gemacht zu haben erflärt.“ 

In dem Berichte findet man auch die Ausdehnung, welche die Regie— 
rung von Nargau dem Placet gab. Als nämlih der Biihof den Kam— 
merern verboten hatte, neue Dekanswahlen an die Stellen der Abgejehten 
vorzunehmen, verfagte bie aarganer Regierung den Kammerern die Mitthei- 
lung dieſes Verbotes. Der Bericht der beiden Abgeorbneten bejtätigt bie 
fon in der obenangeführten Botichaft der aargauiſchen Kegierung angegebene 
Thatfahe, daß Kammerer Scherer, Pfarrer von Schneifingen, ungeachtet 
des bifchöflichen Verbotes, auf ben Befehl der Regierung das Capitel zur 
Defanatsmahl einberief und bei einftehenden Stimmen für die Vornahme 
der Wahl entſchied, welche aber doch wegen Mangel an gehöriger Anzahl 
(nur 4 von 9 und der Kammerer wollten wählen) unterblieb, ferner ver: 
ninmt man, daß Joſeph Florian Seiler von Wohlenihmyl es übernahm, 
obfchon feine Cura animarum ſchon abgelaufen war und er nicht Hoffnung 
haben konnte, die biſchöfliche Admiſſion zu erhalten, der Pfarrpfründe Kirch: 
dorf vorzuftehen. So mar unter dem Waizen ſchon das Unkraut groß 
gewachſen. Seither find im Kanton Aargau die in obigem Berichte ange- 
denteten Pfarrvermejereien gleihlam zur Kegel geworden, fie werden durch 
allenthalben zufammengelejene fogenannte Hilfsprieiter beforgt. 

Am 6. Winternonat erftattete Schultheiß Amrhyn im Negierungsrathe 
von Luzern einen zmeiftündigen mündlichen Bericht über feine Sendung nad 
Solothurn und Aarau, in welchem er noch erzählte, der Biſchof habe ihnen 
vertraulich mitgetheilt, jeder von ihm im Sinne der Regierungen ausgefällte 
Nichterfpruch- würde von Rom aufgehoben werden, fünf Sechätheile der 
Geiſtlichkeit, drei Viertheile des Domcapitel® und Nom ſeien mider ihn. 
Meber das Benehmen der Aargauer gegen die Abordnung bemerkte ih da— 
mals: „So weit verführt entweder der Sonveränttätäbünfel oder die Furcht 
der aarganifhen Regierung vor den Stimmführern im Großen Rathe, oder 
ber entſchiedene Wille, in der Sahe ohne Rath von Andern fortzufahren, 
bag man gegen Mbgeorbnete von eidgenöfftihen Kantonen jogar den äußern 
Anftand verlegte und ihmen nicht einmal aus Achtung mwenigftens Gehör 
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gibt. Die Leidenſchaft dürfte auch Hier ſich felber ftrafen.” Die Regierung 
von Aargau, welde, wie ih meinem Freunde richtig geſchrieben hatte, nicht 
Berföhnung, ſondern Austritt aus dem Bisthum und ein Schisma anjtrebte, 
fuhr auf ihrem eingeihlagenen Wege fort. Um die Geijtlihen auch in 
Öfonomijcher Beziehung unter dev Gewalt des Staates zu haben, beichloß 
der Große Kath am 4. Wintermonat, ihnen, in Zukunft die Beſoldung blos 
in Geld und durch den Staat auszurihten. Am 6. Wintermonat, während 
Schultheiß Amrhyn in Luzern über die Fruchtloſigkeit feiner Bermittlung 
Bericht erftattete, erließ ver Große Rath von Aargau ein Geſetz zur Bes 
eidigung der gejammten Geiftlichkeit im Kanton. 


Diefes Geſetz lautete wörtlich: 


„Da im Kanton Aargau nah $. 10 der Verfaffung alle Staats: 
bürger vor dem Geſetze gleih ftehen, und namentlih alle Vorrechte bes 
Standes aufgehoben find, allen Beamteten des Staat? und allen evangelifch- 
refornirten Geiftlihen durch Geſetz ſowohl bei der Drbdination als Inſtal— 
lation die Tfliht auferlegt worden tft, der verfafjungsmäßigen Staatsgewalt 
den Eid des Gehorjams und der Treue zu leiſten, und endlih nit nur 
der hochwürdige Biichof felbft den ſämmtlichen Negierungen feines Bisthums, 
ſondern auch die Fatholiihen Geiftlihen des Diözefanftandes Bern den 
Staatseid geihworen, die bepfründeten Geiftlihen des Kantons Aargau 
hingegen dem Staate bisanhin noch keinen Amtseid geleiftet haben, während 
doch ein folder ſchon feit dem Verkommniß von 1370 vom eidgenöſſiſchen 
Kirchenrechte anerkannt und neuerdings wieder von den Badener Conferenz⸗ 
Ständen gegenjeitig gewährleiftet ift, jo haben mir verfafjungsmäßig 


beihlofjen: 


8. 1. Jeder katholiſche Geiftliche, der im Kanton Aargau unmittelbar, 
bleibend oder temporär eine Seelforge oder Bepfründung ausübt ober befikt, 
oder künftig antreten will, hat vor dem betreffenden Bezirksamtsmann, ohne 
irgend einen Vorbehalt, nachstehenden Eid abzulegen: 


„IH ſchwöre meiner verfaflungsmäßigen Negierung Gehorfam zu 
Teiften, den Nugen des Staates zu befördern und feinen Schaden zu wenden, 
die bejtehende Berfaffung und verfalfungsmäßigen Geſetze zu beobachten, für 
die Aufrehthaltung der geſetzlichen Ordnung auf die Pfarrangehörigen beit: 
möglichft einzumwirfen, die heiligen Amtspfliten zu erfüllen, und überhaupt 
mich in allem fo zu verhalten, wie es einem dhriftlihen Seeljorger gebührt, 
Ohne Gefährde!“ | 

$. 2. In Folge dieſes den Stante geleifteten Amtseides iſt ber 


Geiſtliche als öffentlicher Beamteter zu halten und ihm daher nah Vorſchrift 
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der Verfaffung ($. 8) wie einem Staatsbeamten nicht erlaubt, ohne Ein- 
willigung des Großen Raths, Ehrentitel, Orden, Sold und Penfionen von 
fremden Mächten geiftlihen ober weltlihen Standes anzunehmen. Die Nicht: 
leiftung des Eides wird als Verzichtleiftung auf die Stelle angejehen und 
ein Nichtlantonsbürger in dieſem Falle verwielen. Auf geiftlihe Ruheſtörer 
werden dann noch Strafen geiegt und für die erledigten Pfründen die 
Bewerbung der competenzfähigen (d. h. eigens geprüften) Geiſtlichkeit ber 
Badener Conferenzſtände geöffnet.” 

Damit war das Thor geöffnet, durch welches der Negierung gefällige 
Geiftlihe aus andern Kantonen in Aargau einziehen Fonnten. Denn font 
waren die Conferenzftände, namentlih auch das ganz katholiſche Luzern, jo 
wenig katholiſch oder allgemein, daß fein Nichtkantonsbürger auf eine Pfründe 
im Kanton wählbar war. An diefem antikatholiihen Egoismus hielten und 
halten diejenigen Weltlihen und Geiftlichen am hartnädigiten, welche unab— 
läſſig auf freie Niederlafjung aller Eidgenofien und auf mehr Einheit im 
Bunde drangen; mwährend in den Urfantonen, wo freie Nieberlafjung nicht 
gewährt und dem Eindringen ber helvetiihen Einheit aus allen Kräften 
gewehrt wurde, katholiſche Priefter, ohne Rückſicht auf ihren Urfprung, von 
den Gemeinden angeflellt werben. Die Beeidigung der Geiftlihen im 
Kanton Aargau wurde auf den 24. Wintermonat angeſetzt. Die Geiftlich- 
feit fragte den Biſchof an, ob fie den Eid ſchwören dürfe. Diefer ertheilte 
jedem Einzelnen folgende Antwort: „Weil mehrere Priefter des Kantons 
Aargau mid aufgefordert haben, über den Eid, melden der hochwürdige 
Elerus der hohen Regierung leiften foll, einen kirchlichen Ausſpruch zu thun, 
bin ich im Falle, Ihnen zu eröffnen, es liege nicht. mehr in meiner Com: 
petenz, einen folden Ausſpruch zu thun, indem die höchite Kirchenbehörde 
ben betreffenden Gegenftand ſchon lange beurtheilt und entihieden hat. Im 
Jahre 1832 nämlih erhielt ih von Rom über die nämlihe Eidesformel 
den apoftoliihen Ausſpruch, dieſelbe dürfe nicht anders beichworen werben, 
als mit dem Beilage: Ich ſchwöre diefen Eid in Allem was der fatholiihen 
Religion und kirchlichen Gefegen nicht zumiber ift. — Ich beuge mein Haupt 
vor dem apoftolifchen Ausſpruche, weil ih ein katholiſcher Biſchof bin. 
Meine amtliche DObliegenheit ift erfüllt.” Dennoch jchrieb er auch noch an 
die Regierung von Aargau und fagte ihr, daß, während in Bern der vom 
Papfte vorgefhriebene Vorbehalt nothwendig erachtet worden ſei, mwiewohl 
der Stand Bern die Kirchengefege treu geehrt habe und Leine Beforgniß, 
es möchte durch Staatögejege der Kirche Abbruch gethan werden, vorgewaltet 
habe, diefer Vorbehalt im Aargau noch mehr geredhifertigt fei: „Im 
Kanton Aargau hingegen (mit tiefftem Schmerze gefteht es ber Biſchof) 
ift ein katholiſcher Kirchenrath aufgeftellt, der den Gläubigen feine Garantie 
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gewährt. Durd fein unter dem 17. Augitmonat I. J. der Regierung ein- 
gereichtes Gutachten hat er nicht nur alles Zutrauen bei ihnen eingebüßt, 
fondern auch vor der geiammten Fatholifchen Welt fih ala ganz unkatholiſch 
dargeitellt. Indem er die lutheriſche Dogmatik des Herrn Eihenmayer zur 
Bafis feiner amtlihen Erflärungen nimmt, jegt er ſich ungeicheut über die 
fatholijche Glaubenstehre meg, verwirft er den Hauptgrundfaß unferer Kirche, 
daß die Tradition ebenjo Gottes Wort enthalte, wie die Bibel, und trägt 
eine Lehre über die kirchliche Sendung vor, die den allgemeinen Eoncilien 
ihnurgerabe widerſpricht.“ 

Man begreift nit reht, warum ber Biſchof Hier feinen vorzüglichen 
Tadel auf die vorberathende Behörde und nicht auf die gejeßgebende und 
vollziehende wirft. Allerdings war jene eine Fatholiihe Behörde und hätte 
daher für die Religion und die Rechte der Kirche wahen und einjtehen 
follen. Allein dafür war fie’nicht aufgeftellt: und darin ſaßen Geiftliche, 
wie der Latholiihe Stadtpfarrer Frei, ohne daß ber Biſchof gegen ihre 
Amtswirkſamkeit kirchlich einzufchreiten fih für veranlaft oder verpflichtet 
gefühlt hätte. Diefer nämlihe Stadtpfarrer Frei war es, welcher auch dies 
Mal wieder die Weilung des Biſchofs hinſichtlich der Eidesfeiftung ber Re— 
gierung einhändigte, welche dann in übliher Weile das Placet vermeigerte, 
was fie als gleihbebeutend mit Wirkungslosmahung ber bifchöflichen Wei: 
fung anjah. Die Bezirksjtatthalter der Regierung ermangelten nicht, dieſes 
ben Geiftlihen zur Kenntniß zu bringen, ſowie einen Beichluß des Kleinen 
Raths, daß Feinerlei Vorbehalt bei dem Eidjchmure zugegeben werde. Die 
Regierung von Aargau mwitterte oder beabjichtigte Unruhen. Schon am 
19. Wintermonat jhrieb fie an die Regierung von Luzern, meldete, ber 
Amtseid, melden dev Große Rath von der Fatholifchen Geiitlichfeit fordere, 
und welder am 24. in den Bezirfshauptorten geleitet werben folle, ſcheine 
in den Bezirlen Bremgarten und Muri als Vorwand zu ernften Ruhe— 
ftörungen zu dienen. Um rubejtörerifchen und ſelbſt aufrühreriihen Bes 
wegungen im Innern des Kantons jogleich bei ihrem Entſtehen mit Nad- 
drud zu begegnen, babe fie ein bedeutendes Truppencorps aufgeboten, um 
e3 fogleih in Bewegung jegen zu können. „Da wir aber gegründete Ur- 
ſache haben, zu vermuthen, daß dieje, unter Umftänden in offenbare Wider: 
jeglichkeit übergehende Aufregung der Gemüther in den zwei benannten 
Dezirken mit den ruheſtöreriſchen und reactionären Beitrebungen in andern 
Kantonen in wohlberechneter Wechielbeziehung ftehen und unter denſelben 
nicht allein kirchliche, ſondern auch politiiche Zwede verborgen fein dürften, 
fo glauben wir und hiedurch vollfommen zu der Anficht berechtigt, daß das 
ganze Treiben nicht als eine bloße Kantonal:, fondern vielmehr als eine 
eidgenöfjiihe Angelegengeit angejehen werben müſſe.“ Diefe Sprade führte 
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Aargau jedesmal, weil die Negierung fi zu ſchwach im Innern fühlte, 
nahm fie zu äußerer Hilfe Zuflucht und ſchützte darum vor, es handle ſich 
um allgemeine Intereſſen. Sie verlangte diesmal von Luzern, wie von 
Zürih, das eidgendffiihe Aufiehen, das heißt die Bereithaltung aller zu 
einem Aufgebote und Zuzuge von Truppen erforderlihen Maßnahmen. 

Sie gab dem damaligen Vororte Bern von diefen Mahnungen Kenntniß. 
Amrhyn, damals Statthalter, verfammelte den 21. Abends 6 Uhr, in Ab- 
wefenheit des Schultheißen, den Staatsrath, die Militärcommiffion und bie 
Juſtiz- und Polizeicommiffion (die Mitglieder des Kleinen Nathes ab dem 
Lande waren ben gleihen Tag, an welchem der Große Kath feine Winter: 
ſitzung geihlofien hatte, üblicher Weile nah Haufe gereist), welde kraft 
vom Großen Rath unterm 10. Weinmonat erhaltener Vollmacht der Map: 
hung der aargauiihen Regierung fofort entiprahen. Ein Schreiben von 
Aarau vom 22. berichtete, der Kleine Nath habe die Truppen zufammen: 
gezogen und eines vom 23,, welches ein Eilbote am 24. Morgens bradite, 
berichtete: die Regierung habe drei. Bataillone Infanterie nebſt Artillerie, 
Train, Cavallerie und Scharfihüsen, zum größern Theile in die beum: 
ruhigten Bezirfe entfendet, und verlangte, Luzern ſoll ein Bataillon Infanterie 
und eine Scharfihügencompagnie an die Gränzen marjchiren laſſen und den 
Drt ihrer Aufftellung anzeigen. Die drei jhon genannten Rathsabtheilungen 
beichloffen augenblidtich diefes Aufgebot; der Milizinipector Joſ. Schumacher— 
Uttenberg, nicht fo haftig wie die andern, bemerfte: da es das Bataillon 
Kottmann treffe und deſſen Mannihaft fait ganz aus Mannfchaft der Aemter 
Entlebuh und Willifau beftehe, jo könne das Bataillon höchſtens bis am 
26. Morgens in Luzern eintreffen. Man zeigte alfo Aargau an, e3 werde 
fih das verlangte Bataillon am 26. in der Frühe in der Gegend von 
Luzern an der Gisliferbrüde aufftellen. Man hatte damals große Furcht 
vor den Schwyzern, glaubte an bie aarganiichen Vorgaben von weiter 
gehenden Verbindungen, und wagte e3 darum nicht, die Truppen in das 
Hohdorferamt zu verlegen, um nicht die Stadt Luzern preiszugeben. Der 
durch Eilbote einberufene Kleine Rath genehmigte die Mafregeln jeiner 
Rathsabtheilungen, gab Bern, Zürich und Zug, von feinem Aufgebote 
Kenntniß, und vief den Großen Kath auf den 27. wieder außerordentlich 
zufammen. Am 25. Abends traf ein Schreiben von ber Regierung von 
Zürid vom 24. ein, worin e3 bie: „Durh Bundespflichten verbunden, 
einer folden Mahnung (von Aargau) zu entiprechen, haben wir nun feinen 
Anftand genommen zu dem ausfhliegliden Zweck der Aufredt: 
haltung geieglider Ordnung und Ruhe in jenem Nachbarkantone 
ein Truppenaufgebot zu veranftalten und in der Weberzeuguna, daR au 
Verhütung oder Unterdrüdung eines Bürgerkriegs als des höchſten Unglüdis, 
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welches unfer theures Vaterland betreffen könnte, mit entſcheidender Kraft 
und ohne Scheu vor Opfern eingeichritten werden jolle, heute alfogleih den 
ganzen eriten Auszug unferes Kantons hieher berufen, jo daß berjelbe 
Morgen Nachmittags ausgerüftet umd unter Commando des Herrn Oberft- 
Artilferieinipectord Hirzel zum Auszuge bereit jein wird. Gleichzeitig Haben 
wir auch den zweiten Auszug zur Bereitihaft aufmahnen laſſen. In folder 
Faſſung jehen wir nun theils den weitern Berichten aus dem Kanton Aargau, 
theils aber den meilen Leitungen des Vorortes, weldher von allen Vorgängen 
unterrichtet ift, entgegen.“ Der Vorort Bern nun gab durh ein Kreis- 
ſchreiben vom 22. an alle Stände Kenntniß: er habe die Herren Bürger: 
meilter Johann Jakob Heß, von Zürih, und Standespräſident Joſeph 
Munzinger, von Solothurn, als eidgenöfjiihe Repräfentanten mit den 
nöthigen Vollmachten für die beunruhigten Gegenden bezeichnet; die Kanz 
tone Bern, Zürich, Luzern, Waadt und Bajelland, zum eidgenöfjiihen Auf: 
jehen gemahnt und mache die Kantone auf Artifel IV des Bundesvertrags 
aufmerfjam, wonach bei längerer Andauer von Unruhen, eine außerordent: 
lihe Tagſatzung werde einberufen werden. Die Nepräfentanten trafen am 
25. in Yarau ein. Als Merkwürdigkeit will ich hier noch anführen, daß 
die Ausrüftung des nacheinander in Luzern einrücdenden Bataillon jo viel 
Zeit erforderte, daß die erſte Compagnie den 26. erſt 3 Uhr Nachmittag 
nah Gislikon und Roth, die zweite nach vier Uhr nah Roth und zwei erft 
Nachts nah Budrain, Dierilon und Ebikon marſchiren Fonuten. Drei 
blieben in der Stadt, fo wie auch die Pulverwägen alle, der Milizinfpector 
gab jenen vier ausmarihirenden Compagnien fein Pulver mit. Es war in 
der That auch Fein Pulver nöthig. Denn die katholiſche Geiitlichfeit im 
Aargau beabjichtigte auch nicht von weiten einen Aufruhr. Sie follte die 
„verfaſſungsmäßigen Geſetze“ befchwören. Darunter verjtand man 
im Aargau nit etwa blos diejenigen Geſetze, welche der Berfaflung gemäß 
wären, fonft hätten fie wohl befhworen werden mögen, indem die VBerfaflung 
wenigftens dem Wortlaute nad die Fatholiiche Keligion gemährleiftete. Nein 
— man verjtand darunter alle Gefepe, welche von den verfaliungsmäßigen 
Behörden erlaſſen waren oder noch würden erlajjen werden: jomit auch das 
vom Dberhaupte der Kirche verdammte Placetgeſetz, die ebenfalls verdammten 
Badener Eonferenzartikel u. ſ. w. Dadurch, daß die paritätiihe Nargauer: 
Kegierung nicht einmal den von der proteftantiihen Berner = Regierung 
zugegebenen päpjtlichen Vorbehalt der Geiftlichkeit einräumen wollte, gab fie 
genugfam zu erkennen, daß in den an und für fich wenigſtens verfänglichen, 
für jeden Berftändigen aber dentlihen Worten der Eidesformel eine Arglijt 
verftect jei. Die Geiftlichkeit fand fih am 24. an den Bezufshauptorten, 
nah der-Vorſchrift der Regierung ein, erffärte ſich zum Eidſchwur bereit, 
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wenn ihnen der päpitliche Vorbehalt eingeräumt würde, als ihnen aber dieſes 
verweigert wurde, gaben die Geiftlihen der Bezirke Muri und Bremgarten 
dem Bezirksammann eine gleichlautende Vorftellungsichtift ein, welche bie 
Gründe der Eibverweigerung angab. In den beiden Bezirken Muri und 
Bremgarten ſchwur Fein einziger Geiftliher den GFid. Am Bezirke Baden 
gaben die eidvermweigernden Geiftlihen die Eiklärung ab: „Wir erflären 
der hohen Regierung zu Handen des Tit. Großen Rathes, daß wir bereit 
find, dein Staate den Eid der Treue unbedingt und unverzüglich zu leiften, 
fobald der hochwürdigſte Viihof uns des ihm zu Handen der katholiſchen 
Kirche geihmworenen Eides entbunden haben wird; und daß mir 
unfere kirchlichen Funktionen augenblidiih unterlaiien werden, fobald ber 
Bifhof, der fie uns im Namen der Kirche übertragen, uns den Auftrag 
wieder abgenommen bat. Wir erflären und bitten, dieſe unjere Er: 
Märung joll ganz wörtlih dem Tit. Großen Nathe vorgelegt werden.” Am 
gleihen Tage erließen die zwanzig Geiftlihen des Bezirkes Baden, melde 
den Amtseid nicht geleiftet, eine Zujchrift an den Großen Nath, worin jie 
die im Eingange bed Eidgejeßes enthaltenen Beweggründe prüfen und wider: 
legen. Es kommt darin bie Stelle vor: „Der Geſetzgeber jcheint jelbit 
anzuerkennen, wie Schweres er fordert. Darum gibt er der Forderung 
Gewicht durh jo ftrenge Strafbeftimmungen, welche fogar fchwerer find 
für das DVermweigern als für das nachherige Brechen des Eides. Die Bes 
forgnig nun, aus Gemifjenhaftigfeit in bie legte Schuld fallen zu müſſen, 
die eine Sünde, ein moralifches Uebel ift, beftimmte uns, nothgedrungen 
bie erfte zu wählen, die nur ein Unglüd ift.” Indeſſen gab es doch im 
Bezirke Baden fchon ſechs Geiftlihe, melde den Eid Ieifteten, nämlich 
Konrad Pfarrer in Wohlenſchwyl, Mohr Pfarrer in Birmenftorf, die Chor: 
herren Schneider und Wegmann in Baden, Seiler der die Pfründe Kird: 
dorf angenommen hatte und Caplan Wegmann von Baden. Sie gaben noch 
die Erflärung zu Protocol: „Diejenigen Geiftlihen, melde den Amtseid 
geihmoren Haben, finden ſich verpflichtet, die Motive zu Protocol zu geben, 
welhe fie zur unbebdingten Beihmwörung der Eidesformel bewogen haben. 
Sie find: 1) meil die durch die biſchöfliche Clauſel vorbefaltenen firchlichen 
Rechte der Fatholifchen Kirhe dur die Verfaffung förmlich garantirt find, 
und 2) weil wir al3 Bürger und Staatöbeamte dieſen Amtseid zu leiften 
aufgefordert worden jind.” Am Bezirke Zurzah ſchwor nur ein gemifler 
Straub, im Bezirke Rheinfelden aber ſchworen neun, mworunter der Pfarrer 
Vögeli von Mumpf (dem der Bifchof fpäter eine Würde übertrug), Pfarrer 
Triner in Möhlin und fieben Gapläne und Gapitelövicarien; im Bezirke 
Laufenburg ſchworen Pfarrrector Brentano: Moretto und Caplan Herſche, 
beide von Laufenburg; in Aarau ſchwor der Pfarrer und Kirchentath Frey. 
® 
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Im ganzen Kanton fchworen 18 Prieſter den Eid, 112 vermeigerten ihn. 
Die eidverweigernde Geiftlichfeit mahnte das Fatholifche Wolf zur Nuhe und 
zum Gebete. Der Große Kath und die Regierung von Yargau geriethen 
durh die Eintraht, Würde und Ruhe, womit die Geiftlichkeit den Eid 
verweigert Hatte, und durch die ernite aber gefeglihe Haltung des Volkes, 
in nicht geringe Verlegenheit. Vorerſt ergriff fie nad ihrer Art Gewalt: 
maßregeln. Sie jchrieb unterm 26. nah Luzern: zwei Bataillone nebft 
Artillerie feien ohne den mindeiten Vorfall in der Gegend von Wohlen, 
Tillmergen, Bremgarten, Fiſchbach, Hermetihwyl, Bünzen eingerüdt. in 
drittes Bataillon ftehe als Hinterhut in Mellingen, Wohlenſchwyl, Mägen: 
wyl und Ungegend, und fügte bei: „etreue, Tiebe Eidgenofjen! Auch wir 
find der Güter, jo Ihr Euch mit Necht berühmt, genöffig, auch wir wollen 
von Recht und Freiheit nicht laſſen und find feften Willens, den Unholben, 
die nun mwieber, doch wohl ohne Macht, an den Grundfeften des gemeinen 
Wefens ihr arges Spiel treiben, nad Gebühr zu begegnen.” Meder bie 
Regierung von Zürih, noch der Vorort Bern, waren jo gemaltthätig in 
ifren Maßnahmen, wie Aargau. Der Vorort zeigte an, daß er die Neprä: 
fentanten ermächtigt babe, fall3 ein bedeutendes Truppencorps für bie Hand— 
babung der Ruhe im Aargau erforderlich fein würde, das Commando 
barüber dem Oberften Hirzel von Zürich zu übertragen und „find überzeugt 
(jagt er in feinem baherigen Kreisihreiben), daß Ahr in der eventuellen 
Bezeihnung dieſes Chefs ſowohl, als in derjenigen ber eidgenöffifchen 
Kepräfentanten die größte Gewähr dafür finden werdet, daß der eibge- 
‚nöffiihe Vorort der im Kanton Aargau ftattgefundenen Störung ber öffent: 
lihen Ruhe mit eben fo viel Mäßigung als Kraft zu begegnen gelonnen 
it.” Man darf wohl auch annehmen, daß Bürgermeifter He von Züri 
mehr zur Mäßigung werde gerathen haben. Munzinger, das Haupt ber 
Radikalen in Solothurn, mochte den Nargauern wohl gejagt haben, daß er 
in Solothurn eine Beeidigung der Geiftlichkeit nicht für nothwendig halte, 
ſondern andere weniger geräufchvolle Mittel anwende, bdiefelbe in die Bot: 
mäßigfeit der Negierung zu bringen. Es fei wie ihm wolle, der Große 
Kath von Aargau fand für nothwendig einen verdedten Rückzug anzutreten. 
Er erließ am 27. Wintermonat folgende Kundmahung: „Da mehrere fatho- 
liche Geiftlihe, mwelhe dem Staate den durch das Gefek vom 6. Winter: 
monat 1835 vorgeichriebenen Eid der Treue und des Gehorfans leiſten 
follten, denfelben zu ſchwören deshalb Anftand genommen haben, weil daraus 
möglicher Weile etwas entnommen oder gefolgert werben Fönnte, was ber 
tatholifhen Religion oder den kirchlichen Geſetzen zumwiderliefe — und uns 
ihre dießfälligen Beforgniffe mit dem bittlihen Anfuchen um gütige Geſetzes— 
erläuterung vorgetragen haben, jo wollen wir, um eine jolde, übrigens 
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Ihon dur den Artifel 13 der Stiaatsverfajjung rechtlich unmöglih gemadjie 
Befürchtung allgemein und bleibend zu befeitigen — im Wege anthentifcher 
Geſetzesauslegung erklären, daß eine folche unrichtige Interpretation des 
fraglien Eides nie — weder in unferm Willen, noch in unjerer gefeglichen 
Verfügung Telbit gelegen hat — daß mithin auch aus dem in unfern Gefege 
vom 6. Wintermonat 1835 vorgefchriebenen Eid der bepfründeten Geiftlichen 
nie etwas entnommen oder gefolgert werden Fönne, was ber 
Tatholiichen Religion und den Rechten derjelben Kirche oder 
den im Staate anerfannten firhliden Geſetzen zumiderliefe. 
Wir befehlen auch, daß diefe authentifche Geſetzesauslegung in das jeweilige 
Eidesieiftungsprotocoll aufgenommen werde. Wir beauftragen den Kleinen 
Rath übrigens wiederholt mit der jofortigen und vollftändigen Vollziehung 
bes Geſetzes und mit der neuerlichen Vorforderung der noch nicht geichwornen 
GSeiftlihen zur Gidesfeiftung und hegen dabei die zuverfichtliche Erwartung, 
dak die eidverweigernden Geiftlihen nad dieſer authentiichen Geſetzesaus— 
legung nun ohne alle Weigerung ihren Pflichten nachkommen und die An— 
wendung der weitern Beltimmungen des Gieieges gegen fie verhüten werden.” 

Gaipar Leonz Bruggifier von Laufenburg rühmte mir nachher, wie 
die Großräthe und mamentlih die vadifalen Führer in Verlegenheit und 
Verwirrung geweſen jeien, wie ev jie dur den Satz: „den in Staate 
anerfannten kirchlichen Geſetzen“ aus dem Labyrinthe geführt habe. Der 
Kleine Nath ließ jedem Geiftlihen diefe Kundmachung vor der Eidesleiftung 
zuftellen. Dieſe wendeten fi wieder an den Bijchof, mweldyer unter dem 
29. Wintermonat folgenden Beiheid gab: „Auf Ihre verehrlichite Aufrage, 
ob num nad der von hohen Großen Rathe Huldvoll und religiös gegebenen 
Erklärung: daß michts der Fatholiichen Religion, den Rechten der Kirche, 
oder den Firdlichen Geſetzen, welde der Staat allerdings anerkenne, 
Zumiderlaufendes beſchworen werden müjle, der Eid gefeiltet werben fünne; 
erlaube ich die Leiſtung deſſelben. Belieben Sie diefe Erlaubnig Ihren 
hochwürdigen Mitbrüdern befannt zu machen.” 

In derben Worten urtheilte ih damals über die gegenjeitige Aus— 
legung der Negierung und des Biſchofs jenes Eides folgendermaßen in einem 
Briefe vom 3. Chriftmonat: „Der Bifhof hat eine fonderbare Auslegung 
„der im Staate anerkannten kirchlichen Geſetze““ gegeben. 
Zwar kann man diefen Worten wirklich feine Auslegung geben, das dachte 
ih gleih Anfangs. Allein einem Bifchof fteht nicht an, etwas vorzugeben, 
was er ſelbſt micht glaubt. Auch wird feine Auslegung den Vorwand zu 
vielen neuen Streitigkeiten geben. In Bezug auf die jubjectiven Anſichten 
und Zwede des Großen Rathes von Aargau halte ich feine Erflärung über 
den Eid für einen Rüdzug, in Bezug auf die Verfaflung und ihre Ga— 
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rantie (auch der Religion) erachte ich jie für einen Sieg. Die Herren 
von Aargau müſſen halt doch, wenn fie auch nicht wollen, die katholiſche 
Religion handhaben — und das halte ich für Neht. In vernünftigen umd 
chriſtlichen Neformen find fie durch ihre Erklärung nicht gehemmt.“ 

Es kömmt mir heute noch vor, wenn ich die großräthliche und Die 
bifchöftiche Auslegung zufammenhalte, es habe ein Fuchs den andern fangen 
wollen und feien beide im die Falle gegangen. Die Geiftlichfeit von Aargau 
leiftete nunmehr den 30. Wintermonat den geforderten Eid, diejenige von 
Muri unter wörtliher Anführung der bifhöflihen Erlaubniß, diejenige von 
Baden unter Beziehung auf diefelbe und die großräthliche Auslegung. Der 
Große Rath von Aargau Fonnte vorausiegen, daß durch feine Auslegung 
Bolt und Geiftlichfeit jich beruhigen werden, er Fonnte ohne Gefahr das 
Truppenaufgebot im eigenen Kanton, jowie die einmarjchirten Truppen von 
Züri und die im Kanton Luzern aufgeitellten mieder entlaſſen. Die 
Diinderheit trug auch fofort hierauf an. Dr. Feer von Narau, dev pro- 
teitantifche Führer der Minderheit, bemerkte: daß auch nur der Schein eines 
gezwungenen Eides gegen die Würde des Kantons und der Regierung 
ftreite, und „gezwungener Eid ift Gott leid.” Gr behauptete wiederholt, 
wa3 von Unruhen aus jenen Gegenden berichtet worben fei, beftehe darin, 
daß die Lente in die Kirche gegangen feien. Bald dürfte demnach Fein 
Vater Unfer mehr mit der Bitte: „Erlöfe uns von dem Böſen“ gebetet 
werden, ohne ald Aufrührer "betrachtet zu fein. Als ſich auf diefe Bemer— 
ung auf der linfen Seite Gelächter erhoben hatte, fuhr er beißend fort: 
wenn biefes den Herren nicht gefalfe, jo mögen fie ſich daran halten, daß 
geitern der Beſuch der Kirchen und bas ungewöhnliche Beten bes Volkes 
als Thatfahe zum „Beweis der dort hervfchenden Unruhe und der Noth— 
wendigfeit des Truppenaufgebotes* angeführt worden jei, und jo mülle er 
denn auch jagen, auf was ſich dieſe Gebete bezogen hätten; es jei nämlich, 
was der Regierung nicht unbekannt fer, gebetet worden, „daß unfer Herr 
Gott die Negierung mit Weisheit und Verftand erleuchten möge.” Allein 
Die Mehrheit des Großen Rathes hatte noch vor der Eidesauslegung als 
erjten Artikel beſchloſſen: „Dem Kleinen Rathe wird die volle Bilfigung 
der von ihm in Sachen der aufgeregten Bezirke ergriffenen Mapregeln und 
der Dank des Großen Rathes für feine in dem fchwierigen Umſtänden be: 
miejene fette und entichiedene Handlungsweiſe ausgebrüdt.* Und Ober: 
richter Müller in Muri hatte ja den Nepräfentanten berichtet: „Nachdem 
mir aber die fihere Kunde zugefommen, daß man ji in etwelden Gemein: 
den mit Munition verfehe, daß in vielen Hänfern Kugeln gegoflen werden, 
daß Brüder von Brüdern Abfchied nehmen, erflärend, in wenig Tagen 
werden fie zum Schutze der Religion, die fie gefährdet glauben, zu den 
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Waffen greifen; nahtem in öffentlichen Wirthshäufern ausgefproden wor: 
den, man werde eine Trennung der Fatholifchen Bezirke von Aargau zu 
erwirken juchen ; nachdem es an Drohungen gegen einzelne Perfonen unferes 
Kantons (von Drohungen gegen die meinige weiß ich nichts) nicht gefehlt 
hat, hätte ih — ber ich die Regierung ftet3 verfihert hatte, dak die Ord— 
nung nicht geftört werden würde — zu allem Diejem jchweigen jollen ? — 
Nein, eben meine vorherigen Zuficherungen zwangen mid, dieſes nicht zu 
verhehlen.* 

Wenn man Oberrichter Müller nit aus vielen andern Thatſachen 
fennen würde, müßte ein Menfchenfenner in biefen Worten ben fi durch 
Entihultigungen Anklagenden finden. Auch die Nepräfentanten hatten am 
26. Wintermonat gefunden: „Die Tendenz der Behörden geht nur bahin, 
noch eine bedeutende Anzahl?” (Geiftlihe, Hatten ja am 24. nur 18 ge 
ſchworen) „dazu“ (zur Eidesleiftung) „zu vermögen, und wir zweifeln auch 
nit, es dürfte dur Beruhigung der Gemüther, dur Belehrung, vor: 
nehbmlih aber durh militäriſche Beſetzung der bemwegteften 
Bezirke, mehr und minder jolches gelingen. Heute werden nun bie von 
der Negierung von Aargau aufgebotenen Kantonaltruppen in den Freienämtern 
eingerücdt fein und damit wird die Gelegenheit zum Fanatismus 
wefentlih abgejhnitten ober wenigftens die Quelle deijelben fich einer 
genauen Aufficht unterworfen jehen.* Zudem Hatten die radikalen Blätter 
ben Züricher Truppen vor ihrem Einmarſche zugerufen: „im jreienamte 
gebe es gute Koft und warme Buſen.“ 

Unter folden Umftänden konnte die Mehrheit bes aargauiſchen Großen 
Rathes, um doch mit ihrem dem Kleinen Rathe ausgeſprochenen Lobe nicht 
zu fehr im Widerfpruch zu kommen, zu nichts Weiterem als zu dem Be- 
ſchluſſe fi verftehen: „Dem Kleinen Rathe ohne nähere Weifung über die 
militäriichen DBerfügungen wird der Wunſch ausgedrüdt, die militärifchen 
Mapregeln überhaupt in gleihem Maße, wie ihre Beranlafjungsgründe mweg- 
fallen, aufhören zu laſſen.“ Der Kleine Rath dedte den NRüdzug des 
Großen Rathes in einem Schreiben vom 28. Wintermonat dur die Kraft: 
ftelle: „Der Beſchluß“ (nämlich die Eidesauglegung, die er mittheilte) „wird 
beweijen, daß der hierjeitige Stand feine und des weitern Vaterlandes An: 
terefjen wahren, und feine Stellung, Selbftitändigkeit und Ehre nicht ver: 
geben, jondern dieſe Stützen des öffentlichen Zuftandes und mit ihnen Geſetz 
und Ordnung aufreht und unangetaftet erhalten will.” Schon unterm 
30. berichtete die Regierung von Aargau, e8 haben an diefem Tage jämmt: 
liche katholiſche Geiftlihe in den Bezirken Muri und Bremgarten (mit 
Ausnahme einiger Kranker) den Eid gefchworen, die öffentlihe Ruhe und 
Ordnung werde nun nicht mehr ferner bedroht, weswegen fie die Stände 
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Zürich und Luzern erſuche, die auf Aargaus Mahnung aufgeitellten Truppen 
zu entlafjen, fie hoffe auch ihre Truppen allmälig wieder heimgehen laſſen 
zu fönnen. Gie dankte Namens des Großen Nathes für die bereitwillige 
Hilfe und fügte bei: „Wenn je, mas Gott verhüten wolle, Ahr, getveue 
liebe Eidgenofjen, in den Fall kommen folltet, unfere Hilfe in Anfpruch zu 
nehmen, jo bauet feit auf unfere volle brüderliche Theilnahme und unjern 
kräftigen Beiftand.* 

Diefes Schreiben kam erft am 1. Ehriftmonat nah Luzern. Die 
Truppen mwurben in Luzern, Züri und bald auch in Aargau entlafjen. 
Aargau ſprach von einem großen Reactionsplan, gab jogar vor, der Kanton 
Zug fei damit einverftanden und trachte auf den Befig der Freienämter; 
ob Aargau wirklich daran glaubte, ift eine andere Frage, ob e3 nicht viels 
mehr eine Unordnung hervorrufen wollte, um die Unterdrüdung bes Fatho- 
lichen Volkes und feiner kirchlichen Anftalten zu vollenden und hiermit den 
Streit mit dem Biſchofe ein für allemal zu befeitigen. So befangen ich 
damals noch fein mochte, ich glaubte nicht an einen Reactionsplan. In 
dem oben fhon angeführten Briefe vom 3. Chriftmonat an einen Freund 
hieß e8: „Der Krieg im Freienamte fam mir nie bedeutend vor, vorzüglich 
nachdem ich Zürich Energie vernommen. Vom Keactionsplane fheint kaum 
etwas bereitet gemweien zu fein. Es fcheint doch, das Volk Tiebe feine Ber: 
faſſungen.“ Allerdings liebte das Volk allerwärtd die zwei Hauptgrundjäße 
ber neuen Berfaflungen — Rechtsgleichheit und Volksſouveränität — und 
haßte darum auch Alles, was nur den Schein zur Rückkehr in die Herrfchaft 
der Ariftofratie gewann. Hierin waren aber die Führer des Fatholiichen 
Volkes weit ehrlicher und entichiedener, als die radikalen Machthaber. Denn 
diefe Letztern festen an die Stelle einer veralteten Geburts:, Familien: und 
Städteariftofratie eine ungläubige, herrſchſüchtige Beamtenariftofratie: wäh: 
rend die Führer des fatholiihen Volkes Freiheit für die Kirche und demo: 
Fratifche Formen für das Volk anftrebten. Ungeachtet nun Yargaus Großer 
Kath in der Angelegenheit des Nrieftereides durch die ruhige und eintrat: 
volle Haltung der Geiftlichkeit und des katholiſchen Volkes in feinen Be: 
ftrebungen für einen Augenbli gehemmt worden war, dachte er doch nicht 
daran, mit der Fatholifchen Kirche fortan in Frieden zu leben. Der Streit 
wegen ber Abfepung der Geiftlihen hatte feine Endichaft nicht erreiht. Die 
aargauiſche Regierung beharrte hartnädig auf ihrem Unrechte und forderte 
Luzern wiederholt auf, feine Dazmifchenkunft zur Wahrung ihrer Nechte 
eintreten zu laflen. So erließ denn der Kleine Rath von Luzern im April 
1836 ein letztes Schreiben an den Herrn Biſchof in Solothurn, worin bie 
Behauptung aufgeftellt wurde, daß die Geiftlickeit in Straffachen ben Ge: 
richten unterworfen, bie Gerichte unabhängig und ihre Urtheile unantajtbar 
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ſeien. Dieſes Schreiben war die lebte Dazwiſchenkunft in dieſem Streite. 
Die Regierung von Aargau beharrte auf ihrem Strafrehte und half ſich, 
unter Mitwirkung des Biſchofs, durch Beitellung von Pfarrvermeiern an die 
Stelle der eigeumächtig abgejegten Prieiter jedesmal aus dev Klemme, 


Die aargauifhen Unterfuhungen gegen diejenigen Geiftlihen, welche 
die Proclamation vom 5. Mai nicht das erſte Mal verleien hatten, führten 
zu einer neuen Gewaltthat im Kanton Luzern. 


Herr Michael Groth, feit 1821 Pfarrer in Merenfhwand und jeit 
1831 Dekan des Capiteld Mellingen, Kantons Nargau, war mit einem 
Mitgliede des Fatholiihen Vereins vor dem 17. Mai 1835, an meldem 
Tage die fraglihe Proclamation Hätte von den Kanzeln verleien werden 
follen, zum Biſchof nah Solothurn gegangen, um über die Verlefung eine 
Weifung einzuholen. Diejes Umſtandes wegen verhängte der Kleine Kath 
von Nargau eine Unterfuchung gegen ihn, welche jeine Abjegung und das 
Verbot des Fatholifchen Qereins zum Ziele und Ergebniffe hatte, Dr. Rus 
dolph Feer hat eine „Recursſchrift für die Herren Dekan Groth, Pfarrer 
Keuft, Beutler, Häfelin, Bauer u. N. an das Hohe Obergericht des Kan: 
tons Aargau, Narau 1835, gebrudt bei Gottlieb Friedrich Bed“ heraus: 
gegeben, weldye nebſt der Actenmäfigfeit die Nechtöfenntniß und das tiefe 
Rechtsgefühl diefes Mannes fattfam beurkundet und um fo wichtiger iſt, da 
in derfelben ein Proteftant aus dem Aargau für katholiſche Priefter als 
tertheidiger auftritt. Herr Groth wurde fofort verhaftet, fein Haus unter- 
fucht und feine Schriften aus dem Pfarrhofe weggenommen. An die Polizei- 
direction des Kantons Puzern erließ die Verhörcommiffion des Bezirksgerichts 
Muri unterm 29. Mai folgendes Schreiben: 


„Muri, den 29. Mai 1835. 
Die Verhöreommiffion des Bezirlsgerichts Muri 


an 
die Lit. Polizeidirertion des Kantons Inzern. 


An der bier gegen Dekan Groth von Merenihwand angehobenen 
Unterfuhung liefert fih bis jest das Reſultat, daR er eifrigft gegen den 
Staat und die Beichlüfje der oberften Landesbehörden wirkte und handelte, 
und in Nerbindung mit dortigen Geijtlichen feinen Zweck verfolgte. So ergibt 
fih: daß derjelbe Mitglied eines auch im Kanton Luzern beftehenden katho— 
lichen Vereins ift, und daß joldher mit Herrn Pfarrer Egli von Root (dev 
Actuar des Vereins jein fol) und Herrn Profeſſor Schlumpf (der fi 
unterzeichnet M. Schlumpf, Ludi Magister) correſpondirte. 
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Ein Billet ohne Datum md Unterſchrift, das aber nad) der Ausjage 
des Dekan Groth vom Pfarrer Egli von Root geichrieben fein fol, lautet 
wie folgt: 

„„Hier überfende ih auh Div ein Eremplar gratis von dem in der 
K. 3. angezeigten Bude, Die Direction hat nämlich bejchlojien, jedem 
Eorreipondenten eined davon zu übermaden, damit es in Eirculation gefegt 
und befaunt werden möge. Cs find 3000 Exemplare abgedrudt; zwar 
hätten wir e3 gratis verbreitet, die Caſſe erlaubt es aber nicht. 

Es thut übrigens immer mehr noth, gute Bücher zu verbreiten; die 
Lefefucht wächst und die Anzahl der jhlehten auch. Das gegenwärtige ift 
gewiß ein jehr geeignetes Volksbuh, und 4 Batzen für 26 Drudbogen ift 
ein jo geringer Preis, dak der Abſatz billig zu hoffen ficht. — Neuffirt 
dieje Art und Weife, jo folgen jpäter mehr. Ich Tege Hier auch ein Päd: 
lein an den Pfarrer in Oberweil bei, wenn Du #3 gef. befördern willſt. 


Mit Gruß und Freundicaft Der Actuar. 
Auh an den Pfarrer Häfelin im Frickthal lege ich ein Pad bei.““ 


„Herr Schlumpf jhrieb unterm 7. Chriftmonat 1834 an Groth 
unter Anderm: 


„„Ich war der Beglaubigung, daß die 50 Titeltupfer Ihnen ſchon 
feien zugefendet worden. Da diefelben aber noch fehlen, fo folgen fie anbei, 
Nebitdem erhalten Sie nah Verlangen die Note von Gebr. Räber für den 
Drud der drei Petitionen. Da nit alle im Kanton Margau ausgetheilt 
worden find, 500, und von der badener Petition 300 oder 400, fo ift 
billig, daß die Hargauer auch nicht Alles bezahlen. Indeſſen treiben Sie 
Geld ein, jo viel Sie nur immer können. Die Eafje des K. V. ift ehr 
erichöpft, und deficienti pecu defieit omne nia. Die Luzerner Zeitungen 
Kr. 75 und 76 werden nächſtens folgen. Die Gebrüder Räber haben 
beim Hausziehen die betreffenden Nummern fo verlegt, daß fie dieſelben 
nicht fogleih finden fonnten,“* | 


„Aus einem Schreiben des Caplan Hürlimann von Chan an Groth 
ergibt ih, dag Herr Profeflor Geiger von Luzern eine Petition in ben 
Angelegenheiten St. Gallen verfahte, die von Groth verlangt und an ben: 
felben verfandt worden. Diefes Schreiben lautet unter Anderm, wie folgt: 


„Liebſter! Geftern erhielt ich diefe Beilage von G. mit dem 
Anfuchen, fie auf dem Dir befannten Wege an Popp und Nußbaumer zu 
befördern. Daher überfende ich ſelbe Dir zur beliebigen Verfügung. Nur 
nehme ich bie Freiheit zu bemerken, daß mir ungeachtet der Autorität des 
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Derfaffers die Arbeit durchaus nicht gefällt. Es ſcheint, Du und Geiger 
haben einander nicht vecht verftanden. Die Fetition ift zu wenig umfafjend 
und zu wenig einzeln; fie umfaßt durchaus nicht alle kirchlichen Bedürfniſſe 
des Fatholifchen Landestheiles von St. allen, geſchweige dann der katholi— 
ſchen Schweiz, und was nod weit mangelhafter ift, fie erwähnt der unfin= 
nigen, antichriftlihen, unbilligen Bertreibungen der Domcapitularen aus 
ihren Wohnungen, ber Großrathsbeſchlüſſe in Bezug auf die Ernennung des 
Bisthumsverweſers, ber widerrechtlichen Auflöſung des Domcapiteld, des 
Trotzes gegen den heiligen Stuhl, der aus proteftantiihen und Fatholiichen 
Lehrern zufammengefesten Lehranftalt, der Borfchläge der aus dem Großen 
Kathe zufammengefegten Commifjion in Betreff des Kirchen: und Staats- 
verhältniffes, der Gapuziner und übrigen Klöfter durchaus nit. — Alſo 
von dem, was vorzüglich geiprochen werden follte, von dem, was handgreiflich 
ift und dem Volk jonnenflar in die Augen fcheint, von dem, was alle Orb- 
nung und Einrichtung det Fatholifchen Kirche umftürzt, fagt fie durchaus 
Nichts. Diefe Petition ift alfo, am gelindeften beurtheilt,“ nur ein halbes 
Werk, darf, wie e3 da ift, in feinem Fall zur Unterzeihnung und Verbreis 
tung empfohlen werden. Wenn eine Petition vom Volke aus an den fou= 
veränen Rath etwas wirken muß, fo ift vor allem Andern nothwendig, daß 
fie die obbemeldten Punkte alle ins Auge fat und diefelben beftimmt, Mar 
und beutlih darftellt, Wer foll aber fo etwas mahen? Niemand kann e3 
befjer und ſchneller, als Profeſſor Bofjard in Zug. Du follteft daher fo 
bald als möglich zu ihm Fommen, ihn erfuchen und bitten, fich diefer Arbeit 
zu unterziehen, und nicht eher nadhlafjen, bis du das Jawort von ihm haft. 
Sollte e8 Dir unmöglich fein, Diefes Geſchäft zu übernehmen, fo thuft Du 
am beften, es jelbft zu machen; reihhaltigen und gediegenen Stoff aeben 
dazu die Proteftationen des apoftoliihen Stuhles gegen die St. Galliichen 
Großrathsbeſchlüſſe. Sollte auch das unmöglich fein, fo ſchicke mir dieſes 
nur mieber zurüd, ih will am Freitag den Bofjard beftürmen, daß er thut, 
was er fann. Bon Luzern iſt Feine Hilfe zu erwarten, Die Huberiiche 
Angelegenheit fängt wieder von vornen an. Denkt auch um Gottes willen, 
dent auch, der Bilchof von Bafel hat dem Herrn Pfarrer Huber verboten, 
in den an Uffifon angrenzenden Pfarreien kirchliche Functionen auszuüben, 
weil der gute Seelengirt am 6. Sonntag nah Pfingften in Dagmerfellen 
das Amt und eine Chriftenlehre gehalten hat. Solche Scandale nehmen 
nun die Kräfte Derjenigen, welche Etwas leiften fönnen und wollen, wies 
der vollends in Anſpruch. Im Falle aber, daß weder Du noch Bofjard 
die Sade beforgen, ginge mein Rath dahin, man würde Herrn Popp bie 
Geigeriana mit Anmerkung überjenden, daß er ſelbſt die Petition verfertigen 
fol nah St, Galler Geſchmack und Bedürfniß, welde Petition dann in 
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mehreren Kantonstheilen cireuliren und zu 1000 und 1000 Exemplaren 
gedruckt werden ſoll.““ 


„In einem Schreiben eines Herrn Curti von Rappersſchwyl an Herrn 
Groth vom 24. Wintermonat 1834 heißt es unter Anderm: 


„„Jetzt iſt daher der Moment, wo ſowohl in Ihrem als in unſerm 
Kanton Hand ans Werk gelegt werden muß. Ach, thun Sie doch alles 
Mögliche, daß triftige Aufſätze mit kecker, aber wohl berechneter Gründlich— 
keit in der Luzerner, Aargauer, im Waldſtätterbot, im allgemeinen Schw. 
Correſpondent erſcheinen. Es iſt hohe Zeit; den jetzigen Zeitpunkt verlieren, 
wäre viel, wo nicht Alles verloren. Das Stift Einſiedeln iſt zur thätigen 
Theilnahme dringend aufgefordert. Muri ſollte unter der Hand das Gleiche 
leiſten ꝛc. Gerne wünſchte, daß von der Redaction der Kirchenzeitung be— 
merkt werde, daß man erwarte, die übrigen katholiſchen Bezirke werden ihre 
Mitbrüder nicht ohne ihre künftige Unterſtützung laſſen. Wir bleiben feſt, 
und ruhen Sie mit Ihren tapfern Mitkämpfern nicht, für die Sache Gottes 
zu arbeiten.““ 


„Dieſes Alles zuſammengenommen läßt wohl keinen Zweifel übrig, 
welch feindſelige Plane gegen mehrere Kantone, deren Einrichtungen und 
Beſchlüſſe gehegt und verfolgt wurden. 

Unter dieſen Umſtänden glauben Wir es der Wichtigkeit der Sache 
ſchuldig zu ſein, alle Beweiſe gegen die Unruheſtifter zur Hand bringen zu 
ſollen, und erſuchen Sie daher höflichſt und angelegenſt, bei den Herren 
Pfarrer Egli in Root, Profeſſor Schlumpf und Profeſſor Geiger in Luzern 
die ſämmtlichen Schriften derſelben in Beſchlag zu nehmen und Uns die— 
jenigen, welche von Dekan Groth herrühren, ihn und das ganze Treiben 
des katholiſchen Vereins betreffend, ſowie überhaupt alle, welche in einigem 
Intereſſe für die obwaltende Unterſuchung ſein könnten, Uns mit Beförde— 
rung zu überſenden. 

So wie aber die Beſchlagnahme der Schriften bei den genannten drei 
Perſonen gleichzeitig geſchehen müßte, ſcheint Uns nothwendig, daß auch bei 
den Brüdern Räber, Buchdrucker, im nämlichen Momente eine genaue Unter— 
ſuchung angeſtellt und alle vorhandenen Concepte ebenfalls amtlich behändigt 
werden ſollten. Es ſoll vorzüglich getrachtet werden, die Rechnung des 
Vereins zu bekommen. | 

Genehmigen Sie ꝛc. 

Der Präfident der Verhörcommilfion: Müller. 
Für die Verhörcommiffion: Der Gerichtsfchreiber Weibel.“ 


Polizeidirector des Kantons Luzern war damals Laurenz Baumann 
von Oberkirch, Mitglied des Kleinen Rathes als Präfident der Juſtiz- und 
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Polizeicommiſſion, in melder übrigens auch noch Jakob Robert Steiger, 
Bernhard Widi von Luzern, Balthajar Hecht von Williſau und franz 
Nengli von Entlibuch ſaßen. Obwohl das Schreiben der Verhörcommiſſion 
von Muri, ala einer gerichtlichen Behörde, aud an eine gerichtliche Behörde 
hätte gerichtet fein jollen, obwohl daſſelbe nichts Anderes enthielt, als An: 
gaben, daß ein Verein beitehe, welder Bittihriften und Bertheilung von 
Drudichriften beſorge und zu diefen Ende eine Caſſe führe, Rechte, melde 
alferwärts durch Verfaſſung und Geſetze gewährleiftet waren, jo war doch 
der gebotene Anlaß der Willfür des Herrn Baumanı, die vermeintlichen 
Seheimniffe verhaßter Männer aufzufinden, zu erwünſcht, als daß er ihn 
unbenüst hätte können vorbeigehen laſſen. Alſo ordnete er fofort eine Menge 
von Beawteten ab, um bei ben betreffenden Herren Hausdurchſuchungen 
vorzunehmen. Im Berichte, welchen die Juſtiz- und Polizeicommilfion am 
26. Brachmonat dem Kleinen Rathe über das Treiben des jogenannten 
„katholiſchen Vereins“ erftattete, heißt es im Anfange: 

„In Folge eines unterın 29, Mai an unſere Polizeidivection geftellten 
Kequifitoriums der Verhörcommiſſion des aargauiihen Bezirksgerichts Muri, 
veranlaßt durch die dort gegen Defan Groth von Merenichwand mwalteude 
Unterfuhung, wurden am 30. Mai legthin nachitehende, in benanntem Re— 
quifitorium ausdrücklich verlangte Hausdurchſuchungen aus Auftrag der 
Polizeidirection vorgenommen, als: 

a) bei Herrn Leutpriefter Egli in Root durch Herrn Staatsanwalt 
Kopp und Herrn Verhörſchreiber Stoder ; 

b) bei Herrn Chorherrn Geiger durch Herrn Stadtammann JIſaak 
und Herrn Stadtrathichreiber Johann Baptiit Zurgilgen ; 

c) bei den Gebrüdern Räber, Buchdruder in bier, dur Herrn 
Staatsanwaltadjuneten Weber und Herrn Unterfchreiber Kaipar Greber, und - 

d) bei Herrn Profeſſor Schlumpf durd Herrn Amtsrath Jakob 
Brunner und Herrn Amitsſchreiber Joſeph Segeller. 

So wie das Nequifitorium von Muri e8 verlangte, wurden von den 
Herren alle jene Schriften in Beſchlag genommen, welche von Dekan Groth 
in Mereufhwand herrühren, ihn oder das ganze Treiben des katholiſchen 
Bereins betveffen, fo wie überhaupt alle, welche von einigem Jutereſſe für 
die obmwaltende Unterfuhung fein fönnten. 

Nah Borfhrift und Hebung wurden über biefe Verhandlungen orbent: 
Tiche Verbalprogefie ausgefertigt und diefe von dem betreffenden Beamten und 
Demjenigen, bei dem die Hausunterfuhung vorgenommen worden, gehörig 
unterzeichnet. Herr Profeſſor Schlumpf fügte feiner Unterfchrift Folgendes 
bei: „„Durch Unterfchrift bezeuge ich hiemit die Nichtigkeit des Verbal: 
prozeſſes, wobei ich jedoch alle meine Rechte verwahrt wiſſen mödte und 
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namentlich verlange, daß, weil Fein Anventarinm der in Beſchlag genom⸗ 
menen Schriften an Ort und Stelle aufgenommen wurde, dafjelbe nur in 
meiner Gegenwart vorgenommen werben möchte,“ * 

Die Aufnahme eines jolhen Inventariums Hatte bei Herrn Leutpriefter 
Egli und ChHorherin Geiger ſogleich bei der Hausdurdiuchung felbit ftatt. 
Wegen Menge der Schriften konnte dieſes aber bezüglid auf Herrn Pros 
feſſor Schlumpf und Gebrüder Näber nicht geichehen, fonbern es wurden 
alle aufgefundenen Schriften unter doppeltes Siegel, nämlich desjenigen ber 
Behörde und der Betheiligten gelegt, und dann unterm 1. Brachmonat in 
Beifein der Lesteren von Seite der Bolizeidirection zur Eröffnung der 
Siegel und Ausigeidung der Schriften in folhe, melde man behufs der 
obwaltenden Unterfuhung von mehr oder wenigerem Intereſſe fand, und 
jolche, bei denen diejes nicht der Fall war, geihritten, Iehtere dem Eigen: 
thümer ſogleich wieder zugeftelit, erftere aber zurüdbehalten und darüber 
Doppelinventarien verfaßt und folhe mit den Unterjriften der Behörde 
und des Eigenthümers verjehen. Herr Profeſſor Schlumpf hatte auch bei 
diefem Anlafje, indem er ſich auf feine bei der Beihlagnahme ftattgefundene 
Nehtsverwahrung berief, erflärt, daß er gegen die ntfiegelung feiner 
Schriften proteftire, was danır auch zu Protocol vermerkt wurbe. 

Bon den von der Polizeidirection zurückbehaltenen Schriften der 
Herren Leutpriefter Egli, Profeſſor Schlumpf und Gebrüder Räber wurden 
fonah der Verhörcommiſſion des Bezirksgericht? Muri die nöthigen Mits 
theilungen gemadt. Betreffend den Herrn Chorherrn Geiger, fo wurben 
ihm, da überhaupt Weniges und Nichts von einigem Belange bezüglih auf 
bie obmwaltende Sache bei ihm aufgefunden wurde, die in Beſchlag genoms 
menen Schriften ſämmtlich wieder zurüdgeftelt. Inzwiſchen fand fi doch 
derſelbe, jowie die Herren Leutpriefter Egli und Profeſſor Schlumpf bewo— 
gen, klagend bei hochdenſelben gegen die Polizeidirection aufzutreten, um 
Schu und Genugthuung gegen angeblid erlittene Kränfung zu finden, 
welche Beihmwerben Sie uns zur Borberathung und Antragftellung zu übers 
weilen geruhten. 

Wir haben die Sache genau unterfucht umd gefunden, daß bie Polizeis 
direction, indem fie auf ein ausdrüdliches Mequifitorium der durch die Ges 
fee des Kantons Nargan wit dem Unterfuh von Criminal- und Rolizeis 
Hagen beauftragten Verhörcommilfion des Bezirksgerichts Muri in Saden 
eines dort angehobenen Strafprozeiies gegen Dekan Groth, woraus fi er— 
geben, daß er in Verbindung mit biefigen Geiftlichen in ber auf ihn beflagten 
Angelegenheit handelte, die vorhin genannten Hausdurchſuchungen und bie 
Beſchlagnahme der Echriiten bei bemeidten Perſonen verauftaltete, Lediglich 
Dasjenige gethan hat, was fie im Hinblid auf die in den eidgenöſſiſchen 
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Verhältniſſen Tiegenden Pflichten des Standes Luzern gegen feine Mitftände 
und nad ſtets beftandener Uebung in derTei Fällen, jo wie gemäß den ber 
Regierung des hohen Standes Aargau von hochdenfelben kurz vorher ertheilten 
Zufiherungen ſchuldig und wozu fie demnach vollfonmen beredhtigt war. 
Wir tragen demnach bei hochdenfelben darauf an, die Beichwerbeführer ab— 
zumeifen, und legen Ihnen zu dieſem Behufe die beiliegenden Beſchluſſes— 
vorshläge zur Genehmigung vor.“ 

Wie man aus diefem Berichte fieht, wurden Herrn Schlumpf und 
Herren Gebrüdern Näber Schriften weggenonmen, ohne darüber ein amt— 
liches Verzeihniß aufzunehmen und den Cigenthümern zuzuftellen. Es ift 
Thatlache, daß Steiger aus diefen Schriften einzelne Stüde in die Sitzung 
des Kleinen Rathes gebracht hat, und daß die Schriften auf den Kanzleien 
gelegen, wo leicht die eine oder die andere hätte verloren gehen können. 
Mit Recht befchwerten fi die Betheiligten bei den Kleinen Rathe über 
das rechtswidrige Verfahren der Polizeidirection. Der Kleine Rath, wie ev 
ber Form wegen nicht anders Fonnte, forberte die Juſtiz- und Polizei= 
commilfton zur Berichterftattung auf. Erſt unterm 26. Brachmonat erfüllte 
fie diefen Auftrag. Dem fo eben gegebenen Eingange fügte fie einen Bericht 
bei, defien Anfang fo lautete: 

„Was dann den Inhalt der in Belchlag genommenen Schriften be= 
trifft, To gibt diefer über das Treiben und Wirken und ben Umfang des 
fogenannten katholiſchen Vereins und den Zweck und die Tendenz deſſen 
Führer und Leiter manchen höchſt intereflanten Auffhluß, und dasjenige, 
was jeder verftändige Bürger und Freiheit und geleglihe Ordnung liebende 
Mann von diefem Verein ſchon lange hielt, findet darin feine volle Beſtä— 
tigung. 

Es wäre allzu meitläufig, die in Beſchlag genommenen Papiere bier 
einzelm aufzuzählen und deren Anhalt anzuführen. Hierüber mülen Wir 
Sie an bie Acten felbft verweilen. Im Allgemeinen geht aber aus dem 
Aufgefundenen hervor, daß diefer Latholifche Verein bereits feit dem Jahre 
1831 befteht und größtentheils von fatholiihen Geiſtlichen geftiftet, betrieben 
und unterftügt wird, die fich unter dem Vorwande, die katholiſche Religion 
zu ſchützen und zu fhirmen, in allerlei politifche Angelegenheiten miſchen, 
vorzüglih auf die Volkswahlen einzuwirfen bemüht find, um ihnen und 
ihrem Syftem ergebene Männer in die oberjten Landesbehörden zu bringen 
und durch bedeutende Geldwittel aus Klöftern und anderwärts unterjtüßt, 
alle Mittel der Leberredung und Täuſchung durch Schrift, Wort und anıt= 
lihe Etellung benugen, um theils ariftofratiihe, theils theokratiſche und 
ultramontane Grundfäge auf die Bahn zu bringen und fo allmälig die 
Behörden des Staats unter die Herrfhaft einer fchlauen, außer unſerm 
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Vaterlande thronenden Macht zu bringen, wozu oft bie unerlaubteften Mittel, 
die man ſelbſt Verrätherei nennen könnte, gebraucht werden, 


Im Kanton Luzern gehören nah den vorliegenden Acten unter bie 
thätigiten Mitglieder des Fatholifhen Vereins die Herren Profeſſor Schlumpf 
in Luzern, Yeutprieller gli in Root, Kaplan Blum in Hochdorf, Chorherr 
MWiedmer in Münfter, Leutpriefter Schiffmann in Altishofen, Caplan Ader- 
mann in Reiden, Caplan Marimilian Zürcher im Hof, Pfarrer Achermann 
in Ballwil, Pfarrer Arnold in Knutwil und nad des Letztern Zeugniß auch 
Fabrifant Brunner in Knutwil nebſt vielen andern geiftlihen und weltlichen 
Herren, welde durch ihre unterangeitellten Agenten, durch Zeitungsblätter, 
durch Geigeriihe und andere Flugichriften‘ das Volk zu ihren Zwecken bear: 
beiten, wobei die Räberſche Buchdruderei vorzüglich verhilflih it. Profeſſor 
Schlumpf und Gaplan Zürder find, wenn nicht felbit Nedactoren, doch Ver: 
fafler und Einfender vieler der gehäfligiten Artifel in die Puzerner und 
katholiſche Kirchenzeitung, und dieſelben pflegen Dasjenige, was fie im hie: 
figen Kanton durch die Prefje nicht befannt zu machen ſich getranen, dem 
ſchweizeriſchen Eorrefpondenten in Schaffhaufen oder dann dem Waldſtätter— 
boten in Schwyz zum Drude zu überfenden, um fo für die verläumberijch- 
ften und giftigiten Anfeindungen ſicher geftellt zu fein. 


Die Koften diefer Wühlereien werden durch allerlei Beiträge beftritten, 
wo ſich vorzüglich einige Klöfter, und namentlich das von Einfiedeln, aus— 
zeichnet, welches im Bejige der Kälinfhen Buchdrudereien zu Schwyz und 
Einfiedeln ift und biefe in genaue Verbindung mit derjenigen der Gebrüder 
Räber in Luzern, felbft unter Darbringung "von großen Geldopfern, zu 
fegen ſuchte. 

Wir wollen nun, Tit.! dieſe allgemein ausgeſprochenen Sätze etwas 
näher beleuchten.“ 


Es folgen nun eine Menge aus Briefen und Papierfegen zufammen: 
geftoppelte und zum Theil jogar falſch verftandene Notizen, welche nur bie 
Leidenjhaft Anklagen zu Grunde Tegen Fonnte. 


Der Beriht ſchloß in folgender Weiſe: 


„Der fogenannte Fatholifhe Verein nahın in Luzern feinen Urjprung, 
und zwar fchon im Jahre 1831, alfo gleih nah dem Entjtehen der gegen: 
wärtigen neuen Ordnung der Dinge in mehreren Kantonen unferes Vater— 
landes, wie fich diefes aus mehreren Briefen des Subregens Karl Greith 
aus St. Gallen an Ehorherrn Wiedmer und Profeſſor Schlumpf ergibt, 
in welden er ſich über das ftilfe Ausbreiten des Vereins freut, fi zu thä- 
tiger Mithilfe an der Nedaction eines Blattes bereit erflärt und eine große 
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Anzahl von Statuten des Fatholifchen Vereins von Herrn Wiedmer verlangt. 
Er verbreitete fih nah und nad in verjchiedene Kantone und namentlih in 
die Kantone St. Gallen, Aargau, Zug und Schwyz, mas deutlich aus 
Briefen des Herrn Pfarrer Schubiger in St. Gallen:Kappel, des Caplan 
Federer in Flums, des Pfarrers Häfelin von Herznach, des Laurenz Göldlin 
von Luzern, Neifender der Gebrüder Näber, und Andern hervorgeht. Es 
ſcheint aber, daß troß allen Bemühungen die Sahe doch nicht nah Wunſch 
gehen wollte, denn man organifirte alle Augenblide den Verein, theilte ihn 
iu Unterabtheilungen und ſuchte die Kantonövereine wiederholt in einen 
Gefammtverein unter fogar mit gejeggebender und richterlicher Gewalt aus: 
geräfteter Centralbehörbe zu bringen. Auch ſcheint man die Abficht gehabt 
zu haben, ihn durch die höchſten firhlihen Behörden, gleih den Bruder: 
haften, genehmigen und mit geiftlichen Gnaden beſchenken zu laſſen (Ent: 
wurf zur Centraliſirung des Fatholiihen Vereins von der Hand des Abts 
Göleftin von Einfieveln). Als Eorrefpondenten außer dem Kanton erjcheinen 
außer ben ſchon Genannten noch: Caplan Hürlimann in Cham, Dekan 
Groth in Merenihwand, Stadtpfarrer Aebi in Freiburg, P. Amadäus, 
Gapuziner in Schwyz, Pater Benedict Braun, Großfellner in Mariaftein, 
Pater Ambros Chriften in Muri u. f. w., welche theils Flugſchriften mit: 
theilten oder verlangten, theil® Zeitungsartifel einfandten. Viele Briefe 
haben entweder Feine Unterfchriften, ober es fteht nur der Anfangsbuchitabe, 
oder ein Feiner Endbuchſtabe, oder nur ein jonftiges Zeichen, oder endlich 
ein angenonmener Name. Oft wurden fie einige Stunden weit durch Er: 
prefien getragen und erft dann auf die Poft gethan, damit der Ort des 
Abgangs nicht befannt werde. 


Herr Schlumpf mar dann ein befonders thätiges Mitglied. Eine 
Menge von Entwürfen zu Verbeſſerung der Organifation des katholiſchen 
Vereins Tiegen, von feiner Hand geichrieben, vor. Auch nahdem die Wahlen 
des fließenden Jahres nirgends ganz im Sinne des katholiſchen Xereins 
ausgefallen waren, wurden die Hauptanführer nichts weniger als entmuthigt, 
und noh am 26. Mai jchreibt Helfer Staffelbah aus Altishofen an Pro: 
feſſor Schlumpf, ernftli darauf zu denken, bie entworfene Organijation des 
katholiſchen Vereins baldigft ins Leben treten zu laſſen. 


Daß biefer fogenannte Fatholifche Verein keineswegs die etwa gefährdete 
Religion im wahren Sinne des Wortes zu ſchützen gedenke, ergibt ſich aus 
den oben angeführten Thatſachen und Entwürfen und aus den Behand— 
lungen ber religiöjen Gegenftände überhaupt, die mit einer Frivolität und 
Geringſchätzung ohne Gleichen behandelt werden, da, wo man feine Maske 
vorzunehmen für nöthig erachtet, fondern es will der Fatholifhe Verein ein: 
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greifen in die Rechte und Befugniſſe der Regierungen und in die ſogenannten 
weltlichen Angelegenheiten überhaupt. Leitung dev Wahlen iſt des Vereins 
Hauptaugenmerk, und Vergiftung der öffentlihen Meinung, Unterordnung 
unter eine geheime Gewalt, der mit blindem Gehorfam bie Mitglieder bes 
Vereins Folge zu leiſten hätten, aljo Erftidung alles freien Denkens und 
Handelns, wie aus den Entwürfen des Abts Cöleftin erhellet, Auffriihung 
des alten Haſſes zwiſchen den Katholifen und Proteitanten, wie fi aus 
einem Entwurf von Schlumpf ergibt, alfo Zwietracht, Unordnung und Ver— 
wirrung im Vaterlande, wozu die ſchlechteſten Mittel, jelbit Landesverrath, 
nit verfhmäht werden, wie aus dem Schreiben vom Abt Cöleftin an Pro: 
feſſor Schlumpf hervorgeht, wo er denſelben aufmahnt, Schritte von ber 
Nuntiatur hervorzurufen, un auf die Großrathsmwahlen einwirken zu Können. 
Daß bedauerlihe Folgen dieſes Treibens auch in veligiöjer Beziehung fich 
bereit3 gezeigt haben, geht aus amtlichen Berichten hervor, wie 3. B. jener 
des Amtsftatthalterd von Willifau über bie in verfdiedenen Gemeinden 
ftattgefundenen Verſammlungen des dafigen katholiſchen oder Betvereins, 
wobei allerlei tolles und abergläubiiches Speftafel getrieben worden ift, 

Profefior Schlumpf miſcht ſich überhanpt in alle Angelegenheiten, wo 
er ben Rechten des Staates gegenübertreten Fann. Go liegt noch ein Ents 
wurf von ihm von einer Zufchrift bes Herin Altpfarrer Huber an ben 
Eapitelödefan von Willifaun vom 19. Heumonat 1834 vor, wo bie vom 
Großen Rathe beftätigte Abberufung des Herrn Huber ein Attentat der 
Staatögewalt genannt wird, welche man durch Stillſchweigen nicht fanctio- 
niren foll, und wo das Capitel angelucht wird, fich in dieſer Beziehung für 
Huber bei dem Biſchofe zu verwenden, auf daß die Beſchlüſſe des Staates 
durch einen förmlichen Act der Kirche annullirt werden. Ebenſo hat Herr 
Schlumpf dem Herrn Huber auch eine Verwahrung au den Biſchof gegen 
die Schlußnahme des Großen Nathes gefchrieben vom 28. April und ben- 
felben um irgend einige Art von Abhilfe angeludt. 

Die AJuftize und Polizeicommiſſion ift keineswegs gegen die freie 
Bildung von Vereinen, infofern fie feinen feindfeligen Charakter gegenüber 
der Staatögewalt annehmen, geftimmt, allein fobald Vereine zu Tage kom: 
men, welche dahin ftreben, die legalften Handlungen ber vehtmäßigen, vom 
Bolke felbit ausgegangenen Behörden als Attentate zu bezeichnen, fremde 
Einmifchungen in unſere innern Angelegenheiten hervorzurufen und in diefem 
verbrecheriihen Sinn auf die öffentliche Meinung mit allen Künften und 
Schlichen zu wirken, kann und darf von Seite der Staatögewalt biejen 
Bemühungen nicht gleichgültig mehr zugejehen werben. Sie enthält fich in: 
defien für einftweilen noch weiterer Vorfchläge und begnügt fi, Hochdenſelben 
für dermalen diefen Bericht bei Anla des von der Verhörcommifjion bes 
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Bezirsgerihts Muri anverlangten Hausunterfuch® fiber das Treiben und 
Mühlen des fogenannten Fatholiihen Vereins erftattet zu haben.“ 

Unterzeichnet find der Präfident Laurenz Baumann und ber Unter: 
ſchreiber K. Greber. 

Mit dieſem Berichte ſchlug die radikale Partei einen ungeheuren 
Lärm. Natürlich: er ſollte eine grobe Gewaltthat rechtfertigen. Kein 
eidgenöſſiſches Concordat, obwohl man im Berichte von eidgenöſſiſchen Ver: 
pflihtungen Spricht, verpflichtete zu der Hausunterfuhung. Wie jelbit die 
Urtheile von Aargau bemeijen, wurde die Unterfuhung dortſeits nicht wegen 
eine3 Criminalverbrechens, ſondern wegen eines Polizeivergehens geführt, 
wegen weſſen eine Hausunterfuhung nicht einmal dort gerechtfertigt erichien. 
Die Inzernerifhe Polizeidivection that alfo nichts anderes, als daß fie ge— 
fälligen Handlangerdienft der aargauifchen Willfür leitete. Und für was? 
Um beranszubringen, daß ein Verein bejtehe, deilen Mitglieder fi der 
Preſſe bedienen, ihren Beitrebungen angemejiene Schriften verbreiten, das, 
was fie druden laſſen und verbreiten, auch bezahlen, alles Handlungen, 
welhe der vaterländiiche Verein, der Schutzverein, die landwirthſchaftliche 
Geſellſchaft, melde jpäter nah dem Beiſpiele von Aargau den vornehmern 
Titel „Eulturgejellihatt* annahm, ebenfalls fich erlaubten. Nur zwei Unter: 
ſchiede beftanden zwiſchen dem Fatholiihen Vereine und den radikalen Ber: 
einen, daß jener nämlih den Schuß der kirchlichen Rechte und der Freiheiten 
des Volkes, dieje hingegen die Unterdrüdung der kirchlichen Rechte und die 
Allmacht der herrſchenden Staatögewalt zum Ziele hatten, und daß jener 
wegen ber Feindſeligkeit, welche die Behörden gegen ihn hegten, mit ber 
arößten Behutiamfeit zu Werke gehen mußten, diefe Hingegen fich des Schußes 
und der Unterftügung dev Behörden zu erfrenen hatten. In dem Schreiben 
der Berhörcommifjion von Muri lag fein Grund zu der Hausunterfuchung 
vor. Das Molizeidepartement von St. Gallen, welches auch von jener 
Verhörcommilfton, in welder der jetige Oberrichter Müller Präfident und 
der jetzige Bezirksamtmann Weibel Schreiber war, angegangen wurde, bei 
einem Herrn Jakob M. Eurti in Rapperſchwyl, ebenfall3 wegen eines Briefes 
dejjelben an Dekan Groth von Merenfhwand, eine Hausunterfuhung vor: 
zunehmen, wies das Anfinnen zurüd, Ebenſo wies Solothurn das Anſuchen 
zurüd, „to angenehm es ihr (der Regierung) geweſen wäre, fie dennoch 
feine Mittel in Handen habe, jenen allerdings fehr wünſchenswerthen Zweck 
zu erreihen.” Denn die Verhörcommiffion von Muri (Müller und Weibel) 
legten der Reife des Herrn Dekan Groth den Zweck unter, den Biſchof zum 
Widerftande gegen das VBerlefen der bewußten Proclamation zu veranlajien, 
nah dem aargauiihen Sprachgebrauche, welher in dem bezivfsgerichtlichen 
Strafurtheil gegen Herrn Groth vorfümmt, „einem außerhalb dem Staat 
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wohnenden Bürger und Beamten, der außer unferm Staatsgebiet feinen 
MWohnfig Hat; einer außer dem Staat beitehenden obern firchlichen Behörde; 
einer außer dem Staat liegenden Gewalt“ jo etwas zuzumuthen. Die 
Berhörcommifftion wollte demnad den Bilchof durch die Behörden des Kan— 
tons Solothurn hierüber verhören, fo wie ihn anhalten laſſen, eine ihm 
eingereichte Bittſchrift auszuhändigen, „welche in fo ftrafbarerem Lichte erfcheine, 
als diefelbe außer Landes gerichtet, auswärtige Behörden gegen be- 
ftehende Geſetze und Verordnungen dringend zu ihrem Schutze aufgefordert“ 
und darin gar „auswärtige Machthilfe gegen einen Beſchluß der oberften 
Landesbehörde auszuwirken geſucht worden ſei.“ Der Kleine Math von 
Solothurn hatte den gefunden Verſtand zu antworten: „Wir haben das 
Unfuhen des Tit. Herrn Bifchofs (nämlich ſolche Begehren von der Hand 
zu mweifen) in Berathung gezogen und fehen mit ihm ein, daß ber freie 
Zutritt zum Diözefanbifchof einem jeden Bisthumsangehörigen zu jeder Zeit 
offen ftehen müſſe, und derſelbe, wenn er in feiner oberhirtlichen Stellung 
in Gewillensfahen um etwas bevathen wird, unmöglih in die Cathegorie 
eines Privatmanns verfeßt, und deshalb zur Kundfchaft gezogen werben 
könne.” Wenn Solothurn und St. Gallen der Berhörcommilfion von Muri 
niht Hand bieten mochten, jo that es die Nolizeidirection von Luzern um 
fo mwilliger. Auh Staatsanwalt Jakob Kopp, welcher ſonſt fo viel von 
Beobahtung der Rechtsformen fprah, gab fih ohne Wideritand dazu hin 
und vertheidigte das willfürlihe Verfahren, an welchem er Theil genommen 
hatte, vor dem Großen Rathe. Was in dem Berichte der Juſtiz- umb 
Polizeicommiſſion von Unterftügung der Buchdruderei der Gebrüder Näber 
in Luzern von Seite des hochwürdigſten Abtes Cöleftin von Einfiedeln, mit 
einer Geldjumme von 6000 Franfen, erzählt wurde, ftellte ſich als eine 
Lüge Heraus, wäre aber auch als eine wahre TIhatfache Fein Stoff zu einer 
ftrafrechtlihen Unterfuhung gewefen. Denn der Abt wäre wohl berechtigt 
geweien, 6000 Franken, jei es als Anleihen, jei es als Unterftügung zu 
irgend welchem nicht verbotenen Unternehmen herzugeben. Was in dem 
Berichte dem katholiſchen Vereine zum Vorwurfe gemacht wurbe, betraf 
meiftend Entwürfe zu einem Vereine von Herrn Profeſſor Melch. Schlumpf, 
welche er jedenfalls mit Hecht machen konnte. Denn dad Entwürfemachen 
für die Gründung eines Vereines, fo wie das Mittheilen folher Entwürfe 
an Freunde Fällt doch gewiß nicht unter den Begriff eines Verbrechens. 
In. der Wirftichfeit aber beftand auch ein Verein von katholiſchen eilt: 
lien, welcher fih im Jahre 1832 gebildet hatte und über mehrere Kantone 
fih ausdehnte. Sein erftes Unternehmen war die Herausgabe ber „Schweiz: 
zerifhen Kirchenzeitung“. Er machte fo wenig Hehl aus feinem Beitehen, 
daß er Schon auf die erfte Nummer und dann anf alle folgenden bis zum 
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Jahr 1848 ſetzen ließ: „herausgegeben von einem katholiſchen Vereine.“ 
Seine Statuten waren in der Räberſchen Druckerei im Jahr 1832 gedruckt 
worden. 

Herr Profeſſor Melchior Schlumpf war nit der Mann, welder 
Unrecht mit Stillihweigen ertrug. Hier hatte er Grund zum, Unmillen 
nicht nur in der widerrechtliden Hausdurchſuchung, in der Beichlagnahıne 
aller feiner Schriften ohne Berzeihniß, ſondern auch in dem Mißbraude, 
welcher mit jeinen Schriften gemadht murbe, Staatsrat) Johann Baptift 
Sidler wies dem Rathsherrn Joſeph Leu einen Brief vor, welder an Herrn 
Schlumpf abdreifirt, aber in das nachher verfertigte Berzeihniß nicht einmal 
aufgenommen worden war. Der „Eidgenofie‘, an welchem Steiger, ein 
Mitglied der Polizeicommiffion, arbeitete, brachte wiederholt Andeutungen, 
welhe den Schriften des Herrn Schlumpf entnommen waren, Darum 
ſchrieb dieſer am 15. Brahmonat an die Rolizeidirection: es möchte jener 
Brief nadträglih in das amtlihe Verzeihnig aufgenommen werben — 
„wenn derſelbe aber als ein auf diebifhe Weife geftohlener oder gar erdich— 
teter angejehen werden muß, ſoll er mir unvermweilt zugeftellt werden, damit 
ih gegen den allfälligen Frevler die gehörigen Schritte thun kann. Wie 
fich die Sage immer verhalten mag, fo ift nach meiner Anficht ein Durch: 
ftöbern der mich betreffenden Actenftüde von Seite unberufener und unbe: 
theiligter Perfonen immerhin höchſt rügenswertb und um fo weniger zu 
dulden, da bereits mehrere Zeitungsblätter von dem Ergebuiß der Haus: 
durchſuchungen fo geredet haben, daß man verfucht werden könnte zu glauben, 
e3 hätten die fih „„wohlunterrichtet”* nennenden Correſpondenten wirklich 
einige Acten beuugt, nicht aber um der Wahrheit ehrlich Zeugniß zu geben, 
jondern Tebiglih um den infamften Fügen einigen Anftrih von Wahrſchein— 
lichkeit zu verleihen.” Die Commiſſion antwortete, jener Brief fei „aus 
Verſehen“ nicht amtlich verzeichnet worden, was die Vermuthung bejtätigte, 
dak er auf frevelhafte Weije in Umlauf war gefegt worden. Am 2. Brad: 
monat war dem Herrn Profefior Schlumpf das amtliche Verzeihniß feiner 
im Beichlag bleibenden Schriften zugeftellt worden, mit der Bemerkung: 
„Ale übrigen Hier nicht verzeichneten Schriften find dem Herrn Profeſſor 
Schlumpf wieder zur Hand geftellt worden.“ Ein Beweis, wie viel auf 
amtliche Erklärungen gebaut werden Ffonnte, denn jener Brief war damals 
weder verzeichnet noch zurücgeftelt. Ohne Gegenwart von Herrn Schlumpf 
wurde er auf feine Klage in das Verzeihniß getragen, wogegen jener eine 
Rechtsverwahrung einreihte. „Was mich zu einer folden, immerhin höchit 
unangenhmen Proteftation noch mehr beftimmt, ift der meines Eradtens 
nit ganz unbedeutende Umftand, dag mir von fehr glaubmwürdiger Seite 
die Anzeige gemacht wurde, es Habe ſchon vor ber Beichlagnahme meiner 
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Schriften ein gar fo bienftfertiges Subject einen Brief ober vielmehr ein 
Brieihen, an mich abbreifirt, vorgewiefen, das mit dem fpäterhin auf bem 
Rolizeibüreau aufgefundenen eine gar jo auffallende Aehnlichkeit hat, falls 
die Beichreibung mich nicht täufcht. Wenn Sie bedenken, Tit.! wie leicht es 
it, einen anonymen Brief zu fabriziren, felbft mit Nahbildung von Schrift: 
zügen; wenn Sie bedenken, wie fleißig dieſe Knnft, und zu welchen Zwecken 
fie im biejigen Kanton praftizirt worden iſt; fo werben Sie begreifen, daß 
ih meine Proteftation nicht zurüdziehen fann, bis ih in Stand gefegt 
fein werbe zu erfennen, daß ber fragliche Brief weder ein auf biebifche 
Weiſe geftohlener, noch ala ehrlos fabrizirter und nach ber Hand auf das 
Polizeibureau eingeichmuggelter betrachtet werden fann.” Im eriten Briefe 
ſchien Herr Schlumpf auf ein Poftverichlagnig anzubeuten; indem er bes 
merkte, Herr Staatsrath Sidler, Mitglied ber Boftcommifiion, habe 
ben fragligen Brief auf dem Polizeibüreau dem Herrn Leu vorgemiejen. 
Die Polizeicommiſſion zog fih durch einen vom 1. Brahmonat datirten 
Berbalprozeß, unterfchrieben von allen anmejenden Mitgliedern, aus der 
Klemme, worin gejagt wurde: „man habe ben fraglichen Brief den 1. Brad: 
monat unmittelbar nach feiner (de3 Herin Schlumpf) Entfernung aus dem 
Polizeibüreau auf dem Boden, ganz nahe an der Stelle, mo er geſeſſen, 
aufgefunden.” Wer Baumann und Steiger kennt, ift hierüber nicht im 
mindeften verwundert, aber Herr Schlumpf mußte in feiner Verwunderung 
beharren, weil der Bolizeidirector Baumann, als er am 15. Brachmonat 
bie Beichwerbeichrift des Herin Schlumpf aus deſſen eigener Hand empfing 
und fie in deſſen Gegenwart vorlas, einfach ſich unwiſſend zeigte und erklärte, 
e3 müſſe eine Unterfuhung barüber ftattfinden, ohne von jenem von ihm 
unterzeichneten Berbalprozefje ein Wort zu melden. Schlumpf zog feiner 
Zweifel ungeachtet die Proteftation gegen die Aufnahme des Briefes in das 
Verzeichniß feiner weggenommenen Schriften zurüd, verhinderte aber den 
Kleinen Rath keineswegs, den Herrn Schlumpf dem Strafrichter zu über: 
weilen. Es mwurbe zu diefem Behufe auch noch eine Beſchwerdeſchrift, welche 
Herr Schlumpf unterın 4. Heumonat 1835 an den Großen Rath gerichtet 
hatte benügt. Mittlerweile fand noch ein Federkampf zwiſchen Herrn Schlumpf 
und Jakob Robert Steiger in der Luzernerzeitung und im Eidgenofien ftatt, 
worin der Lestere den Erftern durch zotenhafte Zweidentigfeiten ohne Grund 
der Unſittlichkeit bezüchtigte.e Herr Schlumpf mußte die Erfahrung machen, 
daß man mit ſolchen Menſchen durch nichts weiter kömmt, ala durch ver: 
achtendes Schweigen. Eine ſüße Nahe war e3 für Steiger, ein Strafurtheil 
des Appellationsgerichtes über Herrn Schlunpf in feinem Eidgenofjen befannt 
machen zu können. Dieſes Urtheil ijt ein merkwürdiges Belege dev Iuzer- 
neriſchen Nechtöpflege in vielen Beziehungen. Niemand wird ohne Befremden 
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und Erftaunen darin fehen, dak in dem jonjt mit ber Breite und Weit— 
Täufigfeit eines Ludwig  azid Meyer verfaßten Urtheile gejagt wird, ber 
Kleine Rath habe „eine Reihe Itrafbare Handlungen, vorab gröblide 
Beleidigungen der Behörden“ wahrgenommen, ohne daß bieje ſtrafbaren 
Handlungen auch nur mit Namen bezeichnet werden. Ferner wird jedem 
gewijienhaften und rechtskundigen Manne auffallen, dag die Wegnahme und 
Bekanntmachung der zum Zwecke eines gerichtlichen Unterfuches in einem 
andern Kantone weggenommenen Schriften nit nur im Urtheife feine Miß— 
billigung erfährt, fondern daß fogar unterfucht wird, ob diefe Schriften nicht 
Strafgründe für den Eigenthümer enthalten, und wenigſtens in einem ver- 
traulichen Freundesbriefe, welcher ein Urtheil über die Handlung einer Behörbe 
‚enthält, das ohne die unbefugte Bekanntmachung des Kleinen Rathes von 
Niemanden weiter wäre in Erfahrung gebradht worden, ein folder Straf: 
grund will gefunden werden. 

Das Appellationsgeriht hob das erftinftanzlihe Freiſprechungsurtheil 
auf, verurtheilte den Herrin Profeſſor Schlumpf al8 „der Vergehen der 
Verlegung ſchuldiger Ehrerbietung gegen die Obrigfeit ſchuldig“ und ver- 
fällte ihn in eine Strafe von 200 Franken und in die Prozekfoiten. 

Diejes Urtheil war dem Kleinen Rathe ein erwünſchter Borwand, 
Herrn Schlumpf auch von der Profejlur zu verdrängen. Derielbe war 
vierzehn Jahre lang Profefjor am Gymnaſinum geweſen, neun Jahre lang 
mit einem Sahrgehalte von taufend Franken, fünf Jahre Yang mit einem 
folhen von zmwölfhundert Franken. Mehrere Nahre lang hatte er bie Stelle 
eines Meligionslehrers verfehen, im Jahre 1834 aber war er bereitö von 
diefer Stelle entlafien und auf die Grammatif zurüdverjegt worden. Im 
daherigen Berichte des Erziehungsrathes hieß es von ihm unterm 5. Herbft- 
monat 1834: 

„Vorerſt find wir bei dem über Herrn Schlumpf gefaßten Urtbeile 
feft jtehen geblieben. Er taugt nicht zum Religionslehrer, Catecheten und 
Prediger der Studirenden an der höhern Gentrallehranftalt des Kantons. 
Er ift der Mann nicht, der, feine hohe Aufgabe erfaflend, durch ausſchließ— 
lie Hingebung an diefen feinen Beruf und dur Erhabenheit feines Cha— 
rafters die Achtung der Studirenden fih zu gewinnen wüßte, der Mann 
nit, der durch reine Gemüthlichkeit und innere Nuhe das Gemüth umd 
veligiöfe Gefühl der Stubirenden zu erwärmen vermöchte. Ja, was noch 
mehr ift, der Anteil, den Herr Profeſſor Schlumpf an dem Treiben bes 
Parteigeifted nahm und noch nimmt, fein Mitwirken an leidenfhaftlichen, 
der beftchenden Ordnung abholden Tagblättern, it den Studirenden nicht 
verborgen geblieben, und deshalb hat fi deren Abneigung gegen Herrn 
Schlumpf offen ausgeſprochen. Derfelbe kann alſo nad unferer Ueberzeu: 
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gung nicht mehr Profeſſor des Religionsunterrichtes, Catechet und Prediger 
der Studirenden fein. Er muß entjegt werben.“ 


Man hatte die Hoffnung im Kleinen Nathe, er würde, durch diefe 
Zurüdiegung gefränft, der Pehranftalt von felbft den Abichied geben. Allein 
Herr Schlumpf war nicht der Mann, welcher freiwillig von der Stelle wid). 
Mit jenem oberrichterlihen Urtheile in der Hand faßte nun der Kleine 
Rath feine Abjegungsihlußnahme, in welder der merkwürdige Erwägungs— 
grund vorfommt: 

„in Betrahtung: da — wenn ein Profeflor fih grobe Injurien 
gegen die Landesbehörden, mit wohl überlegtem Vorbedaht und offenbar 
böjer Abficht erlaubt, und nebenbei mit Leuten in Verbindung fteht, welche 
die verfaflungs: und gefegmäßige Wirffamfeit der Staatsbehörden zu lähmen 
und zu entkräften beveit3 verfucht haben, — daß ein folder dem erjten 
Staatögrundfage, — nämlih der Aufrehthaltung der verfafjungs= und 
geſetzmäßigen Ordnung entgegentritt, und nicht ferners bei jeiner einfluß- 
reihen Anftellung im Staate, ohne das Prinzip deffelben zu gefährden und 
den Kleinen Rath jelbft dem Vorwurfe pflichtvergefiener Sorglofigfeit aus: 
zujeßen, belafien werben kann, 

in Betradhtung: daß einem Manne, auf weldem ſolche ftrafbare Hand: 
lungen ruhen, die öffentlihe Erziehung nicht mehr anvertraut werben darf.“ 

Steiger ſelbſt verfaßte diefe Schlußnahme. Allein auch damit war er 
noch nicht befriedigt. Herr Schlumpf hatte e3 gewagt, Herrn Steiger durch 
Zeitungserflärungen öffentlich zu beleidigen; das war genug, ihm feine pers 
fönfihe und amtliche Verfolgung zuzuziehen. Die Behörden aber ließen ihn 
gern gewähren, indem er ihnen die Beweggründe und Maßnahmen zur Be: 
feitigung eines Gegners lieh, welcher ald Seele desjenigen Widerftandes in 
ber Preſſe galt, welchen die Regierung immerfort in der Luzerner Zeitung, 
in der Kirchenzeitung und im Waldftätterboten zu beitehen hatte. Auch 
ftand er bei der Kantonägeiftlichfeit im ziemlihem Anjehen und hatte bei 
ihr nicht geringen Einfluß. 

Wieder auf den Antrag der Juſtiz- und Polizeicommiffion faßte alfo 
ihon am 418. Herbitmonat der Kleine Rath den Beſchluß: daß Herr 
Schlumpf „in Zeit von acht Tagen den Kanton verlajien folle.” Bug, 
welchem Herr Schlumpf angehörte, war mit Luzern in Niederlaflungsiachen 
vergegenrechtet, wenn auch nicht in einem förmlichen Eoncordate. Nah dem 
Gegenrechte hatten Angehörige des Kantons Zug das Necht auf eine Nieder 
lafjung im Kanton Luzern, wenn fie einen Heimathſchein und ein Zeugniß, 
daß fie eigenen Rechtes und guten Leumundes jeien, vorwielen und bie 
gegenrechtliche Niederlafiungsgebühr bezahlten. Natürlich konnte Herr Schlumpf 
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dieſer Vorſchrift leicht ein Genügen leiſten. DBetreffend die Ausweiſung 
Niedergelaſſener, ſagte ein Concordat: 

„Der Regierung des Kantons, in dem der Niedergelaſſene wohnt, 
ſteht das Recht zu, denſelben in ſeine Heimath zurückzuweiſen, wenn er ſich 
eines unſittlichen Lebenswandels ſchuldig macht, ſowie auch, 
wenn er durch Verarmung der Gemeinde zur Laſt fällt.“ 

Den erſten Fall nahm der Kleine Rath an, weil Ehrenbeleidigungen 
gegen bie Behörden von Seite eines Profeſſors unfittlih fein. Der 
Kleine Kath hätte allerdings Lieber gefehen, daß fhon das Appellations— 
gericht die Strafe der Landesverweiſung gegen Herin Schlumpf ausgefprochen 
hätte, der Staatsanwalt hatte darauf angetragen und Steiger ließ feinen 
Aerger über Appellationsrichter Adolph Hertenftein im Eidgenoſſen aus, 
weil der Waldftätterbote gemeldet Hatte, diefer hätte im Appellationsgerichte 
die Landesverweifung verhindert. Herr Schlumpf unterzog fih der Bein 
väthlihen Yortweilungsihlußnahme und ging in feine SHeimathgemeinde 
Steinhaufen im Kanton Zug, von mo aus er unterm 27. Weinmonat 1835 
eine Bejhwerdeihrift an den Großen Nath des Kantons Luzern fandte, 
Steiger gab im Eidgenojjen folgenden Beridt: 

„Die Hauptbeihwerden find folgende: Erftens glaubt Herr Schlumpf, 
die von der Polizeidirection gegen ihn verhängte und fpäter vom Kleinen 
Rathe gebilligte Hausdurchſuchung fei ein umbefugter und ungefeglicher Net, 
eine Ueberfhreitung der Amtsgewalt geweien. Zweitens: die Polizeibehörbe 
habe ihn zur Leidenichaft gereizt und daher fommen jene beiden Ausdrücke, 
die er in feiner amtlihen Correfpondenz geführt habe; böfer Wille habe 
nie obgemwaltet. Drittens: dur Veröffentlihung des Berichts der Yuftiz- 
und Rolizeicommifjion habe die Polizei einen wahren Prefunfug begangen. 
Viertens: die Abberufung von feiner Profeifur durch den Kleinen Rath 
jtüge fi auf gar feinen Unterind, als das gerichtliche Urtheil, welches in: 
befien feine Leiftungen als Profeſſor nicht beichlage. Fünftens: die Fort: 
weifung aus dem Kanton Luzern entiprehe dem eidgenöſſiſchen Concordate 
nit, wenn man auch nur Gegenreht gegen Zug übe, welches zwar dent 
Concordate nicht beigetreten fei. 

Man trug darauf an, diefe Beſchwerdeſchrift an eine fchon früher über 
ben Bericht wegen der vaterländiichen Angelegenheiten niedergefegte Com: 
miffion zu überweifen. Staaterath Steiger bemerkte aber, daß diefe Come: 
miffion die gehörige Unparteilichkeit nicht darbiete, indem darin drei Mit: 
glieder des Kleinen Rathes, namentlih Herr Schultheiß Schnyder, Statt: 
bafter Anırhyn und er felbit fich befinden. Er müſſe wünſchen, daß fiber 
diefe quinque gravamina des Herrn Schlumpf ein ganz unparteiifher Unter: 
ſuch walte und daß eine eigene Commiſſion hierüber aufgejtellt werde, in ber 
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fi feine Mitglieder bes Kleinen Rathes befinden. Es werde inbefjen jener 
Commiffion leicht werden, anfzufinden, daß Herr Schlumpf, der hier ganz 
unſchuldig ſich darftellen wolle, eigentlich nicht? Anderes im feiner Zufchrift 
gejagt habe, als angewandt den alten jefuitifchen Grundfat: si fecisti, nega, 
haft du es auch gethan, leugne es Fe nur weg. — Diefer Antrag wurde 
von Herrn Schultheiß Schnyder und Andern unterftügt und der Große 
Nath ermählte eine eigene Commiffion in den Herren Gafimir Pfyffer, 
Jak. Kopp, Joſ. Winkler, Ad. Hertenftein und Plazid Meyer. 

Am 21. Jänner wurde fiber die fünffache Beſchwerdeſchrift des Er- 
profeſſors Melhior Schlumpf auf den einftimmigen Antrag ber deshalb 
niedergefegten Commiffion mit großer Mehrheit zur Tagesordnung gefchritten. 
Einzig Herr Rathsherr Leu trat in die Echranken für Herrn M. Schlumpf 
und griff die Handblungsmweile des Kleinen Rathes an.“ 

Damit war diefe Berfolgungsgeihichte zu Ende. 

Andere Ergebnijfe hatte die mit fo vielem Wortaufwande gerühmte 
Wichtigkeit der Hausunterfuhungen für den Kanton Puzern nicht. Allein 
im Kanton Aargau gab fie fogar zu dem richterlihen Machtſpruche Anlaß: 

„Bezüglih des katholifhen oder Bertheidigungsvereins, fo ſolle 
derfelbe als die Öffentliche Auhe ſtörend und Raatsgefährlid im ganzen 
Umfange unferes Kantons aufgelöst, alles fernere Treiben deffelben, fo 
wie alle Bufammenkünfte Einzelner oder Achrerer, unter was immer 
für einem Namen oder Vorwand, das Wirken durch die öffentliche Preffe, 
Berbreitung von Druckſchriften, fo geheißenen Borftellungen, Petitionen 
oder Berichten des Gänzlichen unterfagt fein.“ 

Auf eine ſolche Weife hat fich das Necht der Willkür nie zum Werk: 
jeuge dargeboten, mie in dieſem Urtheile des Bezirksgerichts Muri vom 
17. Heumonat 1835. Nur einige wenige Mitglieder des Vertheidigungs— 
vereind waren in Unterfuhung, und der ganze Berein wird verurtheilt. 
Nicht nur diefer Verein, fondern jeder Verein „unter welhen Namen und 
Vorwand” wird zum Voraus, noch vor feinen Beftehen, gerichtet und vers 
boten: das Vereinsrecht für bie Katholiken geradezu durch einen richterlichen 
Gewaltſpruch vernichtet. Jedem Vereine von Katholiten, Mehreren und 
Einzelnen, alfo Allen und Jedem wird das Wirken durch die öffentliche 
Freffe (alfo die Meinungsänkerungd: und Prekfreiheit), „fo geheißene Vor: 
Rellungen, Petitionen oder Berichte* (ſomit das Retitionsreht) ein für alle 
Mal abgefchnitten. Dieſes Urtheil trägt die Unterfchriften von Müller 
mb Weibel, wovon ber Eritere in nächſter Großrathsjigung zum Mit: 
gliede der Regierung, der Zweite fpäter vom Kleinen Rathe zum Bezirks: 
anıfmann von Muri ift ernannt worden. Thatfahen, melde unter den 
Begriff eines Verbrechens ober auch nur eined Vergehen? gefallen wären, 
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konnte das Gericht nicht betrafen, dem Vertheidigungsvereine Feine zur Laſt 
legen. Denn die Mitglieder famen zufammen, führten über ihre Verhand- 
lungen Protocolle, hatten gebrudte Statuten, beſprachen Bittichriften, fegten 
fie in Umlauf, gaben fie den Behörden ein, ließen fie druden und ver: 
breiteten fie. Sie übten die Nechte aus, melde durch die Verfaflung des 
Kantons gewährleiftet waren. Darum fagte Dr. Feer mit Nedt: 

„Aber von allem diefem (von ftrafbaren Thatſachen nämlih) ift in 
der Unterfuhung und in der Erkenntniß nichts zu finden, deſto mehr aber 
von Anfihten und Schlußfolgerungen, dur welche das Gericht jeine vor: 
gefaßte Meinung fefthalten, den fehlenden Beweis ergänzen, und die gemagten 
eigenen Vermutungen den Necurventen unterjchieben möchte. Deswegen tft 
in der Erkenntniß jo oft und viel von Tendenzen die Rede; von ber 
Tendenz des Vereins, von der Tendenz des Widerjtrebens, von 
der politifchen, von der bezeichneten, von der erwielenen Tendenz, 
bis enblih von Stufe zu Stufe die weitfhmweifigen Plane von beab- 
-fihtigten politifhen Tendenzen an Tag gefördert werden. Allein 
Tendenzen find feine Handlungen, und Fönnen wohl vermuthet aber nicht 
bewieſen werden.” Mit farcaftifher Ironie fährt Herr Feer fort: „Das 
Bezirksgeriht Muri darf nur für einen Augenblid feine Stellung mit einer 
andern verwechleln, und fich überzeugen, wie viel es jelbit auf dem Wege 
der Tendenzen zu”gemwinnen hätte, und wie leicht es auch für Andere würde, 
mit Haſchen nah Tendenzen fih zu verivren. Wäre es dann nicht ſtraf— 
bare Berläumdung, daß die Proclamation (vom 5. Mai) das Volk nicht 
beruhigen, fondern die Tendenz haben follte, es noch in größere Aufregung 
zu bringen? — Wäre es nicht eine Ummahrheit, daß die Unterfuhung gegen 
Herrn Dekan Groth ohne Gegenftand, blos der Vorwand und die Folge 
der Tendenz geweſen fei, feine Schriften in Beichlag zu nehmen, und ber 
Tendenz, ftatt ein begangenes Verbrechen zu erheben, ein folches erft dur 
die Unterfuhung zu erihaffen? Ließe es fih verantworten, wenn Jemand 
in der Verhaftung der Geiftlichen, der Mitglieder des Großen Rathes, fo 
vieler angelehener Männer, in dem Verfahren gegen jo manchen andern 
rechtlichen Bürger überhaupt, nit die Erfüllung einer geieglihen Noth— 
mendigkeit, fondern die Tendenz erbliden wollte, das Volk zu reizen, und 
dafjelbe in der Unbefonnenheit der Leidenjchaft zur Befreiung der Gefangenen, 
zum Widerftand gegen die Obrigkeit, zur Störung der öffentlihen Ruhe zu 
verleiten? — Die Tendenz, eine geſetzwidrige ſtrafbare Handlung durch 
alle dazu dienlihen Mittel erft zu provoziren, dann das ruhige Land mit 
Heeresmaht zu überziehen, und bei dem erhaltenen Stoff zu einer ernit 
haften Unterfuhung feine politiiden Gegner ein für allemal zur Ruhe zu 
bringen ? oder, wenn dieſes nicht gelingen wollte, die Tendenz zu fchreden, 
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die Tendenz eine Phantagmagorie zu benugen, um menigitens drei 
Geiftliche umd ſechs Mitglieder des Großen Nathes, denen man jeit langem 
nicht wohl an ift, von ihren Stellen zu bringen? — Wie würde fich endlich 
das Bezirksgericht nicht dagegen erheben, und mit Necht über die Kränkung 
beihmweren, wenn man das Verdienſt jeiner amtlichen Thätigkeit nicht nad 
dein Geſetz und feinen Handlungen, welche geichehen, fondern nad den 
Tendenzen, und bei der Mannigfaltigkeit diejer Tendenzen, nicht 
bejier, als nah der Tendenz eines Freiſinnigkeitsſpeculanten zu beurtheilen 
wüßte?” Zu der Testen Frage feßt Dr. Feer (zur Bezeichnung des Prä— 
ſidenten Müller) noch folgende Stelle von Kornmanns Jahrbüchlein des 
Kepublidaners: „An jebem freien Staate gibt e8, nebſt redlichen Frei: 
jinnigen, auch Freifinnigfeitsipeculanten, die immer mit den Worten: 
Freibeit und Recht! im Munde, für eine Stelle jede Meinung, jede 
Partei unterdrüden, welche die herrihenden Machthaber unterdrüdt willen 
wollen; das jind nichts als Nauchfakträger der Gewalt, Anbeter jeder auf: 
gehenden Sonne.“ So jehr war übrigens das Recht im Kanton Aargau 
im Dienite der herrihenden Gewalt, daß Togar das Obergericht, an deſſen 
Spige Rudolph Tanner, ein erbitterter Gegner der Katholiken, ftand, die 
bezirksgerichtliche Erkanntniß von Muri betreffend den Vertheidigungsverein 
beitätigte. So beftätigten alle” aargauifhen Behörden den Gewaltſpruch, 
welhen das Bezirfsgeriht Muri erlajjen Hatte. Gerechtigkeit erhöhet ein 
Bolt, fagt die heilige Schrift, e8 folgt wohl daraus, daß Ungerechtigkeit ein 
Volk erniedrige. In der That ift es eine der größten Schmad der Dreifiger: 
jahre, daß das Recht in vielen Kantonen der Schweiz nur eine Magd einer 
kirchen- und freiheitsfeindlichen Gewalt war, ein Werkzeug zur Unterdrüdung 
derjenigen Partei, welche der herrichenden Partei Widerftand leiftete. Go 
fehr ift durch die zehnjährige Periode dieler Nechtswillfür, oder dieſer in 
Rehtsformen gehüllten Gemaltthätigfeit, der Rechtsſinn des Volkes verkehrt 
worden, daß man auch auf entgeyengelegter Partei nicht mehr gewohnt ift, 
die Sade allein, fondern mehr die Perſon anzufehen. 

Diefer Abſchnitt Fönnte no weit mehr ausgedehnt werden. Nachdem 
die Bundesrevifion gefcheitert war, menbeten die neu conitituirten Regie— 
rungen ſich überall auf das Firchliche Gebiet, wollten die Geiftlichteit, welche 
ihnen den meiften und grundfägliditen Widerftand leitete, unterjochen und 
das Volk proteitantifiren. Bon Aargau aus ging der Anfto zu allen 
Kirhenftürmereien. In Glarus übertraf man jogar die Fehrmeifter, denn 
bier wurden nicht nur die von den Ständen bejiegelten feit der Reformation 
beftandenen Paritätäverträge durch eine neue Verfaſſung von den Proteftanten 
über den Haufen geworfen, fondern es wurde jogar ein Geſetz erlaffen, 
durch welches die katholiſchen Geiftlihen wollten verpflichtet werden, im der 
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Beicht vernommene Pläne zu.Verbreden gegen den Staat, der Obrigkeit 
anzuzeigen, und die Geiftlihen follten jene Verfaflung, jo wie diejes Geſetz 
eidlich beſchwören. Als fie ſich deſſen mweigerten, wurden fie ans dem Lande 
verbannt. Diejes wie alle andern Verfolgungen der Kirche findet man in 
Dr. Hurters eingangs genannter Schrift einläflih und urkundlich dargeltellt. 
Was mich ſelbſt anbetrifft, jo hatte ich über das Verhältniß von Staat und 
Kirche diejenigen Grundjäge, melde damald unter den jogenannten Frei— 
finnigen im Gang waren. Vorzugsweiſe war ih von dem Irrthum befangen, 
daß Katholizismus und Romanismus nicht nur getrennt werden können, 
jondern auch getrennt werden jollen. 

Wie alle Radikalen war ich von der Meinung befangen, die Geift- 
Tichfeit fei der Nechtögleichheit feindjelig, der Ariftofratie geneigt. Es war 
eine arge Täuſchung. Denn die Geiftlichleit war von der Ariftofratie von 
jeher jehr beſchränkt worden, jie hatte Feine Urſache dieſe zu lieben. Aller: 
dings gab es Geiftlihe, melde die Volksfouveränität als einen falichen, 
geführlihen und verderblichen politiſchen Grundfag anſahen. Allein die 
meilten waren der bemofratiiden Berfajjung ergebener, als der früheren 
arijtofratiichen, was fich ſchon ganz natürlich daraus erflärt, daß bie meiſten 
Geiftlihen Landbürger waren, welche kein Intereſſe hatten, daß Söhne 
arijtofratiider Familien die beiten Pfründen und Chorherreien wegnehmen. 
Sie haften nicht die demokratiſchen Formen und Grundſätze, ſondern die 
tirchenfeindlichen Beſtrebungen, welche fi in jene nur einhüllten, gegen die 
Priefter aber die drüdendfte Wrijtofratie einführten und begünftigten. 
Lächerlich mußte ſich vollends im Kanton Nargau der von den radikalen 
Häuptern bis zum Edel wiederholte Vorwurf ausnehmen, als wollte die 
Geijtliheit der Ariftofratie wieder auf die Beine helfen. Denn feit Aar— 
gaus allerdings jungem Beſtande (1893) hatte man dort feine Ariftofratie 
gejehen. Die Hauptjtadt war ein Ort, in welchem die Kleingeifterei und 
Freigeifterei fich gleichzeitig ausbildeten, wo weder Patriziat noch andere 
Bornehmheit zu finden war, als etwa bie, welde der Reichthum einen: 
Habrifanten, einem Spinner lich. Im Aargau wäre eine andere Ariftofratie 
al3 die von Abvocaten nicht benfbar gemwejen. Advocaten gab es freilich 
eine Unzahl, melde in allen Behörden die Oberhand hatten, aber dennoch 
nicht Stellen, Prozejje und Gelder genug befommen Eonnten, und darum 
auch um jo lieber und häufiger gejegliche Veränderungen vornahmen, die 
Gejege häuften und verwirrten, Streitigkeiten mit der Kicche anfingen und 
nad dem Kirchengute lüftern griffen. Wohl merkte ih auch ſchon damals, 
obwohl in vadifalen Meinungen und Beftrebungen verftridt, daß es im 
Yargau nicht um Verbejjerungen, jondern um ein eigentlihes Schisma ſich 
handelte, welchem ich feineswegs geneigt war. Auch fonft war id nit mit 
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Allem einverftanden, was auf dem kirchlichen Gebiete wollte aufgeräumt ober 
verändert werben, Zum Beweiſe führe ich noch Folgendes an. In Folge 
der Badener Conferenzbeſchlüſſe ging die Abficht der Regierung von Luzern 
immer dahin, alle Gollaturen für geiftlihe Pfründen an fi” zu bringen, 
Sie ließ fih Hiefür einen Auftrag vom Großen Nathe geben. Johann 
Bapt. Sidler von Hohenrain, damals Präfident der Commiſſion in kirchlichen 
und geiftlihen Angelegenheiten, nachmals Aominiftrator der eidgen. Kriegs: 
fonds, war diefem Gedanken vorzüglih Hold. Mir wurde aufgetragen, bie 
Eollaturverhältnifie alle zu unterſuchen, ih mittelte in Folge deſſen aus, 
welde Collaturen der Regierung, welche Stiften und Klöjtern, welche welt- 
lihen Corporationen oder Privaten, weldhe den Gemeinden zuftänden. Die 
Regierung ließ mehrere Pfründen, deren Collatur ihr nicht zujtund, unbejegt, 
unter dem eiteln Borwande, es würde eine allgemeine Norm über die Auss 
übung der Gollaturrehte vom Großen Rathe feftgejegt werden. Meine 
perjönlihe Anfiht ging im Allgemeinen dahin, daß die Eollaturen den 
Gemeinden follten zugeichaltet werden, weil ich die einer demokratischen 
Verfaſſung angemefjene Anſicht hatte, e8 müßte den Gemeinden die Wahl 
aller derjenigen eingeräumt werden, welche in wie immer für einem Fache 
ihre Angelegenheiten zu bejorgen hätten, Natürlich hätte ich mit einer 
folden Anſicht bei der Regierung nicht durchdringen können. Darum trug 
ih jhlieglih darauf an, da die Negierung die meijten Collaturrechte ſchon 
bejige, und die Entziehung der wenigen Collaturrechte, welche im Befige von 
Andern feien, nicht wohl räthlich wäre, biefe Frage auf fich beruhen zu 
lafien, was dann auch wenigftens thatjählich erfolgte. In Bezug aber auf 
die erledigten Pfründen hatte ich vorläufig ſchon angetragen und durchge 
drungen, daß fie von ben bisherigen Collatoren wicder bejegt würden, da 
ja eine fünftige gejeßgeberiihe Berfügung nicht wohl rückwirkend Könnte 
angewendet werben. Meinem Freunde fchrieb ich unterm 15. Jänner 1837, 
bei Anlaß einer Pfarıwahl dur die Gemeinde Weggis: „Heute wird bie 
Pfarıpfründe Weggis wieder beſetzt . . . in Regierungsabgeordneter muß 
den Borfig an der Wahlverfammlung führen. Die Gemeindecollaturen find 
den Machthabern ein Gräuel in den Augen. Wenn ich fehe, wie fie jelbft 
das Wahlreht ausüben, jo möchte ich es Lieber den Gemeinden einräumen, 
die es urjprünglih auch beſaßen.“ Ueberhaupt war die Vielregiererei mir 
in allen Dingen verhaßt: ich liebte die Freiheit der Bürger, die Selbft: 
ftändigfeit der Gemeinden, und bis auf einen gewiſſen Grab aud die Un— 
abhängigkeit der Geiftlichfeit und der Kirche. Die politiihen Grundſätze der 
Voltsfonveränität und Kechtögleichheit, welche ih mit Aufrichtigfeit erfaßte 
und als Bollwerke des öffentlichen Lebens ehrte, ſuchte ih auf das Chriften: 
tum zurückzuführen. „Mein Freund, unfere Liberalen find Feine Chriften — 
| 10” 
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darum wenden fie die Grundſätze der Nechtögleihheit im Alltagsleben nicht 
an“, To jchrieb ich meinem freunde. 

Es begann ſchon frühe, wenn auch langlam, eine Scheidung zwiichen 
mir und den Radikalen. De vielfacher, mehrleitiger und länger ich mit 
radifalen Magiſtraten und Häuptern in Berührung kam, je mehr ich ihre 
Abfichten und ihre Handlungen, ihre Neden und ihre Ihaten mit einander 
verglich, deito mehr bildete ſich im mir ein innerer Gegenſatz wider ihre 
Beſtrebungen aus, welcher fich, nach meiner offenen Natur, bald auch äußer— 
lich fundgab. Namentlich entzweite ich mich Thon ziemlich frühe mit den 
radikalen im Kanton Luzern und zwar in mehrfacher Hinfiht. Die Volks: 
fonveränität war feit der Univerfität mein politiiches deal. Allein ich 
wollte eine wahre Volksſouveränität. wodurd das Volk wirklich politifcher 
Herr und Meiiter im Pande wäre. Es follte nach meiner Anficht Gewalt 
haben, feine Berfafiung beliebig zu ändern, es jollte feine Stellvertreter 
unmittelbar und in Eleinen Kreiſen wählen, damit alle Bürger daran Theil 
nehmen könnten, es follte ſich die Gelege jelber geben, das heißt, fie wenig- 
ftens in deu Gemeinden annehmen und verwerten bürfen. Das war aber 
keineswegs die Anſicht und Abficht derjenigen Nadifalen, welche im Jahre 
1831 die Volksfouveränität, Frankreich nahäffend, in der Schweiz ala 
politiiches Grundprinzip aller Berfallungen ausgerufen hatten. Schon 
unterm 26. Heumonat 1835 Ichrieb ih an einen Freund: „Ich bin über: 
haupt der Anficht, die Liberalen und die Kegierungen glauben felbit zu 
wenig an das “Prinzip der Volfsfouveranität, ſonſt würden fie mehr auf die 
Ueberzeugung als auf den Willen des Volkes zu wirken ſuchen. Auch ie 
wollen mehr Gehorſam, als Anhänglichkeit aus Ueberzeugung.“ 

Unterm 25. Brahmonat 1836 Ichrieb ich an. den gleichen Freund: 


„In unſerm Baterlande ſieht's traurig aus, nit weil die Schwyzer 
und Tejiiner fi der Klöfter im Nargau annehmen, nicht weil die katholi— 
ihen Glarner gegen die Verfaſſungsreviſion proteftiren, nicht weil Nfafien, 
Hriitofraten und Demagogen allen Eirchlichen Neformen widerftreben, fondern 
weil die Liberalen und Radikalen fchlafen oder tolle Streihe madhen. Es 
ijt bei ihnen ein Folder Mangel an Energie und innerer Begeijterung, eine 
jolhe Schlaffheit und Trägheit, eine ſolche Willfürlidfeit, daß der 
Name Fiberaler auf fie wie ein Spottname kliugt. Mir graut vor den 
nahen Berfafiungsänderungen. Die Schweiz fällt in die Hände der Dema— 
gogen und zerfplittert fih in Nichts.“ 

Und am 15. Nänner 1837 an den gleichen Freund: 

„An dem bloßen Politifiven finde ich fein Behagen mehr, immer 
weniger, da ich täglich klarer einjehe, dag aud die Freifinnigen, Privaten 


und Regierungen nur Egoiiten find, melde fih um das Volk nur jo weit 
befümmern, als es zur Bewahrung ihrer Intereſſen höchſt nothwendig it.” 

Meine Begriffe über Nolfsfouveränität führten mich im Nahre 1833 
zu dem früher jchon entwicelten Gutachten über eine Verfaflungsabitimmung 
im Kanton Schwyz, aber auch im Nahre 1840 zu demjenigen Kampfe gegen 
die Regierung von Luzern in der Qerfaflungsangelegenheit, welcher meine 
Abjegung als Staatsfchreiber zur Folge hatte. Nur darin änderten ſich 
nieine daherigen Begriffe, daß ich vor dem Jahre 1840 die Volksſouverä— 
nität auch auf die Bundesverhältniſſe angewendet willen wollte, fpäter aber 
einfah, daß dieſes gerade zum Untergange der Bolfsfreigeit führen würde. 

Noch in einem andern Punkte geriet) ich in Luzern mit den Radikalen 
und namentlich mit ihrem Haupte, Dr. Caſimir offer, ziemlich bald in 
Widerſpruch. So fehr ih in Uri den Abgang öffentlicher Anitalten umd 
ordnender Geſetze beklagte, fo fühlte ich mich in Yuzern von den Neben, 
welhe Caſimir Piyffers Geſetze nicht nur um das öffentliche Leben, Ton: 
dern auch um das Familien- und Privatleben ftrickten, beengt. Was Dort 
zu wenig, war bier zu viel. ber freier athmete man nod, wie mir in 
Luzern vorfam, in Uri, als hier. Wir fam vor, als ob man bier immer 
in den Geldbeutel greifen müßte, um Polizeiſteuern und Armenftenern an 
die Gemeinden, um indirecte Abgaben an den Staat zu zahlen, während 
man in Uri, außer den Zöllen, von feinerlei Abgaben wußte. Die Erb 
und Vormundichaftägejege, wonach bei allen Todesfällen die Behörden alle 
Geheimnifje der Familien durchſtöbern konnten, um fich für allfällig zu wenig 
bezahlte Steuern bezahlt machen zu können; wonad die Theilungen der 
Erbſchaften, welche ja Familiengut find umd demnach Niemanden außer der 
Familie etwas angehen, alle amtlich geihehen mußten; wonach alles Frauen: 
gut in Gemeindeladen eingelegt werden mußte und worüber vom Mann ohne 
Zuftimmung des Gemeinderaths und der Negierung weder ganz noch theil: 
weile verfügt werden durfte, erichienen mir als nicht zu vechtfertigende Be— 
fimmungen. Lächerlich kam mir aud vor, dag für beinahe jede Baute, 
welche nicht in einer gejeglich bejtimmten Entfernung von andern Gebäuden 
aufgeführt werden wollte, die Bewilligung des Amtsrathes und des Kleinen 
Kathes eingeholt werden mußte. As mir, auf meinen eigenen Torichlag, 
die Aufammenitellung und Bekanntmachung der Verhandlungen des Kleinen 
Rathes aufgetragen worden war, unterlieg ich nie, ſolcherlei in das Klein: 
lichte gehende Bewilligungen darin aufzunehmen, um die Vielvegiererei, welche 
mir ein Grenel war, recht anihaulih zu machen und fo die Abicharfung 
dieier Geſetze herbeizuführen. Es nahm ſich unter den Verhandlungen der 
Regierung poffirtih aus, zu jehen, daß die Bewilligung zum Baue einer 
Scheune, eines Holzbehälters, eines Schweinitalles, eines Törrofens u. f. w. 
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von ihr in lehter Inſtanz ertheilt worben fei. Es beruhte diefes auf dem 
Brandaſſecuranzgeſetz, welches alle Einwohner verpflichtete, ihre Gebäulich— 
keiten der Brandaflecuranz einzuverleiben. Als im Jahre 1835 von Eafimir 
Pfyffer ein neues Strafgefegbud ausgearbeitet worden war, welches meinen 
von Mittermaier eingefogenen Anfichten nicht entiprah, bemühte ih mid, 
fo weit mein Einfluß reichen mochte, die Annahme deſſelben zu verzögern. 
Der Kleine Rath ging in meine Anfichten ein. Caſimir Pfyffer wurde . 
darüber ärgerlih, daß dieſer fich eine einläßlihe Berathung vorbehielt, ob— 
wohl die Gejeggebungscommiffion des Großen Rathes den Entwurf ſchon 
geprüft hatte. Allein er mußte es geichehen laſſen und benützte die Zwiſchen— 
zeit, denjelben im „Eidgenofjen“ zu prüfen und zu empfehlen. Mich bewog 
dieſes Gefeb zur Herausgabe eines Heinen Schrifthens: „Das Richteramt 
in Straffahen.” „Im Kanton Luzern war e3 einmal nöthig, andere An: 
fihten zu verbreiten, als der lederne Caſimir hat,“ ſchrieb ih am 17. Jänner 
1837 an einen Freund, Die Schrift hat übrigens feinen Werth. E3 war 
darin gegen die Anwendung der Todesſtrafe, gegen den Indicienbeweis, 
gegen die Annahme politifcher Verbrechen geeifert. 

Caſimir Pfyffers Ueberlegenheit und Einfluß war zu groß, als daß 
diefes Schriften einige Gegenwirkung gegen ihn hätte hervorrufen können. 
Der Kleine Rath zählte unter allen feinen Mitgliedern feinen einzigen 
Kechtögelehrten vom Fache und hatte weder Einfiht noch Muße, eine gründ: 
fihe Prüfung des Strafgefeßbuches vorzunehmen. Dafjelbe war beöwegen 
aud ohne wejentlihe Abänderungen ind Leben geführt worden. Am har: 
teften traf ih mit Caſimir Pfyffer zufammen, als ich gegen eine von ihm 
entworfene No tariatsordnung Fämpfte. In feinem Erbgeſetze hatte er bereits 
bie und da den Namen „Notar“ einfließen lafien und fo der Einführung 
des Notariatsweſens vorgearbeitet. Es wurde nun vom Appellationsgericht 
eine Notariatsordnung an den Großen Rath gebraht und am 15. Jänner 
1838 einer Commiffion zur Prüfung und Begutachtung übermiefen, zu deren 
Mitglied ich ebenfalld bezeichnet wurde. Landamınann Baumgartner von 
St. Gallen jagte darüber im „Erzähler* und ich nahm es in die „Bundes: 
zeitung“ auf: 

„Wenn der Kanton Luzern das neue Notariatsgefeg als Geſchenk 
von feinem Großen Rathe erhält, fo werden ihn andere faum Glüd wün— 
ſchen können. Notariate führen alles Schlehte und Verwerflihe der Ad: 
vocatur mit ji, ohne das Edle und Nützliche, welches willenihaftlih und 
moralifch ausgezeichnete Abvocaten für ſich anfprechen können, als Erſatz 
darzubieten ; fie machen ein Land zur Beute der Vielfchreiberei und Sporteln: 
reiterei und zeugen ein neues Formelnheer, während im der Schweiz felbit 
das Bejtehende durch alle Zweige der Adminiftration noch wejentlich verein: 
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faht werden follte Für Kantone, wo dieſe Urkundsmaſchinen nicht fchon 
heimisch und eingemöhnt find, bleibt es in allen Beziehungen zuträglicher, 
die gemöhnlihen Gemeinds- und Bezirksfchreibereien ausſchließlich für Aus: 
fertigung der erforderlichen Schriften anzumeijen.“ 

Leicht brachte ich die Mehrheit der Commiſſion dahin, auf Verwer— 
fung diejes Fojtipieligen Inftitutes anzıtragen. Der Große Nath pflichtete 
am 15. Hornung mit 49 gegen 27 Stimmen dem Mehrheitägutacdhten bei 
und beihlog: „in Erwägung, daß bei Abfaſſung außergerichtlicher Urkunden 
weitere Beſchränkungen, als bereits gejetlich beitehen, nicht als nothwendig 
eriheinen, für Beglaubigung jener Urkunden aber hinreichende Vorſorge ge: 
troffen ift, in die Berathung der vorgelegten Notariatsordnung behufs der 
gejeglihen Aufitellung von öffentlihen Notaren nicht einzutreten.“ 

Gafimir Pfyffer hatte feine ganze Beredtjamkeit für die Annahme des 
Notariatöinftitutes aufgewendet und ergoß, als diejelbe fruchtlos geweien, 
die ganze Schaale feines Grimmes gegen mich in eine Züricher Zeitung, 
worin er fagte, der Große Kath fei wie eine dumme Heerde dem Leithammel 
gefolgt, worauf ich in ber Bundeszeitung bemerkte: 

„Der Große Rath hat bei der Abitimmung über das Notariatägejeg 
eine große Nadhläfjigkeit begangen, daß er nicht den Namensaufruf beichlofien. 
Der „„Ihmeizeriihe Republikaner““ in Züri, welder feine Nachrichten aus 
Luzern von der erften Hand aus der Mitte des Großen Nathes jelbit be: 
ziehen joll, jagt nämlich: für das Notariatsgeſetz haben alle wiljenichaftlich 
gebildeten und geſcheidten Großräthe, dagegen die ungebildeten und dummen 
gejtimmt. Durd den Namensaufruf hätte man die 27 Hellföpfe, welche 
dafür, und bie 49 Dummköpfe, welche dagegen, für alle Zukunft kennen 
gelernt und gewußt, wen man künftig zu folgen habe.” 

Caſimir Pfyffer war auch auf den Kleinen Rath nicht gut zu fprechen, 
weil, ev die Notariatsordnung günſtig begutachtet, aber die Vertheidigung 
derfelben im Großen Rathe ihm überlafien hatte. Wirklich hatte der Kleine 
Rath, wenn es nicht gerade feine Exiſtenz anging, wie bei der Abſetzung 
von Pfarrer Huber, fein Corporationsgefühl (esprit de corps). In den 
meijten Fällen ließ er feine eigenen Vorfchläge, wenn fie im Großen Rathe 
angegriffen wurden, im Stih: war dann der perlönliche Urheber derſelben 
zufällig abmwejend, fo übernahm Fein anderes Mitglied deilen Stelle zur Ver: 
theidigung des betreffenden Vorſchlags. Das rührte daher, meil die Ge: 
ihäfte größtentheils nicht gehörig unterfuht und erörtert, und unreif im 
legten Augenblide dem Großen Rathe überreicht. wurden. Es herrichte eine 
Schlaffheit und Trägheit, welche mich oft zum Unmuthe und Aerger trieb, 
welchen ih dann nicht etwa blos unter Freunden, jondern dur die Preſſe 
und im Großen Rathe unverholen und nicht felten beigend äußerte, Denn 
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ich Konnte mir perfönlih das Zeugniß geben, daß ich meine Pflichten als 
Staatöfhreiber, ald Mitglied von Commifjionen, ala Großrath mit allem 
Eifer erfüllte. Um fo cher hielt ich mich berechtigt, von Andern das Gleiche 
zu fordern. Diejes aber erregte eine Mißſtimmung gegen mich, welde bei 
gegebenem Anlaſſe meine Entfernung beförberte. 

In vorzüglihen Widerfprude war ich mit den „Avocaten,“ während 
die ganze Gejeßgebung von Caſimir Pfyffer und eines feiner Hauptbeſtreben 
dahin ging, diefen Stand zu vermehren, zu heben und zu begünftigen. Am 
meijten ärgerte mich, wie diefe Advocaten, von denen ein Theil Zungen: 
dreier genannt werben mochten, bei Griminalvertheidigungen zu Werke 
gingen. Am Sabre 1838 bildete fih im Kanton Luzern ein Advocaten- 
verein. Hievon gab ih in der Bundeszeitung folgende ironiſche Anzeige: 

„Rad dem Beilpiele von Bern hat ih auch in Luzern ein „„Luzer— 
nerifcher Advocatenverein“* gebildet. Derſelbe joll fich zur Aufgabe gemacht 
haben, ſowohl das römische, deutſche, franzöfiiche, als auch das vaterländiiche 
Recht zu erforichen, ſich in einer gründlichen, Fernigen und einfachen Beredt: 
jamkeit auszubilden, dem Formelnweſen, der Tröllfuht und der Plauder: 
haftigkeit im Gerichtsmefen den Krieg zu erflären und durch gemeinfames 
Einverftändniß auf billige Behandlung und gewilfenhafte Vertheidigung Recht 
ſuchender und angeflagter Bürger aus den ärmern Glaffen, ohne Anjehen 
der Perfon, hinzuwirken. Wahrlih ein Heriliches Feld zu einer vaterlän: 
diſchen Wirkffamteit.” 

Unterm 24. April gleihen Jahres jagte ih im gleichen Blatte: 

„Das Kantonsblatt enthält aus dem Protocolle des Appellations: 
gerihts vom 30. März folgende Notiz: Bei dem Anlafie, wo gerügt wurde, 
dag ein Advocat in einem Prozeſſe muthwillig eine Vertagung veranlaßte, 
und fi) derjelbe damit entſchuldigte, dag ſolches auf ausdrückliches Begehren 
der Glientichaft geichehen jei, wurde ausgefprohen: wenn eine Partei ein 
unvegelmäßiges, verkehrtes Berfahren beobachten wolle, jo liege ihrem An: 
walte ob, jener die Folgen defjelben Far auseinander zu ſetzen und ihr 
ernitlich abzurathen; wenn jie aber dennoch darauf deharren follte, ihr ent: 
weder feine Hilfe gänzlich zu verfagen, oder ſich dann zum mindeften bei 
dem betreffenden Gerichte ausführlih darüber auszuweiſen, daß er dieſe feine 
Pfliht gethan, die Partei aber deflen ungeachtet auf ihrem Begehren ver: 
blieben fei. — Man hofft, dieſe väterlihe Weijung des Appellationsgerichts 
werde gleich Anfangs in das Protocoll des Advocatenvereins gejchrieben 
werden, welcher am Maitage feine Eonjtituirung feiern mird.“ 


Sowohl Dr. Caſimir Pfyffer, als den Kleinen Rath und die Ad— 
vocaten ging folgende Süge der Bundeszeitung an: 


— 


„Was hier in Bern im Großen getrieben wird, das wiederholt ſich 
in den meiſten Kantonen in einem kleinern Maßſtabe. Ueberall, wo einzelne 
Regierungsmitglieder oder Beamtete träge und ſaumſelig ſind, laden ſie, 
was ſie ſelbſt machen ſollten, Schreibern auf. Viele Beamtete, 
vorzüglich die Rechtsgelehrten, gehen eigentlich darauf los, die Schreibereien 
ins Unendliche zu vermehren. Ihnen gilt das Sprüchwort: quod non est 
in scriptis, non est in mundo: was nicht geichrieben, exiſtirt gar nicht. 
Wenn diejer Unfinn jo fortgetrieben wird, jo werden die Schreiber zuletzt 
Alles mahen und regieren, und die Archive werden die größten Staats: 
gebäude werden.“ 

Endlih am 415. April 1839 fchrieb ich in der Bundeszeitung : 

„Ungeadtet durch das Geſetz über das Givilrechtsverfahren vom 
24. Wintermonat 1836 den Advocaten das zu Protocol! Dictiren an ben 
Schranken des Gerichts erſter Inſtanz unterfagt worden, Fehrten fie fich nicht 
an dieje Vorſchrift. Es war ihnen bequemer, langſam etwas zu Protocoll 
zu geben, als in eine gründliche mündliche Erörterung des Prozeſſes, den 
fie vielleicht dDurchzuarbeiten jich nicht die Mühe genommen haben, einzutreten. 
Auh brauchten fie mit jenem Dictiren mehr Zeit und Fonnten jomit mehr 
Taggelder in Rechnung bringen, Das find für Nechtsanwälte unihäpbare 
Vortheile, Allein das Appellationsgeriht als oberjte Aufjichtsbehörde über 
die Rechtspflege hat durch cine neuerliche Berfügung jenem Dicetiven neue 
Schranfen gejegt, inden fie ausdrücklich befahl: da in dem Gerichtsprotocoll 
nur die Thatſachen einfah aus den mündlichen Vorträgen aufgezeichnet, 
nicht aber Dictirt werden dürfen, alle Nechtserörterungen aber aus dem Pro— 
tocolle wegbleiben follen. Die Gerichte und Advocaten werden für die Ber 
folgung diefer Weifung verantwortlid) gemadt. Es bleibt noch zu wünfchen, 
daß das Appellationsgericht dafür forge, dak die Vertheidigung von An: 
geflagten in Straffällen in Zufunft fih auf gründliche Kenntnig der Unter: 
fuhungsfhriften, dev Gefebe und des allgemeinen Rechts fuße. Es iſt ein 
trauriger Beweis für die Oberflächlichfeit und Cigennügigfeit und für den 
handwerksmäßigen Zunftgeijt vieler Advocaten, dag die Vertheidigungen von 
Angeklagten (weil jie gewöhnlich wenig eintragen) von ihnen auf eine leicht: 
jinnige Weije vernachläjfigt werden, jo dak ihnen die Advocatentaren höher 
zu fehen ſcheinen, als das Eigenthum, die Ehre und Freiheit von Mit: 
bürgern, zu deren Vertheidigung fie durch Beruf, Humanität und Ghriften: 
thum verpflichtet ſind.“ 

Die Advocaten wurden dadurch aufgebracht und ih wurde darum von 
fünfzehn Advocaten vor Gericht gefordert. Es waren gerade Diejenigen, 
die der Artikel treffen follte. Die ganze Prozedur iſt in einer von mir 
herausgegebenen Schrift „der Advocatenprozeß“ enthalten, welche intereſſant 
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ift, weil fie nicht nur über meine Perſon und über diefen Prozeß, fondern 
auch tiber die damaligen Zuftände des Kantons Luzern nicht wenig Auf: 
ſchluß gibt. Das Motto der Schrift lautete: 


„Die freie Preſſe ift eine gleich zuverläffige als wirffame Controle; 
fie ift ein gefürdteter Oberridter, ein ſtets fißendes unbeſtech— 
lihes Parlament, defien Dafein ſchon von frecher Ungerechtigkeit abhält und 
jeder gleichwohl begangenen ſchnell die Enthüllung und Strafe nahfolgen läßt. 

Dr. Caſimir Pfyffer 
im Großen Rathe des Kantons Luzern den 28. Brachmonat 1828.“ 


Als Kläger trat gegen mich auf Herr Kantonsfüripreh Jakob Kopp, 
für fih und Namens der Herren Kantonsfürfprede Eduard Schuyder in 
Hochdorf, Joſeph Leonz Theiler in Luzern, Johann Winkler in Luzern, 
Alois Ronca in Luzern, Anton Schnyder in Surfer, Franz Ludwig Schny— 
der in Surfee, Cafpar Furrer in Schüpfheim und Jakob Meier in Willifau; 
dann der Herren Rechtsanwälte Fridolin Schmidli in Rußwyl, Beat Neker 
in Billifau, Joft Martin Egli in Egolzwyl, Stephan Kronenberg in Wil: 
liſau, Joſeph Kreienbühl in Pfaffnau und Joſeph Unterfinger in Rußwyl. 


Das erftinftanzlihe Urtheil lautete: 
„Außerordentliche Sitzung. 
Actum Luzern, den 28. März 1840. 


Dor gehörig beſetztem Bezirkögerichte *) von Luzern, unter Vorſitz des 
Tit. Herrn Gerichtspräfidenten Rudolph Rüttimann 
wurde 
in Privat: Injurienftreitfache des Herin Jakob Kopp und Mithafte, Kläger, 
gegen 
Herrn Gonftantin Siegwart:Müller, Staatsjchreiber, Bellagter, 
betreffend Berleumdung in Nr. 30 der ſchweiz. Bunbdeszeitung vom Jahre 
1839 über die sub 21. März 1840 aufgejtellte Rechtsfrage, nah angehörten 
Parteivorträgen, gejchlofiener Prozedur und reifer Prüfung und Erdauerung 
der Acten und des Streitgegenftandes — 


Betrahtend, daß in Nr. 30 der fchweiz. Bundeszeitung vom Jahre 
1839 ein Artikel enthalten ift, in welchem den luzerneriſchen Advocaten vor: 


*) Meben bem Herrn Gerichtäpräfidenten Oberſt Rudolph Rüttimann faßen bie 
hochgeachteten Herren Vicepräfident Oberftlicutenant Jofepb Zünd von Büron, Stabi 
rath Georg Joſeph Schnyder von Surfee, Hauptmann und (Srofratb Karl Bleggner 
von Luzern, Stadtrath Anten Schürmann von Luzern, riebensrichter und Grefrath 
Joſeph Balthafar von Luzern, Hauptmann Joſeph Mazzola von Luzern. 
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geworfen wird, fih an die gefegliche Beftimmung, durch welche das Dictiren 
zu Protocoll aufgehoben oder theilweife bejchränft wird, nicht gekehrt zu 
haben, und zwar aus Bequemlichkeit, und wegen oberflächlichen Actenftubium, 
fo wie au, um durch Verlängerung der Prozeſſe die Koften zu erhöhen; 
daß ferner in demſelben Artikel einzelne Mitglieder des Advocatenſtandes 
beſchuldigt werden, aus Oberflächlichfeit, Eigennug und handwerksmäßigem 
Zunftgeift Bertheibigungen von Angeklagten Teichtfinnig vernachläſſigt zu 
haben, und daß fie ihre Advocaturtaxen dem Eigenthum, der Ehre und 
Freiheit ihrer Mitbürger vorzuziehen ſcheinen, wodurch die Herren Kläger 
bewogen wurden, gegen Herrn Siegwart-Müller, der ſich als injender 
biefes Artikels bergab, eine Injurienklage zu ftellen, da die Beihuldigungen 
theil3 unwahr jeien, amderjeits offenbar beabjichtigt werde, ihnen das Zus 
trauen des Publikums zu rauben und fie wegen Vernadhläffigung ihrer 
Berufspflichten zu verbädhtigen ; 

Betrachtend, daß demnach zu unterfuchen ift, ob und in wie fern 
die aufgeitellten Behauptungen des Bellagten begründet, und berfelbe zur 
Veröffentlihung und Rüge der vermeintlichen Webelftände berechtigt geweſen 
fei ober nicht; 

Betrachtend, daß der erſte Vorwurf, es laſſen die Abvocaten das 
Verbot des Dictirens zu Protocol außer Acht, und zwar aus Bequemliche 
keit umd zu nachläſſigem Actenftubium, woburd die Prozeßkoſten vergrößert 
werben, durch mehrere Weijungen, Befehle und Referipte der Juſtizkammer 
und bes Appellationsgerihts an die Advocaten und Gerichte, als wahr auf: 
recht geitellt wird, da diefelben wegen Nichtbeobachtung dieſes Verbotes immer 
neuerliche Einihärfungen defielben enthalten, und der Grund und Zmwed der 
Nihtbeobahtung ebenfall® in DOberflächlichfeit und Bequemlichkeit gefunden 
wird, wodurd die Prozeſſe verworrener, die Koften Hingegen größer werben ; 

Betrachtend, daß Vernadläffigung von Vertheidigungen, zu denen 
einzelne Advocaten verpflichtet waren, ftattgefunden haben müſſen, wie fi) 
aus Verweilen und Orbnungsbußen ergibt, welche deshalb gegen die Fehl: 
baren von dem hohen Appellationsgerichte ausgefällt wurden, fo wie denn 
auch Hier die Depofitionen der Zeugen nicht außer Acht gelafjen werden 
dürfen, welde, wenn fie auch über Talente und Fleiß der Advocaten fich 
fein Urtheil erlauben wollten, doc zuweilen die erforderliche Gründlichkeit 
vermißten ; und endlich vernadhläfjigte oder oberflächliche Pflihterfüllung neuer: 
lihe Weifungen an die Gerichtspräjidenten und Advocaten zur Folge hatte; 

Betrahtend, daß durch erlaffene Straffentenzen gegen einzelne 
Abvocaten wegen Ueberſchreitung des Sportelntarifs auch die Bermuthung 
gerechtfertigt wird, es ſcheinen einige derſelben ihre Advocaturtaxen ihrer 
Pliht vorzuziehen, abgejehen davon, daß diefe Stelle, wie fie in dem 
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Anferate enthalten ift, feinen directen Vorwurf, ſondern blos eine individuelle 
Meinungsäußerung enthält ; 

Betrachtend, daß daher der Beffagte durch die gepflogene Beweis— 
verhandfung dargethan hat, es jeien die Uebelſtände, welche er in dem frag: 
lichen Inſerate gerügt, feine Phantafieen, die in feinem Gehirn entiprungen, 
feine den Advocatenftande angedichtete, ftrafbare Abirrungen von Pflicht 
und Geſetz, ſondern wirklih vorhandene Mängel, melde die oberiten Behör— 
den ſchon oft zu tadeln und zu beitrafen veranlakt waren; 

Betrachtend, daß es Recht, Pflicht und Zweck ber freien Preſſe 
ift und fein muß, vorhandene Uebeljtände öffentlich aufzudecken und zu rügen, 
und möglihit auf deren Abſchaffung Hinzuwirken, von welhem Rechte, ohne 
die geleglihen Schranfen zu überfhreiten, der Beklagte Gebrauch gemadt 
hat, wenn dies aud allerdings in etwas gemäßigteren Ausdrücken hätte ge: 
ſchehen Fönnen; 

Betrahtend, daß die Herren Kläger hingegen um jo weniger 
Urſache hatten, gegen den Artikel Hagend aufzutreten, da jie von der Wahr: 
heit der darin enthaltenen Vorwürfe durch das öftere daherige Einfchreiten 
der oberiten Gerichtöbehörden überzeugt fein mußten, und überhaupt weder 
der ganze Advocatenftand, noch ein einzeines Mitglied namentlich darin 
beihuldigt wird, wel Lebteres erjt in ber Verantwortung und bei ber 
Bemweisverhandfung dur die ans Hecht gelegten Acten geſchah und geichehen 
mußte; 

Zu Recht erfennt und gefproden; 

1. Der Beflagte, Herr Siegwart: Müller, habe ſich gegen ‚die Herren 
Kläger einer Verleumdung nit ſchuldig gemaht und fei daher von jeder 
Strafe und Satisfactionsleiftung freigeiproden. 

2. Haben die Herren Kläger die Prozekfoften zu bezahlen, jedoch feien 
perfönliche Vorſtändsgebühren gegenjeitig wettgeihlagen. 

3. Soll dies Urtheil den Parteien in der geſetzlichen Zeit auf übliche 
Weiſe mitgetheilt werben. 

So geihehen Luzern, den 28. März 1840. 

Der Gerihtspräjident: 
Rudolph Rüttimann. 
Namens des Bezirksgerichts der Gerichtsſchreiber: 
K. Balthajar.* 

Das Appellationsgeriht aber, unter der Präfidentichaft ded Herrn 
Dr. Caſimir Pfyffer, hob das bezirksgerichtliche Urtheil auf, erklärte mid 
ſchuldig, verfällte mich in eine Gelditrafe von zwanzig Franken und im die 
Koiten, welche fih auf 111 Franken GL Rappen beliefen. 
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Meiner Abneigung gegen das Advocatenweſen ift die Bemühung zu: 
zufchreiben, im Santon Luzern einen Friedensverein zu ftiften, wovon Die 
Stütuten, welche ih von Präfidenten Aerni in Narburg eingeholt hatte, in 
den Advocatenprozeh abgedrudt waren. Mit Bergnügen Hatte ich 
am gleichen Tage, an welchem ich den Artifel gegen die Advocaten Luzerns 
ihrieb, folgenden Artikel aufgenommen: 


„Der „„Rheinthalerbote,”“ eine der beiten Zeitungen ber 
Schweiz, madht für Graubünden den Borfchlag für einen Friedensverein, 
welcher auch anderwärts Beachtung verdient. Der Friedensverein Toll die 
Verhütung von Prozefien zum Zwecke haben. Der Nheinthalerbote 
ihildert, daß die Prozeſſe jih auffallend mehren, dag fie oft Jahre dauern 
und mehr Prozeßkoſten verurſachen, als der Betrag des Streites fei, daß 
jeder Anjtand mittelit Recurſes vor die höchſten Landesbehörden gebracht 
werde, daß fait alle Civilrechtsfälle appellabel feier. Das Chaos von 
Geſetzgebung, indem jedes der 15 Hocgerichte eigene Geſetze oder Statuten 
hat, wird von den Advocaten weiblich benutzt. Sie verftehen die eingeübte 
Kunft, auch den einfachiten Gegenitand zu verwideln und jeden Prozeß auf 
die lange Banf zu Ichieben und die Kuh zu melfen, jo lange jie Milch gibt. 
Da gibt es Recurſe auf Necurje, Appellationen auf Appellationen, Schriften: 
wechſel auf Schriftenwechſel, Repliken und Triplifen — aber auch Red): 
nungen. Umſonſt hat der vorlegte Große Rath durch die fogenannte Advo— 
catentare den Advocaten die Flügel zu ftugen geſucht. Sie willen dieſelbe 
unter allerlei Borwänden zu umgehen. Seitdem Advocaten in Bünden ent: 
fanden find (fie haben ſich wie Pilze gemehrt!), ſeitdem haben fih aud 
die Prozefie vermehrt. Ein Berein für Verhütung von Prozeflen würde 
fh einen ſchönen und gelegneten Wirkungsfreis verichaffen, manchem uns 
ſchuldig Verfolgten auf die wenigſt Foftipielige Weife zum Rechte verhelfen, 
manchem Bürger Zeit, Geld und Verdruß eriparen, den Richtern viele 
Mühe ab dem Hals nehmen.“ 


Diefer Friedensverein kam jedoch nicht ins Leben. Hingegen gab 
man meinem Antrage bei ber Verfaflungsänderung im Jahr 1841 die Folge, 
daß fhiebsrichterlihe Urtheile gleich andern Rechtskraft Haben und Boll: 
ziehung erhalten follten. 


Bierter Abſchnitt. 


Die Yerufung von Pr. Hfrauß an die Hochſchule 
von Zürich. 


In einen für meine veligiöje und politifche Lebensrichtung entſcheidenden 
Kampf führte mich die Berufung von Dr. David Strauß von Ludwigs: 
burg auf den Lehrituhl der Theologie nah Zürich. Der Große Rath des 
Kantons Zürich hatte Schon im Jahre 1837 das Werk Paul Ujteris, die 
Berfafjung von 1831, als unzulänglid für das. Heil des Volles gefunden. 
Drei Hauptgrundfäge des herrichenden politifhen Syſtems waren darin noch 
verlegt worden. Die Stadt Zürich hatte noch einige Bevorzugung in der 
Zahl der Kepräfentanten beibehalten, die Wahlen waren großentheils mittel- 
bare, und bie Erneuerung fand theilweife ftatt. Dieje drei Beſtimmungen 
mußten abgejchafft werden; das that der Große Rath im Heumonat 1837, 
indem er eine Kepräfentation nah dem ausſchließlichen Maßſtabe der Be— 
völferung beſchloß, welde je zu vier Kahren ganz nen und zwar mit Aus: 
nahme von zwölf Mitgliedern unmittelbar vom Volke in den Wahlfreijen 
gewählt werden jollte. Die Wahl der zwölf mittelbaren Mitglieder wurde 
dem Großen Rathe jelbit vorbehalten. Das Volk ertheilte im Hornung 
1838 dieſen Veränderungen feine Genehmigung. Dod war der Eifer für 
diejelbe nicht groß, indem eine verhältuigmäßig ſehr geringe Zahl von 
Bürgern an der Abjtimmung Theil nahm. Bei den darauf folgenden 
Wahlen wurden vom Volke die Häupter der radikalen Partei übergangen, 
allein der Große Kath, feiner Mehrheit nah doch radikal, holte nad mas 
das Volk verfäumt hatte. Diefer neue Große Rath, unmittelbar aus dem 
Volke ausgegangen, griff ſofort die ökonomiſchen Kräfte, fo wie die religiöfen 
Neberzeugungen des Volkes rückſichtslos an. Er beihloß nicht weniger als 
vier Millionen fir die Ausführung eines über den Kanton ſich ausbreitenden 
Straßenneges, innert dem Laufe von acht Jahren, zu verwenden. Gein 
Vorgänger hatte durch theilmeife Verwendung der Fonds des alten zürcheriſchen 
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Chorherrenftiftes die obern Schulen von Zürich zu einer Univerfität erhoben. 
Bern, eiferfühtig, wollte feinen höhern Schulen feinen geringern Rang ge: 
geben willen und ahnte Zürichd Beifpiel nad. So Hatte aljo die kleine 
Schweiz drei Univerfitäten (Bafel, Zürih und Bern), drei Ncademien 
(Zaufanne, Neuenburg und Genf), alle in proteftantifhen Kantonen. Im 
Kanton Zürih, jo wie ſpäter und jebt no im Kanton Bern, wurben 
Zweifel über die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Hochichule rege. Sie 
wurzelten vorzüglih darin, daß man die Ausgaben für diefelbe zu ben 
Leitungen nicht in billigem Verhältnifje glaubte. In Zürich war es vor: 
züglih Dr. Scherr, welcher jene Zweifel unterhielt. Er wollte dem ganzen 
Unterrichtäwejen mehr eine politifch = vealiftifche Richtung geben, die Willen: 
haft gemeinnügig, den Söhnen des Landvolkes zugänglih machen. ALS 
Seminardirector und Erziehungsrath mochte er ſich Hiefür vorzüglich berech— 
tigt glauben. Scherr war ein katholiſcher Geiftliher Württembergs geweſen, 
aber jeimem Stande und feinem Glauben untren geworden und zum Pro: 
teſtautisnaus übergetreten. Abtrünnigkeit von der Fatholifhen Kirche iſt 
immer ein Gmpfehlungsbrief bei den Radikalen. Darum fand er bei ben 
gleihgejirinten Behörden Zürichs bereitwillige Aufnahme, Anerkennung und 
öffentliche Wirkjanikeit, indem ihm die Leitung der Pflanzichule der Schul: 
lehrer übertragen und er auch als Erziehungsrath zur Leitung des gefammten 
Unterrihtöwejens berufen wurde. Schon im Jahr 1835 drang Dr. Scherr 
darauf, daß fein Landsmann Dr. David Strauß von Ludwigsburg an bie 
Hochſchule von Zürich berufen würde. Allein damals wollte der Erziehungs: 
rath in die Ausführung diefes Planes nicht eingehen. Die große Mehrheit 
verwarf den Antrag. Denn im gleihen Jahre ging man in Zürich damit 
um, auch eine katholiſche Yacultät der Theologie zu errichten und fuchte 
diesfalls um die Mitwirkung der katholiſchen Kantone nad. Es wäre doc 
etwas ‚zu abſtoßend geweſen, wenn man gleichzeitig einen Dr. Strauß be— 
rufen hätte. Nachdem aber der Große Kath von 1838 in feiner großen 
Mehrheit dem Radikalismus ergeben mar, und nahdem Dr. Scherr, ob: 
wohl er im Großen Rathe keinen Play und im Erziehungsrathe Hinfichtlich 
feines Wirkens als Seminardirector einigen Widerftand gefunden, durch feine 
Drohung, aus beiden Stellen, nämlih als Erziehungsrath und Seminar: 
director, außzutreten, fich wieder Geltung und ungehemmtes Schalten ver— 
Ihafft Hatte, da wurde der Plan zur Berufung von Dr. Strauß wieder 
aufgenommen. Der Erziehungsratd von Zürich verlangte darüber das Guts 
achten der theologiſchen Yacultät, welches zwar von dev Mehrheit verwerfend 
ausfiel, aber von der Minderheit mit einem bejahenden Gutachten begleitet 
wurde. Schon am 26. Jänner 1839 ſprach fih der Erziehungsrath für 
die Berufung von Dr. Strauß an die erledigte Profeſſur der Dogmatik 
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und Kirhengefhichte an die Hochichule aus. Die Stimmen der Mitglieder 
waren gleich getheilt, Bürgermeifter Melchior Hirzel, Präſident des Erzie— 
hungsrathes, entihied für die Berufung. Doch hatte er am 15. Heumonat 
1836 an einen Freund geichrieben: „Sie hatten Recht, über den Sturm 
wegen Strauß ungehalten zu fein. Der Gedanke, den wiſſenſchaftlichen 
Forfhungen, und wären fie auch auf einem Irrwege, eine Freiſtätte zu 
eröffnen, hat einige Männer Hingeriffen, daß fie unbeachtet Tiefen, warum 
es zu thun fei, der Landesfirhe tühtige Lehrer zu verihaffen, 
und dazu kann Strauß unmöglid dienen. Nun ich denfe, die 
Sache fei abgethan.” Geftimmt hatten für die Berufung von Dr. Strauß 
Dr. Keller, nachmals Brofeflor der Rechte in Berlin, Staatsanwalt Ulrich, 
Seminardirectovr Scherr, Negierungsrath Dr. Zehnder, nunmehr Bürger: 
meiiter, Profeſſor Orelli (der Bhilolog), Grofrathspräfident Jonas Furrer 
von Winterthur (ipäter Bundesrath in Bern) und Schullehrer Rüegg von 
Winterthur. Der Regierungsrath, welcher die Beftätigung diefer Wahl zu 
ertheilen hatte, zögerte damit, ungeachtet des Andringens von Bürgermeiiter 
Hirzel. Biirgermeifter Johann Jakob Heß, damals am Amte, hatte mehr 
Klugheit als fein Amtöbruder. Am 29. Jänner trat der Große Rath 
zufammen. 9. Fühli, Pfarrer am Neumünfter in Züri, Antiites der 
zürcheriſchen Geiftlichfeit, benügte dielen Zufanmentritt, um den Antrag zu 
ftellen, daß dem Kirhenrathe auf die Wahlen der theologiihen Profelloren 
an der Hochſchule einiger Einfluß eingeräumt werden möchte, Schon am 
28. hatte der Kirchenrath beichlofien, beim Regierungsrathe mit einer Bor: 
ftellung gegen die Wahl von Strauß einzufommen. Die Anregung des 
Antijtes wurde vom Großen Nathe den 30. Jänner mit 98 gegen 49 
Stimmen als nicht erheblich erflärt und darüber zur Tagesordnung geichritten. 
Nah der in den proteftantiichen Kantonen ziemlich allgemeinen Unfitte war 
eine große Zahl von Mitgliedern (65) abweſend. Mllein, wären fie auch 
da gemwejen, die Abjtimmung würde fchwerlich ein anderes Ergebniß hervor: 
gebraht Haben. Bürgermeifter Hirzel ſprach dabei offen und vom prote: 
ftantiihen Standpunkte wohl auch nicht unrihtig: In der Berufung von 
Strauß liege eine hohe Bedeutung für das Firchliche Leben des zürcheriichen 
Freiftaates, es handle fih um den Sieg zwiſchen dem Buchſtaben- und dem 
Geiftesglauben. Vor 300 Jahren habe ſchon einmal Zürichs Großer Rath 
im gleihen Saale einem Manne aufgetragen, nach beftem Vermögen aus 
dein Geifte Gottes zu lehren. Was damals der Rath der jonveränen 
Bürgerihaft von Zürich ausgeſprochen, ſoll es nicht auch der aus dem fon: 
veränen Volke hervorgegangene Rath ausfprehen? — Die Neue: Züricher: 
Zeitung, das Organ der Radikalen, fagte über die Schlußnahme: „An Dr. 
Strauß ift durch diefelbe ein feierlicher Ruf im Namen eines Volkes ergangen, 
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das auf ihn vertraut, er werbe ihm die Fackel des Lichts in feinen Freiſtaat 
bringen und dem neuen Erwachen feines Firchlichen Yebens leuchten.” Nach 
diefem Kampfe im Großen Rathe ſäumte der Regierungsrat nicht mehr, 
die vom Erziehungsrathe beſchloſſene Berufung von Dr. David Strauß 
zu bejtätigen. Es geihah dies am 2. Hornung (Mariä Lichtmeß) mit 15 
Stimmen gegen drei. Die Minderheit beitand in den Negierungsräthen 
Hegetichweiler vom Züricherſee, Melchior Sulzer von Wintertfur und Hüni 
von Horgen (cbenfall3 am Züricherfee). Bürgermeifter Heß hatte Feine 
Stimme abzugeben. Der Regierungsrath antwortete dem Kirchenrathe: „er 
habe diefe Wahl beitätiget, weil Strauß ald Menſch und Gelehrter in durch— 
aus gutem Rufe fteht, weil aud im Gebiete der Theologie nur möglichit 
gründliche und allfeitige Forihung zur Wahrheit führen kann, und weil ber 
Regierungsrath überzeugt iſt, daß durch jene Berufung für Religion und 
Kirhe Feine Gefahr entiteht. Der Kirchenrath wird eingeladen, diejes ben 
Capiteln mitzutheilen und überhaupt das zu thun, was feine Stellung als 
Auffihtsbehörde über das Kirchenweſen erheiſcht.“ Bürgermeifter Hirzel 
fand ſchon unterm 10. Hornung für nöthig folgendes öffentliche Schreiben 
zu erlafjen: 


„An meine Mitmenfchen im Kanton Zürich! 


Bon Herin Profeffor Strauß von Ludwigsburg ift die Erklärung 
eingetroffen, daß er dem ergangenen Rufe folgen und die Theologie auf 
unferer Hochſchule in Zürich Tehren werde. Seien wir darüber nicht zu 
ängftlih, vielmehr mit dev frohen Zuverficht erfüllt, daß auch in diefem 
Vorgang Gott Alles zum Beften lenke. 

IH darf Euch verfihern, daß ich nicht leichtfinnig zu der Berufung 
des Herrn Strauß geitimmt, jondern erſt nad einer forgfältigen Prüfung 
der Schriften und Beitrebungen diefes Mannes, und nah mandem innern 
und äußern Kampf. Aber mit dem Glauben, der Menſch jolle vor allen 
nad Wahrheit ftreben, das Wahre Lieben, es nah Kräften verwirklichen, 
habe ich glücklich alle Zweifel niedergefämpft. 

Strauß glaubt an Gott, aber an einen lebendigen, nicht au 
einen todten Gott, der heute noch wie vor Jahrtaufenden in der Natur 
und ihren Werken, in der Menſchheit und ihren Thaten fich offenbaret. 


Strauß glaubt an die Emwigfeit und Unvergänglichkeit bes 
Menſchen, freilich nicht dem Leibe, wohl aber dem Geifte nad, nnd daß 
ber Menih ins künftige Leben in Erkenntniß, Liebe und Wollen fo eingehen 
werde, wie er im diefem Lebenskampf geworden, den Himmel oder die Hölle 
in jeiner Bruft, je nachdem er bieje ober jenen in ſich geſchaffen. 
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Strauß erlennt im Chriftus eine Sohm Gottes, freilich nicht: dem 
Fleiſche, ſondern dem Geiſte nah. Unter allen von Gott erfüllten und 
begeifterten Menſchen, die von Anfaug der Welt bis zur Stunde gelebt, 
fteht ihm Chriftus oben an, ein Borbild für uns, ein Heiland für 
bie Menſchheit, deſſen Wort noh heute die Kette umferer ſchwarzen 
Brüder in Indien löst. Aber vor allem gebt Gott die Ehre! Madet 
Chriſtus zu feinem Götzen, beherziget feine vorausjihtlihe Warnung, 
die er und zuruft durch Matthäus, 19. 17; durh Markus, 10. 18; durch 
Qucas, 18. 19 u. f. w. 

Strauß; lehrt, daß es die Aufgabe des Gottesgelehrten fei, im ber 
Dibel das Aechte von dem Unächten, das Wefentliche von dem Unweſent⸗ 
lichen, den Kern von der Schale, den Gebanfen von feinem Bild, deu 
Geift von dem Buchſtaben, dad Gotteswort von dew Menſchen— 
wort zu ſondern, und jedem diejer Bejtandtheile zu dem Werthe und Ge— 
braud zu verhelfen, der ihm vor der Wahrheit gebührt Strauß hofft, 
diefer Weg führe zu dem herrlichen Ziele der Lebereinitimmung dev 
Dffenbarung der göttlihen Dinge, melde Gott in den: Geift des 
Menſchen und in die heiligen Schriften niedergelegt. 

Meine verehrten Mitbürger und Mitbürgerinnen zu Stadt und 
Land! zürnet und nicht länger, daß wir ed: den Herrn Profefior Strauß 
möglich gemacht, die ihm von Gott verliehene Gabe unter und leuchten zu 
laſſen; daß wir nicht dieſe unter den Scheffel, und die Heinere Gabe auf 
den Leuchter geftgllt! Seid nicht böfe, feid wieder gut! Euch euern Glauben 
nehmen, Euch unfern Glauben aufzwingen wollen, — daran fommt uns 
auch nicht von ferne ein Gedanke. Gott bewahre uns alle vor der Sünde, 
einen Menſchen in feinem köſtlichſten Gut, der Glaubensfreiheit zu 
beeinträdtigen; aus Geiftern der Freiheit — Geifter der Knechtſchaft, aus 
Gottesfindern — Menfchenknechte zu maden. Frei und wirffam 
jei euer Glaube, frei und wirffam jei unfer Glaube; die Belehrung je 
gegenfeitig einander zugeitanden, frei das Wort, daß es fi erprobe, ob es 
Veberzeugang zu jchaffen vermöge; wer aber Eueren, wer unfern Glauben 
fi unterthan machen will, der jei unſer gemeinjhaftlihe Gegner, wir 
wollen ihn vüjtig befämpfen, aber nicht nur mit den Waffen der Welt, 
fondern des Geiftes. 

Alfo Stvauß kömmt. Laßt ihn Euerer chriſtlichen Duldſamkeit 
empfohlen ſein. Prüfet Alles und: behaltet das Beſte. Lernt ihn nur erft 
kennen, dieſen denfenden, jittlichen, gläubigen. Mann, Wer weiß, ber ſchöne 
Fremdling, den Ihr jetzt zu haſſen wähnt, wird Euch noch von: Herzen: lieb, 
Schaffen wir doch alle, daß es wahrer, liebevoller, ſchöner unter uns werbe, 
daß das Reich komme, um welches Jeſus Chriſtus zu. feinem und unferm. 


Rn 


Vater gebeten; dad Reid; der Freiheit des Geiftes, mo Ein Hirt und Eine 
Heerde, Gott Alles in Allem fein wird. 

Mit dem Gruße eines Freien an die Freien — und auch an ben 
Unfreien, bleibe 

Züri, den 10. Hornung, 1839. Meldior Hirzel.“ 

Diefer Brief ift ein treuer Abdrud des feltiamen Mannes. Körperlid) 
fonnte man von Hirzel jagen was von Saul, er überftieg um einen Kopf 
fein ganzes Volk, er war in dieſer Hinfiht wohl der größte Eidgenojie, 
mwenn er aber ſaß, jo ſchien er fehr Mein, mit einer fchiefen Schulter, eine 
jonderbare Geitalt, öffnete er feinen Mund zum Reben, fo geriet) Jedermann 
in Erftaunen, denn er vernahn die feinfte Falſett- und Discantftimme eines 
ſchwächlichen Frauenzimmers. Die Phantafie und dad Gemüth liefen jeven 
Augenblid mit feinem Berftande davon, er wechſelte ın feinen Stimmungen, 
doch mehr im Idealen jchwebend verlor er jeweilen nur auf furze Zeit die 
Zuverfiht auf einftige Verwirklichung derfeiben. Der Brief von Hirzel hatte 
feine große Wirkung auf das züriher Bolt, Schon am 9. Hornung, einen 
Tag vor dem Erlaß deſſelben, hatte die Bewegung gegen die Berufung von 
Dr. Strauß eine Leitung gewonnen. Es wurde in einer Derfammlung von 
ungefähr 80 Männern aus verfchiedenen am Züricherjee gelegenen Gemeinden 
zu Richterſchwyl ein Committee ernannt, weiches bevathen jollte, wie dem 
Großen Rathe der Wille des Bolfes gegen die Berufung von Dr. Strauß 
auszubrüden wäre. Als Präfident bes Committee wurde bezeichnet Johann 
Jakob Hürlimann = Landis von Richterſchwyl, ein Millionär, Fabrikant, 
eifriger Protejtant, nah jeinen Briefen und Erlaſſen zu ſchließen, ber 
pietiſtiſchen Richtung folgend. Ihm wurden noch beigegeben Dr. Schmid 
von Richterſchwyl, Friedensrichter Wachter von Stäfa, Gemeindspräfident 
Ryffel, Dr. Staub und Sädelmeifter Staub von Hombredtifon, Kantons: 
rath Bindſchädler und Friedensrichter Pfilter von Bubikon, Dr. Hasler und 
Zunftpräfident Dinner von Männedorf, Zunftrichter Gimpert und Pfijter 
von Wetilon, Gemeindspräfident und riebensrichter Meier von Meilen. 
Diefe Namen verdienen der Bergefienheit entriffen zu werben, meil fie bie 
Erften ed wagten, einem faum ext aus ben Volkswahlen bervorgegangenen 
radikalen Großen Rathe und egierungsrathe offen emtgegenzutreten und 
einen Wiberftand des Volkes zu organifiven, welcher mif dem einftweiligen 
Sturze des vadifalen Syftems im Kanton Züri endigte. Man ſchickte 
Abgeordnete aus den Seegemeinden an den Regierungsrat} mit dem Anjinnen 
die Berufung von Strauß zurückzunehmen — natürlich umfonft. Am 12. 
wurde in Wädenſchwyl durch Hürlimann:Landis eine Verfammlung von mehr 
ala Hundert Abgeoroneten aus 29 Gemeinden gehalten, welde folgende 
Beichlüfie faßten: 
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„1) Die Einberufung von Dr. Strauß ſei auf verfafjungsmäßigem, 
gejeglihem Wege zu behindern, durch Gonftituirung von Kirch-, Bezirks: 
und Gentralvereinen und durh das Mittel des Petitionsrehts. 2) Zu 
diefem Behufe foll in jeder Kirchgemeinde ein Verein von 12 Mitgliedern 
gebildet werden und ſich conftituiren. 3) Die Vereine haben aus ihrer 
Mitte zwei Mitglieder in den Bezirfänerein zu wählen. Das Committee 
des Hauptortes des Bezirkes wird bie erfte Einberufung veranftalten. 4) 
Die Bezirfövereine jollen fih conftituiren und vom Geſchehenen dem Prä- 
fidenten des Centralvereines Anzeige machen. 5) Hinwieder liegt es dem 
Bezirkövereine ob, die Wahl von zwei Mitglievern in das Gentralcommittee 
zu veranftalten und dem Präfidenten der heutigen Verſammlung die Namens: 
verzeihhnifie einzugeben. 6) Die Berufung des Gentralcommittee wird vor: 
erft, bis zu feiner Eonftituirung, durch den heute gewählten Präfidenten in 
Zürih Statt finden. Die Zeitbejtimmung bleibt ihm überlafien. 7) Das 
Gentralcommittee hat die Aufgabe, die Mittel und Wege zu berathen, wie 
dur das Petitionsrecht die Aufrehthaltung unſers chriftlihen Glaubens in 
Kirhe und Schule nah dem beſtehenden evangeliich = veformirten Lehrbegriff 
zu fihern fei. 8) Es wird feinen Beichluß, zur Kenntniß der Kirchgemeinden, 
in einer förmlich abgefaßten Petition an die hohe Behörde bringen, melde 
von denjelben an dem von dem Gentralcommittee feftgefegten Tage berathen, 
angenommen oder verworfen wird. 9) Die Beihlüfle der Kirchgemeinden 
follen an den BPräfidenten des entralcommittee unverzüglich eingefandt 
werden. 10) Der Präfident des Gentralcommittee ift beauftragt, ben Volks— 
willen zur Kenntniß ber hohen Behörde zu bringen. 11) Bon gegenmär: 
tigem Beſchluſſe jol allen Kirchgemeinden des Kantons, in Begleit von 
Sendſchreiben, Mittheilung gemacht werden.“ 


In dem Sendſchreiben kommen die merkwürdigen Stellen vor: 


„In allen Gegenden des Kantons, bei den vielfachen Berührungen 
des Lebens, zeigte ſich unverkennbar das tief verletzte Gefühl des von der 
hohen Regierung, vielleicht ihr unbewußt, verſuchten Uebergriffes in die 
verfaſſungsmäßigen Rechte unſerer Landeskirche, blos um der ſubjectiven 
Ueberzeugung der Mehrheit ihrer jetzigen Mitglieder zu fröhnen, — gegen 
einen poſitiven hiſtoriſchen, göttlichen Glauben, einen, wenn auch durch ſcharf⸗ 
ſinnige Dialektik genießbaren, menſchlichen Glauben zu ſubſtituiren, deſſen 
feſte Grundlagen zu jetziger Zeit noch nicht geſtellt ſind, und demſelben bei 
den Volke des Kantons Zürich durch Berufung eines Schismatikers Ein: 
gang zu verjchaffen. 

Sie wäre wahrlich ein entartetes Geſchlecht, die jetzige Generation des 
Kantons Zürich, wenn irgend eine mweltlihe Macht es vermögen follte, ihr 
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ihren Glauben an die unmittelbare göttliche Sendung eines Weltheilandes, 
Erlöſers und Seligmachers zu nehmen; den Glauben, in welchem ihre Väter 
im Leben und im Tode Beruhigung, Troſt und Ermunterung gefunden; fie 
felbft in den mannigfaltigen Wechleln menjchliher Begegnilje und Schickſale 
fo zahlreihe Spuren diejer unausiprehlich göttlihen Wohlthaten empfunden 
und noch täglich empfindet, 


Die Rerfammlung war volllommen darüber einverftanden, daß mit 
dem Erfceinen Straufens an unferm theologiſchen Lehrftuhle bie Firchliche 
Reform des Landes nad feiner Doctrine ihren Anfang nehmen würde; an 
die Stelle des beftehenden göttlichen Prinzips käme das unhaltbare, neue 
menfchlihe; eine Wiederholung des frühern Glaubenszwieſpaltes wäre unver: 
meidlich; die focialen Zuftände würden der Probirftein ibeeller Phantafie- 
gebilde, und das Band, das und noch an unſere reformirten, ihrem Glauben 
getreuen und an unjere Fatholiichen Brüber anſchließt, dürfte vollends zer— 
fnitten werden; — mit dem PVerlufte unjerer Gewiſſens- und Gemüthö- 
ruhe wäre auch unſer fchmweizerifch: politiicher Verband zu Grunde gegangen. 
Innerlich und äußerlih zernichtet würden wir dem verdienten Untergange 
alfer fittlihen und politifden Kräfte entgegengehen.“ 

Ein fhlihter Landmann, welder an der Verfanmlung Theil genommen 
Hatte, jchrieb am gleichen Tage: 

„Was auch das Kefultat fein mag, jo war Alles Ein Herz und Eine 
Seele, nicht abzumweidhen von dem Glauben, ba Jeſus Chrijtus dev wahr: 
haftige Gottes Sohn fei und bleibe in Ewigkeit.“ 

Die Regierung, beunruhigt und in dem vom Bürgermeiſter Hirzel 
angerathenen Fortſchritte bereits etwas gehemmt, erließ am 20. Hornung 
folgende Proclamation : 

„Mitbürger! Wir Haben in diefen Tagen theild auf amtlichen, theils 
auf andern Wegen vielfahe Kunde erhalten von dem AZuftande von Bewe— 
gung und Beunruhigung, in melden fi ein großer Theil der Bevölkerung 
des Kantons Zürich durch die Berufung des Herrin Dr. Strauß zum Pro: 
fefjor an ber theologifhen Yacultät unjerer Hochſchule verfegt findet. 


Wir find, feft vertrauend auf die Orbnungsliebe des zürcheriichen 
Volkes, Feineswegs beunruhigt durch diefe Erfheinung, wir ehren im Öegen- 
theil das Gute an ihr, daß fie uns einen thatſächlichen Beweis bafür liefert, 
e3 babe ſich der religiöfe Sinn, den unfere Väter ſchon jeit Jahrhunderten 
bewerfihätigt haben, unter uns lebendig erhalten. Wir find alfo auch weit 
entfernt, diefe Bewegung für ftaatsgefährlich zu halten, vielmehr werden wir 
traten, kraft unferer amtlihen Stellung, zu welder und das Bertrauen 
eines freien Volles auf verfafjungsmäßigem Wege berufen hat, alles das 
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Gute, was aus diefer Erhebung des religiöfen Gefühle zum Wohle des 
Ganzen gewonnen werden ann, bemfelben zuzumenben. 

Sollten daher diefer Richtung entſprechende Wünſche an ums gelangen, 
fo werben wir ihnen alle Aufmerkſamkeit ſchenken, und infofern benfelben 
auf dem Wege der Geſetzgebung entiproden werben fönnte, ımfere dies: 
fälligen Berichte und Anträge dem Großen Rathe übermachen. 

Aber bei allem Dem finden wir und auch verpflichtet, unfer Bedauern 
anszuſprechen Hinfichtli der mandherlei Irrthümer und Unmahrheiten, durch 
welche fo viele Gemüther oft mit, oft ohne Abficht in Unruhe veriegt werben. 
Wir fühlen uns verpflichtet, jene Irrthümer, fo viel es in unierer Stellung 
liegt, zu berichtigen, und unfern Mitbürgern diejenigen Zufiherungen zu 
geben, bie geeignet fein dürften, die wünſchbare Beruhigung wieber herbei 
zu führen, 

Mitbürger! Niemals Fonnte es in unferer Abfiht liegen, durch bie 
Betätigung jener vom Erziehungsrathe beſchloſſenen Berufung eine Refor: 
nation herbei zu führen ober Euch in Euerm religiöfen Glauben, im Befige 
des Heiligften, was der Menſch hat, zu ftören, ober fonft auf ſolchem Wege 
Üenderungen in unſerm kirchlichen Leben herbei zu füjren; denn wir willen 
zu wohl, daß zeitgemäße Berbeflerungen in dieſem Gebiete nur durch die 
verfaflungsmäßigen kirchlichen Behörden vorbereitet werden können. Nur 
möglihft vielfeitige und gründliche willenihaftlid:religiöfe Bildung der Jüng- 
linge, melde einft Lehrer der Neligion und Prediger fein jollen, war dabei 
unfer med. Weit entfernt alfo, den Artikel 4 unferer Verfaſſung, der die 
Glaubensfreiheit gemährlciitet und die Hriftliche Religion nach dem evangeliich- 
reformirten Lehrbegriffe als Landesreligion anerkennt, außer Acht laſſen zu 
wollen, waren und find mir ftet3 entichlofjen, diefe Verfaflungsbeitimmung 
aufrecht zu erhalten und beides, ſowohl die Glaubensfreiheit ald die Landes- 
firde,-nad beiten Kräften zu fchügen. Nie haben die Behörden, die bis 
jeßt über jene Angelegenheit Berathungen gepflogen und Beſchlüſſe gefaßt 
haben, auf ſolche Weife das Vertrauen des Volfes mißbrauchen wollen. 

Mitbürger! Wir haben ein ſchönes Vaterland! Wir Ichen unter 
einer von Euch fanctionirten Verfaffung, welche jedem Bürger gleiche Rechte 
gewährleiftet, jeder Behörde ihren Wirkungskreis und ihre Befugniffe an: 
weist und fis darin fhüst. Diefe Berfaflung muß uns Allen heilig fein. 
Keine Rechte, Leine Befugniffe, die fie gewährt, dürfen, gegen men e8 immer 
fei, angetaftet werben. Freiheit Tann nicht beftehen ohne Ordnung, Orb: 
nung nit ohne Achtung vor dem Gefete und vor den Beichlüffen verfaj- 
fungsmäßiger Behörden. Wir vertrauen auf Euern Sinn für Ordnung, 
auf Eurere Achtung vor Verfafiung nnd Geſetz, und ermarten daher, daß 
Ihr Feine Begehren an Euere Regierung richten werdet, welchen fie, ver: 
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möge ihrer Stellung, nicht zu entiprechen im Staube wäre. Sorget jelbft, 
daß alles unreine Treiben ſich fern von Euern edlern Beſtrebungen halte, 
und daß ber hehre Name der chriſtlichen Religion nicht zu Grreihung von 
Zwecken mißbraucht werde, die nicht aus chriftlihen Gefühlen hervorgehen. 
Dir, an unferm Orte, werben die Pfliht, über Aufrepthaltung der Orb: 
nung zu wachen, nicht aus bein Auge verlieren. Die Statthalter, die Ges: 
meindeammänner und bie Gemeinderäthe werben demnach von uns zu pflicht: 
mäßiger Wachſamkeit ermahnt und beauftragt, auch ihrerfeit3 mit Kraft und 
Umfiht auf Erhaltung der Ruhe und Ordnung hinzuwirken. 

Ihr aber, werte Mitbürger! ehret Euch ſelbſt durch ein Benehmen, 
wie es einem freien Volke ziemt! — 

Dieſe Bekanntmachung fol Sonntags, den 24. diefes, nach beenbigtem 
Morgengottesbienfte duch die Pfarrer verlefen, im Auisblatte eingerüdt, 
befonderd abgebrudt und fämmtlihen Haushaltungen im Kanton außgetheilt 
werben.“ 


Am 28. Hornung famen 22 Abgeorbnete, welche das Centralcommittee 
bildeten, in Züri felber zufammen und beſchloſſen eine Zuſchrift an die 
Regierung und eine Bittfehrift für das Boll. Diefe Mitglieder waren: 
41. Aus dem Bezirk Zürich: Dr. Rahn-Eſcher und Präfident Bleuler-Zeller 
in Reumimfter. 2. Bezirk Knonau: Pfarrer Reutlinger von Mettmenjtetten 
und Lieutenant Stoder von Zwillikon. 3. Bezirk Horgen: Hürlimann- 
Landis von Richterſchwyl und Pfarrer Ufteri von Kilchberg. 4. Bezirk 
Meiten: Pfarrer Zeller von Stäfa und Landfchreiber Hirzel von Meilen. 
5. Bezirk Hinweil: Dr. Kündig von Hinmeil und Präfident Zangger von 
Goßau. 6. Bezirk Pfäffikon: Präfident Voller von Hittnau und Schul: 
pfleger Näf von Pfäffikon. 7. Bezirk Ufter: Präfident Trüb von Maur 
und Friedensrichter Peter von Ebmatingen. 8. Bezirk Winterthur: Hector 
Trol von Winterthur und Pfarrer M. Shin; von Ober : Winterthur. 
9. Bezirk Andelfingen: Bezirksrichter Merz von Buch und Zunftriter Maag 
von Benken. 10. Bezirk Bülach: Pfarrer Meier non Glattfelden und Prä— 
fident Eberhard von Kloten. 11. Bezirk Negensberg: Dekan Wirth in 
Nümlang und Quartierhanptmann Volkert von Niederglatt. 

Die Zufhrift an die Regierung lautete: 

„Tit.! Das Wädenſchweiler Sendihreiben vom 13. vorigen Monats 
hat feinen Zweck erreiht! — Alle Kirchgemeinden des Kantons, mit ein: 
zelnen wenigen Ausnahmen, haben fich in der Straußifhen Frage und den 
an fie in religiöfer Beziehung fi anknüpfenden Fragen über Kirche und 
Säule in einer in den bemwegteften Zeiten unſeres Staatslebens bis jebt 
no nie erhörten Anzahl von Bürgern verfammelt und ihre Aufträge im 
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Sinne der Wädenſchweiler Beihlüfe am bie verfchiedenen Committee ab: 
gegeben, um durch das Organ des Gentralconmittee auf verfafiungsmäßigem 
und geſetzlichem Wege an die hohe Behörde zu gelangen. 

Das entralcommittee befammelte ſich geftern, conjtituirte ſich und 
begann im Auftrage des züricher Volkes feine hochwichtigen Berathungen. 

Die Inftructionen der Bezirke, welche alle auf rein religiöſem Stand 
punfte, fern von allen politiihen Fragen, beruhen, wurden von ihren Vertre— 
tern mitgetheilt, und übereinjtimmendb war die erfte der geftellten Forderungen: 

„„Strauß darf und foll nidt fommen!“* 

An den Schranken der Geſetzlichkeit wurde bis jest Alles gehalten ; 
die Anftitutionen des Staates wurden geehrt und die Stellung feiner Ber: 
treter gefchont, das Volk beruhigt und im Vertrauen auf die heilige Sache 
befeftigt! — Allein dafjelbe befindet fi in höchſter Spannung wie im 
bödhiten Grade der Kraft! Der Wille des Einzelnen ift der Wille des 
Ganzen geworden, und jeder Widerftand unjerer Regierung, dem Bolfswillen 
in dieſer Hinficht feine Rechte zu verfagen, ift gefährlid. 

Wenn der allgemeine Satz: „„die Regierung fei für das Volk da und 
nicht das Volk für die Regierung !”* auch hier jeine volle Anwendung finden 
joll; wenn es wahr ift, daß die Zwecke des Staatswohls den Zwecken des 
einzelnen Individuums, wenn es auch noch fo hoch geftellt fein follte, zumal 
in Freiftaaten, übergeordnet find: jo wird die hohe Regierung zu der Ueber: 
zeugung gelangen: „„wir müſſen nachgeben, und wir wären für die Folgen 
verantwortlich, die aus einem längern Wiberitande hervorgehen würden,” * 

Das Gentralcommittee kann ſich leider nicht verbergen, daß die Anz 
hänglichkeit für die hohe Regierung durd das unbegreiflihe Beharren in 
diefev Richtung und dur die unbejonnenen Aufreizungen der Prejie unter 
der Megide von Staatsmännern beim Bolfe gelitten hat, und daß die Hal- 
tung deſſelben nur von ihrem weitern Benehmen abhängen wird! Jetzt 
ift’8 noch Zeit, den übeln Eindrüden zu begegnen, das lodere Band zwiſchen 
Regierung und Volk neu zu befeftigen und unzertrennbar zu machen! Wir 
wagen e8, Ahnen, Tit.! das einfahe Mittel dazu vorzujchlagen: 

1. daß die Berufung des Dr. Strauß von Ludwigsburg zurüdgenommen 
und daß derjelbe niemals an irgend einer Lehranftalt des Kantons Züri 
angejtellt werde; 

2. daß dagegen ein willenfchaftlic ausgezeichneter Profeſſor der Dog: 
matik von entſchiedenen evangeliſch-chriſtlichen Gefinnungen berufen werde. 

Wir haben die Hoffnung, daß nad diejem Beſchluſſe die alte Anhäng: 
lichkeit, Liebe und Treue bes chriftlihen Volkes für jeine Regierung wieder: 
fehren und ſich noch feiter begründen werde. 
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Auch in Bezug auf die Hochſchule kann dem hohen Regierungsrathe 
die Beruhigung ertheilt werden, daß das Centralcommittee die Ueberzeugung 
hat, daß die fernere Erhaltung dieſer Anſtalt im Wunſche des Volkes liege. 

Damit aber die ächt chriſtlich-evangeliſche Richtung auch in Kirche und 
Schule zurückkehre und das kirchliche Leben gehoben, die Sitten geläutert 
werden, wird das Centralcommittee eine Petition an den hohen Großen 
Kath bearbeiten, welche bie nöthigen Garantieen zu dieſen heiligen Zwecken 
in ſich faſſen wird, und dieſelbe den Kirchgemeinden zur Sanction vorlegen, 
in der getroſten Zuverſicht, es werde die hohe Regierung den ſich ſo erhe— 
bend und kräftig ausdrückenden, rein religiöſen Volkswillen unterſtützen. 
Jene Petition wird auch die Straußiſche Frage beſchlagen, die, je nach den 
Beſchlüſſen des Regierungsrathes, in dem Geſchäftsbereiche des Großen 
Rathes bleiben oder daraus wegfallen wird. 

Wir geben ſchließlich der hohen Regierung die Folgen zu bedenken, 
die aus der Verweigerung unferer Forderungen für fie und für das ganze 
Land hervorgehen müſſen, und endigen damit, hochdiefelbe unferer vollkom— 
menften Hochachtung zu verfichern. 

Züri, den 1. März 1839. 


Der Präfivent des Centralcommittee: 
% J. Hürlimann:Landis. 
Der Actuar: 2. H. Eier.“ 


Am 1. März Abends 5 Uhr wurde diefe Zufchrift von drei Mitglie 
dern des Eentralcommittees dem Amtsbürgermeifter Heß überbracht. Der 
Kegierungsrath beſchloß am 4. März nach neunftündiger heftiger Berathung 
auf den Antrag des Herrn Eduard Sulzer von Winterthur: 

„Der Erziehungsrath wird eingeladen, in Unterfuchung zu ziehen, ob 
in Anwendung des $. 185 des Schulgefeges Herr Dr. Strauß den ihm 
obliegenden Verpflihtungen als Profeſſor der Theologie an der Hochſchule 
enthoben und demgemäß für angemeſſene Befegung der erledigten Stelle 
gelorgt werden könne.“ 

Diefer $. 185 jagte: 

„Der Erziehungsrath ift befugt, unter Vorbehalt der Genehmigung 
des Regierungsrathes einen Lehrer, welcher durch Alter oder andere unver 
ſchuldete Urfahen außer Stand gelegt wird, feine Stelle zu verjehen, im 
Ruheſtand zu verjegen, in melden alle demjelben nicht mehr als Die 
Hälfte feines firen Einkommens entzogen werden kann.“ 

Bei dieſem Nüdzug hatte der Regierungsrath beſchloſſen „in Betrachtung, 
I) daß das Recht der Vereinigung gefeglich anerfannt, daß aber fein Verein 


im Namen des zürcheriſchen Volkes Iprehen darf, 2) daß das Recht zu 
petitioniren durch die Verfaſſung anerkannt tft, daß aber keineswegs in 
dieſem Rechte die Befugniß Liegt, Forderungen zu ftellen, geichweige ſolche 
mit Drohungen zu verbinden; 3) daß endlich im Allgemeinen in der vor: 
liegenden Zufchrift nicht diejenige Sprache gebraucht ift, melde ſich gegen 
eine Regierutig gejiemt, die aus den Wahlen des Bolkes herausgegangen,“ 
den Gentralcommittee die Addreſſe durd die Katizlei wieder zurüdzuftellen. 
Er gab von feinem rüdgängigen Beſchluſſe dem Volke abermal durch eine 
Proclamatioi Hunde und ermahiite darin zur Ruhe. Neben ver Perltiort 
des Gentralcommittee, worin Abbetufung son Dr: Strauß, eine freie Re: 
präfentation der Kirche in einer Synode aus geiſtlichen und weltlichen Mit: 
gliedern, das Recht für den Kirchenrath, die Wahlen theologiicer Profel: 
foren zu prüfen, zu genehmigen, zu verwerfen, bie Beſetzung eines Dritttheils 
des Erziehungsrathes mit Mitgliedern aus der Kirchenſynode, die Wahl des 
Keligionslehrere am Lehrerfeminar ans einem doppelten Vorſchlage des 
Klrchenrathes, Vermehrung ber Stunden des Keligionsunterrichtes in ben 
Primar: und höhern Vollsfhulen, die Einführung eines Lehrbuchs für bie 
Glaubenslehre und die Revifion des Seminargefepes begehrt wurde, lief 
auch eine Bittfhrift herum, morin Handhabung der Verfafjung in allen 
ihren Theilen, Schub der Denkffreiheit, des freien Wortes, der freien 
Preſſe, Sicherftellung der Unabhängigkeit der Staatsgewalt gegen Webergriffe 
von MWeltlihen oder Geiftlihen, Bewahrung der Glaubensfreiheit, 
des koſtbaren Erbtheils der Neformation, gegen jeden Glaubenszwang, Shut 
des Erziehungsweſens in feiner Organifation als felbfttändige Staatsanftalt 
gefordert wurde. Der Erziehungsrath ſcheint mehr auf diefe letztere, als 
als auf die erftere Bitte Rüdficht genommen zu haben, denn er faßte fol: 
genden Beihluß: 

„Der Erziehungsrath, nad) Anhörung des Beichluffes des Kegierung®: 
rathes vom 4. März — hat in Erwägung: 

1) daß der Regierungsrath feinen Beſchluß darauf ſtützt, daß die 
Berufung des Herin Dr. Strauß eine vielfah ausgeſprochene öffentliche 
Meinung gegen fich habe und daß deswegen die Wirkſamkeit defjelben der 
nothwendigen Bedingungen einer nütlichen Berufsthätigkeit ermangle; daß 
aber jehr in Zweifel zu ziehen wäre, ob dieſe öffentliche Meinung eine auf 
Sachkenntniß und innerer Ueberzeugung beruhende und deswegen auch halt: 
bare fei; 

2) daß aber befanntermaßen als ein hauptſächliches Motiv ber gegen 
die erwähnte Berufung ſich ausſprechenden Anfichten, insbeſondere ber kirch— 
lichen Behörden, der Umftand erfheint, daß die dem Herrn Strauß über: 
tragene Profeffur die einzige Profeffur der Dogmatik an unſerer Hochſchule 
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iſt, indem daraus der Schluß gezogen wird, es ermangle das Lehrſyſtem 
des Herrn Dr. Strauß daſelbſt des nöthigen Gegengewichts, daß aber dies 
Motiv durch geſetzliche Aufſtellung eines zweiten Lehrſtuhls der Dogmatik 
beſeitigt und das gewünſchte Gegengewicht hergeſtellt werden könnte; 

3) daß jedenfalls der Große Rath das einzige verfaſſungsmäßige 
Organ der wahren öffentlichen Meinung oder des Volkswillens iſt und daß 
es ſchon deswegen als zweckmäßig erſcheint, dieſer oberſten Landesbehörde 
Gelegenheit zu geben, jenen Volkswillen bei Berathung eines auf die Dies: 
fälligen Verhältniſſe fich beziehenden Geſetzesvorſchlages auszufprechen; 

4) daß fibrigens der Erziehungsrath gegenwärtig noch begrünbetes 
Bedenken tragen mußte, den $. 185 des Geſetzes, betreffend die Organiſa— 
tion des Unterrichtsweſens, auf einen ganz in geleßlicher Weiſe gewählten 
und demnah in alle Rechte und Pflichten feines Amtes eingetretenen, über: 
dies mit ausgezeichneter Lehrfähigfeit begabten Lehrer anzuwenden; daß er 
bingegen den obmwaltenden Verhältnifien bereits durch feinen Beſchluß vom 
23. Hornung, nad melden Herr Dr. Strauß unter Umftänden, wie bie 
gegenwärtigen, nicht einberufen werden foll, auf angemefjene Weije Achtung 
getragen hat; — gefunden: 

1. es jei für jebt der im Beichluffe des Regierungsrathes angerufene 

$. 185 des Gejeges über das Unterrichtömweien auf den Herrn Dr. 
Strauß nit anzumenden; 

2. es jei dagegen, nebjt einem Gutachten im Sinne diejes Beichluffes 
dem Regierungsrathe zu Handen des Großen Nathes ein Gefehes: 
vorihlag für die Aufftellung einer zweiten Profefjur der Dogmatik 
zu Binterbringen. 

Der Geſetzesvorſchlag lautet, wie folgt: Der Große Rath, in der 
Abfiht, das Lehrfah der Dogmatik an zwei Profeſſoren der Hochſchule 
übertragen zu können, auf den Antrag des Regierungsrathes — verordnet: 

$. 1. Die theologijche Facultät der Hochſchule mird um eine Pro: 

feſſur vermehrt. 

$. 2. Der Regierungsrath ift mit der Vollziehung beauftragt.“ 

Auch diesmal ftanden wieder fieben gegen fieben Mitglieder des Er: 
ziehungsrathes und der Präfident Hirzel entfchied abermal für die Beibehal— 
tung von Dr. Strauß. Doch Hatte der Erziehungsrath ſchon am 23. Hor— 
nung und num mieder bie Finberufung deſſelben eingeftellt, obwohl Dr. 
Strauß an ben „hochpreislichen“ Erziehungsrath die Zuverficht ausgeſprochen 
Hatte, er werde ihm in feinen Rechten auf Feine Weile beeinträchtigen. Dr. 
Zehnder war &, welder auf Ernennung eines zweiten Profeſſors neben 
Tr. Strauß angetragen hatte. Der Negierungsrath aber beſchloß, one 
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Rüdfiht auf das erziehungsräthlide Gutachten am 14. März nad einer 
ahtitündigen Beratung mit 13 gegen 5 Stimmen (Blirgermeifter Hirzel, 
Zehnder, Krauer, Oberft Weiß und Bürgi), an den Großen Kath, welcher 
auf den 18. März einberufen worden, zu berichten: 

„Der Regierungsrath fpricht feine Anficht dahin aus, dag nah ben 
vorliegenden notorifhen Thatfahen eine nüglihe Berufsthätigkeit des Herrn 
Dr. Strauß an hiefiger Hochichule unmöglich ericheine, derjelbe demnach in 
Anwendung des $. 185 des organiihen Schulgejeged vom 28. Herbitmonat 
1838 in Ruheſtand verjegt und für anderweitige angemefjene Bejegung ber 
biemit erledigten Stelle gejorgt werden folle.” 

Der Regierungsrath warf fomit die Angelegenheit in den Großen 
Kath. Auf den 18. März rüfteten fih die Parteien. Die Radikalen 
fürdteten einen Volksſturm: der Rräjident des Großen Rathes begehrte 
darum vom Regierungsrathe die Einberufung von Truppen fir die Hands 
habung der Ruhe und Sicherheit der oberiten Pandesbehörde. Allein ber 
Regierungsrath entſprach dem Anfuchen nicht, wohl aus der ziemlich begrün: 
beten Gegenfurcht, e8 möchte eine ſolche Mafregel gerade den Sturm herbei: 
führen, ftatt ihn zu dämpfen. Das Gentralcommittee ſeinerſeits ermahnte 
das Bolf, in Ruhe die Entiheidung des Großen Rathes abzuwarten. Die 
Mahnung wurde befolgt. Die Volksbittichritt, deren Begehren oben erwähnt 
worden, war in 156 Kirchgemeinden und Oemeindövereinen von 39,225 
Bürgern gebilligt und nur von 1048 verworfen worden. Die Bittichrift 
enthielt folgende Stellen: 

„Inmitten aller diefer glüdlichen Entwidelungen im pelitiſchen Staats: 
leben aber fingen ſittlich denkende Menſchen an, ſich zu fragen: ob es denn 
an den äußern Gütern des Lebens genüge, und ob überhaupt die wahren 
Genüſſe des menfhlihen Seins auf blos finnlichen Zwecken berufen? Man 
jah die Richtung der Zeit, das Jagen nah Ungebundenheit, eine traurige 
Ueberfättigung im Sinnlihen, Unbefriedigung im Geiftigen, religiöfe Leerheit, 
egoiftifches Treiben in dazu gedungenen Werkzeugen und eine die Sitten 
verderbende Polemik durch die zügellofe Preſſe. Diefe Wahrnehmung erfor: 
derte die Auffuhung der Urſachen und die im Intereſſe der anwachſenden 
Sugend bejonders zu ergreifenden Mittel, um fie einem ſolchen Sittenver: 
derbnig zu entziehen. Schon lange erhob fich deswegen auch immer lauter 
und lauter ein allgemeines Mißfallen an der religiöfen Haltıng der Volks— 
ſchule. — Die Anmaßungen des Directord am Seminar zu Küßnacht, feine 
unbegrenzte Machtvollfommenbeit, die Zweifel an feinem evangeliſchen Glau— 
ben und die aus jeiner Streitfucht hervorgegangene dünkelhafte Unbeicheiden- 
heit vieler der daſelbſt erzogenen Schullehrer wedten überall die frage: ob 
es allein an der untabelhaften, intellectuellen Seite der Schule genüge und 
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ob man in Bezug auf wahre fittliche und religiöje Gemüthsbildung nicht 
an einem verhängnißvollen Irrwege ſtehe? Die Gelege über das Unter: 
richtsweſen fordern beides: „„Gemüths- und Berftandesbildung.” * 

Diejes find,“ fo ſchließt die Petition, „die ehrerbietigen Wünſche, 
deren Gewährung das treue, biedere, aber au für Bewahrung feiner hei- 
ligiten Güter, Religion und Sittenreinheit, ernit beforgte und fräftig ent: 
ihlofiene Volt mit Zuverfiht von der geießgebenden Behörde erwartet, und 
in deren Erfüllung es die Zufage derjelben erbliden wird, daß auch Sie 
diefe Gefühle theilen. Wir bergen es nicht, und Sie felbit, hochgeachtete 
Herren! find Zeugen davon, daß jener unheilvolle Schritt des hohen Erzie— 
hungs- und Regierungsrathes unjer Vertrauen und unfere Liebe zu jenen 
Behörden tief herabſtimmte; wir willen mit Ihnen, daß das theure Vater— 
land dadurd aufs Schmerzlichite erichüttert wurde, — Aber, jo wie wir nie 
irgend eine politiihe Frage in die Bewegung hineinziehen ließen, die durch 
dad ganze Land geht; jo wie es auch feine von uns ift, jo gerne unfere, 
bes Volkes Gegner uns ſolche fchlechte Plane andichten möchten, die jchönen 
Anftalten zur Bildung von Wiflenfhaft und Kunft, deren ſich unjer Land 
mit Recht freut, zu zerftören; wenn aud von vielen Seiten her die Unbill 
gerügt wurbe, welche fi die hohen Behörden nicht felten bei den Anftel- 
lungen ber Lehrer in Bevorzugung der Fremden gegenüber von gleich be: 
fähigten Randesfindern erlaubten, woburd doch unftreitig dieſe Letztern nicht 
aufgemuntert werden fi den Wiffenichaften zu widmen; fo wie wir endlich 
mit Abfheu den Gedanken zurüdweiien, als fei e8 uns um Vernichtung 
oder Schmälerung der jchönen Blüthe des Volksſchulweſens zu thun, die 
fih in ben Testen acht Jahren fo vielverjprehend durch Ihre und der hohen 
Regierungs- und Erziehungsbehörden Thätigkeit entfaltet hat, vielmehr alles 
Ernftes Ihren landesväterlichen Schutz für diefe dem Volke theuern Güter 
in Anſpruch nehmen; fo glauben wir Hingegen, Ihnen, hochgeachtete Herren ! 
die Erwartung ausjprechen zu follen, daß Sie auch die religiöje Seite bes 
Schulweſens auf jene Stufe heben werden, welche ihr, als deſſen ſchönſtem 
und beiligftem Theile, neben den Fächern des Willens gebührt. Dann erit, 
wenn bier die naturgemäße Zufammenftimmung hergeftellt ift, Tann bie 
Schule den Segen des Volkes ftiften, den es von ihr hoffen darf. Dann 
auch erft, warn fo in Kirche und Schule geholfen ift, werben die betrüben- 
den Eriheinungen von überhandnehmendem Sittenverderbnig und von ber 
Schwäde der Behörden in Ahndung derjelben, von Entheiligung der Sonns 
und Feittage, von religiöfer Gleichgiltigkeit, ja Verachtung der Religion 
dur Perjonen aller Stände, allmälig verjchwinden, Uebel, die vom Volke 
tief empfunden und fchmerzlich beachtet werden, und in Bezug anf welche 
auch von mander Seite her das Ausſprechen beftimmter Wünſche verlangt 
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wurde. — Wir hoffen jedoch, jest für die gute Sache genug gethan. zu 
haben, wenn wir im Allgemeinen Ihre Aufmerkfamkeit auch auf dieſe Punkte 
Ienfen, derem nähere Erledigung wir Ihnen zutrauensvoll anheimitellen.“ 

Jonas Furrer eröffnete am 18. den Großen Nath mit einer gefchicht- 
lihen Darftellung der ftraußifchen Angelegenheit und mit ber Mahnung, 
die wichtige Angelegenheit mit Würde und Ruhe zu behandeln. Die radikale 
Partei hatte zum Voraus beichlojien, nad) dem Sprüdmworte: aut Caesar, 
aut nihil (Alles oder Nichts), weil fie an der Berufung von Dr. Strauß 
verzweifelte, auf die Aufhebung ber Univerfität zu dringen, Regierungsrath 
Bürgi ward- zum Sturmbode auserkoren. Während ber Berathung über 
den Antrag des Regierungsrates ftellte er den Antrag, die Hochſchule Züs 
ichs fofort aufzuheben. Man rechnete dabei auf die Zuftinimung ber 
Gegner, welche der Hochſchule wegen ihrer Koften uud ihrer Leitungen abs 
geneigt waren. Sogar Dr. Keller, melcher fo eifrig für bie Gründung 
der Hochſchule geweien war und die Lehrftelle des römiſchen Rechts ar. der- 
jelben bekleidete, wurde von jeiner Leidenfchaft getrieben, den Antrag Bürgis 
zu unterftügen. Ebenſo ein anderer Rechtsgelehrter, der Staatsanwalt 
Ulrich. Bürgermeifter Hirzel aber hatte die Ehrlichkeit und gegenüber von 
Freund und Feind den Muth, darauf zu dringen, daß dieſe Frage von der— 
jenigen der Berufung von Dr. Strauß getrennt und die erftere ſpäter follte 
behaudelt werden. Mit 103 gegen 89 Stimmen wurde bie Sonderung 
der beiben Fragen beſchloſſen. Hätte Hirzel auch Hierin zu feinen Freunden 
gehalten, fo wäre die Hochſchule wahricheinlih der Nahe ihrer Gründer 
und Beförberer zum Opfer gefallen. Bon Morgend acht Uhr Bis Abends 
zehn Uhr dauerte der Strauß um Dr. Strauß. Dann murde mit 149 
gegen 38 Stimmen (ja tief war die Mehrheit jeit dem 30. Jänner herab⸗ 
geſunken) der Beſchluß gefaßt: 

„Der Große Katy, nah Anhörung des vom Regierungsrathe binter- 
braten Berichts, betreffend die innere Lage des Kantons feit der Berufung 
des Heren Dr. Strauß zum Brofejlor der Theologie an Hiefiger Hochſchule, 
und nad; ftattgefundener Derathung „ genehmigt diefen Bericht, evflärt bie 
am Schluſſe deſſelben ausgeſprochenen Anfichten als den: Berhältnijien voll 
fommen angemefjen, daß nämlih Dr. Strauß. in Ruheſtand verſetzt werde, 
und erwartet im Laufe ber gegenwärtigen Sigung den Bericht über die vom 
den competenten Behörden zur definitiven Erledigung diefer Angelegenheit 
gefaßten Beichlüjje“ 

Die Minderheit von 38 Stimmen wollte nah dem regierungsräthe 
lichen Antrage die Berufung von Dr. Strauß aufrecht erhalten und eine 
zweite Lehrftelle für die Profefjur der Dogmatik errichten. Der Erziehungs 
rath mußte ſich aber vor dem Willen des Großen Rathes beugen, Er faßte 
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darum dem 49. März den Beſchluß: „1) Herr Dr. Strauß iſt in An⸗ 
wenbung des $. 185 des. organiihen Schulgeſetzes in Ruheſtand verſetzt. 
2) Demjelben: wird ein jährliher Ruhegehalt von 1000 Franken angemielen. 
3) Die erfte Section des Erziehungsrathes ift beauftragt, die nöthigen Ein— 
leitungen für anderweitige angemeilene Beſetzung der hiemit erledigten Stelle 
zu treffen.“ 

Der Regierungsrath beftätigte diefe Schlußnahme und brachte fie den 
gleihen Nachmittag noh dein Großen Rathe zur Keuntniß. Hiermit war 
die Hauptangelegenheit der Berufung von Dr. Strauß abgethan; diefer 
ſchrieb dem „Hochpreislihen” Erziehungsrathe, daß er den ihm ausgeſetzten 
Ruhegehalt annehme, da er nicht nur einen rechtlichen, jondern auch einen 
moraliſchen Anfprud darauf habe. Der zürderifde Radikalisınnad war in 
einer Hauptfrage geichlagen, die Behörden aber hatten Zutrauen und Ans 
ſehen babei eingebüßt. Die Bewegung des züricher Volkes murde für einen 
Augenblick eingehalten, aber fie ſetzte fih bald wieder in erhöhtem Grade 
fort. Der Präfident des Großen Rathes hatte, unier dem Vorwande, 
die Sipung vom 18. März fei eine außerorbentlie, an weldher bemnah 
keine Bittſchriften behandelt werben könnten, die große Bolfsbittichrift dem 
Großen Rathe nicht vorgelegt. Man wollte ſich den Anfchein geben, frei 
zu handeln. Am 19. März, in der Nahmittagsfigung, trug Regierungs- 
rat) Bürgi feinen. Antrag wieder vor: „1) Die Hochſchule ift mit Ende 
des, Herbitmionats 1839 aufgehoben. 2) Die Commijfion des Großen 
Raths ift beauftragt, auf die nächſte Sonmerfigung einen Antrag zur Re— 
orgamifatiow ber Kantonsſchule zu Hinterbringen. 3) Diefelbe ſoll fi dar— 
über Gemwißheit verichaffen, ob die Stadt Zürich audy ferner ihren jährlichen 
Beitrag von 20,000 Franken zu geben gebemfe oder nicht.“ 

Der Antragſteller Hülfte feinen Antrag zuerft im die Vorgabe ein, bie 
Hochſchule, auch von ihm beim Entfiehen als Wiffenfhaftsanftalt freudig 
begrüßt, befviebige die Erwartungen nicht, die man vom ihr gehegt, fie 
nohme Die Gcomomifhen Kräfte des Landes zu [ehr in An— 
ſaruch, es fei.beiler, dieſe Kräfte dem Volksſchulweſen, welches noch mancher 
Vervolllommnung bedürfe, zuzuwenden. Am Schluſſe aber enthüllte ſich des 
Pudels Kern. Er bemerkte nämlich, daß die neueſten Vorgänge es den 
Behörden zur Pflicht machten, die Hochſchule aufzuheben. Von 2 Uhr bis 
Nachts 44 Uhr wurde berathen und dann mit 144 gegen 45 Stimmen der 
Antrag: als. erheblich erklärt und einer Commiſſion von 9 Mitgliedern über: 
wieſen, mit dem Auftrage, in der Sommerfigung darüber Beriht und Gut: 
achten zu erftatten. Jonas Furrer war der Präfident diefer Commiſſion. 

Am 20. März endlih wurde auf die Begehren der großen Volks: 
bittfchrift, jedoch ohne derſelben zu erwähnen, Nüdficht genommen. Regie—⸗ 
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rungsrath Ferdinand Meier von Züri hatte nämlih den Antrag geftellt: 
„Der Große Kath möge eine Unterfuhung anordnen und fich erforderlichen 
Falls die nöthigen Vorſchläge Hinterbringen lafjen, ob nicht einerjeits durch 
Abänderung der über die Synode beftehenden gejeglichen Beitimmungen eine 
zeitgemäße Entwickelung der kirchlichen Verhältniſſe im Schooße der Fird: 
lichen Behörden ſelbſt erleichtert, und anderfeit3 durch einige Mobdificationen 
in den beitehenden Geſetzen über das Unterrichtsweſen die Intereſſen der 
evangelifch:reformirten Lanbesreligion, ohne die verfajjungsmäßige Selbft: 
ftändigfeit der Schule zu gefährden, befjer gewahrt werden jollten.“ 

Diefer Antrag wurde faſt einmüthig (nur Großratd Studer von 
Wipkingen ftinnmte nicht bei) erheblich erklärt und an eine Commiſſion von 
11 Mitgliedern zur Begutachtung übermwiefen, in welcher fi die Freunde 
und Gegner ungefähr die Waage hielten. Das Gentralcommittee hatte bie 
große Vollsbittſchrift mit folgender Zufchrift befannt gemadt: 

„Die Kirche unjeres Erlöfers ift neu befeftigt! Das hriftliche Volt 
des Kantons Zürich hat mit gegen 40000 Unterfchriiten feine unvergängliche 
Treue an den Herrn bezeugt, welche allen Beitrebungen, Irrlehren unter 
"ihm auözubreiten, den Beitrebungen eines böjen Zeitgeijtes und finfterer 
Gewalten trogt und nicht abweicht von dem höchſten der Güter, von dem 
Glauben an Ehriftum, unfern Herrn! 

Wir legen Euch das erfreuliche Ergebniß der Abftimmungen über die 
vom Gentralcommittee entworfene Petition vor. — Alle Euere Petitionen 
werben heute dem Herrn Präfidenten des Großen Rathes zu deſſen Handen 
übergeben. Ihr habt dur Euere rührende und erhebende Vereinigung für 
die heilige Sache — für Religion und Jugendbildung — dem Baterlande 
Großes geleifter, wofür Euch die Mit: und Nachmelt den lohnendſten Bei: 
fall zollen wird, und wofür Euch alle wahrhaft hriftlichen Völker der Welt 
ihre Bewunderung nicht verfagen werden ! 

Ihr Habt nun aber auch das beſtimmte Recht, zu erwarten, es werbe 
die gejeggebende Behörde unferes Landes die Geſammtwünſche des Volkes 
nad ftattgehabter beförderlicher Prüfung gehörig berüdjichtigen, um fo mehr, 
al3 fie rein religiöfer Natur und allen politiihen Tendenzen fremd find. 
Sie, Euere Repräjentanten, welhe nur aus dem Volke hervorgegangen find, 
werden Euch gewiß Euer Vertrauen durch williges Entgegenfommen ver: 
gelten, Euch dadurch beruhigen und erfreuen, und jo dem theuren Vaters 
lande wieder in vollem Maße die Segnungen der Religion und der Sitten: 
veinheit zumenden, damit ber Allmäctige feine Hand nicht abziehe von unjerm 
Volke, fondern daſſelbe ferner ſchirme und bewahre. 

In dieſer frofen Erwartung und mit dem Ausſpruche des herzlichften 
Dankes für Euer und bewiejenes Zutrauen, bitten wir Euch nod ein Mal 
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dringend, die Entiheidungen der höchſten Behörde ruhig in Eurer Heimat 
abzuwarten und empfehlen voll brüderlicher Liebe Euch mit und in den 
almäcdtigen Schuß des Allerhöchſten.“ 


Nah den Beihlüffen des Großen Rathes vom 18. und 23. März 
glaubte das Gentralcommittee feine Aufgabe erfüllt. Es trat zurüd und 
bezeichnete Horgen als Borort der Bezirkscommittees, mit dem Ausſpruche 
der Hoffnung: „ber hehre Bund, in welchen dieſe ernten Tage die Herzen 
von fo vielen faufend Bürgern aus allen Bezirken ſich vereinigten, werde, 
mit der Hilfe des Allmächtigen, der auch jegt unfer Hort war, dem Vater: 
lande jhöne Früchte bringen und nie mehr erlöfhen.“ Wie 
ſehr täufchte ſich dieſes Centralcommittee ! 


Am 4. April kam die große Volksbittfchrift im Großen Rathe zur 
Behandlung. Stürmiſch war die Beratung. Es wurde von vadikaler 
Seite auf Tagesordnung über die vom entralcommittee veranlaßten Bitt: 
fhriften, ja jogar auf Rüdjendung unter Mikfallensbezeugung angetragen, 
Dr. Keller nannte die Volksbewegung etwas „Schlechtes und einen ſchlecht 
vermäntelten Aufruhr weniger Berführer und vieler Verführten.“ Am Ende 
wurde jedoch Ueberweiſung aller Bittichriften an die am 20. März ernannte 
Eilfereommiſſion beſchloſſen. Sowohl dieje Berathung als auch die Wieder: 
erwählung aller in Austritt gefallenen radikalen Kegierungsräthe und Ober: 
richter veizten das Volt, die im Mai bevorjtehenden Gemeinderathsmahlen 
und wohl auch das Mißtrauen, weldes man in den Großen Rath bezüglich 
der endlichen Erledigung der in der Volköbittichrift enthaltenen Begehren in 
der näditen Sommerfigung ſetzte, ſowie die radikale Preſſe gaben ber 
Wiederauferftehung des Eentralcommittees neuen Anlaß. Folgender Beſchluß 
des Bezirtscommittees von Horgen leitete diejelbe ein: 


„1) Es fei das Gentralcommittee zu reconftituiren und die 11 De: 
zirfe einzuladen, ihre Deputirten zu erneuern und mit Vollmacht zu verfehen. 
Der diesfeitige Präfident ift mit dev Einberufung beauftragt. 2) Es folle 
der Zweck des Committee Fein anderer fein, ald auf verfaſſungs- und geſetz— 
mäßigem Wege ferner zu wirken, daß bie geftellten Wünſche von 40,000 
Bürgern von der höchſten Landesbehörde erfüllt, die Landeskirche nad dem 
Sinne unferer Berfaffung und im Geifte der Petition geſchützt, die Schule 
von der einfeitigen Verftandesrichtung zu der geboppelten des Gemüths und 
Berftandes gehoben werde. 3) Es habe die ganze Organifation der Ge: 
meinds:, Bezirks- und Gentralvereine fortzubeitehen, bis das Land in ben 
Gefegen und Behörden die Beruhigung findet, melde die im Artikel 2 
erwähnten heiligiten Güter der Menjchheit erfordern. 4) Sind die Herren 
Hürfimann:Landis und Pfarrer Ufteri zu Mitgliedern des Eentralconmitteeg 
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neuerdings gewählt. 5) Bon biefen Beſchlüſſen ift den 10 Bezirken unge: 
ſäumt Mitteilung zu machen. 

Horgen, den 11. April 1839.“ 

Das entralcommittee begann unterm 22. April feine Wirkſambkeit 
wieder, indem es auf bie bevorftehenden Erneuerungswahlen der Gemeinde: 
vorfteher aufmerkſam machte. Mittlerweile ertheilte der Erziehungsrath dem 
Schullehrerſtande ein öffentliches Zeugniß der Zufriedenheit, fand aber auf 
für angemefjen, dem Seminardirector Scherr einen einmonatliden Urlaub 
zur Entfernung zu geben. Denn nächſt Dr. Strauß war Scherr der Haupt: 
gegenftand des Mißtrauens von Seite des Volkes. Die großräthliche Com: 
miffion aber, welche über den Antrag von Ferdinand Meier und über bie 
Degehren der Volksbittſchrift zu berichten hatte, ftellte folgende Anträge: 

„An die Stelle der geiftlihen Synobe tritt eine Volksſynode, in welche 
jede evangelifch:veformirte Kirchgemeinde, deren Bevölkerung mehr als 1500 
Seelen beträgt, zwei Abgeordnete, die übrigen je einen Abgeordneten wählen. 
Wählbar ift jeder Kantonseinwohner, welder in einer evangelifch:reformirten 
Kirchgemeinde des Kantons ſtimmberechtigt ift und die bürgerlihe Handlungs: 
fähigfeit befigt. Dieſe Synode faßt Beſchlüſſe über alle vein Firchlichen 
Gegenftände, welche der Große Rath auf den Antrag bes Regierungsrathes 
entweder unverändert annimmt oder zurückweiſst. Die Zweifel über die rein 
firhlihe Natur entfcheidet der Große Rath. Die Synode gibt ferner Gut: 
achten über Gefeke, betreffend die Drganifation des Kirchenweſens, unb 
theilt dem Negierungsrathe ihre Wünſche über nicht rein kirchliche Gegen: 
ftände mit. Diefer Antrag geht indefjen nur von einer Mehrheit der Com: 
mifjton aus, eine beträchtliche Minderheit verwirft das Inſtitut der Volke: 
ſynode. Zur Wahl der Profefjoren der theologiſchen Facultät foll ber 
Kirchenrath vier Abgeordnete dem Erziehungsrathe beiordnen. (Auch diefem 
Antrage widerfegt fi eine Minderheit.) Die religiöfen Lehrmittel für die 
Volksſchule, jo weit fie noch nicht erlafjen jind, werben ſowohl vom Erzie— 
hungs- als vom Kirchenrathe vorberathen. Auch fol noch ein größeres 
Spruchbuch in die Real: und Repetirſchule eingeführt werden. Der Reli— 
gionsunterricht wird, wie bisher, vom Lehrer in ber Volksſchule, vom Geift: 
lichen in ber Repetirſchule ertheilt. Im Seminargebäude foll ein Eonviet 
für 20 bis 30 vorzüglich der jüngern Zöglinge eingerichtet werden. Zur 
Beauffihtigung und Leitung des gefanımten Volksſchulweſens ſoll ein bejon- 
derer Referent aufgeitellt werden, der für alle die Volksſchule betreffenden 
Geſchäfte den Sigungen bes Erziehungsrathes mit berathender Stimme bei: 
wohnt und diefer Behörde zum Organ dient. Er hält z. B. Schulinfpectionen, 
wo folhe vom Erziehungsrath für nöthig gehalten werden, beaufjichtigt bie 
Schulcandidaten, leitet die Schultehrerconferenzen, fowie die Prüfungen ber 
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Vollsſchullehrer und Secundarlehrer, und flellt im Erziehungsrathe die Anz 
träge, betreffend das Perfonelle des Volksſchulweſens.“ 


Obwohl durd die Einführung von Laien in die Firhlihe Synode 
eher das revolutionäre und ungläubige Element in berfelben befördert wor— 
den wäre, und Bürgermeifter Hirzel darum in diefem Vorſchlage mit Anz 
fiftes Füßli einig ging, fo wurde die fogenannte Volksſynode in der Sommer: 
fitung des Großen Rathes, obgleih die Synode der Geiftlichfeit dieſelbe 
mit 115 gegen 17 Stimmen zur Einführung empfohlen hatte, mit der 
überwiegenden Mehrheit von 141 gegen 36 Stimmen verworfen. Und 
doch hatte bie geiftlihe Synode fogar angetragen, die Zahl der Laien in 
der Synode nit einmal zu beftimmen, und fo ihre Rechte und ihre Wirt: 
jamfeit als Kirchenbehörde gleihlam auf Gnade und Ungnabe Hingegeben. 
Sowohl der Kirchenrath als jpäter auch der Regierungsrath hatten die 
Bollsiynode mit richtigem Takte verworfen. Am Großen NRathe aber war 
auch Dr. Bluntſchli, der Anhänger der hiftoriichen Nehtsfhule, unter Den: 
jenigen, welche für bie Einführung einer VBolfsiynode ftimmten. Hingegen 
die Radikalen, mit Ausnahme von Bürgermeifter Hirzel, waren in einer 
wahren Vermirrung aller Begriffe oder bis zur Verblendung gehenden Rache 
gegen die Volksſynode, welche fie nah ihrem Syitem mit allem Nachdrucke 
hätten empfehlen follen. Auch der Antrag der Commiſſion, dem Kirchen: 
rathe Mitwirfung bei der Wahl theologifcher Profefforen durch Abordnung 
von vier Mitgliedern in den Erziehungsrath einzuräumen, auf welche Mit: 
wirfung die Synode ber Geiftlichfeit mit einem unbegreiflihen Großmuthe 
verzichtet hatte, wurde vom Großen Rathe mit 77 gegen 53 Stimmen be— 
feitigt. Nach diefen Siegen, wovon der erfte ein Selbjtmord war, kam die 
radifafe Partei auch in Bezug auf die Hochſchule wieder zur Nüchternheit 
unb vereinigte fich mit der Gegenpartei, den Antrag von Bürgi fallen zu 
laffen. Der Antragfteller ſelbſt ſtimmte zur Befeitigung feines Antrages, 
Die Einführung eines Landesfatehismus wurde von 125 gegen 15 Stimmen 
in der gleihen Sigung genehmigt. Allein die Häupter dev Radikalen 
äußerten bei dieſer Berathung offen ihren Unglauben an Allem, was Chri—⸗ 
ſtenthum iſt. Hinfichtlich des Begehrens um Revifion der Schulgefege erlieh 
der Große Rath am 27. Brachmonat folgendes Gefep: 

„Der Große Kath, 
auf gefchehenen Anzug und mit Hinfiht auf die von einer großen Zahl von 

Kirhgemeinden des Kantons eingelommenen Petitionen, 
in ber Abſicht, dem chriftlich «veligiöfen Elemente im Unterrichtswejen die 

wünjhbaren Gewährleiftungen für die Zukunft zu verihaffen, vers 


ordnet: 
18* 


276 


41) Gemäß dem Art. 15 des Gefeßes vom 15. Januar 1834 find 
die Religionslehrer an der Kantonsfhule und am Schullehrerfeminar aus 
der Zahl der ordinirten und als ſolche vom Kirchenrathe anerkannten Geift: 
lichen zu wählen. 2) Die religiöjen Lehrmittel für die allgemeinen Volks— 
ihulen werden von dem rziehungsrathe erlafjen, nachdem dieſelben durch 
eine von dem Kirhen: und dem Erziehungsrathe gemeinſam niebergejegte 
Commiſſion vorberathen worden find. 3) In der Elementarihule ſowohl 
ala in der Realſchule follen für jede Claſſe drei Stunden wöchentlich ber 
Beihäftigung mit religiöfen Gegenftänden, und zwar vorzugsweiſe in der 
erften Morgenftunde gewidmet jein. Bei Ertheilung des Weligiondunter: 
richtes ſoll es fich der Lehrer vornehmlih auch zur Aufgabe machen, einen 
Hriftlich = religiöfen Sinn in den Schülern zu weden und zu befeftigen. 
4) Nüdfihtlih des Neligionsunterrihtes in der Repetirſchule bleibt es 
bei Artikel 8 des Gefeßes vom 15. Jänner 1834, nad welchem berjelbe 
in der Regel dur den Pfarrer ertheilt werben ſoll. Zur Uebertragung 
des Unterrichtes an den Schullehrer ift die ausdrüdtihe Genehmigung des 
Kirhen: und Erziehungsrathes erforderlih. Bei den öffentlichen Prüfungen 
ift auch diefer Unterricht zu berüdfihtigen. 5) Die veligiöjfe Bildung 
am Seminar wird von Geite bed Weligionälehrers erzielt theils buch 
Erbauungsftunden, theils durch fittlihe Characterbildung, theils durch 
Religionsunterrit. Letzterer bezwedt vorzüglid, die Zöglinge über den für 
die chriſtliche Volksfchule geeigneten Lehrftoff und über die pafiende Me: 
thobe der Behandlung zu belehren. Die Zöglinge find dur ben Director 
anzubalten, ſowohl den fonntäglihen Morgengottesdienft, ald die Erbauungs: 
ftunden des Religionslehrers regelmäßig zu befuden. 6) Der Seminar: 
director wird bei der ganzen Leitung der ihm amvertrauten Anftalt neben 
den Zwede des Unterrichtes den der veligiölen und fittlihen Erziehung ber 
Seminarzöglinge unverwandt im Auge behalten. Den Seminarlehrern liegt 
ob, ihn dabei nah beiten Kräften zu unterjtügen. Ueber die allfällige 
Errihtung eines onvict3 beim Seminar wird der Regierungsrat dem 
Großen Rathe Beriht und Antrag Hinterbringen. 7) Derielbe Auftrag wird 
dem Negierungsrathe mit Hinficht auf die Schulinfpection, ſowie die allfällige 
Anftelung eines bejondern Referenien gegeben. 8) Der Regierungsrath 
wird mit Vollziehung dieſes Gejeges beauftragt. Alle Beftimmungen früher 
erlafjener Gejege und Reglemente, welche mit diefem Gefege im Widerfprud 
ftehen, find aufgehoben.“ 

Das Gentralcommittee ſprach fich über alle diefe Beſchlüſſe folgender: 
maßen aus: 


„Das Ceutralcommittee 
an 
die Bürger der vereinigt petitionirenden Kirchgemeinden. 


Liebe Mitbürger! Theure Freunde! 


Ihr habt und den Auftrag gegeben, auf dem Wege der Petition an 
den Großen Kath zu gelangen und ſowohl in einzelnen Beftimmungen ber 
betrefienden Gejeke, .ald in der Wahlart der betreffenden Behörden Garan: 
tieen zu begehren für bie Erhaltung eines lebendigen chriſtlichen Glaubens 
in Kirche und Schule. 

Wir haben Euere Petition dem Großen Nathe feiner Zeit eingegeben 
und berjelbe bat in feiner legten Situng vom 24. bis 27. Heumonat 
biefes Nahres über diejelbe definitiv entſchieden. Euern Wünſchen hat der: 
jelbe jo weit Rechnung getragen, daß: 1) die veligiöfen Lehrmittel ber 
Schule durd eine gemeinfame Commiſſion des Kirchen: und des Erziehungs: 
rathes geprüft — nit aber von dem erftern auch genehmigt werben follen ; 
2) daß in den untern Volksſchulen in jeder Claſſe wöchentlich drei Stunden 
dem KXeligionsunterrichte gewidmet werden; 3) daß die Neligionslehrer am 
Seminar und an der Kantonsſchule aus den durch den Kirchenrath ordinirten 
Geiſtlichen gewählt werden, nicht aber, daß der Kirchenrath auch an der Wahl 
einen Antheil Habe; 4) daß im Seminar auf religiöfe Bildung und Beſuch des 
Öffentlichen Gottesdienftes der Zöglinge gehalten, daß auch in ihrer Erziehung 
auf Religion und Sittlichfeit hingeftrebt werben jolle — nicht aber, daß das 
Seminar dur eine Totalrevifion in entichieden chriſtlichem Geifte, wie Ahr 
fie wünſchtet, die Pflanzſchule evangelifchschriftlicher Nugendlehrer und das 
ſicherſte Bollwerk gegen den Unglauben werde, und daß aljo der Director 
felbit durch fein Wirken und fein Belenntnig dem Volke die Garantie für 
das GSeelenheil feiner Jugend gebe, die dafjelbe in der Perfon des jetzigen 
ſchmerzlich vermißt; 5) daß in der Repetirſchule ber Religionsunterricht 
vom Pfarrer ertheilt und nur mit Vorwiſſen des Kirchen: und bes Erzie: 
hungsrathes an Schullehrer übertragen werden folle. 

Endlih ift der Negierungsrath beauftragt, Beriht und Antrag zu 
bringen über die Wünſchbarkeit eines Convictes im Seminar (db. h. einer 
folden Einrichtung bes Seminars, daß die Zöglinge in demjelben jelbit 
unter unmittelbarer Leitung des Directors Wohnung, Koft und Erziehung 
erhalten) und über die Wünfchbarfeit eines eigenen Referenten, der unab: 
hängig vom Seminardivector über die Leiftungen der Volksſchule vegelmäßigen 
Bericht erftatten joll. 

Euere Wünſche, betreffend die freie Repräfentation ber Kirche in einer 
gemiichten Synode ober auch nur die Deffentlichfeit der bisherigen Synode, 
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der verlangte Antheil für den Kirchenrath an der Wahl der theologiſchen 
Profeſſoren und des Religionslehrers am Seminar, der Antheil einer ge— 
miſchten Synode an der Wahl einiger Erziehungsräthe, die gewünſchte Ein- 
führung eines Lehrbuches in die Real- und Repetirſchule, welches die Haupt: 
punkte unferer Glaubenslehre enthalte, und die Entfernung eines jeweiligen 
Seminardirectors aus dem Erziehungsrathe wurden entſchieden verworfen. 

Wenn wir nun in diefen Beichlüffen allerdings einige Berüdfihtigung 
der Volkswünſche finden, fo geftehen wir dagegen offen, daß unfere Beforg: 
nifie keineswegs gehoben find, und hätten wir nicht mehr Vertrauen auf 
Euecn ernften Willen, in all Euerm Leben eine auf den hriftlichen Glauben 
gegründete Sittlichfeit zu offenbaren; wäre nicht vor Allem der Herr, welcher 
fein Reich behütet, unfere Zuverfiht: fo könnten wir im diefen gefeglichen 
Beitimmungen kaum irgend eine Garantie finden für die Erhaltung eines 
lebendigen chriſtlichen Glaubens. Wir Fönnen diefen Zugeſtändniſſen Des 
Geſetzgebers um fo weniger Werth beilegen, da wir aus feinen Verhand— 
lungen zu unferm großen Bedauern haben erfehen müſſen, daß die Volks— 
wünfhe auf mancherlei MWeife verdächtigt und mit beftänbigem Mißtranen 
verfolgt worben find, als ob Ahr den Schild des Glaubens nur darum 
erhoben hättet, um politifcherevolutionäre Abfihten und ein Streben nad 
6108 irdiſchem Gewinn darunter zu verbergen; als ob Ihr nicht fähig wäret, 
um Eures Seelenheiles willen einen fo erniten Schritt zu thun, wie Ihr 
ihn gethan habet. 

Tief hat es Euch betrüben müſſen, zu vernehmen, mit mwelder Ver— 
achtung mehrere Mitglieder des Großen Rathes fich über unfere Glaubens: 
Tehre ausgeſprochen haben. Euere ernften Beforgniffe Fonnten nicht gehoben, 
jondern mußten eher vermehrt werden, wenn ein Mitglieb offen die Fröm— 
migfeit als etwas Werthloſes von fi wies; wenn Andere fi erflärten, 
daß fie nicht nur für fich zu einem großen Theil unjerer Glaubenslehre fich 
nicht befennen, ſondern auch offen behaupteten, daß diefe Lehren unmahr, 
ja fogar daß einzelne davon fittenverberblih und ftaatsgefährlich feien, woraus 
ja nothwendig folgt, daß man ſolche Lehren je eher je lieber bejeitigen müſſe. 
Wenn Euere Gegner es wagen, fich fo auszuſprechen, felbft in der Ber: 
ſammlung des Großen Rathes, wo fie, mit Euerm Zutrauen beffeidet, im 
ernſten Aufblide zu Gott, das Heiligthum Eures Glaubens mit allen Kräften 
vertheidigen jollten, wie könntet Ihr Euch dabei beruhigen ? 

Sehet Ihr aber auf bie öffentlihen Blätter Eurer Gegner, auf die 
Art und Weife, mie fie ihren Kampf gegen Euch führen, jo liegt offen am 
Tage, daß fie das Volk, dem fie angehören und an defien Heil zu arbeiten 
fie fi rühmen, mit Hohn und Schmad überfubeln. Während aus andern 
Kantonen unfered Vaterlandes, während aus andern Ländern von einzelnen 
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Verfonen und ganzen Vereinen freudige Zeugniffe Euch zugefendet werden, 
Ihr habet durch Euere allgemeine Erhebung für den chriftlihen Glauben 
nit nur dem Vaterlande reichen Segen für die Zukunft gegründet, fondern 
es jet der Segen diejer großen Bewegung zu Gott hin aud bei ihnen jo 
jpürbar, daß alle wahrhaften Ehriften Gott danfen für Das, was Er durch 
Euch und in Euch gethan; während weithin durch ganz Europa die Chriiten 
Euch zurufen: Ihr follet das Licht des Glaubens, welches der Herr jelbft 
unter Euch angezündet habe, leuchten lafjen und es bewahren vor aller Un: 
veinigfeit und vor dem Erlöfhen: jo thun Euere Gegner alles Mögliche, 
dieſes Licht entweder ganz auszulöfhen oder e8 fo zu verumreinigen, daß 
Jedermann ſich mit Abſcheu von Euch abwende. Während Alle, denen es 
nit dem chriftlihen Glauben Ernſt ift, mit gefpannter Erwartung auf den 
Fortgang Eneres Kampfes hinſchauen und mit und für Euch zu Gott beten, 
Er möge in Euch und durh Euch dem riftlihen Glauben an die Erlö- 
fung in Chriſto zum Siege helfen: Tennt eine gewiffe Partei Eurer Gegner 
feinen fehnliheren Wunſch, als: Chriftum und die an Ihn glauben und 
ihre Erlöfung von Ihm erwarten, zum Schemel ihrer Füße zu machen. 
Was Euch Licht ift, nennen fie Finfterniß; was Ihr für Euer größtes 
Heiligthum haltet, treten fie in den Koth; wofür Ihr betet, das verhöhnen 
und verjpotten fie; was Euch emwiges Leben in Gott ift, ift ihnen Tod und 
Verderben. So lange die Gegner folhe Waffen gegen Euch brauchen, fo 
lange fie ſolche zu den Ihrigen zählen, die nicht nur gegen Euch mit unehr— 
lichen Waffen fämpfen, fondern Gottes deutliche Offenbarung Unmahrheit 
nennen, und alfo auch diefe entjchieden verwerfen, jo lange kann von einer 
Beruhigung und einer aufrichtigen Verſöhnung feine Rede fein, und zu 
ſolchen Gegnern kann ein gläubiges Volk fein Zutrauen Haben. 

Darum glaubt das Gentralcommittee, es fei Euerm Wunſche nad 
genfigenden Garantieen des chriſtlichen Glaubens in Kirche und Schule noch 
nit entſprochen; es Tiege alfo in feinem von Eud erhaltenen Auftrage, 
auch fernerhin noch andere gefeplihe Mittel und Wege aufzufſuchen und an- 
zurathen, um die gewünſchten Garantieen zu erhalten. Wir werden und 
deshalb mit Euern Bezirfscommittees über ſolche Mittel berathen, und mir 
erwarten von Euch, Ahr werdet mit eben jo viel Ruhe als entidieden 
feſtem Ernſte Eiern Zweck weiter verfolgen und Euere diesfälligen Wünfche 
den Mitgliedern Euerer Gemeinds: und Bezirkscommittees eröffnen. Wir 
geben Euch daher zu bedenken, daß, fo lange Ahr innerhalb der Schranken 
der Gelege in diefem Kampfe feſt und einig zufammenhaltet, Ihr, un: 
geatet der Abweiſung Euerer Petition und ungeachtet des hartnädigen 
Widerſtrebens einzelner, und wenn aud vieler Perfonen, Nichts verlieren 
Fönnet, fondern daß, wenn auch nur langfam, doch um deſto vollftänbiger 
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Euer der Sieg werben muß. So lange Ahr im Herrn verbunden bleibet 
und beweifet Ihm und um jeinetwillen einander immer mehrere Treue, ſo 
lange fteht Ihr unter feinem Schutze, und Er ift es, der Euch felber zum 
ihönen Ziele leitet. Wir empfehlen Euh und uns feinem Schuge und 
feiner Leitung, und zu feiner Ehre wollen wir aller Welt zeigen, daß wir 
weder ein getäujchtes, thörichtes Volk find, das von diefer ober jener 
Seite her ein ſchändliches Spiel mit fich treiben ließe, noch ein verworfenes 
Boll, das den Glauben zum Dedmantel feiner Bosheit mißbrauchte. 

Dir grüßen Euch im Namen des Herrn! 

Den 8. Nugftmonat 1839. 

Das Centralcommittee: 
Der Präfident: Hürlimann-Landis. 
Der Actuar: Spöndlin.” 


Der RKegierungsrath von Züri, vermuthlih dur die Zureden der 
Sefandten aus den radikalen Kantonen, welche eben an der Tagjagung in 
Zürich verfammelt waren, ermuthigt, wollte nunmehr gegen die Beitrebungen 
des Gentralcommittees einjchreiten und erließ daher folgenden Beſchluß: 


„Der Kegierungsrath, welden zur Kenntnig gefommen, daß 
da3 fogenannte Gentralcommittee petitionivender Kirchgemeinden damit ums 
geht, ſämmtlichen Kirchgemeinden des Kantons Petitionen zur Unterfchrift 
vorzulegen, deren Inhalt gegen die oberiten verfaflungsmäßigen Behörden, 
gegen gejehmäßige Anftitute und gegen Beſetzungen von Beamtungen gerichtet 
ift, in Betrachtung, daß ungeachtet des Anſtrichs von Gefehlichkeit, welcher 
den Aufforderungen des fogenannten Committee und den von demfelben ange: 
bahnten Schritten gegeben wird, darin in der That und Wahrheit nichts An: 
deres liegt, als eine Aufmwiegelung gegen verfajjungsmäßige Behörden und die 
von denjelben ausgegangenen Amtshandlungen, melde Beitrebungen um fo 
weniger al3 mit der Drdnung im Staate verträglich erſcheinen, als der Staats: 
organismus felbft dazu mißbraudt wird, eine unvehhtmäßige Gewalt den 
gejeglihen Behörden entgegenzuftellen, und wenn auch nicht mit unmittel 
barer wirfliher Gewalt die Verfügungen derfelben umzuftoßen, doch durch 
Erregung von Furcht vor folder fie gegen ihre Ueberzeugung zur Unterlafjung 
oder Zurücknahme derfelben zu zwingen, und in der Abficht, jeden Miß— 
brauch organiſcher Inititutionen zu verhüten und denjenigen Bürgern des Lanz 
des, die ſolchen Umtrieben fremd bleiben wollen, Schuß und Unterſtützung zu 
verſchaffen, beſchließt: die Statthalter der 11 Bezirke erhalten den Auftrag, 
an alle ihre Gemeindammänner, Gemeindräthe, Pfarrer, Stillitände und 
Beamten fofort durch Expreſſe und unter Zuftellung des gegenwärtigen ge: 
drudten Erlaſſes ben ausdrüdlihen Befehl zugehen zu laſſen, bei Verant— 
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wortlichkeit keine Gemeindsverſammlungen in Folge etwaiger von jenem ſo— 
genannten Central- oder andern ähnlichen Committees ausgegangener Aufträge 
zu veranſtalten. Gegen Dawiderhandelnde find bie Statthalter angewieſen, 
gehörigen Drtes Klage einzuleiten, 

Beihlofien Zürich, den 23. Augſtmonat 1839,“ 


Sofort ließ das Gentralcommittee diefer Kunbmahung folgenden 
Nachſatz beidruden: 

„Wir theilen Euch mit unferer gewohnten Offenheit den obigen Bes 
ſchluß mit; Ihr werdet mit uns bedauern, daß der Negierungsvath, durch 
bösmwillige Einflüfterung veranlaßt, fi bewogen findet, das Centralcommiittee 
mit unverdienten Beihuldigungen zu überhäufen. Nie hat es etwas Anderes 
gethan, ald wozu e3 von Euch beauftragt worden ift, und bewegte fi immer 
innert den Schranken der Verfaſſung und der Geſetze; wir appelliven des— 
bald an Euch und an die ganze Welt! 

Das Gentralcommittee iſt vollkommen damit einverftanden, daß es 
ihm nicht zukommt, Befehle oder Aufträge an die Gemeindöbeamten zu 
erteilen; es hat dies aber auch nie gethan und nur von dem Rechte, Euch 
zu rathen, Gebrauch gemaht, wofür es von Euch ift angegangen morben. 
So lange Ihr ihm Euer Vertrauen jchenft, wird es Eud ferner beijtehen, 
bis die heilige Sache zu Euerer Befriedigung erledigt jein wird, unbekümmert 
um alle Kränkungen, die wir für unfere Hingebung erfahren. 

Die Gemeinden dürfen fih in ihren Angelegenheiten, von wen es 
immer fei, rathen lafien, und mit ber Verfaffung und den Gefegen in ber 
Hand, werden fie ihr Recht geltend zu machen wiflen, jeden beliebigen 
Gegenstand, der von der Vorfteherfchaft oder von einzelnen Bürgern ihnen 
vorgelegt wird, in Berathung zu ziehen und darüber Beſchlüſſe zu fallen. 

Seid mannhaft und far! 

Der Herr wird Euere gute Sache zum Siege führen. 

Den 23. Augftmonat 1839. N 
Namens des engern Ausſchuſſes: 

Der Präfident: Hürlimann:Landis. 
Der Actnar: Spöndlin.“ 


Der Staatsanwalt (Ulrih) Tegte auf diefe Blätter, fo weit er ſie 
erreihen mochte, Beichlag und überwies den engern Ausſchuß (Hürlimann, 
Rahn, Bleuler und Spöndlin) dem Criminalrichter. Das Centralcommittee 
berief ſämmtliche Bezirksconmittees auf den 2. Herbitmonat nah Kloten. 
Mittferweile griff die Beunruhigung um fih, fo daß der Negierungsrath 


am 31. Augfimonat Truppen in bie Stadt zog und fie unter das Com: 
mando des Oberften Hirzel ftellte, zugleich aber folgende Proclamation in 
40,000 Gremplaren verbreitete: 


„Der Regierungsrat) ded Kantons Zürich an feine Mitbürger. 


Mitbürger! ALS das jogenannte Gentralcommittee petitionirender 
Kirhgemeinden nene Bewegungen im Kantone zu veranlafien fich berufen 
glaubte, erließen Wir unterm 23. Augftmonat einen Beihluß, welder den 
Befehl enthielt, bei Verantwortlichkeit feine Gemeindsverfammlungen in Folge 
etwaiger von jenem fogenannten Central: ober andern ähnlichen Committees 
aunsgegangener Aufträge zu veranftalten. Diefem Beichluffe wurde, fei e3 
mit oder ohne Abficht, von mehreren Seiten eine ſolche Deutung unterlegt, 
welche den Bürger in einer Zeit unleugbarer Aufregung mit Beſorgniſſen für 
die Erhaltung feiner theuerften Rechte erfüllen und zu Einfragen Beraulafjung 
geben mußte. Wir Halten es Unferer Stellung angemejjen, durch gegen 
wärtige Kundmachung den ohnedies unzweideutigen Sinn Unferer Verfügung 
nochmals bejtimmt zu erflären, den unbefangenen Bürger zu beruhigen, den 
irregeleiteten zu belehren, 


Die Verfaſſung fihert jedem einzelnen Einwohner, fowie ben in dem 
Gemeinden regelmäßig verfammelten Bürgern das Recht zu, ihre Wünſche 
und Anliegen dem Großen Rathe vorzulegen; fol diefe Beitimmung ihren 
Ihönen Zweck erreichen, fo müſſen die Petitionen die Neuerungen des eigenen, 
aus freier Berathung Hervorgegangenen Willens fein. Eben dieje Freiheit 
des Bürgers zu firmen und dem Mißbrauche des Petitionsrechtes zu be= 
gegnen, war die Abjicht und der Mare Zweck Unjeres DVerbotes, Gemeinds— 
verfanmlungen aus Auftrag von irgend welden Bereinen und Committees 
zu halten und vorgejchriebene Wünfche zum Gegenftand der Berathungen zu 
machen. Nur ein getrübter Sinn fonnte hierin die Abficht vermuthen, die 
Befugniffe der Gemeinden und das Petitionsrecht der Bürger beeinträdhtigen 
oder untergraben zu wollen. Wir werden die Rechte der Gemeinden, gejeß- 
mäßige Berfammlungen zu halten, im denjelben Fragen jeder Art zu erörtern 
und darauf hin, innerhalb der Schranken der Verfaffung und Geſetze, Bes 
ſchlüſſe zu faſſen, jederzeit eben fo gewillenhaft achten, als wir entichlofien 
find, diefes den Bürger ehrende Recht feiner freien Willensbeftimmung vor 
jedem äußern Zwang rein zu bewahren. 


Der feite Vorſatz, und die Uns als gegenmwärtigem Vororte in noch 
erhöhten Maße obliegende Pfliht, das Anfehen der Geſetze und jene Ord— 
nung im Staate aufrecht zu Halten, ohne welche derjelbe nur der Wilffür 
und ber Gewaltthat anheimfiele, haben und bewogen, eine Anzahl Truppen 
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theils aufs Piquet zu ftellen, theils wirklich nad Zürich in Dienft zu berufen. 
Sie find beftimmt, wenn es nöthig fein follte, der Erreihung jener Zwecke 
Nahdrud zu geben, Feineswegs aber rubige Verſammlungen zu ftören, die 
perfönliche Sicherheit zu gefährden, oder die Ausübung verfaflungsmäßiger 
Befugniffe zu hemmen; denn Wir anerkennen bie doppelte Obliegenheit einer 
aus der Wahl des Volkes hervorgegangenen Negierung, gleichwie alle con: 
ffitutionellen Rechte und Freiheiten de3 Bürgers und der Gemeinden zu 
ſchützen, fo auch hinwieder den Mißbrauch diefer edeln Güter mit ber Uns 
zu Gebot ftehenden Mitteln zu befämpfen. Wir hoffen, der nächitens zu: 
fauimentretenden oberften Landesbehörde den Bericht einer beruhigten Gegen: 
wart vorlegen und die Ausficht einer auf den Grundlagen des Rechtes und 
der Ordnung ruhenden frohen Zufunft eröffnen zu können. | 


Gegenwärtige Kundmachung joll in das Amtsblatt eingerückt, öffentlich 
angeſchlagen und dur Austheilung an die Haushaltungen bekannt gemacht 
werben. 


Gegeben in Unferer Rathafigung, Zürich, den 31. Augftmonat 1839. 
Im Namen des Kegierungsrathes.: 
Der Amtsbürgermeiiter: Johann Jakob Heß. 
Der erfte Staatsjhreiber: Hottinger.“ 


Schon am 29. Augftmonat war das Centralcommittee in Kloten zu 
einer Borberathung für die Bezirfscommittees bei einander. Obwohl e3 
wußte, daß eine große Menge Volks mit den Gommittees ſich einfinden 
würbe, beſchloß es dennoch, mur die Bezivkscommittees an den Abftimmungen 
Theil nehmen zu laſſen, aber auch dem Volke die Kirche zur Anhörung ber 
Berathungen zu eröffnen. Am 2. Herbiimonat fam in Kloten eine Ber: 
fammlung von vielen Taufenden aus allen Theilen des Kantons, vorzüglich 
aus ben dftlihen Gegenden und vom Züricherfee, zufammen. Hürlimann: 
Landis erflärte dem Volke von einer Altane herab den Zweck der Ber: 
fammlung und lub dann die Committee in die Kirhe ein. Mur bei 
4000 mochte biefelbe noch faſſen. Der Präjident eröffnete die Berathung 
mit einer Rede, melde tiefer als jede Schilderung in das Annerfte diejes 
Mannes bliden läßt, weswegen bier einige Stellen eingefchaltet werben. 
Er hub an: — 


„Im Namen des Herrn, der das Weltall regiert, in deſſen Hand 
die Schickſale der Völker, der Familien und der einzelnen Weſen ſind, des 
Unſichtbaren und doch Nahefühlenden jedem gläubigen Gemüthe, der Troſt, 
Hilfe und Rettung ſpendet dem darnach Lechzenden; der die Gewaltigen der 
Erde erniedrigt, wenn ſie von der Bahn des Rechtes weichen, und die Nie— 
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drigen erhöhet, wenn fie den Weg der Gerechtigfeit wandeln; vor befien 
unausfprechlicher Weisheit der ausgezeichnetite menſchliche Veritand in Nichts 
zerfällt; — und im Namen des uns zum Vater vorangegangenen göttlichen 
Erlöjfers und Heilandes, der uns gegeben warb zur Erlöfung von der 
Sünde und als das erhabenfte Beiipiel tes veinften Lebens, des unermüs 
detjten Wirkens und ber umbedingteften Hingebung für alle Zmede bes 
Menſchenwohls, ber ſich dem fchmerzuollften Tode überantwortete zur Ber: 
ſöhnung Gottes, damit wir Frieden hätten und im Glauben an ihm nie 
erfalten — begrüße ih Sie, zahlveih verfammelte Freunde und Brüder, 
allhier feierlich vereinigt, als Zeugen eines ganzen Volkes, das, für jeine 
Neligion entflammt, die Waffen des Geiftes und des Gemüthes ergriff, um 
in jubelnder Uebereinftimmung den Unglauben zu befämpfen, ber jeit bald 
einem Jahrhundert mächtiger als je jich ausgebreitet hat, in menſchlichem 
Derftandesübermuthe, in Entfittlihung und im einer unbegrenzten Genuß: 
und Selbſtſucht fih kund that, die Ausbildung der Gemüthäfräfte vernach— 
läffigte, und jo die Menihheit in eine Richtung brachte, die alle edleren 
Kegungen der Seele zerftört, die Menfchenliebe erſtickt, die göttlichen Geſetze 
untergräbt und menschliche Klugheit vermeflen an deren Stelle fegt. Beifpiele 
eines entehrenden Lebenswandels werden gegeben, öffentlih Sitten und An— 
ftand gehöhnt, und indem das Heiligfte im Chriſtenthum heruntergetreten 
wird, müſſen menſchliche Geſetze willfürli ausgelegt werden, um verderbliche 
Parteizwecke zu erreichen. 


Aber wenn der Unglaube die Gerechtigkeit ſchändet und zur Verthei: 
digung des Unrechtes treibt, wenn ihm die Tugend nur noch ein hohles 
Geſpenſt ift, der demjelben entgegenftehende Glaube an einen Weltheiland 
verfpottet wird: was für Folgen entftehen dann für die Staaten, für bie 
Familien und Ginzelne, wenn dieſer fih auf den Thron ſetzt und durch 
Kirche und Schule verfündet wird!” 


Es wurde jodann hingewieſen auf bie ſchon vor einem Jahrhundert 
eingerifiene Herrichaft des Unglaubens, namentlih auf das Beilpiel von 
Ausartung in Frankreih, die Entſittlichung, die bodenlofen, verkehrten 
Theorieen (3. B. die —— u. dgl.), die auf ben u de geſetzte 
Selbſt- und Genußſucht u. ſ. 


„Rein (fährt der Redner fowW), ſeien fie noch fo lockend die Gebilde 
der MWeisheitölehrer, die Chriſtus leugnen und dem Lafterhaften die Ausficht 
bieten: es ift feine Vergeltung — dem armen Dulder dagegen, dem Ber: 
geltung eine hohe Seligkeit ift, das Nämliche zurufen! Der gewöhnliche 
Menfchenverftand verwirft diefe Lehre, weil fie der göttlihen Offenbarung 
und allen Gejegen der Natur miderfpricht, den Körper tödtet und der Seele 
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alle Hoffnungen des Wiederfehens und einer bewußtvollen Unfterblichkeit 
raubt. Aber nit nur das Auge des PVerftandes, alle Kräfte der Geele 
fträuben fich gegen deu ungeheuern Frevel, welchen der Unglanbe am Men: 
fchen üben möchte. Ahr, die Ihr das Wort Gottes lejet, das die Finfterniß 
Eueres Lebens erhellt, Ihr, die Ahr ftündlih zu der Gottheit durch den 
Mittler und Erlöjer bett — Ahr willet von unmittelbaren Tröftungen 
millionenfadh zu reden. Wenn die Noth am größten war, Euer Gebet am 
feurigften, innigften, wer rettete Euch? Gott war es, der die Seinen nicht 
verläßt. Dieſe Gemeinfhaft mit Euren Erlöjer gilt Euch mehr als Alles, 
was Euch das Leben bietet; dieje felige Verbindung wollt Ihr nit auf: 
geben, das habt Ihr mit 40,000 Stimmen feierlih vor dem Vaterlande, 
vor der KEidgenofjenihaft und vor der ganzen Chriftenheit bezeugt. Ihr 
fordertet von den Staatögewalten die Entlajjung des Dr. Strauß, der als 
Lehrer Euerer künftigen Seeljorger berufen ward, weil Ahr die Grundfäße 
bes $. 4 der Verfaſſung verlegt fandet, denen nicht nur das Volf, jondern 
auch die Regierung unterthan find. Ihr wurdet erhört — zwar nicht in 
dem Sinne, wie Ihr es erwarten durftet. Doch nit allein die Entlajjung 
von Dr. Strauß follte gefordert werden, um die Kirche verfaljungsgemäß 
zu erhalten; e8 follten auch Garantieen aufgeſucht werden, um bie Rückkehr 
ähnlicher peinliher Ereignifje zu hindern. Für diefe Garantieen ward in 
der großen Bolfspetition gebeten, aber umfonft! — Das Wenige, was der 
Große Nath dem Volke gab, ward mit Unmillen gegeben und von mächtiger 
Seite mit Spott und Hohn begleitet. 

Hatte aber das Wolf ein Recht, Garantieen zu verlangen? war ihm 
die Weisheit und Stactöflugheit der Regierung nicht Bürge, daß eine fernere 
Antaftung des $. 4 der Verfaſſung nicht mehr ftattfinden werde? Die erfte 
Frage muß ich bejahen, die legte verneinen. Ich werde verfuchen, diefes 
Har zu maden. Im Volke zählen die Gläubigen zu den Ungläubigen, wie 
Fünfzig gegen Einen. Im Großen-, Regierungd: und Erziehungsrathe fcheint 
ein anderes Zahlenverhältniß zu fein, und offenbar der von dem Volke in 
der Verfaffung beſchworene, feitgeftellte evangelifche Lehrbegriff unſerer Kirche 
verlafien,* 

Es wurde dann im Speziellen gezeigt, „wie nothwendig es fei, 
daß die Kirche durch gejeglihe Beitimmungen geſchützt werde gegen bie ihr 
entgegenjtehenden perſönlichen Glaubensanfichten der oberiten Behörden, und 
daß, da die Schule durch ihre jegige Richtung, durch die ſchon lange an 
dauernden offenbaren Feindſeligkeiten gegen den geiftliden Stand, gegen bie 
Pfleger der Kirche, die durch die Vorgänge in der Straußiſchen Geſchichte, 
in welcher der größte Theil bes Volkslehrerſtandes, den Meifter an der 
Spige, offene Partei für den Ehriftuslengner nahm, und durch die in dem 
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Schulen, zwar verbedten, im Volle aber vielfach verfündigten Zweifel an 
den Grundwahrheiten des alten und neuen Teftamentes, in großes Mißtrauen 
gefommen, daher unabmweislic das Seminargefeg geändert und die Leitung 
des Seminars in Hände gelegt werde, welde dem Yamilienvater bie 
Beruhigung gebe, daß die ganze Richtung der Schule eine Hriftliche fei, 
daß die ihr anvertraute Jugend in Glauben, in Demuth und Liebe erzogen 
werde, damit das auf dies fchöne Fundament gepflanzte Willen Heil bringe 
dem Individuum, der Gemeinde und dem Vaterlande.“ 


Mit Bezug auf die Bewegung des Volfes im März fprad der Redner 
gewichtige Worte, zeigte, daß der Charakter des Volkes ungerehter Weile 
hart angegriffen und verdächtigt worden fei, entlarute biefe ſchlechte Taktik 
ber Feinde, rühmte in dem Beftehenden, mas des Ruhmes werth war, deutete 
aber auch auf bie rüdfichtslofen Webertreibungen Hin, in denen bie Führer 
fi gefielen und durch die fie bes Landes Kräfte zu erichöpfen drohten. 
Nahdem noch die Vorgänge der lehten Tage und die daher nöthigen Maß— 
nahmen, die vorgelegt werden follen, berührt und beleuchtet worben, ſchloß 
er mit folgenden Worten: 


„Ihr aber, theuerfte Freunde! die Ihr die vorzulegenden Geſchäfte 
zu behandeln habt, in Gegenwart unferer auf uns in dieſem hehren Tempel 
fehenden und draußen, in ungeheurer Zahl, auf unfern Entſcheid harrenden 
Brüder, mwollet nunmehr die Verhandlungen beginnen und dafür den Bei— 
ftand von oben erflehen! Du aber, gläubiges, für Deine Religion ent- 
flammtes Volk! unterftüße ferner, wie bisher, auf gefepliche Weife die große 
Angelegenheit, die Du zum zmweiten Male vor den Großen Rath zu bringen 
haft. Wir ſchwören Dir feierlich, unfer Leben, unfere Kräfte für die heilige 
Sade zu opfern, fo lange Du und dazu aufforderft; wir werden die Bahn 
der Gelege nicht verlaffen und Du wirft ums auf derſelben ftet3 begleiten. 
Nur wenn die Berfafjung verlegt wird, oder ungerechte Berfolgung gegen 
uns eintritt, ift der Widerftand gebilligt. Möge das biebere, chriftliche 
Volk diefe Grundſätze ſtets feithalten und durch jeine allgemeine Beiftimmung 
zu allen Bejhlüffen der Committees und dur fein unbedingtes DBertrauen 
den Dank ausjprechen, der ihrem reinen und uneigennügigen, nur auf das 
Gemeinmwohl berechneten Werke gebührt, 


Gott erhalte das Vaterland !” 


Un die Stelle von Herrn Hürlimann:Landis wurde, weil er wegen 
feiner Mebelhörigfeit zur Leitung biefer öffentlichen Berfammlung fi nicht 
eignete, Dr. Rahn-Eſcher von Zürich zum Präfidenten gemählt. Die Vers 
ſammlung beichloß, folgende Addreſſe an den Negierungsvarh zu richten: 


„Montags den 2. Herbitmonat. 


Die verfammelten Bezirkscommittees 
der vereinigt petitionirenden Gemeinden 
an 
den hohen #egierungsrath. 


Hohgeahteter Herr Amtsbürgermeifter! + 
Hochgeachtete, hochzuverehrende Herren! 


Die Verſammlung der Bezirkscommittirten der vereinigt petitionirenden 
Kirchgemeinden, beſtehend aus Bürgern aller Theile und Gegenden unſeres 
Landes, tief bekümmert über den Zwieſpalt zwiſchen Volk und Regierung, 
erachtet es in ihrer Pflicht, die hohe Regierung auf die bedauerliche und 
allgemeine Aufregung aufmerkſam zu machen, welche in Folge des Erlaſſes 
derſelben an die Gemeindsbeamten vom 23. Augſtmonat und die ſeither 
folgenden Schritte ſich im ganzen Lande verbreitet hat, und die durch die 
Kundmachung vom 31. Augſtmonat um ſo weniger gemildert wurde, als 
gleichzeitig das Aufgebot der Truppen zur Handhabung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit ſtatthatte, während nirgends eine Störung derſelben drohte. 

Wir ſind ferne von der Anmaßung, den hohen Regierungsrath über 
ſeine Schritte tadeln oder Rechenſchaft von ihm darüber heiſchen zu wollen, 
und wollen glauben, daß er dieſelben für die Ruhe des Landes nöthig 
erachtete. Aber wir bitten die hohe Behörde dringend, das leider bereits 
vorhandene Mißtrauen gegen ſich nicht durch Verfügungen zu mehren, welche, 
und wir ſprechen hier die Geſinnung der entſchiedenen Mehrheit unſerer 
Mitbürger aus, das biedere und an Verfaſſung und Geſetz unwandelbar 
feſthaltende Volk des Kantons Zürich auf unverdiente Weiſe tief kränken. 

Faſt alle Gemeinden hatten im März d. J. ihre Ausſchüſſe gewählt, 
um ſich zu berathen, wie die Gefahr des durch das beabſichtigte Wirken des 
Herrn Dr, Strauß un unferer Hochſchule befeſtigten Unglanbens von unſerm 
Vaterland abgewenbet werben könne. Ruhig waren die hierfür bezeichneten 
Bürger zufammengetreten ; fie erlaubten ſich weder ungefeglihe Schritte, noch 
Drohung von ſolchen. Sie glaubten ihre Pflicht erfüllt, als fie die Petition 
vom 8. März entworfen und ben Gemeinden zu freier Abjtimmung vor= 
gelegt hatten. Die freiwillige allgemeine Annahme und Billigung derjelben 
war ihr Lohn. 

Aber die hohe gefeßgebende Behörde unjeres VBaterlandes verfagte dem 
Volle die Garantieen für Glaube in Kirhe und Schule, un welche es 
gebeten hatte, und ſchmerzlich fah es ſich an feinem Heiligften von mächtigen 
und einflußreihen Männern gehöhnt. Darum fagten wir, die Bezirks. 
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abgeordneten, im Namen und im Willen unjerer Committirten, abermals 
dem Gentralcommittee: leitet die Angelegenheit in ber geſetzlichen Bahn 
weiter und ftrebet, fie zu einem gedeihlichen Ende zu bringen; denn das 
Volk will Beruhigung über $. 4 der Verfaſſung. Das Centralcommittee 
fam unferm Auftrage auf geieglihen Wege nah, inden es zunädft in 
feinem Sendſchreiben vom 8. Augitmonat den Gemeinden, die hierüber 
ganz ohne Kunde geblieben waren, anzeigte, worin ber hohe Große Kath 
den Bitten des Volles entiprochen und worin nit — als plötzlich ber 
Erlaß der Hohen Negierung vom 23. Augitmonat und und unjern Mit: 
bürgern fränfend zur Kunde kam. Denn die in demfelben dem Central: 
committee Schuld gegebenen Beftrebungen zur Aufmwiegelung und des Miß— 
brauhs de3 Staatdorganismus zu ungefeglihen Zwecken find in unier 
Aller Augen ein unverbienter und grumdlofer Vorwurf gegen untabelbafte 
Bürger, denen wir fernerhin unfer Vertrauen in ber heiligen Sache, die 
und vereinigt, zu ſchenken und zu erhalten feſt entichlofien find. Feierlich 
erflären wir, daß die auf das Gentralcommittee vom hoben Regierungsrathe 
gehäufte Beſchuldigung uns Allen, den Bezirfscommittirten, und mit uns 
den 40,009 Bürgern gilt, melde die Petition vom 5. März einreichten. 
‚Das Gentralcommittee jteht ihuldlos und rein vor und da, und wir heißen 
‚ die von ihm und in feinem Namen vom engern Ausihufie gethanen Schritte 
gut und unfern Aufträgen und Vollmachten entiprehend. 

Nie hat auch das Centralcommittee ſich erlaubt, Aufträge an Behörden 
oder Gemeinden zu ertheilen, und nie wird es — deilen find wir ver: 
fihert — fi folde erlauben. Aber feine Anträge nah Verfaſſung und 
Geſetz zu berathen und darüber zu enticheiden, dieſes Recht wahren wir 
für uns und unjere Committenten, die Bürger der vereinigt petitionirenden 
Gemeinden, feierlich und ernft. Nie ift von den Committees, nie vom 
Gentralcommittee Drohung oder Einſchüchterung angewandt worden, aud 
diejen Borwurf meilen wir als grundlos und unverbdient zurüd; aber bie 
Vereinigung von 40,000 Bürgern für geſetzliche und heilige Zwecke iſt eine 
Macht, die jeder Regierung, . jeder Behörde einen Eindrud machen muß, 
der nur dann mwillfommen und angenehm fein fann, wenn die Anfichten 
beider Theile übereinftimmen, und nur dann kann das Land glüdlich fein 
und die Folgen für bafjelbe fegnend, wenn die Negenten bie jchöne Beru— 
bigung im Bufen tragen, billigen Wünfchen des Volkes freudig entiprochen 
zu haben, Allein mehr no ſah fi das Volf in feinem Herzen gefränft, als 
die Staatsanwaltſchaft wider die Glieder des engern Ausſchuſſes Klage erhob 
über Worte einer Mittheilung defielben, die, der heiligen Schrift entnommen, 
und in ihrem wahren, erhabenen und bier ohne böswillige Berdrehung einzig 
ſtatthaften Sinne bekannt find, für die wir Alle laut und freudig zeugen. 
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Und dieſelbe Behörde hat fi in den jüngiten Tagen geradezu einer Vers 
legung des $. 5 der DBerfaflung, welcher die Preßfreiheit gemährleiftet, 
ſchuldig gemacht, ohne daß hierüber der Negierungsrath irgendwie einge: 
ſchritten wäre. 

Diefe Vorfälle, Tit.! haben im ganzen Bolfe die Frage erregt: wo 
will das hinaus? warum ſolche Maßnahmen, die nur Unruhe und Uns 
frieden verbreiten müſſen? und warum bleiben folche Vergehen ungeahnbet, 
ja ungerügt?! Diefer Zuftand eines Landes aber, wo das Volk an feiner 
Regierung zweifelt, ift zu ernft, zu bedauerlich, als daß es nicht Pflicht der 
Bürger wäre, die geeigneten Mittel zu deſſen Beſeitigung aufzufuchen und 
auszufprechen, au auf die Gefahr hin, mikfannt oder mißbilligt zu werden, 
um dem Lande den Frieden zu retten. Denn das Volk ift feſt entichlofien, 
feine bürgerlihen wie feine firhlihen echte unverlegt und unangetaftet zu 
erhalten und zu jchirmen. Es ehrt Verfafjung und Geſetz und bleibt ihnen 
treu, aber es weiß, daß fie ihm gehören. Wir legen Ihnen, Tit.! die 
folgenden Bitten ehrerbietig vor; ihre Erfüllung wird unendlide Wohlthat 
für das Land fein, denn jie wird den Bürgern Gewährung geben, daß die 
hohe Regierung Eintracht mit dem Volfe und Frieden im Lande wünfcht, 
und am meiften wird fie dies, wenn die frohe Kunde einer fchnellen Erle: 
digung noch heute von den nad Haufe zurückkehrenden Bürgern allenthalben 
Hin verbreitet werden könnte. Unfere Bitten find: 


1. Es molle die hohe Regierung die dem Gentralcommittee und den 
Gommittees im Allgemeinen im Erlaß des 23. Augitmonats gemachten Be: 
fhuldigungen der Aufmwiegelung und des Mißbrauches des Staatsorganiamus 
zu ungefeglichen Zwecken als gänzlich grundlos erklären. 

2. Es wolle die hohe Regierung die von der Staatsanmwaltichaft gegen 
den engern Ausihuß des Gentralcommittees eingeleitete Klage auf Verſuch 
zum Aufruhr als unftatthaft unterbrüden, und 

3. Es wolle die hohe Regierung die Staatsanwaltihaft wegen Ver: 
legung bes $.5 der Verfaſſung zur Nehenfchaft ziehen und Vorforge treffei, 
daß jener Paragraph, die Preßfreiheit enthaltend, micht nur zum Vortheil 
der Gegner des Volkes gehandhabt, fondern allen Theilen gleiches Hecht 
gehalten werde. 


Und diefen Bitten fchließen wir im Namen der vielen taufend Mit: 
bürger, die jegt um uns verfammelt find, die Bitte an: es wolle die hohe 
Hegierung die Bürger ihr Petitionsvecht frei und ungehindert üben laſſen, 
die bemmenden Befehle der Statthalteränter entkräften und die Herren 
Statthalter zur Rechenihaft ziehen. Ihrer eruften Erwägung die Lage des 
Baterlandes und die Stellung der Bürger dringend empjehlend, und Sie 
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im Namen derjelben um jchnelle und befriedigende Antwort bittend, verſichern 
wir Sie, Tit.! unſerer ſchuldigen Hochachtung und Treue, 
Die 11 Bezirkscommittees der vereinigt petitionivenden Gemeinden : 


Der Präfident: Hürlimann:- Landis. 
Der Bicepräfident: Dr. Rahn-Eſcher. 
Der Actuar: Spöndlin, Procurator.“ 


Nachher wurde noch folgender zweiter Beſchluß gefaßt: 


„Die Berfammlung der Mitglieder der 11 Bezirkscommittees der 

vereinigt petitionirenden Gemeinden 
in Berädjidtigung: 

1) daß die Erreihung der in der Petition vom 8. März a. e. dur 
das Volk dem Großen Nathe vorgelegten Wünfhe und bie Sicherung des 
Einfluffes der Heiligen Religion auf das Häuslihe und bürgerlide Leben 
namentlih davon abhängt, daß ſowohl in den Gemeinds- und Bezirks-, 
als in der oberjten Landesbehörde hriftlich = gefinnte, den Glauben unferes 
Volkes heilende Männer ſitzen, 2) daß zu diefem Amed bei allen vor= 
fommenden Wahlen die Gutgefinnten nur durch innige Vereinigung unter 
einander und gegen die Gegner der guten Sache zum Ziele gelangen fönnen, 
für eine ſolche Bereinigung aber den beiten Anhaltspunft die ſchon zum 
Schutze der heiligen Sache conftituirten Gemeinds- und Bezirkscommittees 
bilden, beſchließt: 

1. der bisherige Organismus ber Gemeinds-, Bezirks- und Gentral- 
committees bleibt zur Erzweckung der nöthigen perfönlichen und geſetzlichen 
Sarantieen fortbeftehen, bis fie erlangt find; 2. die Gemeindscommittees 
vereinigen um fih die guigefinnten Bürger zu einem Cemeinböverein ; 
3. diefer Verein hat den Zweck, die Antereffen des Glaubens unb ber 
Kirche und Schule in der Gemeinde und in Verbindung mit den Vereinen 
der übrigen petitionivenden Gemeinden im ganzen Kanton zu wahren und 
zu förbern, ſowohl durch Beiprehung und gemeinfames gefeßlihes Handeln 
für alle Intereffen der Kirche und Schule im Sinne einer religiöfen Fort— 
bildung und des riftlichen häuslichen Lebens, als durch das Beftreben, bei 
allen Gemeinde, Zunft: und Bezirkswahlen tüchtige und chriftlich gefinnte 
Männer an die Stelle zu bringen; 3. zu diefem Ende befammelt entweder 
das Kommittee den Gemeindsverein, wo er conftituirt ift, fo oft es nöthig, 
namentlich vor jeder ordentlichen Kirchgemeinde und vor jeber Wahl, um 
fih gegenfeitig zu geeigneten Schritten und Schlußnahmen zu verbinden, 
oder feine Glieder ftreben in ſchicklicher und würdiger Weife bei den Wahlen 
die Stimmen ihrer Freunde auf hriftli gefinnte Männer zu Ienten; 4. bei 


— 
Zunft: und Bezirkswahlen verftändigen ſich die zur Zunft, reſp. zum Bezirk 
gehörigen Gemeindecommittees mittelbar oder unmittelbar zum nämlichen 
Zwecke unter einander und leiten die nöthigen Einverftändniffe unter ihren 
Freunden ein.“ 


Die Berfammlung bezeichnete 22 Abgeoronete, melde obige Addreſſe 
dem Amtsbürgermeifter überreihen jollten. Er empfing fie in Gegenmart 
ber Regierungsräthe Hegetichweiler und Zehnder mit Freundlichkeit. Sofort 
wurde der Regierungarath verfammelt, melcher den Abgeordneten folgenden 
Beſcheid ertheilte: 


„Der Regierungsrath, nah Anhörung einer aus Kloten vom heutigen 
Tage batirten Petition, unterzeichnet die Bezirkscommittees der vereiniqt 
petitionirenden Gemeinden: der Präfident Joh. Jak. Hürlimann = Landis, 
der Bicepräfident Dr. Rahn-Eſcher, der Actuar Spöndlin, Procurator, hat 
mit Rüdfiht auf die Vitte baldiger Erledigung beſchloſſen, folgenden Be: 
ſcheid zu ertheilen: Der Beſchluß des Regierungsrathes vom 23. v. M., 
welcher vielfah auf irrige Weiſe auögelegt worden, Hat durch die Kund— 
madhung vom 31. in Bezug auf das Ganze feines Inhalts eine vollftändige 
Erläuterung erhalten, welche hinreichende Zufiherungen gibt, daß ben ver: 
fafjungsmäßigen Rechten der Bürger Hinfichtlih des Petitionsrechtes und 
der Preßfreiheit Feinerlei Eintrag geſchehen jolle; es findet fich der Regie— 
rungsvath daher nicht im Falle, darüber fich weiter auszufprechen, wird hin— 
gegen dem Großen Rathe, als feiner vorgejegten Behörde, bei deſſen nahem 
Zufammentritt fowohl über Veranlaſſung als Inhalt jenes Beſchluſſes Bericht 
erftatten. 

Was die von der Staatsanwaltihaft nach ihrer Stellung von ſich 
aus eingeleitete Klage betrifft, welche bereits in den Händen bes betreffenden 
Gerichtes liegt, jo fteht dem Negierungsrathe verfaſſungsgemäß feine Ein: 
wirkung auf die Verhandlungen des Tribunald zu. In Betreff der Ver: 
fügung der Staatsanwaltihaft, gegen melde, unter Berufung auf $. 5 der 
Berfaffung, Klage geführt wird, hat der Regierungsrath in Folge einer 
eingefommenen Beſchwerde diejelbe jchon früher zur Berihterftattung auf: 
gefordert. 

Endlich findet der Regierungsrath, es haben die Beamten, binfichtlic) 
der Rollziehung des Beichluffes vom 23. v. M., durch die Kundmachung 
vom 31. bereits die nöthigen Belehrungen erhalten.“ 


Die Verſammlung in Kloten blieb jedoch bei ihren obigen zwei auf 
ungehemmte Wirkiamfeit des Gentralcommittees berechneten Erlaſſen nicht 
ſtehen, ſondern beſchloß auch die neue Bittihrift an ben Großen Rath, 
morin folgende Begehren gejtellt wurden: 
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„Wir erachten es daher, als freie Bürger, für unfer Recht und unſere 
Pfliht, Verfaſſung und Gefege, fie, uniere heiligiten Güter, Neligion, Kirche 
und Schule, mit Ernft, Eifer und Feſtigkeit zu gebraudhen, und legen in 
diefer Beziehung Ihnen, Tit.! folgende drei ehrerbietige Bitten vor: 

1) Daß Sie durch Aufnahme genügender Garantieen in Berfaflung 
und Gejegen, im Sinne unferer im März biefes Jahres mit den vereinigt 
petitionirenden Gemeinden eingereichten und nun abermals geitellten Wünſche, 
dem chriftlih gefinnten Volle des Kantons Zürih die Weberzeugung und 
Beruhigung geben wollen, daß der Ausſpruch des $. 4 unſerer Staat: 
verfafjung: „„Die hriftliche Neligion nad dem evangeliich:veformirten Lehr: 
begriffe ift die vom Staate anerkannte Landesreligion““ nicht blos leere 
Worte, ohne Schu gegen die Angriffe bösmilliger Gegner, jondern wirklich 
die fefte und Mare Beitimmung unferes Grundgejeges in dem Sinne und 
feinem andern fei. Die Landesreligion des Kantons Zürich ift die Religion 
nad der Bibel, ald dem geoffenbarten Worte Gottes, mie fie die heiligen 
Bücher derjelben geben, d. 5. ganz, vollitändig, ohne Mehrung noch Min: 
derung duch Menſchenſatzung, und daß Sie diefen, wie alle andern Theile 
unferer Verfaſſung mit allen Ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln aufrecht 
und unverlegt erhalten wollen. 

2) Daß Sie die Gefege und Einrichtungen des Schullehrerfeminars 
jo umändern und feftitellen wollen, daß diefe Anjtalt eine Pflanzſchule 
religiöjer und gläubiger Jugendlehrer, und jo das fichere Bollwerk gegen 
das Emporwudern des Unglaubens in einem Lande werde, das ftet3 treu 
an feinem Gott und Heiland gehalten hat. 

3) Daß Sie bei den bevorjtehenden Erneuerungswahlen des Erziehungs: 
rathes die oberjte Leitung der Erziehung unferer Kinder in die Hände von 
Männern legen, die duch Wort und That, durch Rede und Wandel bemeijen, 
daß ihnen das ewige Heil, und nicht allein das zeitliche Wohl unferer vater: 
ländijchen Jugend am Herzen liegt, die für Gott und göttliche Dinge Achtung 
haben, und die ihre wichtige Stellung nicht zu andern Zwecken mißbrauden, 
fondern darin eine der ſchönſten und Beiligften Aufgaben des Bürgers 
erbliden, daß ihm aufgetragen wird, dem Volke für die großen und jchweren 
Opfer, welche es willig und freudig für feine Schulen bringt, den ſchönſten 
Lohn geben zu helfen, nämlich eine Erziehung feiner Kinder zu tüchtigen 
Menſchen, wackern Bürgern, aber vor Allem aus zu frommen Chriften. 

Und da ferner es jchon lange Debürfnig und Wunſch des Volkes mar, 
ein bibliſches Spruchbuch für die Neal: und Nepetirichule zu haben, der 
hohe Große Rath aber auf diefen unjern Wunſch ebenfalls nicht eintrat: 
jo bitten wir, um theils unnöthige Koften dem ärmern Mitbürger zu eriparen, 
theils umd vorzüglid aber, weil uns das Bud) felbft hiefür bejonders geeignet 
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fcheint, und endlich, weil dadurch recht eigentlich die innige und ohne Gewalt 
nicht auflösliche Nereinigung von Kirhe und Schule neu und mehr befe: 
ftigt wird: 

4) Daß der hohe Große Rath es dahin ordne, daß der neue Landes- 
Gatehismus in der Real: und Nepetirichule als Unterrichts: und Lehrmittel 
eingeführt werbe.” 

Schließlich ſpricht die Petition, rüdjichtlih der neueften Vorfälle, das 
ehrerbietige Begehren aus: 

„5) Es wolle der hohe Große Rath auf den hohen Negierungsrath 
dahin einwirken, daß derielbe a) die Bejorgniffe, welche fein Erlaß vom 
23. Augftmonat in allen Gegenden unferes Baterlandes verurjadhte, und 
bie durch die Proclamation vom 31. Augftmonat nicht gehoben wurden, 
weil fie die Schritte der Statthalterämter nicht entkräftet, durch eine are 
Auseinanderfehung des Sinnes und Zweckes derjelben im Einklang mit 
Verfaſſung und Geſetz beruhigend hebe; und 

b) in Zufunft nicht ferner durch ähnliche Befehle die Bürger für die 
ihnen zufommenden Rechte, die fie unverletzt bewahrt willen wollen, und 
für deren Aufrehthaltung fie felbft Fein Opfer fcheuen, und, Tit.! Ihren 
Iandesväterliden Schutz mit Ernft in Anſpruch nehmen, in Unruhe und 
Sorge verjeße.“ 

Nah Erlaß diejer Bittichrift wurde aber auch beſchloſſen, für baldige 
außerordentlihe Einberufung des Großen Rathes zu fjorgen, Dem Volke 
außer der Kirche wurde von allen diefen Beſchlüſſen durch Ablefung und 
Erläuterung Kenntniß gegeben. Die Verfammlung mag wohl bei 10,000 
Mann betragen haben. nthufiaften berechneten fie bis auf 20,000, Gegner 
verffeinerten fie auf wenige Taufende. Noch am Abende des 2. Herbitmonat, 
al3 das Gentralcommittee den Beſcheid der Regierung erhalten hatte, ver: 
Öffentlichte eö denielben mit folgendem Beilage: 

„Daß diefelbe (Antwort) keineswegs befriedigend, noch den Wünfchen 
der Nerfammlung entiprechend ift, Liegt außer Zweifel. Nicht allein find 
die ungerechten Beichuldigungen gegen uns nicht zurücdgenommen, nicht allein 
die Klage nicht zurüdgezogen, und ift die dur die Staatsanmwaltichaft 
begangene Verfaſſungsverletzung blos zu einer Aufforderung zur Bericht: 
erftattung gefommen, jondern die verfaflungsmwidrigen Erlaſſe vieler Statt: 
halterämter werden als durch die Proclamation vom 31. Augitmonat Hin: 
reichend bejeitigt betrachtet. Dies kann aber den Männern, welden das 
Volk heute aufs Nene die Leitung und Führung der heiligen Sache auf ber 
geieglihen Bahn mit einem Vertrauen und einer Freude übertrug, die fie 
demjelben aufs feiteite verpflichtet, micht genügen. Ueberdies dauert ber 
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Aufenthalt der Truppen in Zürich noch fort, und ift ihre Zahl auch heute 
Abend noch vermehrt worden. 


Womit das Boll, womit defjen Abgeordnete diefe neue Kränkung 
verdienen, willen wir nicht. Aber wie wir in Kloten einander, wie wir es 
dem Volke feierlich verſprochen haben, feit und vu,ig der heiligen Sache 
treu zu dienen, fo bleiben wir es auch jeßt. Der engere Ausſchuß erachtet 
e3 daher in feiner Pflicht, die ſämmtlichen Bezirks: und Gemeindscommittees 
zur ernten und forgfältigten Wachſamkeit aufzufordern, damit 
die Güter, für welde ſich unfere Mitbürger Heute feierlih und freudig 
erklärten, und deren Begehrung fie uns auftrugen, demfelben gefichert feien. 


Wir grüßen Euch mit Treue und Hochachtung. 
Zürich, den 2. Herbftmonat 1839. 


Der engere Ausfhuß des Eentralcommittees : 
Für denfelben ber Vicepräfident: Rahn-Eſcher. 
Der Actuar: Spöndlin, PBrocurator. 


(Soeben vernehmen wir, daß die Truppen abgedanft werden ſollen.)“ 


Der RKegierungsratd von Zürih ſchwankte, wie feit Anfang dieſer 
Angelegenheit, in feinen Entihließungen Hin und ber. Den Beiheid an 
die Abgeordneten von Kloten gab er, geftärft dur die Aufmunterungen 
radifaler Tagjagungsgefandter und durh die Truppenanerbietungen von 
Seite des Schultheigen Neuhaus von Bern; die Abdanfung der Truppen 
erfolgte, weil der Regierungsrat dem Centralcommittee au in etwas 
willfahren wollte, weil er vielleiht auh den Truppen nicht recht trauen 
mochte. Der Große Rath wurde auf den 9. Herbftmonat einberufen. Das 
Sentralcommittee oder defien engerer Ausihuß, Hürlimann-Landis, Hahn: 
Eicher, Bleuler und Spöndlin, waren in Züri) verfammelt. Am 4. Herbft: 
monat wies das Criminalgeriht die Klage gegen das Eentralcommittee ab, 
der Staatsanwalt Ulrich aber ergriff fogleih Kecurs an das Obergericht. 
An gleihen Tage ſchrieb der engere Ausſchuß noch an das gährende Volk: 
„Warten wir ruhig die Sigung des Großen Rathes ab, die im einigen 
Tagen Statt hat, und lafjen die Feinde des Volkes ihre ohnmächtigen Ver— 
fuche machen. Das Voll, mweldes groß und ernft in Kloten feinen Willen 
fund gethan, wird fich nicht durch ſchwache Verſuche reizen laſſen, fonbern 
ruhig die nicht musbleibende Erfüllung feiner Wünſche erwarten, es hat ja 
ihon erflärt, an jeinem Glauben unwandelbar feitzubalten.” Es war bie 
Abſicht, auf den Großen Rath bei feinem Zufammentritte durch einrückende 
Volksmaſſen einzumirfen. Allein die Ereigniffe famen vorher ſchon zu einer 
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blutigen Entſcheidung. Am 5. erſchien folgendes Bülletin des engern Aus: 
ſchuſſes des Centralcommittees: 
„Montag Nachmittags wurden die Präſidenten der Gemeinderäthe 

des Bezirks Winterthur zum dortigen Herrn Statthalter beſchieden, der 
ihnen erklärte, der Regierungsrath habe beſchloſſen, den in der Addreſſe von 
Kloten enthaltenen Begehren nicht zu entſprechen, und wenn ſich die Regie— 
rung nicht durch andere Maßregeln Schutz verſchafſen könne, fo bleibe ihr 
nichts Anderes übrig, als ihre Stellen nieberzulegen und Alles der Anarchie 
zu überlafien. Er befahl von fih aus den Anweſenden, unverzüglich in 
ihren Gemeinden den erfter und zweiten Bundesauszug aufzubieten, daß 
ſich diefelben jeden Augenblid marfchfertig halten. 


Im Bezirk Winterthur und im jenen Gegenden wird, um durch 
Schrecken auf die Gemüther zu wirken, verbreitet, daß, wenn man ſich nicht 
vom Committee Tosfage, fremde Truppen fommen werben. Der Kegierung 
ift allerdings das Anerbieten von einigen Ständen gemacht worden; allein 
fie hat e3 beftimmt abgelehnt und erflärt, es fei dies eine reine Kantonal: 
ſache und bebürfe und geftatte Feine fremde Einmiſchung. Ober-Winterthur 
erFlärte, treu an den Beihlüffen von Kloten zu bleiben; Wülflingen ant- 
wortete gar nicht; Veltheim, es bleibe der Regierung treu, fo lange fie an 
Verfaflung und Geſetz Halte; in Seen beichloß die Gemeinde, gegen den 
Willen der Vorfteherfhaft, am Committee feit zu bleiben. Die Antwort 
der übrigen Gemeinden ift uns noch unbefannt.* 

Am gleihen Tage aber jandte der PVicepräfident Dr. Rahn-Eſcher, 
int Abmefenheit des heimgekehrten Präfidenten Hürlimann:Landis, folgendes 
Shreiben an die Präjidenten der Bezirkscommittees: 


„Die Feinde drohen das Vaterland mit fremden Truppen zu iiber: 
ziehen; Neuhaus bietet Bern auf und Bafelland rüſtet fih. Ich erſuche 
Euch, Euch in Bereitihaft zu halten, damit, wenn die Gloden gehen, Alles 
zum Sturme bereit fei. Ein guter Theil kommt dann nah Zürih, und 
ein anderer Theil bleibt bei Haufe zur Bewachung des eigenen Heerdes. 

Züri, ben 5. Herbftmonat 1839. 

Rahn-Eſcher.“ 

Rahn⸗Eſcher vernahm dann ſpäter, daß feine Angabe wegen ber 
Rüſtungen in Bern und Bafelland irrig waren und foll einen Gegenbefehl 
an die Präfidenten der Bezirfscommittees geichiet Haben. Es war zu fpät. 
Eine obiger Aufforderungen war um 2 Uhr Nachmittags nad Pfäffikon 
an den Pfarrer Bernhard Hirzel aus Züri gekommen. Diefer jagt in 
einer Schrift über die Ereigniffe des 6. Herbitmonats: „Zu einem Ent: 
ſcheide mußte es kommen. Wer den eriten Streich thut, bleibt Meifter! 
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Gntiheidung am Montag (den 9.) Hätte zur Folge fchredliches Blut: 
vergießen. Der Kanton ift einig; es fehlt Nichts, als der Anfang! .Der 
Erfolg ift ſicher, ficher aber au der Untergang des Anfangenden. Diele _ 
und taufend andere Gefühle durchwogten mein Herz, — Drei Stunden 
lang prüfte ih mid und mein Vorhaben vor Gott, und — ließ Sturm 
läuten!* In der Nacht zogen die Bürger dieler öftlihen Kantonsgegenden 
aus und gegen Zürich, theils mit Schießgewehren, theild mit Schlagwaffen 
bewaffnet. Auf dem Wege vermehrten fih ihre Mafjen. Pfarrer Bernhard 
Hirzel war ihr Führer. Durch Neiterboten wurde nad) den Seegegenden 
und nah Zürih Botihaft von dem Aufbruche entjendet. Ju Dübendorf 
erhielt der Zug von dem engern Ausſchuſſe des Sentralcommittees die Auf: 
forderung, zurüczufehren. Sie murbe nicht befolgt. Gegen 4 Uhr Mor: 
gens wurde in Oberftraß, auf der Winterthurerftraße, Halt gemadt. In 
der Stadt Zürih Hatte Stabtpräfident Ziegler, Polizeipräfident Gyfi und 
Tberftlieutenant Landolt in der Nacht einen Theil der Bürgerwehren 
(Bürgergarden) aufgeboten. Hürlimann:Landis war berufen, die Seegegend 
von Zürih aus ebenfall3 gemahnt worden. Der Regierungsrath, welcher 
auf dem Roftgebäude verfammelt war, jendete den bewaffneten Schaaren die 
Negierungsräthe Hegetihweiler und Melchior Sulzer, welde beim Wolfe 
beliebt waren, entgegen, um ihre Wünfche zu vernehmen. Rahn-Eſcher, 
welcher herbeigeeilt war, antwortete: es fei der ehrerbietige aber der feite 
Mille des Volkes: 1) daß der Addreſſe der Verſammlung von Kloten ent: 
fproden; 2) daß dem Volke beftimmt erklärt werde, daß die Regierung 
zur Orbnung ber innern Nugelegenheiten nimmermehr fremde Hilfe in 
Anſpruch nehmen wolle; 3) daß die Negierung fih von dem Giebener: 
Kuncorbate, als einer unrepublifaniihen Verbindung der Regierungen gegen 
ihre Völker, losſage. Die Abgeordneten Fehrten mit diefen Wünfchen an 
den Sig der Regierung zurüd, nahdem fie den Schaaren baldmögliche 
Antwort veriproden hatten. Die Schaaren zerftreuten fi, um fih mad 
zwei Stunden wieder zu jammeln. Nochmal wurde in die Umgegend um 
Zuzug gefendet. Dennod nirgends ertönte dafelbft die Glode zum Sturme. 
Nah 9 Uhr beihlofien die Führer, auf zwei verichiebenen Straßen die 
Maſſe des Volkes auf einen Pag zu führen, um da fich zu lagern, ſich 
mit Lebensmitteln zu verfehen und nochmals von ber Regierung bie Gemäh: 
rung der Wünſche zu fordern. Unter dem Gefange: „Dies ift der Tag, 
den Gott gemadt, Sein werd’ in aller Welt gedacht; Ihn preife, was 
duch Jeſum Chriſt im Himmel und auf Erben ift!” bewegte ſich der Zug. 
Auf dem Kathhausplage theilte fich derſelbe. Rahn-Eſcher zog mit einem 
Theile der obern Münfterbrüde zu, die Uebrigen folgten dem Pfarrer Hirzel. 
über die untere Brüde in die Storchengaſſe. Dem lebten Zuge gingen 
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etwa 20 Scharfihüben und 120 mit andern Gewehren Bewaffnete voraus. 
Der Zug unter Rahn-Eſcher hatte keine Schießwaffen. Beim Scheiden der 
beiden Züge wurde angeſtimmt: „Gott ift mein Lied! Er ift der Gott 
der Stärke; hehr ift fein Nam’ und groß find feine Werke und alle Himmel 
fein Gebiet!” Auf dem Münfterhof (beim Frauenmünſter) follten fich bie 
Züge wieder vereinigen. Zwei Dragoner, welche eben über die untere 
Brüde auf die mit Landjägern bejegte Hauptwache zureiten wollten, fehrten, 
als fie den Zug auf der Mitte der Brücke jahen, zurüd zu Major Uebel, 
welcher den Münſterhof gegen das Zeughaus zu beſetzt hielt. Dieſer fprengte 
fofort nah der Mündung der Storchenaafjfe, um dem anfommenden Auge 
ben Eintritt auf den Münſterhof zu veriperren, obwohl er vom Oberiten 
Hirzel den beitimmiten Befehl erhalten hatte: „daß die freie Girculation fiber 
denjelben (den Müniterhof) von der Storchengaſſe nach der Poſtgaſſe auf 
feine Weiſe gehemmt werden dürfe, und nur die durch Schildivachen bereits 
bejegte Linie des Herrn Amtmann Waſer bis zum Eckhauſe der Poſtgaſſe 
fo lange wie möglih zu halten ſei.“ Der Oberſt und Zeugherr Hirzel 
beabjichtigte offenbar mit diefem DBefeb.-, nur dein allfälligen Andrange auf 
das Poftgebäude, mu der Sit der Rerierung war (dad Rathhaus war von 
der Tagſatzung eingenommen) und auf das Zeughaus zu mehren. Hirzel 
meint in fernen Berichte, wenn fein Befehl vollzogen worden wäre, würde 
fein Blut vergofien worden fein. Major Uebel iprengte drei Mal mit 
feinen Hufaren immer näher gegen die Bancın vor; da ging aus deren 
Mitte ein Schuß in die Höhe. Auf diefes bin Iprengte ein Dragoner mit 
offenem Säbel anf Herren Hirzel 108, wurde aber durch einen Schuß ver: 
mwundet und fiel vom Pferde, das Tierd im Getümmel auf ihn. Die 
Dragoner feuerten viüdwärts anf die Maſſe. Unterdeſſen war dann der 
zweite Zug unter Rahn-Eſchers Anführung, eben fingend: „Kein Sperling 
fältt, Herr! ohne Deinen Willen. Eollt! ih mein Herz nicht mit dem 
Trofte itillen, daß Deine Hand mein Leben hält?“ über die Münſterbrücke 
herangezogen Die Dragoner waren auf die andere Seite des Miüniter: 
hofes gezogen; da rief Pfarrer Hirzei: „Nun denn, im Gottes Namen, 
vorwärts!” — Die Schaar drängte gegen die Mitte des Platzes. Die 
Dragoner hieben und feuerten auf die Haufen; auch aus den Häuſern auf 
ber Roititraße wurde auf fie geichoflen. Bon den zwei Kanonen, wovon 
eine auf dem Taradeplage vor dem einen, eine andere in einer Gafle vor 
dem andern Zeughaufe aufgeführt und geladen wurde, wurde feine abgefeuert. 
Es gab 12 Vermundete und 13 Gefallene — alle auf Seite des Volkes. 
Die Sturmgloden heulten. Die Volksmaſſen geriethen in Verwirrung und 
flüchteten fih auf allen Seiten zur Stadt hinaus. Die Birgergarden 
rũckten heran, dem Blutvergießen ein Ende zu machen: da eilte mit einem 
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offenen Befehl des Amtsbürgermeiſters Heß in der Hand Regierungsrath 
Hegetichweiler auf den Pla hin, reichte den Befehl einem Dragoner auf 
das Pferd, worauf fogleih da8 Commando ertönte: „Links um!” und bie 
Dragoner fih zurückzogen. In dieſem Augenblide erhielt Herr Regierungs- 
rath Johann Hegetichweiler von Rifferichweil, der Mann des Volles, einen 
Schrotſchuß in den Kopf, fiel nieder, verlor die Befinnung und ftarb am 
9. Herbftmonat. Am gleichen Augenblide erteilte der Amtsbürgermeiſter 
den Befehl, der Stadt die Zenghäufer zu übergeben, Nach einiger Weile 
kamen 40 Scharfihüben und etwa 100 Umnbemwaffnete von den nahen Ge: 
meinden des rechten Seeufers: der Actuar des Eentralcommittees, Spönblin, 
ftellte fih an ihre Spige, die Pfäffikoner ſchloſſen fih an fie an, der Zug 
ging auf bie Gaferne zu, welche aber vom Militär famt dem Oberfi Sulz-— 
berger bereits geräumt war, Duck die Poftftraße Fam man auf den Neu: 
markt, wo Oberſt Ziegler den Bericht brachte, daß die Zeughäuſer und bie 
von Militär geräumten Gafernen der Stabtbürgergarde übergeben und von 
ihr in Befit genommen fein. Die Negierung hatte am 6. Morgens noch 
folgende Proclamation erlaflen: 


„Der Negierungsrath des Kantons Züri an feine Mitbürger. 
Mitblirger! Der Regierungsrat, auf bie vielfachen Berichte über 
die große Bewequng und Unruhe, melde dur falſche Gerüdte, daß ber 
Kegierungsrath eidgenöffiiche Truppen einberufen habe, veranlaßt worden ift, 
findet ji, die Wohlfahrt des Kantons berüdfichtigend, verpflichtet, zur Bes 
rubigung des Volkes die beftimmte Erklärung zu geben, daß weber fremde 
Truppen aufgeboten, noch fonft im Anmarſch feien, und daß der Regierungs- 
vath die hanze Angelegenheit in den Schooß des Großen Rathes gelegt 
babe, und nit daran zweifle, daß dieſe hohe Behörde Beſchlüſſe faſſen 
werbe, welche bie Ruhe und den Frieden des Landes wieder berzuftellen 
geeignet find. 
Gegeben in unferer Rathsſitzung, Züri, den 6. Herbftmonat 1839. 
Im Namen des Regierungsrathes: 
Der Amtsbürgermeifter: Job. Jak. Heß. 
Der erfte Staatsfhreiber: Hottinger.” 


Das war die lehte Öffentliche Amtshandlung der Regierung; als der 
Sturm herannahte, dachten die Mitglieber auf die Rettung ihrer Perſon 
und gingen auf verſchiedenen Wegen auseinander, fo daß die Kegierung 
thatfählih aufgelöst war. Während Oberft Ziegler Ruhe und Sicherheit 
bandhabte, vereinigten fi AUmtsbürgermeifter Heß, die Regierungsräthe 
Ludwig Meyer von Knonan, Melchior Sulzer und Eduard Sulzer von 
Winterthur mit Zuzug von Hürlimann:Pandis, Conrad von Muralt (Alt: 
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bürgermeifter) und Eſcher-Schultheß zu einer proviforiihen Regierung und 
erliegen folgende Proclamation: 


„Sekanntmachung. 


Mitbürger! Die Unterzeichneten haben es für ihre ernſte Pflicht 
erachtet, unter den gegenwärtigen verhängnißvollen Umſtänden, bei der Auf— 
löſung des Regierungsrathes, die einſtweilige Leitung der öffentlichen Ge— 
ſchäfte als ergänzter eidgenöſſiſcher Staatsrath zu übernehmen, bis ein Großer 
Rath die Behörde wieder organiſirt haben wird. Mitbürger! verhütet 
jeden Ausbruch der Gewalt, alle Exceſſe! 

Ein Großer Rath wird für die Mittel ſorgen, die öffentliche Ruhe 
und Ordnung wieder herzuſtellen, die Geſetzgebung fortan nach den Bedürf— 
niſſen des Volkes zu ordnen. 

Zürich, den 6. Herbſtmonat 1839. 

J. J. Her, Bürgermeiſter. L. Meyer von Knonau, Reg.-Rath. 
M. F. Sulzer. E. Sulzer. J. J. Hürlimann-Landis. 
C. von Muralt. Eſcher-Schultheß.“ 


Das Centralcommittee ließ dieſer Bekanntmachung unmittelbar auch 
von ſich aus eine folgen: 


„Das Centralcommittee au ſeine Mitbürger, 


Mitbürger! Theure Freunde! 

Das Boll hat gefiegt und fein heiliges Necht errungen. Die Kunde 
gefährliher Plane war in den Bezirk Pfäffifon gedrungen: die Gegner des 
Volkes Hatten dem guten Rechte deſſelben Gewalt und Liſt entgegenzuftellen 
geftrebt. 

Das Volk rüdte friedlich, aber entſchloſſen ein, Schuß für feine hei: 
ligen Rechte zu verlangen. Da wurde es plöglich überfallen und angegriffen, 
die wenigen Bemwaffneten wehrten fih tapfer, aber fie mußten weichen, die 
vielen Unbemaffneten flohen. Aber die Brüder vom See, namentlih von 
Küßnacht, Herliberg und Erlibach, rüdten nah und nahmen die Stadt, die 
Bürger das Zeughaus in Beſitz, und die Regierung mußte ihre Stellen 
nieberlegen. 

Mitbürger, Brüder! Gott hat der gerehten Sache den Sieg ver: 
ſchafft. Manche Enerer Brüder haben ihn mit dem Peben, viele mit fchweren 
Bunden errungen. Sie haben für das Baterland, fie haben für ihren 
Heiland gebiutet. Gott wird es ihnen lohnen; ihrer Wittwen und Waiſen 
wird das Vaterland, merden ihre begüterten Brüder gedenfen. Grinnert 
Euch des ernften, wichtigen, aber theuer erfauften Sieges. Er macht es 
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Euch zur Pflicht, im Andenken an die für die heilige Religion Gefallenen, 
durch die That zu beweiſen, daß es Euch ernſt war, die heilige Religion 
zu ſchützen, daß ihr dies und nichts Anderes wolltet, und daß Ihr in Euerm 
häuslichen und öffentlichen Leben Tugend und Frömmigkeit für Euern Leit: 
ſtern bewahret. 

Brüder! Wir beſchwören Euch bei der heiligen Religion, für die 
Ihr in den Kampf getreten ſeid, verübt keine Vergeltung für erlittene 
Unbilden; — zeigt Euch als wahre Jeſusbekenner, die, wie Er, auch den 
Feinden zu vergeben wiſſen; die Rache ſei Gottes, er wird Jeden zur Rechen— 
ſchaft ziehen, früher oder ſpäter, die Strafe der Ungerechten und Ungläubigen 
iſt durch den errungenen Sieg ſchon hart genug. Schwöret Treue dem neu 
geretteten Vaterlande und der proviforiihen Regierung, denn bie Männer, 
die jebt das Ruder des Staates ergriffen, verdienen das Bertrauen bes 
Volfes im höchften Grade. Gott fegne das Baterland und laſſe ihın aus 
dem blutig erfauften Siege eine fchönere Zukunft erblühen ! 


Wir grüßen Euh mit Treue und Hochachtung. 
Das Gentralcommittee, für daflelbe: 
Der Rräfident: 8. J. Hürlimann-Landis. 
Der Ticepräfident: Rahn-Eſcher.“ 


Die provijoriiche Regierung, beeilte ſich, auch den eidgenöffiihen Stän— 
den zu jagen, daß der Borort der ſchweizeriſchen Eidgenofjenihaft nicht ohne 
Regierung ei, durch folgendes Kreisichreiben: 


„Züri, den 6. Herbitmonat 1839. 
Getreue liebe Eidgenoffen! 


Wir beeilen und, Euch, getreue liebe Eidgenofien, davon zu benach— 
rihtigen, daß die Regierung des Kantons Zürich fi heute in Folge eines 
laut ausgeiprochenen Volfswillens factifch aufgelöst hat. — Nachdem die 
öffentliche Ruhe während einigen Augenbliden geftört worden ift, haben die 
Unterzeichneten, von dem Wunſche bejeelt, fernerem Unglüd vorzubeugen, 
provijorifch die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten übernommen. Ihren 
vereinten Anftrengungen, welche durch die würbige Mäßigung der verſam— 
melten Volksmenge auf erfreulihe Weile unterftüst wurden, ift es gelungen, 
die Ruhe und Ordnung fofort wieder herzuftellen. Die Sicherheit von 
Perionen und Eigentum ift nicht ferner verlegt worden und ift für bie 
Zukunft vollftändig gemährleiftet. Den Großen Nathe, weldher auf künftigen 
Montag einberufen worden ift, unb demjenigen, welcher ihm nachfolgen 
dürfte, steht e8 zu, für die Neorganifation der ſämmtlichen Behörden zu 
ſorgen. Uns liegt e8 aber daran, Euch, getreue liebe Eidgenoſſen, ſchon 
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dermalen die bejtimmte Verſicherung abzugeben, daß die durch ſämmtliche 
Kantone gewährleiitete Verfaſſung des Kantons Zürich durchaus unverändert 
gewahrt werden wird. Da Euch aber Eure uns befannten bundesbrüderlichen 
Sefinnungen vielleicht bewegen Fönnten, dem Stande Zürih Eure werkthätige 
Hilfe auch unaufgefordert angedeihen zu laflen, fo erflären wir Euch, getreue 
liebe Eidgenofien, hiermit feierlichit, daß wir ein bemaffnetes Einfchreiten 
von Seite anderer eidgenöſſiſcher Stände in unjere innere Angelegenheit 
nicht nur nicht für nothwendig erachten, fondern daß mir ein folches in jeber 
Beziehung für bedauerlih und als die Ruhe des Kantons Zürich jomohl, 
al3 diejenige der Eidgenofjenfhaft ſchwer gefährdend anjehen müßten. 

Indem mir uns auf unfere Kantonaljouveränität berufen und daher 
jedes Einſchreiten von Seite anderer Stände aufs beftimmtefte ablehnen, 
erlauben wir und, Euch, getreue liebe Eidgenofjen, daran zu erinnern, daß 
bewaffnete Intervention nach dem Wortlaut des beftehenden Bundes nur auf 
die ausdrüdlihe Mahnung des betreffenden Standes oder in Folge eines 
förmlichen Tagfatungsbeichlufies geihehen darf. Wir wiederholen, daß eine 
folde Intervention im gegenwärtigen Augenblide zu den traurigiten Yolgen 
führen und den von Euch beabjihtigten bundesbrüderlichen Zweck jedenfalls 
verfehlen würde. In der frohen Ausſicht, dag die neu conftitwirten Behör: 
den des Kantons Zürih in Bälde ſowohl ihre Fantonalen als ihre eidgenöſſi— 
chen Verpflichtungen, ter Würde dieſes alten eidgenöjfiihen Standes gemäß, 
wieder werben ausüben können, jchließen wir in der zuverfichtliden Erwar— 
tung, Ihr werdet ung Euere Theilnahme in dieſem jchwierigen Augenblicke 
dadurch bezeugen, daß Ihr den Stande Zürich feine Reorganiſirung gänzlich 
überlajlet. 

Mit diefem empfehlen wir Euch, getveue liebe Eidgenofjen, ſammt uns 
dem Machtſchutz des Allerhöchſten. 

Der vorörtliche provijoriih ergänzte Staatsrath: 
J. J. Heß, Bürgermeifter. 8 Meyer von Knonau. 
M. F. Sulzer. € Sulzer. J. J. Hürlimann:Landis. 
C. von Muralt. Eſcher-Schultheß.“ 


Den 6. Herbftmonat bis zur Mitternacht ſtrömten ans allen Gegenden 
des Kantons Volksihaaren in die Stadt, meiftentheils bewaffnet, und wurden 
beſtmöglich untergebraht. Am 7. wurden auf dem Neumarkt und auf dem 
Srauenmünfterplag Bolfsverfammlungen gehalten, es konnte ein einziger Plat 
die Mafjen nicht faſſen. Hürlimann-Landis und Rahn-Eſcher machten das 
Volk mit dem Hergang der Dinge bekannt; der Eritere forderte es auf, 
der provijorifchen Regierung treu umd gehorfam zu fein. Mit Jubel wurde 
beſchloſſen, auf die Auflöfung des gegenwärtigen Großen Rathes zu dringen, 
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mit Jubel auch zu verlangen, daß die Brandſtifter von Uſter begnadigt 
werden. Hürlimann:Pandis ermahnte, nirgends Nahe zu üben: „Lieber 
möge eine mörberifche Kugel meine Bruft dDurhbohren, ala daß gefagt werben 
müffe, das Bolt habe in diefen Tagen feine Würde und Ehre befledt.“ 
Aus der Volksmaſſe wurden von Oberſt Ziegler, welder Stadtpräfident 
war, drei Bataillone gebildet, welche mit der Bürgergarde und den Landjägern 
Nuhe und Ordnung fihern follten. Inzwiſchen vief die proviſoriſche Regie— 
rung 2 Bataillone Infanterie, 1 Compagnie Artillerie und 2 Compagnieen 
Scharfihüsen in die Stadt und ftellte fie unter dad Obercommando von 
Dberft und Zeugherr Hirzel. Es fiel aber Feine Ruheſtörung mehr vor, 
Die proviforifche Regierung rief den Großen Rath, wie es ſchon die auf- 
gelöste Regierung befchlojien hatte, auf Montag den 9. Herbitmonat zufammen. 
Jonas Furrer, Präfident des Großen Rathes, verwahrte fi in einer Zus 
ihrift an den Amtsbürgermeifter Heß gegen biefe Ginberufung, welchem 
„mehrere andere radifale Mitglieder nachfolgten. Zugleich verlangten fie zum 
Schuß ihrer Perfonen und der freien Berathung die Aufftellung regulärer 
Truppen, Obwohl die proviforifhe Regierung diefem Verlangen ſchon zuvor— 
gefommen, die Truppen eingerüdt und die freiwilligen Bataillone entlafjen 
waren, blieben dennoh 75 radikale Mitglieder des Großen Nathes von ber 
Sigung aud. Da weder der Präſident Jonas Furrer, noh'der Vice— 
präfident Oberft Weiß erfchienen, wurden Amtsbürgermeifter Heß mit 106 
und Statthalter Gujer mit 85 Stimmen an deren Stellen gewählt. Die 
proviforifche Regierung erftattete hierauf Bericht über die vorgefallenen Er: 
eigniſſe. Darin kömmt folgende Stelle vor: „Die oberite Adminiftrativ- 
behörbe, der Regierungsrath, löste ji durch die Entfernung und Zerſtreuung 
beinahe aller feiner Mitglieber felbit auf. Während einiger Stunden wäre 
nun ein Zuftand volltommener Anarchie eingetreten, wenn nit die Führer 
ber Volksmaſſen auf eine bewundernsmwürdige Weiſe ſich angeftrengt hätten, 
jeden Erceß zu verhindern und bie öffentliche Ruhe und Sicherheit zu erhalten. 
Bon allen Seiten her wurde der Wunfh ansgeiproden, e8 möchte der Fort: 
dauer des anarchiſchen Zuſtandes, von welcher Alles zu fürdhten wäre, fo 
ſchnell als möglih ein Ende gelegt werden. Dies konnte in einem folchen 
Augenblide nicht anders gefchehen, als wenn ein Mittelpunft jih fand, von 
welhem aus die Verfügungen gingen. Die vorörtlihe Stellung Zürichs 
forderte dringend, daß fih die unmittelbare eidgenöffiihe Behörde wieder 
conftituire. Dies wurde dadurch möglih, daß fi die Mehrheit des big: 
herigen Staatsraths bereit erflärte, einerfeits ihre Verrichtungen als Staats: 
rath fortzufegen, anderjeits durch Zuzug einiger ber geadhtetften und einfluß:- 
reihften Männer auch der Leitung der Fantonalen Angelegenheiten in dieſem 
kritiſchen Momente das nöthige öffentliche Zutrauen und unerläßlihe Kraft 
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zu ertheilen. Dieſe Männer haben ſich im Gefühle ihrer Pflichten gegen 
das Vaterland den Mitgliedern des Staatsrathes angeſchloſſen, um auf einige 
Tage vereint den gemeinſchaftlichen Zweck zu erreichen, bis zu der bevor: 
Rehenden Berfammlung des Großen Rathes jo viel, als es in ihren Kräften 
lag, die öffentlihe Ruhe und Ordnung zu handhaben.” Ferner: 

„Sonnabend Morgens fanden Bolfsverjamnlungen auf dem Frauen: 
münftere und Parabeplage ftatt. Unter den Wünfchen und Begehren de3 
Volles war bier, fo wie auch in der Vollöverfammlung in Kloten, über: 
baupt jeit einiger Zeit ganz allgemein das erfte und beftimnitefte die Auf: 
löfung des Großen Rathes und neue Wahlen, um die zerftörte Harmonie 
zwilchen diefer Behörde und dem Volke wieder herzuſtellen. Nach der Volks— 
verfammmlung entfernten fih die Mafien unter ihren Führern nah allen 
Seiten hin mit der gleichen mufterhaften Ruhe und Ordnung, und nad ben 
eingegangenen Berichten find auch auf dem Rückwege keine Ercefje begangen 
worden. Deflen ungeachtet glaubte der Staatsrath an die Stelle der nun 
zu entlaffenden drei Bataillone eben fo viele Bataillone Infanterie, nebſt 
zwei Compagnieen Scharfihüsen und Artillerie einberufen zu jollen, da fi 
theils beunruhigende Gerüchte über Nufreizungen in einigen Gegenden bes 
eigenen Kantons, theild über Zufawimenziehung von Truppen in den benach— 
barten Kantonen verbreiteten. Da fich ferner der Staatsanwalt und fein 
Subftitut entfernt hatten, jo glaubte er diefe Stellen proviforifch bejegen zu 
jollen, damit der Gang der Gefchäfte nicht gehemmt werde. 

Aus dieſem Hergange der Ereigniffe ergibt fi nun die Nothwendigkeit 
einer fchnellen Erneuerung des Großen Rathes, um Verfaffung und Inſti— 
tutionen aufrecht zu halten und durch eine fchnelle Reconftituirung das zür— 
cheriſche Volk und die Eidgenoſſenſchaft zu beruhigen. 

Der Staatsrath jelbft muß wünſchen, daß die Pegalität der provifori: 
hen Stellung feiner fämmtlicden Mitglieder genehmigt werde, bis der neue 
Große Rath fih conftituirt haben wird, damit er dannzumal unverzüglich, 
eingeben? der Pflichten, denen er fich unterzogen, feine Verrichtungen einftelle 
und diefer hohen Behörde alle weitern Maßnahmen überlaſſe.“ 


Der Große Rath erhob dann folgenden Antrag der proviforifchen 

Regierung zum Beſchluß: 
„Der Große Kath, 
in Erwägung: 

daß ſich in Folge einer außerordentlichen Volksbewegung der Regierungsrath 
factifch aufgelöst hat; in Betradt: 

Daß unter folden Verhältniſſen die Herftellung der allgemeinen Ruhe 
als unerläßlih und e8 in der Pflicht der Stellvertreter des Volkes begründet 


eriheint, ihre Miffion in die Hände ihrer Committenten zurüdzifegen und 
‚der gelammten Landesverwaltung dur neue Wahlen in den Großen Rath 
die nothwendige Feitigkeit zu verleihen, beſchließt: 

1) Der am 6. Herbitmonat in den Perfonen der Herren Bürgermeifter 
oh. Jakob Heß, 8. Meyer von Knonau, E. Sulzer, M. Fr. Sulzer; 
J. J. Hürlimann:Pandis, Altbürgermeilter von Muralt und Eicher: Shulthek 
conftitwirte Staatsrath wird in dieſer Eigenfhaft für die Leitung der öffent: 
lihen Angelegenheiten als Regierungsrath und eidgendifiiher Staatsrath 
bejtätigt; derſelbe wird beauftragt, alle diesfälligen Verrichtungen nah Maß: 
gabe der Berfailung und Geſetze auch noch ferner und in fo lange zu 
bejorgen, bis der Negierungsrath völlig organifirt fein wird. 2) Der gegen: 
wärtig beftehende Große Kath löst ſich auf; der Staatsrath ift beauftragt, 
unverzüglich für die verfallungsmäßigen Wahlen der Mitglieder des Großen 
Rathes zu jorgen, jo daß derfelbe mwenigftens binnen 14 Tagen einberufen 
werden kann.“ 

Der erite Artifel wurde, da auch Negierungsrath Zehnder dazu ſtimmte, 
einmüthig, der zweite mit Ausnahme von Großrath Studer ebenfalls ein— 
hellig angenommen, worauf der Große Rath andeinanderging. Der vom 
Großen Rathe nunmehr anerkannte Negierungsrath gab am gleihen Tage 
den Volke von dieſem Beſchluſſe Kenntnik und ordnete die Wahlen für den 
neuen Großen Rath auf den 16. und 17. Herbitmonat an, indem er fagte: 
„Darum vereinigt Euch, unter Anrı rung göttlihen Beiltandes, um in den 
Montags und Dienftags, den 16. und 17. d. M. vorzunehmenden Wahlen 
der Mitglieder eines neuen Großen Rathes, Teidenichaftslos und friedlich, 
diejenigen Euerer Mitbürger zu erwählen, welche durch Einfiht und Recht— 
Ihaffenheit, durh Treue an Staat, Kirche und Schule vorzüglid geeignet 
dazu find; dann werdet Ahr die Früchte eines glüdlihen Staatshaushaltes 
jelbft genießen und Euern Enkeln einen reichen Segen binterlajien.* 

Das Centralcommittee erließ auch feinerjeit3 eine Mahnung an die 
Wähler: 

„Wählet Keinen, von deſſen unchriftlihem Sinne feine Rede oder fein 
Wandel zeugt. Wählet nit Solde, die früher des Volkes Rechte und 
Wünſche gehöhnt Hatten, und jetzt umkehren, da das Boll gejiegt bat. 
Derwerfet aber die Männer nicht, deren wahre Verdienfte um dad Bater: 
land Euch die Vergangenheit lehrt, ob fie auch jetzt nicht ganz die Anjicht 
ihrer Brüder theilen konnten. Sebet bei Euern Wahlen namentlid auf 
Männer, die, in Erfahrung gereift (nicht die Jahre thun dies, jondern Der 
offene Sinn), des Volkes Bebürfnijie kennen und des Landes Wohl ver— 
ſtehen. Vereinigt Euch mit Euern gleichgefinnten Brüdern zur Wahl von 
ſolchen Männern, denen Ihr dann Euer unbebingtes Vertrauen ſchenken 


305 


könnet, und vermeidet es, durch unnütze Zerfplitterung Euerer Stimmen ben 
Gegnern der guten Sache Bortheil zu geben.“ 

Die Wähler beteiligten fih in der Anzahl von 29,489 an der Wahl. 
Die Tenne wurde gefegt. Am 19, verfammelte ſich der neue Große Kath: 
178 waren in der erften Sigung anweſend. Charafteriftiich ift die Eröff: 
nungsrede des Präfidenten, Amtsbürgermeifters Heß, worin er u. A. fagt: 

„In den bewegten Jahren der Nieles umgeftaltenden Revolution 
ber Testen Zeit war es bald ſehr jchwer, allen Schöpfungen die gehörige 
Weihe zu geben; Mancer begriff fie kaum in ihrem Umfange; Unmuth 
und große unerwartete Lajten waren hie und da damit verbunden. Wad) 
Erleichterung von diefen Caſten, nad Mäfigung im Sortfchritt, nad) 
Gerechtigkeit gegen Reulinge in der formalen Ausbildung des Staats- 
lebens, nad Billigkeit und Humanität war ein Beftreben fihtbar, dem 
bie und da vielleicht mit etwas mehr Entgegenkommen hätte begegnet 
werden können. ine neue Krankheit drohte und zeigte fich in gefährlichen 
Symptomen, als jene immer fortichreitende Revolution auch der Kirche ſich 
unberufen nahte. In guter Meinung wollten Einige auch hier vorichreiten, 
allein die Volksſtimme wurde jo laut, daß man davon abftehen mußte. 
Anftatt num aber jener Volksftimme noch mehr gemeigtes Gehör zu ſchenken 
und zu erfennen, was ganz entſchiedener DVollswille ſei, täufchte man fi 
in der Mactuollkommenheit einer Parteianficht felbfl, und jede Maßnahme, 
die man ergriff, führte zu neuer Beunrubigung, und endlich zu ber Krifis, 
die Viele als einen gefährlihen Nüdfall in alte Krankheitszuftände anfehen. 

Ich finde mich verpflichtet, da ich mich felbft gauz entfchieben unter 
Denjenigen befunden habe, die verblendet waren und melde die Volksſtimme 
lange nit ganz erkannten, offen vor aller Welt meinen Irrthum 
reblich zu befennen, und ich bereue beſonders tief, daß ich weſentlich aud 
zu den legten Mißgriffen mit beigetragen babe, die am Ende zu Erjchei- 
nungen führten, melde die höchite Gefahr dem Vaterlande braten. Nie 
babe ih mit Abficht einem von mir ald gut erfannten Volkswillen wider: 
ſprochen, und mit Freuden jederzeit mich der Stimme unterworfen, die wir, 
wo wir fie als ächte Volksſtimme erkennen, al3 die wirkliche Stimme bes 
Souveränd ehren jollen ! 

Ich glaube nämlich diefe Stimme nun dahin zu verftehen, daß fie zu 
uns laut fpriht: Alle Reform, aller Fortſchritt im Staatsleben hat feinen 
Werth, keine Bedeutung und noch weniger Dauer und innere Kraft, wenn 
fie nit auf etwas Höherem beruht, und dieſes Höhere jucht und findet das 
Boll in feinem Glauben, in der Feſthaltung an feiner Kirche, in dem 
Trofte der chriſtlichen Religion! — Geſetzgeber! ehe ihr weiter fchreitet, 
bringet euere Reformen und euer Leben in Einflang mit diefem Fun: 
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damente! — Geſetzgeber! übereilt euch nicht mit Neformen, fondern pfleget 
der Mäßigung und der Gerechtigkeit! — Geſetzgeber! vathet, tröftet und 
erleichtert Diejenigen, die unter der Laſt der Zeit beinahe erliegen und bes 
Rathes und der Hilfe bedürfen! — Gejeßgeber ! haltet Maß und Ziel in 
euern, wenn auch gut gemeinten, doc vielleicht unjere öconomilhen Kräfte 
überfteigenden Unternehmungen. 

Iſt dieſes wirflih die Stimme des Volkes des Kantons Züri, To 
werde ich ihr gehorfam fein, und glaube, fie findet ihre Necdtfertigung in 
naher Zufunft. — Fragt man aber, welchem politifhen Syſteme wird fortan 
Zürich nad diefer Revolution folgen? — jo glaube ih auch Hier getroft 
die öffentlihe Meinung, auf die Stimme des DVolfes verweilen zu bürfen. 
Schon feit jehs Jahren Hat diefe jih von den Ertremen immer mehr ab- 
gewendet. ALS das Ertrem des Sarner-Bundes fi aufgelöst hatte, wurde 
die Stimme gegen jede Webertreibung auf der andern Seite ebenfalls nach 
und nad entihiebener, und dev Weg der Mäßigung und eines beſcheidenen 
Auftretens gegen Ins und Ausland fand immer mehr Billigung. Ich hoffe 
alfo auch auf eine entihiedene Stellung, niht im Sinne eines Ertrens, 
fondern des Rechts und der Mäßigung, und zu diefem Panier ſchwört auch 
das ganze Volk der Eidgenoſſen. Soll e8 in der Eidgenofjenihaft wieder 
Friede geben, jo Tann es nur unter dem Panier der Mäßigung und Ge— 
rechtigkeit geſchehen. 

Aus dieſen Betrachtungen allen aber ſchöpfe und nähre ich die tröſtliche 
Hoffnung, daß wir einer beſſern Zukunft entgegengehen können, als viele 
redliche, aber beſorgte Gemüther kaum erwarten dürften.“ 

Ueber die Auflöſung des Regierungsrathes vom 6. Herbſtmonat 
berichtet er: 

„Nun noch einige Aufſchlüſſe über die jüngſten Ereigniſſe, die Sie 
billig von dem mit heutigem. oder morgendem Tage abtretenden Amtsbürger⸗ 
meifter erwarten bürfen, da er fi, wenn ſchon vielfach angegriffen, bedroht 
und beihimpft, do bis anhin mit feinem Worte öffentlih darüber aus— 
gefproden hat. — Wie ich früher andeutete, war ich wirflid durd Die 
Erſcheinungen fortwährender Bewegung im Volke in der irrigen Anficht, es 
beruhe dieſe nicht auf Volfsüberzeugung, und ich glaubte daher Allem aufs 
bieten zu follen, daß dieſe ein Ende nehme. Ich unterftügte fomit jene 
Aufforderung vom 23. Augſtmonat, und ald man noch von weiteren Maß: 
nahmen ſprach, war ich ebenfalls der Anfiht, zu polizeilidem Schutze jelbft 
Truppen aufzubieten. Gegen Hilfe von anderer Seite, die und angeboten 
wurde, ſprach ich mich Hingegen, zwar eibgenöffiihe Gefinnung ehrend, aber 
entſchieden verneinend aus. Sie willen, wie alle jene Maßnahmen mehr 
erbitterten als halfen. Freilich mußte ih am 6. Herbftmonat früh mod - 
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Vorwürfe hören, daß man nur halbe Maßnahmen ergriffen habe. Beſon— 
ders aber iſt Ihnen bekannt, wie nur auf falſche Gerüchte hin, es ſei eid— 
genöſſiſche Hilfe angerufen worden, jene Volksbewegungen erfolgten. 

Ueber die Berathungen des Regierungsrathes am frühen Morgen des 
b. Herbſtmonats habe ich Nichts zu bemerken. Die Nacht vom 5. auf den 
b. ward nach den höchſt unerwarteten überraſchenden Berichten zu einigen 
Schutzvorkehrungen benutzt. Als aber die unglücklichen Angriffe zum Blut— 
vergießen führten, da ertheilte ich, noch in Gegenwart mehrerer Regierungs— 
räthe, die Befehle, mit dem Feuern einzuhalten, und endlich, um volle 
Sicherheit herzuſtellen, auch die Weiſung, die Arſenale an die Bürger 
Zürichs zu übergeben. Während dieſer Zeit hatten ſich allmälig die meiſten 
Mitglieder des Regierungsrathes entfernt, und ich kehrte nun endlich auch 
in Begleit eines einzigen Menſchen tief betrübt nach Haufe, den Ausgang 
dieſes Sturmes gemärtigend, und ohne von irgend einer Behörde mehr 
Hilfe zu finden, als von der mit mufterhafter Ordnung geleiteten Bürger: 
garde Zürichs. Nachdem ich vielleicht eine Stunde bafelbft verweilt hatte 
und ein Mitglied des Regierungsrathes, das ſich bei mir eingefunden hatte, 
ebenfalls in feine Wohnung geleiten laſſen Lonnte, wurde ih erfucht, auf 
das Stadthaus zu kommen, wofelbft ich einige Mitglieder des Staatsrathes 
antraf, welche mich aufforberten, mit ihnen Hand in Hand und mit Zuzug 
der ebenfalls anmejenden Männer, deren Namen Ahnen befannt find, zu 
Herftellung der Ordnung und zu Verhütung nachtheiliger Folgen für Kanton 
und Stadt und für Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, zur Auf: 
ſtellung einer proviforishen Behörde Hand zu bieten, bis der Große Rath 
das Weitere entihieden haben werde. Ich mwilligte nad Weberlegung dazu 
ein, und zwar, weil ich einfahb, daß 1) ohne eine folde Behörde (und 
gerabe fo zufammengefeßt, wie fie fi bildete) für Stadt und Kanton Zürich 
ein höchft gefährlicher anardischer Zuftand drohte. — Die Vollsmafjen hatten 
fi von Stunde zu Stunde vermehrt, und wenn fie [don ziemlich gut bis: 
ponirt erſchienen, fo Fonnte doch Niemand vorausjehen, wie lange ohne 
obere Behörde eine Leitung möglich fein würde. — 2) Weil ih mich viel: 
fältig überzeugt hatte, daß in ber gegenwärtigen Stellung Zürichs, als eid— 
genöffiicher Vorort, und bei der Anmejenheit der hohen Tagſatzung nur das 
bisherige Tagfagungspräfidium eine Garantie gegen voreilige und fehr 
gefährliche Antervention der Eidgenoſſenſchaft geben könne, eine Intervention, 
welche zweifeläohne aus guten Abfichten anerboten oder bejchloffen worden 
wäre, melde aber Ausbrüche eines ſchrecklichen Bürgerkrieges ganz unzweifel- 
baft herbeigeführt hätte; und endlich 3) weil ih hoffen Fonnte, durch eine 
ſolche Theilnahme an einem Proviforium jeden Ausbruch zu verhüten, die 
in jolden Zeiten fonft überall nur allzu Leicht außbrehen. — Go und in 
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feiner andern Abficht, mit redlichem und vaterländiſchem Sinne, bradte ich 
diefes vielfach mißdeutete Opfer meiner Perjönlichkeit, und ich hege die feite 
Ueberzeugung, daß, hätte ich folches nicht gethan, noch mehr Vorwürfe als 
jeßt auf mich gefallen wären. — Ueber die Arbeiten des provijortichen 
Staatsrathes find Sie jhon genügend berichtet. Mit blutendem Herzen 
ftimmte ich zu feinen Anträgen, befonders zu denen, welche dur Auflöfung 
und Noconftituirung ganzer Collegien den Rechten mander von mir hoch— 
geachteten und theuer geichägten Gollegen jehr nahe treten. — Nevolutionen, 
wie die gegenwärtige, haben zwar immer in ihrem Gefolge folche Umgeſtal— 
tungen, aber wenn in Republiken dergleihen Erjcheinungen fi oft wieder: 
holen, jo erihüttern fie den Glauben an den feiten Beſtand des ganzen 
Staat3gebäudes, fie untergraben die Hoffnungen, daß jih Männer von 
großem Verdienft und Tatriotisinus feinem Dienjte hingeben werden, und 
fie bringen nod Gefahren mander andern Art, die ich nicht andeuten mag. 
Die gegenwärtige Zeit der Aufregung ift vielleicht nicht geeignet, ſolche Be: 
trachtungen zur Beherzigung zu empfehlen, und dennoch finde ich mich pflichtig, 
im Intereſſe des ganzen Kantons, des ganzen Vaterlandes folde zur Sprache 
zu bringen. Hören Sie auf meine Stimme, auf meine perfönlide Weber: 
zeugung! — Die Berlufte, die wir gemacht haben, find ohnehin ſchwer zu 
erfegen. Der Tod meines unvergeklichen Freundes Hegetſchweiler, die frei: 
willige Entfagung anderer Collegen find ſchon fchmerzlih genug, und glauben 
Sie nit mir, fondern der unerbittlihen Geſchichte, welche Ihnen jagt, daß 
perſönliche NRevolutionen nur allzu fchnell Neactionen rufen. IH weiß es 
wohl, daß man nun einmal glaubt, die Wohlfahrt des Ganzen erheiiche 
folde Opfer; allein dann bitte ich, bejonders auch die freiwillig gebrachten 
zuerjt anzunehmen, und zu diefen zähle ih voraus auch meinen Namen. — 
In bin in dem Augenblide der Gefahr abjihtlih nicht auf die Seite 
getreten, um weder den Schein der Entziefung vor der Gefahr auf mid 
zu laden, noch perfönlih durch Weggehen anderen Gefahren zu rufen, und 
endlih, weil ich die Weberzeugung nähre, es jet ernſte Bürgerpflicht, in 
folhen Momenten vor Allem aus den Staat aufreht zu erhalten, und jollte 
auch die Regierung in ganz andere Hände übergehen. Aber jet ift ber 
glüdlihe Moment da, wo ich leicht zu erjegen bin; nehmen Sie dieſe 
meine feierlide Erflärung gütig auf und wählen Sie einen tüchtigern und 
umfihtigern Führer. Vermehren Sie nicht das ohnehin Herbe und Schmerz: 
lihe der Vorwürfe, die eine Zukunft genauer prüfen und würdigen wird, 
mwonit man eine Verwerfung dermalen rechtfertigen will. Seien Sie über: 
zeugt, nur dann wird es Ihnen möglich werden, Ihre neue Hohe Aufgabe 
volljtändig im Intereſſe des Kantons zu erfüllen, wenn Sie gereht find 
für die Vergangenheit, billig für die Gegenwart und ftreng für die Zukunft. 
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Doch verzeihen und entihuldigen Sie den Manne die Worte, die er nad 
Ueberzeugung zu Ihnen ſprach. Er verlangt Nichts, als mas Alle im 
Herzen tragen, die Wohlfahrt des Paterlandes, und mögen Leidenfchaft und 
Parteihaß ihn perfönlih auch verfolgen, er wird dennoch, fo lange er es 
mit UWeberzeugung der Nothmwendigfeit und Nüslichfeit feiner Mitwirkung 
thun Fann, unentwegt alle Opfer diefem großen Zweck freudig bringen, und 
er hofft au, die Zeiten feien noch nicht vorüber, wo ein wahrhafter Pa— 
triotismus Gehör findet. — Ich war Ahnen Wahrheit fhuldig; ich habe 
fie Ihnen rein und offen vorgetragen, und ich bitte Sie, überzeugt zu fein, 
bag es mir nie um etwas Anderes zu thun fein wird, als um Wahrheit 
und Recht. Gott fegne unfer Vaterland !“ 

Nahdem der Große Kath fi conftituirt hatte, wurde Altoberrichter 
Uri von Züri zum Präfidenten und Negierungsrath Melhior Sulzer zum 
Dizepräfidenten, Johann Jakob Heß wieder zum Amtsbürgermeifter und 
Conrad von Muralt zum zweiten Bürgermeifter gewählt. Diefer Letzte ſprach: 

„IH bin ſchamroth über bie Ehre, die Sie mir erweilen. Gie for: 
bern von mir das größte Opfer, das ich in meinem Leben zu bringen nod) 
im Falle war. Ich foll dem Baterlande den Abend meines Lebens fchenfen. 
Ich bin zu alt, um mich verblenden zu laſſen durch äußere Ehre. Aber e3 
gibt Augenblide, wo man alle feine Wünfche dem Allgemeinen unterordnen 
muß. Ich befinde mich in einer folden Stellung. Ich bin bereit. Aber 
ih knũpfe meine Zufage an einige Bedingungen, und ich ſchwöre bei Gott, 
der mich hört, daß wenn dieſe Bedingungen nicht erfüllt werden, ich jogleich 
wieder zurücktrete. Die erfte der Bedingungen ift, daß die Freiheiten, 
welche dur die Verfaffung dem Wolfe gewährt find, nie und nimmermehr 
getrübt werden. Einmal gegeben und einmal gefhworen, bin ich ein Mann, 
der fein Wort zu Halten verfteht. Meine zweite Bedingung ift, daß das 
Negieren möglich gemacht werde, daß die Mitglieder der Behörden und alle 
Männer, die öffentlihen Einfluß haben, mit dazu beitragen, Leidenichaften 
zu befänftigen, ftatt fie zu weden, die Mäßigung als das einzige ftabile 
Prinzip zu fihern, und feine Verfolgungen zuzulafjen. Die dritte Bedin— 
gung will ih nicht ausſprechen, weil ich hoffe, ſie werde nie nöthig werden, 
ausgeſprochen zu werden. Ich erwarte, daß das erſt gewählte Mitglied das 
Baterland eben fo im Auge behalte und feine Stellung in der Eidgenofien- 
ſchaft bewahre, um nicht zuzugeben, daß der Ehre des Kantons Züri zu 
nahe getreten werde. Soll id Ihnen die Grundſätze nennen, mit denen 
ih in die Regierung trete? Wenn mein öffentliches Leben Ihnen biefür 
feine Bürgihaft gibt, fo werden es auch einige Worte nicht vermögen. 
Meine Beitrebungen find: Treue dem Vaterlande im Staate, in Verwaltung 
der Gerechtigkeit, in ftrenger Deconomie, in der Kirche, in ber Schule 
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Schwer ift nun die Aufgabe der Regierung, Mißgriffe find unvermeiblich, 
und unhaltbar ijt die Stellung, wenn man dafür gleich verfegert wird. — 
Dies mein Glaubensbekenntniß. Ich werde nie anders ſprechen, ich habe 
nie anders geiprocden. 


Sie häufen Würden auf Würden, Bürden auf Bürden. Weit ent: 
fernt, daß ein folches Zutrauen mich ftolz machen follte, ftimmt es mich zur 
Wehmuth. Ach bitte Gott, daß er meinen Willen unterftüge, zum Beſten 
de3 DVaterlandes beizutragen. Dem geftern Gefagten will ih nur nod 
einige Worte über mein Berhältniß zur Eidgenofienichaft beifügen. Warme 
und treue Liebe zum ſchweizeriſchen Vaterlande hat von Jugend auf mein 
Herz befeelt. Sie ift nie erfaltet. E3 war ſtets meine Ueberzeugung, daß 
nur Mäßigung, Beſcheidenheit und Achtung der Rechte Anderer die wahre 
Politik der Schweiz feien, indem der Schwächere nie ftärfer it, als wenn 
er befcheiden und mäßig ift. Ich wünſche, dak ber Geilt jenes Nicolaus 
von der Flue über unfer Vaterland fomme. Ihm gelang es, die erzürnten 
Eidgenofjen wieder zun Frieden zu bringen. Mögen Sie Alle die Gefin: 
nungen jenes Nicolaus fi aneignen und Ruhe und Eintradht in der Eid— 
genofienfhaft ftiften. Um dazu zu gelangen, muß Jeder feine eigene Leiden: 
ſchaft darniederhalten. Es kann nicht genug wiederholt werben: Beherrihung 
feiner ſelbſt ift die erfte Pflicht eines Mannes, ber irgend eine öffentliche 
Stelle befleiden will.“ 

Die beiden Sulzer, Eduard und Meldior, von Winterthur, ſowie 
Meier und Hüni wurden wieder in die Regierung gewählt. Dr. Bluntſchli 
und Heinrich Moufion kamen neu in bie Regierung, ſowie Freiherr von 
Sulzer-Wart, Wild, Bindihädler, Eſcher-Schultheß, Eßlinger n. m. Das 
Obergericht, das Criminalgericht, da8 Kantonalverhöramt, die Staatsanwalt: 
haft, der Kirchenrath und der Erziehungsrath wurden ebenfalls neu beftellt, 
fo daß alle oberen Kantonsbehörben neu geichaffen daftanden. Als Tag: 
faßungsgejandte wurden dem Amtsbürgermeifter die Hegierungsräthe Melchior 
Sulzer und Dr. Bluntſchli beigegeben. Der Große Rath erließ eine Amneftie 
über alle politischen Vergehen und Verbrechen, beguadigte die Brandftifter 
von Liter und trat vom Giepenerconcordat zurüd. Der neue Große Rath 
zeigte dem Volke nad dem Vorſchlage von Dr. Bluntſchli den Anfang jeines 
Wirkens in folgender Weiſe an: 


„Iheure Mitbürger! 
Der aus Euerem Schooße verfallungsgemäß Hervorgegange Große 
Rath Hat ſich bereits conftitwirt und fofort feine Berathungen begonnen. 
Die Regierung, welche vor feiner Einberufung in nähere Prüfung 
über bie Lage des Vaterlandes einzugehen hatte und bie geeigneten Mittel 
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aufſuchen mußte, feine jekigen Zuftände vor neuen Erfchütterungen zu ſichern, 
bradte. dem Großen Rathe unter andern Anträgen auch denjenigen der 
Erneuerung ſämmtlicher Kantonalbehörden, welcher nad reiflihfter Berathung 
angenommen worden und Euch im beigebrudten Beichluffe mitgetheilt wird. 

Es zeigte ſich fowohl aus der Berichterjtattung, als aus den einläß- 
lichen Erörterungen des Großen Rathes felbit, daß mit der Auflöfung des— 
felben als Wahlbehörde auch die der ganzen obern Landesverwaltung, fo 
weit ihre mittel: und unmittelbare Ermählung von. dem Großen Rathe 
abhänge, erfolgen müfle, und daß die Neconftituirung derfelben von der 
Nothwendigkeit geboten jei. Der Regierungsrath war factiſch aufgelöst; 
das. Dbergeriht und der Erziehungsrath aber waren theilweife noch aus 
Männern zufammengefegt, die der chriſtlichen Richtung im Volke entgegen: 
fanden. Mehrere von ihnen hatten ſich entfernt und ihre Wiebervereinigung 
würde jeder Regierung, welde in religiöfer und politiſcher Hinficht von den 
ihrigen abweichenden Grundfägen gehuldigt hätte, mannigfache Verlegenheiten 
und dem VBaterlande neue Stürme erregt haben. 

Wie im Jahre 1830 die Nothmwendigkeit, aud) das DObergericht einer 
Erneuerung zu unterwerfen, gefühlt und beachtet worden, jo mußte gegen- 
märtig diefe Nothmendigkeit um fo gebieterifcher Hervortreten, als feither der 
Grundfag der Trennung der Gewalten ſchärfer durchgeführt worden ift. 
63 mußte die Gefahr einleuchten, dag fi im den höchſten Gerichten eine 
der politifchen und religiöfen Richtung des Volkes und feiner Regierung 
wiberftrebende Partei gebildet und fich dadurch neue Unruhe und Verwir— 
rung verbreitet hätte, ohne daß ein verfaljungsmäßiges Mittel zur Abhilfe 
dagewefen wäre. Die gerechte und umparteiiiche Vollziehung der Geſetze ift 
dur die Perfönlichkeit der Behörden bedingt. Die Wahlgeichäfte des 
Tolles, der Collegien und der Verwaltungen bilden das wichtigfte Recht im 
Staate, von deſſen gewillenhaftem, Hugem und zwedmäßigem Gebrauche das 
Schickſal des Ganzen abhängt. 

Der Große Kath, der das Erfordernig eines völligen Einflanges der 
obern abminiftrativen und richterlichen Behörden mit ihm als das Widtigfte 
betrachtet, wird bei den vorzunehmenden Wahlen jämmtlicher Behörden von 
biefem Gefichtöpunfte ausgehen und dadurd eine heilfame Auffiht ausüben 
über die Adminiftration und die Gerichte in den Bezirfen, damit auch ba, 
ungeachtet die Erneuerung noch nicht ftattgefunden hat, die Grundfäte der 
Gerechtigkeit und Billigkeit vorherrfhend werden und Niemandem Unrecht 
geihehe, welcher politifhen oder religiöfen Partei er auch angehören möge. 
Gleichwie die von übereinftimmenden Grundjägen geleiteten obern Staats: 
bebörben auf die innern Angelegenheiten wohlthätig einwirfen werden, follen 
fe auch nah außen das Vaterland groß, ſtark und achtungswürdig machen, 
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Auf daß ein unverdienter Tadel, unchriftliche Verleumbung und die Stimme 
der Böfen vor der würdigen Haltung des Volkes, vor ber Kraft der Ber 
hörden verftumme. Wohl mußte der Große Kath, daß in einigen Landes- 
gegenden der Wunfh laut geworden, es möchten aud die Bezirks⸗ unb 
Gemeindsbehörben mit den Kantonalbehörden erneuert werben, allein wichtige 
Gründe beftimmten benfelben, darauf nicht einzugehen. Erſt vor wenigen 
Monaten find die meiften Gemeindsbeamtungen und Zunftgerihte neu und 
größtentheild in volfsthümlihem Sinne beſetzt worden; die Bezirkägerichte 
werden im nächſten Jahre theilweile und Pie Wahlcollegien ganz in Erneues 
rung fallen, und von da an, von Zeit zu Zeit, die übrigen Bezirksſtellen; 
bei einer plöglihen Umänderung der Bezirfsbeamteten würde man an vielen 
Orten in Berlegenheit gefommen fein, eine binlänglihe Zahl von Gelhäfts- 
männern aufzufinden, die mit den nöthigen Kenntnifjen ausgerüftet geweſen 
wären, um bie Functionen der Abgetretenen im Sinne einer ſchnellen und 
zuverläffigen Gejchäftserledigung zu übernehmen. Stodung im abminiftras 
tiven und Rechtsgebiete würde die unausweichliche Folge einer jolhen Maß 
nahme gemwejen fein. An die Stelle der nun fo nothwendigen Ruhe und 
Eintraht wäre Spannung, Erbitterung eingetreten; bie Handhabung ber 
Geſetze würde ſchwer, ja unmöglich geworden fein. 

Sollte es wider alles Verhoffen Bezirks: oder Gemeindsbeamte geben, 
welche ihre Stellung mißfennen, und biejelbe, entgegen ihrer heiligen Pflicht, 
zur Unterbrüdung des Nechtes mißbrauchen wollen, danı, werthe Mitbürger, 
wendet Euch mit Vertrauen an die neugemählten Oberbehörden, dort werdet 
Ihr Mräftigen Schutz und firenge Unparteilichfeit finden. 

Mitbürger! Der Große Rath mußte alle Klippen vermeiden, an 
welchen von nun an die Eintracht hätte ſcheitern können; die ganze Volks— 
wohlfahrt wäre fonft auf dem Spiele geitanden; das Staatsſchiff mußte 
aus einer ftürmifhen See in eine friedliche hinübergefteuert werben. Chret 
jeine Führer, denn was fie gethan haben, thaten fie im Hinblid auf den 
Herrn. Derlanget Nichts, was der Große Rath ımbeilbringend erachtet ; 
folget der Stimme Euerer jelbftgewählten Obrigkeit; vertrauet ihrer Einſicht 
und ermuthiget fie dadurch, fih unabläffig mit Euerer wahren Wohlfahrt 
zu beihäftigen. Groß und erhaben ift der Ruhm, den Ihr durch Mäßi— 
gung und das mufterhafte Benehmen, in welchem unverkennbar hohe Mens 
ſchenwürde liegt, in den verhängnißvollen Tagen der jüngften Vergangenheit 
Euch erworben Habt. Es erhalte ſich dieſer ſchöne Sinn, biefe herrliche 
Kraft der Seele, damit Gott ferner gnädig fei dem theuern Baterlande : 
Er fei mit Eu und mit uns!“ 

Die Angelegenheit von Dr. Strauß im Kanton Zürih war in meinem 
Leben eine entiheidende. Darum habe ich fie auch vollftändig und actens 
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mäßig geben und die Darftellung ber Schlag auf Schlag folgenden Haupt: 
ereigniffe nicht durch Nebenfahen und durch meine Urtheile jtören oder 
unterbrechen wollen. Die Zeit zu diejen Nahholungen ift nunmehr da. 
Mein Wirken in diefer tief eingreifenden Angelegenheit war im öffentlichen 
Leben ein boppeltes, nämlich dur die Preſſe und als Mitglied des Großen 
Rathes. Es fat fich beides darin zufammen, daß ich den Kampf gegen 
bie Berufung von Dr. Strauß billigte, den Kampf gegen die beftehende 
Regierung ober deren Umſturz wmißbilligte — mit dem Weſen ber züricher 
Bewegung war ich einverftanden, mit der Form derjelben nicht. Der zweite 
Staatsjchreiber, Bernhard Meier, gab, wie ſchon wiederholt erwähnt worden, 
mit mir die fchweizerifhe Bundeszeitung heraus. Nach der Vertheilung, 
welche wir vorgenommen hätten, traf es ihm, in der Bundeszeitung die 
Angelegenheiten von Zürich zu behandeln. Er fprad feinen Unwillen gegen 
bie züricher Bewegung unverholen aus. inige Mal ließ ich ihn gewähren, 
nachher machte ih ihm vom Standpunkte politiiher Klugheit, welden er 
jeberzeit für einen der höchſten erachtete, einige Bemerkungen und Einwen— 
dungen, worauf er einlenfte. Endlich ergriff ich felbft die Feder, denn vers 
tragagemäß ftand mir die Oberleitung zu, und erflärte die Berufung von 
Dr. Strauß geradezu als eine Verfaſſungsverletzung durch folgenden Artikel, 
welher am 15. März erſchien: 

„Nahdem man aus biefem Befchluffe des Erziehungsrathes verninmt, 
daß der Negierungsrath nicht befugt ſei, von fi aus zwei Profefjoren der 
Dogmatif anzuftellen, fondern biefür fogar die Vollmaht vom Großen 
Rathe fich erft erwerben müßte, jo hat die Berufung von Strauß num gar 
feine Entihulbigung mehr, fondern erfcheint als nichts Anderes, denn als 
eine ſchreiende Berfaſſungsverletzung, welche nur durd eine voll: 
fändige Aufhebung des Beichluffes, durch unbedingten Rückruf der Be: 
rufung be Strauß von Seite des Regierungsrathes gut gemacht werden 
fann. Die Stimme von mehr als 35,000 Bürgern, welche fich Testen 
Sonntag für die Adrefie der 22 Abgeordneten des Gentralconmittee aus: 
geiproden, wirb, wenn nicht ben Negierungsrath, doch den Großen Kath 
am 18. zur Befinnung bringen. Umſonſt wenden bie Freiſinnigen, die 
Berdienfte Zürichs um die Freiheit der ſchweizeriſchen Nölferichaften hervor: 
bebend, die Augen auf ihre Eidgenofien. Ohne für diefen Augenblid 
Zürih den Nuhm jener Verdienfte zu fehmälern, Halten mir einen Feldzug 
gegen das züriher Bolt für Aufrehthaltung einer Verfaſ— 
fungsverlegung, einen Feldzug gegen EChriftus für Strauß, 
bei dem Tebendigen Ehriftusglauben, der zum Glücke noch in allen Völker— 
haften der Schweiz wirkt, für eine baare Unmöglichkeit. Sobald aber die 
Regierung ihren Strauß aufgibt und das Centralcommittee dann noch weiter 
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geht und die Verfaſſung von Ariftofraten oder Geiftlichen angegriffen und 
gefährdet werden will, wie Einige zu bejorgen fcheinen, dann rufe die Regie 
rung — bie Kantone werden ihr zu Hilfe eilen, denn fie wollen keine 
Ariftofratie mehr, unter welchem Schilde fie fih auch verftede.“ 

In diefem Artikel liegt meine Anfiht und mein Benehmen in ber 
ganzen Angelegenheit ausgeprägt. Meinem Freunde ſchrieb ih unterm 
17. März: „An der Straußfahe Fonnte ih unmöglich mit den radikalen 
Blättern halten. Ich riß mich los — durch ein Paar entfchiedene Artikel, 
Die Sache ichlägt dem geiftigen Fortfchritte eine tiefe Wunde. Allein dies 
Mal tragen, nad meiner Anficht, die ungläubigen und lafterhaften Rabilalen 
von Zürich allein die Schuld. Sole ſchlechte Streihe werden Manchen in 
die Hände der Conjervativen werfen. Auch ich klammere mich mit inniger 
Herzlichkeit an Chriftus an. Das Leben Jeſu von Neander gefällt mir 
wohl — am beften aber immer Chriftus felbit im Neuen Teftamente. Für 
die Sittlichkeit dürfte die Bewegung von Zürich heilfam ſein. Ich wünſche 
das Abtreten der elenden Häupter vom Schauplage. Allein fo viel Refig: 
nation haben diefe Dejpoten nicht.“ 

Bon den Radikalen in Züri war allbefannt, daß ihre Häupter, wie 
ein Keller, ein Staatsanwalt Ulrih und Andere über die hriftlide Glau— 
benslehre ipotteten und ihre Vernunft vergötterten. Die Gegner nannten 
Keller einen Wucherer; er war als folder felbft über die Grenzen des Kan— 
tons hinaus verichrieen. Alle gaben während ihrer Herrſchaft vielfache 
Beweiſe einer deipotiichen Gefinnung und Handlungsweiſe. So ſehr id 
daher ihre politiihen Anfichten — Volksſouveränität und Rechtögleichheit — 
verehrte, eben fo jehr verabſcheute ich ihre heidniſche Anfiht. Das 
Abdanfen empfahl ich der Regierung von Zürich in der, Bundeszeitung bei 
‚jedem Anlafje, wo jie wieder einen Schritt rückwärts that und jhärfte ihr 
ein, daß eine demofratiiche Regierung, welche das Autrauen ihres Volles 
verloren, nicht mehr regieren könne noch jolle. Bei jedem Anlafie ſprach 
ih aber auch die Vermuthung aus, es werden die radikalen Regenten von 
ihren Sigen nicht weichen. Tie Straußengeſchichte war eine Nierenprüferin - 
für alle Parteien. 

Mit der ihr eigenthümlichen Naferei verfocht die radikale Prefie bie 
Berufung von Dr. Strauß und fiel über die Gegner berfelben her. Ein 
gewiſſer Glück, politifcher Flüchtling aus Deutſchland, - Mitarbeiter von 
Dr. Ludwig Snell, Hatte die jatanische Bosheit, ein Kreisichreiben an das 
züricher Volk, als von Papft Gregor XVI. ausgehend, zu verfaffen, heraus: 
zugeben und im Kanton Züri und anderwärts zu verbreiten. Er ahmte 
darin den Styl der römischen Päpfte nad, lobte das züricher Volk, daß es 
durch Widerftand gegen die Berufung von Dr, Strauß fi zur katholiſchen 
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Kirche wende u. f. w. Der apoſtoliſche Nuntius ſelbſt fand für nothwenbig, 
bad Einfchreiten der Regierung von Zürich gegen diejes ruchloje Machwerk 
zu begehren, welche aber ablehnend antwortete, indem einerfeits nicht an bie 
Achtheit geglaubt werde, anderſeits die Gerichte ſich mit der Vreſſe zu 
befaflen hätten. Darüber fchrieb ih in obigem Briefe vom 17. März: 
„Das Sendſchreiben von Gregor ift von Glück aus Deutichland, der bei 
Proſeſſor Fiiher*) im Haufe ift. Der Peptere nimmt ſich öffentlich des: 
felben jowie Straußens an und befördert dadurch den ihm ſchon lange dro— 
benden Sturz. Mehr nnd mehr komme ich zu der Anficht von Schnell **), 
daß die Deutſchen der Schweiz nicht zum Heife find. Auch Dr. Ludwig 
Snell, dev nah Zürich berufen worden, hat feine Hand wieder im Spiele ; 
er gab durch einen Brief fih Mühe, auch mich für Strauß zu ſtimmen, 
unter Borgabe einer fich entwidelnden Reaction.“ Dieſes war, it und 
bleibt das Geſpenſt, welches die Radikalen jedesmal hervorzanberı, wenn 
ihre Macht in Gefahr ift. Gegen Glück wurde auf das Begehren des 
Biſchofſs von Bajel in Luzern eine Unterfuchung eingeleitet; allein die Fragen 
wurden jo geftellt, daß die Wahrheit Leicht Lonnte umgangen werben und 
Nichts herausfam. Der Biſchof befriedigte fich damit. Der „Eidgenofie“, 
dad Organ von Nobert Steiger, welcher wohl wußte, wer die faliche Bulle 
verfaßt, hatte die Umverjchämtheit, zu fagen, fie fei aus der vömifchen Nun— 
ttatur gefommen, und da man den Zweck verfehlt gefehen, jo habe man es 
abgeleugnet! — Wie immer, wenn ein Volk in Bewegung kömmt, wurden 
die Parteien mit befondern Namen bezeichnet. Straußen hHieken im 
Kanton Zürich Alle, welche gegen das Gentralcommittee und für Dr. Strauß 
waren, Gläubige, auch Glaubensarmee wurden die Anhänger des Gentral: 
commftteed und Gegner von Dr. Strauß genannt. Dabei hatte es aber 
fein Bewenden nit. Man betitelte das Volt auch als Dummföpfe, als 
Pfaffenknechte, als Bafchliren, ald Glaubenshottentotten. Die rabifalen 
Blätter erichöpften fih in den gemeinften Beſchimpfungen gegen die 49,000 
Züricher, welche fih gegen den ungläubigen Nabifalisnus erhoben. Die 
Lüge, die Verdächtigung und VBerleumdung wurde vollen Maßes über fie 
ausgefhüttet.. Die Bewegung des züricher Volfes äußerte ihren Einfluß 
bereits auch in andern Kantonen. Das verdoppelte die Wuth der Kadikalen. 
Ein St. Galler aus dem Unterrheinthale jammerte darüber: „Durd die 
traurige Straußgeſchichte wurden die katholiſchen Rothſtrümpfe im ganzen 
Kanton St. Gallen gewedt, ermuthigt. Das ift Thatſache. Der refor: 
mirte Strumpf hat ji zumal im Nheinthale, der Heimath des Boten, auf 


”) Profeffor ber Theologie in Luzern. 
**) Im Burgborf, K. Bern, 
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den Gemeinden ſehr fühlbar gemadht, und wurde von Ginfihtigen auf 
fhon vor zwei Monaten befürchte. Das fromme Religionsgetöſe war freilich 
nie fo arg, wie im Kanton Züri; doc aber bis an die öftlichfte Grenze 
bedeutend hörbar und wurbe um fo gefahrverfündınder, da ſonſt aufgeflärte, 
freijinnige und fehr populäre veformirte Geiftlihe anfingen, aus vollen 
Baden in die Religionslärmtrompete zu blajen und tobend das chriftliche 
Kalbjell zum Religionsfturme rührten, von Kanzeln herab wie am Mofts 
tiiche die züricher Juriften und Doctoren wie die heimifchen als Gottes: 
leugner, Antichriften, Srrlehrer und weiß Gott was, ausſchrieen. Glaubt 
der Bote diejes nicht, jo mag er in feinem Heimaththale herummandern und 
jehen, wie weit es bie Ianghofigen ſchwarzen Lärmer beim Volke 
gebracht Haben. Ich fiehe ihm dafür, hat er becatirtes Tuch an feinem 
Rode, fo werden die Bauern ihm boden Lüzel Religion und Chrijten: 
thum zutrauen I” 

In den Kantonen Aargau und Luzern fanden in einem Jahre bie 
Derfaflungsrevifionen bevor. Die Radikalen zitterten vor dem Einflufie 
der züriher Veränderungen auf diefe beiden Kantone. Als daher am der 
Tagſatzung die Blüthe des fehweizeriihen Radikalismus, Schulthei Neuhaus 
von Bern, Eafimir Pfyffer von Luzern, Landammann Munzinger von Solo: 
thurm, Landammann Baumgartner und Staatsjchreiber Steiger von St. 
Gallen, Landanımann Eduard Dorrer und Präfident Siegfried von Aargau, 
Staatsrath Druey und Großrath Briatte von Waadt, Dr. Barmann von 
Wallis, zuſammenkam, fehlte e8 nicht an ihren Räthen an die zürcheriſche 
Regierung, feit zu bleiben und dem Treiben des Eentralcommittees Schranken 
zu jegen. Bei den Gefandten Zürichs, Dr. Friedrih Keller und Oberſt 
Weiß, fanden natürlich diefe Räthe den beiten Klang. Ihnen' ift vermuthlich 
der Beſchluß ber Regierung vom 23. Augftmonat zuzufchreiben, weicher dem 
Gentralcommittee Anlaß zu feinen weitern Schritten gab. Die Bundes: 
zeitung fagte unterm 3. Herbitmonat hierüber: „Der Stein ift geworfen, 
auf weſſen Haupt er fällt, it no ungewiß. Gin ruhiger Beobachter in 
der Ferne konnte in allen bisherigen, öffentlich gewordenen Schritten des 
Centralcommittees nichts Verfafiungs: und Gefegwidriges wahrnehmen. Er 
fand darin vielmehr eine treue Nahahmung Alles defien, was der jetigen 
Negierung Urfprung und Dafein gab, Alles deſſen, was bie erbittertiten 
Feinde des entralcommittees im Großen Nathe durch Gelege und Beichtüfle 
gewährleiften und gegen jeden Anariff fihern ließen — nämlich die Aus: 
übung des Rechts freier Meinungsäußerung, des Petitionsrechtes und bes 
Rechtes zu Vereinen und Volksverſammlungen. Der vieldeutige, mit feiner 
offenen Entihiedenheit abgefahte Regierungsbeſchluß vom 23. fcheint diele 
Anfiht zu rechtfertigen. Ein ruhiger Beobachter in der Ferne hielt bafüt, 
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das Sentraleommittee werbe, nachdem e8 feinen Hauptzwed, die Entfernung 
von Strauß, errungen, durch jeine Addrefien an bie Kirchgemeinden, worin 
8 auf Verbreitung firhliher Gefinnungen, auf Wahlen in dieſem Sinne 
drang, feine Wirkfamfeit nah und nah abnupen, und ehe das Wahljahr 
für bie Großräthe komme, diejelbe ganz verloren haben, mofern nicht Be: 
ſchlüſſe, wie der ſtraußiſche, diefer Wirkſamkeit felbit wieder neuen Nahdrud 
geben würden. Für dieſen Beobachter iſt daher der boppelfinnige, zwiſchen 
Kraft und Schwäche hinkende Negierungsbeihluß vom 23. unerflärlih. Auf 
jeden Fall aber eriheint er ihm als ein höchſt gefährliher Schritt. Er 
muß wünjhen, dab das unterbrüdte Rachegefühl eines Dr. Keller, Ulrich, 
Enell und Anderer keinen Theil daran haben möge, fondern daß er aus 
einer wahren und Maren Erkenntniß der Lage des Kantons allein möge 
hervorgegangen fein. Denn wahrlih, das Zutrauen und das Anfehen der 
Regierung beim Volke wäre nit im Stande, ihn aufrecht zu Halten. Wün— 
ſchen muß der Baterlandsfreund, daß die Negierung des Kantond Zürich 
niht durch einen überflüfigen Beſchluß eine Bewegung abermal hervor: 
gerufen Habe, welche die hohen Güter alle, die der Kanton Zürich und Die 
ganze Schweiz durch die Wiedergeburt im Jahre 1830 errungen, auf das 
Spiel jege. Fürchterlich wäre die Verantwortlichkeit, wenn das Spiel vers 
loren ginge.“ 

Als diefe von mir ausgebrüdte Beſorgniß in Erfüllung ging, ba 
machten ſich die radifalen Kantone, wieder jo gut fie mochten, auf die Beine, 
um die finkende züricher Regierung aufrecht zu erhalten. Noch am 6. Herbft- 
monat ging die Gelandtihaft von Bern auf das Poſthaus und begehrte 
Gehör. Die Kegierungsräthe Hegetichweiler und Zehnder wurden abgeorbnet, 
zu vernehmen, was fie begehre. Schultheiß Neuhaus mahnte zur Feſtigkeit 
und ftellte der Negierung von Züri die Hilfe der Stände des Siebener: 
eoncordates, und namentlih Berns, in Ausfiht. Allein biefür war es zu 
ſpät. Nachdem die Ereignifie vorüber waren, mollten die Gefandtichaften 
der Siebenerconcorbatsftände, Bern, Luzern, Solothurn, St. Gallen, Nar: 
gau, Thurgan und Bajelland, die neue Ordnung der Dinge in Zürich nicht 
anerkennen und erließen an die übrigen Sejandtihaften folgende Erklärung: 

„Die unterzeichneten Standesgejandtichaften eröffnen den Gejandtichaften 
ihrer hohen Mitftände, was folgt: 

Den BVorfchriften des Bundes zufolge mweilten fie feit Anfang bes 
Heumonats in der Hauptitadt des Kantons Zürih. Sie nahmen Theil bis 
und mit dem 4. Herbitmonat an tem Berathungen der eidgenöffiihen Tag: 
fagung. Bermöge der von ihren Gommittenten, den Großen Näthen, 
empfangenen Inftructionen und Aufträge liegt in ihrer Pflicht, für ununters 
brochene Fortſetzung diefer Berathungen beforgt zu fein und ihrerſeits Nichts 
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zu verfäumen, maß bie einzelnen Standesgefandtfchaften im SHinbli* auf 
gemeinvaterländiiche Anterefien zu leilten vermögen und berufen find. Seit 
dem 6. Herbitmonat find die Verrichtungen der Tagſatzung unterbrochen 
und ift die Leitung der Bundesangelegenheiten im Strome anardifcher Be: 
ftrebungen desjenigen Kantons untergegangen, deſſen verfajjungsgemäße Bor: 
fteher fie nach den Borfchriften des Bundes ausgeübt hatten, deſſen nuns 
mehrige Häupter aber, jener Eigenschaft entbehrend, fie nicht auszuüben 
befugt find. Die unterzeichneten Gefandtichaften, fih auf den nächſten Zweck 
ihrer gegenwärtigen Erklärung beichränfend, wenden ihre Blide hinweg von 
den Ereigniſſen, welche die Auflöfung der verfafjungsmäßigen Gemwalten im 
Kanton Zürich herbeigeführt, und die dem unerbittlihen Urtheil der Geſchichte 
nicht entgehen werden. Sie können fich aber, jener Vorgänge wegen, ihrer 
Berpflihtungen nicht entbunden erachten. Sie haben unmittelbar im Augen: 
blicke des Sturzes der verfafjungsmäßigen Ordnung vom 6. diefes Monats, 
dann wiederholt am 11., jedesmal im allgemeinen Konferenzen, verlangt 
und angetragen, daß bie hohe Tagſatzung, beftehend aus den mit anerfannten 
Greditiven noch verjehenen Gejandtihaften von 20 Ständen; — demnad 
aller, mit Ausnahme der Kantone Zürich und Wallis — unter der einſt— 
weiligen Leitung des der bundesgemäßen Rangordnung zufolge nächſten 
Kantons, ihre Verrichtungen fortfege, und daß fie diejenigen Mafregeln 
anordne, welche zu ununterbrodener Beforgung der Bundesangelegenheiten 
erforderlid jein dürften, 


Ihre Wünſche und Anträge find bis zur Stunde noch nit in Erfül: 
lung gegangen. Durch folde Zuftände von Schwanfung und Unterbredung 
find die eidgenöffiihen Angelegenheiten vielfaher Gefährde ausgelegt, Ehre 
und Würde des Bundes in hohem Grade blofgeitellt. Die unterzeichneten 
Geſandtſchaften erflären in Folge deſſen: 


1. Sie entichlagen fig jeder Verantwortlichkeit, bie aus der einge: 
tretenen Unterbrechung der ordentliden Berfammlung der Tagſatzung und 
aus unterlafjener Obforge für fortgefegte, befugte Leitung der eibgenöffiichen 
Angelegenheiten hervorgehen Fönnte. 

2. Sie anertennen die am 6. Herbitmonat verfafjungswidrig eingeſetzte 
und nadhträglid am 9. Herbitmonat ebenfal3 verfaflungsmwidrig beftätigte 
propiforiihe Regierung von Zürich keineswegs als vordrtliche Behörde ber 
Eidgenoſſenſchaft. Sie verwahren fi gegen jede Ausübung vorörtlicher 
Funetionen durch dieſelbe und erklären daherige Amtshandlungen, fo viel an 
ihnen fteht, als null und nichtig. 

3. Ste beharren auf der fchleunigen MWieberverfammlung der Tagſatzung 
und der Leitung ihrer Berathungen durch die Geſandtſchaft bes Standes 
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Bern, mit Ausſchluß eines Präſidenten aus der Mitte der proviſoriſchen 
Regierung von Zürich. 

4. Sie werden gegenwärtige Erklärung in der erſten künftigen Sitzung 
dem Protocoll der Tagſatzung einverleiben. — Inzwiſchen iſt den Geſandt— 
haften der übrigen Mitſtände der Beitritt vorbehalten. 

Gegeben in Zürich, den 12. Herbitmonat 1839.“ 

Bei den Conferenzen, welde in dieſer Eeklärung genannt werben, 
hatten vorzüglid Bern und St. Gallen auf entihiedenes Handein, auf 
Verlegung der Tagſatzung nah Baden u. j. w. angetragen, allein es kam 
beide Mal zu feinem Beſchluſſe der Mehrheit. Die Stände Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug, Neuenburg, Teſſin, Baielitadt und Appenzell: Innerrhoden 
waren mit der Negierungsänderung in Zürich zufrieden, Genf und Waadt 
nicht dagegen, Wallis war abwejend und jelbjt in einem Verfaſſungskampfe 
begriffen, Glarus und Schaffhaufen, von jeher die zwei mit Zürich halten: 
den Kantone, waren im Radifalismus noch nicht fo weit vorgerüdt, um die 
fraußifche Regierung um jeden Preis unterftügen zu wollen. Vielen war 
es ein eigentlicher - Troft, daß Amtäbürgermeifter Hei, der Präfident ber 
Tagſatzung, noch aufrecht ſtand; er hatte im Amte nicht gewechſelt. Darum 
ſchickte die Eonferenz eine Deputation zu ihm, um ihn zu fragen, wie es 
mit der Tagjagung eine Bewandtniß habe. Herr Heß erklärte jofort, ev ſei 
der Präjident der Tagſatzung und werde biejelbe zur Zeit wieder bejammeln 
und präfidiren. Die fremden Diplomaten, vorab der franzöfiihe Gejandte 
Mortier, welcher vom Hotel Bauer aus dem Scharmütel auf dem Platze 
freudig zugeihaut hatte, waren über diefen Einfall ganz glücklich und ftatteten 
dem Amtsbürgermeifter ihre Befuhe ab. Der Regierungsrath von Züri 
ertheilte unterm 13. Herbftmonat auf obige Erklärung der Kantonzftändes 
geſandtſchaften folgende Antwort: 

„Den Sefandtichaften zur orbentlicden in der Hauptſtadt des bundes— 
gemäßen eidgenöffiihen Vorortes Zürich verfammelten Tagſatzung ift eine 
vom 12. I. Monats datirte Erklärung der Geſandtſchaften der I. Stände 
Bern, Luzern, Solothurn, Bafelland, St. Gallen, Aargan und Thurgau, 
aus Veranlafjung der im Kanton Zürich in der jüngiten Zeit ftattgefundenen 
Ereignifje, mitgetheilt worden. — Die unterzeichnete, von dem verfaflungs- 
gemäßen Großen Rathe des Kantons Zürih am 9. laufenden Monats dur 
eine an Einmüthigfeit grenzende Mehrheit beftätigte Behörde, welche Namens 
des Kantons und des Vorortes Zürich, theil® zufolge der Kantonsverfaflung, 
theils zufolge des zwilchen fämmtlichen eidgenöſſiſchen Kantonen beftehenden 
Bundesvertrages, bis auf Weiteres die wichtigjten Verpflichtungen ſowohl 
gegen den eigenen Kanton als gegen die gefammte Eidgenofjenihaft zu erfüllen 
bat, darf die anmaßlihe Tendenz jener Erklärung nit mit Stilfhweigen 
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übergehen. Schon eine mehr oder weniger nicht begründete Beſorgniß, als 
wollte vor einigen Tagen der Regierungsrath des Kantons Züri von ein: 
zelnen Standesgefandtihaften eidgenöſſiſche Dazwiſchenkunft anrufen, ober 
als könnte derfelbe eine folhe Dazwiſchenkunft, wenn fie ihm angeboten, 
aufgedrungen werben follte, annehmen, um bie traurigen Zerwürfnifle zu 
ihlihten, welche zwifchen den Behörden und der Bevölkerung des Kantons 
Züri ausgebrochen waren, veranlaßte Ereigniffe, welde bei einer Bevöl— 
ferung, die von weniger gutem Geift für öffentliche Ruhe und Ordnung 
belebt wäre, für den verfafjungsgemäßen Zuſtand des Kantons Zürich ſowie 
für deffen Wohlfahrt von den verberblihften Folgen hätten werben können. 
Kaum ift es gelungen, diefe Beſorgniſſe zu beſchwichtigen, jenen traurigen 
Folgen vorzubeugen, fo verfuden einige Standeögejandtihaften, in der Form 
von Erklärungen an die Gefandtichaften der übrigen Stände, fich in bie 
Angelegenheiten de3 Kantons Zürich in feiner Eigenihaft ala Kanton oder 
als bundesgemäßer eidgenöfjifher Vorort einzumifden, um, fo meit fie «8 
vermögen, die zum Zwed allgemeiner Beruhigung fo nothwendige Befeftigung 
der Behörden zu untergraben, deren Befugnilje zu mißkennen und, wenn 
möglih, eine ſchleunig und aMlfeitig durchzuführende Wiederherftellung ber 
verfafjungsgemäßen Zuftände zu erichwereu. — Der Kanton Züri ifl 
berechtigt, von allen feinen Miteidgenofjen ein bundbesbrüderliches Benehmen 
zu erwarten; viele eidgenöſſiſche Mitftände, ja die entichiedene Mehrheit der: 
jelben, haben ein foldes ihm aus Anlaß ber neueſten Ereignifje bereits 
bewährt, andere werden bei befonneneren Auffafien der Verhältniſſe das 
Gleiche thun; denn ein jeder Kanton weiß zur Genüge, daß feine Souverä: 
nität, auf welche die Bevölkerung in den Kantonen mit vollem Recht fo 
großen Werth ſetzt, nur jo Tange befteht, als die Souveränität aller andern 
Kantone geachtet und unverlegt bewahrt wird; denn eim jeder eidgenöſſiſche 
Stand weiß, daß die Verlegung bumbesgemäßer Verhältniffe, an einem ber 
verbündeten Staaten begangen, den Rechtszuſtand aller Kantone erichüttert; 
denn jeder Kanton weiß, daß die Grundſätze der Verfaſſung — und ber 
Kanton Züri will die feinige jelbititändig bewahren und wieder befeftigen — 
über den Perfonen ftehen, die im Getriebe von Leidenihaften leider nur zu 
oft über fich jelbft vergejien, was dem Vaterlande Noth thut, was fie dem: 
felben fhuldig find. — Im Namen des eidgenöffiihen Standes und Vore 
ortes Zürih, im Namen des Großen Rathes, der und unſere Befugnifle 
beftätigt und ertheift hat, und desjenigen Großen Rathes, in befien Schooß 
wir in wenigen Tagen unfere Befugniffe zurückgeben werben, verwahren wir 
uns daher auf das Entſchiedenſte gegen eine jede unmittelbare oder mittel: 
bare Einmifhung in die Angelegenheiten des Kantons Zürich, welche einzelne 
Standesgefandtfhaften unbefugtermaßen verſucht Haben oder noch verſuchen 
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fönnen; gegen eine jede Einwendung, durch welche, entgegen dem entſchiedenen 
Willen des Großen Rathes, unfere amtliche Stellung als oberjte Verwal: 
tungsbehörde des Kantons und des bundesgemäßen eidgenöffiichen Vorortes, 
oder diejenige unſeres Präfidenten, des Herrn Amtsbürgermeifterd Heß, in 
feiner Eigenſchaft als Tagiakungspräfident im mindeften bejchränft oder 
gelähmt werden wollte. — Wir Lönnen folde Einwendungen gegen bie 
bundesgemäße Stellung de3 Amtsbürgermeifters des Kantons Züri noch 
um jo weniger zugeben, als der Präfident der außerordentlihen Tagſatzung 
des Jahres 1831 während 3 vollen Monaten ohne Widerjpruh von Seite 
irgend welcher Gefandtihaft von einem Großen Kath feine Ernennung 
erhalten hatte, zur Zeit, als deſſen verfaffungsgemäße jelbftftändige Wirk: 
famfeit dur einen in das Leben getvetenen, von feiner Seite handelnden 
Berfafjungsrath bereit entichieden gehemmt war; während die Behörden des 
damaligen vorörtliden Kantons Luzern nur kraft eine außerorbentlichen 
Decrets jenes Großen Rathes vom 10. Ehriftmonat 1830 noch eine einfts 
weilige formelle Exiſtenz bewahrt hatten. — Kraft feines Amtes und der 
dem Kanton Zürich, zufolge des Bundesvertrags, dermalen zuftehenden Stels 
lung eine3 eidgenöfftiihen Vorortes wirb unſer Präfident daher auch die 
ordentlihe Tagjagung jo bald wieder zu ihren Sitzungen verfanmeln, als 
die überhäuften Gejhäfte, die demjelben dermalen obliegen, es gejtatten, 
oder als von Seite einer Anzahl von Gejandtichaften an denjelben befondere 
Begehren gejtellt werden follten. — Uebrigens werben wir die Ehre und 
die Würde des Bundes auch ohne Mahnung von Seite einer Minderheit 
von Kantonen in guten Treuen zu wahren wiſſen, überzeugt, daß diefelben 
nur infofern wirklich geſchirmt jeien, als ein jeder verbiündeter Kanton fi 
ftrenge innerhalb der Schranken jeiner bundesgemäßen Befugnifje und Ber: 
pflichtungen verhält. 


Der Regierungsrath des eidgenöffifhen Standes und Vorortes Zürich, 
In deſſen Namen: 


Der Nmtöbürgermeifter: J. J. Heß. 
Der erfte Staatäfhreiber: Hottinger.“ 


In Luzern erregte die Auflöfung der Regierung von Zürich ein unge: 
meines Aufjehen. Dr. Eafimir Pfyffer, zweiter Gefandter an der Tagſatzung, 
eritattete beinahe täglich Bericht, erzählte die Vorfälle, welche er mit eigenen 
Augen gefehen habe, weil er mitten unter der Volksmenge herumgegangen 
fi. So fandte er unterm 8. Herbftimonat folgenden Bericht: 


„Gin folhes Schaufpiel ward unter den Augen der Tagfagung noch 
nie aufgeführt. Der Würde und Stellung dieſer Behörde wäre es gemäß 
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geweſen, augenblicklich ſich ordentlich zu verjammeln, dem Aufruhr fich entgegen 
zu Stellen, für Aufrehthaltung der verfaflungsmäßigen, von ihr garantirten 
Drdnung einzufhreiten. Statt deſſen begaben fih die Mitglieder dieler 
höchſten Behörde in eine Conferenz, und zwar nicht einmal in ihrem Sitzungs— 
locale, zufammen, wo ſich dann freilich zeigte, daß die Tagſatzung zu feiner 
Schlußnahme gelangen würde und fo fich neuerlih die Hinfälligkeit und 
Ohnmacht diefes politiichen Injtitutes auffallend herausitellte. 


Bei diefer Sachlage hätten nad des Unterzeichneten Anficht die rege: 
nerirten Kantone und vorab die Stände des Siebenerconcordates Fräftigit 
interveniren follen. Allein die meiften diefer Stände hielten fih an der 
Förmlichkeit, daß Fein Begehren um Hilfe vorliege. Wie konute aber der 
Regierungsrat von Zürih Hilfe begehren, wenn er durch Aufruhr aus: 
einandergelprengt war? Es ift durchaus nicht der Fall, daß der Regierungs: 
rath feine Gewalt in die Hände einer proviforifhen Regierung nieder: 
Vegte. Kein Act liegt biefür vor. . Der fogenannten proviſoriſchen Regie: 
rung bat Niemand die Gewalt übertragen, fie hat diefelbe an fi geriffen, 
ufurpirt. Ja fie maßte fi nit nur den Charakter einer Regierung des 
Kantons Zürich an, fondern fie nennt ſich ergänzter eidgenöſſiſcher 
Staatsrath, und die Tagjakung duldet die Ujurpation unter ihren 
Augen. Wer hat diefen Staatörath, fragen wir, ergänzt? Nur dem 
Kegierungsrath fand gemäß der Verfaffung das Hecht hiefür zu. Diefer 
aber bat einen Hürlimann=Landis, einen von Muralt, einen 
Eſcher-Schultheß nicht erwählt und konnte fie nicht erwählen, ba fie 
niht Mitglieder des Regierungsrathes waren. Wer, fragen wir ferner, 
hat den Bürgermeifter Hirzel, der verfafjungsgemäß Mitglied des vorört: 
lihen Staatsrathes war, aus demjelben ausgeftoßen und wo lag das Recht 
dazu? In welhem Lichte erfcheinen die vier Mitglieder des Negierungs: 
rathes, welche in die proviforifche Negierung hinübertraten, oder vielmehr 
ala proviſoriſche Negierung ſich erklärten? Haben fie nicht dadurch bie 
verfafjungsmäßige Gewalt dem Negierungsrathe entriffen und fih an bie 
Spite der Aufrührer geftellt, fie, die als Negierungsräthe der Berfaflung 
und den verfajjungsmäßigen Behörden Treue geihworen und für dieſelben 
Leib und Leben einzufegen angelobt hatten ? 


In welchem Lichte erfheint vor Allem der Bürgermeifter Heß, der 
an den Handlungen des Negierungsrathes lebhaften Antheil nahm und mit 
der Mehrheit zu den ergangenen Beſchlüſſen ftimmte! Der Unterzeichnete 
betheuert bei feiner Ehre, daß gedachter Bürgermeifter Heß am Tage des 
regierungsräthlihen Erlafjes vom 23. Augftinonat, von welchem ber ſich die 
neueften Vorfälle datiren, zu dem Unterzeichneten fagte: „„nunmehr habe 
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der Regierungsrath einmal einen tüchtigen Beſchluß gefaßt; dem Treiben 
des Glaubenscommittees könne man nicht mehr länger zufehen, demfelben 
müfje ein Ende gemaht werden“ u, |. w. Und biefer Mann ftellt fi 
an die Spitze des Glaubenscommittee ! 


Es ſchmerzt den Unterzeichneten fehr, foldes von einem Manne fagen 
zu müffen, gegen ben er die innigfte Freundſchaft hegte. Wie oft verthei- 
digte er denjelben gegen bie Vorwürfe, daß er Secretär des Waldshuter: 
Committee im Jahre 1813 geweſen fei, daß er fortwährend ariſtokratiſche 
Tendenzen hege u. f. w. Gegenwärtig vermöchte er dieſe Vertheidigung 
nit mehr zu führen. 


In dem Kreisfchreiben, weldes die jogenannte proviforifhe Regierung 
an die eidgenöſſiſchen Stände erließ, wird die verfafjungsmäßige Regierung 
als factijch aufgelöst erklärt. Es liegt hierin das Belenntniß, daß dies 
felbe rechtlich fich nicht aufgelöst befinde. 


Ungeachtet das Glaubenscommittee in allen feinen öffentlichen Bekannt— 
mahungen ausſprach, nur auf verfaflungsmäßigem, gefeglihem Wege wolle 
e3 vorichreiten, fo liegt num offen vor den Augen der Welt, daß es auf 
verfaffungswidrigen, ungefeglihem Pfade, auf dem Pfade des Aufruhrs 
wandelte. 


Ein Bolkzaufitand läßt ſich unter Umftänden rechtfertigen, wo nämlich 
die Verfaſſung felbft Feine Mittel der Hilfe für das in feinen Nechten ver: 
legte Volt darbietet, wie ſolches z. B. der Fall war in Frankreich im Jahre 
1830. Im Kanton Zürich iſt diefer Fall nicht vorhanden gewejen. Keine 
Verfaflungsverlegung hatte ftattgefunden., Wollte man dennoch den Regie— 
rungsrath einer folhen bejhuldigen, fo war der Große Rath bereit auf 
den 9. Herbitmonat einberufen. Statt diefen fo nahen Zeitpunkt abzuwarten, 
nahm man zum Aufruhr feine Zuflucht. 


Alles Borgefallene ſoll nun dur die oberjte Landesbehörde, ben 
Großen Rath, fanctionirt und demjelben der Stempel der Legalität aufs 
gebrücdt werden. Es ift dieſes offenbar nur eine neue Höhnung des Rechts. 
Man jest dem Großen Nathe die Piſtole auf die Bruft und fordert feine 
Einwilligung. Wenn jemals der Fall einer Intervention zur Herftellung 
verfaffungsmäßiger Ordnung vorhanden war, fo ijt er es hier. Es fpricht 
joldes der Unterzeichnete unverholen aus, gleihwie er es in dev Conferenz 
der Tagfagung, die inmitten des Aufruhrs ftatthatte, ausgeſprochen hat. 

Uebrigens kann der Unterzeichnete nicht umbin, das Benehmen bes 
Regierungsrathes in Gefahr drohenden Momenten zu mißbilligen. „„Nicht 
Gewaltthätigkeit““ — ſprach Bonaparte einft zur ſchweizeriſchen Conſulta — 
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„„ſondern Schwähe follte man der helvetiihen Negierung vorwerfen: 
Wenn man fid) mit dem Regieren befallen will, fo muß man mit feiner 
Perfon zu bezahlen willen, und ſich tödten zu laffen fähig fein.“ — 

Der Regierungsrath kann ſich ein Flein wenig nur damit entjchuldigen, 
daß ber Derrath in feinem eigenen Schoofe ſaß.“ 


Es wurde aud Negierungsrath Laurenz Baumann nah Zürich geihidt. 
Die beiden Bollverfammlungen machten auf ihn einen tiefen Cindrud, 
Er Fam eigentlich zerknirſcht nah Luzern zurüd und ſprach im Staatsrathe, 
welhem er Bericht erftattete, die Anfiht aus: eine Regierung müſſe den 
Wünfhen und Anjihten des Volkes Rechnung tragen; die von Zürich habe 
in dconomifher Beziehung zu großartige Pläne ausführen wollen und durch 
die Berufung des Dr. Strauß zu jehr die Volksgefühle verlegt. Doch 
raffte der Kleine Rath feinen ganzen Muth zufammen, berief den Großen 
Kath Ion auf den 9,, und diejer fahte am Abend des gleichen Toges ben 
Beſchluß: „die Gefandtihaft auf der Tagfagung zu beauftragen, darauf zu 
dringen, daß die Tagſatzung unverweilt, und zwar bis zur Wiederherftellung 
der Ruhe und verfaljungsmäßigen Ordnung im Kanton Züri, fih an 
einem Orte außer diefem Kanton unter dem Prälidium der Geſandtſchaft 
des Kantons Bern verfammle und eine Commiffion zur Vollziehung der 
Tagſatzungsbeſchlüſſe niederjege, bis die vorörtliche Behörde wieder in bundes— 
gemäße Wirkfamfeit trete. Die Geſandtſchaft wird erflären, daß fie ben 
gegenwärtigen Zuftand der Dinge im Kanton Zürich nicht anerkenne, und 
darauf antragen, daß die gewaltfam verdrängten verfaflungsmäßigen Behör: 
den durch zureichende Macht wieber hergeftellt und geichügt werdeu, um ſich 
frei gegem die oberite Bundesbehörde auszufprehen und in verfaffungsmäßige 
Wirkſamkeit zu treten. leichzeitig wird fie darauf antragen, von biejen 
verfaflungsmäßigen Behörden Beriht und Aufſchluß über die Urfachen ber 
Ereignijje zu fordern, allfällige Beichwerden und Wünſche des Volfed zu 
würdigen, und dannzumal, im Sinne des Prinzips der Nolfsfouveränität 
ſowohl, ald der Gemährleiftung der Verfaflung des Kantons Zürich, zu 
entſcheiden. Sie wird überhaupt zu allen Mitteln Hand bieten, welche die 
obersten Bundesbehörden des Kantons Züri zur Handhabung des verfal- 
fungsmäßigen Zuftandes verlangen.” 


Diefer Beſchluß wurde mit 69 gegen 24 Stimmen gefaßt, drei Mit: 
glieder hatten fi vor der Abftimmung entfernt. Die Abftimmung geſchah 
dur Namensaufruf. Noch nie war eine folde Menge von Zuhörern bei 
einer Situng des Großen Rathes gegenwärtig. 

Ehe ich diefe Angelegenheit fchließe, will ih noch die Tautgegebenen 
Heußerungen zweier anderer Männer über das Ereigniß von Zürich bier 
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anführen; der erite ift Karl Schnell, Bruder von Johann Schnell, welde 
beide in Folge der Napoleonsgefhihte aus den Behörden des Kantons 
Bern getreten find, und Staatsrath Druey von Waadt. 


‘„Da der fchweizeriiche Beobachter von Bern fih bie Mühe gibt, 
meine Privatcorrefpondenz zu beobachten und feinen Lejern zur Kenntniß 
zu bringen, von wem ih Briefe erhalte, fo diene ihm zu willen: daß ich. 
in der That am 8. Herbitmonat 1839 einen Brief von meinem alten und 
lange bewährten, mir jehr jhäßbaren Freunde, Herrn Bürgermeifter Heß 
von Zürich, empfangen habe (mie dies zumeilen geihieht), und daß er mir 
darin, wie natürlih, die legten Ereigniffe zur Kenntniß gebracht hat; damit 
aber der Beobachter noch mehr zu beobachten habe, will ih ihm confidentiell 
mittheilen, was ich dem Herrn Bürgermeifter Heß in Antwort melden werde. 
Ih werde ihm melden: wenn der Regierungsrat von Bern nit bald 
einem Paar Deutſchmicheln den Stand weiters gebe, die fort und fort 
Unkraut unter den Waizen ſäen; unfere Freiheit verumreinigen unb miß— 
brauden ; eine Dummheit über die andere ausheden und hervorrufen; die 
in der Steinhölzliade, der Gonjeillade, der Bonapartiade den großen Blas— 
balg gezogen haben; die noch jegt unſern Hyperradikalen und Nfternationalen 
durch ihre Robhudeleien den Kopf verrüden und fie durch ihr Beräuchern 
zu ihren Marionetten umformen, um jie zu ähnlichen Streichen zu verleiten, 
wie die Zürcher begangen haben — jo ſei es jehr leiht möglich, daß 
auch der Kanton Bern eine ähnliche Kataftrophe zu erleben habe, indem die 
große Mehrheit des berner Volkes dem Treiben diefer Wühler von Kerzen 
abgeneigt fei und ihm zuletzt jelbit ein Ende machen werde, wenn Niemand 
anders die Mühe nehmen wolle, e8 zu thun. Das ijt von Langem ber 
meine Anficht der Dinge, und ich habe feiner Zeit im Negierungsrathe bei 
verſchiedenen Anläffen auf geeignete Maßregeln angetvagen. 

Karl Schnell von Burgdorf.“ 


Staatsrath Heinrih Druey von Laufanne galt ſchon damals als ein 
Radikaler. Er ſchaute dem Volksſturme in Zürih mit Vergnügen zu. In 
den Conferenzen und an der Tagjagung vertheidigte er das züricher Volt 
durch Entwidelung der Bolfsfouveränitätslehre. . ALS ihm Baungartner in 
der Konferenz vom 11. Herbitmonat beweifen wollte, der Abdankungsbeſchluß 
des Großen Rathes von Zürich fei nicht frei geweſen, hätte er ſich wider: 
jet, fo wären die Sturmgloden geläutet und die Mitglieder von rohen 
Haufen niedergemegelt worden; da erwiederte Druey: „Ich gebe zu, daß 
das möglih und alsdann allerdings Schr traurig geweſen wäre, aber es 
wäre dann zugleih mur ein Beweis mehr geweien, daß dev Große Rath 
gegen den fonveränen Vollswillen angeftrebt und daß eben einzig und allein 
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die Abdankung im Bollswillen gelegen fei. Wenn der Souverän aller Reußen, 
Kaifer Nicolaus, einen feiner Minifter oder alle fammt und fonders nicht 
mehr will und ihm beshalb infinuirt, er folle gehen, der Minifter wollte 
nichts deſto weniger auf feinem Boften bleiben und feinem Souveräne 
wiberjtreben, mer wollte wohl den Kaifer zur Nechenfchaft ziehen und es 
ihm verübeln, wenn er einem folden Diener den Tritt in den Hintern gäbe 
oder ihm fogar eine Kugel durch den Kopf jagte?“ Im gleichem Sinne 
ſprach ſich Druey am 23. Hebftmonat in der erften Situng der Tagfagung, 
wo 23 jih um Anerkennung der neuen zürcheriſchen Gejandtihaft handelte, 
aus und erinnerte fih, dab das Dafein des Kantons Waadt und feine 
gegenwärtige Geftaltung „auf zwei Revolutionen von 1798 und 1830 
beruhe.“ Ebenſo pries er im Nourelliste vaudois die Volksmajeſtät, 
welche fih am 6. Herbiimonat in Zürich aeltend gemadt habe. Damit, daß 
Bern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus, Freiburg, Schaffhaufen, 
Appenzell, Graubünden, Thurgau, Teſſin, Waadt, Neuenburg, Genf nnd 
Bafelftadt, mithin fünfzehn Stände und ein halber die Gefandtihaft von 
Zürih anerfannten, waren die neuen Zuftände von Zürich dur die Eid» 
genoſſenſchaft gemwährleifte. Luzern allein verweigerte die Anerkennung 
fürmlid und ausdrüdiih. Die neuen Zuftände von Zürich hatten jedoch - 
in fich felber feinen Halt und veränderten fich darum bald in eine Täufhung 
des DVolfes. Obwohl die Führer der Radikalen am 6. Herbitmonat die 
Flucht ergriffen, obwohl der einzige DBürgermeifter Melchior Hirzel doch 
wenigſtens noch die Form gerettet, indem er am 6. Herbitmonat die Ent: 
lafjung von allen feinen politiichen Stellen einreichte, fo Fehrten fie, mit 
Ausnahme von Dr. Friedrih Keller, welcher nah Deutihland an die Uni: 
verfität Jena, und Oberſt Sulzberger, welcher als Milizinftructor nad 
Balelland gerufen wurde, wieder in den Kanton und fpäter auch in ben 
Großen Rath zurüd. Schon im Jahre 1845 ftand Jonas Furrer von 
Wintertdur als Bürgermeijter an der Spige der Regierung. Doc hievon 
wird Später die Nede fein. Soll ih vom Standpunkte des Rechtes heute 
ein Urtheil über die damaligen züricher Ereigniffe und über mein Damaliges 
Wirken fällen, fo muß ich entjchiedener noch ald damals die Berufung von 
Dr. Strauß als eine Verfaffungsverlegung erklären und mißbilligen und 
demnach dem züriher Volke das Necht zuerfennen, alle verfajjungsmäßigen 
Mittel der Preſſe, der Vereine, der Bittfhriften, felbft der Volfsverfamm: 
lungen zu ergreifen, um biefe Berufung vüdgangig zu machen. Nachdem 
aber diefer Zweck erreicht war, konnten die Mittel, welche das Central: 
committee zur Permirflihung anderer Wünſche anmendete, Faum mehr 
gerechtfertigt werden, da die übrigen Beſchlüſſe der Behörden, gegen welche 
eingefehritten werben wollte, auf gejeglihen Befugnifjen ruhten, welche von 
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den Vorgängern gefchaffen worden waren. Das Bolt hatte fie durch die 
faum vorher vorgenommenen Großrathswahlen gleihjam gebilligt und mußte 
ſich daher bis zu einer verfafjungsmäßigen Gefammterneuerung des Großen 
Rathes gedulden. Zu Gemaltthaten lag weder zureihender Grund noch 
Berechtigung vor, felbft vom Standpunkte der VBolksjouveränität aus. Auf 
Dr. Rahn-Eſcher und Bernhard Hirzel laſtet die Berantwortlichfeit für dem 
Einzug des Bolfes in die Stadt Zürih am 6. Herbitmonat, die Verant- 
wortlichkeit für das Blutvergießen aber laſtet auf dem preußifhen Major 
Uebel, welcher, die Befehle des Oberften Hirzel überfchreitend, dem fried- 
lichen Zuge der Maſſe nah dem Miünfterhofe hemmende Gewalt entgegen= 
geſetzt. Selbſt damals verlangte das Volk nicht die Abdankung und Auf: 
löfung der Negierung, im Gegentheile zerftreute es fih, den Zuzug vom 
Sce abwartend. Die Regierung löste fi auf, ehe der zweite Sturm nur 
im Anzuge war. Zu vermuthen ift, daß diefer fie gejtürzt haben würde: 
zumal wenn fie nicht vollitändig nachgegeben hätte. Allein fie Fam Durch 
thatſächliche Auflöfung dem gemaltthätigen Sturze zuvor. Der Große Kath 
wurde durch moralifhen Zwang, dur die Volfsverfammlungen, zur Abtres 
tung genöthigt, obwohl er diefelbe in einem förmlichen Beſchluſſe ausſprach. 
Er verlegte die Verfaſſung dur Eonftituirung der proviforiichen Negierung 
und duch Anordnung einer Gefammterneuerung des Großen Rathes. Der 
neue Große Rath aber trat in alle Rechte desjenigen Großen Nathes ein, 
welcher ſich felber aufgelöst hatte. Er war wieder cine vechtmäßige Negies 
rung. Die Frage, was die Tagſatzung bundesgemäß zu thun Hatte, als 
ihr Vorort ohne verfaffungsmäßige Regierung war, läßt ſich theoretifch 
ſchwer, praftiih aber ganz leicht beantworten, Nah dem Bundesvertrage 
war der Amtsbürgermeifter des Kantons Züri Präfident der Tagfakung 
und erfter Gefandter oder Stimmführer feines Kantons. Hatte er feinen 
Augenblid feine Gewalt förmlich abgegeben, jo Fonnte er jeden Augenblick 
die Tagjakung einberufen und leiten. So lange die Tagſatzung da war, 
brauchte es nah den PVorfchriften des Bundesvertrags Feiner vorörtlicher 
Behörde, weil dieſe ausdrüdlih vor der Tagſatzung verſchwinden follte, 
obwohl die Uebung anders war. Webrigens Hatte die Mehrheit des vor— 
örtlichen Staatsrathes ihre Befugniffe niemals förmlich abgelegt und bie 
Ausübung derfelben nach längerer Unterbrehung wieder übernommen, 
Gegenüber einem vorörtliden Kantone hatte das Einmiſchungsrecht 
der Tagſatzung Feine andere Negel, als gegenüber jedem andern Kantone, 
Nun aber fchrich der Artikel IV des Bundes vor, dag die Einmiſchung 
anderer Kantone und der Tagfakung nur auf Begehren der betreffenden 
Regierung ftattfinden dürfte. Da aber ſowohl von der Regierung vor, 
als von derjenigen nach dem 6. Herbitmonate jede Einmifhung anderer 
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Kantone außbrüdlich zurückgewieſen wurde, fo durfte die Tagſatzung biefem 
Willen nicht zumiderhandeln. Anders Fonnte fi die Frage allerdings von 
Seite des Siebenerconcordates ftellen. Denn nah diejen war das Be: 
gehren der betreffenden Regierung um Vermittlung, Hilfe und Enticheidung 
nicht nothwendig. Die concordirenden Mitjtände konnten alles diejes von 
fih aus anordnen. Allein diefes Siebenerconcordat war bereit3 jo unvolfs: 
thümlich geworden, daß man nit wagte, davon Gebraud zu machen, und 
darum fih um fo mehr Mühe gub, die Tagjagung jelber zur Dazmwilden: 
Zunft zu bewegen. 


Fünfter Abſtchnitt. 


Die Verfolgungen der Freiſtnnigen im Kanton Luzern 
gegen Kevifionsfrennde und gegen meine Xerfon. 


Zerſchlug ih mich damals in ber züricher Sache, namentlih in Bezug 
auf die Berufung von Dr. Strauß, mit meinen radilalen Freunden und 
Gönnern, fo entftand ein noch größerer Riß zwiſchen und durch die Frage 
ber Verfaffungsrevifion im Kanton Luzern ſelbſt. Es fingen überhaupt im 
Jahre 1839 die Parteien fih zu fcheiden an. Die rabifale Beamtenpartei 
firebte nach Behauptung des Beſitzes. Obwohl ihre Häupter perfönlich unter 
einander verfeindet waren, fo vereinte fie doch gegenüber andern Parteien 
und namentlih gegenüber dem Volke der Selbfterhaltungstrieb. Wie Feuer 
und Waſſer waren 3. B. Cafimir Pfyffer und Jakob Kopp gegen einander, 
vermuthlich von ihrem frühern Berufsleben Her, dann auch wegen Verjhieben- 
heit ihrer Hanblungsmeife, weil Pfyffer mehr zu eingreifendem, durchſchnei— 
dendem Handeln geneigt war, Kopp mehr zum Umjciffen dev Klippen, zum 
Angriffe von hinten. Noch giftiger fanden fih Kopp und Robert Steiger 
gegenüber. Nicht felten hörte man den Erftern den Letztern einen Buben 
nennen, Steiger aber gefiel jih, Koppen ſpottweiſe einen „Siejeler” 
(Kürſchner, was er früher geweſen) ober einen „Fuchs“ zu nennen. Laurenz 
Baumann fuhr oft maßlos über Alle und zumal über Cafimir wegen feiner 
Geſetzesſchmiederei und über Kopp wegen feiner ſchlangenartigen Drehkunſt 
daher. Mit Steiger war er ziemlich befreundet, ſo wie dieſer an Caſimir 
Pfyffer ſich nicht wagte. Steiger war Redaktor des Eidgenoſſen und unter 
ſeinem Nachfolger Johann Baumann Mitarbeiter. Dieſe Alle, ſo wie ihre 
Planeten und Cometen, zumal auch Ludwig Plazid Meier, der Staats: 
anwalt, ſtritten mit allen Mitteln für den Beſitz der Gewalt, für den Genuß 
der Freiheit, zu regieren und Andere zu beherrſchen. Sie bildeten die 
radikale Partei. Ihr gegenüber ſtand die conſervative Partei oder die 
eigentliche Volkspartei, welche im Jahre 1831 von der erſtern um die 
Rechte des Volkes betrogen worden war. Rathsherr Joſeph Leu von Unter: 


330 





Eberfoll war an ihrer Spitze. Er ftrebte wahre Freiheit oder Meifterichaft 
bes Volfes an, fowie Freiheit der von der radikalen Partei in Feſſeln 
geſchlagenen Kirche. Ein tüchtiger parlamentarifher Kämpfer, fowie ein 
ihlauer Bollsmann, ftand ihm Wendelin Koft an der Seite. Die [uzerner 
Zeitung war ihr ſchüchtern auftretendes Organ, fomwie für die Freiheit der 
Kirche die ſchweizeriſche Kirchenzeitung, beide bei Gebrüder Räber in Luzern 
gedrudt. In geiftiger Beziehung ftand diefe Partei hinter der erftern zurüd, 
obwohl Rathsherr Leu mit einem fcharf durchdringenden Geijte begabt war. 
Zwiſchen diefen beiden Parteien ftand eine dritte, der vadifalen in Gefin- 
nung und Grundfägen näher verwandt, ala der Volkspartei, welche aber 
doch auf die Denkweiſe und Bebürfnifje des Volfes mehr Rüdfiht nehmen, 
auf einem etwas längern und fanftern Wege der politifchen und Firchlichen 
Umgeftaltung des Vaterlandes zufteuern wollte. Diefe Partei bemühte ji, 
den Staatzjchreiber Bernhard Meier zu ihrem Haupte zu befommen und 
bediente ſich der ſchweizeriſchen Bundeszeitung als ihres Organs. Das 
eigentlihe Haupt diefer Partei war Burkhard Leu, Profejfor der Theologie 
in Luzern. Durch Profefjor Konrad Tanner, welcher zugleih Bufenfreund 
von Burkhard Leu und Bernhard Meier war, wurde ich in das Intereſſe 
diejer Partei und mit Burkhard Leu im Verbindung gebradt. Auf dem 
Lande war Rathsherr FZurrer in Schongau ihre Stüge, ein ſchlauer und 
gewandterr Mann, mit gefunden DVerftande und Bauernwite. Um Diele 
drei Hauptparteien, wovon aber die von Rathsherr Leu an Zahl weitaus 
bie ftärkjte, die von Profeſſor Leu die ſchwächſte war, drehten jidy noch drei 
Abarten, welde hier auch noch aufgezählt werden müſſen. Es gab nämlich 
noch eine ariftofratifche Partei, welhe in der Stadt Luzern ihren Sit hatte. 
Ihr lange unfichtbares Haupt war Joſeph Mohr, Schreiber des Armen: 
und Waifenrathes von Luzern, ein fehr gewandter, thätiger Gejhäftsmann 
und guter Redner. Das fihtbare Haupt war Dberft Aloy3 Zurgilgens 
d'Orelli, welder jhon im Jahre 1814 den 16. Hornung eine Regierung 
ftürzen geholfen hatte und fich nicht fcheute, bei allen Anläflen der radikalen 
Partei, vorzüglich in der Stadtgemeinde, in die Haare zu fallen. Diefe 
ariftofratifhe Partei, melde im Lande übrigens weder Wurzel noh Sym— 
pathie mehr hatte, ſchloß durch den ehrenfeiten Oberiten Rudolph Rüttimann, 
unter deſſen Befehl Rathsherr Joſeph Leu als Miliz geftanden, ih an 
diefen an und verſchaffte dadurch der radikalen Partei beftändig den Vor: 
wand, die Volfspartei als eine Beute der Ariftofratie zu bemitleiden oder 
zu verbanımen. Der Umſtand, daß der gelehrie Profeſſor Joſeph Wiedmer, 
dad Haupt der Mehrheit der Geiftlichfeit, ebenfalls an Rathsherrn Leu fich 
anſchloß, war den Kadifalen genug, diefen Legtern einen Pfaffenknecht zu 
Ihelten. Die Ariftofratie bediente fich des Waldftätterboten und der luzerner 
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Zeitung als ihrer Organe, jedoch ſelten, weil ſie aus Klugheit und aus 
Charakter nicht ſchreibſelig war. Es bildete ſich zwar zuerſt in der Stadt 
Luzern, dann auch auf dem Lande eine Partei, welche man jetzt die ber 
Proletarier nennen würde, damals nannte man fie die Partei des „Lueg 
ins Land” von dem Dlatte, welches der Stifter derſelben, Joſeph Leonz 
Hunkeler von Schöß, eine Zeit lang herausgab. Diefer Hunkeler hatte in 
feinem Charakter ein feltiames Gemiſch von Religiöfität und Reformfucht, 
von Anſchlägigkeit in Plänen und Ungefhid im Ausführen. Das Schidjal 
hatte ihm furchtbar herumgemorfen, er ertrug es oft ftandhaft, oft fehr miß— 
mutbig. Seit er Zeitungsfchreiber geworden, war er die Zielicheibe der 
Verfolgung vorzüglid von der radifalen Partei, der Verachtung von, der 
ariftofratifchen Partei. Unter der ärmern Klaſſe hatte das Blatt des „Lueg 
ins Land“ verhältnigmäßig nicht unbedeutenden Anhang. Endlich fuchte 
auch die deutfche Nevolutionspartei in Luzern Boden zu gewinnen. Wäh— 
rend der vorörtlihen Geſchäftsleitung von Luzern war ber von Bern ver- 
triebene Dr. Ludwig Snell nad Luzern gekommen, um da feine Räthe zu 
ertheilen. Er führte jedoch meiftens fein Treiben und Leben im VBerborgenen. 
Um fo mehr fuchte der übermüthige Dr. Ehriftian Glück im Offenen zu 
wirfen. Er war bei Profeflor Fifher aus Bayern im Haufe und fchrift: 
ftelferte mit diefem. Er gab den „Wächter am Pilatus” heraus, arbeitete 
an dem „Eidgenoſſen“ und fabrizirte die falſche Bulle wegen Dr. Strauß. 
Ohne Glauben Huldigte er der Nevolution und diente ihr unbedingt, Zur 
Berbreitung des Unglaubens und der Revolution war er fehr geichäftig. 
Die Radikalen bedienten fich wohl feiner Feder, ſowie derjenigen von Ludwig 
Snell, fie pflogen auch mit ihm Umgang, allein fein Treiben und fein 
Unglaube ſchadete ihnen in den Nugen des Voltes, fo daß fie ihm endlich 
gern abtommen mochten und er Luzern verließ. Nach diefer allgemeinen 
Darftellung der Parteien fomme ich num zu derjenigen Stellung, welche id) 
felbft unter denfelben und auch gegen einzelne Perfonen derjelben einnahm. 
Die Gefhichte von Strauß hat den Schlüffel gegeben zu ber Erklärung, 
warum ich mich im vreligiöfer Beziehung von der rabifalen Partei ganz 
geihieden habe. Nicht übergehen will ich, daß der Einfluß des täglich mit 
mir verfehrenden Freundes, Chriftophor Fuchs, welcher in Hinſicht bes 
Glaubens mehr und mehr aufrichtig zur Fatholifchen Kirche zurückgekommen 
war, mächtig auf mich wirkte. Auch mein Gewiſſensfreund Rrofeffor Ignaz 
Rölli weckte mit der ihm eigenen Sanftmuth und Salbung das veligiöfe 
Gefühl und das katholiſche Bewußtſein Tebendiger auf. Dabei war ich aber 
im Anfange weit entfernt, auch meinen firchenreformatorifhen Anfichten 
völlig zu entfagen, mein Mißtrauen auf die Fatholiihe Hierarchie und Geift- 
lichkeit ganz abzulegen. In diefer Hinficht war ich mit den geiftlichen Füh— 
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rern ber oben geſchilderten Mittelpartei nicht blos einverftanden, ſondern 
überbot fie fogar. In politifhen Dingen hatte ih fchon früher die Lehren 
der Volksſouveränität, ber Rechtögleichheit, der Volksfreiheit u. |. w. mehr 
als Wahrheit aufgefaßt, befannt, vertheidigt und ind Leben einzuführen 
geſucht, als meine radikalen Freunde. Mir galt es Ernit damit. Das 
war die Grundurfade, warum ich der Partei des Rathsherrn Leu, welchen 
ih von gleihem Ernſte befeelt fah, mich näherte und mich ihr zulegt an— 
ſchloß, nachdem ich meine Antipathie gegen bie ariftofratiihe Partei, melde 
ihr anbing, überwunden hatte, weil ich fah, daß dieſe ariftofratiihe Partei 
ihre anerkannten Grundfäge nicht durchführen werde, aus Mangel an gei: 
figer und materieller Kraft. 

Mit der ariftofratifchen Partei Fam ich übrigens in feinerlei DBerüh: 
rung, ih war ihr als ein Radikaler, ein Neubürger und Plebejer dreifach) 
verhaßt. Sie hängle mir zumeilen Eine an im Waldſtätterboten, mas 
ich jedoch gemöhnlih mit Verachtung überfah. Bei jedem gegebenen Anlafie 
erhob ich Volksſouveränität und Rechtsgleichheit und eiferte gegen Familien: 
und Städteherrfhaft und Vorrechte. Ueber die Luegindlandpartei theilte ich 
unterm 2. Brahmonat meinem Freunde bie geheimften Gedanken in fol 
genden Worten mit: „Der Lueginsland ift in ben Händen eines Un: 
gebildeten. Ich fenne die Nebaktion. Die Partei, deren Organ diejes 
Blatt ift, refrutirt fi täglich unter der ärmern Claſſe. Die Schonung, 
welche ich gegen diefelbe zeige, geht theils aus meiner innigften Ueberzeugung 
hervor, daß in Kepublifen der Arme jo viel gelte, als der Reiche, theils 
auch aus der Abficht, bei diefer Partei einigen Einfluß zu behaupten, um 
fie von Ertravaganzen abzuhalten. Dagegen wird fie von der herrſchenden 
liberalen Partei mit Hohn und Trotz verfolgt und jo zu einem verzweifel: 
ten Widerftande aufgehetzt, was, wenigſtens nach meiner Anficht, grundver: 
derbli if. Man wirft mir, meines fehonenden Benehmens wegen, Dema- 
gogie vor — ein Vorwurf, der mich weder trifft noch beunruhiget. Den 
Beweis der Demagogie nimmt man auch von meinem Auftreten gegen 
Strauß Her, wobei ih ſowohl aus innerer Weberzengung, als aud aus 
Klugheit fo fprad. Es braudt eine arge Verblendung, wenn man fi 
Mühe nehmen will, dad Luzernervolt für Straußens hohle Ideen zu bes 
arbeiten. Es ärgert die Liberalen von Zürih, daß nicht alle liberalen 
Blätter in ihr dummes Gefchrei miteinftimmten. Mich entihädigen für die 
daherigen Beihimpfungen mein Bemußtfein und das Zeugniß von Niederer 
(der mir eigens darüber fchrieb) und Trorler. Uebrigens habe ih von den 
Straußenartifeln blos etwa zwei ganz kurze gemacht — alle übrigen find 
aus andern Federn gefloſſen.“ Mirflich fchrieben Staatsſchreiber Meier und 
Profefjor Leu die meiften und beften Artikel gegen Straußens Lehre. Nur 
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im Anfange gab ih durch einen Artikel den Fingerzeig, wie ich die Straußen- 
angelegenheit in der Zeitung beurtheilt wiſſen wollte. 

Wie obige Mittheilung fagt, nahm ich wirflih die Lueginslandpartei 
gegen radikale Verfolgungen in Schug. Joſeph Leonz Hunkeler ſchickte im 
Heumonat 1839 einen gewiflen Joſeph Bühlmanı von Neuenkirch im Lande 
berum, um Unterfhriften für eine Bittichrift um VBerfaffungsrenifion, wohl 
auch um Abonnenten für den Lueginsland zu jammeln. Bühlmann wurde gepackt 
und bie Bittjhrift ihm abgenommen, Ich rügte diefes in der Bundeszeitung 
und nahm den Berfafler der Bittſchrift, den Kanzliften Glazmann, in Schuß. 

Furchtbar ergrinmten über meine Artikel der Staatsanwalt Meyer 
und die Mitglieder der Polizeicommiflion, Kopp, Baumann, Widi u. |. w., 
wovon Die zwei Tegteren auch neben mir in der Kanzleicommiſſion ſaßen. 
Nicht nur wollte man dem erften Beginnen einer Verfaflungsrevifion den 
Niegel jchieben, fondern man mollte auch den Kanzliften Glazmann den 
Zorn fühlen laſſen und ihn entfernen. Hingegen war meine Abficht, durch 
die Veröffentlihung den Hemmniffen gegen die Nevifion entgegenzutreten 
und den damals noch fleißigen Glazmann, der unter meiner Aufficht ftand, 
übrigens eine zahlreihe Familie hatte, an feiner Stelle zu ſchützen. Das 
Lestere gelang mir, Ludwig Plazid Meier aber griff mid im Eidgenoſ— 
fen an und warf mir Mangel an Pflichttreue vor, weil ih aus Untere 
ſuchungsſchriften etwas veröffentlichet, ehe die Unterfuhung geſchloſſen war. 
Das veranlaßte mich zu folgender Antwort gegen ihn. 

„Die zehn Artikel, welche die Geſellſchaft des Lueginsland als 
Verfaſſungsbeſtimmungen in dem von Joſeph Glazmann geſchriebenen, dem 
Joſeph Bühlmann von der Polizei abgenommenen Act, aufgenommen hat, 
lauten: 1) daß in der neuen Verfaſſung die Ausübung der Souveränität 
des Volkes durch das Recht des Veto gegen die Geſetze und Wahlen; 
2) daß Rechtsgleichheit im reinſten Sinne des Wortes, -für alle Klaſſen 
und Stäude des Volkes, ohne Rückſicht auf Vermögen, durchgeführt werde; 
3) daß die Bildung der Jugend im Sinne der Souveränität und der 
Rechtsgleichheit überall durch Schulen gefördert werde; 4) daß die freie 
Meinungsäußerung in Wort und Schrift, das Petitionsrecht und das 
Recht zu Vereinen unbedingt gewährleiftet und feinerlei Beihränfung unter: 
werfen werde; 5) daß alle gegenwärtig beftehenden Geſetze fofort durd: 
gejehen und, fo meit fie mit der Bolfsfouveränität, mit der Nechtögleich- 
beit, mit der freien Meinungsäußerung, mit dem freien Petitions: und 
Bereinsreht, mit den Grundſätzen einer einzig auf Beſſerung bedachten 
Strafrechtöpflege, mit einer einfahen und mohlfeilen Civilrechtspflege, mit 
der unbedingteften Gewerbsfreiheit nicht in vollem Einklange ftehen, ſogleich 
und fpätejtens inner ſechs Monaten abgejhafft werben; 6) daß alle Behörs 
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ben, nah Abflug von vier Jahren, durchgängig und gleichzeitig erneuert 
werden jollen, daß Beamtete Feinerlei bejondere Rechte in Bezug auf gericht: 
lihe Verfolgung oder jogenannte Amtsehre anjprechen können; 7) daß bie 
Wahlen in die Behörden an feinerlei Beſchränkung gebunden jeien, jondern 
alle frei und unmittelbar von den Wählern ausgehen follen; 8) daß alle 
Gemeindebeamten ohne Ausnahme, ſowie alle untern Gerichte vom Volle 
felbft gewählt werden; 9) daß die Staatöverwaltung grundjäglich zu Hebung 
gleihmäßigen und allgemeinen Wohlitandes, durch Beförderung des Verdien— 
ftes, des Landbaues und derjenigen Gewerbe, für melde am meiften Geld 
den Lande entzogen wird, angehalten werde; 10) daß bie Gefeke vorzüg: 
lich zum Schutze der Schwadhen, daher zur Verhinderung von Willführ ber 
Keihen und Beamten eingerichtet werden. 

Wir können diefen Punkten nicht durchgängig beijtimmen, verftehen 
bie und da jelbjt den Sinn nit, betrachten fie aber als politiſche Anſich— 
ten einer Partei im Kanton Luzern und ala nichts anderes, Die Art 
und Weife, wie diejelben wollten herrſchend gemacht werden, ſcheint uns uns 
Hug und unwürdig — unflug, weil die Verfaflungsrevifion im Jahr 1839 
auf dem Wege von Bittjhriften zu früh begonnen wird, unmwürdig, weil 
mit dieſem wichtigen Werke bie Bettelei um Vorſchüſſe für ein Zeitungs: 
blatt in Verbindung gejegt wird. Der Lueginsland, wie er gefchrieben 
wird, ohne Redaktion, voll innerer Widerfprüche, verdient die Unterftügung 
des Volkes nit. Allein alles deſſen ungeachtet war in dem ganzen Afte 
fein genügender Grund, Jemanden zu verhören, über den Verein für Ber: 
fafjungsrevijion Fragen zu ftellen u. j. w. Ein joldes Verfahren mußte 
den Gedanken aufregen, es wolle die gerichtliche Polizei durch ihr 
Auftreten gegen den erften ungejchidten VBerfuh zur Förderung der Revi— 
ſionsſache weitern DBerfuhen für die Zukunft von vorneherein entgegen- 
wirken. Wir find aber, wie alle politifden Parteien (feine hat noch einen 
andern Laut von fi gegeben — fogar ber ehemalige Eidgenofje nicht), von 
der Nothmwendigkeit einer Verfafjungsrevifion überzeugt. Ohne in den In— 
halt der Reviſionspunkte einzutreten, Fonnten wir nit mit Stillſchweigen 
übergehen, was ſchon dem eriten Verſuche zu einer Reviſion von der Polizei 
widerfuhr. Ob dabei ein armer Bühlmann, ein Kanzlift Glazmann, ein 
Ariftofrat, ein Bauer oder Herr ind Verhör gezogen wurde, galt uns gleich 
viel. Wir achten vor allem die Kechtsgleichheit, die ungehinberte Ausübung 
der Rechte des freien Bürgers. Im Jahr 1831 war der „Eidgenofje“ 
auch diefer Meinung. Wir glauben nit, daß er dazu geichwiegen hätte, 
wenn man einen Anton Schnider, einen Robert Steiger und Andere von 
Seiten der Staatsanwaltihaft hätte ins Verhör ziehen wollen, weil fie ge: 
gen die erft im Jahr 1829 neu umſchriebene Verfaſſung aufgetreten, poli- 
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tiſche Vereine geftiftet und Volksverſammlungen zufammenberufen haben. 
Zwar mag der Vorfteher der gerihtliden Polizei ſchon damals 
den Unternehmungen diefer Männer nicht ſehr gewogen gemwefen fein und 
jeither feine angebornen politifhen und polizeiliden Grundſätze in fich bes 
wahrt haben; allein der Geift der Verfaſſung und Gefege ift durch jene 
Männer im Jahr 1831 fo umgefchaffen worden, daß jeither alle Hands 
lungen der Bürger in Bezug auf politifde Dinge nad den 
freieften Anſichten beurtheilt werden müfjen. Deffentlihe Blät— 
ter, das mag ſich der „Eidgenofje von 1839 merken, find vorzüglich bes 
zufen, wenn jie ihre Unabhängigkeit bewahren wollen, dieſer milden, im 
Beifte des Republilanismus begründeten Beurtheilungsmweije politis 
her Handlungen Bahn zu breden und dem Umfichgreifen der 
Polizei, welde in Staaten, wo die fsreiheit der Bürger geſichert fein ſoll, 
immer mehr beſchränkt und auf beftimmte Gränzen zurüdgemwiefen wird, mit 
aller Entihiedenheit entgegen zu treten. Thun fie das nicht, fo verlieren 
fie ihre Heiligite Aufgabe au8 den Augen und entweihen das koſtbare Recht 
der Preffreiheit, diejes Palladiums gegen jeglihe Willkühr.“ Uebrigens 
befämpfte ich auch die Lueginslandpartei in ihren politiichen Beftrebungen. 
Es war ein Lieblingsgedanke ihres Stifters, daß im einer Fünftigen Ver: 
faflung der allgemein verhaften Staatsanwaltihaft eine VBolfsanwaltichaft 
(eine Art römifhes Tribunat) entgegengejegt werden ſollte. Die Abnei— 
gung, welche Ludwig Plazid Meier gegen die Staatsanwaltihaft im ganzen 
Volke erregt hatte, ließ mich fürchten, e8 möchte als Gegengift eine Vollks— 
anwaltihaft Eingang finden, und bewog mid, in eine einläßliche Wider: 
legung dieſes Gedankens einzutreten, welche fich jebod einzig an die Sache 
hielt. Die Lueginslandpartei erhielt fih auch noch im Jahr 1840, Hatte 
aber auf die Verfaſſungsreviſion feinen befonderen Einfluß und verſchwand 
bald, weil ihr eine Leitung mangelte. Mit Ehriftian Glüd, dem Agenten der 
beutfchen Kevolutionspartei, brach ich perjönlih feine Lanze. Dagegen 
fließen er und Profeſſor Leu reibend aneinander. Dr. Ehriftian Glück, als 
Flüchtling, übte fi in revolutionärem Treiben. Leu aber fuchte fich eine 
Partei zu bilden, um im Kanton Luzern wenigftens in kirchlicher und päda— 
gogiſcher Hinfiht das große Wort führen zu können. Glück war ein 
Ungläubiger, ein Revolutionär aud auf dem kirchlichen Gebiete, Leu aber 
bat feinen Glauben an Ehriftus gegen Strauß auf eine entjchiedene Weife 
beurfundet und ift in Firchlier Beziehung nur von reformatoriſchem Geifte 
getrieben, ohne übrigens das Weſen angreifen oder mit der Kirche brechen 
zu wollen. Glück war Mitarbeiter am Eidgenofjen unter Robert Steigers 
Zeitung, Leu Mitarbeiter an der Bundeszeitung unter meiner Leitung. Der 
Legtere nun rückte in die Bundeszeitung einen Artikel ein, worin er unter 
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Anderm von dem Eidgenojien fagte: „Schon lange wehte aus dem Blatte 
eine unheimliche Luft dem Vaterlandsfreunde entgegen, welches daher fam, 
daß zu demſelben gewiſſe Burſche, welde für die Zufludtsftätte, die 
ihnen gewährt wird, auf eigenthümliche Weile zu danken gemohnt find, 
ungehinderten Zugang hatten. Möge er num für folde verichlofien werden, 
die fi weder um das Wohl unjers, noch ihres Vaterlandes befünmern, 
und beiden gleih wenig nützen. Bereits haben andere Schweizerblätter 
auf die Zerifjenheit hingedeutet, melde in unjerm Kantone herrſche. Was 
würde aber der „Erzähler“ und der „Berneriſche Volksfreund“ dazu jagen, 
wenn fie wüßten, daß diefelbe meiftens aus frenıdem Samen keimt?“ Glück 
bezog es nicht nur, mit Recht, auf fi, ſondern erfannte auch fogleich feinen 
Mann, und erließ Hierauf ſowohl an ihn ala an die Redaktion der 
Bundeszeitung ein öffentlihes, in Galle getauchtes Sendſchreiben, welches 
Leu mit einer energiihen Erflärung erwiderte. 

Süd trieb fein wüſtes Weſen in dem „Wächter am Pilatus” auf 
folhe Weile, daß fogar die Luzernerpolizei dagegen einfhreiten und Glück 
feinen Lauf weiter nehmen mußte; mit ihm verſchwand nicht nur fein Ans 
hang, jondern e8 ward vielmehr noh Diode bei Laurenz Baumann und 
Robert Steiger, welche Glücks befte Freunde geweſen, über die deutfchen 
Michel loszuziehen. SHeftiger, andauernder, enticheidender war der Kampf 
der Bunbeszeitung mit dem Eidgenoſſen. Er drehte fih um die Gejek: 
gebung, Verwaltung und Berfaflungsrevifion, Diele Kampfgenofien ftanden 
mir zur Seite, welche den Streit mit perfönlider Erbitterung führten. 
Darüber jchrieb ih unterm 2. Brahmonat 1839 an meinen Freund: „Am 
Kanton Luzern bereitet 'jih die gleihe Spaltung der Liberalen, mie im 
Kanton St. Gallen. Nur gejchieht die Trennung bier auf eine viel ge- 
meinere und niederträchtigere Weile ald dort. Schwer wird es mir, als 
Publiziſt Maß zu halten in dieſem Gefluthe von Leidenſchaften, Anterefien 
und Perfönlichfeiten. Die Concordia dringt mit Sturm auf mid zu, 
fendet mir Invectiven über Invectiven gegen den Eidgenofjen, mit welchem 
ih nur mit Widerwillen mich in Hader einlafje, da er unter der Direction 
von Leuten fteht, welden aller Einfluß niemals wird abgejchnitten werden 
können im — männerarmen Luzern. Der Eidgenofie treibt es aber in 
fo maßlojer Unflätherei, daß man ganz nicht dabei fehweigen kann und 
darf. So muß ih denn hie und ba eine eingefhidte Bombe fliegen Iafjen. 
Schreibe ich felbjt gegen ihn, fo ſuche ih mich in den Schranken eines 
anftändigen Spotte zu halten.“ Die Concordia, von mwelder hier bie 
Rede ift, war die von meinem Freunde Ludwig Keller geftiftete Gefellichaft 
von wirflihen und ausgetretenen Studenten. Sie war damals Eines mit 
der weiter oben geſchilderten Mittelpartei, deren Seele Profefjor Burkhard 
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Leu war. Fidel Fleury von Hohenrain, Advocat Fellmann von Uffifon, 
Advocat und Staatsanwaltsadjunct Andreas Weber von Hohenrain gehörten 
ihr ebenfalls an. Sie hatte auch Mitglieder in der übrigen Fatholischen 
Schweiz. Sie famen alljährlih zu einer allgemeinen VBerfammlung zufam: 
men. Es beherrſchte fie jo ziemlich Ein Geift. Sie ſuchten mehr und 
mehr der öffentlichen Stellen fich zu bemächtigen und in dem Kampfe, wel: 
her damals im Kanton Luzern anhob, ſchloſſen fie fih an die fogenannte 
gemäßigte Partei der Negierung, das heikt an Schultheiß Jakob Kopp an 
und ftellten fich zuerft der Partei von Nobert Steiger und zulegt derjenigen 
von Rathsherrn Leu entgegen. Ihren Hader mit der erjten Partei führten 
fie in der Bundeszeitung, den mit der zweiten in dem von ihnen gejtifteten 
„Bolfsblatte.* Da der Eidgenofje und benamentli der Arzt Robert Steiger 
beharrlih und mit feiner ihm eigenen Manier, die Herren Profeflor Leu 
und Tanner, Staatsichreiber Meier und Appellationsrichter Fleury als Mit: 
arbeiter des Lueginsland erklärten, fo beichlofjen fie demſelben Injurienprozeſſe 
anzuhängen. Diefe Preßprozefie mochten Nobert Steiger fo jehr geärgert haben, 
es modten jeine Gefinnungsgenojien felbft über jein wüſtes Zanken mit den 
Soncordianern fo unmwillig geworden fein, daß Steiger die Redaction 
des „Eidgenofien” an Profeſſor Johann Baumann von Ettiswyl, welcher 
übrigens an Gefinnungen und Anſichten ihm gleich ftand, abtrat. Allein 
damit ward der Friede zwifchen dem Eidgenofjen und der Concordia nicht 
hergeſtellt. Mit Anfangs Heumonat war die neue Nebaction des „Eidge— 
noſſen“ eingetreten; nachdem noch im gleihen Monat einige Scharmützel 
fattgefunden hatten, warf Burkhard Leu fhon unterm 6. Auguft eine 
Bombe in das radikale Lager, melde vorzüglih der Schlußitelle wegen 
merkwürdig ift, welche ich abdrucke: „Die Bundeszeitung hat e8 an Beweis 
fen von Friedensliebe, namentlih in neuerer Zeit, nicht fehlen laſſen und 
ftetS nur defenfiv gegen die perfiden Angriffe des „„Eidgenoſſen““ ſich ver— 
halten. Auch haben vieljeitig verdädhtigte Männer erſt dann die Feder zu 
ihrer Bertheidigung ergriffen, als das Tange beobachtete Schweigen nicht nur 
als unnüß fich zeigte, ſondern ſogar als Beweis eines böfen Gewiſſens und 
geheimen Thuns gedeutet werben wollte. Jetzt aber werden wir die Feder 
nicht eher nicherlegen, als bis man das Necht geniekt, als vuhige Bürger 
unangefochten den Berufspflichten zu leben. Wir werben durch das Geflap: 
per dev Schlangen und das Quacken eines Froſch, ftatt eingefchüchtert, viels 
mehr angetrieben werben, immer mehr jene felbitfüchtigen Männer dem 
Publikum zu enthüllen, die umfonft verlangen, daß andere ald Epudnapf 
fih hergeben jollen. Dabei werden wir aber auch darauf hinwirken, daß 
niemand ber landesväterlichen Regierung zufchreibe, was ſolche einzelne Men: 
ſchen als in ihrem Geifte gethan, darftellen möchten.” In dieſem Tetten 
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Sage erfheint die Concordiapartei in ihrem ächten Weſen, fie wollte fi 
an bie Regierung anſchließen, weil in dieſer die Mittelpartei Wurzeln 
hatte, und weil die Mitglieder der Concordia von ihr Vortheile Hatten und 
hofften und weil fie mit der Volkspartei oder derjenigen von Rathsherrn 
Leu in feiner Weife befreundet waren. Als die „Allgemeine Zeitung von 
Augsburg” einmal den Rathsherrn Leu und den Profefjor Leu miteinander 
verwechjelte, gab der Profefjor Leu eine Erklärung in dieſelbe ein, worin 
e8 hieß, er fei weder dem Geblüte noh der Gefinnung nah mit 
Rathsherrn Leu verwandt. Steiger ftellte in den Injurienprozefien gegen 
die Concorbianer an feine Stelle einen gewiſſen Clemenz Gabler als Ein- 
fender jenes Artifel3 im Eidgenoſſen, gegen melden fie Klage führten, vor 
Geriht. Derjelbe wurde der Berläumdung und Injurie ſchuldig erklärt 
und in ben brei Prozeſſen um 70 Franken gebüßt. Ueber diefen gerichtlichen 
Sieg war ein großer Triumph unter den Goncorbianern, doch dauerten bie 
Zänfereien fort, bi8 auch Baumann ermübdet die Nedaction bes Eidgenofien 
nieberlegte und Robert Steiger fie im Wintermonat des gleichen Jahres 
wieder übernahm. Meinerfeits hatte ich während diefem Gezänfe perjönliche 
Streitigkeiten möglichft vermieden, um fo mehr aber die Verwaltung, das 
politiide Syftem der Regierung angegriffen. Am verhaßteften machte ih 
mich durch die Ermunterung, welde ih in der Bundeszeitung unabläjfig 
der VBerfaffungsrevifion gab, Nicht nur predigte ich die Lehre, bag dem 
Volke das Recht zuftehe, die DVerfafjung zu ändern, fondern ich trieb es 
auch dazu an, die Nenderung vorzunehmen. Der Haß der radikalen Partei 
war gegen mich bereit? in jolhem Grabe geftiegen und entleerte fi fo 
maßlos im Eidgenoſſen, daß ich mich zu einer öffentlihen Erklärung bewo— 
gen fand, worin ich meine Grundjäge über Preffreiheit und über das Recht 
bes republifanifhen Beamten zur Benützung derſelben auseinanderlegte. 
Gleichzeitig fhrieb ih an meinen Freund: „Du fiehft, daß ich mitten im 
politifhen Kampfgewühle bin. Ich Habe mic entfchlofien, in demſelben 
auszubarren, jedoch immer mehr mit Ruhe darin zu bleiben. ch arbeite 
an einer Erklärung über mein Wirken-durh die Brefje dem Eidgenof- 
fen gegenüber, welde ih nah Rückſprache mit Fuchs verbreiten werde, 
Wäreſt du bier, wie gerne würde ih dich zu Rathe ziehen! Mir fehlt in 
den Stürmen fo oft ber rathende Geelenfreund! Den Frieden meiner 
lieben Gattin mag ih duch Mittheilung folder politifchen Neidesergüfle 
nit ftören. Ich fuche ihr vielmehr alle diefe Dinge zu verbergen, wenn 
nicht etwa ein vorlauter Plauderer jie darauf führt. Allein um jo nöthiger 
hätte ih dann den Math eines erprobten Freundes. — Menn ih jo 
das Treiben alles fehe und die Intriguen und Schletigkeiten, die im Nas 
men des Geſetzes ausgeübt werben, fo falle ich einen unwiderſtehlichen Edel 
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an allen öffentlichen Beichäftigungen und Aemtern und preife die glücklich, 
welche durch ihren frühern Bildungsgang nicht in dieſelben bineingejagt 
worden find. Immer mehr liebe ih die Bauern, welche alle dieſem Treiben 
fremd find, bedauere fie aber aud, daß fie Diejenigen zahlen, welche unauf- 
börlih bald aus Herrſchſucht und Geldfuht, bald aus Borliebe für ge: 
wife Theorieen, bald aus Ordnungsſucht und übertriebener Geſchäftsthätig- 
feit Feſſeln für fie ſchmieden. Mehr und mehr überlafle ih mich ber 
Ueberzeugung von der Wahrheit demofratifher Formen.” Ungeachtet 
die Bundeszeitung einen Kampf auf Leben und Tod mit ber rabifalen 
Partei führte, obwohl die Concordianer dabei am meiften Bitterfeit zeigten, 
fo arbeiteten dieſe leßtern unter der Hand immer an einer Vereinigung 
mit der rabifalen Partei. Sie hatten die Abjiht, Robert Steiger davon 
auszuſchließen, Schultheiß Jakob Kopp zum Haupt zu wählen, die meiften 
Regierungsräthe und wohl auch Dr. Cafimir Pfyffer in dem Bunde zu 
behalten und fih duch fie zu Einfluß und Anfehen zu bringen. Die Bar: 
tei von Rathsherrn Leu war ihnen verhaßt. Sie verachteten fie als eine 
Bauernpartei, fie fürchteten fie als diejenige Partei, welcher der ältere Cle— 
rus anbing. Staatsfchreiber Bernhard Meier follte mich für die Concor— 
dianer gewinnen. Allein ihre Perfönlichkeiten mißfielen mir. Profeſſor 
Fuchs, welchen Profeflor Leu von Oben herab anfah, unterhielt in mir die 
Abneigung gegen fie. Staatsfchreiber Meier hingegen ftellte mir vor, bie 
Partei von Rathsherrn Leu, damals ſchon Lenenpartei genannt, fei dem 
Fortſchritte abhold, fanatifh, wolle eine unbefhränfte Demokratie, entbehre 
tieferer Einſicht, falle der Ariftofratie in das Garn u. ſ. w. Umfonft fuchte ih 
ihren reblihen Willen zu vertheidigen, auf ihre Stärke aufmerkfam zu machen. 
bie Schlechtigfeit der Radikalen, die Unthätigkeit und Parteilichkeit der Fibera: 
len darzuſtellen. Immer fam Meier auf den Plan einer Vereinigung mit 
der Regierungspartei zurüd. Wirklich glaubte ich die Gefahr einer ſolchen 
gegen das Boll nahe. Da entihloß ih mich, einen Feuerbrand unter fie 
zu werfen und wo möglich die Vereinigung dadurch zu Hintertreiben. Unterm 
27. Herbftmonat 1839 in Nr. 77 der fchweizeriichen Bundeszeitung fchrieb 
ih den für mein ganzes Leben verhängnißvollen Artikel: „Auf einmal bat 
das Züricherereignig auf verſchiedenen Punkten des Vaterlands gleichartige 
Gedanken angeregt. Man fieht es endlich ein, daß die Zwiſte der Freiſin— 
nigen den Ariftofraten in die Hände arbeiten, Darum räth der Berner 
Volksfreund die Wiederbelebung der Schutzvereine an, die St. Galler: 
zeitung will Freiheitsvereine auf allen Punkten des Vaterlandes ins 
Leben rufen, die Aargauerzeitung erläßt einen Aufruf an alle biedere Aar— 
gauer zu einer Öffentlihen Berfammlung, auh im Kanton Luzern 
ertönt von einflußreihen Männern die Stimme zur Verſöhnung der ftreis 
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tenden Freiſinnigen. Gegenüber den Ariſtokraten mag eine Vereinigung 
der Freiſinnigen wünſchbar, wohl auch möglich ſcheinen. An eine wahrhafte 
Derföhnung der Freifinnigen ift jedoch faum mehr zu denken, Der eine 
Theil derfelben hat fi durd die Höhnung alles religiöfen Glaubens, durch 
die Wegwerfung aller fittlihen Bande, durch die ſchnödeſte Verläumdung 
Aller, die nicht unbedingt die Heberzeugung ihnen als Huldigung darbradten, 
durh Mißbrauch gemwaltthätiger Mittel zur Unterdrüdung jeder entgegen: 
gejegten Meinung, durch eine öffentlihe Verachtung des Volkes jo gebrand- 
markt, daß der andere Theil fih mit ihnen nicht ausjöhnen Fann, 
ohne dadurch das Chrgefühl, die Achtung bei dem Volle und den wohl: 
thätigen Einfluß auf dafjelbe, ja fogar den Glauben an ihre Rechtlichkeit 
und Freifinnigfeit und fomit die moraliſche Kraft gegen die Ari: 
ftofraten felbft preiszugeben. Die Scheidung ift ein Gebot der Ehre, 
der Treue gegen das Volk, der Vaterlandsliebe; wenn anders jene Freiſin— 
nigen, welche nur Freiheit für fih, Sclaverei für alle.Andere wollten, ſich 
nit aufvihtig zu Anfichten befennen und zu einer Handlungsmweile herbei: 
lafjen wollen, welche mit dem Chriſtenthume, mit der Humanität und mit 
dem Volksleben nicht mehr im Widerſpruche ftehen. Wollen fie aber das 
Volk wahrhaftig als Souverän anerkennen, wollen jie feine Neigungen, 
feine Anfichten, feine Bebürfnifje, feinen Glauben ehren, wollen fie jede in 
Rechtsformen verichleierte Verfolgungsiuht gegen Andersdenfende, unmittelbar 
dem Volke angehövende Freifinnige aufgeben, wollen fie die heiligften, von 
den Berfaffungen feierlih garantirten Rechte der freien Meinungsäußerung, 
der perfönlichen Freiheit, des uneingeſchränkten Petitions- und Vereinsrechtes 
unangetaftet lafjen, wollen fie ernftlih auf eine den Grundjägen der Volls- 
fouveränität und Rechtsgleichheit gemäße Entwidlung des politifhen Lebens 
hinwirken, dann wird eine aufrichtige, fejte, dauernde Vereinigung aller Frei: 
finnigen zu Stande kommen, die allerdings dem Baterlande zum Heile ge: 
reihen wird, Wir wünſchen fie, aber erwarten fie nicht.” Nunmehr hatte 
ih) mit den Radikalen für immer gebrochen. Diejer Artikel war das Lo— 
fungswort zur immermwährenden Trennung. Mit wahrer Berferferwuth fielen 
fie über mich her. Robert Steiger, Profefjor Baumann, Franz Ludwig 
Schnyder von Surfee und Andere forderten mih auf, die Perfonen zu 
nennen, welche ih in Nr. 77 der Bundeszeitung genannt, erklärten mid 
widrigenfallg im „Eidgenofien” als Lügner und Berläumder und forderten 
mich auf, ihnen die Vorwürfe vor Gericht zu erweiſen. Steiger fuchte ab: 
zuleiten, daß ich die Behörden des Kantons Luzern verläumbdet habe u. j. w. 
Bor der Hand ertheilte ih unterm 7. Weinmonat folgende Antwort: 
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„Oeffentliche Erwiederung. 


Herr Jakob Robert Steiger, Mitglied des Gr. Kathes, findet 
fi) dur den Eingangsartifel in Nr. 77 der fchweizeriichen Bundeszeitung 
bewogen, einen Ausfall gegen die Redaction diejes Blattes zu machen, dem 
von dieſer, die weder Menſchenfurcht kennt, noch gewöhnt tft, für das, was 
fie jagt, Hinter Drittmänner fich zu verjteden, folgende Erwiederung folgt: 

Der fraglide Artikel, wie alle Unbefangenen und auch ſchon öffent 
liche Blätter aus feiner Stellung unter die allgemeine Rubrik „Vaterland,“ 
aus feinem Gingange, feinem ganzen Inhalte und feinem Schluſſe ſogleich 
entnahmen und entnehmen mußten, bezog ſich auf alle Gegenden der Schweiz. 
An irgend eine Behörde des Kantons Luzern hatte der Verfaſſer 
gar nicht dabei gedacht, wüßte auch nicht, wie nur ein einziger Sag auf eine 
folhe könnte bezogen werden. 

Jener Artikel galt denjenigen, melde feit beinahe drei DVierteljahren 
bi3 zum 6. Herbitmonat in den öffentlichen Blättern die Lehre und Berufung 
von Dr. Strauß in Schuß genommen, das Zürichervolf, welches fich mit 
35,000 Unterfchriften dagegen erhob, ausgeihimpft, Alle, welche mit Hinwei— 
fung auf da3 Evangelium und die Verfaſſung des Kantons Züri, dem 
"Zürihervolfe Necht gaben, als Dummköpfe, Pfaffenknechte, Freiheitsverräther zc. 
verläftert, gegen die Vereine, welche den Volfswillen im Kanton Züri 
geltend machten, die Nufruhrgefege angerufen, die Berlegungen der Preß- 
freiheit von Seiten der Zürderifhen Staatsanmwaltihaft, betrügeriiche Ber: 
ſuche zur Hinterführung der Volksmeinung u. f. w. gebilligt Haben. Wo 
jolde Thatſachen jprehen, bedarf .e3 der Benennung von Perfonen nicht, 
da fie weder für das Publikum nothwendig, noch nach den Gejegen, unter 
denen wir eben, erlaubt ift. 

Wenn übrigens etwa, vermöge eined unbegreiflichen Wechſels der 
Dinge, jeit dem 6. Herbjtmonat die Erinnerung an alles das, was in 
jenen Blättern der Schweiz hierüber ift ausgefproden worden und womit 
man ſich zur Zeit jo groß gethan Hat, jollte verſchwunden fein, jo anerbieten 
wir und, die Blätter, die Nummern, die Artikel und einzelne Stellen zu 
bezeichnen, und in einer eigenen überall zu verbreitenden Druckſchrift zuſam— 
menzuftellen, da mir unfern Lefern nicht zumnthen können, al’ das Ge: 
fhreibe in der Bundeszeitung zu leſen. 

Wir überlaffen dann getroft dem gefammten Volfe der Schweiz die 
Entiheidung, ob unjer Urtheil in Nr. 77 gerecht oder ungerecht geweſen fei. 

Unferfeits betrachten wir die Lehre von Strauß lediglih als ein neues 
HeidentHum, wodurch alfe fittlihen, und wir fegen noch Hinzu, alle 
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geſellſchaftlichen und eidgenöfftichen Bande weggemorfen werben, wie wir biefes 
in einem eigenen Artifel noch ausführlider darzuthun verſuchen wollen. 
Die Ausfhimpfung eines beinahe gefammten Volles, weil es fih für fein 
Chriftenthum wehrt, wiflen wir nicht anders zu betiteln, als eine Höhnung 
des religiöfen Glaubens und eine öffentlihe Verahtung des Volkes. Die 
gegen diefes Streben des Volkes theil3 angewandten, theil3 angerathenen 
Mafregeln können wir für nichts anderes halten, als für Mißbrauch 
gewaltthätiger Mittel. Jene Läfterungen gegen Alle, welde fi der chriſt— 
lien BVolfsfahe angenommen, fönnen wir für nichts als ſchnöde Verläum: 
dungen und für unerträglihen Meinungszwang erflären. 

Mir bleiben noch jegt bei der Meinung, daß die Verbindung niit 
Vertheidigern der Lehre von Dr. Strauß, wenn diefe nit von ihrer An: 
fiht zurückkommen, gefährlich, eine Scheidung, wie fie bereit? in allen Kan— 
tonen fi kundgibt unvermeidlich fei. Nur dadurch allein, glauben wir, 
werbe der Reaction ber ſtärkſte Damm entgegengejeßt. 

Die Redaction der [hmweizerifhen Bundeszeitung.“ 

Die Concordianer riethen mir einftimmig, vor Gericht für bie Be: 
Ihimpfungen der Gegner Genugthuung zu fordern und wieſen mich zur 
Ermunterung auf ihr Beifpiel hin. Mir war die Wendung, welde bie 
Sache genommen, unerwartet. Ich fchrieb darüber unterm 7. Weinmonat 
an meinen Freund: „Du fiehft mich in neuen Kampf vermwidelt, der mir 
zum Theil Verdruß, zum Theil aber Freude gewährt. Leid thut mir näm— 
lich, daß Steiger bie Flegelei hatte, ohne Urfahe die Sache perfönlih auf 
fich zu beziehen, indem ich gegen ihn durchaus Feinen perjönlihen roll 
Gege. Freude maht es mir Dagegen, daß ich im Kanton Luzern den Kampf 
für das Chriftentfum zu führen, mi) nun unerwartet berufen oder genöthigt 
ſehe. Ich werbe denjelben, jo Gott will, treuli vollenden, mich aber auch 
mit kräftigen Flügelmännern verbinden, um ihm gewachſen zu jein. Es 
ift meine MHeberzeugung, daß in Furzer Zeit die Verbindung mit Straußia: 
nern im Kanton Luzern für jeden Verbündeten gefährlich werben dürfte, 
und daß eine Losreißung von ihnen ſelbſt Durch den Trieb der Selbiterhal: 
tung geboten wird. Was denkt du hievon? Auch hierin Hätte ich fo gern 
vorher deinen Kath eingeholt. Die Zeit drängt und der Freund ift fern.“ 
Mein Entfhluß ſchwankte. Profefior Fuchs rieth mir. aus religiöfen Grün: 
ben von der geritlihen Verfolgung der Gegner ab. Ich wendete mid 
am 27. Weinmonat an meinen Freund: „Nun möchte ich dich auch noch 
um einen Rath bitten. Du weißt, daß der Kampf mit Steiger und Bau: 
mann von diefem zu einem perfönlihen ift Herabgezogen worden, um 
mich von der Sache abzuloden. Das Legtere nun fol ihnen nicht gelingen. 
Allein es entfteht die Frage: ob, da fie mich gefcholten, ih nun nicht auf 
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noch mit ihmen vor Gericht treten fol. Die Eoncordianer ſprechen alle Ya 
aus, Andere, Bie ich für treuere Freunde anzufehen Urſache habe, ſprechen 
Nein. Die Erftern führen zu ihrer Rechtfertigung die befannten Begriffe 
von Beamtenehre an, die Andern jagen, ich folle die Sache vor der Def: 
fentfichfeit ausfämpfen und dem Volle das Urtheil überlafien, welches ſchon 
über Die Gegner gerichtet habe oder noch richten werde. Mein Innerſtes 
fagt mir: daß ich durch den etwas heftigen Aufſatz in Nr. 77 einige Per: 
fönlichfeiten von Seite der Gegner verdient, daß ich diefelben als Strafe 
für das, was ſich meinem Urtheile von perjönlicher Leidenfchaft beigemifcht, 
hinnehmen, den objectiven Kampf mit Ruhe fortführen und den Feinden 
— verzeihen ſoll. Die Klugheit endlich jagt mir noch: das Appellations— 
gericht dürfte zwiſchen den Altbürgern und dem Neubürger im Urtheile 
ſchwanken und ein Urtheil erlaffen, womit feiner Partei, am wenigften bem 
Lestern gedient wäre. Auch wäre des Prozefjirend Fein Ende, wenn man 
auf folche Beihimpfungen jedesmal vor Gericht auftreten wollte. Prüfe 
und rathe.“ Bor der Hand gab ich folgende 


„Letzte öffentliche Erwiederung. 


Bei jeden ordentlichen fchriftitellerifhen und publiziftiichen Verfahren 
wirb e3 fo gehalten, daß zuerft der Sa aufgeitellt, dann der Beweis 
geführt und zulegt die Schlußfolgerung gezogen wird. In dieſer allein 
rihtigen Art des Verfahrens werden wir und weder durch die Lift, noch 
durh die Grobheit, noh durch Drohungen unferer Gegner irre machen 
oder einfhüchtern laſſen. Wir gönnen ihnen ihre eigene Manier, werben 
fie aber nie zu der unferigen machen. Unfer Sat it in dem allgemeinen 
Urtheile über die Straußenpartei in Nr. 77 der Bundeszeitung aufge: 
ſtellt. In Nr. 80 haben wir den Beweis für deſſen Richtigkeit anerboten. 
Wir werden ihn mwortgetreu, theild in dieſem Blatte, jedoch nur in allge 
meinen Zügen, zur Ehre der Wahrheit, ohne alle Perfönlichkeit und Leiden- 
Ihaft, aber mit Muth, Ernft und Freudigkeit, theils auf die fchon ange- 
deutete Weiſe, einläßlicher und beftimmter in einer eigenen Schrift, Teijten. 
Bei der Schluffolgerung werden wir bie nagelneue Rechtätheorie, welche die 
Herren Steiger und Baumann über Befhimpfungen in dem Kanton 
Luzern einführen zu wollen fcheinen, fo wie den Werth ober Unmerth 
folder Beihimpfungen würdigen, und je nachdem unfer Urtheil darüber 
ausfällt, au die allfällig nöthig erachteten Schritte zur Wahrung unfe: 
rer Ehre nit unterlaffen. Und biemit Punktum. 

Die Redaction der [hweizerifhen Bundeszeitung.” 

In der gleihen Nummer fing ich die Beweisführung an. Meine 
Gegner fielen jo ungebärdig auf mid und die Mitarbeiter der Bundes: 


zeitung, daß dieſe letztern nun ernftlih zur Abwehr und BVertheidigung 
mitwirkten. Es diente ihnen die Unterfcheidung, welche ich zwiſchen Der 
Straufenpartei und der freifinnigen Partei gemacht hatte, zum Anhaltspunkte 
gegen erjtere, Profeſſor Leu war es, welcher. den erjtien Beweis gegen Die 
Straufianer in folgenden Nufjage führte: „Man Hat in Nr. 80 der 
Bundbezzeitung den Sag zu beweiſen veriproden, „die Lehre von 
Strauß fei ein neues Heidenthbum, wodburd alle fittliden 
Dande weggeworfen werden x,“ denn aus diejer Auficht ſei ber 
Artikel in Nr. 77 zu erflären. Wir wiffen aber gar wohl, daß die Lehre 
von Strauß nur auf einem für unfer Blatt nicht geeigneten philoſophiſch— 
theologifhen Standpunkte gründlich gewürdigt werden fann, und von der 
gelehrten Welt bereits hinlänglich gerichtet ift. Wir müſſen uns aljo bier 
nur mit einigen Andeutungen begnügen, die hinveihen, um vor einem mit 
bem in Frage liegenden Gegenftande weniger befannten Publikum (den meijten 
Gelehrten ift unfer Satz von ſelbſt einleuchtend) die Berechtigung zu unferer 
ausgefprochenen Anſicht nachzuweiſen. Strauß erflärt die HI. Schrift, die 
Duelle des Chriftenthums, nicht etwa auf eigenthümlihe Weife, was ihm 
nah proteftantifcher Lehre erlaubt wäre, fondern giebt zu, dag darin alles 
fo gemeint jei, wie es bisher diejenigen verftunden, die Ehriftum für ein 
wahrhaft göttliches Wejen hielten, mit allem, was ji daran Fnüpft; jeine 
Behauptung befteht aber darin, daß das, welches die hl. Schrift wirklich 
enthaltet, nicht wahr fei. Nur eine nach und nach jich bildende, „ſchnee— 
ballartig” wachſende unwahre Sage habe Chriſtum verherrlichet, wie früher 
die heidniſchen Götter, z. B. Jupiter, Bachus, Romulus ꝛc., ebenfalls ver- 
herrlichet wurden. Um diefes zu bemeilen, befolgt er eine ähnliche Methode, 
wie früher die Vertheidiger des Heidenthums, 3. B. Celſus, Porphyrius ꝛc., 
gegen das Chriſtenthum befolgt haben, mas fait in jeder Weltgefchichte, 
um von der Kirchengefchichte zu fchweigen, zu leſen it. Was ift nun ein 
neues Heidenthum, wenn diefes niht? Ja er geht auf unchriftlihem Wege 
noch weiter, als die alten Heiden, Dieje hatten doch noch den Glauben, 
daß die menfchlihe Eultur und Bildung von oben ſtamme, und daß zu 
diefem Zwecke bisweilen die Götter unter den Menichen erfchienen feien, um 
fie zu belehren. Nah Strauß aber ijt überhaupt eine Belehrung von oben 
etwas durchaus Unmögliches, und fo lange die Welt jteht, haben die Men— 
[chen aus, einer jenfeitigen höhern Negion noch nichts vernommen. Man 
hat Strauß oft einen Gottesleugner genannt. Er wird nicht zugeben, es 
zu fein, allein das wird er Feineswegs leugnen, daß jein Gott nicht der: 
jenige fei, den uns das Chriftenthum lehrt. Er ift ihm Fein anderer, als 
der pantheiftiiche Gott der Hegel'ſchen Philojophie, der an ih = „Nichts,“ 
und erſt mit und in der Welt etwas geworden ift und noch immer wird. 
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Ein Gott, der fih in der Geſchichte als Menfchengeift entwidelt. Daß 
über der Welt ein perjönliher Gott als ihr Schöpfer und Erhalter eriftirve, 
üt diefer Philoſophie und ihren ſelaviſchen Nachbetern, zu denen auch Strauß 
gehört, gänzlich fremd. Die Religion ift nach dieſer Philofophie nicht etwas 
im Menjchen, fondern fie ift das „Selbjtbewußtjein Gottes“ *). Daher denn 
auch folgender Satz: „Die Bedeutung der Gefchichte ift, daß es die Ge: 
ſchichte Gottes ſelbſt iſt“ **). Nach diefer Philoſophie ift nicht etwa Gott 
in Chriftus Menſch geworben, fondern das Chriſtenthum hat nur die Idee 
gewedt, „daß der Menſch unmittelbarer, präjenter Gott it“ ***), und 
wenn aljo im Chriftenthum von einer Erlöfung die Rede ift, jo wird nicht 
der Menſch erlöst, jondern Gott erlöst fich ſelber. Daß durch dieſe Lehre 
Strauß zu feiner Arbeit veranlaßt worden ſei, hat er jelbjt im Dritten 
Hefte feiner Streitichriften ausdrücklich geſtanden. Wer nah allem diefem 
noch zweifeln jollte, was für einen Gott uns Strauß zur Anbetung und 
Verehrung vorhält, der leſe aus feiner Schrift, betitelt: „„Zwwei friedliche 
Blätter” *, in ihrem Zufammenhange folgende Stelle: „„Der einzige Eultus, 
welher den Gebildeten diefer Zeit übrig geblieben, ift der Cultus des 
Genius““, ©. 101. Und wenn etwa einer fragen wollte, ob denn, „„wenn 
der Cultus des Genius an der Tagesordnung jei”*, dem Chriſtenthum 
feine letzte Stunde gejhlagen habe, jo tröftet Strauß ihn dort damit, daß 
ja auch Chriftus ein Genius fei, und Theil nehme an einer jolden Ber: 
ehrung, und zwar in Gefellichaft anderer menſchlicher Genie's, wie ein 
Sokrates, Napoleon, Göthe, S. 102 u. 104. Alſo der fich entwickelnde 
Menichengeift, der in einigen Menfchen, die man Genie nennt, vorzüglich 
ſich kund gegeben, ijt der Gott von Strauß. Natürlid muß Strauß, als 
ein Genie, ebenfall3 an diefer Verehrung Theil nehmen wollen, und bie 
gleihe Hoffnung mag ihm aud die Freundichaft einiger Untergötter diejer 
Art in unferer Nähe gewonnen haben, die ſchon lange den donnernden Ju— 
piter nahahmten und fich berufen glaubten, wie Phaeton den Sonnenwagen 
zu leiten. Wir aber gedenfen einftweilen noch nicht unfere Knie vor jolden 
Genieen zu beugen, fondern bleiben bei unferer Behauptung, die Lehre von 
Strauß fei ein neues Heidenthum; und ſetzen hinzu, fie fei, ihrer objectiven 
Natur nach, geeignet, alle fittlihen Bande wegwerfen zu lafjen. 

Es ift eine ausgemachte, und für ſich felbft Mare Sache, daß die Re— 
ligion da3 allein fefte, und damit die wahre Religion das allein wahre 
Fundament der Sittlihkeit ift. Die Erfahrung aller Zeiten beweist dieſes 
zur Genüge, ohne daß es nöthig ift, auf Beifpiele aus der Gefhichte ein: 





*) Hegels Religionspbilofopbie I. S. 140, II. ©. 151. 330. 
*) Daſelbſt 11. S. 2BB. ***) S. 2353. 
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zelner Völfer, 3. B. des franzöſiſchen hinzuweiſen, oder wohl gar, gewiſſen 
Aufforberungen folgend; einzelne Männer unferes Vaterlandes zu nennen, 
und dann vor Gericht zu gemärtigen, ob biefe Behauptung auch ir unfere 
Staatögefege aufgenommen fei. Es gab zwar eine Philofophie, die Katttifche, 
welche die Sittlichfeit von ber Religion unabhängig zu machen fuchte, und 
das Sittengefeg in uns nicht als ein von einer höhern Hand geichriebenes 
betrachtete. Wenn aber auch nah einer ſolchen Philofophie Fein Geſe tz— 
geber über uns anerfannt wurde, jo führte doch das edle Gemüth ihres 
Urhebers ihn zu der glüdlihen Inconjequenz, einen Bergelter der menſch— 
tihen Tugenden und Lafter im jenfeitigen Leben zu poftuliven. So wurde 
‚zwar auf umgefehrte, ober verkehrte Weife die Religion zur Tochter ber 
Sittlichkeit gemacht, immerhin aber das Schikfal der Menfhen in einem 
andern Leben von ihrem bdiefleitigen Verhalten abhängig erflärt. Allein 
biefes gibt Strauß, ber auf feinem Standpunkte auch nur in einem ganz 
fonderbaren Sinne von Unfterblihkeit reden kann, keineswegs zu. Nach 
ihm warten auf Tugenden und after Feine andern Belohnungen und 
Strafen, als melde unmittelbar in dem fie begleitenden Bemußtfein liegen. 
‚Daher tadelt er in feinen „„frieblihen Blättern”* den Apoftel Baulus, welcher 
anders lehrt im eriten Brief an die Korinther K. 15 und meint, „„der 
hochherzige Mann habe damit nur fich felbit verleumdet.”* Geine eigene 
Anfiht fpriht Strauß in folgenden Worten ©. 65 und 66 au: „„Für 
das, was ich etwa Gutes gethan haben mag in den Tagen meines Lebens, 
Iprehe ih feine Belohnung nah dem Tode an. Nicht blos als Schufdig- 
feit: fondern, jelbft ala Gnade gedacht (!), müßte ich darüber erftaunen, 
wie über etwas, das man in feinen verftändigen Zufammenhang zu bringen 
weiß, wenn mir nach dem Tode ein Glüd zu Theil würde ausdrücklich um 
mich für etwas im Leben Gethanes zu belohnen. Aber eben jo wenig er: 
warte ich dort Strafen für das, was ich bier gefehlt habe.““ — Geht mun 
bin, ihr Straußenapoftel! und predigt dem Volke ein folhes Evangelium; 
tröftet damit den Braven, vom Unglüde Niedergebeugten und Leidenden, 
und erfhredt den Böfewicht! allein wundert euch dann nicht mehr, wenn 
jeder in dieſem Leben e3 fi jo bequem macht, als er kann, wenn bie hei— 
lige Zucht aus der Gefellihaft der Menfchen mweiht, wenn die ehelichen 
Bande zeriffen werden, wenn bie Kinder die zur Laft gewordenen Eltern 
frühzeitig ins Grab ftürzen; fieht es doch fein Bater im Himmel, der jie 
einſtens deswegen zur Nechenjchaft zieht; wundert euch dann nicht mehr, 
wenn ber Nothleidende nah ben Gütern des Reichen greift, und für bie 
Strafe, die unmittelbar im Verbrechen liegt, einen reihen Erfag in den 
vollen Beuteln findet. Die unmittelbare Nemefis, wenn keine nachfolgende 
du fürdten ift, läßt fich wohl zufrieden ftellen. Am beften ift bann der 
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baran, ber fein Gewiſſen frühzeitig zum Schweigen gebracht hat; er kann 
dann ohne irgend eine Strafe alle Geſetze der Sittlichfeit mit Füßen tre: 
ten, wenn er nur ber Polizei entgeht. Allein mit welchem Rechte will dann 
die Macht des Staates thun, was man Gott zu thun verbietet? mit wels 
chem Rechte will fie über Verbrecher Strafe verhängen, bie ja durch ihre 
Thaten felbft die gebührende Strafe jchon empfangen haben? Nah folgen 
moralifhen Grundfägen müßt ihr dann auch nicht mehr über Aufruhr und 
verbreerifhen Umfturz der Regierungen ihmähen, denn Gott bat man 
dabei nicht zu fürdten, und daß man aud die Regierungen nicht zu fürch— 
ten babe, dafür wird ja eben gejorgt. Mit Recht hat fchon der Berner: 
volksfreund bemerft, wie wenig diejenigen, welde das Chriſtenthum ums 
fürzen, und als einen bürren Baum umbauen möchten, berechtiget feien, 
jene Tugenden vom Bolke zu fordern, die nur Früchte des chriftlichen Geis 
fies find, Wenn man mit allem biefem verfchiedene allgemein befannte 
Thatfachen in unferm DVaterlande vergleicht, fo wird man auch den Artikel 
in Nr. 77 diejes Blattes gehörig verftehen, und einfehen, daß bie Bundes: 
jeitung, wenn fie auch bisweilen nad ernfteren’ und Fräftigeren Formen im 
Ausdrucke greift, e8 nicht unbefonnen aus Leidenſchaftlichkeit thut, ſondern 
nur im erniten Interefie der Sache und des vaterländiihen Wohles.“ 

In Nr. 85 wurde ein zweiter Auffa von mir felbit gegeben, aus 
welhem ich folgende Stellen herausnehme: „Der rveligiöfe Glauben 
des Schweizervolfes ift das Chriftentbum, d. 5. der Glauben 
an einen perfönlihen Gott, der Alles erihaffen, an eine Erlöfungsbebürf: 
tigkeit des Menſchen, an die Erlöfung dur die Perſon Jeſu Ehrifti, wie 
fie in den untrügliden Evangelien ala Gottes Sohn, von Gott erzeugt, 
im Jubenland lebend, lehrend, Wunder wirkend, leidend und fterbend, 
wieder anferftehend, bargeftellt wird; an eine perfönliche, lohnende ober 
ſtrafende Unfterblichkeit des Menfhen n. f. wm. Wer kennt ben religiöfen 
Glauben des Schweizervolfes nit, in dem und für den es lebt und ftirbt? 

Wir wollen hier nur noch einige befonbere Züge herausheben, wie 
Strauß über das Chriſtenthum denkt. Er erflärt: „Die chriſtliche Ge- 
fhichte ift eine Fabel!” ChHriftus wurde von einer „„Gefallenen”* geboren. 
„Jeſus predigte am Anfange nicht anderes, als auch der Täufer: thut 
Buße, denn das Himmelreih ift herbeigefommen; mannigfach aber durch 
die Gedanken Anderer angeregt, ob er nicht ſelbſt der Meſſias fei 
gebrigt ihm jene Befonnenheit, mit welcher der nüchterne Täufer 
diefe Frage, als fie an ihn gerichtet wurde, abwies, und er gibt ſich zu= 
erft no fhüchtern, dann immer zuverläffiger jener Meinung über 
fi felbft Hin. Jeſus war ein frommer Jube, von klarem und richtigem 
Verftande, wiewohl eutblößt von hoben und großen Ideen; in 
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einigen Stüden ſcheint Jeſus auch noch weniger von Nationalvorur: 
theilen befreit geweſen zu fein als feine Jünger. Man hat fich 
gar nicht zu jcheuen, Jeſum einen Schwärmer zu nennen, jondern nur zu 
bedenfen, wie Jo nahe ihm durch die fo lange im Bolfe herr: 
ſchenden Mifbegriffe das Shwärmen gelegt worden ſei.““ 
So ſpricht Strauß über die Perfönlichkeit von Jeſus. Wenn er ihn dann 
anderswo wieder Sohn Gottes nennt, fo bemerft ev auch, wie er Dies 
meine, nämlid jo, daß er auch wie jeder andere Menſch ein Theil der 
Menſchheit fei, weldhe in ihrer Gefammtheit die Gottheit ausmache. 

Ueber die Wunberthaten Jelu fagt Strauß: „„wir follten uns für 
einige Kranfenheilungen in Galiläa auf höhere Weile interefjiren, ald für 
die Wunder der Weltgefhichte, für die ins Unglaublide fteigende 
Gewalt bes Menihen über die Natur, für die unmwiderfteh: 
lide Macht der Idee, welcher noch jo große Mafien Ideen— 
lojer feinen Widerftand entgegeuzujegen vermögen?““ Die - 
Sonntagsevangelien der Kriftlihden Kirche nennt er: Sturm, Gee und 
Vifhanekdoten. Im Allgemeinen betitelt er die Erzählungen von 
Wunbderthaten als „Fabeln und Mähren“, und jucht bei jedem einzelnen 
zu zeigen, daß bafjelbe unmöglich, erkogen, oder unabſichtlich erbichtet fei, 
wobei er oft die gemeinfte Sprache führt. Ueber das Leiden, den Tod und 
die Auferftehung Jeſu ſpricht Strauß kurz ab: „„Chriſtus ward gefreuziget, 
ſtarb am Kreuze und — ift nit auferftanden, wohl aber hat feine 
ſämmtliche Nüngerihaft, wie auch nachher Paulus, Bifionen gehabt, in 
denen der Auferftandene ihnen erſchien.“! Ueber die Himmelfahrt: „„Freilich 
ift eine Himmelfahrt vom Zimmer aus nicht gut fi vorzuftellen, 
daher läßt fie Lucas im freien vor fi gehen.“ “ 

Im Allgemeinen behauptet er: daß das Individuum (die Perfon) mit 
dem Ablauf feines irdiſchen Dafeins feine Beſtimmung vollendet habe, und 
daß wir nit in ein Jenjeits übergeben. 

Dieſes ift für jeden Lefer hinreichend, zu erweilen, wie entgegengejeßt 
die Lehre von Strauß dem religiöfen Glauben des Volkes fei, und mit 
welhen Hohne diefer befeligende Glaube durch feine Lehre behandelt werde. 

Nun fragen wir aber, wie foll man es nennen, wenn man im 
Großen Rathe des Kantons Zürih die Lehre von Dr. Strauß als die 
Morgenröthe eines neuen VBernunftlichtes begrüßte? wie joll man es nennen, 
wenn die öffentlichen Blätter von Züri und von andern Kantonen der 
Berufung von Dr. Strauß auf den einzigen Lehrftuhl der Glaubens: 
lehre an der Univerjität von Zürih das Wort ſprachen? wie fol man es 
nennen, wenn die gleihen Dlätter die Auflefnung von beinahe 40,000 
Zürigerbürgern gegen die Berufung von Dr. Strauß und gegen die Worte 
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feiner Jünger verdammten, wenn fie die Führer diefer Auflehnung Pfaffen- 
knechte, Baſchliren Glaubenshottentotten falten? wie foll man 
es nennen, wenn durch ein faliches Sreisihreiben des Papſts das Volk von 
feiner Richtung gegen Dr. Strauß abgebragt und von dem Wahne der 
Keligionsgefahr von Seite der Katholiken follte verblendet, alfo zur Hebe 
gegen dieſe verleitet werden? wie muß man e3 nennen, wenn der „Eidge— 
nojje* in Nr. 24, 27, 31, 39 nit nur den Inhalt, Tondern jogar die 
Form dieſes Kreisichreibens, alſo die eigentlihe Verfälihung, in Schutz 
nimmt und fi nicht entblödet, der Nuntiatur das falſche Machwerk anzu: 
dichten, während der angebliche Verfaſſer es bei dem polizeilichen Unterfuche 
einem Proteitanten zufchreibt? u. ſ. w. Solche Erſcheinungen, ſolche Aeuße— 
rungen, eine ſolche Vertheidigung der heidniſchen Lehre von Strauß in 
unſerm Schweizerlande, wir wiederholen es, nennen wir eine Höhnung 
alles religiöfen Glaubens im Volke. Ohne der erkannten Wahr: 
heit offen zu widerftreben, könnten wir unmöglich ein anderes Urtheil dar: 
über fällen.“ 

Ein dritter Artikel, ebenfals aus meiner Feber, lautete fo: „Die 
Straußenpartei bereitete im VBaterlande die Auflöfung aller gejell: 
ihaftliden Bande vor. Wir’ wollen dies zunächſt in Bezug auf die 
einzelnen Kantone beweilen. 

Bir berühren bier die Bande der Kamilie, der Gemeinde, bes 
Stants. | 

Das Band der Familie ift die Ehe. Unauflöslihe Treue und 
gegenfeitige Hingebung find ihr inneres, wahres Wejen, mweldes für bie 
Erziehung der Kinder, für den Frieden und die Wohlfahrt der ganzen 
Familie, für die Ordnung im Haushalte die einzig fichere Bürgſchaft Teiftet. 
Das Heidenthum kannte diefes Weſen nicht, Chriftus allein hat es ber 
Menſchheit geoffenbart. Wer aber Chriftus zu einem Menſchen herabmür- 
digt, entblöst von hohen und großen been, wie Strauß und feine Ans 
bänger, wird feiner in vielen Berhältnifien jehr beſchwerlichen Lehre über 
die Unauflöslichkeit der Ehe keine ummiderleglihe Geltung beilegen. Wer 
keine richtende Vergeltung jenſeits amerfennt, wird dem mächtigiten der 
menjhlihen Triebe den Damm keineswegs jeten, welchen die chriftliche 
Treue und Lebensgemeinfhaft der Eheleute gebieten. Mir dürfen zum Be: 
lege dieſer Wahrheit nur auf jene Stadt hinmweifen, wo der neue Prophet 
hätte auftreten follen und wo dem ſchönen Manne aus der Fremde fo 
freudig entgegengejubelt wurde. 

Das Band der Gemeinden, das äftefte, feitefte, ift die Kirche. Sie 
ift der Mittelpunkt, welcher alle Einwohner der Gemeinde um fi jammelt, 
jeden Unterfhied und Vorrang von Geſchlecht, Alter, Ehre, Vermögen, 
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Genoſſenſchaft, wie die Sonderintereiien alle heißen, aufhebt, alle Glieder 
der Gemeinde als Brüder anfieht. Von ber Kirde aus wird die Lehre 
von der Gemeinſchaft der Gläubigen unter alle Einwohner verbrei- 
tet; diefe Gemeinſchaft aber wurzelt in der Liebe, welde den Nothleiden- 
ben hilft, die Unmiffenden unterrichtet, die Fehlerhaften zurechtmeifet, und 
bis jenfeits des Grabes fortgepflanzt wirb und bort ihre Belohnung findet. 
Bon einer folden Liebe weiß nur das Chriftenthum allein. Dagegen brüdt 
Strauß in feinem Werke die Anfiht aus: die Geiftlihen müflen das Ge- 
müth und den Geift von den bisherigen religiöfen und dogmatiſchen Bors 
ausfegungen befreien, dem Chriftenthum entjagen, ober dann alles Denken 
und Stubiren aufgeben. Statt der Lehre einer alle GIäubigen in ber Ge: 
meinde umfchließenden, in allen Verhältniſſen unterftügenden, über das Grab 
binausreihenden Liebe, ſollen alfo die Geiftlihen fortan lehren: es gebe 
fein Jenſeits, mit dem Ablaufe bes irdiſchen Daſeins fei die Beftimmung 
eines Jeden erfüllt und fomit babe jeder Gemeindebürger nur dafür zu 
forgen, wie er auf der Erde zurecht fommen möge, Mit einem lauten 
Jubel wurde daher in Zürich bereit der Tag verfünbigt, wo die Gemeinden 
feine Geiftlihen mehr brauchen, fomit auch die Kirchen, diefe Dentmäler 
einer hriftlichen Vorzeit, zu anderm Gebrauche verwenden fönnen, wo an 
die Stelle der Geiftlihen nur Schullehrer treten werden, um die Kräfte bes 
Verftandes zu jhärfen, womit man bei ber Straußenreligion volllommen 
außreihen fan. Alle Geiftlihen, welche diefen Jubel nicht theilten, wur: 
den als Selbſtſüchtlinge, als Dummköpfe, als heuchleriſche Pfaffen aus: 
geihimpft. 

Das Band des Freiftaates it die Öffentlihe Treue, ber 
öffentlide Glaube. Die Obrigkeit foll treu fein der Verfaſſung, treu 
dem Geſetze. Die Bürger follen verfichert fein dürfen, daß ihre Nechte 
unangetaftet in deren Verwahrung ruhen und gefichert feien. Sie follen 
die Beruhigung hegen bürfen, daß die Opfer, welde fie dem Gemeinwohle 
bringen, wirflih auch für bafjelbe verwendet werden. Sie jollen verfichert 
fein dürfen, daß ihr gemeinfcaftliher Wille, wo er für Heiligthümer des 
Glaubens, für die Garantien eines glüdlihen Zuftandes hier und bort ſich 
ausſpricht, für feine Stellvertreter unabweisliche Richtſchnur ſei. Sie müſſen 
verſichert ſein, daß ihre Zwiſtigkeiten nah Grundſätzen des Rechts eins 
fach geſchlichtet werden. Der öffentliche Verkehr der Bürger ſoll auf Treue 
und Glauben gegründet fein. Die Gefege dürfen nicht dahin fteuern, Durch 
Formen das eigentlihe Recht zu fefleln und dem Intriguanten aufzubelfen. 
— Das Chriftenthum allein gibt dem Volke dieſe Garantien. Es erklärt 
alle Menfhen als ebenbürtige Brüder, als Glieder der gleihen Gottes⸗ 
familie. Es befichlt Jedem, des Andern Diener zu fein. Es verbamnıt 
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jebe Ungerechtigkeit und gebietet treue Pflihterfüllung in allen Lebensver⸗ 
hältniſſen. Es ſeizt an die Stelle aller Formen das biedere Ja, das eine 
fahe Nein als Bürgen eines reblichen Verkehrs. Es unterfagt alle Selbft: 
hilfe, Tehrt den Tod für den Bruder. Es lehrt aber nicht nur Alles bie- 
ſes, es leiftet auch Gewähr, daß die Befolgung diefer Lehren das Wohl 
der Völker ſichere. Die Geſchichte des Chriſtenthums gibt hievon den un= 
widerſprechlichſten Beweis. Die Lehre von Strauß hingegen erklärt bie 
menſchliche Vernunft allein als Richtſchnur alles Handelns, erhebt den Hoc: 
muth, diefen Feind aller Rechte Anderer, zum Gefegeber und Richter in 
allen Dingen, verſcheucht allen Glauben an einen ewigen Orbner ber Welt. 
Der Krieg Aller gegen Alle — aljo die Zerftörung des Staat? — ift bie 
nothwendige Folge einer folden Lehre. — Die Ereigniffe im Kanton Züri 
haben das Einbrechen diejer Folgen angekündigt. Die Negierung brach 
ungefheut die Verfaſſung, indem fie in Dr. Strauß einen Lehrer berief zur 
Vernihtung der Lanbesfirhe, melde von der Verfaſſung ausbrüdlid 
gewährleiftet war. Der Große Rath fanctionirte den Verfaſſungsbruch. Als 
40,000 Bürger dagegen aufftanden, da erflärten die Anhänger von Strauß 
im Großen Rathe friihweg, ber Vollswille fei für die Regierung kein Ge: 
feß, nur der Große Rath lege die Berfaflung aus. Sie gaben den Fami— 
lien, den bittenden Gemeinden Feine Garantie für die Erhaltung des kirch— 
lihen Chriſtenthums, fobald die Gefahr vorüber war. Sie lösten fomit 
die Bande des Vertrauens zwiſchen Volk und Behörden, ohne welde in 
einem Freiſtaate kein Friebe, Feine Sicherheit, feine Ordnung möglih find. 
Ungeihent fhürten fie durch den Preis Straußifcher Lehren die Gluth ber 
Zwietracht im ganzen Kanton. Sie kannten, nad der Lehre ihres Meifters, 
nichts Höheres als ſich felbft und glaubten, jedes Opfer bed Volkes 
fei geringer anzuſchlagen — als ihr eifernes Regiment. 

Die Straußenmänner von Zürih mwurben in den übrigen Kantonen 
in allen ihren Beftrebungen unterftügt. So mwurbe ber Eidgenoffe nit 
müde, die Berufung des Hrn. Dr. Strauß als eine Sache des Fortſchrit— 
tes zu preifen, bie Regierung von Zürich zur Feithaltung in der einmal 
„„erfannten Wahrheit““ zu ermuthigen und fie dann mit Bitterkeit ans 
zuffagen: „„fe habe dem verführten und betrogenen Volke den Dr. 
Strauß als Opfer hingeworfen (für welde Handlung fie in 
ben Jahrbüchern der Geſchichte ihre wahre Würdigung 
finden werde) “*. | 

Die Blätter von Zürih gaben den Ton an, die von St. Gallen, 
Aargau, Bern u. ſ. w. machten ihn nad. Der Eidgenoffe flimmte 
mit ein. Sie alle arbeiteten daran, bie gejellfhaftlihen Bande in ber 
Schweiz, welche im Chriftenthum allein feften Halt haben, aufzulöſen.“ 
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Damit war meine Bemweisführung gegen die Straußenpartei vollendet. 
Allein ich begnügte mich damit keineswegs, fondern gab noch eine eigene 
Schrift, vorzüglih auf das Anrathen und unter Mitwirkung von Profeſſor 
Fuchs heraus. Sie erihien Ende des Jahres 1839 und Hatte den 
Titel: „Welche Garantieen muß die Verfallung eines Schweizerfantons dem 
Chriſtenthum leiten? Mit Rückſicht auf die neueften Erjcheinungen 
im VBaterlande beantwortet von E.Siegwart: Müller.” Darüber jchrieb ih 
meinem Freunde: „ich arbeite an der verheißenen Schrift, welche nachweiſen 
fol, 1) daß das Chriſtenthum die Seele des öffentlihen Lebens der Schweiz 
geweſen; 2) daß e3 aus demjelben immer mehr geſchwunden, 3) und in daſſelbe 
wieder zurüczuführen fei.” In dem Vorworte zu dieſer Schrift jagte ih: 
„Mit Entjegen und mit Grauen durchfuhr mid darum die Lehre von 
Strauß, als ih, getrieben von dem Lobe, welches viele Freifinnige ber: 
jelben jpendeten, jie näher erforihte. Mit Wehmuth jah ih Männer, in 
politifhen Anfichten mir verwandt, diefem Hochmuthsgötzen Weihrauch ftreuen. 
Es war mir unmöglih, ruhig zuzufehen, ich entſchloß mih, nad ruhiger 
Ueberlegung meiner Pflichten, ohne Anjehen der Perionen, ohne Haß gegen 
Perfonen, zum Kampfe für den Chriftusglauben. Die durch feitherige Er: 
fahrungen bejtätigte Vorausfiht, daf ih von Männern, mit melden ich 
mebrfeitig gleiche politiſche Anfichten theile, zuerft mit Mißtrauen werde an— 
gejehen, dann verhöhnt, befhimpft und verfolgt werden, konnten meinen 
Entihluß nicht erfhüttern. Denn ich trug das tiefite Bewußtſein im mir, 
dak das, wofür ich Fämpfen werde, die Sache der wahren freiheit, die 
Sade des Volkes, die Sache des Vaterlandes ſei. Diefes Bewußtſein hat 
meinen Muth, bei der wachjenden Zunahme von Beichimpfungen und Ver: 
folgungen nur gehoben. Gern geftehe ich zwar, daß ich, in der Art den 
Kampf zu führen, bie und da fchonlicher, ruhiger, umfichtiger hätte verfah: 
ren können und follen; daß fich derfelben zuviel von der perfönlichen Ge- 
reiztheit mag beigemifcht haben. Als eine gerechte Strafe dafür ſehe ich den 
Grimm an, womit man mich öffentlich angefallen, und mir, wie fcheint, 
den Sturz gefhworen hat. Meint Gemüth wird fi aber deswegen, jo 
Gott will, Feiner perfönlihen Rache gegen die’ Verfolger jemals Hingeben. 
Erwartet darum, theure Mitbürger, im dem Meinen Schriften, das ich 
Euch hier mweihe, Feine perfönlihe Fehde. Diefe habe ih von meiner Seite 
durch aufrichtige Verzeihung bereit3 beendigt.“ In ber That war ich von 
perfönliher Rache jo weit entfernt, daß ich Robert Steigern, als der Ar: 
tifel in Nr. 77 der Bundeszeitung ſchon erjchienen war, noch als Arzt zu 
mir befheiden ließ und ohne Argwohn mich feiner ärztlichen Leitung über: 
ließ. In der Schrift felbit führte ich ala Eingang eine Stelle aus Johann 
Müller über den Glauben der Väter an, ging dann über, wie dieſer durch 
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Straußens Lehre erfchüttert werde, jchilderte das Benehmen der Straußianer 
von Zürih, dann das Partheiergreifen des Eidgenojjen für benfelben, deſſen 
Ausfälle gegen die Religion und die Kirche, zeigte, daß Franz Ludwig 
Schnyder, Jakob Robert Steiger, Johann Baumann, Profeſſor, Laurenz 
Baumann, Regierungsrat, und Eduard Schnyder fi als Gründer, als 
Redacteure und Mitarbeiter des Eidgenofien öffentlih genannt und ihre 
Sefinnungsgenofjen aufgefordert, ihre Anhänglichfeit an die Regierung durch 
Unterftügung des Eidgenofjen zu bewähren. Dann wurde die Nothmwendig: 
fit der Scheidung von dieſen Straußianern dargethan und gejagt: „Die: 
jenigen Männer, welde durch Treue an der chriftlihen Neligion, durch 
fittliche Würde, die in jener Religion allein wurzelt, durch unerſchrockenen 
Kampf für beide die Achtung des Volkes bewahrt haben, können nunmehr 
auch die Netter derjenigen politifchen Rechte und Freiheiten werden, melde 
die Völkerihhaften in den Jahren 1830 und 1831 mit Hilfe der Freiſin— 
nigen errungen haben. Sie können fih an die Redlichen und 
Biedern anfhließen, welche das Vollsgemüth aus der Er: 
fahrung fennen und fi bemühen, auf ruhigem Wege die Bedürfniffe 
defielben zu befriedigen, feine Wünſche zu erfüllen, feine Meinungen zu 
läutern. Sie Fönnen und werden bereit fein, dem Volke für die Zukunft 
diejenigen Garantien anzubieten und zu verihaffen, welche es, im gerechten 
Miftrauen, nah. den traurigen Erfahrungen, die es im jüngfter Zeit 
gemacht, unabweisbar fordert. Bereitwillig werden fie ihm jene Garantieen 
für feinen heiligen Glauben Teiften, weil fie aus Erfahrung den Werth 
diejes Glaubens für Zeit und Ewigfeit erfennen. Der Anlaß hiezu wird 
fih geben bei den bevorftehenden Berfajlungsänderungen.” Hiemit 
war nun von meiner Seite der Volkspartei die Hand geboten und bie 
Scheidung von der radifalen Partei vollendet. Meine politiihen Grund— 
fäbe blieben die gleihen. Volfsfonveränität und Nechtsgleihheit waren die 
politifchen Ideale, welche ich in einem demokratiſchen Lande gleichfam ein: 
gelogen, welche ich in Deutichland mir eingeprägt, welche ich in meinem 
Öffentlichen Wirkungsfreife ftets geachtet und als das Panier des Völfer: 
glüces emporgehalten Hatte. Diefe Ideale nahın ich bei der Trennung 
von meinen bisherigen Freuden unverwüſtet mit. Qreuer und ergebener 
als diefe, war ich jenen geblieben, In der Geſchichte von Strauß zeigten 
ih die Radikalen als Verächter des Volkes, Sie wollten ihm die Rechte 
zu freier Meinungsäußerung, zu Vereinen, zu Verſammlungen, zu Bitt— 
ſchriften, welche Rechte fie als die Föftlichften Güter der neuen Verfaflunger 
gepriejen hatten, verfümmern ober gar entziehen. Sie wollten ihre eigene 
Meinung gegenüber der Volksmeinung als alleingeltend anerkannt willen, 
Sie mißbrauchten die Prefie zu den roheſten Ausfällen gegen Männer des 
23 
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Volkes, ja gegen bad von ihnen zum Souverän erflärte Bolt jelber. Sie 
verfündeten gegen politifche Vereine und Verſammlungen die Aufruhrsgeſetze. 
Kurz, fie gebährdeten ſich, ſeitdem das Volf ihnen den Rüden zugewendet, 
als Feinde des Volkes. In Luzern mie in Zürich ftellten fie eine folche 
Herrihiuht zur Schau, daß mich ein wahrer Edel vor ihnen anmwanbdelte. 
Was innerlich geſchieden war, mußte fih auch äußerlih trennen... Brofeflor 
Ehriftophor Fuchs, welcher nah feinem MWiberrufe und nachdem er in die 
Ungnade der Radikalen gefallen war, mehr und mehr zum pofitiven Katho— 
lizismus ſich wendete, machte durch feine Ueberzeugungsgabe, durh Schriften, 
die er mir lieh, und durch fein Beiſpiel einen heilfamen Eindrud auf mich. 
Meine Anfichten über das Verhältnig von Kirche und Staat hatten fich 
im Kampfe mit dem Radikalismus geläutert. 

Bald nah den eben erzählten Streitigkeiten begann durch Rathsherrn 
Joſeph Leu von Eberfoll der ernfte Kampf für eine bdurchgreifende Wer: 
fafjungsrevifion in katholiſch-demokratiſchem Geifte*). In diefem Kampfe 
ftellte ich mich offen und entichieven an die Seite diejes Vorkämpfers. Auf 
meine Perſon fiel auch der ftärkjte Gewaltſtreich. 

Unmittelbar nad der Ruswyler Verſammlung vom 5. Wintermonat 
machte ih mich auf einen jolden gefaßt. Sowohl die Siegel des Kleinen 
Rathes, als des Staatsrathes, welde in den Händen und im Verwahr der 
Präfidenten diefer Behörden hätten fein follen, waren mir von denſelben, 
aus Bequenilichleitsliebe, anvertraut worden. Ich beeilte mid, dieſe Staats: 
fiegel dem Schultheißen und Statthalter einzuhändigen und dafür mir 
Quittung auöftellen zu laſſen. Eben jo ſchloß ih meine Kanzleirehnung 
ab und gab den Rechnungsſaldo dem Erpetitionshef. Der Donnerkeil, 
welcher mir bereitet war, ließ nit gar lange auf fih warten. Ein Artikel 
der Bundeszeitung entlud- den electriihen Funken. Am 25. Wintermonat 
1840 Tas Schultheig Jakob Kopp in der Sitzung des Kleinen Rathes mit 
zitternder Stimme folgende Erklärung: | 


„Erklärung 
zu Handen des hochlöblichen Kleinen Rathes des Kantons Luzern. 


Dezüglich desjenigen Decrets, welches der hohe Große Kath unterm 
21. Wintermonat letztverfloſſen Hinfichtlih der Aufammenfegung und Er: 
wählung eines Verfaſſungsrathes erlafien hat, ift in der befanntlic Durch 
Herin Staatsſchreiber Siegwart redigirten Bundeszeitung vom geitrigen 
Datum folgende Stelle enthalten**) (mun folgt der fragliche Artikel, dann 


*) Diefen Kampf für die Verfaffungsrevifion babe ich einläßlich bargeftellt im 
bem MWerfe: „Rathsherr Joſeph Leu von Eberfoll ꝛc.“ 
”*) ©, 111. „Rathöherr Leu von Eberfoll ıc,* 
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fährt die Erklärung fort): „Es Tann wohl Feiner Beleuchtung bedürfen, 
um begreiflih zu machen, daß fich der hohe Große Rath dur dieſen 
Artikel ſchwer gefränkt fühlen muß. Indeſſen dürfte derfelbe gleichgültig Hin- 
genommen werden, wenn er nicht als das Werk eines durch den Großen 
Kath angeftellten Staatsbeamten angenommen werden müßte. Diefem, wie 
dem ganzen Iuzernerihen Volk gegenüber, erflärt mindeſtens der Unterzeich- 
nete, daß er für das gedachte Decret Tebiglih im Gefühle conjequenter 
Kechtlichkeit und nit in Furcht vor Menſchen mitgewirft habe. Am 
enrpfindlihiten muß aber ihm dem Unterzeichneten, aus dem allegirten Artikel 
diejenige Stelle fallen, mittelft welcher dem Publikum der Glaube beige: 
bracht werben will, als hätte vorzüglich eine von einer Berfammlung in Ruswyl 
drohend angenommene Stellung das bejagte Decret des Großen Rathes 
erwirfen geholfen. Es ift auch diefe Stelle zunächft die dem Herm Staats: 
Ihreiber Siegwart zur Pflicht machen muß, vorab denjenigen drei Mitglies 
bern des Kleinen Raths eine genugthuende Erklärung zu geben, melden 
die erjte Bearbeitung des Entwurfes für fragliches Decret, durch den Staats: 
rath und bie Juſtiz- und Polizeicommiffion in vereinter Sitzung aufgetragen 
wurde, und die benjelben zum Theil ſchon unterm 24. Herbftmonat, zum 
Theil aber unterm 5. Weinmonat, wie es dem Herrn Staatöfchreiber wohl 
befannt ift, den vereinten Rathsabtheilungen, Staatsrath und Juſtiz- und 
Polizeicommiſſion ausgearbeitet vorgelegt hatten, wie er nunmehr durch ben 
Hohen Großen Rath zu feinem Beſchluſſe erhoben worden ift. Die Rus: 
wylerverfammlung hat aber erft den 5. Wintermonat ftattgefunden. 

Dem Hohen Großen Rathe wie dem Kleinen Rathe fol, nah dem 
Dafürhalten des Unterzeichneten, insbefondere auch daran gelegen fein, von 
ihrem erſten Staatsſchreiber, ald Mitglied jener Ruswylerverfammlung, erklärt 
zu wiſſen, was unter bem angedrohten Entgegentreten zu verftehen ſei. 

Der Unterzeichnete glaubt fich felbit im Anterefie des Kantons zu 
biefer Eröffnung und den damit verbundenen Begehren verpflichtet. Er kann 
nämlih unmöglih aus fortwährenden Hebereien und Verdächtigungen gegen 
die oberften Landesbehörden Heil und Segen für den Kanton erwarten, und 
nur böfer Wille muß dem Thun zu runde liegen, vermöge welchem man 
fi bemüht, felbit Schlußnahmen diefer Behörden, die man als rechtlich zu 
beloben gezwungen ift, reblihen Sinn abzufpredhen. 

Der Schlußantrag des Interzeichneten geht demnad dahin: 

1) Es wolle der Kleine Rath im Gefühle feiner Pflicht die Ehre des 
Großen Raths vor Verunglimpfungen zu wahren, die fich gegen benfelben 
jeldft jein erfter Kanzlift erlaubt hat, von Legterm zu Handen bes hohen 
Großen Raths eine genugthuende ErMärung abverlangen, das Weitere zu 
beſchließen aber dem hohen Großen Rathe ſelbſt überlafien. 
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2) Bis dieſe Erklärung auf eine dem Begehren des Kleinen Raths 
entſprechende Weiſe dieſem abgegeben ſein wird, ſei Herr Staatsſchreiber 
Siegwart in feinen amtlichen Verrichtungen beim Kleinen Rathe und Staats: 
rathe eingeftellt. 

Luzern, den 25. Wintermonat 1840. 

J. Kopp, Mitglied des Kleinen Raths.“ 

Ohne ein Wort zu fagen, begab ich mich, nah Vorſchrift des Kegle: 
mentes in Austritt, umb wartete in ber Staatskanzlei auf den Entideid. 
Nach einer fehr langen Berathung wurde mir durch Staatsſchreiber Bernhard 
Meier angezeigt, daß ih im die Situng des Kleinen Nathes nicht mehr 
eintreten könne, ba ich im den Verrichtungen bei diefer Behörde eingeftellt 
(Sufpendirt) fei, was mir fchriftlih werde angezeigt werden. Statt dieſem 
erhielt ich am gleichen Tage eine Einladung des Staatsrathes, mich über 
Kopps Anregung zu verantworten. Auf diefe Einladung begehrte ich zuerit 
vom Staatsrathe, dann vom Kleinen Rathe vor Allem die verheißene 
Schlußnahme zur Begründung meiner Verantwortung. Denn ich glaubte 
Jakob Kopp, welcher eine Ehrenerflärung forderte, nach den Geſetzen als 
meine Gegenpartei behandeln zu können, Der Staatsrath und Kleine Kath 
fuhren in ihrem willfürlihen Verfahren fort und brachten, ohme mir, ungeachtet 
meines Begehrens, die Suſpenſionsſchlußnahme mitzutheifen, den Gegenftand 
an den Großen Rath. Im einer fehr ernft gehaltenen Zufchrift an den Großen 
Rath wies ich zuerft die Ungefeglichkeit und Umbefugtheit der Sufpenfion 
nach, welche ohne meine Einvernahme, ja ohne Mittheilung der Motive in 
Gegenwart und unter Mitwirkung des Klägers und der im ber Anklage 
felbft als gekränkt bezeichneten Mitglieder erfolgt und beftätiget morben mar. 
Dann wies ich die vielen Widerſprüche nah, welche die Verfügungen dei 
Kleinen Rathes in ihren Beweggründen enthielten. Nachdem ich fo die 
Widerrechtlichfeit des Verfahrens bewiefen hatte, ging ich zum Beweiſe 
ber Ungefeplichkeit, des Widerſpruchs mit den Geſetzen, alfo des materiel: 
len Unrehts über. Als Verfaffer des Artikels hatte fih nämlih Dr. 
Joſeph Scherrer von Hochdorf erlärt. Nah dem Preßgeſetze mußte und 
fonnte alfo nur ber Verfaſſer belangt werden. Das Ganze hätte nach dem 
Preßgelee behandelt werden müſſen. Ich legte den Sinn des beflagten 
Artikels aus und namentlih was ih unter dem Entgegentreten für 
meine Perfon verftanden hätte, wenn der Große Rath dem Begehren ber 
Volksbittſchrift gar nicht entiprochen hätte — nämlich eine förmliche Volks— 
abftimmung und fagte: „Ich war entichloffen, im vollften Sinne des 
Wortes au der Regierung Treue und Wahrheit zu leiften. Meh— 
rere ehrenfefte Männer können es bezeugen, daß ich bereit? am 15. Winter: 
monat ihnen meinen feiten Entſchluß mitgetheilt Hatte: falls der Große 
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Kath dem $. 61 nicht die Auslegung gebe, welhe die 11,793 Bürger 
gewüniht und wie fie mit meiner Meberzeugung übereinftimme, jo werde ich 
eine Verwahrung zu Protokoll dagegen einlegen, aber auch zugleich bie Stelle 
eines erften Staatöfchreibers niederlegen, um nicht die Vollziehungsmaß- 
regeln zu diefem, nach meiner Anſicht verfajlungswidrigen Beſchluſſe, als 
Staatöfchreiber unterzeichnen und um nicht bei den Berathungen befielben 
zugegen fein zu müſſen. Selbſt ein Mitglied der Regierung, dem ich fchon 
am 12. Wintermonat biefen Entſchluß vertraute, und das ihn billigte, wird 
mir dieſes bezeugen. Mit dieſem Entjchluffe hing zujammen, daß id 
bereit am 9, Wintermonat die mir anvertrauten Siegel aus freiem Antriebe, 
wie die nach ber Zeit ihrer Ausfertigung aufeinander folgenden Acten , die 
ich beijchließe, bemeifen, abgab; daß ich am 16. Wintermonat den Empfang 
der Caſſe mir vom Herrn Erpeditionschef, welcher die Ausgaben beforgt, 
beiheinigen Tieß. Treue und Wahrheit wollte ih meiner Negierung leiften, 
Treue und Wahrheit dem Großen Rathe. Gegenüber einem nad meiner 
Anfiht verfaflungswidrigen Großrathsbeſchluſſe, wollte ich nicht mehr ein 
Beanteter befielben bleiben, bei den Berathungen über die Bollziehung defelben, 
welche ich für geſetzwidrig erachtet hätte, wollte ich nicht zugegen fein, um auch 
niht den Schein eines Verrathes bei ber Regierung auf mich zu Taden. 
Das waren meine Gefinnungen und Entihliegungen. Im Bewußt— 
fein derſelben weife ich daher jeden Vorwurf einer Verlegung bes der Re-— 
gierung gefhmwornen Eides mit Entrüftung zurüd. Mit um fo größerer 
Entrüftung weiſe ih ihn zurüd, da dieſer Vorwurf ſich Tediglih auf die 
Aufnahme eines Zeitungsartifel® gründet, deſſen Verantwortlichfeit ich in 
feinem Falle zu tragen habe, welder aber aud von allem bem nichts ent— 
hält, was der Kleine Kath in denſelben Hineinlegt, ja wovon felbft die 
Thatſache, die er beurtheilt, nämlih die Ruswylererklärung, nicht in ſich 
ſchließt, was vom Kleinen Rathe fogar im Artikel will gefunden werden.” 
Nach diefem kam ich noch auf die Unteriheidung, welche der Kleine 
Rath bei dem Gebrauch der Preſſe zwiſchen einem Bürger und einem Be: 
amteten gemacht wiflen wollte. Ich fagte hierüber: „Im Freiſtaate bleibt 
der Staatöbeamtete freier Bürger. Als Beamteter hat er den Kreis feiner 
Geſchäfte und feiner Amtspflichten auszufüllen; die perfönliche Leberzeugung 
aber bleibt ihm frei. Er-ift nicht, wie in Monardien, in einem perſön— 
lihden Dienftverhältniffe zu feinen Vorgejegten; er gibt Feine per: 
fönlihen, Feine bürgerlihen Rechte bei Uebernahme feiner Beam: 
tung auf. Das Recht zur freien Meinungsäußerung durch Wort und 
Schrift, das Recht zu Vereinen bleibt ihm unverfünmert. In diefem Sinne 
haben Mitglieder des gegenwärtigen Kleinen Nathes im Jahr 1830 ihre 
Stellung anfgefaßt; im gleichen Sinne fafjen fie ihre amtlihe Stellung im 


gegenwärtigen Augenblide noch auf, inden fie, in freier Ausübung ihrer 
bürgerliden Rechte, an DBereinen, an Verſammlungen thätigen Antheil 
nehmen, um 3. B. Wahlen in ihrem Geifte zu bewirken, felbft auf die 
Gefahr, daß diefer Geift mit dem der Mehrheit des Volkes, deſſen Stell: 
vertreter und Verwalter fie find, nicht ganz im Einflange wäre. Wem darf 
es einfallen, ihnen diefes, obwohl die Regierung als über den Parteien 
ftehend, unabhängig gedacht wird, zu verargen? Aber eben fo wenig möchte 
ich auf das Recht des Bürgers zu freier Meinungsäußerung felbft auf die 
Gefahr, mit den politifhen Anfichten mander Regierungsmitglieder in Wider: 
ſpruch zu gerathen, verzichten. Zu einer folhen Verzichtleiſtung fühle id 
weder Beruf noch Pfliht. Gerade dadurch glaube ich die der vom Volle 
fanctionirten Verfaſſung verfprohene Treue und Wahrheit zu Teiften, wenn 
ih auf Mißgriffe der Behörden aufmerffam made; gerade hierin ber 
Negierung Treue und Wahrheit zu leiften, wenn ich ein unabhängiges Urteil 
darüber auszufprehen wage. Nicht das Rob, fondern der Tadel gereidt 
den Regenten zum Heile. Die Art, wie der Tadel ausgeſprochen wird, 
ift Eigenthümlichkeit des VBerfaflers, ein Gepräge feiner Individualität, für 
welche er gewiß nicht einzuftehen hat. Webrigens war der Kampf, fo weit 
ih ihn perfönlih geführt (denn nicht für Alles, nochmal wiederhole ih es, 
kann ich ftehen, was in der Bundeszeitung erfcheint, weil bei weitem nicht 
Alles mir angehört), nicht gegen bie Behörden, fondern gegen Parteien, 
über welche die Behörden erhoben fein follen, nicht gegen Perfonen, fondern 
gegen Grundfäge gerichtet; er war eine Beurtheilung vor Augen liegender 
Thatſachen; er war für das Volk gegen eine Partei. 

Wenn ed übrigens im Kanton Luzern, im zehnten Jahre einer Ver: 
fafjung, welde unter ihren erften Grundbeftimmungen die Freiheit der Preſſe 
und Meinungsäußerung ($. 6) enthält und biefe Freiheit feierlich gewähr: 
leiſtet, dahin gefommen ift, daß der Staatsbeantete im Gebrauche dieſer 
Zreiheit der Auffiht des Kleinen Rathes unterworfen ift, daß er 
entweder auf feine Beamtung oder auf das freie Urtheil Verzicht leiſten 
muß, dann haben wir es in der freiheit nicht weit gebradt. Dann muß 
die Preffreiheit in unferm Kanton ihren Ursprung und ihre eigentlide 
Aufgabe verleugnen, wonach fie eben zur Beurtheilung der Kegierungs: 
handfungen in die Verfaſſung ift aufgenommen und gerabe zu diefem Zwecke 
vorzugsweiſe iſt gewährleiftet worden. 

Sollte der Große Rath des Kantons Luzern von feinem erſten 
Staatsfhreiber als amtliche Pflicht fordern, die öffentlihen Zuftände, die 
Schlußnahmen und Handlungsweilen der Regierung entweder gar nidt, 
oder nur im Sinne der Regierung oder einer Rartei beurteilen zu bürfen, 
dann erkläre ich Hier feierlih: ich ziehe das Recht der freien 
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Meinungsäußerung der Beamtung vor, ih opfere 
bie Stelle eines erften Staatsjhreibers dem Ge: 
braude der freien Prejfe auf. Die Unabhängigkeit meiner 
Ueberzeugung ift mir mehr werth, als der Sold und die Ehre einer Bes 
amtung. Heißt im Kanton Luzern endblih, einen Artikel in eine Zeitung 
aufnehmen, in welchem der Kleine Rath eine Verunglimpfung jehen will, 
für einen Beamteten — den Eid der Treue und Wahrheit verlegen — 
fann man bievauf Sufpenjionen begründen; dann mag Beamteter fein, wer 
da will, ich meinerſeits will dann lieber im Privatjtande leben.“ 

Zuletzt zeigte ich noch die Unbefugtheit des Kleinen Kathes zu meiner 
Sufpenfion, da nah der Verfaſſung nur Verbreden ober Untauglid: 
feit eine Sufpenfion oder Nbfegung veranlajjen können, im erjten Falle 
der Richter, im zweiten Falle die Wahlbehörde, dev Große Kath zu unter: 
juhen und entjheiden habe. Ach ſchloß im folgender Weile: „Der Beweis 
it geführt, daß der Kleine Nath bei ber gegen mich verhängten Sufpenjion 
die weientlihen Formen eines amtlichen und rechtlichen Verfahrens verlegte, 
indem er am 25. und 27. Wintermonat "zuerft den Beklagten nicht ein: 
vernommen, dann von feiner Verantwortung feine Kenntniß genommen 
und endlid bei allen drei Schlußnahmen dem perfönlid beleidigten 
Kläger und den Mitbetheiligten amtlide Einwirkung und Theilnahme 
erlaubt bat. Der Beweis ift geführt, daß die Begründung der Schlußnahmen 
des Kleinen Rathes die grellften Widerfprüche in fich ſchließt, indem Dies 
felbe zuerft mich als Verfafler, dann als Herausgeber verantwortlich machen 
wollte, in dem Artikel zuerſt eine Ehrenverlegung, dann eine Eidesverlehung 
jehen wollte, überhaupt in den Artikel hineinlegte, was nicht in demfelben 
it; indem fie den widerrechtlichen Grundfaß durchblicken läßt, es ftehe den 
Beamteten nicht das gleiche perfönlihe Neht zu, wie dem Bürger. Der 
Beweis iſt geführt, daß die Schlußnahmen mit dem Preßgeſetze und mit 
den Strafgejeßen im Wideripruche ftehen, überhaupt auf Feiner geſetzlichen 
Grundlage beruhen. Der Beweis ift endlich geführt, dag die Schlufnahnen, 
wenn auch ihre Begründung richtig wäre, Eingriffe in das Gebiet des 
Richters und in die Befugniſſe des Großen Rathes ſeien. 

Auf diefe Demweisführung von der Ungeſetzlichkeit und Unbe— 
fugtheit der gegen mich verhängten Sufpenfion geſtützt, erſuche ih ben 
hohen Großen Kath um Aufhebung derjelben und daher um Caſſation der 
Schlußnahmen vom 25. und 27. Wintermonat und 4. Chriftmonat. Dabei 
mwiederhole ich die bereits oben angebrachte Bitte, e8 wolle der Große Rath 
mir den Beriht des Kleinen Naths vor jedem intreten in bie Sache 
abihriftlich wmittheilen, damit, wenn der Kleine Rath der Sufpenfion zum 
viertenmal eine andere Wendung und Grundlage zu geben verfuden würde, 
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ich ihm auch auf diefer Bahn wieder folgen und feine neue Orundlage 
ebenfalls unterfuchen und prüfen könne. 

Indem ih von Ihrer Gerechtigkeit die Gewährung dieſer Anſuchen 
gewärtige, verwahre ich feierlih für jegt und für die Zukunft 
gegen alle Mitglieder des Kleinen Raths, welde zu der gegen mid ver: 
hängten Sufpenfion mitgewirkt, ſowie insbejondere gegen den Kläger alle 
meine Rechte.“ 

Der Große Kath wählte eine Commiffion, beftehend aus den Herren 
Soft Anton Kopp von Münfter, Meldhior Heß von Schenkon, Joſeph Zingg 
von Meggen, Franz Ludwig Schnyder von Surjee und Johann Kilchmann 
von Ettiswyl. Dieſe theilte mir die Botſchaft des Kleinen Rathes mit. 
Sie war ein wahres politifches Teftament. Hinfihtlih meiner enthielt fie 
die nagelneue Lehre: „daß der erſte Staatäjchreiber, wenn er den durch 
Geſetze an ihn geftellten Forderungen genug thun will, ausſchließlich feinem 
Amte obliegen und, ohne Bewilligung feiner Regierung, in andern Geſchäften 
und Verrichtungen ſich nicht einlafen follte. Allein Herr Staatsjchreiber 
Siegwart that folches dennoch fhon zu Ende des Jahres 1837, und zwar 
mit der Uebernahme eines Gejchäftes, welches, zumal in unferer Zeit, wie 
fein anderes geeignet war, ihn jelbjt mit feinem dem Staate geihmwornen 
Eide, und gewiß auch mit feiner Negierung in Gollifion zu führen. Er 
übernahm nämlich die Herausgabe eines öffentlihen Blattes unter dem 
Titel: „„Schmweizeriihe Bunbeszeitung”*. Die Botichaft jchilderte dann 
die DVerjchiedenheit diejes Blattes vor und nad dem 6. Herbftmonat 1839, 
und wollte mir Nachläffigkeit und Undank zur Laft Iegen. Ich durfte mir 
das Zeugniß geben, daß ih an Amtsthätigfeit jeden Beamteten und zumal 
die Mitglieder des Kleinen Raths weit übertraf. Mit farcajtiicher Eutſchie— 
benheit wies ih darum die Vorwürfe hierüber zurüd. Dann fuhr ich fort: 
„Der Kleine Kath fheint mir den Borwurf des Undankes gegen die Regie: 
rung machen zu wollen, welde mich für das Kantonsbürgerreht, für bie 
erite Staatsjchreiberftelle und für das Amt eines Mitgliedes des Großen 
Raths empfohlen und mir die zweite Staatsichreiberjtelle übertragen Habe. 
IH erlaube mir hierüber folgende Bemerkungen, obwohl diefer Vorwurf 
gewiß Fein Grund zur Rechtfertigung einer Sufpenfion jein kann. Es 
ſcheint mir für eine vorörtlihe Negierung, welde ſchon jeit Jahren den 
Antrag auf Einberufung eines eidgenöffishen VBerfafjungsrathes dem Großen 
Nathe vorlegt und ſomit auf Einführung eines ſchweizeriſchen Bürgerrechts 
hinwirkt, nicht ganz am Platze, einem Bürger von Uri den Namen eines 
Fremden vorzumwerfen. Der Gemeinde Oberkirch, fowie dem Großen Rathe 
danke ich allerdings die Aufnahme in das Bürgerredht. Allein ich würde es 
für einen Frevel halten, von dem Großen Rathe nur zu denfen, baß er 
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ald Beweis meines Danfes entweder Berzichtleiftung auf die freie Meinungs: 
äußerung, oder dann Tediglih Gebrauch der Preſſe zum Lobe aller feiner 
Schlußnahmen fordere. Die Bürgerrechtsurkunde fihert mir und meinen 
Rachkommen alle Rechte zu, deren die übrigen Bürger genießen, und legt 
mir feine andere Pflichten auf, alö diefen obliegen. Was die Webertragung 
der zweiten Staatäfchreiberftelle betrifft, jo wurde ich dazu von einem dama= 
ligen Mitgliede der Regierung wiederholt aufgefordert, mich um diefelbe zu 
bewerben. Ich Hatte nie daran gedacht diefes zu thun. Ich ließ mich jedoch 
bereden und entzog mich einem Berufe, welcher mir nah und nad) eine 
weit unabhängigere Exiſtenz verihafft haben würde, als die Stelle eines 
Staatsſchreibers. Man wählte mich vermuthli nicht aus Wohlgeneigtheit, 
jondern weil ih die Prüfung am beten bejtanden hatte. Man wählte mid) 
zum erjten Staatsjchreiber vermuthlih, weil man mid dazu für fähig 
erachtete und weil meine Amtsthätigkeit zu keinen Klagen Anlaß gegeben 
hatte. Man wählte mich zum Mitgliede des Großen Raths, ohne daß ich 
etwas davon wußte, ohne daß ich mich auch nur bei einem Einzigen von 
ferne darum meldete, ohne irgend einen ausgefprodenen Wunſch von mir. 
Ich habe nie erfahren, dag mich der Kleine Rath als erften Staatsfchreiber 
oder als Mitglied des Großen Raths irgendwie empfohlen habe. Das 
Zutvanen, welches in diejen Mahlen fich beurkundete, freute mich; aber ich 
betrachtete mich nicht als einen Günftling der Mitglieder der Wahlbehörben, 
fondern als einen Beamteten des Staates, des Volles. Das geſchenkte 
Zutrauen konnte mich wicht beftimmen, demfelben mein unabhängiges Urtheil, 
meine Weberzeugung, überhaupt die unveräußerlichen echte des Dürgers 
aufzuopfern. Solde Opfer muß der Beamtete dem Deſpoten bringen, 
nicht aber dem Freiftaate. Der Große Rath würde einen Dank, welcher 
fi auf dieſe Weife ausdrüden wollte, mit Recht verfchmähen. Im Webrigen 
zwingt mich noch der Vorwurf des Kleinen Raths Hier zu bemerken, daß 
id jeit dem 14. Jänner 1834 bis auf den heutigen Tag für meine Arbeiten 
die geſetzliche Beſoldung bezogen habe: ich kann mich nicht erinnern, für 
noch fo viele und große außerordentliche Arbeiten jemals eine Entſchädigung 
oder Gratification begehrt oder erhalten zu haben, obwohl ich in Ertheilung 
von ſolchen fonft Feine übertriebene Zurücdhaltung wahrnahm. Die Beſol— 
dung glaube ich verdient zu haben. Sie floß aber, jo viel ih weiß, mur 
aus der Staatscafle, in welche das Volt des Kantons Luzern feine Beiträge 
liefert. Der beſte Dank biefür fcheint mir die unerfchrodene Vertheidigung 
der Nechte des Volkes, felbit auf die Gefahr Hin, die Befoldung zu ver 
lieren. Mit Gottes Hilfe Hoffe ich auch bei dem Verluſte derfelben meine 
dconomifche Unabhängigkeit zu behaupten. Was die Ehre betrifft, welche 
mir durch Mebertragung von Aemtern ift angethan worden, jo muß id) 
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befennen, daß Titel und Ehren eines Amtes für mich nie einen großen 
Reiz gehabt Haben. Der Reiz verliert ſich noch mehr, wenn ich jehe, da 
der Kleine Rath wegen eines Zeitungsartifels m Sufpenfion jene Ehren 
und Titel wieder entziehen ann. 

In der Botſchaft Teuchtet überall durch, daß meine politiihe Tendenz 
die Grundurſache der gegen mich verhängten Sufpenfion ift. Ich wüßte 
nicht, warum fonft der Kleine Rath fich fo weit vergejlen Fönnte, in eine 
Kritik der Bundeszeitung fi einzulaflen. In einem Lande, wo 
Preßfreiheit durch die Verfafjung gewährleiftet it, ſcheint mir dieſes fein 
Regierungsgefhäft zu fein. Der Kleine Rath will in dieſer Kritif gefunden 
haben, daß die Bundeszeitung die politifhen und Firchlihen Grundſätze 
geändert habe, und ſchließt daraus, auch der, welchen er als Redacteur 
annimmt, jei diefer Aenberung unterlegen. Wenn er freilich daraus den 
Schluß zieht, derfelbe fei deshalb zu fujpendiren, fo wagt er einen fehr 
gefährlihen Schluß, auf welchen vielleicht noch eine Menge Sufpenfionen 
begründet werben könnten. Es freut mich, in der Kritik des Kleinen Raths 
ben Anlaß gefunden zu haben, mich über meine politiihen und kirchlichen 
Heberzeugungen öffentlich ausfprehen zu können. Dem Großen Rathe will 
ih daburd einen neuen Beweis von Treue und Wahrheit leiten. 

Nachdem ich meine Eltern beide innert der Friſt von zwei Jahren 
nad meiner Geburt verloren, wurde ih von meinem Vormunde, feinem 
Onkel, Herrn Pfarrer auf Seeliäberg, Kantons Uri, zur Erziehung übergeben. 
Diefer war ein feuriger Demokrat; in einem demokratiſchen Lande gewöhnte 
ih mich an demokratiſche Gefinnungen und Anfihten. Obwohl auf Deutid: 
lands Univerfitäten die Monardie als Ideal der Staatsverfaſſungen auf: 
gejtelft wird, hatte diejes Ideal nie einen Zauber für mid. Auf der Univer: 
fität ſchrieb ih „Wilhelm Tells’ Thaten in einem Meinen Schriften. Bald 
nach der Rückkehr in meine Heimat gab ich ein Wort „über Landsgemeinden“ 
heraus, worin meine demokratiſchen Anſichten ſich Fund gaben. Als bie 
AYuliusrevolution erfhien und die been Volksſouveränität und 
Rechtsgleichheit durch ganz Europa drangen, begrüßte ih in ihnen, 
wie früher Mander, der an Geift und Bildung mich weit übertraf, die 
Verwirklichung der demokratiſchen Anfichten, die in meinem Innerſten lebten. 
Dieje zwei Ideen find die Grumdpfeiler des Freiftaates, der Demokratie. 
Ich weiß feinen Zeitpunkt in meinem Leben, während welchem ich denfelben 
untreu geworben bin, Im Geifte diefer Ideen habe ih mi, obſchon mit 
menſchlicher Kurzfichtigfeit, Perfonen und Sahen, Mittel und Zwed nicht 
ſcharf unterfcheidend, im Jahr 1833 ausgeſprochen; im Geifte diefer Jdeen 
im Großen Nathe, bei den Angelegenheiten von Wallis, Ach hätte es für 
einen Verrath an meiner innerften Ueberzeugung gehalten, wenn ich gegen: 
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über dem Luzernervolfe in Sachen der Verfaffungsrevifion mid; anders aus: 
geiprohen hätte. Im gleichen Geifte habe ich mid in Ruswyl auge: 
ſprochen; ich werde mich, fo Gott will, in meinem ganzen Leben fo aus: 
Iprehen. Niemand wird mich hierin, fofern ev richtig urtheilen Tann und 
will, einer Inconſequenz bezüchtigen Fönnen, als Solde, welde im Jahr 
1830 fih für Volksſouveränität und Nechtögleichheit ergriffen zeigten, im 
Jahr 1840 aber der weitern Entwidlung diefer Grundfäße gram geworden 
zu fein fcheinen. Ueber untergeordnete politiiche Gegenftände mag ih durch 
Erfahrungen belehrt, meine Anſichten geändert haben; ich bin weit entfernt 
von dem Hochmuthe, zu wähnen, e8 Habe ein Lauf von 14 Jahren (fo 
lange bin ich von den Univerfitätsftudien zurüd) nicht mande politiſche Anz 
ficht in mir geändert, und wie ich glaube, berichtiget. Allein die Ideen 
der VBolfsfouveränität und Rechtsgleichheit in ihrer confequenten 
Durhführung waren von jeher und find bie Leitjterne meines politiichen 
Denkens, und ich begrüße jeden als meinen politiichen Freund, welder 
ihnen Buldigt, in ihrer ganzen Neinheit und Unverfälfchtheit. Allein unnach— 
fihtliher fcheinen mir die falſchen Freunde diefer Ideen ein ftvenges 
Urtheil der Deffentlichfeit zu verdienen, als die offenen Feinde derſelben. 


Schon auf ber Univerfität, obwohl ih mid dem Studium der Redts- 
wiſſenſchaft widmete, war ich ein erflärter Gegner der deutſchen Jurifterei. 
IH trug eine unmiderftehlihe Abneigung gegen das Formenweſen, worin 
ih eine Feſſel aller Bewegung und Gelbftitändigkeit freier Bürger und 
Völker erblidte. Diefe Abneigung wurde in mir geſtärkt durch die Vor: 
träge eines mir unvergehlichen Lehrers. In einem Schrifthen: „über Auf: 
tehthaltung der Ehe und Beitrafung der Unzucht im Staate“ habe ich bald 
nah meiner Rückkehr von den Studien dieſe Abneigung beurfundet. Der 
gleihen Anficht über Formenmwefen und Aurifterei bin ich treu geblieben. 
Aus ihr find meine Urtheile über die Gefekgebung des Kantons Luzern, 
durh welche ich das freie Luzernervol® mit bem Formenweſen bedroht 
glaubte, entiprungen. Ich machte daraus jo wenig Hehl, daß ih jelbft 
Mitgliedern dev Regierung, ohne von ihnen Widerſpruch zu erleiden, bemerkte, 
daß zunädft in der Gefeggebung die Urfahe des allgemeinen Wunjches 
nad einer Staatöveränderung zu fuchen fei. 


In Perfonen Tann man fich jedoch täufhen. Ich mag als Pubtizift 
über wirkliche ober vermeintliche Feinde der Volfsfouveränität und Rechts: 
gleichheit unbillig geurtheilt haben: ich mag meiner Abneigung gegen Ju— 
rifterei bei Beurtheilung von Perfonen, die fi ihr widmen, zu viel Gehör 
geliehen haben. Allein die Vorwürfe von Rohheit gegen die Regierung, 
von Herabwürbigung der Geſetze, von Verhöhnung geſetzlicher Inftitutionen 
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u. ſ. w., die ber Kleine Rath mir zuſchiebt, treffen mich nicht, treffen die 
Auffäge nicht, die ans meiher Feder geflofien: 

Was meine religiös-kirchliche Richtung betrifft, ſo gebe ich hierüber 
folgende freimüthige und unummundene Erklärung ab. 


Mein Erzieher war ein Rfarrer, welcher bis in fein zweiundfiebenzigftes 
Altersjahr, bis an feine Todeskrankheit, alle Pflihten des GSeeljorgers 
mit einem mufterhaften Eifer erfüllte. Durch Lehre, Cultus und Beifpiel 
wurde der Katholizismus tief in mein Innerſtes geprägt. Mein Lehrer in 
Altdorf, ein Jefuit, brachte den Katholizismus durch gründlichen Unterriät 
zum Maren Bewußtſein, mweldes auf den Gymnafium zu Luzern und auf 
dem Gymmafium und Lyceum zu Solothurn geflärft wurde. Auf ben 
Univerfitäten Würzburg und Heidelberg, wo der Jüngling, auf eine unbeil- 
volle Weiſe, fich ſelbſt überlaſſen bleibt, wo, zum Verderben Vieler, von 
Religionsunterricht und Cultus meiſtens gar keine Rede iſt, wo es zum allge— 
meinen Tone gehört, ſich der Erfüllung der Religionspflichten zu entziehen, 
da wurde für einige Zeit auch meine katholiſche Ueberzeugung, meine religiöſe 
Selbſtſtändigkeit erſchüttert. Allein in die Heimath zurückgekehrt, im Um— 
gange mit meinen alten Freunden, durch Theilnahme an dem latholiſchen 
Eultus, durch Wiederauffriſchung meiner Augenderinnerungen und durd bie 
Erfahrung von der Nothwendigfeit der Keligion zu geiftigem und fitilichem 
Fortichritt des Menſchen belehrt, Tehrte ich bald auch wieder zu meinen 
frühern religiöfen, dem Fatholifhen Glauben angemejienen Ueberzengungen 
und Pflichten zurüd. 


Nur ein Irrwahn haftete länger in mir. Es war der, daß bie 
Hierarchie der Kirche, eine uralte, über die ganze Erde verbreitete, in ihren 
Bewegungen höchſt Iangfame Anftalt mit dem geiftigen Fortichritte der Zeit 
nicht Schritt halte, ja meiften® ihm entgegenwirfe. Ich hielt es für Pflicht 
des Staates und der Faien, der Hierarchie mit der Macht des Staates ent: 
gegenzutreten, wo fie jenen Fortfchritt Hinbere, welchen ich nad) der auf ber 
Univerfität angehörten, jelbft im Katholizismus begründeten Anfiht von einer 
ewig fortichreitenden Entwidelung des Geiftes, ald den Zielpunft alles Staats: 
und Kirchenlebens anſah. Ach mwähnte, es follten auch in dem Kirchenleben 
bie Elemente der Bewegung hervorgerufen und begünjtigt werben, wie biejes 
im Staate geſchehen. Mit Entfhiedenheit kämpfte ih daher, obwohl mein 
Innerftes dem katholiſchen Glauben ergeben war, gegen die Träger der 
Kirhengewalt, in welchen ich mit dem Katholizismus felbft im Widerſpruch 
lebende Feinde des Fortſchrittes erblidte. Ich Schloß mich an diejenigen an, 
welche im geiftigen Kampfe den Ruhm von Beglüdern des Volkes durch Auf: 
Märung fuchten, und glei mir die Kirchengewalt und ihre Träger, das in 
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feinem Wefen Unveränberliche und Beharrlihe und das in der Entwidelung 
Fortichreitende nicht von einander unterſchieden. 

Es Fam die Berufung von Dr. Strauß auf den Lehrſtuhl der Theo— 
logie an der Hohihule Zürid. Strauß erihien mir in den Ergebnifien 
feiner Lehre als ein Leugner der Gottheit Jeſu Chrifti, ja Gottes felbit, 
wie er fih in Chriftus geoffenbaret, al3 ein Leugner der Unfterblichfeit der 
Seele und ber Auferftehung, als ein Leugner der durch die Gnade und den 
Geift CHrifti bewährten Tugend, als ein Zerftörer der Kirche, als einer 
Gemeinſchaft der Gläubigen, gegründet durch die Lehre, Gnaden und Anord— 
nungen Ehrifti. Diefe Lehre durchſchauerte die innerften Tiefen meines 
Gemüthes, fie drohte, mir den Kern des Pebens, den Troft in allen Leiden, 
bie Hoffnung auf eine Vergeltung zu vernichten. 

Zugleih jah ich aber in den verfchiedenen Kantonen Mehrere für bie 
Berufung des Dr. Strauß das Wort führen, ja fogar deſſen Lehre als den 
Höhepunkt aller Aufklärung preifen, Mehrere, melde vom gleihen reforma— 
torifhen Eifer mit mir ergriffen waren, bie Hierarchie mit mir befämpften, 
ihr die Gewalt des Staates überall zurückdrängend entgegenfeßen wollten. 
Ih jah Männer, welche die Volksſouveränität ala ihren politiichen Lebens: 
grundfag erflärt Hatten, den vierzigtaufend Zürichern, welche fich gegen bie 
Einführung des Unglaubens erflärten, Hohn ſprechen, den Führern bderfelben 
mit Griminalftrafen drohen, gegen ben Gebrauch der freien Preſſe und des 
Vereinsrechts die Gefehe über Hochverrath anrufen. 

Da erblidte ich mich auf einmal an dem Rande eines Abgrundes, den 
ih vorher nie geahnt Hatte, 

Einen Fortichritt wie Dr. Strauß hatte ich niemals angeftrebt. Miß- 
trauen erfaßte mich gegen alle von der Staatsgewalt ausgehenden Firchlichen 
Reformationsplane. Ich prüfte den Geift näher, aus welchem fie hervorge: 
gangen, ich prüfte die Mittel, welche dabei angewendet wurden; ich fuchte 
das Ziel zu durchſchauen, zu welchem fie hinführen würden: und ich mußte 
mir geitehen, daß id; von einem Irrmahne eingenommen war. Sobald 
ich diejes erfannt Hatte, fcheute ich mich nicht, es freimüthig Öffentlich aus: 
zufprehen. Es mar dies allerdings ein Wendepunft in meinen Firhlicen 
Anfihten. Er wird es unter Gottes Erleuchtung und Beiſtand bleiben für 
meine ganze Zukunft. Der Borwurf eines andädhtelnden und frömmeln: 
den Radikalismus von Seite der Mitglieder des Kleinen Raths wird 
mich hierin weder bejhämen noch irren. 

Die katholiſche Kirche, mit ihrer Hierarchie, ift eine faft zweitaufend- 
jährige Anftalt. Sie ift in ihrem Wefen fich gleich geblieben. Sie hat 
allen Stürmen getrogt, alle Staaten und Staatsformen überlebt. Sie trägt 
den Keim zu emwiger Selbftentwidelung in fih. Scheint ihr Gang ein 
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langſamer, er ift ein ficherer, ein unfehlbarer. Sie ift nicht in einen Kanton, 
in einen Staat eingebannt, fie ift eine Weltanftalt, die von Gott durch jeinen 
Sohn geftiftete Erzieherin des Menſchengeſchlechts für fortwährende Erlöjung 
und Heiligung befjelben, der Er bis ans Ende feinen Beiltand verheißen. 
Ihrem untrüglihen Lehramte muß fih, nad einem Ausdrud des Apoftels 
Paulus, die Vernunft des Einzelnen gefangen geben, ihrer das Innere 
umgeftaltenden Zucht der Eigenwille fi unterziehen, von ihrer Heiligung 
allein jeine Befeligung erwarten. Das ift nah meiner ſchwachen Auffaffung 
der Glaube des Katholifen. Er ift auch der meinige. Ich freue mich, diefes 
vor dem Großen Kath des Kantons Luzern öffentlich zu befennen den Anlaf 
erhalten zu haben. 

Bei meiner früheren Anfiht über die Hierardie Habe ich allerdings 
mir mande Urtheile gegen das Dberhaupt der Kirche, gegen die römifche 
Eurie, gegen das Prieſterthum erlaubt, welche ich als unbillige nunmehr 
verwerfe. Meine jebige Anficht mag mich ebenfalld zu unbilligen Urtheilen 
über die Gegner der Hierarchie verleitet haben. Allein damals mie jebt 
fpra ih aus, was ich dachte. Der Kleine Rath aber urtheilt falſch, wenn 
er Alles auf meine Schuld jhiebt, was in der Bunbeszeitung damals und 
jet über die Hierarchie erjchienen ift. 

Diefe Erklärungen gebe ih nicht darum ab, weil ich dem Kleinen 
Nathe das Nichteramt über meine Grundfäge, über meine außeramtliche 
Wirkſamkeit, über den Gebraud der freien Prefie, das er fi in feinem 
Berichte angeeignet, einräume oder zugeitehe, fondern nur darum, um aud 
bier den Beweis von Treue und Wahrheit zu leiften, einer Treue und 
Wahrheit, welche Feine öffentliche Beurtheilung ſcheut.“ 

Meine erfte Beichwerbefhrift an den Großen Rath war aud dem 
Kleinen Rathe mitgetheilt worben. Der Kleine Rath wiberlegte meine 
Gründe nit, fonbern ging einfach darüber weg. Meine auszüglich gegebene 
Zuſchrift an die Commiffion des Großen Raths war darum wichtig, weil 
fie das erfte öffentliche Geftändnig meiner frühern kirchlichen Begriffsverwirrung 
enthält. Es gewährte mir einen innern Troft, daſſelbe vor meinen frühern 
Freunden, nunmehrigen Feinden und vor allem Volke abzulegen. Ohns dieſe 
Verfolgungsgeihichte würde ich vielleicht noch lange nicht genug Selbitver- 
leugnung biezu gehabt haben. Noch erinnere ich mich, wie bei ber Gtelle, 
wo ih meine frivolen Urtheile gegen die Kirche, gegen Papſt u. f. w. 
zurüdnahm, Caſimir Pfgffer einen höhnenden Laut von fi gab. Erft am 
30. Ehriftmonat fapte der Große Rath nah dem Vorſchlage der Commiſſion 
folgenden Beſchluß: | 
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„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Luzern 
haben 

In Erwägung: 1) daß ſowohl gemäß der Natur der Sache und im 
Interefie guter Ordnung als gemäß dem Sinne und Wortlaut hierwärts 
beftehender geſetzlicher Beſtimmungen und Verordnungen, gleichwie jeder 
Schreiber zu der ihm vorgefegten Behörbe, fo auch der erfte Staatsfchreiber, 
ald erfter Secretär des Kleinen Kathes, in untergeordneten Verhältniffen 
zu Letzterm ftehen muß; 2) dag der Umftand, dag die Wahl bes etiten 
Staatsjchreibers zu Folge $. 74 des Neglements des Großen Rathes von 
dem Leptern auszugehen hat, dieſes Verhältnig nicht verändert und ben 
Gewählten feiner untergeordneten Stellung bei den Behörden, bei denen er 
zu functioniren bat, Teineswegs überhebt; 3) daß aus dieſem Verhältniß 
und dieſer Stellung des erften wie de3 zweiten Staatsfchreibers zum Kleinen 
Nathe für Letztern nothwendig das Recht und die Pflicht fi ergibt, über 
die Berrihtungen und die Handlungsweiſe derfelben Aufſicht zu halten, und 
daß dieſes Aufſichtsrecht auch dasjenige im fich jchlieft, bei vorkommenden 
Pflichtaußerachtſetzungen gegen den Betreffenden jelbit zeitige Einftellung im 
Amte zu verhängen; 4) daß der Kleine Rath bei Erlaß feiner Erkenntniß 
vom 4. laufenden Monats von diefem echte innert den gehörigen Schranfen 
Gebrauch gemacht Hat, indem er bei einftweiliger Einftellung des Herrn 
Siegwart:- Müller in feinen amtlihen Verrichtungen als Staatsſchreiber bei 
dem Kleinen Rathe und dem Staatsrathe gleichzeitig den objchwebenden Fall 
dem Großen Nathe, von welchem die Wahl des Herrn Siegwart:Müller in 
benannter Eigenfhaft ausgegangen, einzuberichten und deſſen endlichen Entſcheid 
anheim zu ftellen beihloß; 5) dak Herr Siegwart: Müller nicht in Abrede 
ftellt, Nedactenr der „Schweizeriichen Bundeszeitung“ zu fein, eines öffentlichen 
Dlattes, welches feit Jahren Handlungen ſowohl des Kleinen als des Großen 
Rathes in verunglimpfendem und verbächtigenden Tone zu beſprechen gewohnt 
it; 6) daß namentlih in Nr. 94 diefes Blattes vom 24. Wintermonat 
ein Artikel enthalten ift, in welchem das Decret des Großen Raths vom 
21. gleihen Monats, betreffend die Zufammenfeßung und Ermwählung eines 
Tünftigen allfälligen Verfafjungsrathes, Tebiglich ala Ergebnig von Furcht und 
dem Einfluffe äußerer Umftände, namentlih von Beſorgniß eines unterm. 
5. Wintermonat legthin in Ruswyl zuſammen getvetenen Vereins und ber 
von ihm ausgehenden drohenden Erklärung bdargeftellt wird, 7) daß alfo 
Herr Siegwart: Müller, wenn er auch nicht Verfafier des fraglichen Artikels 
fein follte, doch dadurch, daf er ala Redacteur des gedachten Blattes demfelben 
darin Aufnahme geftattete, eine ſchwere Verdähtigung und Verleumdung nicht 
nur gegen den Kleinen, fondern auch den Großen Kath wiljentlid in Umlauf 
gefeht und verbreitet, dadurch in hohem Grade böjen Willen gegen biefe 
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böchften Landesbehörden beurfundet und die eidlih beſchworene Pfliht „dem 
Kleinen und Großen Rathe“ Treue und Wahrheit zu leiſten verlegt hat, 
zumal dem Herrn Staatsjchreiber Siegmart: Müller wohl befannt fein mußte, 
daß von den vorberathenden NRathsabtheilungen des Kleinen Rathes das in 
Rede ftehende Decret geraume Zeit vor dem 5. Wintermonat gerade jo 
entworfen wurbe, wie es jpäter vom Großen Rathe beſchloſſen worben ift; 
8) daß, weit entfernt, fein Unrecht einfehen und durch eine genugthuende 
Erklärung, wie ihm bei der erften diesfalls im Kleinen Rath gejchehenen 
Anregung verbeutet wurbe, wieder einigermaßen gut maden zu wollen, Herr 
Siegwart:Müller in jeinen an den Großen Kath gerichteten Eingaben vom 
9. und 16. laufenden Monats fortan in einem Tone und auf eine Weile 
fi ausſpricht, woraus fi eine hartnäckige fortwährende Mißkennung feines 
Pflichtverhältniſſes zum Kleinen Kath und Ueberſchätzung feiner Stellung 
ala deſſen Secretär unzmweideutig zu Tage gibt; 9) daß, wenn ſelbſt von dem 
angeführten Zeitungsartikel abgejehen werden wollte, bei jolhem Benehmen 
des Herrn Siegwart: Müller, ſowie nicht weniger bei der feindjeligen Stellung, 
die er als Redacteur der Bundeszeitung überhaupt jeit Langem gegenüber ber 
ihm vorgefegten Behörde, dem Kleinen Mathe, eingenommen, dem Letztern 
nicht zugemuthet werden kann, den Herrn Siegwart- Müller als feinen eriten 
Secretär länger beizubehalten, und daß eine längere amtliche Verbindung 
zwilchen dem Kleinen Rathe und Siegwart:Müller unter folden Umftänden 
jedenfalls im Intereſſe des Kantons und des öffentlichen Geihäftsganges 
nit zuläffig ift; 10) daß, wenn daher Herr Siegwart: Müller feiner weitern 
Verrichtungen und Verpflichtungen als erfter Staatsſchreiber als überhoben 
zu erklären ift, die Frage entteht, ob auch der Staat der gegen ihn burd 
feine Wahl zum erften Staatsfchreiber eingegangenen Verbindlichkeiten als 
entbunden zu betrachten ſei; 11) daß zwar aus den vorliegenden Akten nicht 
nur Binlänglide Gründe für Bejahung diefer Frage, fondern wegen fortge: 
jegter gröblicher Pflichtverlegung ſelbſt Stoff zu ftrafrechtlicher Unterfuchung 
fi ergeben dürfte, daß jebod die Beurtheilung der oben angeregten Frage 
in den Bereih des Richters fällt, und im zmweiter Beziehung füglich dem 
Kleinen Rathe überlaffen werden mag, das der Sache — einzuleiten 
und zu verfügen; 
beſchloſſen und beſchließen demnach: 

1. In das Anſuchen um Aufhebung der Erkenntniß des Kleinen 
Rathes vom A. laufenden Monats, zeitige Einſtellung des Herrn Siegwart— 
Müller in feinen amtlihen Verrichtungen als Staatsfchreiber bei dem Kleinen 
Rath und Staatsrathe ausfprechend, könne nicht eingetreten werden. 

2. Vielmehr fei Herr Siegwart-Müller fortan aller Verpflichtungen und 
Verrichtungen als Staatsfchreiber des Kantons Luzern als überhoben erflärt. 
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3. Falls Herr Siegwart:Müller gleichwohl auf Berbindlichkeiten, die 
der Große Rath durch jeine Ernennung zum erſten Staatsichreiber gegen 
ihn eingegangen, fortdanernde Anſprüche zu haben glaubt, jo mag er diejelben 
auf dem Civilwege geltend machen. 

4. Der Kleine Rath fei überhin ermächtigt, diesfalls eine ftrafrechtliche 
Unterfuhung anftellen und dem allfälligen Eivilprozefje vorangehen zu laſſen. 

5. Der Kleine Rath fei beauftragt, hinfichtlih der Wiederbejegung 
der erften Staatsſchreiberſtelle bis zur nächſten Sitzung Beriht und Antrag 
zu hinterbringen, und einftweilen für ordentlichen Fortgang ber Kanzleigefhäfte 
beforgt zu fein. 

6. Gegenwärtiges Decret joll dem Kleinen Nathe zur Vollziehung 
und dem Herrn Siegwart: Müller zur Kenntnig und Verhalt in Urfchrift 
mitgeteilt werben.“ | 

Zum Schluffe gab ih noch folgende Rechtsverwahrung gegen die 
Schlußnahme des Großen Nathes ein: 

„Es iſt mir der Beihluß des hohen Großen Rathes vom 30. Chrift: 
monat 1840 zugejtellt worden, wodurd ich aller Verrichtungen und Ver— 
pflihtungen als erſter Staatsſchreiber als enthoben erklärt worden bin, 
Seither hat der Kleine Rath ſich beeilt, die erſte Staatsfchreiberjtelle im 
Kantonsblatte auszufchreiben und die Wiederbeſetzung derfelben auf die 
nächſte Situng anzuzeigen. 

Obwohl der klare Buchſtabe des $. 10 der Berfaifung dem hoben 
Großen Rathe das Recht der Entiegung eines politiichen Beamteten, unter 
welcher Form fie geichehen möge, nicht einräumt; auch Faun ein Beilpiel 
einer Abfegung auf ſolche Erwägungsgründe in einem Freiftaate oder Kanton 
der Schweiz feit der helvetiihen Revolution nachweisbar fein dürfte, fo liegt 
es doch nicht in meiner Macht, die Vollziehung diefer Schlußnahme zu hindern, 
auch darf ich nicht Hoffen, daß eine Widerlegung des Gutachtens Ihrer 
Commiſſion und der Hinter meinem Rüden angebrachten Anihwärzungen 
von Seite meines Anklägers, obwohl diefe Widerlegung Feine ſchwere Aufgabe 
ift, die Zurücdnahme jener Schlußnahme in dem gegenwärtigen Augenblide 
bewirken wiirde, Indem ich mir aljo jene Widerlegung zum Schuge meines 
Rechts und meiner Ehre auf nächſte Zukunft vorbehalte, will ich die oberjte 
Landesbehörde für jett mit Feiner weitern Cinläßlichfeit beläjtigen. 

Einfach erneuere ih meine unterm 18. Chriftmonat dem hohen Großen 
Rathe gegen die Mitglieder des Kleinen Nathes, welche zu der Sufpenjions: 
ſchlußnahme mitgewirkt haben, fowie gegen den Kläger für jegt und für die 
Zukunft alle mir durch die Ernennungsurkunde als erjter Etaatsfchreiber 
feierlich zugeficherten Nechte gegenüber den damit im Widerſpruche jtehenden 
Beihlüfjen des Großen Nathes vom 15. und 30. Ehriftmonat 1840, 
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Mit diefen von Ehre, Recht und Pflicht abgedrungenen Rechtswahrungen 

verbinde ich die Verjiherungen ausgezeichneter Hohadtung und Ergebenheit. 
C. Siegwart:Müller.* 

Der Große Rath Schritt unterm 22. Hornung darüber zur Tagesordnung: 
Vom verfaflungsmäßigen, gefeglichen und rechtlihen Standpunkte aus war 
das Verfahren des Kleinen Nathes und der Beihluß des Großen Nathes 
gegen mich eitel Willkür. Vom radikalen Standpunkte aus war es eine 
Berleugnung aller freifinnigen Grundiäge, jo daß der „Sentis,* ein durch 
und dur radikales Blatt, darüber jagte: 

„Herr Staatöfchreiber Siegwart:Müller macht die über ihn vom 
Kleinen Rathe verfügte Suſpenſion bein Großen Rathe anhängig und, 
wie wir noch von der Rechtlichkeit und Freiheitsliebe des letztern hoffen 
wollen, nicht ohne Erfolg. Kaum dürfte ein Beijpiel aus neuerer Zeit in 
der Schweiz befannt fein, welches einen ärgern Spott mit der Preßfreiheit 
treibt. Herr Siegwart tft vom Kleinen Rathe wegen einem Artikel in ber 
Bundeszeitung, welcher nad unferer und gewiß aller Unbefangener Anficht 
nichts weniger al3 ein Prekvergehen enthält, von feinem Amte abberufen 
worden, ohne ihn auch nur zu vernehmen. Er leugnet jogar, Verfaſſer des 
Artikels zu fein und der Machtſpruch traf ihn nur deswegen, weil er ala 
Nedacteur der Zeitung befannt war. Wäre auch nur von einem wirklichen 
Prevergehen die Nede, jo hätte man nur nad dem Preßgeſetz des Kantons 
Luzern einfchreiten und den auögemittelten Verfaſſer mit der gejeßlichen 
Strafe durch die Gerichte belajten Fönnen. Aber der Ankläger, Herr Schultheik 
Kopp, jagt jelbit: „„Der Artikel dürfte gleichgültig hingenommen werden, wenn 
er nicht als Werk eines dur den Großen Kath angejtellten Staatsbeamten 
angenommen werden müßte. ”* — Die liberalen Mitglieder bes Kleinen 
Raths fteuern demnach darauf hin, daß Staatsbeamte ferner nichts mehr 
mit der Deffentlichkeit und mit der freien Preffe zu thun Haben follen, daß 
gerabe diejenigen, welche den beiten und gründlichiten Aufichluß über die 
Rolitit geben können, mundtodt gemacht werden, daß dem Volke der Gang 
und das Weſen der Landesverwaltung ein Geheimnig bleibe. Auch vor 
diefen Grundfägen verwahrt fich jeder ächte Freiſinnige. Wo ift ein einziger 
liberaler St. Galler, der nicht jet no dem St. Galliiden Staatsfchreiber 
von 1828, 1829, 1830 und 1831 den wärmjten Danf darbringt, daß er 
fih damals unerihroden dev freien Preſſe bediente, um in der Appenzeller: 
zeitung freimüthig die Staats: und Landesgebrehen vor dem Volke aufzu: 
decken? Wer hätte diejes mit der gleihen Gründlichkeit und Sachkenntniß 
thun Fönnen, wer ander als gerade ein Staatsangeftellter? Was die 
Regierung von Luzern bezwedt, ift alfo nit nur eine Feindſeligkeit gegen 
die Preſſe, fondern fie will die Staatsangeftellten der freien Meinungsäußerung, 
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gegenüber ihren Mitbürgern, berauben, denn nur um eine Meinungsäußerung, 
niht etwa um unbefugte Mittheilung von Acten oder Beſchlüſſen handelt es 
fh im angefochtenen Artikel. Das Spanische Inquifitionsverfahren gegen 
Staatdangeftellte ift ein Gräuel, mag es nun von Zürder Septembrijten 
oder von St. Galliih:Apoftolifchen oder aber von einer im Glanze ber 
Liberalität einherfchreitenden Regierung eingeichlagen werden, Wer ben 
Muth und die Selbjtüberwindung nicht hat, demofratifhe Grundſätze aud) 
zu Guuſten von politifchen Feinden aufrecht zu erhalten und undemofratifchen 
Gelüften Troß zu bieten, der ift noch fein wahrer Republifaner. Und 
Ihlieglich fragen wir, ift die Beſeitigung einer einzigen mißbeliebigen Perfon 
der großen Opfer werth, welche man dem Kanton Luzern durch Zertriimmerung 
ber Preßfreiheit und tödtlihe Verlegung der Oeffentlichkeit zumuthen will ? 
Wir erwarten, der Große Kath von Luzern, der durch den Reviſionsbeſchluß 
einen demofratiihen Sinn gezeigt hat, werde mit einem kräftigen und viel: 
ftimmigen Nein! antworten.“ 

Der Machtſpruch ſchien mir darin perfid, dak man mir den Civilweg 
öffnete, aber damit ih ihn nicht beträte, mir mit einem Strafprozeſſe drohte. 
Nihtsdeftomeniger muß ich offen bekennen, daß ich es fir einen großen 
politiichen Fehler und ſelbſt für einen moraliſchen erachte, daß ich nicht vom 
6. März 1840 freiwillig auf die Stelle des erften Staatsjhreibers Verzicht 
geleiftet habe. Zwiſchen der Regierung und mir war ein innerer Gegenſatz 
entjtanden. Zwar arbeitete ich mit gleicher Thätigkeit, wie zuvor, ich verfahte 
die Schreiben und Beſchlüſſe im Sinne dev Behörden, und erfüllte infoweit 
meine Amtspflichten mit Eifer und Treue, was Her Kopp in diefer 
Beziehung gegen mich vorbradhte, war Lug und Trug: aber mein Beitreben 
war doch in der Prejie, im Nuswyler: Vereine, in meinen Berührungen mit 
den Bürgern, auf eine VBerfafjungsänderung und damit auf einen allerdings 
gejeglihen Sturz der Regierung Hinzuwirfen. Die Unhaltbarkfeit dieſer 
Stellung jah ih wohl ein. Darım nahm ich mir vor, auf einen andern 
Erwerbszweig mich zu verlegen. Als Eduard Cathry von Andermatt, Kanton 
Uri, auf meinen Rath, ebenfalls und zwar mit einer fehr zahlreichen Familie 
nah Luzern gekommen war, errichtete ich mit ihm ein fogenanntes Geſchäfts— 
Bureau zur Verfertigung von Bittihriften, Rechtsſchriften u. dgl. Bei 
Vermehrung des Aufpruches gedahte ih mih auf dieſes Geſchäft 
zurüdzuziehen, Mehr als einmal hatte ich Rathsherrn Leu und dem Gentrals 
Committee meine Abſicht eröffnet, auf die Staatäfchreiberftelle zu verzichten. 
Jedesmal widerſprach man mir, drang in mich zu bleiben. VBorzüglid war 
Rathsherr Leu diefer Anfiht. Denn er beforgte immer noch Arglift und 
Gewaltthat von Seite der Regierung und hoffte durch mich zeitig genug 
davon in Kenntniß gejeht zu werben, Mein Freund Chriftophor Fuchs 
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trat ebenfalld auf die Seite diefer politiichen Freunde. Leider war id 
ſchwach genug, auf diefe Stimmen mehr zu horchen, als auf die im meinem 
Innern, obwohl ih früher, wie ſchon gezeigt, in einer öffentlihen Erflärung 
verjprochen hatte, in meine Familie zurücdzutveten, wenn ich das Zutrauen 
der Behörden durch meine Stellung verwirft haben würde. Dafür murbde 
ich durch eine öffentliche Abjegung geitraft. Diefe mochte wohl auch eine 
Sühne fein für meine Mitwirkung zur Rechtfertigung der Abjegung von 
Pfarrer Anton Huber von Uffiton. Denn ih babe in meinem Leben immer 
gefunden, daß jedes zugefügte Unrecht hienieden ſchon gebüßt und gefühnt 
werde. Diejes innere Gefühl einer Sühnung durh die Abſetzung flößte 
mir aber aud eine Ruhe ein, welche an mir meine Freunde, vielleicht auf 
meine Feinde bewunderten. Am Tage der Abjegung, melde am Morgen 
beſchloſſen worden war, ging ich noch in die Abendjigung des Großen Kathes, 
wo Aller Augen auf mich fi richteten, nahın an den Verhandlungen Theil, 
als ob nichts geichehen wäre und fand noch Anlaß, den Herrn Schultheipen 
Amrhyn noch zurecht zu jegen, welcher durch meine Vorwürfe in der Antwort 
auf die Botihaft des Kleinen Rathes, daß er das Archiv geplündert hätte, 
empfindlich getroffen und Fleinlicht genug war, es im Großen Rathe auszu— 
Iprehen. Denn es war buchſtäblich wahr, daß er einen ungeheuren Haufen 
zunächſt Firhlidder Urkunden aus dem Staatsarhive enthoben hatte und in 
jeinem Haufe aufbewahrte, Noch am gleihen Tage ging ich zu Herrn Fuchs 
in den Hof hinaus und antwortete auf die gewöhnliche Frage: wie gehts? 
mit aller Kaltblütigkeit: jest bin ich abgeſetzt. — Leit konnte ih aud 
vorausjehen, dag die Regierung auf der Neige ftehe und bald einer andern 
Pla machen werde, welche mir das Unrecht wieder erjegen Lönne, Gerade 
ihr Machtſpruch, welcher als folder von Jedermann erkannt wurde, lieferte 
noch einen Beitrag zu ihrem Sturze. Die NargauerzZeitung, ein proteftan: 
tiſches Blatt von gemäßigten Grundfägen, vief dem Schultheißen Kopp 
prophetifch zu: er folle daran denken, daß politiihe Verfolgung den abgejegten 
Staatöjhreiber auf den Schultheigenftuhl bringen könne. Doch daran dachte 
Jakob Kopp nicht, wohl aber daran, die begonnene Verfolgung gegen mid 
noch weiter fortzufegen und das Ziel, mich politifch unwirkſam machen zu 
fönnen, wo möglich zu erreichen, Abermals war es bie Bundes-Zeitung, in 
welcher er eine Beranlafjung zu meiner Verfolgung ſuchte. In Nr. 4 diejer 
Zeitung von 1841 erſchien nämlich folgendes: „Man verbreitet das Gerüdt, 
die Regierung von Aargau Habe diejenige von Luzern um bewaffnete Hilfe 
gegen die Katholiten angerufen. Die Lruppenaufgebote ſollen ergangen jein, 
der Große Rath muß alfo einberufen werden.” Un diejem ganzen Artikel 
war Fein unmwahres Wort. Denn mwirflih erging dieſes Gerücht, ja das 
Gerücht war buchftäblih wahr: am gleihen Tage noch fagte eine Proclamation 
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des Kleinen Rathes, daß Truppen wegen Unruhen im Aargau aufgeboten 
worben feien; ja dieſe Truppen wurden theilmeile an die Gränzen des 
fatholifhen Theils von Nargau, nah Gislifon verlegt. Der Große Rath 
wurde in der That deshalb außerordentlih einberufen, Der Artikel war 
alio buchitäblih richtig. Dennoh wurde die Staatsanwaltihaft, Ludwig 
Plazid Meier, beauftragt, die Redaction des Zeitungsblattes fiber die Urheber 
des Gerüchtes zu verhören. Der Staatsanwalt fännte nicht, in höchſteigener 
Perjon in mein Haus und auf mein Schreibzimmer zu kommen und mic 
zu verhören, Ich Hatte die Beionnenheit ihm zu Tagen, daß Jemand diefen 
Artikel eingefendet und ich ihn abgefchrieben und der Buchdruckerei gegeben 
habe. Die Buchdrucerei Räber hatte nämlich ſchon angegeben, dad Manufcript 
fei von mir geweſen. Nun forderte der Staatsanwalt nicht nur das Original, 
Sondern fuchte die Fächer meines Schreibpultes mit feiner ihm eigenen Unver: 
ſchämtheit aus umd drohte fogar mit Verhaftung. Ach veriprad ihm das 
Manufeript zu liefern, vielleicht babe es fich unter Schriften, welche ih Tags 
zuvor nach Altdorf verjendet, verftedt. Wirklich Hatte ih in ber Ahnung 
neuer Gemwaltthaten meine Correſpoudenzen nach Altdorf an meine Schwägerin, 
Fräulein Efther Müller, zur Verwahrung gefendet. Noch amı gleichen Abend 
Ihidte der Staatsanwalt den hinkenden Polizeiweibel, Yuternauer, das 
Manufeript abzuholen. Guter Nath war theuer. Schreiner Joſeph Leonz 
Buder, ein treuer Freund, riet mir, einen Mann Namens Sienichmid, 
welcher ſehr beredt war und nicht übel fchrieb, um Uebernahme der Berant: 
wortlichkeit zu erfuchen. Ich ließ ihn fommen und dem Eindringen meines 
Freundes Chriftophor Fuchs gelang es, ihn zu überreden. Er ſchrieb fofort 
den Artikel auf einen Zettel, welcher dem Staatsanmwalte geſchickt wurde. 
Dem Preßgeſetze wurde Hiemit ein Genügen geleiftet, aber nicht der Abjicht 
de3 Staatsanmwaltes und der Regierung. Obwohl Iſenſchmid fih als Ein: 
fender befannte, jo wurde er dennoch in langen Verhören über feine Abjicht 
gefragt: ja man drang, wie er mir berichtete, in ihm zu jagen, er babe den 
Artikel nicht verfaßt, man nöthigte ihn, vor dem Staatsanwalte zu jchreiben, 
um ihn wo möglich zu tibermeifen, daß er nicht fähig geweſen ſei, den 
Artikel abzufaflen. Man zeigte ihm die Straflofigfeit in Ausficht, wenn er 
angäbe, ich hätte ihn verleitet n. f. w. Man ftellte ihm Landjäger vor 
Augen, man drohte ihm fogar mit Verhaftung und Streihen. So erzählte 
Iſenſchmid. Iſenſchmid blieb nicht nur ftandhaft, fondern zog fich mit 
feinen Mutterwiten recht ant aus der Falle. Obwohl der Einjender genannt 
war und fich zu der Einſendung ungeachtet alles widerrechtlihen Zudranges 
befannte, obwohl das Preßgeſetz ausdrücklich ſagte, daß wenn ein Einſender 
genannt ſei, dieſer allein geſtraft werden könne, ſo trug der Staatsanwalt 
dennoch darauf an, daß ich zu drei Monaten, Iſenſchmid zu vierzehn Tagen 
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Gefängniß verurtheilt werben follte. Zugleich follte ich zwei Jahre lang im 
Netiv:Bürgerrechte eingeftellt werden. Auf mich wollte er nämlich jenen 
Artikel des Molizeiftrafgefekes anmenden, welcher auf die Nerbreitung 
beunruhigender Gerüchte eine Sefängnißftrafe von drei Monaten feste. Wenn 
das Gericht diefe Strafe ausſprach, fo war der Zweck erreicht, ich war nämlich 
von der Theilnahme an den Verhandlungen des Terfallungsrathes und von 
Belleidung jeden Aınt3 auf die Dauer von zwei Jahren ausgefchlofien. 
Non dem Appellationsgerichte Fonnte ich erwarten, es würde den Antrag 
bes Staatsanwaltes beftätigen: denn die Erfahrung, welche ich im Advocaten- 
prozeſſe gemacht hatte, konnte mir Fein Zutrauen auf glüdlichen Erfolg 
einflößen. Wegen eines Zeitungsartifel3 aber mochte ich mir nicht nachreden 
Yafien, ich fei im Zuchthaufe geweſen: denn dort muß im gleichen Hauſe 
mit allen Verbrehern die Gefängnikftrafe abgebüßt werden. Die Ausſicht 
auf die nächſte Zufunft war für mich zu ficher und zu heiter, als daß id 
fie mir durch Ueberlieferung im die Hände meiner Feinde mollte trüben 
laſſen. Es war bei diefer Sache feine Märtyrerfrone zu erhalten. Denn 
Jedermann würde gefagt haben, hätte er in feiner Zeitung geichwiegen, oder 
fi befjer in Acht genommen. Man pflegt nicht großes Mitleid mit Solden 
zu haben, melde durch ihren Mund oder durch die Feder in Werlegenheit 
oder Mißgeſchick gebradht werden. Diefe Erwägungen und die Rückſicht auf 
meine tiefbefümmerte Frau, melde immer und in Allem das Schlimmite zu 
fürchten geneigt und gewohnt war, gaben mir den Gedanken für einftweilen 
dahin zu gehen, wohin ich meine Schriften vorausgefandt hatte. Weil der 
Schnee ziemlih hoch war, fuhr ih in einem Schlitten mit meinem Juſtinchen 
bei Falten Jännerwetter über Küßnacht und Arth nah Brunnen und von da 
zu Schiff nach Flüelen. Bei meinem Schwager Franz Müller ftieg ich ab 
und nahm im oben Stodwerfe drei Zimmer des abwefenden Ingenieur 
Karl Emanuel Müller in einftweiligen Beſitz. Dem Staatsanmwalte lag gar 
jehr daran, mich vor Gericht zu bringen; ich wurde daher auf den 23. Nänner 
nah Luzern vorgeladen. Ach beſchloß zu folgen. Meine Neife machte ich 
über Land. Es lag tiefer Schnee. Es fiel zudem den ganzen Tag neuer. 
Ueber Bauen, Seelisberg und Emmetten litt ich über alle Maßen. Ueberall 
mußte ih den Weg durch den hohen Schnee anbahnen. Der Wind jagte 
mir zumal noch den Schnee in’s Geftht. Dft dachte ich: Toll ich der Laune 
eines Staatsanmaltes zulich dieſe Mühefal ertragen und meine ohnehin 
ſchwache Gefundheit preisgeben ? Oefters dachte ich umzukehren, aber jedesmal 
überwog der Gedanke: „das erftinftanzliche Gericht wird gerecht fein; Habe 
ich ein freifprechendes erftinftanzliches Urtheil, To bin ich in der öffentlichen 
Meinung geborgen“ und das beweg mich meine Reiſe fortzufeten. ATS ic 
zu Stanzftad auf den See fan, fo fiel ein joldes Schneegeftöber ein, daß 
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wir ganz dicht dem Hergiswylerberge entlang fahren mußten, und obwohl 
wir nach dem Zeugnifle der Schiffer kaum ein paar Schritte davon entfernt 
waren, ihn doch nicht Tehen Fonnten. Erſtarrt vor Kälte, bis auf die Haut 
durchnäßt, erfhöpft von Mattigfeit fam ih Nachts in Luzern an. Den 
andern Tag ftund ih vor Gericht. Nenihmid wies die fonnenklare Wahrheit 
des zur Beurtheilung vorliegenden Artikels nad, ich führte das eben fo klare 
Preßgefes an. Der Staatsanwalt jah das Strafbare darin, daß es heiße, 
die Negierung von Aargau habe diejenige von Luzern um bemwaffnete Hilfe 
gegen bie Katholifen angerufen, obwohl auch dies buchitäblich der 
Wahıheit gemäß war; er meinte, es hätte heißen follen, gegen die Aufrührer. 
Maßlos fiel er dann über die Bundeszeitung her und bemühte fi nachzu— 
weiſen, was dieje alles, unter der Hand eines Beamteten, gegen die Regierung 
gefrevelt habe u. j. w. In dem Bezirfsgerichte der Stadt Luzern ſaßen als 
Nihter die Herren Rudolph Nüttimann, Joſeph Zünd, Martin Schnyder, 
Joſeph Balthafar, conjervativer, ariftofratiicher Färbung, Anton Schürmann 
von der Partei des Lueginsland und Franz Pfyffer-Feer von der Liberalen 
Partei. Sie ſprachen ſowohl Iſenſchmid als mich von der Klage frei. Es 
versteht jih wohl von jelbit, dak der Staatsanwalt die Appellation ergriff. 
Das Urtheil erjter Inſtanz war geredt. Bei der Darftellung der damaligen 
Ereignifje im Aargau, welche fpäter folgt, wird Jeder ſich auf's unzwei— 
deutigfte überzeugen können, daß ich wahr geichrieben hatte. Vergnügt mit 
dem bezirfsgerichtlichen Urtheile kehrte ich wieder nach Uri in meine freiwillige 
Verbannung zurüd. Sie fing mir an behaglich zu werden. Zur Beſchäf— 
tigung hatte ich mir zwei Gegenftände gewählt, nämlich die Darftellung 
meiner Lebensgeihichte. Damals brachte ich fie bis zu meinen Studenten: 
jahren. Dann fchrieb ich den Entwurf einer Staatäverfaffung fir den 
Kanton Luzern, begleitete ihn mit einläßlichen Erläuterungen für das Volk. 
Nebft diefem benüßte ich die ausgewählte Bibliothef von Herrn Ingenieur 
Müller und machte mich in Plutarchs Biographieen, welche ih fait alle las 
mit der Unbeftändigfeit des Glücks und der Volksgunft in Republifen 
vertraut. So verging die Zeit nüblich und ſchnell. Chorherr Fuchs mochte 
ih aber immer noch nicht darein fügen, daß ich in Uri bliebe. Es war 
mein Entichluß, wenn ich in den Verfaflungsrath gewählt würde, nad Luzern 
zu gehen und den Sigungen beizumohnen. Das wußte Herr Fuchs, darum 
trieb er an meiner Wahl, Allein fein politiicher Einfluß war null. Raths— 
herr Leu fand die Gründe meiner Abwefenheit überwiegend, ſonſt würde er 
meine Wahl in den Berfaflungsrath durchgefegt haben. Nun Fam Herr 
Fuchs periönlih zu mir nah Altdorf, um mich zur Rückkehr zu bewegen; 
er jetste, wie man fagt, Himmel und Hölle in Bewegung: umſonſt. Endlid 
fpornte er auch noch Herrn Oberfchreiber Peier an, welchem ich feit der 
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Ruswylergeſchichte ſehr dankbar und zugethan war, ſchriftlich in mich zu 
dringen, daß ich vor Appellationsgericht erſcheinen ſollte. Mein Entſchluß, 
in Uri zu bleiben, konnte nicht wankend gemacht werden. Die Beharrlichkeit, 
mit welcher der Staatsanwalt auf mein perſönliches Erſcheinen vor Appellations— 
gericht drang, beftärkte mich noch darin, Auf den 26. Jänner wurde ich 
wieber vorgeladen und weil ich nicht erſchien, ſo wurde die Gerichtsverhandlung 
nad) dem Antrage des Staatsanwaltes verſchoben. Denn diefer wollte meine per: 
fönliche Gegenwart um jeden Preis. Erft am 31. März, als der Verfaſſungsrath 
bereit3 in voller Thätigfeit war, wurde der Prozek vor Appellationsgericht 
endlich verhandelt und entichieden. Iſenſchmid wurde zu vierzehntägigem 
Gefängniffe verurtheilt, ich dagegen freigeſprochen. Der Zwei, mich vom 
Derfaffungsrathe auszuſchließen war erreicht. Iſenſchmid hielt feine Gefängniß— 
ftrafe aus, ich zahlte die Prozeßkoſten und gab Iſenſchmid eine ihn befriedigende 
Entihädigung. Am gleihen Tage noch theilte Herr Fuchs mir die Kunde 
meiner Freifprehung mit und fagte: Staatsanwalt habe zwei Stunden gegen 
mich vorgetragen und man habe die Richter mehrfeitig angegangen, mich zu 
verurtheilen. „Mich tröftet auch in Beziehung auf die Richter, daß mein 
Glaube an Menichheit in den Menſchen — doch nicht. blos auf frommen 
Wünſchen beruht.“ So hatte ih nämlich feine Hoffnung auf meine frei: 
fprehung gedeutet. Diefe kam mir wirklich unerwartet. Allein das Urtheil 
war dennoch auch gegen Iſenſchmid ungegründet, da an dem eingeflagten 
Artifel kein unmwahres Wort gewejen war. 

Mit folhen religiöfen und politiichen Anfichten ging ich nunmehr 
der Zeit entgegen, im welcher ich unmittelbarer und eingreifender für den 
Kanton Luzern und für die ganze Echweiz wirken follte. Es war eine 
Dornenbahn, welche ich fieben Jahre zu wandeln hatte. 


Sechster Abſchnitt. 


Die Verfaſſungsänderungen in Teſſin, Solothurn 
und Rargau. 


—— 


Im gleihen Nahre, in welchem das Volk des Kantons Zürich feine 
Regierung änderte, wurde die Negierung des Kantons Teffin geftürzt. An 
der Spite diejer Regierung ftand Gonrado Molo von Bellinzona, ein 
ausgezeichneter Redner und Kechtögelehrter. Sie hatte ihren Sit im Jahr 
1839 in Locarno am Langenfee oder Lago mazziore. Ihre Nichtung war 
äußerlich wenigftens der Kirche befreundet und für Nuhe und Ordnung. 
An eidgenöffiihen Dingen, an welchen fie übrigens nicht großen Antheil 
nahm, hielt fie ziemlich zu den Urkantonen. Dieſe Regierung follte dem 
Radikalismus zum Opfer fallen. Am 6. Chriitmonat 1839 zog Luvini— 
Perfeghint mit ein paar Hundert Mann von Lugano nah Locarno. 
Er ermuthigte feine Schaar mit den Worten: „Wir werden fiegreih ein: 
ziehen, denn wir werden feinen Widerftand finden!” Hätte die Regierung 
die ihr getrene Mannfchaft im benachbarten Balmaggia zur Wehr gerufen, 
fie hätte vermuthlich die Luviniſche Schaar entweder leicht auseinandergejagt, 
oder was mahrfcheinlicher ift, niemals gefehen, weil jene den Wiberjtand 
gefürchtet hätte. Statt deien ging die Negierung bei dem Anrücken jener 
Schaar auseinander und flüchtete fih auf lombardiſches Gebiet. Luvini— 
Verfeghini zog triumphirend in Locarno ein, fette eine provijoriiche Regierung 
ein, ordnete neue Wahlen an, welche unter dem Schreden der Schübenge- 
ſellſchaften (Garabinieri) zu Gunften der Nadifalen ausfielen. Luvini:Perfeghini 
gehört die Schmach der Erfindung eines Syftems an, welches in der Schweiz 
bisher nicht gefannt war. Es wurden nämlich die Mitglieder der rechtmäßigen 
Regierung und ein paar einflußreiche Mitglieder des Großen Rathes (3. B. 
Pfarrer Calgari) mit Eriminalprozefjen verfolgt, ihre Güter wurden fequeftrirt, 
es wurden ihnen die Koften der Revolution zur Bezahlung aufgebürdet. 
As ein Eriminalgeriht nicht nah den Launen der eingedrungenen Regierung 
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urtheilte,, jpradh der Große Rath ein Mikbilligungs: und Perdammungs- 
urtheil gegen dafjelbe aus und ftellte es unter die befondere Aufficht des 
Negierungsrathes. Das Appellationsgeriht mar gefügiger. Es urtheilte: 
die Angeklagten feien ſchuldig der Verihwörung und des unmittelbaren 
Attentates zum Bürgerkriege, und haben durch verfaffungs: und geſetzwidrige 
Handlungen die vom Volke ausgeführte Revolution nothwendig gemacht. 
Sie wurden aller Stellen für immer als unfähig erklärt. Der Große 
Kath empfahl dem Staatsrathe fchnelle Vollziehung diefes Urtheiles, der 
Staatsrath wollte nicht Hinter dem Gerichte zurüdbleiben und jchrieb den 
Berurtheilten nicht nur die Koften der Bewaffnung für Ausführung der 
Kevolution, fondern aud die Koften des Abgangs von Kleidung, Waffen 
und Munition zur Laft. Die gleihen Radikalen, melde die Negierungs: 
änderung in Zürich eine Nevolution nannten und fie mit Gewalt unterdrüden 
wollten, fanden nun im der teffinifchen Revolution nicht nur nichts Tadelns— 
werthes, jondern priefen fie fogar hoch. Der Borort Bern, welcher in ber 
Züriherangelegenheit mit feinen Bataillonen gedroht Hatte, beeilte fich, die 
revolutionäre Negierung von Teffin anzuerkennen, mit ihr in freundichaftlichen 
Verkehr zu treten. Nur Landammann Jak. Baumgartner von St. Gallen, 
welher die gemwaltjamen Auftritte in Zürih mit aller Schärfe mißbilliget 
hatte, blieb ſich nun auch gegenüber der Tejfinerrevolution getren. Er 
nannte fie bei ihrem Namen und verurtheilte fie. Mit einem zmweijchneidigen 
Schwerte hieb er aber auch auf die Conjervativen ein, welche über die 
Züricherereignifje ihre Freunde ausgedrüdt, die Folgen derjelben mit Jubel 
begrüßt hatten und nunmehr die Teffiner Gemaltthaten mißbilligten und die 
aus ihnen hervorgegangene Regierung anzuerkennen fih jträubten. Was mid 
betrifft, fo Fonnte ich dem gewaltſamen Umfturze, welcher nicht etwa von der 
Mehrheit des Volkes, fondern von einer geringen Minderheit bewirkt worden 
war, nicht das Wort reden, dagegen war mir die Negierung Molos und 
Nivas verhaßt, weil ich viel von der Beitechlichfeit der Negierungsglieder 
und ihrer Beamteten gehört hatte — ein Lafter, welches ich höchlich verab: 
heute; und weil ih mit Franseini, dem einflußreihften Mitgliede dev neuen 
Regierung, im ziemlich freundlicher Verbindung ſtand. Diefer bemühte ſich 
dann auch theils perfönlich, theils durch Giuſeppe Motta von Airolo, ehemals 
mein Tifchgenoffe in Seelisberg, damals Liberales Mitglied des Großen 
Nathes, mir alle Beichlüffe der Regierung und des Großen Kathes und 
namentlich den Klöftern im Aargau günjtigen Aufträge derjelben mitzutheilen, 
fie in gefälligem Lichte darzuftellen und mich für diefelbe zu ftimmen. Dieſes 
gelang ihm den auch ziemlich. 

Allein als am 4. Heumonat 1841 der Advokat Nejfi an der Spige 
einiger hundert Männer aus Balmaggia nad Loccarno zog, um bie revolutionäre 
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Regierung zu ſtürzen, als der Verſuch mißglückte und Neſſi gefangen wurde, 
da bildete Luvini, im Widerſpruche mit der Verfaſſung, ein Standgericht und 
ließ Neſſi ſofort auf offenem Platze erſchießen. Dieſe That Luvinis nun, 
welcher die Regierung Fein Hinderniß in den Weg legle, durchfuhr mid mit 
einem Schauer des Entfegens. Der Giroße Nath von Teffin jegte, unter 
Luvinis Einfluß, auch noch ein Ausnahmsgericht nieder zur Beurtheilung 
der Aufrührer vom 1. Heumonat und verhängte gegen die des Hochverraths 
Beſchuldigten und Perurtheilten, falls fie ihre Gontributionen und Koften 
innert schn Tagen nicht bezahlen würden, militäriiche Bollzichung. Valmaggia 
wurde eine Contribution von 52,000 Liren auferlegt. Obwohl ich den Ver: 
ſuch Neffis mipbilligte, weil das Volk von Teffin in der Verfaſſung das 
Mittel hatte, fich dur Wahlen feiner Gewalthaber wieder zu entlebigen, jo 
wollte ich doch, daß die Regierung von Luzern, deren Mitglied ich geworden, 
auch die Aufftellung eines verfaffungswidrigen Gerichtshofes nit mit Still: 
Ihmweigen überginge und veranlaßte fie, unterm 12. Heumonat 1841 folgendes 
von mir entworfen Schreiben an Teffin zu erlaffen: 

„Tit.! Mit tiefem Bedauern haben wir aus Euerem Kreisſſchreiben 
vom 3. dies vernommen, daß ein Verfuh zum gemaltthätigen Umfturze der 
beftehenden Ordnung der Dinge in Eurem Kanton unternommen worben 
iſt. Jedes frevelhafte Beginnen der Art muß die unjeligen Folgen haben, 
Spannung und Zwietracht unter den Bürgern noch länger fortzufegen, die 
Ordnung und Sicherheit im Kanton mehr und mehr aufzulöfen und jo ben 
Kanton der Wohlfahrt zu berauben, zu welcher derfelbe nothwendig hätte gelangen 
müffen, wenn die Verfaſſung von 1830 ftetöfort mit unverlegter Treue wäre 
beobachtet worden. Nah unjerm Dafürhalten wird auch einzig diefe treue 
Beobadtung der Terfaflung für die Zufunft einen dauernden Frieden im 
Euerem Kanton begründen. Wir müſſen nun aber geftehen, daß wir es mit 
den Arrifen X und XXII SS. 1 und 3 der von der Eidgenofjenfhaft gewähr: 
leifteten Verfaſſung des Kantons Teffin durchaus nit in Einklang zu 
bringen vermögen, daß Ahr zur Beftrafung der Anfrührer das Standrecht 
durh Aufftellung eines verfajlungswidrigen Gerichtshofes zu Hilfe gerufen 
habet. Wir hätten und nicht denken Fönnen, daß in gegenmwärtiger Zeit bei 
einem Freiſtaate des civilifinten Europa der Gedanke an folhe Nevolutions- 
tribumale hätte entſtehen können. Möchten aud die Geſetze Eueres Kantons 
die Aufftellung derartiger Tribunale zugeben, jo würden diefelben dennoch) 
nit bejtehen Fönnen, indem aud) die Geſetze inner den Echranfen der 
Verfaſſung fih bewegen amd diefelben unter Leinen Umftänden durchbrechen 
ſollen. Wir können Euch nicht verhehlen, daß mir ernftlich beforgen, Ahr 
babet durch Ergreifung eines verfallungsmwidrigen Mittels zwar wohl den 
Keim der Unzufriedenheit und Empörung einftweilen erdrüdt, aber Feineswegä 
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vertilgt und zudem für die Zukunft ein Beifpiel aufgeftellt, welches furchtbare 
Rückwirkungen haben Fönnte. Ihr werdet den um ben Frieden und bie 
Mohlfahrt Eueres Kantons beforgten Sinn Euerer treuen Miteidgenofien 
nicht mißfennen, wenn wir Euch hiemit den freumbeidgenöffiihen Math 
erteilen, unter allen Umftänden und fo auch in den gegenwärtigen Wirren 
die verfaflungsmäßige Bahn nicht zu verlaflen und mit einer unparteitichen, 
auf ruhigen Pfade mwandelnden Gerechtigkeit die für jede Volksregierung 
nöthige Mäßigung zu verbinden. 

Inzwiſchen empfehlen wir Euh fammt uns Gottes allmächtiger 
Obhut.“ — 

Natürlich fpottete die revolutionäre Regierung Teſſins dieſes eidge: 
nöfjishen Rathes. Sie ſchloß fi immer mehr den radikalen Kantonen an. 
Nicht nur kaufte Luvini der Bernerregierung ſechs Kanonen ab und führte 
fie im Triumphe über den St. Gotthard, er herrichte auch als Dictator 
über den Staatsrat und im Großen Rathe. Gr war der Vertreter des 
Kantons Teffin im der Tagfakung und ſprach über die Klöfter und die 
fatholiiche Kirche Anfihten und Urtheile aus, wie fie nunmehr in den 
Kammern Sardiniend zum großen Erftaunen und Vergerniß der Fatholiihen 
Welt ausgefprohen werden. Die Cidgenofjenihaft nahm den bfutbürftigen 
Mann in die Neihe ihrer Oberiten auf. Seine Herrihaft befeftigte fih im 
Tejjin bis auf den heutigen Tag, Maflos find die Verfolgungen gegen die 
Priefter und die Fatholifche Kirche. Man arbeitet raftlos an einem Schisma, 
an der Entwurzelung des Katholizismus im Kanton Teffin. Das Haupt 
der rechtmäßigen Negierung von 1839, Conrado Molo, ftarb als politifcher 
Flüchtling in Mailand. — 

Die Neige der Dreifigerjahre war in der Schweiz überhaupt Regierungs— 
und Verfaflungsändernngen günftig. Nicht nur in Zürich und Teffin fanden 
ſolche ftatt, fondern auch in Wallis, Solothurn, Aargau und Genf. Den 
Veränderungen in Wallis werde ich einen befondern Abſchnitt widmen, bie 
von Genf gelegenheitlih nur Furz berühren. — Der Kanton Solothurn ift 
mit Ausnahme des Meinen Bezirkes Bucheggberg Fatholiih. Die Regierung 
von 1831 hatte das Farholifhe Bewußſein des Volkes vorzüglich durch Auf: 
bebung des Profefforencollegiums und Berufung von Lehrern, welche eine ber 
Fatholifchen Kirche feindfelige Richtung befolgten, und durch ihre antikirchliche 
Gefinnung und Handlungsmweife, wie durch das unter der Leitung des Negierungs: 
vathes Peter Felber ftehende Solothurnerblatt vielfach verlegt. Man erwartete 
darum vieljeitS eine Verfafjungsänderung im Ffatholiihen Sinne, mie im 
Kanton Luzern. Zwar hatte Dr. Theodor Scherrer von Solothurn, ein 
junger Mann von entſchiedener katholiſcher Gefinnung, von hellen und gebil— 
detem Geifte und von Vermögen mir im Sommer 1840, wo er mid während 
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eines Aufenthaltes in Luzern das erftemal befuchte, jede Hoffnung dazu 
benommen und geradezu erklärt, daß man auf das Solothurnervolt nicht 
zählen Fönnte, ehe die Regierung etwas derb an feinen Beutel greifen müßte. 
Allein eben derjelbe hatte dann jpäter jelber wieder die beiten Hoffnungen. 
Er gab eine Zeitung „Schildwahe am Jura“ heraus, welche die Fatholifchen 
Beitrebungen in der Schweiz berichtete, hervorhob, ermuthigte. Durch diefe 
ſuchte er auch der DVerfafjungsänderung in feinem Kanton eine Richtung zu 
geben, wie fie den politiihen und kirchlichen Bedürfniffen des Volkes ent: 
iprehend ſchien. Mittlerweile bildete jih auch zu gleichem Zwede eine Ver: 
einigung gleichgejinnter Männer aus den verjhiedenen Theilen des Landes. 
Herr Scherrer brachte in jeiner Schildwahe einen drohenden Aufſatz, die 
fogenannte Mümliswyleradreſſe, — bei deſſen Lefung ich fogleich erichrad 
und ahnte, es würde die Regierung davon Anlag nehmen, gegen jene 
Vereinigung einzufchreiten. Die Verfaſſung war ganz im radikalen Sinne 
ausgearbeitet worden, vorzüglid darauf bedacht, die Regierung für zehn Jahre 
- im Beſitze ihrer Gewalt zu fichern und ihr einen abhängigen Beamtenjtand 
zu bilden. Die Bereinigung der Katholiken juchte nun vor Allen die Ver: 
werfung der DBerfafjung herbeizuführen. Als Freund von Herrn Scherrer 
Ihrieb ich folgenden Brief an ihn: 

„Luzern den 27. Ehriftmonat 1840. 
Berehrtefter Herr und Freund! 

Sie verzeihen das Wort eines um den Kanton Solothurn Befünmerten. 
Nah veifer Meberlegung finde ich es für das heilfamfte, nicht nur die Braut, 
die ſich jelbjt barbietet, von fich zu weifen, jondern auch fofort eine neue 
Hochzeit zu bejhliegen. In zehn Jahren erftirbt das Jugendfeuer, 
erftirbt die Liebe, welche allein das eheliche Glüd bedingt. Welch' ein 
Unheil Fann ein Lauf von zehn Jahren in den Sitten, in den Glauben, in 
die Wohlfahrt einer Familie bringen. Darum nicht lange gezögert. Bei 
Hochzeiten muß dem Genius, der Liedesgluht und der Vorfehung etwas 
vertraut werden. 

Ihr wahrer Freund 
C. Siegwart:Müller.” 

Die Solothurner Hatten ſchon den Entihluß, nach diejer Anweiſung 
zu verfahren, ehe fie diejelbe empfangen hatten. Die radikale Verfaflung 
follte verworfen und eine neue durch einen Verfaflungsrath gemacht werben. 
Allein die Negierung kam ihnen zuvor: fie war bes Beijtandes ber Berner 
fiher, melde Neuhaus mit gewaltigem Arm beherrſchte. Darum ließ fie 
die Mitglieder der katholiſchen Vereinigung verhaften, alle ihre Schriften 
in Beichlag nehmen, Militär aufbieten, die Berner mahnen, und zog in das 
Zeughaus, um von da aus das Land zu regieren, in welchem kein einziger 
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Streit entjtanden war, wo durchaus Feine Nauferei ftattgefunden hatte, keine 
Kauferei drohte, wo die Oppofition fih im geſetzlichen Geleife von Bitt: 
ihriften, Adreſſen, friedlichen Vereinigungen bewegte. Alle die Männer, 
welhe an der Spike der Bewegung ftanden, gaben durch ihre Perfönlich- 
feiten Gewähr, daß fie einer Gewaltthat, welche zu bewaffneter Empörung 
hätte drängen können, gar nicht fähig waren. Allein das Haupt der Regierung 
von Solothurn, Joſeph Munzinger von Olten, war ein Mann, jchlau und 
durchgreifend im feinen Rathihlägen. Er war nit gemillt, aus dem alten 
Schultheißenſtuhl in feine Apothefe ſich zurückzuziehen, fondern viel eher feine 
Gewalt zu behaupten, um fo mehr, da Schredensmaßregeln und Nachtwachen 
dazu genügten. Inmitten der Berhaftungen und Truppenaufgebote und dem 
Geſchrei von Freifhaaren fand am 10. Jänner die Abjtimmung über die 
Derfaflung ftatt. Der Erfolg war die Annahme der Verfaſſung mit einer 
geringen Mehrheit. Längere Zeit wurden die Gewaltmaßregeln fortgejegt 
und ein Hochverrathsprozeß geführt, welcher wie gewöhnlich zu feinem andern 
Ergebniß führte, ala jo lange es beliebte und nothwendig jchien, einflußreiche 
Männer außer öffentliche Wirkſamkeit zu fegen und fie am Ende mit Gelb: 
ftrafen zur Dedung der Koften zu entlajjen. So war e8 in Bern im Jahre 
1832 gefchehen, fo geihah e3 in Solothurn im Jahre 1841. Die radikale 
Herrihaft in Solothurn befeftigte fih von neuem. Die Wahlen fielen in 
ihrem Intereſſe aus, die Behörden und Beamteten arbeiteten unbläfjig für 
dafjelbe. Die Urfahe davon ijt in dem Hange des Volkes zum finnlichen 
Genuſſe, in feiner Erjchlaffung, in dem Mangel an feften und entjchiedenen 
Führen, in der Unterwürfigfeit der Geiftlihen unter das vadifale Syſtem, 
welche eben jo jehr in ihrer Gefinnung als in ihrer Furchtſamkeit wurzelt, 
zu fuhen. Das Solothurnervolk hat ſchon in den Neformationskriegen eine 
zweibeutige, zufchauende Rolle geipielt. Seine Politik drehte fih immer nad 
derjenigen von Bern. — Das Volk it grob, materiell, Die Munzinger’iche 
Regierung befreite dafjelbe von den Zehnten und gewann es jo für ſich. 
Es vermochte nicht zu berechnen, daß ſpäter Steuern an die Stelle der 
Zehnten treten würden, und ergriff mit beiden Händen den unentgelbliden 
Loskauf von Laſten, welche ihm ſchon lange als ungerecht, als Weberbleibiel 
der verhaßten Ariftofratie waren gejchildert worden. Herr Theodor Scherrer 
war ein junger Mann, wie ſchon gejagt, von hellem Geifte und feiner 
Bildung, hatte aber noch zu wenig Anfehen, Erfahrung und Thatkraft, um 
die Oppofition zu Teiten. Als Städter hatte ev wie jeine Freunde, die jungen 
von Haller und von Sucy, eine Art Anrüchigkeit bei dem Landvolfe. Auch 
beſaß er vielleicht weder Anlage noh Mittel, wie Rathsherr Leu, aus vollen 
Händen Alles zu beftreiten, was zur Durchführung eines folhen Unternehmens 
gegen eine Regierung erfordert wird, Die Männer vom Lande mochten 
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verſtändige, biedere Ehrenmänner ſein, aber nicht Solche, welche durch Reich— 
thum, Ueberlegenheit des Geiſtes und durch Klugheit das allgemeine Zutrauen, 
wie ein Leu im Kanton Luzern beſaßen. Die jüngere Geiſtlichkeit war 
großentheils durch den zu meiner Zeit in Solothurn gegründeten Verein, 
welcher unter der Leitung von Profeſſor Kaiſer geſtanden und einen Frei 
und Lang als Mitglieder gezählt hatte, ſo wie durch den Beſuch deutſcher 
Univerſitäten in eine neuere Richtung gebracht worden, in welcher ſie Katholi— 
zismus und Rom mehr zu trennen ſuchten und darum auch den Beſtrebungen 
der radikalen, auf dieſe Trennung hinzielenden Regierung zugethan waren. 
Seither iſt dieſes Alles noch ſchlimmer geworden, ſo daß ſich über Solothurns 
Beharren beim radikalen Syſteme nicht zu verwundern iſt. Der katho— 
liſche Kanton Solothurn ſtand ſeit 1831 bis auf den heutigen Tag in den 
vorderſten Reihen der radikalen Kantone bei allen eidgenöſſiſchen Fragen. 
Es verdiente darum auch ſein Haupt nach der Umwälzung aller eidgenöſſiſchen 
Verhältniſſe in den Bundesrath gewählt zu werden. 

Gleichzeitig mit den Verfaſſungsbewegungen in Solothurn und Luzern 
trafen auch die im Aargau zuſammen. Der Kanton Aargau war im Jahr 
1803 durch Napoleon zuſammengeflickt worden. Er beſteht aus zwei beinahe 
gleich großen geographiſch getrennten Hälften von Proteſtanten und Katholiken. 
Die erſten bilden den durch die helvetiſche Revolution von Bern abgetreunten 
Theil, die Katholiken find in den alten Freiämtern, in der Herrſchaft Baden 
und dem von Defterreich abgelösten Fridthale. Die freien Nemter und die 
Grafſchaft Baden hatten bis zur helvetifhen evolution die Fatholifchen 
Stände als Schirmvögte. In den freien Aemtern lagen die reichen Abteien 
Muri und Wettingen, welche mit den Nonnenklöftern Fahr, Hermetſchwyl, 
Gnadenthal und Maria Krönung ein Vermögen von mehr als fieben Millionen 
Schweizerfranfen beſaßen. Der proteftantifche Theil verband fi gern mit 
einem Volke, welches eine fo reiche Mitgift bradte. Allein die Verbindung 
war eine unnatürlihe. Nichtsdejtoweniger wurde fie im Jahr 1815 durch 
den Wienercongrek feitgehalten. Denn diefer kümmerte fi wenig um bie 
Religionsverfhiedenheit und- erfannte nicht, melde Keime der Zwietradht 
in derjelben lägen. Bis zum Jahr 1830 war die Verbindung ber beiden 
fremdartigen Theile leidentlich, weil der im Jahr 1803 eingeführte Grundjaß 
der Rarität in dem Sinne, daß die beiden Confefjionen im Großen Rathe 
gleich viele Mitglieder hätten, beobachtet wurde und die Negierung den 
Glauben, die Rechte und Güter der Katholiten noch jo ziemlich ſchonte. 
Seit der Regierungsänderung von 1830, welche leider! durch einen bewaff- 
neten Zug verführter Katholifen aus den freien Nemtern erfolgte, trat ein 
ganz anderes Verhältnig ein. Die Parität blieb zwar noch in der Mitglie: 
derzahl, aber in der Sache jelbft wurde gegen den Glauben, die Rechte und 
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die Güter der Katholiken und ihre kirchlichen Anſtalten von der Regierung 
im Verein mit den radikalen Katholiken eine unaufhörliche Fehde geführt. 
Etwas davon habe ich oben im dritten Abſchnitte erzählt, Mehreres findet 
man in Dr. Friedrich Hurters ofterwähntem Buche „die Befeindung der 
katholiſchen Kirche in der Schweiz.“ Dieſe Fehden erweckten in den Katho— 
liken eine tiefe Sehnſucht nach einer durchgreifenden, ihren Glauben, ihre 
Rechte und Güter ſchützenden Verfaſſungsänderung im Jahr 1840, wo bie 
Dauer der Dreißigerverfallung abgelaufen war. Dieje hatte nämlich die 
Beitinnmung: „Innerhalb der nächſten zehn Jahre, vom Tage der Annahme 
(10. Mai 1831) diejer Berfajjung an gerechnet, muß eine genaue und 
forgfältige Durchſicht (Reviſion) derjelben durch den Großen Kath vorge: 
nommen werden.“ Am 10. Chriftmonat 1839 beichloß der Große Kath 
wirklich mit Einftinmigfeit diefe Reviſion. Es wurde eine Commiljion 
von 22 Mitgliedern zur Borberathung eines neuen Verfaſſungsentwurfes 
niebergefegt. Der Große Nath fprah als Grundlage der VBerfaflungs: 
berathungen die Rarität aus. 

Die Parität war aber nur ein Scheinreht für die Katholifen, weil 
die Proteftanten mit Hilfe von Namenskatholiken immer die Mehrheit 
ausmachten, fie ſollte dazu dienen, die von ihmen begehrte confejjionelle 
Trennung oder Selbitjtändigkeit zu verweigern. Die Katholifen ſuchten ihre 
Kräfte und Beftvebungen zu einigen. Sie bildeten in Bünzen einen leiten: 
den Ausſchuß, Bünzenercommittee genannt, welches an Maria Lichtmeß den 
2. Hornung 1840 in Mellingen einer Volksverſammlung vorftund, welche 
die Wünſche des Fatholiihen Volfes ausfprah und im einer Zujchrift an 
den Großen Rath zufammenfaßte. Leider enthielten diefe Wünſche folgendes 
buntes Allerlei: 

1) Förmliche Gemwährleiftung der katholiſchen und reformirten Eon: 
feffion, ſowie der Rechte beider Kirchen. 2) Gefonderte Behandlung der 
beiderjeitigen confefjionellen Angelegenheiten, und zu diefem Ende 3) Auf: 
ftellung eines Fatholiichen und eines veformirten Großrathscollegiums. 4) Auf: 
ftellung eines engern Ausſchuſſes von neun Mitgliedern, je der beiden Eollegien, 
und zwar fünf Laien und vier Geiftlihe. 5) Abſchluß eines neuen Concordates 
mit dem katholiſchen Kirhenoberhaupt über kirchliche Dinge, die theils unge: 
nügend, theil3 einjeitig, theil3 gar nicht regulirt find. 6) Gänzliche Aufhebung 
der Klofteradiminiftration. Die Klöjter follen nur jährlich zu einer ſummariſchen 
Rechnungsablage verpflichtet fein. 7) Wiedergeftattung der Novizenaufnahme 
und der Erridtung von Klofterfhulen. 8) Das jämmtlihe Kloſter- und 
Stiftsgut fol als ausſchließliches Katholisches Landesgut angejehen, und bie 
allfälligen Beiträge derjelben nur zu Fatholiichen Zweden und nur für ben 
katholiſchen Landestheil verwendet werden dürfen. 9) Das freie und 
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ungehinderte Petitions- und Vereinsrecht ſoll förmlich anerkennt und gemähr: 
leiſtet werden. 10) Das freie Verfügungsrecht der Gemeinden über ihre 
Gemeindsgüter ſoll von den Staatsbehörden auf keine Weiſe beeinträchtigt 
werden bürfen. 11) Aufſtellung eines Großen Rathes von 100 direkt 
gewählten Mitgliedern. 12) Der Kleine Rath ſoll aus 11 Mitgliedern, 
je auf einen Bezirk eines, und 13) das Obergericht ebenfall® aus 11 Mit: 
gliedern und zwei Suppleanten bejtehen. 14) Die Stellen eines Mitgliedes 
des Kleinen Nathes, des Obergerichts und eines Gerichtspräſidenten folfen 
mit den Berufe eines Advocaten, eines Arztes und eine Zeitungsredactors 
unvereinbar erffärt fein. 15) Handhabung der Parität in allen Behörden. 
26) Wahl der Friedensrichter und Bezirksgerihte durch Bezirkswahlcollegien. 
17) Beibehaltung der bisherigen Kreis: und Bezirkzeintheilung. 18) Ein: 
führung bes Veto für alle Gejeke. 19) Nüdtritt vom Siebnerconcorbat. 
20) Nücdnahme der Badener Conferenz: Artikel und insbefondere des Plajet— 
geleges. 21) Rüdnahme des Geſetzes Über die Beeidigung der Geiftlichen. 
22) Aufhebung der Maturitätsprüfungen. 23) Aufhebung der Prüfungen 
für die katholiſchen Geiftlihen. 24) Nevifion des Schulgeſetzes; insbeſondere 
Abſchaffung der Schulinfpectoren und Beſchränkung der weiblichen Arbeitss 
Ihulen auf den Unterricht in ben bloßen Haushaltungsgegenftänden. 25) Revi— 
fion des Straßengeſetzes; Gleichſtellung der Bezirke im Straßenweſen, in 
Beziehung auf Genuß und Laften. 26) Nevifion des Militärgefepes ; 
Abſchaffung der Stellen der Bezirfsadjutanten. 27) Einführung eines 
einfachern, kürzern und mohlfeilern Prozekganges. 28) Das Collaturrecht 
foll, wie bisher, den Gemeinden, Corporationen und Privaten ungefchmälert 
belaffen werden. Endlich 29) bei der Abſtimmung über die Verfaſſung foll 
nicht, wie beſchloſſen, die abfolute Mehrheit der ftimmfähigen Bürger des 
Kantons, fondern ?/, derfelben entjcheiden.“ 

Die Leiter der Volksverſammlung bewiefen durch die Aufnahme fo 
mannigfaher Begehren, daß fie ihre Aufgabe nicht verftanden, von ber 
Hauptaufgabe nicht durchdrungen waren, Vielleicht wollten fie Nathöherrn 
Leu nahahmen, welher im Großen Rathe zu Ende 1839 ebenfalls alle 
Beſchwerden des Volkes zufammenfaßte und in einem Antvage an den Großen 
Kath geltend machte. Allein anders Tann das Mitglied einer Behörde in 
der Mitte derfelben verfahren, anders muß ein Volf gegenüber einer gemalt: 
thätigen und feindieligen oberiten Landesbehörde verfahren. ES darf mur 
ſolche Begehren außfprechen, für deren Gewährung es entichlofien ift um 
jeden Preis einzuftehen, von deren Gewährung aber auch die Fortdauer feiner 
Eigenthümlichkeit und Gelbftitändigfeit abhängt, Die Grundbeſchwerde des 
katholiſchen Volkes Im Aargau mar gegen die Angriffe auf feinen Glauben, 
feine Rechte und feine Güter als katholiſches Volt gerichtet. Die einzig 
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mögliche Abhilfe für dieſelbe lag in der Gewährung confeſſioneller Selbſt— 
ſtändigkeit oder, wie ſich die katholiſchen Aargauer etwas ungeſchickt ausdrückten, 
„confeſſioneller Trennung.“ Dieſer Beſchwerde hätte das Bünzener Committee, 
hätte die Volksverſammlung in Mellingen gegenüber dem Großen Rathe 
Ausdruck geben ſollen. Es wäre damit auch das katholiſche Bewußtſein des 
Volkes geeiniget, geſtärkt und erhoben worden, ohne Gefahr einer Zerſplitterung. 
Denn darin waren alle Katholiken, welche es nicht nur dem Namen nach 
waren, einig, nicht nur im Aargau jondern in der ganzen Schweiz. 
St. Gallen, Thurgau, Graubünden hatten dieſe confeflionelle Selbititändig- 
feit, die Testen zwei unter zum Theil ſchwierigern DVerhältnifien, inden die 
Katholifen in Graubünden nur einen Dritttheil, im Thurgau faum einen 
Diertheil bildeten, bereit im Jahr 1831 errungen und Fonnten als Beijpiele 
angeführt werden. Es war aber im Fatholiihen Aargau ein einziger Mann, 
welcher diefes einfah, weil er unter den Führern fih auch als ein Katholif 
im Leben und Wandel anszeichnete, nämlih Dr. Johann Baptift Bauer 
von Sarmenftorf, Arzt des Kloftrs Muri. Er bemühte fih auch die 
Mellingerverfammlung bei dieſem weſentlichen Punkte feitzuhalten. Allein 
es fehlte ihm die Gabe der Beredtſamkeit und der Kürze in der Faſſung 
fhriftlider Vorträge. So gewannen feine Gehilfen mit ihren Anträgen 
die Oberhand. Unter jenen Gehilfen waren ſolche, in welchen das katholiſche 
Bewußtſein nicht eben Fräftig fich zeigte. 

Beier als die Vollsverfammlung in Mellingen faßte die katholische 
Geiſtlichkeit ihre Aufgabe. Sie verlangte in einer gründlih abgefaßten 
Bittſchrift mit 105 Unterfchriften (26 Geiftlihe hatten ihre Unterfchrift ° 
verweigert) an die Revijions-Commiljion: 

„1) Es mödte den Katholifen die Ausübung ihrer Religion auf 
eine vollfommen beruhigende Weile gefichert werden. 2) Es möchte demnach 
bie Fatholifche Kirche nach ihrer Verfaſſung, nad der Verwaltung des Gottes- 
dienſtes und der Lehre, jo wie nad ihrer Disciplin befonders in Betreff der 
Sacramente und der religiöjen Inftitute und Anftalten, gegen jede fremd- 
artige Gewalt gefhügt, und fomit a) der freie und unbeichränfte Wechſel— 
verkehr des katholiſchen Volkes und der Geiftlichfeit mit den kirchlichen 
Oberbehörden, dem Bilhof und Papſte, wieberhergeftellt und befeftiget, 
b) die von diefen verworfenen Artikel der Badenerconferenz ihrem Buchſtaben 
und Geifte nach gänzlich befeitigt, c) Lie religiöfe Erziehung der Jugend in 
allen Fatholifhen Bildungsanftalten der Leitung und Beauffihtigung Der 
Kirche unterftellt; darum alle, religiöfe Gegenitände beichlagende Schulbücher 
von ihr beftimmt und genehmigt, d) die, insbejondere zur Seeljorge 
verpflichtete Geiftlichkeit in Ausübung jener Rechte, woburd die allfeitige 
Pflichterfüllung ihres Berufes bedingt wird, unterftüßt, e) die Fatholiichen 
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Inſtitute und Anſtalten bewahrt, und die kirchlichen Stiftungen und Ver— 
gabungen ihrer urjprünglichen Beftimmung belafjen, und ohne Bewilligung 
und Genehmigung der Kirche zu feinen andern Zwecken verwendet werben. 
3) Es möchte überhaupt, und im fpezieller Berüdfichtigung des zweiten 
Punktes gegenwärtiger Vorftellung, ſowohl dem Clerus als dem Volfe über 
kirchliche Gegenftände vom Staate weder ein Geſetz, noch eine Verordnung 
vorgejchrieben werben, die nicht aus einem Concordate mit der höchſten 
Kirchenbehörde geflofien find; Auch möchte der Staat, im Falle von ihm 
beabfichtigter Firchliher Anordnungen, ein derartiges Concordat mit Beförbe: 
tung einleiten.” Der Biſchof von Baſel fügte noch bei: 

„Da der eingereihten Supplit nicht die mindefte unlautere QTendenz 
zu Grunde liegt, jondern diefelbe nur dasjenige zu erzielen beabſichtigt, was 
das Dberhaupt der ganzen Fatholiihen Kirche als mohlbegründetes und 
unveräußerlihes Recht beihüken und bewahren zu jollen offen und beftimmt 
erfiärt hat, und worüber ihre Wünſche auszuſprechen aud der hohe Große 
Kath des Kantons Aargau der Fatholifchen Geiftlichfeit, wie jedem andern 
Bürger geftattet; fo beeile ich mich zu erflären, daß ich diejer, im wahren 
Interefie des Staates und der Kirche liegenden Supplit nit nur bie 
oberhirtlihe Bewilligung nicht verfagen Fanıı, jondern wünſchen muß und 
erwarten darf, es werde dieſen gerechten Wünſchen zum Segen des Vater: 
landes entſprochen werden.“ 

Nah den Kämpfen, welche der Biſchof mit der Regierung von Aargau 
beitanden, hätte er wohl mit etwas mehr Nahdrud die Stimme für Die 
Sicherung der Nechte der Fatholifchen Eonfefjion erheben dürfen. Sogar 
‚ die veformirte Geiftlihfeit unterjtügte wenigitens mittelbar das Begehren 
der Katholiken um confejjionelle Selbtjtändigkeit, indem fie ein gleiches 
auch für die Proteftanten ftellte, Aber die Nadifalen, vorzüglid proteftan: 
tiſcher Seite, arbeiteten in Vereinen und Volksverſammlungen im entgegen: 
gefegten Sinne. Es war mit ihren Staatsbegriffen nicht vereinbar, daß bie 
Gonfeffionen der Herrichaft der Regierung entgehen jollten. Denn bisher 
beftand ihre größte Thätigfeit gerade in dieſer Kirchenherrſcherei. Mitten 
in dieſen DVerfafjungsftreitigkeiten ſtarb Dr. Nubolf Feer, ein Proteftant, 
welcher den Muth hatte, gerecht auch für die Katholiken zu fein und darum 
dev DVerfolgten aus ihnen, wie ſchon gezeigt worden, ſich angenommen 
hatte. Die Revifions:Commiffion brachte in confefjionellen Dingen folgen: 
den Antrag: 

„Die Gewifjensfreiheit iſt unverleglih. Die katholiſche und evan- 
gelifch-reformirte Kirche umd die freie Ausübung ihrer Gottesdienfte find 
gewährleiſtet. Zur Beforgung oder Vorberathung der kirchlichen Angelegen- 
heiten bejteht für jede Confeſſion ein Kirchenrath von N Mitgliedern, 
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von denen ſechs dem geiſtlichen und ſechs dem weltlichen Stande angehören 
ſollen. Der Präſident muß Mitglied des Kleinen Rathes von dem betref— 
fenden Glaubensbekenntniſſe ſein. Die erſtern Mitglieder werden auf einen 
doppelten Vorſchlag der in den Capiteln verſammelten Geiſtlichkeit, die letztern 
aus allen Kantonsbürgern der betreffenden Confeſſion vom Großen Rathe, 
der Präſident vom Kleinen Rathe gewählt. Das Geſetz wird die nähere 
Organiſation, Competenz und Entſchädigung der beiden Kirchenräthe beſtimmen. 
Die in katholiſch-kirchlichen Angelegenheiten erlaſſenen Geſetze und Verord— 
nungen ſollen einer ſofortigen Reviſion unterworfen werden. Die Fürſorge 
in rein kirchlichen Sachen bleibt der Kirchengewalt vorbehalten. Geſetzliche 
Beſtimmungen über katholiſch-kirchliche Verhältniſſe, in ſoweit dieſe gemiſchter 
Natur ſind, ſollen im Einverſtändniß mit der kirchlichen Oberbehörde 
getroffen werden. — Das Vermögen der Pfründen beider Confeſſionen ſoll 
urkundlich geſichert und beſonders verwaltet werden.“ 

Dieſer Antrag ſollte in die neue Verfaſſung aufgenommen werben. 
Damit verband jedoch die Commiſſion den mweitern Vorichlag, aus dem 
Siebnerconcordate auszutreten und „die Badener Conferenzartifel mit Vor: 
behalt der bisher beftandenen Rechte des Staates in kirchlichen Dingen auf 
fih beruhen zu laſſen.“ Diefer Borichlag war mehr ein Scheinzugeftändniß 
für die Katholifen, weil das Siebnerconcordat thatſächlich ſchon abgethan mar, 
die Badener Artikel aber in die Geſetze ſchon übergangen waren. Allein jelbit 
diejes Scheinzugeftändnig wurde vom Großen Rathe verworfen. An Bezug 
auf die Badener Artikel ging ein. Antrag von Landammann Schaufelbühl 
durh, über die Aufrehthaltung oder Befeitigung derfelben fih an bie 
betreffenden Stände zu wenden, das heißt: dieſe Frage bis nad der Ver: 
fafjungsrevifion zu verichieben. Die Verfaſſung felbit, wie fie aus den 
Berathungen des Großen Nathes endlich hervorging, trug dem Begehren 
des Fatholiihen Volkes Feinerlei Rechnung, befriedigte aber auch die Refor— 
mirten nit. Deshalb wurde fie am 4. Weinmonat 1840, wo fie endlid 
zur Abftimmung gereift war, mit der ungeheuren Mehrheit von 23,087 
gegen 3976 verworfen. Bon 34,590 Stimmfähtigen hatten nämlid 27,136 
an der Abftimmung Theil genommen. Nur die zwei Kreile Brugg und 
Zurzah hatten die Verfaljung angenommen. Nun hofften die Katholiken, 
durch einen Berfafjungsvath zu erringen, was ihnen der Große Rath ver: 
weigert hatte. Sie waren über die VBerwerfung hoch erfreut und erblidten 
darin eine Annäherung des proteitantiichen Volkes an fie. Auf eine bittere 
Weiſe wurden fie jedoh durch den Erfolg enttäufht. Der Große Kath 
beſchloß am 13. Weinmonat, die Berfallungsrevifion aus jich jelber fortzu: 
fegen und ernannte eine Commiſſion von fieben Mitgliedern in den Perjonen 
von Adolph Fiſcher von Neinah, Seminardirector Auguftin Keller vor 
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Sarmenftorf, Obergerichtspräſident Rudolph Tanner von Aarau, Fürſprech 
Plazid Weiljenbah von Bremgarten, Oberrihter Müller von Aheinfelden, 
Gerihtsichreiber Fröhlid von Brugg und Klofterverwalter Lindemann in 
Muri — fie bildeten den Kern der radifalen Partei, unter welchen Keller 
und Tanner vadifale Fanatiker genannt werden konnten. Gin Aargauerblatt, 
welches Fein Organ der Katholifen war, jagte: Der Plan diefer Commiſſion 
beiteht darin: „die Neformirten mit allerlei Lockſpeiſen zu födern, mit ihnen 
und einigen verrätheriichen Katholifen eine künſtliche Mehrheit, die nicht im 
Gemüthe des Volkes liegt, herauszubringen, mit der Form zu fiegen, zuerft 
den katholiſchen Landestheil zu unterdrücken, und wann man ſich wieber 
feft im Sattel glaubt, auch iiber den proteftantiichen zu herrſchen und zu 
wirthihaften nah Herzensluſt.“ 

War au nit ein folder Plan förmlich gefaßt, fo iſt doch Alles To 
geihehen, wie der Aargauer Volksbote hier vorgelagt hatte, Jene Commiſſion 
hatte nur das Geſetz vorzuberathen, wie die Reviſion vor fih gehen müſſe. 
Allein ihre Wahl beurfundete dennoch deutlih genug den Geift des Großen 
Rathes. Am 7. Wintermonat wurde dann die eigentliche Reviſions-Commiſſion 
gewählt.. Sie beitand aus Fürjpreh Dößekel, Waller, Fiiher, Seller, Sieg: 
fried, Wieland, Jrei, Eduard Dorrer und Fröhlid. An QTanners Statt 
kam der ebenfo fanatiihe Waller, ein getaufter Katholif. In der frühern 
Commiſſion war fein Mitglied der Negierung, nun fam Dr. Wieland aus dem 
Frickthale Hinein, ein Männchen mit einer glatten Zunge voll Honigjeim, auch 
ein getaufter Katholif, übrigens ein Meifter der Freimaurerei. Ihnen wurde 
noch Regierungsrat Dorrer von Baden beigejett, welcher bisher für die Fatho: 
liihe Keligion eben feinen Eifer beurkundet hatte, Man möchte glauben, es 
wären gerade zum Hohn der Katholifen ihre drei ärgften Verfolger, Waller, 
Keller und Wieland, in die Commiſſion gewählt worden. Mit der Wahl 
einer folhen Commiſſion war das Schickſal der Fatholiihen Begehren zum 
voraus entichieden. Umſonſt richtete der Biihof von Bajel folgendes Schreiben 
an die Negierung von Aargau: 

„Wiewohl es ſonſt nicht in meinen Grundfägen liegt, mich in bie 
Berfaffung eines Staates zu miſchen, glaube id dennoch, da der Termin ber 
bisherigen Verfaſſung abgelaufen ift und der hohe Große Kath, welcher die 
Verfaffungsrevifion vornimmt, die allfeitigen Wünſche und Bebürfniffe kennen 
zu lernen wünſchen muß, auch das Gonfeifionelle in felber nicht vermißt 
werden darf, — nicht ganz fchweigen zu dürfen; jondern fühle mich um 
jo mehr verpflichtet, an Hochdiejelben ein unerläßliches Amteswort im Namen 
der Fathotifchen Kirche und ihrer Gläubigen gelangen zu laſſen, je inniger 
durch manche Ereianiffe, die das legte Decennium gebahr, die ih, um alte 
Wunden nicht wieder aufzureißen, lieber unberührt laſſe, — mir die Ueber— 
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zeugung geworben, der Biſchof Fönne fich mit einer Staatsverfaffung, welche 
dem Katholizismus und feinen Befennern nicht bie fiherften und unzwei— 
beutigften Garantieen gemwähre, weder befreunden noch begnügen. 

Mit vollem Nechte werden Hochdielelben hier fragen, worin dann die 
Semwährleiftungen, deren der Katholif bedürfe, und die zu begehren er ver: 
pflichtet fei, beftehen? Da Einheit eines der Hauptmerkmale der Fatholiichen 
Kirche ift, und Jeſus CHriftus zu diefem Zwecke im heiligen Petrus und 
bejien Nahfolgern — den römiſchen Biſchöfen — einen Mittelpunkt diejer 
Einheit und ein allgemeines Oberhaupt der ganzen Fatholiichen Chriftenbeit 
aufgejtellt hat, fo Liegt es in der Schulbigkeit der Biſchöfe und Priefter und 
fämmtliher Gläubigen, die Stimme diejes ihres gemeinfchaftlihen Oberhauptes 
zu hören, zu ehren und zu befolgen. 

Nun bat Gregor XVI. unterm 17. Mai 1835 an alle 
Biſchöfe, Eapitel, Pfarrer und den geſammten Eleruß ber 
Schweiz ein Kreisjhreiben ergehen lajjen, und daß diejes 
gehandhabt werde, ruft mit Einmuth das katholiſche Bolt 
nebft jeinen Pfarrern und Bijhöfen. Diejes ijt die wichtige 
Garantie, deren die katholiſche Kirhe bedarf: weswegen id 
bie Freiheit nehme, zwei Eremplare der vorermwähnten Ency- 
klika in Hochdero Mitte ehrerbietigft niederzulegen, und Sie 
zu erfuden, diejenigen Behörden, welden das erfolgreide 
Werk der Verfafjungsrevijion aufgetragen bleibt, mitdiejem 
meinem Schreiben vertraut zu maden. 

Der fehzigjährige Bifchof, der gleihiam jhon mit einem Fuße im 
Grabe fteht, hat bei diefer Sache Fein perjönliches Interefje, jondern will 
nur vor ſchwerer Verantwortlichkeit vor dem Throne des allerhöchſten Richters 
fih fiher ftellen, die Ruhe und den Frieden im Vaterlande erhalten und 
befeftigen und des Himmels Segensfülle auf uns herabrufen. Auch darf er 
feineswegs daran zweifeln, daß Hochdieſelben mit ihm einjtimmen und zum 
gleichen Zwecke hinwirkend, den beängftigten Gemüthern die erfehnte Ruhe 
und Sicherheit, und der katholiſchen Kirche, welche die auserwählte Braut 
Jeſu ChHrifti ift, das ihr von Gott verlichene Lehr-, Gefeßgebungs:, Unter: 
ſuchungs- und Vollziehungsamt im Kirchlichen und Neligiöfen nicht nur nicht 
beihränfen, fondern mit aller von gleihen Gott empfangenen Macht hand: 
haben und unterjtügen werden. Hiedurch gereichen Sie zum wahren Segen 
bes Landes, und in die fernjte Zukunft wird fortleben der wärmfte Dank 
all Ihrer katholiſchen Landesangehörigen und defien, der die hohe Ehre 
bat, ſich mit ausgezeichneter Hochachtung und Ergebenheit zu nennen 

Solothurn, Hochdero dienftbereitwilligiter 
den 27. Weinmonat 1840, + Joſeph Anton, Bilhof von Bajel.* 
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Die Gefahr, welche die Katholiken bedrohte, wurde ihnen einleuchtend 
und vereinigte ſie. Am 22. Wintermonat erging folgender Aufruf an die 
Katholiken im Aargau: 


„Aufruf 
an das katholiſche Bolk des Kantons Aargau. 


Fine Hochwichtige Angelegenheit beihäftigt gegenwärtig die Gemüther 
des aarganiihen Bolfes: es muß eine neue Verfaſſung geichaffen werden, 
welche die verſchiedenen Landestheile des Kantons zu einem gemeinjamen 
Staatsverbaude für die Zukunft wieder vereinigen, gleichwie die kirchlichen 
und bürgerlichen Berhältnifje ſowohl der Fatholifhen als der veformirten 
Bevölferung beftimmen fol. Die Katholiken anerkennen Religion und Frei: 
heit alö ihre heiligften Güter, welche eine fihere Grundlage für die Wohlfahrt 
hriftliher Nepublifen bilden. Die Erhaltung eines reinen unverfälſchten 
Glaubens einerfeit3, dann aber auch die Wahrung der politiichen Nechte 
anderjeit3 müſſen aljo ihre ungetheilte Aufmerkfjamkeit in Anfpruch nehmen. 

Die Unterfertigten — von dem verfafjungsmäßigen Nechte freier Männer 
des Nargaus Gebrauch machend, durchdrungen von den innigften Gefühlen 
für das Glück ihrer Mitbürger und der gebieterifchen Nothwendigfeit eines 
gemeinjamen, feiten Zuſammenwirkens unter gegenwärtigen Umftänden über: 
-zeugt, schreiben demnach hiemit eine Bolksverfammlung für den ganzen 
fatholiihen Theil des Kantons Aargau aus, welche unter der Leitung eines 
Ausſchuſſes Sonntags den 29. Wintermonat Mittags 12 Uhr in der Stadt 
Baden zu dem Zwede öffentlich ftattfinden wird, um die dem Tit. Großen 
Nathe einzureichenden Begehren rüdjichtlih der ‚veligiöfen und politischen 
Hauptpunkte, welche das Fünftige Staatsgrundgefeg enthalten joll, zu berathen 
und feitzujfeßen. 

Leder Tatholiihe Bürger des Aargaus wird dabei zu erjcheinen 
dringend und höflichſt eingeladen. 

Ruhe und Ordnung Sollen beachtet, ungefeglihe Schritte und Bewegungen 
Itrenge vermieden werben. 

Mit unbedingtem Vertrauen auf eine höhere Peitung der menfchlichen 
Schickſale erheben die Unterzeichneten in Vereinigung mit ihren katholiſchen 
Mitbrüdern ihre Herzen zu Gott dem Allmädtigen, auf daß derjelbe das 
theure Vaterland jhüten, und der Sache der Wahrheit und des Rechtes 
den Sieg verleihen wolle. 

Mellingen, den 22. Wintermonat 1840. 

Bez. Baden. I. Baldinger, Ammann. Nieriker, Rofthalter. J. Bud, 

Ammann. Meier, Kantonsrath von Stetten. Gemeinderat) Widmer 
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von SKillwangen, Gemeindeammann Bofer, von Neuenhef. Ge: 
meindeammann Umbricht, von Unter:Siggenthal. 


Bez. Bremgarten. Ant. Weiſſenbach, Füripred von Bremgarten. 3. Weber, 
Großrath von Bremgarten. I. Hagen buch, Gemeindihreiber von Luuk— 
hofen. 3. 2. Keller, Großrath von Lunkhofen. J. Ruepp, Großrath 
von Sarmenjtorf. Meier, Großrath von Billmergen. J. U. Wohler, 
Großrath von Wohlen. Vock, Grofrath von Dottifon. 

Dez. Laufenburg. Simon Büchli, Ammann von Keiften. Ammann 
Schmied, von Mettan. Ammann Urfprung, von Uifen. Dr. 
Schmid, von Frid. 

Bez. Muri. Frei, Kantonsratd von Muri. X. Suter, Bezirkärichter 
von Meienberg. 3. Fiſcher, Grofrath v. Merenihwand. Käppeli, 
Großrath von Merenihwand. 3.2. Müller, Großrath von Boswyl. 

Bez. Rheinfelden. Stiftsihafiner Häfeli, von Rheinfelden. I. Lügel: 
ſchwab, von Kaiferaugft. Anton Tſchudi, von Zeiningen. Gemeinde: 
rath Fred, von Stein. Gemeinderatd Käfer, von Stein. 

Bez. Zurzach. 3.8. Bahmann, Ammann und Großrath von Döttingen. 
dr. Kaver Rohner, Großrath von Schneifingen, v. Schmid, 
von Böttjtein, Hauptmann. 

(Das Frickthal Hat fich befanntlih fpäter den übrigen angeſchloſſen.)“ 
Viele Taufende folgten, ungeachtet der herben Winterfälte, dem Ruf 

der Führer. Es herrfchte aber nicht der Fromme einfahe Sinn der Rus: 

wylerverjammlung an berfelben. Die Volfsverfammlung war ein Volksfeſt. 

Donner des Geſchützes, Mufit, Fahnen, eine Nednerbühne jollten fie ver: 

herrlihen. Es lag dieſes im Geifte der Aarganer und wohl auch des 

Bräafidenten J. Baldinger, welder von der veligiöfen Bedeutung nit jo 

ergriffen war, wie Rathsherr Leu in Luzern, Neben Baldinger waren 

Fürſprech Weiſſenbach von Baden, Bezirfsrichter Suter von Sins, Grofrath 

Weber von Bremgarten, Dr. Schmid von Frid und Dr. J. B. Bauer von 

Sarmenftorf Redner an der Verſammlung. Der Pestere behandelte aus— 

Ihlieglih die Nothwendigkeit der confeljionellen Trennung, und obwohl er 

einer der legten und in feiner Weife lange ſprach, fo hörte das Volk nit nur 

mit Geduld, fondern unterbrach ihn oft mit einem Lebehoh! Er hatte das 

Gemüth, den innerften Sinn des Volkes getroffen. Die Verfammlung 

beſchloß folgende Zufchrift an den Großen Kath: 

„Daß Bolk des Fatholifh:aargauiichen Landestheils Hat fi Heute in 
einer großen öffentlichen Nerfanmlung in Baden vereinigt, um vereint jeine 
Erflärungen und Wünfche über die im Wurfe liegende Berfaflung an Hochſie 
gelangen zu laſſen. 
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Seit bald einem Jahre find Sie mit der Reviſion des bisher beitan- 
denen Grundvertrages beſchäftigt. Ein erſter Verfuch ift mißlungen; die 
Wünſche des Volkes blieben unbeadhtet und der Entwurf wurde mit einer 
im Aargau noch nie erhörten Mehrheit verworfen. 

Bereits it die Hand an ein neues Werk gelegt. Das katholiſche 
Volk ift von den nämlihen Anfichten befeelt, welche feine frühern Eingaben 
ins Leben viefen; es fühlt immer gleich lebhaft, daß nur eine Verfaſſung 
feinen Beifall verdiene, welche feine politiſche und kirchliche Freiheit fichert. 
Es will Recht und Gerechtigkeit und will Garantieen dafür, Es will 
vor Allem 
1) die Barität, — jene Feite erhalten willen, worauf fi der 

Kanton gegründet, ohme welche er ſich nie geftaltet hätte, noch je fortdauern 
könnte. Hochſie haben in Ihrem Aufrufe an das Bolt die Parität als 
einen Friedensgrundſatz erklärt und das Verfprechen gegeben, daß die 
Parität — politiihe Gleichitellung beider Yandestheile — beibehalten werden 
fol. Wir fordern von Rechtswegen die unverkümmerte Beibehaltung dieſes 
Grundelements unfers Staatslebens. Die Parität foll aber nicht ein leerer 
Schall fein, ſondern in der Wirklichkeit feinem urſprünglichen Zwecke — 
nämlich Feſthaltung politifchen Gleihgewihts — entiprehen. Dieſer Zweck 
wird nicht mit Sicherheit blos durch gleihe Bertheilung der Sejlel in den 
oberften Behörden, fondern einzig und anf die Dauer dur eine den Um— 
ftänden und Dertlichfeiten angepaßte Uebertragung eines Theils der Sitze 
ber oberften Staatögewalten und anderer Kantonalanjtalten auf den Boden 
bes fatholiihen Nargaus hergeitellt. Das durch Bevölferung, Wohlftand, 
Eultur ebenbürtige, jeit 37 Jahren hierin ftets zurückgeſetzte katholiſche 
Aargau fordert mit vollem Recht einen Wechſel des bisherigen Zuftandes ; 
e3 verlangt den Sit des Dbergerihts fir fortbanernd und den des Großen 
Rathes von ein zu ein Jahr abwechlelnd in den Fatholiichen Landestheil 
verlegt; es fordert die Verlegung aller übrigen Staatsanjtalten auf alle 
Theile des Kantons. Tiefe Beftimmungen follen Beftandtheile der Berfafjung 
werden und bleiben. 

Das Fatholifche Volk verlangt: 2) daß die Berfallung den Grundſatz 
enthalte: „jede Weligionspartei verwaltet ihre kirchlichen 
Angelegenheiten — im Geifte ihrer Kirche — geſöndert, und 
daß die Verfaſſung hiefür die nöthigen Behörden aufftelle.““ 

Wir wollen die herben Erfahrungen, welche das katholiſche Volk 
während bes abgewichenen Decenniums gemacht, nicht berühren; allein bie 
Nothwendigfeit einer gefchiedenen Verwaltung liegt in der Natur der Sache, 
in der Verfchiedenheit der beiden Kirhen, von denen jede eine fir jich 
beftehende Einheit bildet. Bei den abweichenden Grundſätzen, welde von 
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den beiden Confeſſionen eigen find, Kann der Katholif nicht über proteftantiich- 
fichlihe Angelegenheiten nach jeiner Ueberzeugung eine entiheidende 
Stimme abgeben, weil jonjt der Katholik proteftantiih-tirchliche Angelegenheiten 
nach Fatholiihen, und der Proteftant katholiſch-kirchliche Angelegenheiten nad 
proteftantiichen Anfichten enticheiden würde. Die Gefchichte zeigt, zu welchen 
Mifgriffen es führt, wenn beide Kirchen unter diejelbe Gefetgebung 
geftellt werden; daß Unzufriedenheit, Streit und Unterdrüdung der einen 
oder andern Confeſſion ftet3 die unvermeidlichen Folgen find. 

: Mit den kirchlichen Garantieen, welhen das fatholiiche Volk ruft, ſteht 
die verfaffungsmähige Gemährleiitung der Klöfter und Stifte und der Sicher: 
heit ihres Eigentums in Verbindung. Der Katholit betrachtet die Corpora— 
tionen als kirchliche Inftitute und fieht jeden Angriff auf diefelben als einen 
Eingriff in feine kirchlichen Rechte an; es geht gewiß nicht über die Grenzen 
der Gebühr, wenn dafjelbe den Giarantie-Artifel der eidgenöfliichen Bundes: 
verfaſſung auch in die Kantonalverfajiung übertragen wiſſen will. 

Das Volk des Fatholiichen Landestheils, welches fih jeit Jahren in 
feinen kirchlichen Rechten gekränkt, und um feine politiiden Rechte bedroht 
fieht, fordert in dem Grundvertrage ſowohl unbeichränfte Anerkennung der 
legteın, als eine fichere Feſtſtellung der erftern; es erklärt, daR es jeder 
Berfafjung feine Genehmigung verweigern werde, in welcher die Rarität 
und die gejönderte kirchliche Verwaltung nicht ald Fundamental: 
artikel aufgeftellt und daß es feithalten werde an jeinem heiligen Rechte. 

Neben diejen Begehren, welche ausſchließlich den Fatholiichen Kandestheil 
unmittelbar berühren, drängen fi zwar noch eine Menge von Wünſchen 
auf, die das reformirte Aargau partiell mit uns theilt; welde in frühern 
BVorftellungen mit Angabe dev Gründe aufgeführt find umd zum Theil ſchon 
ihre Würdigung und Anerkennung gefunden haben. Hieher gehören nament: 
lid das Veto, das freie Petitionsreht, Aufhebung aller indirecten Groß: 
rathswahlen, die Aufftellung von Bezirfswahlcollegien für die geſammten 
Glieder der Untergerichte, Feſtſtellung eines Reviſionsartikels, welder die 
Möglichkeit einer Reviſion und die Sicherheit einmal beitandener verfafjungd: 
mäßiger Rechte gemwährleiftet. 

Möge der Allmädhtige — welcher in feinen wunderbaren Fügungen 
unſer Vaterland aus nahen und großen Gefahren gerettet, Hochſie erleuchten 
und jtärken, um enblih dem Volke einen Verfallungs:Entwurf vorlegen zu 
fönnen, welcher ohne Rückhalt, ohne Fünftlihe Zuſammenſtellung, ohne irgend 
den Fünftigen Frieden jtörende Widerfprüche, die oben begehrten Fundamen— 
talartifel in fih aufgenommen hat. 

Wir würden tief bedauern, wenn bieje eben jo gerechten alö billigen 
Forderungen und Wünſche verweigert werden follten. Im Angefichte des 
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Himmels verwahren wir uns vor allen Folgen, die — würden die Nolfs: 
fimmen unbeachtet gelafien — entjtehen würden. 

Baden, den 29. Wintermonat 1840.“ 

Zwölf Abgeordnete mußten diefe Zufchrift dem Präfidenten des Großen 
Rathes überbringen. Gin Augenzeuge jagte von diefer Volksverſammlung: 

„Diefes war nicht nur eine gewöhnliche Volksverſammlung, fondern 
es war ein wahres Volksfeſt, bei welchem ſich das aarganifhe Volk, das 
ih feit 37 Jahren noch nie gefaunt hat, einmal fennen lernte. Da hat 
der Frickthaler den Freienämter und Badenbieter, und fo umgekehrt einander 
fennen gelernt; dba iſt brüberlih Hand in Hand geichlagen worden; nur 
Ein Geift, nur Ein Verlangen zeigte ih da, und in diefer furzen Zeit 
ſchmolz mande bisher von einander abweichende Anficht diefes Volkes in Eine. 

Da waren Greife, Männer von 60 bis 8O Jahren unter ihren 
Silberhaaren mit Heiligem Ernſte erfchienen und nahmen Antheil an der 
heiligen Sade. Thränen negten ihre gerunzelten Wangen und ihre Seufzer 
fliegen zum Allerhöchften, auf daß ihre Nachkommen dur die Befeſtigung 
der heiligen Sache der Religion, jo wie in politifcher Beziehung durch volfs- 
gemäße Nevifion der Verfaſſung einen feften Stützpunkt für ihre zeitliche 
und ewige Wohlfahrt erhalten mögen!“ 

Aber auch diefe Volksverſammlung wurde zu Begehren mifleitet, welde 
mehr politifhe und materielle Intereffen, al3 die gefährdeten Jutereſſen der 
Religion und Kirche berührten. Die Tarität, welde num einmal dem Alles 
beherrichenden Grundfage politifcher Nechtögleichheit ſchnurſtraks entgegen war 
und nach dem Grundjage dev Volfsfouveränetät, welchem auch die Verſammlung 
in Baden hauptſächlich Huldigte, nicht behauptet werden fonnte, wurde wieder 
vorangeftellt und bis in das Ungereimte ausgedehnt. Man erblidte nur zu 
deutlich darin das Streben nach einer politifhen Trennung, welche mit dem 
Bundeövertrage unverträglih und in den Verfaflungsftreitigfeiten von Baſel 
und Schwyz von den bundestreuen Katholifen offen verdammt worden war. 
Dadurch gab man den Gegnern eine Blöße und machte fich einer Inconſequenz 
ſchuldig. Dem Volfe mochte allerdings leicht begreiflih gemacht werden, 
daß eine politifche Trennung e3 für ein und allemal von dem Joche prote: 
ftantifch-radifaler Verfolger feiner Kirche befreie: allein im Grunde wollte 
es nur die religiöfe Freiheit, keineswegs aber die Einrichtung einer 
eigenen Regierung. Dieſe lag mehr in den Wünſchen von ein paar Wort: 
führern aus Baden, welde die religiöfen Bedürfniſſe des Fatholiichen Volkes 
aus innerer Erfahrung weniger kannten. Johann Baptift Bauer hatte zu 
wenig Weberlegenheit des Geiftes, zu wenig Beredtfamkeit und Einfluß, um 
feine Meinung, melde er übrigens mit unbeugjamer Zähigfeit fejthielt, 
ausjhlieglih geltend zu machen. Indeſſen verbient doch der Schluß 
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feiner Rede an diefer Berfammlung der Nahmelt überliefert zu werden. 
Er ſprach: 


„Freie aargauijhe Männer! 

Faſſen wir nun den gegenwärtigen Zuftand unjerer katholiſchen Kirche 
im Yargan in kurzen Sägen zuſammen, jo finden wir: durch die feit einigen 
Sahren eingeführten und immerfort fih mehrenden Neuerungen in Eheſachen 
wird die Ehe der Katholifen mit Mißachtung Fatholifher Kirchengeſetze umd 
Verordnungen immer mehr nad proteftantiihen Grundſätzen behandelt; der 
Kirche als folcher ift ihr Einfluß auf die Bildung dev Fatholiihen Jugend 
dur die Schule verfümmert, wo nicht ganz abgeihnitten, der Bildung der 
Bollsihullehrer im Schullehrer:Seminar nicht zu gedenken; die Bildung der 
angehenden Geiftlihen wird unter den ausfchliehlihen Einfluß und Die 
Leitung weltliher Staatsbehörden geftellt, die zum Theil zur Hälfte prote— 
ftantiich find; ohne ihre Erlaubnig darf Feiner in den geitlihen Stand 
treten, Feiner vom Biſchofe zum Priefter geweiht werden; oder wenn biefes 
dennoch geihehen jollte, jo ſoll ein folder nie eine geiftliche Anjtellung 
erhalten; weltliche Staatsbehörden überwachen die katholiſche Geiftlichkeit, 
fegen nad proteftantifchen Grundſätzen Scelforger ab und ein, und gefährden 
dadurch den gültigen katholiſchen Gottesdienſt; fie enticheiden in letzter In— 
ftanz, was katholiſch jei und was nicht, welche Kirchengefete beobachtet werden 
jolfen oder dürfen, und welche nicht, welche kirchliche Erlaffe und Entſchei— 
dungen befolgt und vollzogen werden dürfen, und welche nicht; fie fchalten 
und verfügen nach Belieben über Fatholifhe Kirchengüter und Nechte, ziehen 
die SKloftergüter zu ihren Handen, verfügen darüber nach Belieben und 
führen bei dieſem Fortgange diefe katholiſchen, Stiftungen ihrer fihern Auf: 
löjung entgegen. Wer fieht in dieſen Zuftänden nicht die höchſte Gefahr 
für die römiſch-katholiſche Religion und Kirche, fo wie für die Stiftungen 
und Klöfter derjelben im Aargau? Sollten wir ftumpffinnig und gleichgültig 
ihrem Untergange und der Zernichtung unjerer höchſten Güter und echte 
zufehen Fönnen? Nein, das können wir nicht! Wir find es Gott, unſerm 
Gewiſſen und unfern Nachkommen jchuldig, für deren Erhaltung und Sider: 
ftellung alle uns zu Gebote jtehenden vechtlihen Mittel anzuwenden. 

Wie jind aber Gewährſchaften gegen folhe und derlei Gefährdungen 
und für die Sicherftellung unjerer bevrohten Kirche und ihrer Rechte möglich ? 
Bis anhin haben die zur Hälfte proteſtantiſchen höchften Behörden des Landes 
über die wichtigiten religiöſen und kirchlichen Angelegenheiten entichieden. 
Daher der Zwieſpalt zwiſchen Staat und Kirche, daher und von ihren 
Beihlüffen die Gefährdungen eben diefer Kirche mit ihren Rechten und 
Inſtituten. 
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Es läßt ſich zwar nicht Teugnen, daß die Anträge zu derlei gefährdenden 
Beſchlüſſen meiſtens von Fatholifchen Mitgliedern diefer Behörden ausgegangen 
find, allein die große Maſſe der proteftantiihen Mitglieder im denfelben 
jtimmte immer bei, und jo mußten die fir die Rechte ihrer Kirchen kämpfen— 
den Katholiken jchon aus diejem Grunde ganz nothwendig immer in ber 
Minderheit bleiben. Wenn wir auch die oben in ihren Hauptzügen namhaft 
gemachten firhlichen Neuerungen und Kränfungen näher betrachten, fo können 
wir nicht leugnen, daß durch ihre Durchführung die Fatholiichen Aargauer in 
ihren kirchlichen Lehren und Grundjägen den Proteftanten näher gebradit, 
ihnen gleichförmiger gemacht, und endlich mit ihnen ganz gleich werben würden. 

Wir wollen dieje Behauptung hier nicht weiter erörtern, find aber 
bereit, wenn es verlangt werden würde, Schon aus diejem Grunde ift es 
ganz natürlich, daß die große Mehrheit der Proteftanten ſolchen kirchenfeind: 
lihen Anträgen immer beigeftinmt hat, und es ift eben jo natürlih, daß 
fie auch in Zufunft derlei Anträgen immer beiftimmen wird. An den oberiten 
Behörden des Kantons wird es wohl nie an ſolchen Namenkatholiken fehlen, 
welche aus was immer für Abjichten derlei Anträge ftellen werben, wodurd 
die Eatholijche Kirche mit ihren echten und Inftituten gefährdet, gekränft 
und untergraben werden jol. Es ijt alfo jhon in der Natur der Sade 
gegründet, daß die Fatholiiche Kirche nirgends gefihert fein fanı, wo bie 
ihr fremden, einer andern Kirche angehörigen Proteftanten über fie und ihre 
Einrichtungen enticheiden Fönnen. Zudem kennen die Proteitanten die 
katholiſche Kirche und die religiös-kirchlichen Bedürfniſſe des katholiſchen 
Volkes zu wenig, und beurtheilen gewöhnlich dieſe Dinge von ihrem prote— 
ſtantiſchen Standpunkte aus, nach ihrer proteſtantiſchen Bildung und nach 
ihren proteſtantiſchen Grundſätzen und Vorurtheilen. Wie vieles iſt ihnen 
unbedeutende Nebenjahe, Aberglaube, Fanatismus, ja jogar Abgötterei, was 
uns weſentlich, höchſt wichtig und die höchſt gläubige Gottesverehrung ift ? 
Mit welchem Rechte können und dürfen wir alfo erwarten, daß fie für 
Aufrehthaltung angefochtener Eirchlicher Lehren, Rechte und Einrichtungen 
Iprechen und ftimmen werden, die ihren Anfichten und Ueberzengungen zuwider 
find, und welche ihre Kirche ſchon längft verworfen hat? Daß Männer oder 
Behörden des einen Glaubensbekenntniſſes über religiös-kirchliche Angelegen- 
heiten eines andern, ihnen fremden Glaubensbekenntniſſes, wie z. B. im 
Aargau die Protejtanten über die religiös-firhlihen Angelegenheiten der 
Katholiken, und die Katholifen über diejenigen der Protejtanten ihre ent: 
ſcheidende Stimme abgeben, Hat fi in der Geſchichte noch nirgends als gut 
bewährt, fondern als unhaltbar und verderblich bewieſen. Denn wo folde 
Einmiſchungen der einen Gonfeffion in die Angelegenheiten der andern je 
ftattgefunden, da gab es Zank und Hader, ja wohl blutige Kriege, welde 
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mit Unterdrückung der eint oder andern Religion und Kirche, oder aber 
damit endigten, daß Verträge abgeſchloſſen wurden, welche die kirchliche Frei— 
heit herſtellten und den Grundſatz feſtſetzten, daß jede Religionspartei ihre 
religiös-kirchlichen Angelegenheiten freier, unabhängig von dem Einfluß der 
andern zu beſorgen habe. So lange dieſer Grundſatz feſtgehalten und geübt 
wurde, war Friede und Ruhe, ſobald er aber geſtört und verletzt wurde, 
war Zwieſpalt und Zwietracht. Leben die Bürger paritätiſcher Gemeinden 
unſers Kantons nicht friedlich und freundſchaftlich unter und neben einander 
in einer Gemeinde und unter einem Gemeinderathe? Und doch ſind ſie, 
Reformirte und Katholiken, in Kirchen und Schulen von einander unabhängige, 
getrennte Genoſſenſchaften. Warum follte das Gleiche nicht auch in der größern 
Gemeinde, in der des Staates, möglich fein? Darin eben beſteht die hoch— 
gepriefene Toleranz, die gegenfeitige Duldung, daß die kirchliche Freiheit 
hergejtellt und daß jede Kirche ihre Firhlichen Angelegenheiten frei und unabs 
hängig von dem fremdartigen Einfluffe von Männern oder Behörden, bie 
einer andern Kirche angehören, beforge. Dieſe freiheit und Unabhängigkeit 
ift jo fehr im Weſen und in der Natur jeder Kirche gegründet, daß ohne 
diejelbe es unmöglih ift, daß eine Kirche auf die Dauer ſich in der Reinheit 
ihres Glaubens, ihrer Lehre und übrigen Einrichtungen erhalten könnte. Aus 
dem bisher Gefagten ergibt fi wohl Mar umd deutlich, daß ohne confejjio- 
nelle Trennung feine Gemwährichaften, Garantieen gegen die Gefährdungen 
und für die Sicherftellung unjerer bedrohten katholiſchen Kirche, ihrer Rechte 
und Inftitute, auf Die Dauer möglich find. 

Die confejjionelle Trennung aber, melde die aargauiiden Katholiken 
verlangen, bejteht darin, daß jede Neligionspartei ihre religiös-kirchlichen 
Angelegenheiten frei und unabhängig von dem Einflufje der andern mach dem 
Sinn und Geift ihrer eigenen Kirche ſelbſt beforge, jo daß die Katholiken 
nichts im die proteftantifch-firhlihen, und die Proteftanten nichts in bie 
katholiſch-kirchlichen Angelegenheiten ſollen zu ſprechen haben. 

Wir verlangen diefe Trennung aus Pfliht, weil nah unferer 
Erfahrung und Ueberzeugung die Aufrehthaltung unjerer Religion und Kirche 
ohne fie unmöglich ift; wir verlangen fie als ein Recht, weil wir nie Fird: 
lih mit den proteftantifhen Aargauern vereinigt worden find. Im UWebrigen 
aber, im Rolitiihen, wollen wir mit unfern proteſtantiſchen aargauifchen 
Brüdern vereinigt bleiben. Getreulih wollen wir in guten und böſen Tagen 
zu ihnen ftehen, Glück und Unglüd mit ihnen theilen und tragen, ftets 
bereit ihnen Opfer zu bringen, nur nie das Opfer unfer eigenen Ueberzeugung 
in der wichtigften Angelegenheit des Lebens, nie das Opfer unſeres Glaubens, 
unferer Religion und Kirche, an welher wir mit unmandelbarer Treue feit: 
zubalten entjchloffen find. Oder würden wohl fie, die Proteftanten, ihren 


u 399 
Glauben, ihre Weberzeugung in religiöfen Dingen uns Katholifen zum Opfer 
bringen, und fi katholiſche Lehren, Grundſätze und kirchliche Einrichtungen 
von und aufdringen Tafien ? 

Zum Schluſſe noh eine hochwichtige Bemerkung. Wenn der Friede 
wieder mit der Kirche hergeftellt werben joll, was wir verlangen, wenn die: 
jelbe niit ihren Nechten für die Zukunft durch confeffionelle Trennung ficher 
geftellt werden joll, wotauf wir ebenfalls beharren; fo muß vor Allem aus 
das Unrecht aufhören, das ihr noch fort und fort angethan wird. Es müſſen 
demnach die von der Kirche verdammten Badener Artifel, nicht etwa blos 
zum Schein, der Form nah, fondern in Wahrheit, in Weſen und Form, 
mit allen aus denjelben hervorgegangenen Geſetzen und Verordnungen, 
mworunter ganz vorzüglih das Plazetgefeg verftanden jein foll, aufgehoben 
werden; den Klöftern muß ihr Eigenthum zurüdgeftellt, fie in die volle 
Verwaltung dejjelben wieder eingefeßt, und ihnen die freie Novizenaufnahme 
wieder geitattet werben, und diejes alles ohne fernere Zögerung, weil ohne 
biejes fein Friede mit der Kirche und Feine Sicherftellung derfelben im 
Aargau möglich ift. 

Baden ift die Geburtsjtätte der von der Kirche verdammten Badener 
Artikel; möchte dieſem Baden auch die Ehre zu Theil werden, ihre Grab: 
ftätte zu ſein!“ _ 

Das ift die wahrhaft Fatholifche Sprache besjenigen Mannes, welcher 
feine politiiche Ehre fuchte umd darum den Herzenswunfh des Fatholifchen 
Volfes unvermengt und rein ausſprach. Es foll hier Feineswegs behauptet 
werden, daß darım der Herzenswunſch des Volkes wäre befriedigt worden, 
wenn er allein einmüthig und beharrli an den Großen Kath gelangt wäre. 
Denn die radifalen Leiter defjelben hatten der katholiſchen Religion im Aargau 
den Untergang gefhmoren: fie mochten diejenige nicht mehr vor fi jehen, 
welcher jie entweder der Geburt nad) oder jeither abtrünnig geworben. Allein 
fiherer war jedenfalls ein Erfolg vorauszufehen, wenn man alle Kräfte nur 
auf den einen weſentlichen Punkt hingerichtet hätte: das Fatholiihe Bolt 
wäre dafür begeijterter worden und feine Führer wären in reinerem Lichte 
dageftanden. Selbſt Proteftanten aufrihtigen Sinnes hätten fie nicht tadeln 
können. Das Organ von Dr. Bluntfhli in Züri, „ber öftlihe Beobachter” 
ſelbſt ſprach fi offen für die kirchliche Selbititändigkeit der Katholifen im 
Aargau aus. Der Große Kath von Aargau hatte aber für die Begehren 
der Katholiken Fein Gehör. Am 15. Ehriftmonat wurde der Antrag von 
Dr. 3. B. Bauer auf Zurüdnahme der Badener Conferenzartifel verworfen. 
Keller, Waller, Tanner, dann Wieland, Freisherofe und Caſſenverwalter 
Suter hatten die Frechheit, im offener Sikung zu behaupten, es habe im 
Kanton Nargau nie auch nur ein einziger Katholik, geſchweige denn bie 
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katholiſche Kirche eine DVeeinträhtigung erfahren, Bedrüdungen in 
Glaubensſachen feien unmöglich. Die Quelle des aufgeregten Zu: 
ftandes fei die Nuntiatur, die Jeſuiten, die Klöfter, die Lenenpartei im 
Luzern. — Die Nuntiatur war damals noch in Schwyz; wie ich diejelbe 
nachher kennen gelernt habe, darf ich als gewiß annehmen, daß fie in den 
Aargauer Berfalfungsangelegenheiten ihre Hand nit im Spiele hatte; fie 
mochte ſich höchſtens darauf beſchränkt haben, den Biihof zur Wahrung ber 
firhlichen Rechte ermahnt zu haben. Von den Jeſuiten weiß ich gewiß, daß 
fie in den Verfaſſungsſachen des Kantons Luzern, welcher ihnen meit näher 
ftand, ald Aargau, nie ein Wort verloren, feinen Rath ertheilt haben. In 
meinen Verhältnifjen zu Rathsherr Pen hätte ich davon doch auch etwas 
wahrnehmen müſſen, und ich darf betheuern, daß auch nicht eine einzige 
Ahnung von einem Einflufje der Jeſuiten in diefer Beziehung jpürbar war. 
Für mich ift daher die Behauptung der Radikalen im Aargau in diejer Hin: 
ficht eine baare Lüge. Was die Klöfter betrifft, fo weiß ich foviel, daß 
Herr Dezirfsrihter Suter von Sins fi mehr als einmal bitter bei mir 
beffagt hat, die Klöjter nehmen gar feinen Antheil an den Beftrebungen der 
Katholiken, reichen ihnen Feine hilfreiche Hand, Leihen ihnen feinerlei Unter: 
ftüßung. Seine Klagen gingen jogar in Aerger und Unmuth über die Klöfter 
aus, Die Leuenpartei endlih war einzig und allein auf ihren Kanton bedacht 
und mochte ſich in die Angelegenheiten anderer Kantone nit einmiſchen. 
Rathsherr Leu, welcher ein Fatholifches Herz im Bujen trug, empfand bie 
Leiden der Nachbarn im Aargau, aber er äußerte mir oft, daß die Führer 
berjelben ihm wenig Vertiauen einflößten und daß man fi mit ihnen nicht 
einlafjen dürfte. Ich Jelbit hing nur durch Bezirfsrichter Suter von Sins 
etwas mit den Katholiken im Aargau zufammen: er befuchte mich, aber exit 
fpäter, als die Berfaliungsangelegenheit [don zu einem unfeligen Ende ging. 
Welch einen Charakter müflen Männer haben, welche in einer Behörde vor 
aller Welt ſolche Behauptungen, auf keinerlei Thatſachen gegründet, wagen, 
nur um die heiligiten echte zu verweigern? Mit 123 Stimmen gegen 29 
wurde das Begehren um confejjionelle Trennung, dasjenige um Parität mit 
107 gegen 63 Stimmen verworfen. Nicht einmal das frühere Scheinzuges 
ftänduiß der Parität gab man mehr zu. Mit 101 Kanonenſchüſſen wurde 
dem Bolfe verkündet, daß die Terfafjung mit 130 gegen 30 Stimmen ange: 
nommen worden fei. Es waren fchanerlihe Donner, welche aus der prote: 
ftantiihen Hauptſtadt Aarau in die katholiſchen Landestheile die Nachricht 
von der Verweigerung aller Garantieen für die Fatholiiche Kirche brachten. 
Mit diefer Nechtsverweigerung, mit diefem Tauten Hohn begnügten fich aber 
die Nachegeifter nicht. Sie verbanden damit auch perfönliche Verfolgungen. Der 
Präfident der Verfammlung in Baden, J. Baldinger, wurde ald Stadbtammann 
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eingeftellt, dem Dr. Bauer forderte der Bezirksamtmann Weibel in Muri 
feine in Baden gehaltene Rede ab, beſchied ihn mit andern Gleichgeſinnten 
vor fih, machte fie für die Folgen neuer Aufreizungen verantwortlih und 
las ihnen die Strafgejebe gegen den Hochverrath vor. Hierin Fonnten fie 
ihr künftiges Schiefal ahnen. Doc liefen fie fi nit abhalten, auf geieß- 
lihem Wege auf die Verwerfung der Berfaffung Hinzuarbeiten. Es wurde 
eine eigene Schrift zu diefem Zwecke vorbereitet, in welcher die Stelle vorkam, 

„Run noch ein Wort an die proteftantifhen Aargauer. Euere 
fatholifchen Brüder im Aargau haben in den letzten zehn Jahren vielerlei 
Eingriffe in ihre religiös-kirchlichen Rechte, vielerlei Kränkungen und Beein— 
trähtigungen erlitten. Die einfichtsvollen und verftändigern Männer Euerer 
Confeſſion ſelbſt Haben diefes anerkannt und gejagt: daß die Katholifen mit 
Recht ſich beflagen über erlittenes Unreht, und daß ihnen genügende 
Garantieen für die Sicherftellung ihrer gefährdeten kirchlichen Rechte gegeben 
werben jollen. Dieſe Garantieen verlangen die Katholifen. Sie find aber zu 
ber Ueberzeugung gelangt, daß e3 für fo Tange feine genügende Garantieen 
für ihre Religion und Kirche geben Fönne, fo lange Männer und Behörden, 
die einer andern Religion und Kirche angehören, darüber zu entjcheiden und 
zu beftimmen Haben. Oder würdet Ihr Euch wohl für Euere evangelifd: 
teformirte Religion und Kirche gefichert glauben, wenn Katholiken darüber 
entjcheiden, wenn fie Euere Religionsbücher, Euere Kirchenordnung ꝛc. bejtim: 
men, wenn fie eine Euerer Lehren nad der andern, einen Grundfag Euerer 
Kirche nah dem andern bejtreiten, und Fatholiihe Lehren und Grundſätze 
an deren Stelle Eud aufbringen würden? Gerade das geihieht den Katho— 
lifen. Deswegen und nur beöwegen verlangen fie, daß jede Keligionspartei 
ihre religiössfirhlichen Angelegenheiten frei und unabhängig von dem Einfluß 
von Männern und Behörden der andern nah dem Einne und Geifte ihrer 
eigenen Kirche bejorge, fo daß die Protejtanten nichts in die katholiſch-kirch— 
lichen, und die Katholiken nicht3 in die proteftantifch-kirchlichen Angelegenheiten 
jollen zu jprechen haben. Nur diefes verlangten und verlangen die Katholiken, 
nie mehr. In allem Uebrigen, im Politiſchen wollten und wollen fie mit 
Euch vereinigt bleiben, in guten und böjen Tagen zu Euch ftehen, Glüd 
und Unglüd mit Euch theilen, ſtets bereit auch Euch jedes Dpfer zu bringen, 
nur nie das Opfer ihrer Ueberzeugung in der wichtigſten Angelegenheit des 
Lebens, nie dad Opfer ihrer Neligion und Kirche, an ber fie feſtzuhalten 
entjchlofjen find. So haben fie ſich noch feierlich ausgelprohen am Tage 
zu Baden. Warum follte diejes billige Begehren den Katholiken nicht 
fönnen gewährt werden? So war es do zwiſchen Proteftanten und Katho— 
liken gehalten bis 1798. So wird es noch gehalten in dem paritätifchen 
Gemeinden unfers Kantons, in welden Katholiten und Proteftanten friedlich) 
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und brüberlich unter und neben einander leben in einer Gemeinde und unter 
einem Gemeinderath, obihon fie in Kirche und Schule getrennt find. Gemährt 
alfo Euern Latholiichen Brüdern das, was Ihr in gleichen Verhältniſſen von 
ihnen verlangen würdet, und verwerfet eine Verfaſſung, melde die Katholiken 
mit Unterdrüdung bedroht, woraus Euch in Wahrheit Feine Bortheile 
erwachſen werden. Dadurch werdet Ihr das Band der Einigkeit und bes 
brüderliden Zufammenhaltens zwiſchen Proteitanten und Katholiken aufs 
Neue befeftigen, und froh werben dieſe neu begründete Einheit beide Brüder 
feithalten, in welcher fie ihre heiligiten echte nicht mehr gefährdet, ſondern 
gefihert finden. 

Das Gebot der Liebe jagt: was du willft, das man dir thue, das 
thue auch den Andern; — jo gewähret alſo dem Katholiken die Freiheit 
und Unabhängigkeit in allen religiöfen Dingen, wie auch Ihr fie wollet. 
Das Geſetz Gottes fagt: was bu nicht willft, dad man dir thue, das thue 
auch feinem Andern; — fo nehmet denn eine Verfafjung nicht an, welde 
auf die Unterdrüdung Euerer Mitbrüder berechnet iſt. Wohl dürfte es Eud 
ihmeideln, daß Ihr den Meijter fpielen könntet im Kanton; aber bevenfet 
3: Ihr wollet Ruhe und Frieden im Lande; Ruhe und Friede kann aber 
nur erhalten werden, wenn der .Staat auf Recht und Gerechtigkeit rubet; 
wollet Ihr dagegen die Katholiken unterdrüden, jo dürfte in ben Gefränften 
wohl auch der Unwille erwahen, und dann wären fie gewiß im Stande, 
Euch reichlich zu vergelten, was Ihr ihnen gethan hättet. Das wolle jedoch 
Gott verhüten; aber in Eure Hand ift es zum Theil gelegt, daß Unheil 
für jegt und für die Aufunft von dem Kanton abgewendet werde. So mögen 
fih denn Aller Herzen im Gebet zu Gott wenden und die aargauifchen 
Bürger beider Eonfejlionen an dem wichtigen Tage thun, was fie vor 
Gott verantworten fönnen und was zum wahren Wohle des Kantons 
gereihen Tann. , 

Der Geift Gottes leite das gefammte aargauifche Volk in feiner folge: 
teihen Entiheidung |“ 

Allein folde Stimmen fanden bei den Proteftanten Aargaus fein 
Gehör. Am 5. Jänner, dem Tage der Abjtimmung, gaben 26,769 Bürger 
ihre Stimmen ab: von diefen nahmen 15,316 die Verfafjung an, 11,453 
verwarfen fie: unter diefen 10,600 Katholiten. Mehrere Gemeinden erflär: 
tert bei der Abftimmung, daß fie, wenn bie VBerfallung durch Mehrheit ange 
nommen fein würde, fie zwar dem Drange ber Umptände weichen, aber ihre 
„politifchen und religiös-kirchlichen Rechte feierlich verwahren, zumal religiös: 
kirchliche Rechte dur Feine Geſetze noch Verfaſſung verlegt werben follten.“ 
Die Proteftanten und einige Namenskatholiken bildeten die annehmende 
Mehrheit. Nunmehr glaubten die Wortführer diefer Mehrheit die Zeit zur 
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Unterdrückung und Beraubung‘ der Katholiken gekommen. Die Regierung 
von Aargau fahte den Beihluß, die Führer der Katholiken zu verhaften, 
wodurch dieje zum Aufruhr gereizt würden, und im Folge deifen mit Waffen 
gewalt überzogen, verfolgt, unterdrückt und auögeraubt würden. Man fünnte 
nicht glauben, dag eine Negierung zu einer ſolchen That fähig wäre, wenn 
man nicht dur eine von ihr ſelbſt ausgegangene Urkunde davon überzeugt 
würde. Die Katholifen blieben nah der Annahme der Verfafjung ruhig: 
ihre Führer beriethen ſich nicht einmal, was bei der Lage der Dinge für die 
Sicherung ihrer Rechte weiter gethan werden könnte, Kein ungejeßlicher 
Schritt ward verfuht. Da faßte die Negierung am 9. d. einen Beichluf, 
durch welchen fie zu einem ſolchen verleitet wurden, und traf gleichzeitig die 
Mafregeln zur Unterdrüdung. Es wurde nämlich verfügt, die Führer der 
Katholiken in den Bezirken Bremgarten und Muri unter dem Namen von Mit: 
gliedern des Bünzener Committees zu verhaften, gleichzeitig aber die Kantone 
Dern, Zürih, Bajelland und Luzern zu QTruppenaufgeboten zu mahnen und 
die Truppen de3 proteftantiichen Nargaus zufanımenzuziehen. Die Verhaftung 
follte, wie dad aargauiſche Schreiben, an die Negierung in Luzern am 9. d. 
durch Expreſſen abgejandt, ſich ausdrüdte, „in der Nacht zu derjelben Stunde 
und unter gleichzeitiger Beihlagnahme der Papiere” erfolgen. Die Regierung 
jah im gleihen Schreiben voraus, dag „kaum zu bezweifeln fei, daß dieſes 
nicht die Lojung zur Unruheftiftung und zu Volksbewegungen werden dürfte.“ 
Damit diefes Letztere um fo eher gefchehe, nahın der Bezirksamtmann Weibel 
die Berhaftungen in Muri Sonntag den 10. Jänner vor, wo das Volk 
von allen Seiten zur Kirche fih verfammelte. Landammann Waller, der 
Zodfeind der Katholifen, wurde zur Unterftügung von Weibel mit Land: 
jägern dahin gejendet. Das war nun die „Lojung“ zur Unrubeftiftung 
und zu Volfsbewegungen. Das Volk lief zufammen und wiberjegte fich der 
befürchteten Abführung feiner Vertrauensmänner nah Aarau und bewachte 
ſowohl Waller ald Weibel, dag fie nicht entwiſchen konnten. Hierauf 
gingen die Lärmzeihen und das Volk bewaffnete fich jo gut es mochte und 
zog unter der Leitung junger unerfahrner Tffizieve nach Villmergen. Die 
Regierung von Aargau Hatte fi aber jo gut vorgefehen, daß die veformirten 
Truppen fofort ihnen entgegenzogen und fie zerſtreuten. Schon am 11. d. 
waren die Katholifen wieder zurüd und daheim. Mit diefem war aber die 
Regierung von Aargau nicht zufrieden, auch ihre Verbündeten mußten noch 
zur Unterdrüdung der Katholiten mitwirken. Schon am 12. d. Abends 
rüdte von den verlangten Bernerbataillonen das erjte über Zofingen in ben 
Kanton. Anı gleichen Tage zogen aud die Bafellandihäftler und Züricher 
ein. Die Luzerner rüdten nur an die Gränzen, weil man nicht traute, fie 
gegen die Katholiten zu führen, Alle Truppen, bei 12,006 an der Zahl, 
26* 
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wurden unter den Befehl des aargauifchen Negierungsrathes und Oberften 
FreisHerofe geftellt. Nunmehr fuhren die aargauiichen Rachegeiſter mit aller 
Bermefienheit drein. — Das Rolizeidepartement des Kantons Aargau machte 
folgende Ausſchreibungen bekannt: „1) Xaver Suter, Bezirksrichter von Sins, 
38 Nahre alt. 2) Johann Baptift Bauer, Arzt von Muri, 55 Jahre alt. 
3) Sof. Leonz Müller, Gemeindeammann von Bünzen, 61 Jahre alt. 4) Bur: 
kard Meyer, Großrath und Kirchenpfleger von Birri, 52 bis 54 Jahre alt. 
5) Joſeph Stödli, Lieutenant, 23 Jahre alt, von Muri-Egg. 6) Joſt Huber, 
Lieutenant, 23 Jahre alt, Bürger von Befenbivn, wohnhaft in Murisfangdorf. 
7) Johann Keufch, Baumeifter von Boswyl, 54 Jahre alt. 8) Jakob Ruepp, 
J. U. D., von Sarmenftorf, wohnhaft in Bremgarten, 47 Jahre alt. 9) Anton 
Weiſſenbach, Fürfpred) von Bremgarten, 44 Jahre alt. 10) Joſeph Weber, 
Tapierfabrifant und Gemeinderatd von Bremgarten, 40 Jahre alt. 11) 
Ferdinand Hagenbuch, Gemeindefchreiber von Oberlunfhofen, 27 Jahre alt. 

Die fieben Erfteren follen auf Betreten dem Tit. Bezirksamt Brem: 
garten unter fihern Begleit zugeführt werden.“ 

Gleichſam fpottweife erließ der Große Rath eine Amneftie, von welcher, 
ausgenommen wurden a) die Anftifter, welche durch Wort, Schrift, oder That 
zum Aufruhr aufgefordert oder denſelben ganz vorzüglich und zuerft weiterhin 
zu verbreiten bemüht geweſen find; b) die Anführer des Aufftandes, ſowie 
c) alle Geiftlihen, Staatsbeamteten und Gemeindsvorfteher, welde dem 
Aufruhr im ihren Gemeinden nicht nur nicht abmahnend und abmwehrend 
entgegengetreten, ſondern denjelben vielmehr ausdrüdlih durhd Wort, Schrift 
oder That unterftügt und begleitet Haben; d) endlich alle diejenigen, melde 
gegen Rerjonen ‚oder Eigenthum Verbrechen verübt haben, für bie fie nad 
den Gefegen zu Strafen oder Schadenerfag angehalten werden können. 
Mit einem ſolchen Beſchluß fonnten alle Männer von irgend einigem Einfluß 
belangt werden: nur die große Mafje der Bevölkerung, für welche die Unter: 
fuhungsrihter und Gefängniffe nicht ausgereicht hätten, wurde von der 
gerichtlihen Verfolgung entlajffen, aber dafür um deſto harter mit Ein: 
quartirungen gedrückt. Die Truppen Yargaus und Berns lichen die Katho— 
Iifen ihren Uebermuth in vollem Maße fühlen und bewährten ſich als würdige 
Handlanger ihrer Gemwalthaber. Einzelne unter ihnen trieben mit Heiligen: 
bildern und geweihten Dingen den niederträchtigften Spott, griffen die Häusliche 
Sitte auf die unverfchämteite Weiſe an, vergriffen fih an Perfonen und 
Eigenthum. Obwohl ſchon am 11. d. alle Unruhen gedämpft waren, mußten 
die Truppen dennoch bleiben: denn die Machthaber in Aarau wollten noch 
einen Meifterftreich thun. Am 13. d. nämfih hoben fie alle Klöfter auf 
und die eidgenöſſiſchen Truppen erhielten den Befehl, die Mönche und Nonnen 
aus ihren Klöftern mwegzujagen und den Raub der Kirchen und Klöfter mit 
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ihren Bajonetten für die Herren in Aarau zu fihern. Hierüber mwerbe ich 
jedoch, als eine der wicdhtigiten Angelegenheiten des Baterlandes in dieſem 
Zeitraume von 1840—1847 in einem bejondern Abſchnitte einläßlicher 
handeln. — Erſt Anfangs Hornung begann die Eutlaffung der Truppen 
und wurde erit Ende diefes Monats vollendet. Die neue Berfaffung, welche 
den Katholiken vollends auch jeden Schatten ihrer Rechte entriß, ftand num 
da. Die Führer der Katholiken waren entflohen oder in die Hände ihrer 
Verfolger gefallen. Das Bolt wurde entwaffnet. Noch im Augitmonat 1843 
berichtete der Schweizerbote wörtlich Folgendes: 

„Das Dbergeriht hat fich den 27., 28. und 29. Heumonat mit der Pro: 
zebur des Bezirks Muri befchäftigt und fucceffive die einzelnen Urtheile gefällt. 
Da die Angeklagten jeit längerer Zeit jämmtliche gegen Gaution auf freiem 
Fuße ih befanden, jo war natürlich das erſte Erforderniß, diejenigen, über 
welche ein ſchuldig ausgeſprochen ward, alfobald in Sicherheit zu bringen; 
daher die Verhaftungen, welche im Bezirke Muri am 29. und 30. Heumonat 
vorgenommen worden. Am ſchwerſten betheiligt im der ganzen Aufruhrges 
ſchichte erſcheint der flüchtige Bezirksrichter Suter von Sins; ev war für 
den Bezirk Muri die Haupttriebfeder, gerirte fih am 10. und 11. Jänner 
1841 als oberiter Anführer, erließ förmliche Militäraufgebote u. f. w.; 
weöhalb ihn das Tribunal einftimmig in’contumaciam zum Tode ver: 
urtheilte. Lieutenant Stödli von Dorf:Muri war zur Borbereitung bes 
Aufruhrs bei den Erzeflen in Muri und beim bewaffneten Zug einer der 
thätigften, weshalb er 5 Jahre Zuchthausſtrafe erhielt. Silvan Miller von 
Muri, Militärbeamteter, Anführer der Truppen, wurde zu 4 Jahren, und 
Lieutenant Huber von Dorf:Muri, auf ähnliche Weije beteiligt, zu 3 Jahren 
Zuchthaus verurtheilt. Procurator Eichholzer, ein reis von 70 Jahren, 
foll einer der Wildeften im Bünzener Committee gewejen fein; durch feinen 
Tod während der Unterfuhung entging er der Strafe des Hochverraths und 
Aufruhrs; dagegen follen jeine Erben für Koften: und Schadenerfagantheil 
einftehen. Gerichtsfuppleant Rey von Geltwyl, ſchwer betheiligt, erhielt 6 
Jahre Kettenftrafe; Klofterfchaffner Huwyler 1 Jahr Kettenitrafe. Bezirks: 
richter Beutler wurde, als unter das Amneftiedecret fallend, von Strafe 
befreit; der flüchtige Dr. Bauer Hingegen von Schuld und Strafe ganz 
freigeſprochen, weil er zu der Zeit, al3 das Bünzener Committee den thätlichen 
Aufruhr organifirte, nicht mehr zugegen war ; ebenjo der flüchtige Pfleger 
Meyer, Großratd von Birr. Das Obergeriht verordnete dagegen neuer: 
dings Spezialinquifition gegen Herrn Gerichtöfchreiber Frey von Muri; 
Müller, Altammann von Bünzen (flühtig); drei Stödli aus Hürmelen, 
flüchtig und ſchwer betheiligt bei den in Muri an Perfonen verübten Greueln ; 
3. 2. Küng von Hasle wegen Thätlichkeiten gegen Herrn Bezirksamtmann 
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Meibel; Lieutenant Fifher, Großrath, und Großrath Wolfisberger von 
Dietwyl; Gerber Frey von Muri als Theilnehmer an der verübten Greuel: 
that; P. Adalbert Negli von Urfern, Abt des Klofters Muri, in feiner 
Eigenſchaft ala Abt und Vorſteher des Klofters, wegen Ableugnung mancher 
auf ihm und dem Kloſter vuhenden und durch Zeugen erhärteten Anzichten. 
Ferner wurden einige Ammänner für 1 Jahr Activbürgerrecht eingeftellt, 
und einige zwanzig Individuen zu einer Gefängnikitrafe von 8 Tagen bis 
4 Monaten Zuchthaus verurtheilt. Cine große Menge Angefchuldigter (das 
Bezirksgeriht Muri hatte als erite Inſtanz 215 Urtbeile zu fällen) wurde 
theils als unter das Ammeftiedecret jallend, theils jonft gänzlich freigefprochen.* 

Natürlich fielen die Wahlen für den Großen Kath ganz im Sinne 
ber Radikalen aus, denn Abends vor den Wahlen nahm man noch Verhaf:" 
tungen vor und verfündigte am Wahltage, es dürfte Fein Flüchtling und 
fein Berbafteter gewählt werden. Die Regierung wurde wieder aus ber 
Blüthe des Radikalismus beitellt. Won dieſem Zeitpunfte an waren alle 
Beitrebungen der Katholifen im Aargau für ihre firhliche Selöftftändigfeit, 
wie früher, umfonft. Die Behörden aber verfuhren gegen fie mit wo möglich 
noch größerer Rückſichtsloſigkeit. Sie ſchickten an die Gemeinderäthe in ben 
freien Uemtern ein Formular, mit dem Befehl, daß jedes Mitglied des 
Gemeinderathes es unterzeichnen und fih darauf verpflichten follte. Es 
war dieſes folgenden Inhaltes: 

„Wir Ammann und Käthe der Gemeinde N. verpflichten ums zu 
Handen der hohen Regierung des Kantons Aargau, unter fpezieller Hab— 
und Gutsverpfändung jedes Cinzelnen unter und ſowohl, als unter allge 
meiner Hab- und utsverpfändung der ganzen Gemeinde, daß meber im 
jekigen Zeitpunfte, noch in Zukunft Aufruhr und politifche Umtriebe in 
unferer Gemeinde ftattfinden ſollen. Alle Folgen, die aus dergleichen ent: 
ftehen können, verfprechen wir im Namen Unſer fowohl, als unferer Gemeinde 
zu tragen und zu beftreiten, und ſetzen hiefür, wie oben bemerkt, unfer Aller 
fpezielles, fowie unferer Erben und unjerer Gemeinde Vermögen, Hab und 
Gut ein. 

N., 26. Jänner 1841. 

Der Ammann R. 
Der Gemeindfhreiber N.“ 

Man kann hiebei nicht anders als ausrufen: die radikale Tyrannei 
ift erfinderifch! in verdienter Hohn auf die Negierung von Aargau war 
folgender Aufruf im Tagblatte von Züri: 

„Die Unterzeichneten haben fih zur Sammlung von Geldbeiträgen 
für die, dur Einquartierungen ſchwer heimgeluchten, Katholiken im Freien— 
anıt vereinigt, Wir werden für gemwijienhafte und zweckmäßige Berwendung 
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ber Beiträge beforgt fein und den gütigen Gebern feiner Zeit gehörigen 
Bericht erftatten. Hiemit Fönnen wir fogleih die Anzeige verbinden, daß, 
um dev Unterftügung die erforderliche Einheit zu geben, der Ertrag der von 
Herrn Prof. Schweizer zu obigem Zwecke herausgegebenen Predigt, fomie 
die bereit? an Herrn Buchhändler Höhr eingefandten Gaben ebenfall3 den 
Unterzeihhneten werben übergeben werden. Zürih am 4. März 1841. Fäſi— 
Ulteri, an der neuen Wühre; H. Grob, im Meiershof; I. Horner, Trittlis 
gaß, Nr. 102; UfterisGeßner, im Neuenhof; H. ©. Ziegler, im Pelikan; 
€. Zmingli, im Rennweg.“ 

Diefes Beilpiel fand Nahahmung. Neuenburg that fi namentlich 
durch milde Beiträge an die „Regierungsbefhädigten“ im Aargau, wie man 
die dortigen Katholiken nannte, hervor. Den Flüchtigen aus Aargau wurde 
in St. Gallen auf Landammann Baungartners Verwendung eine Zufluchts— 
ftätte eröffnet, während der Polizeibirector Hungerbühler geneigt geweſen 
war, fie auszuweiſen oder gar auszuliefern. Auch Zug eröffnete den Unglück— 
lien eine Freiftätte. Im Großen Rathe von Luzern ftellte Oberft Aloys 
Zurgilgen am 22. Hornung 1844 den Antrag: 

„Der hohe Kleine Rath fei einzuladen: 

Die im biefigen Kantonsblatt gegen die politiichen Flüchtlinge bes 
Kantons Aargau ftattgehabte Ausfhreibung zurädzurufen. Unter 
Kenninißgabe einer jolhen Verfügung an bie Regierung de3 Kantons Aargau 
zugleich derjelben anzuzeigen, daß die politifhen Flüchtlinge jofort auch bei 
und wie allbereit3 in andern Kantonen ein freies Aſyl genießen. Anneben 
fi bei ber Regierung von Aargau kräftigſt um eine vollfommene 
Amneftie für die politiihen Vergehen jeit dem 10. Jänner a. c. an 
zu verwenden.“ 

Allein der Große Rath fchritt über diefen Antrag am 4. März zur 
Tagesordnung oder erklärte ihn vielmehr für unerheblid. So war aud am 
14. Jänner über einen von mir gejtellten Antrag: „der Kleine Rath jei 
beauftragt, bei geeignetem Anlaſſe auf die Regierung des Kantons Aargau 
verföhnend einzumirken, daß den dortigen Katholifen in Glaubens =» und 
Kirhenfahen die zu ihrer dauerhaften Beruhigung nöthigen Garantieen 
geleiftet werben,” zur Tagesordnung gejchritten worden. Am 20. Jänner hatte 
jedod der Kleine Nath ein Schreiben an die Regierung von Nargau erlafien, 
worin es hieß: „Die Vorjehung hat Euch, getreue Tiebe Eidgenofien, bei 
diefen Ereignilfen eine hohe Stellung angemiejen; nehmet es als eine zutrau— 
liche Aeußerung freundnachbarlicher und freunbeidgenöffiiher Gefinnung auf, 
wenn wir Euch den Wunſch biemit zu erkennen geben, daß es Euch gelingen 
möge, diefe Eure hohe Stellung zur Erringung jenes Sieges zu benügen, 
der nicht in der Gewalt der Waffen, fondern in der Gewinnung des 
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Vertrauens des Euerer Leitung anvertrauten mißleiteten katholiſchen Volkes 
Eueres Kantons, in der Erwirfung einer brüderlichen Verſöhnung der feindjelig 
geipalteten Landestheile beiteht. Wir wagen es, unſern Altvordern folgend, 
für diefen eben Zweck ein Wort der Fürſprache bei Euch, ©. I. E., einzu: 
legen. Neligiöfe Beängitigungen von unreblicher Hand gepflanzt und genährt, 
waren eine Haupturſache, welche einen Theil des Fatholiihen Volkes Eueres 
Kantons zu dem unbeilvollen und verbrecheriihen Schritte des offenen Aufs 
ruhrs und der Empörung gegen die verfaflungsmäßigen Gemwalten mißleitet 
haben, es waren Beängitigungen, Bejorgniffe, die, wenn auch irrig und falich 
in Beziehung auf die Urfache ihres Urſprunges, dennoch aus der achtungs— 
werthen Quelle eines für fein Heiligites beforgten Gemüthes gefloflen find. — 
Die Zeiten, wo auch das Volf den Kern der göttlichen Lehre des Chriſtenthums 
von der Schaale zu jöndern vermag, wir wünſchen fie alle herbei, aber dieſe 
Zeiten find fir unfere Tage nicht aufbewahrt; mit dem Heiligſten ift das 
frommgläubige, gute Volk, die bloße Form unzertvennlich zu verfetten, gar 
oft zu verwechieln gewohnt und einen Eingriff in die Form nimmt es leider 
nur zu oft als einen freventlichen Angriff auf die Grundlage feiner religiöfen 
Ueberzeugung felbft auf. — An Euch ift es nun, dem beängftigten Gemüthe 
bes Fatholifchen Volkes Eueres Kantons die erforderliche Beruhigung zu geben, 
und den unfeligen Wahn zu zerftreuen, als drohe Gefahr feiner religiöjen 
Veberzeugung, die e8 als ein Heiligthum von feinen VBorvätern ererbt hat. 
Was wäre nun geeigneter, dieſe Beruhigung dem Fatholiichen Volke des 
Aargaus zu geben, als neben dem ftrengen Ernſt der Gerechtigkeit, welche 
den Schuldigen erreiht, Schritte der Mäßigung, der Verſöhnung, die von 
feiner Regierung gerade in dem Augenblide ausgehen, wo deſſen Beängftigung 
auf das höchſte getiegen it? Das Miftrauen zwilhen Regierung und 
Volk würbe dadurch fo ſchnell als es hervorgerufen, auch wiederum getilgt 
werden, und in Bolfe jenes kindliche Zutrauen zu feiner Regierung wiederum 
erwachen, weldjes die Zierde der Kegierungen und die Blüthe eines glücklichen 
Bolfslebens it, — Wir fegen ein zu hohes Vertrauen in die Milde und 
und Weisheit Eueres hohen Großen Kathes um nicht in der nahen Zukunft 
Schritte von demfelben gewärtigen zu dürfen, weldhe dem beängjtigten Gemüthe 
des katholiſchen Volkes Eueres Kantons Beruhigung gewähren und jenes 
Zutrauen weden und befeitigen werben, ohne weldes nimmer ein Staatsleben 
gebeihen wird.” Auf diefes Schreiben berief ſich Schultheiß Kopp, als 
Rathsherr Leu, bei Berathung von Zurgilgens Antrag, wenigftens der Regie: 
rung von Aargan eine allgemeine Amneſtie empfohlen wiſſen mochte. Das 
Schreiben aber fprad fein Wort des Tadels über die nargauischen Kirchen: 
ftürmereien aus, behandelte das Volk als ganz im Wahn befangen, mollte 
der Strenge gegen die Führer freien Lauf lajen und empfahl Ditde nur 
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gegen die unbelangbare Mafje — e3 war ein Wortgeflingel, ganz im Sinne 
der aargauifchen Regierung. Der Große Rath von Luzern wollte aber 
von Weiterem und namentlih von einer allgemeinen Amnejtieempfehlung 
nichts wiſſen, während er im Jahr 1838 dem Kanton Schwyz eine Amneftie 
gegen die Klauenmänner, melde bei weitem die Verfolgungen der Katholifen 
im Aargau nicht zu erbulden gehabt hatten, nit nur empfahl, ſondern 
geradezu befahl. Erſt die Nachfolgerin der radikalen Luzernerregierung 
- geftattete den Nargauerflüchtlingen eine AZufluchtsftätte und empfahl der 
Regierung von Aargau mehrere Jahre nach einander die Ertheilung. einer 
Anneftie. Am 3. Brahmonat 1841 ermenerte nämlih Herr Zurgilgen 
feinen Antrag. Mit einer Mugen Umficht bemerkte bei der Berathung ber: 
jelben Rathsherr Leu, der Kanton Luzern müſſe namentlih als Borort 
Bedaht nehmen, daß er mit feinem Concordate in Widerfpruch gerathe, 
weswegen er für bejjer erachte, den geftellten Antrag dem Regierungsrathe 
zur Unterfuhung und Berüdjichtigung zu übermeilen, als ihn zum Beſchluſſe. 
zu erheben. In der That war der Antrag mit dem zwifchen allen Kantonen 
beftehenden Concordate über Auslieferung von Berbredern im Wider fpruche 
Das Eoncordat machte Keinen Unterſchied zwiſchen politiihen und gemeinen 
Verbrechern, jondern verpflichtete die Stände zur Auslieferung der einen, 
wie der andern, Allerdings war im vorliegenden Falle das materielle Necht 
mit dem formellen Rechte ebenfalls im Widerſpruche, denn die ausgejchriebenen 
Führer der Katholifen waren die einen an dem Aufjtande ganz unfchulbig, 
fo 3. B.: Johann Baptift Bauer, oder fie waren mitgeriffen worden. Es 
war daher Grund vorhanden, bei der Regierung von Aargau gegen das 
Auslieferungsbegehren Vorftellungen zu machen. Im Kanton Luzern war 
es zubem geſetzliche Vorfchrift und Uebung, über folhe Begehren das Gut: 
achten des Appellationsgerichtes einzuholen und zu dieſem Behufe von dem 
Kanton, welcher die Auslieferung begehrte, die Unterfuhungsacten zur Einficht 
zu begehren. Diefes Alles hätte gefchehen können und follen, aber dur 
unbedingte Gewährung einer Zufluchtsſtätte die Auslieferung von vornherein 
zu verweigern, war eine Verlegung des Concordates. Dieje Betrahtung 
kämpfte in dem Gewiſſen von Rathsherrn Leu mit feiner Sympathie für Die 
Katholifen im Aargau und für ihre Beftrebungen um Tirchliche Freiheit. 
Nicht nach radikaler Weife kämpfte er fein Gewiffen nieder, jondern trug ihm 
durch feinen Antrag Rechnung. Der Große Rath erhob ihn mit gleicher 
Gemiffenhaftigkeit zum Beihluffe. Der Regierungsrat aber, weniger ängftlich, 
ermächtigte die PBolizeidivection zur Zurüdnahme der von ihrer Vorgängerin 
erlaffenen Ausihreibung der Aargauerflüchtlinge. Die Regierung von Aargau 
ftellte jedoch Fein förmliches Nuslieferungsbegehren, ſondern fuhr in ihrer 
langjamen Unterfudung fort. So waren die Flüchtlinge geſichert. Natürlich 


410 
wurbe ihr Vermögen im Yargau mit Beichlag belegt, e3 wurden ihnen Sad: 
walter beftellt, die Unterfuhung gegen diejenigen, deren man im Aargau 
habhaft wurde, führte man mit aller Strenge, ließ Hunger, Kälte, Drohungen 
und Stockſchläge einwirken, um Geftändniffe und Angaben herauszuprefien. 
Auch hierin zeigte ſich, daß der mit Kivilifation und Aufklärung fich brüftende 
Hargau in der That eher der Barbarei verfallen war. Wer je mit ben 
Wortführern im Nargan, Keller, Tanner, Bruggifier, Siegfried, Weibel, 
Waller u. ſ. w., in Berührung gefommen ift, wirb Zeugniß geben, daß fie 
riethen und bandelten, wie fie waren. Landammann Eduard Dorrer von 
Baden, welder die frühern Kirhenftürmereien mitgemadt Hatte, lenkte im 
Großen Rathe mit folgenden Anträgen etwas ein, inbem er begehrte 
„3) eine unbebdingte Amneftie, wobei berfelde auf die frühern Voten hin: 
deutete, welche der Große Rath bei ähnlichen Anläflen gegenüber andern 
Kantonen abgegeben Habe. 2) Ueber die Iehten Decupationsfoften follte 
ein berubigender Beichluß gefaßt werden, damit man einmal wüßte, mie 
biefelben gebedt würden. 3) Sollten den Bürgern des Fatholiichen Landes: 
theils die abgenommenen Waffen wieder zurüdgeftellt werben. 4) Abichaffung 
der Badener Conferenzartifel unter Borbehalt der früher ſchon in Kirchen: 
fahen behaupteten Staatsrechte. Dieje Rechte jeien ſchon zuvor und bei 
Einführung des neuen bürgerlihen Geſetzbuches zu Anfang der zwanziger 
Jahre ausgebehntern Umfanges gemweien, als fie Preußen, das mächtige 
Preußen, dermal befige. Jene erworbenen und zum Befiß gewordenen Kedhte 
werde man gleichwohl behaupten; das Uebrige dürfe man ruhig feinem Schid: 
fale überlaſſen. 5) Daß der Geiftlichleit bei Ermwählung der Kirchenräthe 
irgend ein Einfluß eingeräumt werde. 6) In Beziehung auf die Klofter: 
frage gibt der Redner zu verftehen, daß auch hiebei etwas zur Beruhigung 
des Landes und Befriedigung der Bundesbehörbe geſchehen müſſe. Ohne 
feine Anfichten näher auszufprechen oder zu fpezialifiren, unterſcheidet derjelbe 
im Allgemeinen zwifchen Schuld und Unſchuld.“ 

Diefe Anträge waren niht im Sinne der Machthaber. Nur dem 
vierten Artikel wurde unterm 4. Wintermonat 1841 mit folgender Schluß: 
nahme entiproden: „Der Große Rath beihlieft, die unausführbar 
gewordenen Badener Eonferenzbeichlüffe auch bierort3 auf fi beruhen zu 
laſſen, erklärt aber dabei, daß die bisher geübten Rechte des Staats 
in firdlihen Dingen in ihrem vollen Umfange gewahrt und ungeſchmälert 
feftgehalten werben ſollen.“ Die Regierung hatte mit feltener Offenheit im 
ihrem baherigen Berichte nachgewiefen, daß diejenigen Artikel, deren Aus: 
führung die Mitwirkung anderer Stände nicht bebürfen, bereits in Geſetze 
und Verordnungen aufgenommen jeien und vollzogen werben: aljo fortbe: 
ftehen, wenn fie auch als Badener Conferenzartikel aufgehoben werben. Die 
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Katholifen hatten vom Großen Rathe nichts mehr zu hoffen. Sie richteten 
ihren Bli auf die eidgenöjfiiche Tagfagung. An dieje richteten fie folgende 
Bittfhrift : 

„Tit.! Die Unterzeichneten nehmen ſich hiemit die Freiheit, der hoben 
Tagfakung, melde fih in der Angelegenheit des Fatholiichen Volkes von 
Aargau außerordentlich verfammelt hat, folgende Bitten ehrfurchtsvoll 
vorzutragen: 

1) Die oberfte Bundesbehörde möchte in ihrer Weisheit beichließen, 
von ſich aus über die neueſten Ereigniſſe im Aargau eine eibgenöfftiche 
Unterfuhung anzuordnen und dem Fatholifhen Volke Mittel und Wege zu 
verihaffen, feine Beſchwerden, Wünfche und Anfprüche, namentlich in religiös: 
kirchlicher Beziehung, der oberften Bundesbehörde zu Handen der hoben 
eidgenöffiihen Stände vortragen zu dürfen. 

2) Daß den Terfolgungen im Aargau ein Ende gemadt, und bie 
Verfolgten unter eidgenöffiihem Schutze in Freiheit geſetzt werben. 

An getrofter Gewärtigung, KHochdiefelben werden diefe unfere billigen 
Bitten gewähren, haben wir die Ehre ꝛc.“ 

Auf die Kunde hievon ließ die aargauifche Polizei ſogleich den Ver: 
breitern nachſpüren. Alles in Folge des $. 19 der neuen Verfafjung, welcher 
Tautet: „Jedermann bat für fih und mit andern vereiniget 
das Recht, Wünſche, Geſuche und Beſchwerden an alle öffent— 
lichen Gewalten und Behörden zu bringen.“ 

Diefer Verfügungen ungeachtet wurde bie Bittichrift von mehreren 
Taufenden unterzeichnet. Durch die Erfolglofigfeit der erſten Bittſchrift 
nicht ermattet, fandte das Fatholifche Volk an die ordentliche Tagſatzung vom 
Jahr 1841 eine zweite, worin es wieder um confellionelle Trennung und 
Amneftie bat. Diefe wurde unterftütt durd eine zweite Bittſchrift der 
Flüchtlinge Joh. Baptift Bauer, Med. Dr. von Muri. Joſeph 
Stödli, Lieutenant von Muri-Egg. Joſeph Weber, Gemeinderath von 
Bremgarten. Joſ. Weiffenbah, Schüten-Oberlieut. von Brem— 
garten. Ferdinand Hagenbud von Ober-Lunkhofen. Mauriz Weber, 
Bäder von Bremgarten. Sinefius Karli von Zufiton. Karl Weber 
von Bremgarten. Caſpar Eihholzer von Ober-Lunkhofen. Joſeph 
Stöckli von Ariftan. Heinrih Weber, jgr., von Bremgarten. Martin 
Lonis, Lt. des Ponton., von Bremgarten. Jakob Balmer von Xetti: 
Ihwyl. Joſt Huber, Lieutenant, von Murisfangdorf. Xaver Suter, 
von Sind. Wilhelm Martin, Gerber, von Bremgarten. Joh. Burk. 
Meier, Alt-Ammann, von Birri. J. Leon; Müller, Gemeinde- Ammann, 
von Bünzen. Heinrid Leonz Stödli von Türmeln, Jakob Engel 


von Fiſchbach. 
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Auh 72 Mitglieder des Großen Rathes fagten in einer Zuſchrift an 
die Tagfakung: „Obgleich ein großer Theil des aargauiſchen katholiſchen 
Volkes die Wiederheritellung der Klöfter lebhaft wünjcht, fo hängt doch von 
derfelben, nach der innigften Ueberzeugung der Unterzeihneten die definitive 
Beruhigung defjelben keineswegs allein ab. Der aus manderlei Gründen 
verurfahte Ruf nach confeffioneller Trennung ertönt während mehrerer Jahre 
in einer Neihe von Seite der Katholifen dem Großen Nathe eingereichter 
Borftellungen und ift in der neueften Zeit um fo allgemeiner geworden, als 
der feit dem Jahr 1815 verfafjungsmäßig beftandene Grundfag der Parität 
der beiden Confeſſionen im der nunmehr beitehenden Verfaſſung nicht mehr 
behauptet werden konnte. Die Unterzeichneten haben jich überzeugt, daß bei 
dermaliger Lage des Kantons die Gewährung befriedigender confeljioneller 
Garantieen zur Herftellung der Ruhe defielben ein weientliches Erforderniß ſei. 

Die bedauerlihen Wirren, welche am Anfange diefes Jahres in unferm 
fonft fo glüdlihen Kantone ftattgefunden Haben, müſſen wir mit allen ihr 
Daterland liebenden Eidgenofjen auf das tiefte beffagen. Wir wollen über 
diefe unglüdlihen Tage uns nicht weiter verbreiten; ferne fei e8 von und, 
die Auflehnung gegen das Geſetz rechtfertigen zu wollen. Wir wollen aber 
auch nicht in Unterfuchung ziehen, ob es von Seite, einer Negierung weife 
oder Hug gehandelt fei, felbft in einer mit den Geſetzen nicht ganz zu ver— 
einigenden Form, in einem Momente vorhandener Aufregung, Schritte mit 
dem Bewußtſein ins Werk zu fegen, „„daß e8 Kaum zu bezweifeln fei, daß 
diefe Mafregel in jenen Gegenden nicht bie Lojung zur Unruheftiftung 
und zu Bolksbewegungen werden dürften.” “ 

Die Unterzeichneten glauben in Webereinftimmung mit dem Fatholifchen 
Volke und gewiß auch einer anfehnlihen Zahl der veformirten Glaubensge: 
nofien, daß ein gänzliches Vergeſſen alles Geſchehenen, eine unbedingte 
Amneftie, wefentlih zur Wiederherftellung des Friedens und zur gegenfeitigen 
Verföhnung mitwirken werde.” Die Tagfakung fam in Bezug auf Amneftie 
und confeffionelle Trennung zu feiner Entiheidung. Die Rollen waren auf 
der Tagſatzung gewechſelt. Während in den Basler: und Schmwyzermirren 
die radikalen Stände Amneftie beſchließen wollten und 1838 wirklich beichloffen, 
drangen nun die confervativen Stände darauf, der Regierung von Aargau 
eine Anıneftie zu empfehlen. Sie wagten es nicht, der Souveränität des 
Standes Aargau dur einen Befehl zu nahe zu treten; denn ein jolcher 
wäre wohl mit dem Sinne und Wortlaute des Bundesvertrages faum ver: 
träglich gemwefen. Doch hätte er noch befjer unter den achten Artikel deſſelben 
geftellt werben fönnen, als jo mande radifalen Tagſatzungsbeſchlüſſe feit 
1831, welche jedesinal dur den Vorwand der Pflicht, „für die äußere und 
innere Sicherheit der Schweiz die erforderliden Maßregeln treffen“ zu follen, 
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geredtfertiget werben wollten. Gegen die Gewährung des Begehrens con: 
feſſioneller Trennung ließen fih mit Neht an der Tagfagung gewichtige 
‚ Bedenken erheben. Denn bei Abſchließung des Bunbesvertrags im Jahr 
1815 hatte der päpftlihe Nuntius ausdrüdli begehrt, daß die Gewähr: 
leiftung der katholiſchen Religion als eine Bundespflicht in den Bundesvertrag 
aufgenommen werden möchte. Die Tagfakung lehnte damals das Begehren 
ab und erflärte, es gehöre dieſes in das Bereich der Kantonalfouveränität, 
die Gewährleiftung der Fatholiichen Eonfeffion werde in paritätifchen Kantonen 
eine Beftimmung der Kantonsverfaflung werden. Eine andere Frage ift, ob 
die Tagſatzung fi nit aus einem andern Grunde hätte für befugt halten 
önnen, in das Begehren der Katholifen Aargaus durh Einwirkung auf die 
Regierung von Aargau irgendwie einzutreten. Die Berfaffung von Aargau 
vom Jahr 1841 wurde nämlih von der Mehrheit der Kantone in bie 
eidgenöſſiſche Gemwährleiftung aufgenommen. In diefer Verfaſſung war den 
Katholiken die Zuficherung ertheilt, „daß die Verhältniſſe zwifchen Staat und 
Kirhe durch ſchützende Geſetze und Concordate geregelt werben follten.” Die 
gewährleiftende Tagſatzung konnte alſo darauf dringen, daß jene ſchützenden 
Gelege erlaffen und die Concordate abgefchloffen würden. Biel würde diejes 
nicht verfangen haben; denn die Geſetze würden mieber in aargauiſchem 
Geifte verfaßt worden fein, ohne daß die Tagjagung die Befugniß gehabt 
hätte, weiter in ben Anhalt derfelben fi einzumifchen. Wirkſamer wären 
wohl die Eoncordate gewejen, weil der Papft für die Rechte der Katholiken 
Ion gejorgt haben würde: allein auch hier hätte die Regierung von Nargau 
durch allerlei Vorſchläge die Unterhandblung erſchweren und deren Abſchluß 
unmöglich machen können. Die confervativen Stände hatten ſich aber offen: 
bar auf einen falihen Standpunkt geftellt, weil fie die Gemwährleiftung der 
aargauifhen Verfaſſung verweigerten und die Gewährung der confelfionellen 
Sarantieen zur Bedingung jener Gemährleiftung machten. Die Garantie 
der Berfafjung, jobald ihr Urſprung rechtlich, das heißt, fobald fie von der 
Mehrheit des Volkes gehörig angenommen worden war, war nicht ein Recht, 
fondern eine Pfliht der Kantone. Es war darum bie confeljionelle Sympathie 
nicht nur zu weit getrieben, fondern auch mit der Bundespflicht ſchlechterdings 
unvereinbar, daß fie die Garantie ber Verfaſſung vermweigerten, die confeffio- 
nellen Garantieen aber von Aargau forderten. Allerdings konnte für diefes 
Berfahren auch geltend gemacht werden, daß man eine VBerfajfung nicht 
garantiren wollte, ehe für die Erfüllung ihrer wejentlihiten die Ruhe bes 
Landes bedingenden Borfchriften eine Gewähr geboten fein würde. Allein 
aud diefer Grund konnte gegenüber der Maren Bundesvorſchrift nit ent 
ſcheidend ſein. Die Vorwürfe, melde ihnen an ber Tagjagung von ben 
Radikalen deshalb gemacht wurben, waren verdient. Zu dieſer Inconfequenz 
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hatte ich übrigens ſelber am allermeiſten beigetragen. Denn ich war gewöhn— 
ih der Urheber und Vertheidiger der Inſtructionen an die Gejandtichaften 
von Ruzern, worunter auch folgende vorfam: „Die Geſandtſchaft iſt beauftragt, 
einen unparteiiſchen Unterfuh aller Beſchwerden der Katholifen dur eid— 
genöffiihe Vermittler anzuordnen und deren gerechten Beſchwerden durch 
Gewährung der erforderliden Garantieen für ihre confejjionellen Rechte auf 
dem Wege eines Vertrages zwiſchen beiden Neligionsiheilen, welcher die 
Garantie der Eidgenojienihaft erhalten joll, abzuhelfen. Die Gejandtigaft 
bat zu erflären, daß, bevor für die Ruhe und Sicherung der confejjionellen 
Rechte vermittelit confejlioneller Trennung beruhigende Gemwährleiftung gegeben 
fei, Luzern die eidgenöfjiiche Garantie für die neue Staatsverfajlung auszu— 
ſprechen nit im Falle jei." Die Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden 
unterftüsten diefe Anftruction wohl mehr darum, um ihre Cinigfeit mit 
Luzern zu beurkunden, als in Hoffnung eines Erfolgs oder in Elarer Leber: 
zeugung von der Bundesgemäßheit berjelben. Die große Mehrheit der 
Kantone Iehnte jede daherige Einmifhung beharrlih ab: obwohl jie fein 
Bedenken getragen hatten, zur Zeit die Klagen der äußern Bezirke von 
Schwyz über Verkürzung der verfallungsmäßigen Stellvertretungen in den 
Kantonsbehörden wenigſtens zu unterfuhen, doch ohne einen Entiheid zu 
geben. Bei Aargau konnte man jih nicht einmal zu einer Unterſuchung 
entichließen. Die Katholiken Liegen es fich nicht verdrießen, die Tagſatzung 
niehrere Jahre nah einander mit Bittjchriften zu bejtürmen. Sie wurden 
von einer jo großen Anzahl unterichrieben, da man jagen durfte, die 
Wünſche und Begehren des Fatholiihen Wargauervolfes find einftimmig. 
Auch die Flüchtlinge Aargaus fuhren fort, nicht nur ihre perfönlichen, fondern 
auch die Bitten des Volkes der Tagſatzung vorzutragen. Die gleichen Flücht: 
linge erließen an die Tagſatzung des Jahres 1843 wieder eine Zufchrift mit 
folgendem Schlußbegehren: 

„Wir fchließen daher unfere Vorſtellung mit Wiederholung unferer 
frühern ehrerbietigen Bitten, es wollen die hohen eidgenöffiihen Stände 
ihren Ehrengejandtihaften auf die hohe Tagfakung die Inftruction ertheilen: 

1) daß dieſe oberfte Bundesbehörde in Aufrechthaltung des Artikels 
12 des Bundesvertrages und in Handhabung ihres Beſchluſſes vom 2. April 
1841 den Stand Aargau dazu anhalte, das Decret vom 13. Jänner gleichen 
Yahres gänzlich zurüdzunehmen, alle Klöfter in den vollen Befit ihres Eigen: 
thums und aller ihrer Rechte wieder einzujesen, ihren Fortbeftand nach ben 
katholiſch-kirchlichen Inftitutionen und nad dem Sinne des Artikels 12 des 
Bundesvertrages zu fihern, und alle feit dem 2. April 1841 -ftattge: 
habten unbefugten Verkäufe ihrer Güter und andere getroffene Berfügungen 
Über Eigenthum und Rechte ber Klöfter, namentli die in den Räumlich-⸗ 
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keiten und aus dem Kloſtergule zu Diuri errichtete Schule rückgängig zu 
machen ; 

2) daß die confejfionelle Trennung in dem Sinne, daß die Katholifen 
nichts in proteſtantiſch-kirchliche, die Proteftanten nichts in Fatholifch-firchliche 
Angelegenheiten follen zu ſprechen, jondern daß jede Neligionspartei diejelben 
unabhängig von ber andern, jede im Sinne und Geijte ihrer eigenen Kirche 
zu bejorgen babe, gewährt, durchgeführt und geſichert werde; 

3) daß die in ber Verfaſſung vorgejchriebenen kirchlichen Concordate 
mit ben betreffenden geiftlichen Behörden ohne fernere Zögerung abgeſchloſſen 
werben ; | 

4) daß alle Berfolgungen ber wegen politifcher Vergehen Angeſchuldigten, 
und alle über ſolche bereit3 ausgefällten Strafen des Gänzlichen aufge: 
hoben werben. 


Wir erfuchen Hochdieſelben, nicht die perfönliche Unbedeutendheit, nicht 
die geringe Zahl der Unterzeichneten, fondern die Wichtigfeit des erörterten 
Unrechtes und feine Folgen zu beherzigen und im Fernern zu bedenken, daß 
weitaus die große Mehrzahl des aarganifhen katholiſchen Volkes unfern 
Begehren beiftimmen würde, wenn e3 frei dieſes thun könnte und dürfte. 
In der Hoffnung, e8 werden unfere Pitten im Sinne des eibgenöffischen 
Bundes, im Sinne parteilofer Gerechtigkeit und Billigkeit gemwürdiget werben, 
erſuchen wir Hochdieſelben, die Verfiherung unferer ausgezeichneten Hoch: 
achtung genehmigen zu wollen. 

Schwyz, den 26. Mai 1843. 


Johann Baptift Bauer, Med. Dr., von Muri. Joſeph Weber 
von Bremgarten. Joſt Huber, Lieutenant, von Muri. Ludwig 
Martin, Lieutenant, Rothgerber von Bremgarten. Joſeph Leonz 
Müller von Bünzen. Ferdinand Hagenbud von Lunkhofen. 
Joſeph Stödli, Lieutenant, von Muri:Egg. Xaver Guter, 
At-Bezirfsrihter, von Sins. Joſeph Bucher von Abtwyl. Nep. 
Knecht, Pfarrer von Zufikon.“ ’ 


Dr. Johann Baptift Bauer fandte im gleichen Jahre noch eine Recht⸗ 
fertigungsfchrift gegen die von der nargauifhen Regierung gegen ihn ange: 
braten Anfhuldigungen. Diefe Regierung nannte ihn nämlich einen 
landesflüchtigen Hochverräther. Die Schrift ift mit einer Ruhe abgefaßt, 
welche nur dem Bewußtſein der Unſchuld und des Rechts eigen ift und ent— 
hält die kurze Geſchichte aller aarganifchen Beeinträchtigungen der Katholiken. 
Den Anfang und Schluß diefer Schrift, betitelt: „Bin ich ein landesflüch— 
tiger Hochverräther ?” Tann ich mich nicht enthalten hier beizujegen, weil fie 
ben ungerecht verfolgten Katholiten trefflich ſchildert: 
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„Bon der hohen aargauifhen Regierung Bin ich vor der gefammten 
Eidgenofienihaft durch unwahre Anfhuldigungen und Unterfchiebungen ver: 
brecherifcher Abfichten an meiner Ehre auf das empfindlichſte gefränft worden. 
In wiederholten Eingaben an die hohe Taglagung haben ausgemwanderte 
Aargauer um unparteiiſche Unterfuhung der aargauiiden Vorfallenheiten 
gebeten, weil fie durch diefelbe auch Genugthuung für ihre gekränkte Ehre 
zu erhalten hofften. Keiner konnte wohl fehnliher die Gewährung dieſer 
Bitte wünjhen als ih, weil unter den Angejchuldigten ich immer als der 
Schuldigfte vorangeftellt und herausgehoben wurde. Diefe Bitte aber wurde 
abgewiefen. In meiner gegenwärtigen Lage, und unter den obmaltenden 
Verhältniſſen im Naargau, Tann ich feinen Anjurien Prozeß gegen die hohe 
Regierung anheben, und fo bleibt mir alfo fein anderer Weg zur Verthei— 
digung meiner angegriffenen Ehre mehr übrig als der, aus Thatſachen ſelbſt 
den Ungrund jener Anfchuldigungen nachzuweiſen. Aus feinen Lebens: und 
Derufsverhältniffen, in melden man ſich und feine Familie nährte, heraus: 
gerifien, feines Eigenthums beraubt, auf bie Gafje hinausgeftogen zu werden, 
das ift ein harter Schlag; fein letztes noch übrig gebliebenes Gut, feine 
Ehre, feinen guten Namen durch Entitellungen, Unwahrheiten, Andichtungen 
gehälfiger und verbrecheriſcher Abfichten vor einem ganzen Volke angegriffen 
zu fehen, diejes ſchmerzt; feine Häusliche und bürgerlihe Eriftenz zernichtet 
zu fehen wegen Ausübung befugter Rechte, wegen Erfüllung wichtiger Pflichten, 
wegen Warnung vor Willlür und Gemwaltthat, wodurch die heiligiten Inte: 
reſſen des katholiſchen Volkes verlegt, der Beitand feiner Religion und 
Kirche untergraben, und in ihren Folgen die Ehre und das Glüd bes 
Kantons, ja der Eidgenofjenfhaft in Frage geftellt wurde; diefer Dinge 
wegen jeine häusliche und bürgerliche Eriftenz zernichtet zu fehen durch die— 
jenigen, die, fih Qäter des Vaterlandes nennen und nennen laſſen, die dazu 
berufen und aufgeitellt find, um Jeden bei feinen Rechten, feiner Ehre und 
feinem Gut zu jhüben; dieſes Beharren an begangenem und zugefügten 
Unrecht aud dann noch feitgehalten zu fehen, wo man von demfelben über: 
zeugt ift, oder wenigſtens fein Lönnte, dieſes zu fehen und zu willen, erfüllt 
das Gemüth für Gegenwart und Zukunft mit troftlofen Bekümmernifien. 
In diefem Gefühle erlittenen Unrechtes, in dieſer Bekümmerniß für bie 
Sufunft, beginne ich die Darlegung meiner Theilnahme an den Ereigniffen 
ber dem Jahre 1841 unmittelbar vorangegangenen zehn Jahre. ch habe 
es angelobt, des engern und meitern VBaterlandes Nuten zu fördern und 
defien Schaden zu wenden. Ich kenne feinen größern, und in feinen Folgen 
feinen verberblichern, feinen tiefer greifenden Schaden für ein Volk als Mif- 
ahtung des Nechtes, Treu: und Eidesbrud. Ich Habe reblih vor dieſen 
Vebeln gewarnt und leide dafür. Ich Habe es angelobt, dem Vaterlande 
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Treue und Wahrheit zu leiften. Eingedenk dieſes Angelöbnifjes werde ich 
in nachfolgender Darlegung treu der Wahrheit mich befleigen. „„Wem Net 
und Wahrheit zur Seite ftehen, der darf getroft jelbft Durch die Hölle gehen. * “ 

Sonntags den 10. Jänner 1841, nah Beendigung des vormittägigen 
Sottesdienftes, trat Herr Bezirfsamtmann Weibel mit feinem Schreiber, 
Amtsdiener und ſechs wohlbewaffneten Landjägern, gleich als wollte er einen 
gefährlichen Raubmörder einfangen, in mein Haus, um meine Schriften in 
Beihlag zu nehmen, mich zu ergreifen und in gefänglihe Haft abzuführen. Er 
traf in meinem Haufe meine Frau mit den Kindern und einer Magd. Zufällig 
befand der Herr Großrath Burkard Meyer von Birri fih dafelbft, und 
diefer Umſtand genügte, ihn ins Gefängniß abzuführen. Nachdem Herr 
Bezirksamtmann meine Abmwefenheit, nicht aber den Drt, wohin ich gegangen, 
no die Zeit meiner Zurüdfunft von meiner Frau vernommen hatte, Tieß 
er mich zu unterft und zu oberft, in allen Winkeln des Hauſes aufjuchen 
und meine Schriften zur Beichlagnahme durchſuchen. Meine Frau, die fonft 
feit Jahren mehr als einmal ähnliche widerwärtige Auftritte erlebt hatte, 
war durch die Art und Weife, wie alles dieſes ausgeführt worden, fo erjchredt, 
daß fie ſich auf der Stelle entſchloß, die Kinder zu entfernen, welche ſie 
noch denſelben Tag, nachdem ſie die Beſorgung des Hausweſens der Magd 
übertragen hatte, nad Luzern führte und bei ihren Verwandten unterbrachte. 
Sie war Willens nah Haufe zurüdzufehren, was aber ihre Gejchmifter 
unter obwaltenden Umftänden nicht zugeben wollten. Zuerſt eine Nichte, 
jpäter eine Schweiter von ihr gingen nah Muri, um in ihrem Namen unfer 
dortiges Hausweſen zu bejorgen, bis endlich Lebtere, nad vielen Nedereien 
und erbulbetem höhnendem Spott, durch bezirfsamtlichen Befehl aufgefordert 
wurde, auf der Stelle das Haus, und innert drei Stunden den Kanton zu 
verlajjen. So bin ich mit meiner ganzen familie durch Gewalt aus meinem 
Wohnhaufe und Beſitzthum verdrängt worden. Denn früher ſchon find meine 
beweglihen Sahen auf Anordnung der Negierung unter Siegel gelegt und 
mein Vermögen überhaupt in Beichlag genommen worden, und wird bis 
diefe Stunde zu meinem vielfachen und großen Schaden unter Beſchlag behal- 
ten. Die für das nächſte Jahr eingefammelten vorräthigen Eßwaaren mußten 
verderben, meiner Familie aber hatte man nichts davon zukommen laſſen, 
ungeadhtet wiederholt darum nachgeſucht worden war, und die übrigen haus: 
räthlihen Sachen haben vielfahen Schaden gelitten. Ein Capital von 
Franken 1200 nebit Zins liegt ſchon im dritten Jahre, zuerft bei dem Gerichte 
Bremgarten und jet bei demjenigen von Muri hinterlegt. Wiederholt habe 
ih ſchon durch meinen bevollmädtigten Sahmalter die Herausgabe, oder 
doch eine fichere und zinstragende Anlegung dieſes Capitals verlangt, damit 
e3 nicht. todt da Tiegen und durch die Depofitengelder ſich ſelbſt aufzehren 
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müffe. Beides wurde verweigert unter dem Vorgeben: „„Es jei ihm, dem 
Gerihte von Muri, der beftimmte Auftrag geworden, diefe Summe, wie fie 
ihm eingehändigt worden, bis zur Erledigung der Jännerprozedur aufzube- 
wahren.”* Nachdem id mit meiner Familie dur die Anordnungen der 
Negierung und ihrer Beamten von meinem Beſitzthum gewaltſam vertrieben 
und auf die Gaſſe hinausgeftoßen worden, fordert ein Angeftellter derjelben 
Regierung, der Kloftergutsverwalter von Muri, mid auf, den noch reftirenden 
Hauslehenzins und den Conto in die Klofterapothefe in Muri, „„mit mög: 
lichſter Bälde““ zu berichtigen. Die Regierung hat über mein Vermögen 
die Hand gejchlagen, und ihre Angeftellten fordern mid auf, die hinterlafienen 
Schulden zu zahlen !* 

Nun werben alle Beihuldigungen der Regierung mit ruhiger Auf: 
zählung von Thatlahen gründlich widerlegt. Seine Rechtfertigung ſchließt 
mit folgenden Stellen: 

„Die den unterm 16. Jänner 1841 Ausgeichriebenen, unter denen auch 
ih mich vorangeftellt befinde, vom Bolizeidepartement gemachten Anſchul— 
digungen verbreerifher Handlungen bei ben vorhergegangenen Volksbe— 
wegungen, und das, den unterm 26. April 1841 Ausgeihriebenen, unter 
denen ich obenanftehe, von dem Bezirfägerihte Muri zur Laſt Gelegte: 
„„Als haben fie fih bei dem am 10. und 411. Jänner 1841 im Freiamte 
ftattgehabten Volksaufſtand theild des Aufruhrs, theils der Theilnahme an 
deinfelben, theils der Mißhandlung ſchuldig gemacht,““ berührt mich gar nicht, 
weil ih au jenen Tagen „„des Volksaufſtandes und der Volfsbemegungen” * 
nicht einmal im Kanton anmelend war. 

Auf die allfälige Frage, warum ih mich denn geflüchtet, wenn ich 
feiner ungefeglihen Handlung mir bewußt geweſen? antworte ih, daß id 
e3 nur auf wiederholte Zubringlichfeit meiner Frau gethan, und im Ange: 
benfen an die aargauiihe Gerechtigkeit vom Jahre 1835. Wenn ih aud 
Anfangs nur auf die zubringlihen Bitten meiner befümmerten Gemahlin 
in die Flucht willigte; fo dankte ich nachher der gütigen Borfehung, dag fie 
mich gleihfam gegen meinen Willen aus den Händen meiner Feinde gerettet, 
nahdem mir ihre leidenfchaftlihe Erbitterung — blinde Wuth märe nicht 
zu viel gejagt — gegen meine Perjon zur Kenntniß gekommen war. 

SH Habe bisher die aargauifhen Angelegenheiten nur in Beziehung 
auf die gegen meine Perjon erhobenen Anflagen betrachtet, am Ende aber 
erlaube ich mir darüber auch noch ein Wort als aargauifher Staatsbürger. 
Welcher Gewinnſt ift aus diejer zehnjährigen Kirhenverfolgung dem Bolfe und j 
dem Staate erwadhien, und welcher noch zu gewärtigen ? 

Das Fatholiihe Volk wird durch die Staatsgewalt grundſätzlich und 
thatfählich von feiner Kirche Tosgetrennt und abgeſchnitten gehalten, jo zwar, 
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daß e3 ihre Entſcheidungen und Vorſchriften über katholiſch-kirchliche Lehre, 
Disciplin und Gottesdienft weder vernehmen, vielweniger befolgen darf. Ja 
nicht einmal der dringlihen Einladung feiner geiftlihen Oberhirten zum 
Gebete darf e3 folgen, es darf fich nicht vereinigen mit feinen Glaubens: 
genofien im Gebete für feine, wie es, unglüdlihen Brüder in Spanien. 
Die theil3 proteftantiihen Staatsbehörden ſchalten und walten nah Willfür 
im Gebiete der Fatholiihen Kirche, die Entfheidungen und Einipraden 
ihrer rechtmäßigen Behörden werden weder angehört noch geachtet. Die 
Bildung und Leitung der Bolfsjchullehrer ift einem Manne anvertraut, der 
ein entichiedener und erklärter Feind der Fatholifchen Kirche iſt. Was unter 
feiner Leitung aus den Volksſchullehrern, und was unter diefen aus ber 
fatholiihen Jugend werden müſſe, ift Teicht zu beurtheilen. Einen dem 
Tatholifchen Volke gehörigen Freiplag am Borromäiſchen Collegium zu Mailand 
für Bildung junger Geiftliher hat die Negierung um Geld verjchachert, oder 
wenn es noch nicht geichehen it, Hat fie fih doh vom Großen Nath den 
Auftrag dazu geben laſſen. Durh das Maturitäts: und andere Eramen 
ift es in die Gewalt der Staatsbehörden gelegt, jeden noch fo fähigen 
Jüngling vom geiftlihen Stande zurüdzumeiien, wenn er feine Bildung 
niht in Aarau, oder einer andern ihmen genehmen, fondern an einer ihnen 
mißgbeliebigen Anftalt genofjien. Denn das ijt der Zwed des Maturitäts- 
Eramens, den jungen Leuten einen moraliihen Zwang anzuthun, ihre Studien 
an der Kantonsschule in Naran zu machen. Was unter diefen Verhältniſſen 
innert wenigen Jahren aus der katholiſchen Geiſtlichkeit, und was unter einer 
ſolchen aus dem katholiſchen Volke werden würde und müßte, iſt unſchwer 
vorauszuſehen. Die althergebrachten katholiſchen Schulen find im Aargau 
zerſtört, die ehrwürdigen kirchlichen Inſtitute durch treuloſe Gewaltſtreiche 
zernichtet, und wie man mit dem katholiſchen Kirchengute ſchaltet, lehrt die 
Erklärung des Kloſtervermögens zu Staatsgut. — Zwar ſtellt man dem 
katholiſchen Volke das Verſprechen der Aushändigung von 500,000 Fr., 
und in ſpätern Zeiten noch einmal von 500,000 Franken in Ausſicht. 
Dafür ſoll es ſich für das Kloſtergut, das ihm ganz gehört, abfertigen 
laſſen, dafür ſoll es ſich für den Verrath an feiner eigenen Kirche und an 
feinen übrigen Fatholiihen Brüdern erfaufen laſſen, dafür ſoll es theilnehmen 
an dem an der Kirche und ihren Stiftungen verübten Unrecht, dafür ſoll 
es fih und feine Nachkommen mit dem Fluche beladen, der auf geraubten 
Kirdengütern Taftet. j 

Und Ahr, proteftantiihe Männer und Brüder! denen mir nie ein 
Leid zugefügt, deren kirchliche Einrichtungen wir nie angetaftet, mit melden 
wir in friedlicher Eintracht gelebt Haben, jo lange auch Ihr unfere kirchlichen 
Einrichtungen ungeftört gelaffen habet, was habet Ihr — durch den 
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zehnjährigen Krieg gegen unfere Kirhe und die darin angerichteten Ber: 
wüjtungen? Seid Ihr durch die Unterdrückung unferer Kirche in der Euerigen 
num einiger, zufriedener, freier, geficherter, befeftigter geworden? Seid Ahr 
nun glüdliher, reiher? Zahlt Ihr weniger Abgaben, oder feid Ihr nun 
vor neuen Abgaben gejihert? Wenn auch dieſes der Fall jein jollte, gibt 
es denn unter Euch keine Reblihe, feine Gewifjenhafte mehr, die einen 
Bortheil aus ungerechtem Gute verabfheuen, die der Meberzeugung find, daf 
in demjelben kein Segen liegen könne, daß Stiftungen heilig gehalten, und 
ihre Güter dem GStiftungszwede nicht entzogen werden follen? Gibt es 
unter Euch Feine Biedere, denen die Treue in Haltung des gegebenen Wortes 
und des bejchworenen Eides über Alles geht? Wer unter Euch glaubt, daß 
die Klöfter veraltete Inftitute feien, die fich ſelbſt überlebt haben, die nicht 
mehr in umfere Zeit taugen, der mag bedenken, daß er über Fatholiiche 
Anftitute von proteftantiihen Standpunfte aus aburtheilt, und daß fein 
Urtheil mit der katholiſchen Ueberzeugung im Widerſpruch ift. 

Melde Bortheile endlih find dem gefammten Staate aus biefer 
Kirhenverfolgung erwahlen? Was ift aus dem fo fchönen, früher jo glüd: 
lien, jo einigen Aargau geworden? Es ift in fich felbft entzweiet, verliert 
feine fchönfte Zeit und Kraft mit innern Zänfereien und firhlihen Kämpfen. 
Eine Partei mißtraut der andern, die eine unterdrückt die andere, und beide 
fühlen in ihrem Zufammenfein fih unglüdlih. An der Stelle des Rechtes 
herriht die Gewalt des Stärfern, wodurch die Grundfeiten des Staates 
ſelbſt erfchüttert und einem noch Stärkern der Weg zu feiner eigenen Unter— 
drückung gebahnt wird. Denn wie will derjenige Gerechtigkeit fordern, der 
jelbft am Schwähern nur Willfür und Gewalt übt und ihm jede Geredtig- 
feit verweigert? Wie will in andern Lagen und Berhältniffen der die Rechte 
beö Bertrages, des Bundes, die Treue des Eides für fih in Anfpruch nehmen, 
ber diefe mit Beharrlichfeit an andern verlegt hat? Die Ehre des aargaui: 
jhen Namens, wie tief ift diefe geſunken! haben die aargauifhen Zwiſte 
nicht die ganze Eidgenofjenihaft entzweit, ihre Ehre und ihren glüdlichen 
Fortbeſtand in Frage gejtellt? Aber der Staat hat doch in dieſem Kampfe 
mit der Kirche mehrere Millionen erobert! it aber mit dieſen Millionen 
auh Segen und Glüd bei ihm eingefehrt? Gehen nicht diefelben bereits 
in ben vermehrten Staatsbeamtungen und den erhöhten Amtsbefoldungen 
auf? Sagte nicht Herr Reg. Rath Waller jelbft im Großen Kathe am 
10. Hornung abhin, daß die Staatsausgaben feit 10 Jahren beinahe um 
die Hälfte geftiegen fein? Was wird die nächjtfolgenden zehn Jahre 
geihehen? Welche Summen haben niht die unnützen Kriegszüge, dieſe 
Werke kirchlicher Verfolgungen, verfhlungen? Wer fihert für die Zukunft 
vor ſolchen und Ähnlichen Verfchleuderungen des Staatsgutes? Früher reichten 
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die gewöhnlichen Staatseinnahmen zur Beftreitung der Staatsbedürfniſſe aus, 
Im Jahre 1832 wurde die Lage Aargaus im dafigen Großen Rathe eine 
glüdlicde gepriefen , weil er mit feinen geftifteten Staatsgütern feinen Haus: 
halt ehrenhaft beftreiten fönne. Und doch wurden damals die Klöfter nur 
um 20,000 Franken angelegt, die Stempelabgaben und die Getränfftener 
wurden zu Tilgung der Staatsfchulden verwendet. Nun find fie ftehende 
Abgaben zur Beftreitung der laufenden Staatsbedürfnifje geworden. Aber 
auch bei diejem Zuihuffe zu den Nahres:Einnahmen, bei Anlegung der 
Klöfter um 40,000 Franken und bei nunmehriger Ergreifung des Klofter: 
gutes zu Staats-Handen reichen doch feine Einnahmen bereits nicht mehr 
hin zur Beftreitung feiner jäßrlih ſich mehrenden Bebürfniffe, und neue 
Bolksfteuern ftehen in Ausfiht. Vermehrung des Heeres der Beamteten 
und ihrer Schreiber, Erhöhung ihrer Befoldungen, läftigerer Beamtendrud 
wird am Ende der ganze Gewinnft von dem Kloftergut für den Staat fein. 
Lehrt aber nicht die Geſchichte aller Zeiten und Völker, daß das feinem 
Stiftungszwecke entwendete Kirchengut feinem Erwerber feinen Segen bringe ? 
Möchte doch Aargau umkehren von dem Pfade, auf welchem es feit Jahren 
nur Zwietracht geitiftet und erlebt hat, und auf welchem ihm noch größere 
Sefahren drohen! Möchte es durch fofortiges Abſchließen der in der Ver: 
fafjung verheißenen kirchlichen Concordate zeigen, daß es ihm mit diefem 
Verſprechen Ernft geweſen! Möchte es dadurch fi ausjöhnen mit ber 
Kirhe und fo auf die einzig mögliche Weife Friede und Eintracht in feinem 
Innern wieder heritellen und auf die Dauer befeftigen ! 


Ercellenz Herr Bundespräfident! 
Hochgeachtete, hochgeehrteſte Herren! 


In der oberſten Bundesbehörde, bei den eidgenöſſiſchen Ständen und 
vor dem geſammten eidgenöſſiſchen Volke bin ich an meiner Ehre auf das 
empfindlichſte angegriffen, ja ſelbſt des Verraths an Kanton und Eidge— 
noſſenſchaft von der aargauifhen Regierung angeſchuldigt worden. Bon 
diejer, wenn auch noch fo fehr von dem Ungrund und der Unmahrheit ihrer 
Anſchuldigungen überzeugt, ift nicht zu erwarten, daß fie diejelben als unbe- 
gründet und umerwahret zurüdziehe; denn fie beharret auf dem zugefügten 
Unredt. Es bleibt mir aljo zur Wahrung meiner ſchwer gefränften Ehre 
fein anderes Mittel übrig, als meine Nechtfertigung denjenigen hohen Behör: 
den und Ständen darzulegen, vor melden die Anfhuldigungen gegen mich 
angebradht worden find. Indem ich alfo Hochdieſelben erfuche dieſer abge: 
drungenen Nechtfertigung gütige Aufnahme und, meiner Unbedentenheit einer 
Negierung gegenüber ungeachtet, gerechte und billige Würdigung zu Theil 
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werden zu laſſen, bitte ih Hochſie noch die Verfiherung meiner ausgezeich— 
neten Hochachtung genehmigen zu wollen. 

Schwyz, den 13. April 1864. 

Johann Baptijt Bauer, 
M. Dr. von Muri.“ 

Die Regierung von Aargau, mie die Tagfakung blieben unerbittlich. 
Der Große Nath fuhr niit Firchenfeindlichen Geiegen, der Kegierungsrath 
mit firhenfeindlihen Verordnungen und Beſchlüſſen fort und trieb es Hierin 
bis zur Lächerlichkeit. So verbot er die Berfündung eines päpftlichen Breve, 
wodurd allgemeine Gebete für Spanien angeordnet wurden und fuchte dent 
Walfahrten der Katholiten nah Maria Ginfiedeln Hinderniffe in den Weg 
zu legen. Wie im Jahr 1835 ſchien auch jest das Obergeriht von Aargau 
Diener der Gemwaltthat der Negierung zu fein. Es wurden eine Menge 
von Tobesurtheilen, Kettenitrafs und Zuchthausftrafurtheilen, von Geldbußen, 
Einftellungen im Activbürgerrehte u. ſ. w. ausgelproden. Es ging in die 
Hunderte hinein. 

Durh die Flucht feiner Vertrauensmänner hatte das Fatholiiche Volk 
feine Führer verloren. Die Fatholiihe Minderheit im Großen Rathe war 
eingeſchüchtert. In dem Bezirkslehrer Johann Nepomuk Schleuniger in 
Baden ſchien den Katholifen wieder “ein Haupt zu eritehen. Er wurde in 
den Großen Rath ermählt. Diit Entichiedenheit kämpfte er für die Nechte 
der Katholiten, obwohl er im Anfange noch nit von jenem reinen Fatho: 
liſchen Bewußtſein mochte durchdrungen fein, welches Dr. Bauer bejeelte. 
Allein die Regierung von Aargau wußte bald Kath gegen ihn. Allererſt 
wurde ihn, weil er Bezirkälehrer jei, der Urlaub für den Beſuch des Großen 
Rathes verweigert. Nachdem er lieber die Fehrerjtelle, als die Vertheidigung 
der Rechte feiner Glaubensgenoſſen aufgeben wollte, fo wurde ihm ein 
Eriminalprozeß angehängt, ev wurbe eingeferfert, durch namenlojes Verhör 
gequält. Man wollte auf ihn bringen, ev habe ſich Beſtechungen bei Erwerbung 
der Grofrathäftelle erlaubt. ALS er von der eriten Inſtanz freigeſprochen 
worden war, wurde das Urtheil vom Obergerichte caſſirt und Herr Schleuniger 
angehalten, den Reinigungseid zu ſchwören, welchen er wirklich ablegte. Deſſen 
ungeachtet ließ man ihn nicht los, fondern trieb Zeugen gegen ihn auf und 
verfolgte ihn mum wieder unter dem Grunde, dag er einen Meineid geſchwo— 
ren habe. Auch hierinfalls wurde er vom Bezirksgerichte wieder freigeſprochen. 
Nun kam die Sahe an das Obergericht in Naran. Schleuniger war nod 
verjucht, vor demſelben zu erſcheinen. Allein ih drang in ihn, es nicht zu 
thun. Er glaubte, er könnte unmöglich verurtheilt werden. Ich erwiderte 
ihm, ev würde gewiß verurtheilt werben. Denn die Regierung von Aargau 
wolle ihn verderben um jeden Preis, weil ev der Wortführer des katholiſchen 
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Volkes jei. Er folgte meinem Nathe. Der Erfolg hat meine Borausficht 
beitätiget. Schleuniger Fam nah Luzern. Sofort wurde er auögefchrieben, 
und als er nit erichien, begehrte die Negierung von Aargau defjen Aus: 
lieferung. Schleuniger hatte unterdeſſen das Luzerner Bürgerrecht erworben. 
Nah dem Geſetze über Auslieferung, welches noch aus den Dreigigerjahren 
herſtammte und noch in Kraft war, mußte in ſolchem Falle das DObergericht 
angefragt werden, ob aus dem Geſichtspunkte des Rechtes der Auslieferung 
eined Kantonsbürgers nichts im Wege ftehe. Zu diefem Behufe wurden 
von der die Auslieferung verlangenden Behörde die Unterfuhungsacten einges 
jendet. Auf diefelben gegründet, ertheilte das Dbergeriht eine verneinende 
Antwort, melde unterm 26. Brachmonat 1846 vom Negierungsrathe in 
Luzern der Negierung von Aargau übermittelt wurde. Das Verfahren gegen 
Schleuniger war in feiner Weile begründet. Die Thatſache, welche vorlag, 
beſtand in nichts Anderem, als daß Jemand den ärmern Leuten, melde 
bei den Großrathswahlen für Schleuniger geftimmt hatten, nad der Wahl 
etwas zu eſſen und zu trinken zahlte. Das Geld dazu war von Schleuniger 
gegeben worden. Diejed machte die Negierung zum Verbrechen der Beitehung. 
Offenkundig war es aber, daß die radikalen Mitglieder des Großen Nathes 
folherlei Beftehung, wenn fie jo genannt werden Eonnte, bei den Wahlen 
offen trieben, ohne daß der Regierung nur in Sinn gelommen wäre, eine 
Unterfuhung darüber anzuftellen. Es war aljo in der Berfolgung Schleu— 
nigers nur der Rarteigeift, nicht die Gerechtigkeit thätig. Eine Beitehung 
war die Handlung von Schleuniger nicht, weil fie erit nah der Wahl 
erfolgte. Vollends gegen alles Recht war die Auflegung des Reinigungseides; 
denn wie kann der Staat, welcher einen Verbrecher verfolgt, ihn zu einem 
Eide anhalten, durch welhen fein Verbrechen ſoll von ihm abgewendet oder 
ihm aufgelaftet werden? Das ift ja nichts anderes als cine moralifche 
Folter. Ein unfeliger Zuftand ift es aber, wenn eine Regierung durd) 
jolhe gefährdende Mittel einen unangenehmen Bürger zu verderben ſucht. 
Das Obergeriht in Aarau, wie nicht anders zu erwarten war, erklärte 
Schleuniger wirflih in contumaciam des Meineides ſchuldig und wendete 
auf ihn die geieglihe Strafe an. Die vorhergegangenen und tie bald 
darauf folgenden Ereigniſſe in der Schweiz lenkten die Aufmerkjamkeit von 
diefem Urteile ab. Schleuniger wurde in der Schule der Leiden geprüft 
und ging immer tiefer in ben Geift und im das Weſen des SKatholizis- 
mus ein. Mehr und mehr kam er zu einer ganz entichiedenen Gefinnung 
und Tenkungsart und prägte ih auch im feinem Wandel aus. Gegen: 
wärtig, wo er wegen feiner Theilnahme an den Kämpfen bes katholiſchen 
Volkes für defien Glauben und Rechte als Flüchtling umherirrt, wird er im 
Rehtsfinne erftarfen und im Glauben zunehmen, und als ein erprobter 
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Mann aus den Trübjalen des Elendes hervorgehen *). Der Fatholifche 
Aargau hat aber feinen Mann mehr, welcher den Dr. Bauer und ihn erfeßt. 
Die Beftrebungen der Katholifen haben an ihnen ihre Hauptitüge verloren: 
jene Beftrebungen find nit nur fruchtlos geblieben, ſondern enblih gar 
erloihen. Durch die Schulen wird die TLatholifhe Jugend dem Glauben 
ihrer Väter entfrembdet, die Bildung einer Geiftlichfeit im Geifte der Fatho- 
liſchen Religion ift fehr erfchwert oder faft unmöglich gemacht, durch Ver: 
brängung glaubenätreuer Seeljorger find viele Pfründen vermwaifet oder 
Miethlinge eingefett, die Wirkfamkeit der Priefter, der Einfluß des Biſchofs 
und die päpftlihe Autorität ift auf alle Weife gehindert und vereitelt. 
Nur noch die Ueberlieferungen der Väter, die Lehren frommer Miütter, 
bie Heilsanftalten, welde fie außer dem Kanton ſparſam befuchen Fönnen, 
die Gebete, welde fie in Gemeinschaft mit ihren Glaubensbrüdern verrichten 
und die unaufhörlichen Leiden und Verfolgungen, welchen die Katholifen _ 
ausgefegt find, mögen fie in der Treue an der Fatholiichen Kirche fo lange 
erhalten, bis der Vater im Himmel ihnen wieder Nettung und Heil fhidt. 


*) Der Berfolgte ift feither in bie Heimath zurüdgefebrt und wirft nun durch 
ein öffentliches vortrefflich gefchriebenes Blatt „die Borfchaft” für Necht, Freiheit und 
Fatbolifhen Blauben mit aufopfernder Bebarrlichfeit. Er bewährt fih als glaubenstreuen 
und unerfehrodenen Verfechter des Fatholifchen Aargauervolkes. 


Siebenter Abſchnitt. 
der Kampf gegen und für die Klöfter. 


— — — 


Die Klöſter ſind Anſtalten, welche im Weſen des Katholizismus wur— 
zeln und den Beruf haben, die Mitglieder derſelben zu geiſtiger Vollkommenheit 
heranzubilden und durch vereinte Kräfte geiſtlichen und leiblichen Bedürfniſſen 
der jeweiligen Zeit, welchen der Einzelne nicht zu ſteuern vermag, abzuhelfen. 
Von dem Anbeginne des Chriſtenthums bis auf die Gegenwart hat die Kirche 
immer und überall Klöſter gehabt: ſie hat dieſelben mit Liebe gepfleget und 
den Gläubigen empfohlen. Unnütz iſt der Streit, ob fie zum Weſen der 
Kirche gehören oder nit. Es hat mit diefer, wie mit mancher anderen 
Streitfrage eine gleihe Bewandtniß. Blos theoretiih aufgefaht, muß man 
fie verneinen, practiich und in Bezug auf das Leben betrachtet, bejahen. 
Die Klöfter find nicht fo weſentlich für die Kirche, daß dieſe ohne jene 
nicht gedacht werben kann, aber fie find fo mwejentlih aus der Kirche hervor: 
gegangen, daß fie nie und nirgends ohne jie beitanden hat. Sie befriedigen 
die geiftigen und leiblihen Bebürfnijje einer Zeit, eines Landes, fo wie fie 
entweder dieſen Beruf im und außer ſich nicht mehr erfüllen, ober Dieje 
Bebürfniffe, auf deren Befriedigung fie urjprüngli gerichtet waren, nicht 
mehr oder nicht im gleihen Maße vorhanden find, fo bedürfen fie einer 
Verbeſſerung, oder fterben ab und machen andern Plag. Sie find ihrer 
Natur, ihrem Zwecke nad kirchliche Anftolten, welche auf dem Gebiete der 
Kirche und unter deren Einfluffe entftehen, blühen, gebeihen, verbejjert ober 
auch aufgehoben werden. Der Staat hat fie nicht gegründet, er erhält fie 
nicht, er foll fie auch nicht regieren. Vom Standpunkte des heutigen Staats: 
rechts aus müfjen die Klöfter zudem noch als freie Vereine geduldet werben: 
nur fofern Einzelne oder die Gefammtheit eines Klofters (welches Letztere 
aber faft eine Unmöglichkeit ift) zu Verbrechern würden, find jene ober dieſe 
von der Strafgewalt des Staates erreihbar. Sonft haben fie jo gut das 
Recht auf Dafein und Fortbeitand, als ein Kunftverein, eine Creditanſtalt, 
ein Sängerverein, ja jo gut als eine Gemeinde. Denn wie die Gemeinde 
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fih durh Anſitz, durch Urbarmachung nah und nah ihr Dafein bildet und 
die Mittel zum Fortbeſtande Ihafft, jo aud die Kloftergemeinde. Solcher 
allgemeiner Erörterungen bedarf e3 übrigens nicht, um für die Nechtlichkeit 
des Dafeins und des Fortbeftandes der Klöfter in der Schweiz Gründe zu 
gewinnen. Den Klöftern verdanfen die Gegenden, in welchen jie bejtanden, 
igre Urbarmahung, ihre Sruchtbarkeit, ihren Wohlſtand. Ohne fie wären 
fie no lange Einöden oder Wüſten geblichen. Kaifer, Könige, Herzoge 
und Grafen, die damaligen Sandesherren, verhiegen ihnen Schu auf emige 
Zeiten. Das Wort des Landesfürften erbt fi fort und verbindet die Zukunft 
wie die Vergangenheit. Nachdem die Gebiete der Schweizerfantone von dem 
öfterreichiichen wie von dem Reichsverbande losgetrennt waren, kamen bie 
Klöfter ebenfalls unter die Landeshoheit. Diefe gelobte aber von Anbeginn, 
Keined Rechte oder Beſitz zu ſchmälern und bekräftigte der Kaifer, Könige und 
Herzogen Wort. Die Keformation, untreu der Kirche, war auch untreu den 
Klöftern. Sie zeritörte fie. Die Katholifen aber jhügten jie auf ihrem 
eigenen Kantonalgebiete, jo wie auf dem der Landvogteien. Die Revokution, 
treulos wie die Reformation, bereitete oder brachte den Klöitern auf dem 
ganzen Helvetiihen Boden den Untergang. Das Machtwort Napoleons rettete 
die meilten wieder. Die Vermittlungsurfunde vom 19. Hornung 1803 ſetzte 
diesfalls fejt: „die ehemals den Klöſtern angehörigen Güter jollen ihnen 
zurüderftattet werden, mögen dieſe Güter in dem Kantone jelbit oder in 
einem andern liegen.“ In den Bundesvertrag vom 7. Augftmonat 1815 wurde 
als zmwölfter Artikel aufgenommen: „Der Yortbeitand der Kföjter und 
Gapitel, und die Sicherheit ihres Eigenthums, fo weit e3 von den Kantons: 
vegierungen abhängt, find gemwährleiftet; ihr Vermögen ift, glei anderem 
Privatgut, den Steuern und Abgaben unterworfen.” Vermittelſt dieſer 
Beſtimmung follten die Klöfter gegen die Neformation und evolution 
gefihert jein und des Schuges, welchen die Yandesherren von Anbeginn 
verheigen, fich erfreuen. Aber mit dem urkundlichen Rechte, zu deſſen Schuß 
man ſich verpflichtet Hatte, ſtimmte die Handblungsweile der Schutzherren 
nicht überein. Es ijt hier nicht der Ort zu wiederholen, was Dr. Friedrich 
Hurter in feiner oftgenannten Schrift „Die Befeindung der Fatholiihen Kirche 
in der Schweiz jeit dem Jahr 1831” über die Befeindung der Klöfter 
insbeſondere treiflih abgehandelt hat. 

In der Schweiz begann die eigentliche Verfolgung gegen die Klöjter 
im Jahr 1835 und zwar im Kanton Aargau. Das Vermögen der aargauiſchen 
Klöfter wurde damals auf 7,248,171 Schweizerfranten geſchätzt. Der prote— 
ftantifche THe'T Nargaus, arm an Staatövermögen, war lüftern nad dieſem 
Gute des katholiſchen Theils. Man begann, die Lüfternheit damit noch mehr 
zu reisen, daß man ben Klöftern Verwalter jegte — überall der Anfang 
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ihrer Aufhebung. Das Jahr 1835 war im Nargau, wie jchon erzählt 
worden, ein Jahr der Verfolgung gegen die Fatholiiche Kirche. Natürlich 
mußten auch die Klöfter einen Stoß erhalten, weil fie nicht nur katholiſch, 
fondern weil fie auch rei waren. Der Große Rath von Aargau erlieh 
am 7. Wintermonat den Beihluß: die Klöſter unter Staatöverwaltung zu 
ftellen, ihnen befondere Verwalter und Rechnungsführer zu fegen und ihnen 
die Aufnahme der Novizen zu verfagen. Schon vorher hatten bie rabifalen 
Blätter verfündigt, man werde im Aargau gegen bie Klöfter einjchreiten. Bei 
der Berathung heuchelten Auguftin Keller, Dr. Wieland, die beiden Brug: 
giffer von Wohlen und Laufenburg und Dr. Tanner den Vorwand, die 
Mönde und Nonnen verwalten nich: gui, man nehme ihnen die Verwaltung 
ab, damit fie um fo ungehinderter ihren Möfterlihen Gelübden nachleben 
könnten und nicht verſucht würden, fih an den Genuß zeitliher Güter zu 
heften ober dielelben auf ſtaatsverderbliche Weije zu verjchleudern, während 
doch von den Radikalen und zwar von diefen Rednern ſelbſt jpäter einge: 
ftanden wurde, und es aud fonft allbefannt war, daß mit dieſem Decvete 
der erſte Schritt zur Aufhebung der Klöfter geichehen mußte. Die Borfteher 
der Klöfter wendeten fih an den Großen Rath "um Aufhebung biefes 
Beſchluſſes. Natürlich vergebens, Da ergriffen jie den Weg der Beichwerbe: 
führung an die Tagfagung. Sie erliegen eine ehrerbietige Boritellung, welche 
die Geſchichte der Stiftung dev aargauiſchen Klöfter in kurzen Zügen ſchildert, 
und die Nechte der Klöfter auf Eigenthum, freie Verwaltung und Fortbeſtand 
duch den Bundesvertrag, durd die Verfafjung und Gefege des Aargau 
unmiderlegli begründet. Die Tagſatzung fand darin, daß diefe Bittichrift 
vielleicht zu ſpät, erſt nad Abfaſſung des vorörtlicen Geſchäftsverzeichniſſes 
den Ständen zugejendet worden war und weil Nargau nicht Zeit gehabt 
hätte, ich darüber zu verantworten, einen Anlaß, im Jahre 1836 nichts 
darüber zu entjcheiden. Aargau fuhr in feinen Verwaltungsmaßregeln fort. 
Scin Beifpiel wurde jofort auch von andern Ständen nachgeahmt. Der 
Regierungsrat von Züri brachte am 44, Chriftmonat 1835 einen 
dem aarganifchen Decrete ähnlichen Geſetzesvorſchlag zur Bevogtung des 
Benedictinerkloſters Rheinau und zur inftellung der Novizenaufnahme, 
welche thatſächlich jhon beitanden hatte, Drei Mitglieder des Kegierungs: 
vathes hatten bei der Worberathung bereit3 auf fofortige Aufhebung des 
Klofters angetragen. Am 22. März 1836 wurde dann folgendes Geſetz 
erlaſſen: 

„Der Große Rath, in Betrachtung der Nothwendigkeit, die Anwen— 
dung der gleichen Grundſätze ökonomiſcher Adminiſtration, wie bei andern 
Verwaltungen, jo au beim Stiftögute zu Nheinau zu fihern, verorbnet: 
$. 1. Tie Verwaltung der Güter bes Stifts Rheinau ift unter der Oberaufſicht 
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bes Regierungsrathes zunächſt dem Finanzrathe untergeordnet, melder bie 
Verwaltungsmeife des gefammten Vermögens im Allgemeinen feitiegen und 
feine diesfälligen Verfügungen je nad Umftänden durch bejondere Aborbnungen 
auf Koften des Stiftes vollziehen Tajien wird. $. 2. Die Rechnungen des 
Stiftes werden jährlih dem Finanzrathe eingereicht, von demfelben geprüft, 
und mit der Staatsrechnung dem Großen Nathe vorgelegt. Abt und Mit: 
glieder des Convents find für treue Verwaltung des Stiftsvermögens und 
für genaue Bollziehung der hierauf Bezug habenden Anordnungen perfönli 
verantwortlih. $. 3. Bis zu weitern gefeglihen Beftimmungen darf das 
Stift Feine Novizen aufnehmen. $. 4. Eben fo wenig ift dem Stifte 
geftattet, Geiftlihe aus andern Klöftern in feine Mitte aufzunehmen. $. 5. 
Die Beiträge des Stiftungsvermögens an die Staatsausgaben jollen vom 
Steuerjahre 1836 an nicht mehr auf dem Wege der Verftenerung erhoben 
werden ; dagegen hat das Stift Rheinau von jenem Zeitpunfte an einen 
jährlihen Beitrag von A000 Franfen an die Staatscafje für das Volksſchul— 
weſen und von 640 Franken an die Befoldung der Fatholiichen Pfarritelle 
in Zürich zu leiten. Der Regierungsrath it ermächtigt, im vorhandenen 
Falle einen angemefjenen Beitrag des Stiftes an den Bau der Fatholiihen 
Kirche in Zürich zu beftimmen. $. 6. Der Negierungsrath ift mit Vollziehung 
diefes Geſetzes beauftragt.“ 

Die Novizengefege, welche in diefem Beſchluſſe gngebdeutet waren, 
erfchienen niemals, fie ftanden nur darum im Decrete, um mit dem Bundes: 
vertrage, welcher den Fortbeitand der Klöfter gemährleiftete, nicht im zu 
offenbaren Widerfpruch zu gerathen und mittlerweile wo möglih aud das 
im Großherzogthum Baden Tiegende Vermögen herüberzuziehen. Man mochte 
fonft von dem eben fo Flofterfeindlichen proteftantifchen badiſchen Nachbarn 
die Anwendung des Territorialgrundfages auf das Vermögen des Klofters 
Rheinau nicht ohme Grund fürdten. Weder Beſchwerden noch Rechtsver— 
wahrungen des Kloſters, auch nicht eine Bittſchrift an die Tagjagung ver: 
mochten biefes Gefeß zu ändern. Die Stiftsfhule hörte auf, das Kloſter 
ging jeinem Untergange entgegen. Auch die Regierung von 1839, melde 
aus einer religiöjen Volksbewegung hervorgegangen war, verfuhr weder gerech: 
tev noch billiger gegen das Klofter Rheinau, als ihre Borgängerin, obwohl 
fie viel von Keligion, Gerechtigkeit und Bundestrene in ihren Berhandlungen 
ſprach. Am 22. März 1836 hatte fich, weil fein Katholit in dem Großen 
Rathe ſaß, ein einziger Proteftant, der berühmte Sänger Hans Georg 
Nägeli, für das Recht des Klofters ausgeſprochen, aber darauf angetragen, 
ein Schullehrerfeminar im Klofter, mit Einwilligung dejfelben zu errichten. 
Freilich eine jonderbare Zumuthung, im ein katholiſches Klofter ein prote— 
ſtantiſches Schullchrerfeminar zu verpflanzen. Man möchte einen ſolchen 
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Antrag für Spott halten, wenn man den Ernft von Nägeli nicht kennen 
würde. Allein ev hat in feinem Worte über die Berufung von Dr. Strauß, 
wohl dem Beften, was in diejer Angelegenheit aus protejtantiicher Feder 
geflofien, die Wahrheit feines ganzen Wejens zu ſehr beurfundet, als daß 
man bei jenem Antrage einen Rückgedanken nur vermuthen dürfte. Nur 
beweifet derjelbe auf das fjchlagendite, daß der Proteftant in Bezug auf 
katholiſche Angelegenheiten fih nur Höchft jelten und mit der größten Mühe 
zur reinen Wahrheit und Gerechtigkeit durcharbeiten Tann. 

Am 10. März 1836 ftelte Thomas Bornhaufer, proteftantifcher 
Pfarrer und Dr. Wartmann im Großen Nathe von Thurgau den Antrag 
zur Aufhebung fämmtlider Klöfter. Weit entfernt, diefen Antrag unter 
Hinmweifung auf den Bundesvertrag ſofort zu verwerfen, überwies ihn der 
Große Rath einer Commiſſion zur nähern Prüfung, und fhon am 11. März 
faßte er auf den Antrag diefer Commiſſion die einftweiligen Verfügungen : 

„1) Für fänmtlihe Klöfter und Stifte die Aufnahme von Nopizen 
einzuftellen. 2) Die Inventarien fämmtliher Klöfter ohne Verzug zu ver: 
vollitändigen und zu bereinigen. Den vom Kleinen Rathe hiemit zu beauf: 
tragenden Commifjarien werden vom Großen Rathe 6 Mitglieder beigegeben, 
welche ji in das Geſchäft zu theilen haben. Die vervolljtändigten Inven— 
tarien werden der Kloftercommilfion übergeben. 3) Der Kleine Rath ift 
mit den erforderlihen Maßregeln in Bezug auf die Verwaltung des Klofter: 
vermögen in der Zwijchenzeit beauftragt.“ 

Schon am 15. Brahmonat des gleihen Jahres erlick der Große 
Kath auf den Antrag jener Commiffion, deren Mehrheit doch den Antrag 
von Bornhaufer noch zu gewagt fand, folgendes Decret: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Thurgau, 


Nachdem fih aus der nähern Unterfuhung der Verhältnifje der Klöfter 

und Stifte ergeben hat, daß ihr Stammvermögen jeit dem Jahre 1804 

in ſolchem Maße vermindert worden ijt, daß der gegenwärtige Ertrag dejjelben 

zum Unterhalte der Kloftermitglieder und zur Beſtreitung der darauf ruhen— 

den Verpflichtungen im Allgeneinen ſich als unzulänglich erzeige, und bie 

bisherige Berwaltungsmeife den Anforderungen einer guten Verwaltung nicht 

entiprehe, nachdem fomit die Nothmwendigkeit eingetreten ift, in Ausübung 

des dem Staate zuftehenden Rechts diejenigen Berfügungen zu treffen, welche 

zur Begründung einer beſſern Verwaltung und zur Erzielung einer zweck— 
mäßigen Verwendung diejes Fonds erforderlich werden; 
beijhließen und verordnen: 

A. Allgemeine Beftimmungen. 1. Das Vermögen ſämmtlicher Klöfter 

und Stifte ift unter die außfhließlihe Verwaltung des Staates geftellt, . 
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2. Der Kleine Rath iſt beauftragt, zur Einführung dieſer Staatsverwaltung 
ſogleich proviſoriſch die erforderlichen Maßregeln zu treffen, und den hiemit 
von ihm Beauftragten diesfalls die angemeſſenen Inſtructionen zu ertheilen. 
3. Die mit einer ſolchen Verwaltung Beauftragten ſind für ihre Verrich— 
tungen ausſchließlich dem Kleinen Rath verantwortlich, und ſind von dem— 
ſelben für eine getreue und gewiſſenhafte Verwaltung in Pflicht zu nehmen. 
4. Für eine definitive Regulierung dieſer Staatsverwaltung wird der Kleine 
Rath in der nächſten Sitzung des Großen Rathes die geeigneten Vorſchläge 
hinterbringen, und zugleich Bericht erſtatten über diejenigen Anordnungen, 
welche nach Artikel 2 von ihm proviſoriſch getroffen worden ſind. 5. Der 
Kleine Rath wird beauftragt, dafür zu ſorgen, daß der Grundbeſitz der 
Klöſter allmälig, in fo weit es ſich als zweckmäßig erzeigt, in Geldcapital 
umgewandelt und überhaupt ihr Vermögensbeſtand liquidirt werde. 6. Alljähr: 
lich bis ſpäteſtens Ende Mai foll über die Verwaltung jedes Klofters oder 
Stiftes, geftügt auf die bereinigten Inventarien, die vollftändige Jahresrech: 
nung über jämmtlihe Cinnahmen und Ausgaben, nah einem vom Kleinen 
Nathe aufzuftellenden Formulare, demfelben eingegeben werden, mit Bei: 
fügung ber dazu gehörigen Belege. Der Kleine Rath wird diefe Nehnungen 
mit ihren Belegen, nad genauer Prüfung, mit den Staatsrehnungen dem 
Großen Nathe zur Natification vorlegen, begleitet mit feiner DBerichtser: 
jtattung über die von ihm im Laufe des Jahres bezüglich auf die Verwaltung 
des Kloftervermögens getroffenen Verfügungen. 7. Für fämmtlihe Klöfter 
und Stifte bleibt das Noviciat, bis zu mweitern gejeglihen Beitimnungen, 
eingeftellt. 8. Bei Abiterben oder Nefignation des Borftehers oder der 
Vorfteherin eines Klofters fol dem Kleinen Rathe davon Anzeige gegeben 
und die Bewilligung zur Wahl des Nachfolgers oder Nachfolgerin nachgeſucht, 
jo wie auch von der erfolgten Wahl, behufs der Beftätigung, Kenntniß 
gegeben werden. 9. Die Kloftervorfteher oder Borfteherinnen haben, nad 
erfolgter Beftätigung ihrer Wahl, perfönlih, zu Handen des Kleinen Raths, 
folgenden Eid zu leiften: „IH (der Abt, Prior, Aebtifjiin, Priorin) des 
Klofters (Stifts) N. N. gelobe bei Ehre und Würde, und bei allem, was 
mir heilig ift, für mich und im Namen des ganzen Convents, den Nupen 
des Kantons zu fördern, und jeinen Schaden zu wenden, der bejtehenden 
Verfaſſung und den aufgeftellten Staatsbehörden treu und ergeben zu fein, 
und die verfaflungsmäßigen Gejege redlich zu beobachten.“ 10. Das Ver— 
mögen jämmtliher Klöfter und Stifte bleibt für feine im Geifte ber 
Stifter Tiegende Beltimmung für religiöfe und moraliihe Zwede garantirt, 
der alljährige reine Bermögensvorfhuß, der fih aus der neuen GStaatäver: 
waltung ergibt, iſt für Kichen-, Schul: und Armenzwede de3 Kantons 
verwendbar. 
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B. Belondere Beitimmungen. 11. Das Vermögen des Klofters Para- 
bies ift im Sinne des Art. 10 des gegenwärtigen Decrets jofort verwendbar. 
Der Kleine Rath wird mit beförderlicher Liquidation defjelben beauftragt. 
- Von diefem Vermögen ſoll ein Viertheil zum Voraus für den Fatholifchen 
Eonfejfionstheil verwendet, und nach beendigter Piquidation, welche ausſchließ— 
lich Sade des Staats ift, von dem Großen Nathe nach eingeholtem Gut: 
achten der Eonfeffionsbehörden, auf den Beriht und Antrag des Kleinen 
Raths, an die Fatholiihen Gemeinden nah Maßgabe des Bebürfnifjes, für 
Kirchen-, Schul: und Armenzwede vertheilt werden. 12. Der Kleine Kath 
iſt eingeladen, bis zur nächſten Winterfitung des Großen Raths über die 
rüdfihtlih des Collegiatſtiftes Biſchofszell nothwendig werdenden befondern 
Verfügungen ein Gutachten und feine Anträge zu binterbringen. 13. Der 
Kleine Rath ift beauftragt, bis zur nächſten Winterfigung darüber ein Gut: 
ahten zu Hinterbringen, mit welchem der vorhandenen Frauenklöfter die 
Errichtung einer Kantonalsstranfenanftalt zu verbinden wäre. 14. Nüdficht: 
ih der Aushilfe, welche die Kapuziner in der Seeljorge leiften, hat der 
Kleine Rath zu wachen, daß fie ſich den beftehenden geſetzlichen Vorſchriften 
unterziehen. 15. Durch gegenwärtiges Decret, welches jofort in Kraft tritt, 
it das SKtloftergefep vom 9. Mai 1806, fo wie das Decret des Kleinen 
Raths vom 15. Brahmonat 1805, beteffend die Nehnungsführung der 
Klöfter, aufgehoben, und es ift der Kleine Rath mit der Vollziehung und 
Einrüdung in das Kantonsblatt beauftragt.“ 

Diefes Decret erflärt und richtet fi durch ſich ſelbſt. Mit dem 
Frauenflofter Paradies räumte man auf, weil ed in Folge des feit ber 
franzöfiihen Revolution fortbeftehenden Novizenverbotes bi8 auf zwei Nonnen 
ausgeftorben war. 

Am 10. Brahmonat 1836 beitellte aud das Fatholifhe Großraths— 
collegium in St. Gallen eine Verwaltung für das Kloſter Pfäffers. Daffelbe 
war übrigens durch ein Geſuch des Klofters felbit zu diefer Maßregel ver: 
anlaßt worden. Auch im Kanton Luzern lag der Gedanke zur Aufhebung 
der Franzisfanerflöfter nit nur im den Abfichten der Regierung, fondern 
au in den Köpfen von ein phar Drbenögliedern. Sie ftanden bereits 
unter der unmittelbaren Auffiht der Commiſſion in kirchlichen und geiftlichen 
Angelegenheiten. Sie traten Anfangs des Jahrs 1836 ihre alte Bibliothek 
an die Kantonsbibliothef ab und behielten fich nur die unentgeldlihe Benützung 
von drei Büchern für jeden Pater vor. Zwei Patres Martin Knobel von 
Altendorf, Kanton Schwyz, mein gewefener Mitichüler in Solothurn, und 
Oswald Söll aus Württemberg verlangten eine Neorganijation des Klofters 
von der Regierung, welche wohl verftand, daß darunter eine Aufhebung 
gemeint wäre, In allen Klöftern des Kantons lied die Regierung durch 
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Regierungsrath Urban Arnold und Staatsſchreiber Anton Hunkeler Ver— 
mögensverzeichniſſe aufnehmen. Auch die Regierung von Solothurn ordnete 
im Jahr 1837 dieſe Inventariſirung an. So äußerte ſich auf verſchiedenen 
Punkten der Schweiz die Abſicht, mit den Klöſtern aufzuräumen. Die Macht— 
haber im Aargau und Thurgau, jo wie diejenigen von Züri hatten zu 
viele Gleichgeſinnte, als daß fie für ihre Novizenverbote und Vermögens- 
verwaltungen von der Tagſatzung etwas zu fürchten gehabt hätten, 

Die Angelegenheit der Klöfter wurde im Jahre 1837 auf der Tag: 
fagung zu Luzern das erftemal einläßlih behandelt. Die Stände Uri, 
Schwyz und Unterwalden beftritten dem Stande Thurgau vorzüglih das 
Recht der Verfügung über die Güter des Klofterd Paradies, indem fie 
geſchichtlich nachwieſen, daß nad der Neformation das Vermögen deſſelben 
zu einem Dritttheil an die fünf katholiſchen Orte Luzern, Uri, Schwyz, Unter: 
walden, Zug und katholiſch Glarus vertheilt worden fei, daß aber die legtern 
dieſes durch eine Vergabungsurkunde vom 17. Chriftmonat 1578 dem Kloſter 
zurüderftattet und dafjelbe aljo neu gegründet Hätten. Sie ſchienen in ber 
Ferne darauf zu deuten oder die Vermuthung zu veranlafien, daß fie fi) 
als die Eigenthümer betrachten, und fo das Eigenthum, falls das Kloſter 
aufgehoben wäre, zurüdfordern könnten. Allein in erfter Linie begehrten fie 
doch Ihlehtweg den Fortbeſtand des Kloſters Paradies nad Vorſchrift des 
Artikels XI. des Bundes. Nur Uri, Schwyz, Unterwalden, Teſſin und 
Neuenburg ftinnmten für den Fortbeitand des Kloſters Paradies. Luzern, 
Züri, Solothurn, St. Gallen, Aargau, Thurgau und Bajelland waren 
gegen das Begehren; die übrigen Stände gaben keinen Entſcheid. Die Sade 
wurde noch mehrere Jahre ohne Erfolg fortgeichleppt. Der Kampf der 
Urfantone mag aus der an fi richtigen Abficht hervorgegangen jein, in dem 
Kampfe um die Klöfter den Anfängen wehren zu wollen. Schwerlich fonnte 
die Hoffnung fie bewogen haben, die Güter des Kloſters Paradies an fi 
ziehen zu Fönnen, obwohl ihre Behaupfung, daß fie Stifter geweien, und 
als ſolche das Klofter erhalten wiſſen wollen, den Anlaß zur daherigen 
Verdägtigung ihrer Bemühungen gab. Denn fie mußten zu wohl, daß die 
Klöfter mit jammt ihrem Eigenthum den Kantonen, in welden fie liegen, 
anheim gegeben worden waren, jedoch mit der Verpflichtung, ihren Fortbe- 
ftand zu fihern. Meinerfeits muß ich jedoch erklären, daß ich heute noch 
die Streitfrage um das Klofter Paradies als eine müßige anſehen muß. 
Das Klofter war im Jahre 1836 bis auf zwei, während des Streites jogar 
bis auf eine einzige Nonne herabgefommen. Bon 1304 an waren feine 
Nopizinnen mehr aufgenommen worden. Mit it nicht befannt, daß bie 
Urkantone bis auf das Jahr 1836 darauf gedrungen hätten, daß bie Novizen: 
aufnahme wieder geftattet würde. Sie fahen aljo dem offenbaren Verfalle 
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und Untergange des Klofterd zu, ohne ihm zu wehren, ohne ihm mieber 
aufzuhelfen. Die Negierung von Thurgau mochte wohl aus böfer Abficht 
das Ausfterben des Klofters dur Verweigerung der Novizenaufnahme nad 
und nach herbeigeführt haben. Allein das Stiljhweigen der Mitftände 
unter der Mediation und unter dem Bundesvertrage von 1815 bis auf das 
Jahr 1836 mußte fie in diefer Abjiht und in dem ihr entiprehenden Ver⸗ 
fahren bejtärfen. Falſch war die Behauptung Thurgaus, daß das Klofter 
Paradies nicht unter die Garantie des zwölften Artikels des Bundesvertrags 
falle, allein gewiß war, daß das Klofter nun bis auf zwei Nonnen herab: 
gejunfen und darum fein Fortbeſtand nicht wohl mehr zu fihern war. Gewiß 
würde ber päpftlihe Stuhl zu deſſen fürmlicher Aufhebung ohne weiters bie 
Hand geboten haben, wenn der Staat die Güter defjelben nur im Einver— 
ftändnifje mit der Kirche hätte verwenden wollen. Diefes Iag aber weit 
von ben Plänen einer protejtantifchen radikalen Regierung entfernt. Diefes 
Beifpiel vom Klojter Paradies war aber eine ernite Belehrung für bie 
Klöfter und für die Fatholifhen Stände, wohin die Klofterverwaltungen und 
Novizenaufnahmsverbote von Aargau und Thurgau führen, wenn aud bie 
rabifalen Blätter und die Wortführer in den Großen Räthen diefer und 
anderer Kantone die zu Grunde liegende Abſicht nicht fonft fon deutlich 
enthüllt hätten. Darum ward aud die Verhandlung an der Tagfakung 
über das aargauifhe Decret vom 7. Wintermonat 1835 im Jahr 1837 
fehr einläßlih und nahdrüdlih geführt. Merkwürdig find folgende Xeuße: 
rungen des aargauijchen Geſandten Gajpar Leonz Bruggifjer von Laufenburg, 
Dr. J. U. und Katholif. „Ah gebe zu, daß ein unbedingtes Berbot 
der Novizenaufnahme etwas Bundeswidriges wäre, weil e8 unmittelbar bie 
Eingehung der Klöfter nach fich ziehen würde... Eine folde Suppofition, 
dag man dur das Decret von 1835 die Klöfter eingehen zu laſſen beab— 
fi'htige, ift daher für den Stand Yargau, der jtetöfort feine Bunbespflichten 
treu erfüllt hat und treu erfüllen wird, eine wahre Beleidigung.“ Diefe 
Worte find ihm von feinen vadifalen Machthabern fehr übel aufgenommen 
mworben. Aber fie waren von ihm kaum rebli gemeint. Er betrachtete 
fih als den Ndvocaten der Regierung von Aargau und als folder erlaubte 
er fih in feiner Weije und nah dem Gebraude der Radikalen Alles anzu: 
bringen, was ihm zum Gewinnen des vorliegenden Rechtshandels dienlich 
fhien. Der Gefandte von Schwyz widerlegte ihn auf eine bündige und 
mitunter ſchneidende Weife. Am feichteften und plumpeften ſprach ſich der 
Tatholiich getaufte Gefandte des Fatholifchen Standes Solothurn aus, Er 
fagte in Bezug auf die Novizenaufnahme: 

„Zweitens ift dann bie einftweilige Novizenaufrtahme eingeftellt 
worden. Beachte man wohl das Wort „„einftweilen"* und die fernere 
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Bedingung „„bi8 ein Gefeg darüber erlaffen fein wird.““ Iſt ein foldhes 
See denn nothmendig? Ja, der Staat hat Recht und Pflicht zu forgen, 
daß der Zweck der Stiftung erreicht werde. Diefer war gewiß nicht der, 
eine Maſſe unmifjender und ränfevoller Menſchen in den Klöftern zu ver: 
fammeln und zu nähren! unwiſſend müfjen die Kloftermänner werden, went 
fie fih mie bis dahin durch ihre Klofterfchulen fortpflanzen können und 
wenn bie Fortichritte der Eultur, wie bisher, nicht in die Klöſter dringen. 
Ein folches Geſetz ift alfo nöthig, es befteht auch im Kanton Solothurn. 
Die Klöfter werden fi aud gut dabei befinden, wenn fie einjehen werben, 
daß ihre Eriftenz von einer hellen, tüchtigen Ausbildung abhänge. Ein 
Geſetz ift auch nöthig, weil eine Regierung nicht zugeben kann und fol, 
daß junge unerfahrne Leute in die dumpfen Kloftermauern kommen, wo fie 
oft nicht einmal mehr einen Blick im die friihe Welt Hinauswerfen können, 
und dann meiltentheild in der Periode der Entwidlung das ewige Gelübbe 
ablegen. Ich könnte Teider viele Beilpiele von folden anführen, die jebt 
ihre Tage in den Kloftermauern verjammern! Man wird aber fragen: 
warum hat Aargau feit zwei Jahren dieſes Gefeß nicht erlaffen? ih könnte 
diefe frage mit einer andern erwidern, warum hat dieſer oder jener Kanton 
noch fein Civil: oder Criminalgefegbuh, warum biejes oder jenes Geſetz 
überhaupt noch nicht gemaht? Deswegen, weil bie Zeit fehlt Alles auf 
einmal zu thun und weil man noch überall aufzuräumen bat! ich Fönnte «8 
bei biefer Antwort gelten lafjen, ich gebe aber noch eine andere. ch bene, 
weil der Große Rath von Nargan fich dafjelbe nicht abtrogen laſſen will, 
weil die Tagſatzung etwas zu leiht und vorlaut in diefen Gegenſtand ein- 
getreten ift und weil es unter der Würde einer Regierung ift, fich gleich 
nah folden Eingaben und Petitionen and Werk zu machen! hätte man vor 
einem Jahr Tagesordnung über diefe Petitionen erkennt, fo bin ich überzeugt, 
daß das Geſetz im Laufe dieſes Jahres erlafien worden wäre. Bedenke 
man, daß Aargau ein Mitftand ift, der feine eidgenöffiihen Pflichten ftets 
erfüllt hat. 

Seine Nahbarftände und namentlich Solothurn Fönnen bezeugen, daß 
Aargau das Herz am rechten Fled hat! Wir Solothurner find im beiten 
Bernehmen mit ihm und haben bie befte Meberzeugung, er werde, wie überall, 
aud bier feine Pflicht thun. Die fonderbare Weife, wie der Abt von Muri 
eingefchritten ift und fich insalutato hospite mit etwa 370,000 Fr. feiner 
rehtmäßigen Obrigkeit entzogen bat, konnte wohl auch nicht dazu dienen, 
das Vertrauen auf gute Verwaltung zu mehren. Auch Solothurn würde 
fi unter folden Umftänden Fein Geſetz abdringen laſſen.“ 

Mit diefen 370,000 Franken verhielt es ſich nämlih fo: der Abt 
von Muri, Ambrofius Bloch, Hatte fih damit nach Engelberg geflüchtet, um 
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fie al8 Eigenthümer zu bewahren und ber Regierung von Nargau zu ent: 
ziehen. Es zeigte die Folge, daß er die Abſichten diefer Negierung durch— 
haut hatte. Bei der Abftimmung in der Tagfakung lagen zwei Anträge 
vor. Der erite: „über die Beichwerdefhrift der aargauiſchen Klöfter und 
die daherigen eingegangenen Petitionen zur Tagesordnung zu ſchreiten“ 
hatte die Stimmen von Luzern, Züri, Glarus, Solothurn, St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Appenzell: Außerrhoden und Bafelland. Der zweite: „Die 
eidgendifiiche Tagſatzung befhließt, der Hohe Stand Aargau fei einzuladen, 
fein Decret vom 7. Wintermonat 1835 dahin zu berichtigen, daß: 1) bie 
Verwaltung ihrer Güter den Klöftern wieder zurüdgegeben werben foll, 
fobald die Bilanz ihres rejpectiven Vermögens unter gegenfeitiger Anerfen- 
nung der Regierung und der Klöfter außgemittelt fein wird; jedoch unbe: 
ſchadet dem Oberaufjihtsrehte des Staates. *2) Soll den Klöftern das 
Recht der Novizenaufnahme unvermeilt und in MHebereinftimmung mit dem 
Ertrag ihres reinen Vermögens geftattet werben.” Diefer Antrag von reis 
burg erhielt die Stimmen von Uri, Schwyz, Untermalden, Zug, Freiburg, 
Schaffhaufen, Teſſin, Neuenburg, Bafelftadt und Appenzell-Innerrhoden. 
Wallis, in feinem Vortrage mit diefen Ständen übereinftimmend, gab doch 
fein bejtinnmtes Votum ab. Bern, Waabt und Genf wollten noch heim: 
berichten. Graubünden wollte den Stand Aargau nahdrüdlich einladen, das 
im $. 3 feines Decretes verfprochene Geſetz über die Novizenaufnahme binnen 
Sahresfrift zu erlaſſen. Der Antrag von Freiburg mag in 'biefer Ange: 
legenheit ba3 vehte Maß getroffen haben. Nah dem Wortlaute des Arti- 
tel3 XII. des Bundesvertragd war das Vermögen der Klöfter wie anderes 
Privatgut zu betrachten. Dede Regierung ift aber berechtigt, dad Privatgut 
vor Verſchleuderung durch Bevogtung der Beſitzer zu ſchützen, falls eine 
ſolche Verſchleuderung wirklich ftattfindet oder mit Grund zu befürchten ift. 
Diefes Recht hatte afjo die Regierung von Yargau auch in Bezug auf bie 
dortigen Klöfter. Darin beftand ihr fogenanntes Oberauflihtsrecht. Diefes 
Dberauffichtsreht wollte Freiburg ihr auch vorbehalten wiſſen. Allein bie 
gegenfeitigen Erörterungen der Regierung und der Klöjter hatten ben Beweis 
geleiftet, daß bei den Klöftern eine Verfchleuderung weder jtattgefunden hatte, 
noch zu befürdten war. Wargaus Regierung warf den Klöftern eine Ver: 
ſchleuderung von einer Million jeit dem Jahr 1803 vor, bie Klöfter wielen 
eine Vermehrung von anderthalb Millionen feit jener Zeit nah und konnten 
fogar belobende Zeugniffe der Regierung ſelbſt über ihre Verwaltung auf: 
legen. Der Umftand, daß der Abt von Muri mit 370,000 Schweizerfranfen 
fih geflüchtet Hatte, bewies vielmehr, daß er für das Vermögen bes Klofters 
eine väterlihe Vorſorge traf, als daß er Anlaß zur Befürchtung lieh, als 
wollte er das Kloftergut verfchleubern. Die nächſte Zukunft erbärtete bie 
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Begrünbtheit feiner Sorge. Mit Recht drangen alſo Freiburg und bie 
gleichgefinnten Stände darauf, daß die Verwaltung den Klöftern wieder zurüd- 
gegeben werben follte. Der Geift und Wortlaut des Bundesvertrags waren 
für diefen Antrag. Noch deutlicher ſprach der Bundesvertrag für ben zweiten 
Antrag. Ohne Novizenaufnahme ift der Fortbeftand der Klöfter nicht möglid. 
Freiburg mag eher zu weit in der Schonung für die Regierung vou Aargau 
gegangen fein, wenn der Ertrag des reinen Vermögens ber Klöfter als 
Maßſtab der Novizenaufnahme von ihm angenommen wurde. Denn nicht 
immer kann biefer berüdjichtigt werden. In Zeiten und DVerhältnifjen, wie 
die damaligen waren und die jetigen vieler Orten noch find, mußten die 
Klöfter vielmehr, um den Fortbeſtand zu fihern, darauf bedacht fein, die 
Aufnahme von Novizen möglichft zu erleichtern, jelbft für einmal mehrere 
aufzunehmen, als gerade die ‚Einkünfte geftattet hätten, um für die Zukunft 
geficherter zu fein. Das Gleihgewicht zwiſchen den Kloftermitgliedeın uud 
dem Einkommen mochte fi bald genug wieder herjtellen. Allein Freiburg 
hatte fich eben erft der radikalen Mehrheit entwunden und mußte darum 
noch mande Rüdfichten tragen. Die übrigen Stände wollten jih nicht von 
ihm trennen, wenn fie auch beredhtiget und geneigt gewejen wären, bie 
Bewilligung zur Novizenaufnahme vom Stande Nargau unbedingt zu forbern. 
Graubünden fpielte bis zum Jahr 1843 immer die Rolle eines Vermittlers 
oder hinkte auf beiden Seiten, jo aud bier. Ohne Entſcheidung ging die 
Tagfagung von 1837 auseinander. Landammann Baumgartner rief der 
Regierung im Aargau in feinem Erzähler zu: „bie Sade bleibt aljo in 
statu quo und Aargau mag fortan unbeeinträchtigt jeine Sonveränitätsrechte 
ausüben.“ . Sein Auge war dabei auf Pfäffers gerichtet. Denn ſchon unterm 
22. Augftmonat des gleihen Jahres hatte er erzählt: 

„Heute wird der ohne Zweifel feines hohen Amtes jehr müde Herr 
Abt von Pfäffers alle Eapitularen verfammeln, um theild die Halbjährig 
geihlofjene Rechnung des Herrn Abminiftrators Hofftetter zu prüfen, theils 
aber au die enblih großgewachſene Lebensfrage über Sein oder Nichtſein 
des daſigen alten Stiftes einmal in vollem Ernfte durch diefelben ventiliren 
zu lafien. Die katholiſche Abminiftration wird hoffentlid das katholiſche 
Großrathscollegium während den nächſten Sitzungstagen mit dem NRefultat 
biefer Capitelsverfammlung erfreuen; zumal ein bort factiſch erjtorbener 
Orden und ein Gott und Menfchen unnüges Leben bald den legalen Fall: 
punkt finden wird, Ein guter Fond und wackere Männer müfjen aus 
ber Erftarrungsperiode bei jo allgemeiner Aufihwungszeit für ihr Vaterland 
lebendig gemacht werben.“ 

Es ſcheint jedoch der Abt vorgezogen zu haben, die Verzichtleiſtung 
auf feine Würde zu erflären, welche aber nom Capitel nicht angenommen 
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wurde. Endlich am 9. Jänner 1838 beſchloß die Mehrheit des Conventes; 
„der weltlichen Behörde die Abficht der Säcularifation zu erflären, von 
Rom AZuftimmung Hiefür zu verlangen, das Kloftergut zu Tilgung ber 
Schulden, zu Fondirung von neuen Pfarreien und zu Erridtung eines 
eigenen Bistums zu verwenden.” Dem Fatholiihen Abminiftrationgrathe 
in St. Gallen wurde der Beihluß mittelft folgenden Schreibens befannt 
gemacht: „Geſtern in einem Generalcapitel verfammelt, um ſich zu berathen, 
was in der fritichen Lage, in der wir uns feit längerer Zeit befinden, zum 
Beiten der Kirche, des Staats und des Kloſters jelber von uns zu thun 
fei, haben wir Abt und Eapitel nah reifer Erbauerung aller Verhältniſſe 
und Umftände einjtimmig beichlofien: 

„1) Uns an den apoftolifhen Stuhl zu wenden, um vom heiligen 
Bater, dafür mit überwiegenden Gründen ausgerültet, die Auflöfung unfers 
Klojterverbandes und die Gnade der Sücularifation ehrfurchtsvollſt zu 
erflehen. 

2) Da wir aber der Eapitelödifpenje uns nicht bedienen dürfen, wenn 
wir uns von Seite der Fatholifchen Oberbehörben unferes Kantons nicht ber 
Berfiherung ſowohl einer lebenslänglich ftandesgemäßen Berjorgung, als 
auch der gewijienhaften Verwendung des Klofterfonds zu frommen Zmweden 
zu erfreuen hätten — bei ihnen zu Handen bes katholiſchen Großraths- 
collegiums mit ber Bitte einzufommen, uns diesfalls jeder ängftlihen Sorge 
zu überheben und die Genehmigung unferer Beichlüffe uns jeiner Zeit zu— 
fommen zu laſſen.“ Der Latholifhe Adminiftrationsrath beeilte fi, dem 
Begehren des Gapitels Pfäffers zu entiprehen. Schon am 1. Hornung 
vereinigte er fih zu dem Antrage, die Auflöfung des Klofters förmlich aus— 
zufprehen und dem Abte und den Capitularen Penfionen auszuwerfen. Am 
5. Hornung ſprach das Großrathscollegium mit 45 gegen 30 Stimmen 
aus: „das Klofter Pfäffers wird als aufgehoben erflärt.* Am 7. Hornung 
beftimmte das gleihe Collegium die Penfionen: 1800 Gulden für ben Abt, 
1000 Gl. für den Decan, 800 Gl. für den Senior, 600 Gl. für bie 
übrigen Conventualen und 400 Gl. für einen Laienbruber. Mit dem 1. April 
follte die gemeinfane Haushaltung aufhören. Die Heilquelle Pfäffers wurde 
als unveräußerlich erflärt, die Liquidation des Vermögens dem Abminiftra- 
tionsrathe übertragen, das Collaturrecht zu den Klofterpfründen den betreffen: 
den Gemeinden al3 umveräußerlih zugeeignet. Das Großrathscollegium, 
welches ſchon ein Activvermögen von 50,000 Gulden, nad allmäliger 
Erlöfchung der Venfionen, dem Fatholifhen Fonde zuwachſen fah, hatte bie 
Rehnung ohne den Wirth gemadt. Denn am 20. Hornung faßte ber 
Große Rath, veranlaßt dur das Nachſuchen des Fatholiihen Großraths— 
collegiums um Gutheißung feiner Beſchlüſſe und bewogen durch den Antrag 


438 


von Steiger, nah Anhörung von Berichten des Kleinen Rathes und einer 
Grofrathscommiffion mit 81 gegen 43 Stimmen folgenden Beſchluß: 

„In Betracht, daß jedem Staate, nah allgemein gültigen und aner- 
Tannten Grundſätzen des pojitiven öffentlihen Rechts die unveräußerliche 
Befugniß zuftcht, unter gegebenen Verhältniſſen Klöfter zu fäcularifiren und 
das Vermögen aufgelöster Kloftercorporationen als Staatsgut zu frommen 
Zweden zu verwenben ; 


In Betracht, daß der Kanton St. Gallen weder in Folge des Art. 22 
der Verfafjung noch nad; anderweitigen geſetzlichen Beftimmungen, ſich biejes 
Rechtes je begeben oder auf eine ſolche Befugniß zu Gunften von wem 
immer Verzicht geleiftet hat, it ala Grundſatz ausgeſprochen: 

Der Ueberſchuß des Vermögens fäcularifirter Kloftercorporationen, 
welcher nach der Abführung der auf denfelben haftenden Verpflichtungen und 
Lajten übrig bleibt, wird als Eigenthum de3 Staats erffärt; und es foll 
derſelbe zu allgemeinen frommen und milden Zweden verwendet werden.“ 

Nah diefem Beſchluß wurde in die Angelegenheit bes Klofters Pfäffers 
eingetreten unb mit 36 gegen 30 Stimmen folgender Beihluß gefaßt: 


„Ber Große Rath des Kantons St. Gallen, 


Nah vernommenem Bericht des Kleinen Nathes über die Angelegen: 
heiten des Klofters Pfäffers; nah Anfiht der Schlußnahme des Großen 
Raths vom 20. Hornung 1838 betreffend die Rechte des Staates bei Säcu— 
larijationen ; in Betracht der Unzuläffigkeit einer Sanction des vom katho— 
lifchen Collegium vorgelegten Beſchluſſes vom 10. Hornung diefes Jahrs; 
in Betraditung jedoch, daß die Auflöfung der Corporation in ihren eigenen 
Wünſchen Liegt, 


beſchließt: 


1) Die Kloſtercorporation Pfäffers iſt aufgelöst. 2) Die Klofter: 
geiftlichen erhalten Tebenslänglihe Venfionen, und zwar: der hochwürdige 
Herr Abt 1800 Gulden, der hochwürdige Herr Decan 1000 Gl., ein 
jeweiliger Senior 800 Gl., ein Herr Conventual 600 Gl., ein Laienbruber 
400 Gl. Jeder der Penfionirten erhält darüberhin eine Ausfteuer nad 
feiner Auswahl in Geld oder andern Geräthihaften in billigem Anſchlage, 
die dem Drittel der Penfionsjumme gleihfommt. 3) Die Heilquelle darf 
nicht veräußert werben. 4) Der Ueberſchuß des Kloftervermögens foll vor: 
zugsmweife zu Schulzweden, mit befonderer Berückſichtigung des Bezirks Sar: 
gand, verwendet werben. 5) Der Kleine Rath ift beauftragt, über bie 
Liquidation und die Art der mweitern Verwendung des Vermögens Anträge 
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an ben Großen Kath zu bringen, und in der Zwiſchenzeit bie erforberlichen 
Berfügungen zu treffen.“ 

Das Eapitel Pfäffers vernahm biefen Beſchluß mit Vergnügen, bag 
Yatholifche Volt von St. Gallen mit Trauer. Die Hand war nun an 
Kirhengut gelegt. Die Regierung zog auch alle Collaturen bes Kloſters 
an fi. Nur die Nahbarregierung von Graubünden ftörte fie im ruhigen 
Genuffe ihrer leicht erworbenen Beute, indem fie eine Zeit lang das Heimfalls— 
recht der in ihrem Gebiete liegenden Pfäfferfergüter anſprach. Nachdem aud 
biefer Span weggefallen war, jchalteten Großer Kath und Regierung von 
St. Gallen über die Hinterlafienihaft des Klofters Pfäffers. Sie verlangten 
fogar von den Gapitularen, als Bedingung der Penfionsauszahlung eine 
ſchriftliche und perfönlide Anerkennung der weltlihen Klofteraufhebung und 
verweigerten dem pflichtgetreuen P. Aloys Zwyſſig von Seelisberg, weil er 
fi biefer Bedingung nicht unterwerfen wollte, mehrere Jahre die Penfion. 
Es war mir ein füßes Vergnügen, für ihn eine Bittfhrift an den Großen 
Kath von St. Gallen zu verfaffen, welche endlich auswirkte, was ihm längft 
von Rechtswegen und befjer als den andern Eapitularen gebührt hätte. 

Im Jahre 1837 Hatte der Armen: und Waifenrath von Luzern einen 
Vertrag mit den Schweftern der Vorfehung in Portieur geſchloſſen, deſſen 
Genehmigung er bei der Regierung nachſuchte. Die Schweftern follten bie 
Haushaltung der Waifenanftalt und des Sentifpital3 in Luzern, fo wie den 
Unterricht der Mädchen im erfterer Anftalt beforgen. Der Vertrag vom 
21. Augftmonat 1837 Hatte bereits die biſchöfliche Beftätigung erhalten. 
Meine Wirffamkeit am 20. Jänner 1838 im Großen Ratte glaubte ich 
damit eröffnen zu follen, daß ih für Verwerfung dieſes Vertrags in ber 
Borberathungscommiifion fomohl, ald au im Großen Rathe auftrat. Leider 
fand ich williges Gehör bei der Mehrheit und der von mir verfaßte Beſchluſſes⸗ 
entwurf wurde angenommen. Darin berief man fi auf bie Badener Eon: 
ferenzbeſchlüſſe, welche durch Decret vom 14. April 1834 genehmigt worden 
waren und fügte noch die beiden Erwägungen bei, „baß die Aufnahme der 
Mitglieder eines Ordens, welcher unter frember geiftliher Gerichtsbarkeit 
fteht, nad jenem Decrete (vom 14. April 1834) unzuläffig ift; und daß 
für den Unterricht aller Kinder des Kantons Luzern durch das Gefek geforgt 
worden iſt.“ Mit Recht tadelten mich hierüber meine beiden Freunde Tſchüm— 
perlin und Fuchs. Und iſt es nicht die göttliche Nemeſis, welche mich im 
Jahr 1848 nach Rappoltsweiler brachte, wo ich gerade von den Schweſtern 
der Vorſehung einen großen Theil des Hausgeräths entlehnen und von ihnen 
dankbar reichliche Gaben erhalten ſollte? Ganz gewiß. Denn jede ſchlimme 
That ſtraft ſich auch im Leben ſchon. Die gleiche Commiſſion des Großen 
Rathes, welche den Vertrag mit den Schweſtern der Vorſehung prüfen mußte, 
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hatte auch einen Geſetzesvorſchlag zu prüfen, meldher bie Nonnenklöfter der 
Gerichtsbarkeit des Biſchofs unterftellen, die Novizenaufnahme mit den öfono- 
mifhen Mitteln in ein Gleichgewicht bringen, das Alter von 22 Jahren ala 
Eintrittsjahr in das Noviziat feftfegen und bie Klöſter zu perfönlichen Leiftungen 
im Schul: und Armenweſen anhalten wollte. Von diefem Gedanken war ih 
fehr eingenommen, Chorherr Fuchs beftärfte mich darin, allein er fam nie 
zur Ausführung. Man hatte den Klöftern ihre Stiftungsurfunden abgeforbert, 
um mo möglih aus benfelben ihre Beftimmung für ein thätiges, nicht blos 
beſchauliches Leben, abzuleiten. J. R. Steiger, der Präfident, nahm fie zu 
Handen, aber er rief die Commiſſion nicht zufammen, vetmuthlich, weil er 
ihre Arbeit für fruchtlos erachtete. Von biefen Höfterfeindlicen Beitrebungen 
bie fih in den Kantonen fundgaben, machte damals Teffin noch eine Aus: 
nahme, indem der dortige Staatsrath den Klöftern bie Nechnungsablage für 
einftweilen erließ. 

So ftanden die Angelegenheiten der Klöfter in ber Schweiz, als bie 
aargauifhen Klöfter ihre Klagen bei der Tagſatzung erneuerten, bie thurs 
gauifchen gleihe Klagen anhängig machten, auch das Klofter Rheinau 
Beſchwerden bei der Tagſatzung führte. Es erneuerten fi an der Tagſatzung 
von 1839 die Verhandlungen des verwichenen Jahres und führten, wie 
damals zu Feinerlei Ergebniffen. Die Horn: und Klauenfahe im Kanton 
Schwyz und die Angelegenheiten von Louis Napoleon hatte im Jahr 1838 
bie Tagfagung jo jehr in Anfpruch genommmen, daß fie auf die Angelegen= 
heiten der Klöfter weniger Aufmerkſamkeit verwendete. Die Kantone konnten 
baher im ihren Maßregeln wieder ungehindert fortfahren. Aargau begnügte 
fi nicht mit ber Plagerei gegen feine Klöfter, fondern fequeftrirte auch noch 
im Kanton gelegenes Vermögen ber Stifte im Hof und Beromünfter von 
Luzern, um daraus von ihr angeordnete Bauten und Erhöhungen des 
Einfommens folder Pfründen, deren Collaturrecht diefen beiden Stiften zuge— 
hörte, zu deden. Es fanden darüber langjährige Unterhandlungen zwifhen 
den Regierungen von Luzern und Aargau ftatt, welche felbjt zu Tagfagungs= 
verhandlungen führten. Yargau verhängte einen Eriminalprozeß gegen den in 
Engelberg weilenden Abt von Muri, weil er das Vermögen des Klofters 
gerettet hatte. Die Regierung von Aargau fandte Abgeordnete nad Engel: 
berg, melde das Gut in Empfang nahmen. Der Abt ftarb. Adalbert 
Regli von Urfern wurde zum Abte gewählt, ein friedfertiger, kluger Mann, 
von welchem Viele hofften, ev werde die Klippen, welche fein Kloiter bedroh— 
ten, zu umfdiffen wiffen. Theils dem Umftande, daß im Großen Rathe 
von Aargau unterm 22. Brahmonat 1839 beſchloſſen wurde, den Kleinen 
Rath zur Borlegung eines Gefepes über die Novizenanfnahme einzuladen, 
theils dem Einfluffe des nenen Abtes ift es zuzuſchreiben, daß die Klöfter von 
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Aargan in einer eigenen Zufchrift auf die diesjährige Erörterung ihrer 
Beihwerden an der Tagſatzung verzichteten. 

Im Jahr 1838 verkaufte die Regierung von Luzern dem Kloſter 
St. Urban zugehörige Liegenfchaften (die Herrichaften Herbern und Lieben: 
feld) im Thurgau, vermutbhlih aus drei Bemweggründen, erftens aus Furcht, 
bie Regierung von Thurgau möchte ſich gelegenheitlich derfelben bemächtigen, 
wie das Großherzogtfum Baden die dort gelegenen Güter der aargauiſchen 
und thurgauifhen Klöfter und des Klofters Rheinau mit Beichlag belegt 
und der Territorialhoheit verfallen erflärt hatte; zweitens weil e8 den Ertrag 
berjelben im eigenen Kanton beffer gefihert und namentlih auch für den 
Staat vortheilhafter angelegt erachtete (der Abt von St. Urban Hatte bie 
Großmuth ihm der Regierung für 21/, Prozente darlehensweiſe anzubieten) ; 
drittens endlich weil der Verkauf der Güter einen größern Ertrag lieferte, 
als die Bewirthihaftung derjelben. Der Abt von St. Urban wendete auch 
gegen den DBerkauf nicht viel ein. 

Im gleihen Jahre bejchwerten fi bie Franzisfaner im der Au zu 
Luzern über die gegen fie vom Kleinen Rathe verhängte Bevogtung. Es 
beitanden zwei Franzisfanerklöfter, das in der Au zu Luzern und das zu 
DWerthenftein. In erfterem waren noch vier Patres, nämlich Eufebius Mar: 
zohl von Luzern, Guardian, Narciſſus Schlatt, Oswald Söll und Leopold 
Spöri. Martin Knobel hatte das Klofter ſchon verlaſſen. Oswald Söll 
war eine Lebemenfh, welcher fein Vergnügen im Bier und Pfeiffendampf 
hatte. Leopold Spörri gehörte zwar dem Klofter in Luzern, war aber 
Pfarrer in Werthenftein, ein Mann in Grundſätzen und Leben liberal. 
Die Bevogtung des Klofterd mochte den beiden Legtern nicht ſehr gelegen 
fein, aber defto mehr die Aufhebung defjelben und ihre Penfionirung, obwohl 
Knobel derjelben nicht genießen mochte, weil die Liberalität von Luzern 
nit fo weit ging, fogar einem abtrünnigen Mönchen eine ſolche zufommen 
zu laſſen. In Werthenftein waren nur zwei Patres mehr, der fromme 
orbenätreue Joſeph Fufter aus dem Muottathal und der ihm völlig ungleiche 
Auguftin Schindler von Luzern. Der Kleine Rath bradte am 20. Winter: 
monat 1838 den Antrag zur Aufhebung der beiden Klöfter an den Großen 
Kath, ſchon am 22. wurde er auf das Gutachten einer Commijfion, wovon 
ich ebenfalls Mitglied war, zu folgendem Beſchluſſe erhoben: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Luzern, 


Nah vernonmenem umftändlihen Berichte des Kleinen Raths über 
den Zuftand der Franzisfanerflöiter in der Au zu Luzern und zu Werthen: 
ftein; im Betrachtung, daß die genannten Klöfter in dem gegenwärtigen 
Beftande ihrem urfprünglihen Zwede nicht mehr entiprehen; in Ausübung 
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unferes Oberaufſichtsrechts über geiftliche Corporationen, haben, auf ben 
Antrag des Kleinen Rathes und einer von und niebergefegten Commiffion, 


beihloffen und beſchließen: 


1) Die Franzisfanerkföfter in der Au zu Luzern und zu Werthenftein 
find als aufgehoben erffärt. 2) Das fämmtliche Klofterperfonal ſoll penfionirt 
werden und ber Kleine Rath ift angemwiefen, jedem der Väter Franziskaner 
einen jährlihen Gehalt von 1200 Franken, jedem der Laienbrüber aber von 
800 Franken abzureihen. 3) Dagegen bleiben biefelben verpflichtet, dem 
üblihen Gottesdienft ſowohl in Luzern als auch in Werthenftein bis auf 
weitere Verordnung wie bisanhin zu verfehen. 4) Wenn einem ber geift: 
lihen Herren irgend eine Pfründe übertragen wird, fo wird das damit ver: 
bundene Einfommen auf die ihm zugefiherte Penfion in Rechnung gebradt, 
wobei jedoch der Kleine Math bie Leiftungen Bepfründeter gebührendermaßen 
berüdfihtigen wird. 5) Der Kleine Rath iſt mit der Liquidation bes 
Vermögens beider Klöfter beauftragt und angewieſen, und die Schlußrech⸗ 
nungen darüber vorzulegen. 6) Nüdfichtli der Errichtung einer zweiten 
Pfarrei in der Kleinftabt Luzern und der daherigen auf dem Vermögen bes 
Klofters in der Au Iaftenden Verpflichtungen, fo wie überhaupt über Ver: 
wendung des Vermögens beider Klöfter, wird der Kleine Kath bis zur 
nächſten Frühlingsfigung Beriht und Antrag bringen. 8) Gegenmwärtiges 
Decret iſt dem Kleinen Rathe zur Vollziehung urfhriftlih zuzuftellen und 
ins Staatsarchiv nieberzulegen.“ 

Segen die Aufhebung erhob fi auch nicht eine einzige Stimme, fo 
tief war die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit derfelben. Nur wollte 
eine Minderheit mit der Kirche darüber ein Einverftändniß treffen. Meinem 
nachdrücklichen Verwenden Hatten e3 die jüngern Patres zu verdanken, daß 
fie hinſichtlich der Penſion den ältern gleichgeftellt wurden, fo wie aud bie 
Brüder, daß fie fih nicht mit blos fehshundert Franken begnügen mußten. 
Auf den 1. Jänner 1839 trat die Penfionirung ein, am 31. Chriſtmonat 
1838 hatte der gemeinfhaftlide Haushalt aufgehört. Kein Mitglied ber 
Klöfter erhob eine Einwendung. 

Die Regierung von Thurgau ſchuf das Nonnenflofter Münfterlingen 
zu einem Krankenhauſe um und leitete fomit die Aufhebung deſſelben ein, 
die Verfügungen gegen bie übrigen Klöfter Tieß fie fortbeftehen, ohne das 
verheißene Novizengefeß zu erlaſſen. Umfonft anerboten bie Klöfter unent: 
geldlihe Aushilfe für alte, erkrankte oder gebrechliche Seelforger durch ben 
ganzen Kanton, Erriätung einer ausgedehnten Lehranftalt in einem der 
Männerklöfter, Begründung einer Mädchenfchule in einem der Frauenflöfter, 
Geldbeiträge zu einer andern zweddienlic erachteten gemeinnügigen Anftalt, 
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vollkommen genügende Garantie für gewifjenhafte Verwahrung und Verwaltung 
fämmtliher Güter. Der Große Rath von Thurgau nahm hierauf Feine 
Rückſicht, die Tagſatzung fam in ihren Verhandlungen zu feinem Schluſſe. 
Wenn auf einer Seite das Weglaufen von zwei Mönden aus der Karthaufe 
Sttingen und das MWeltlihwerden des Kapuziners Sebaftian Ammann zum 
Aergernifje waren, fo waren aud die Unterfhlagungen und Diebereien ber 
von den Regierungen eingefegten Klofterverwalter auf der andern Geite 
nicht erbaulid. Den Nargauerflöftern Hielt der Kleine Rath am 1. Brad: 
monat 1840 wieder das Blendwerk eines Novizen: Gefetes vor die Augen, 
weldes ich, obwohl es nie zum Gejege gedieh, nur darum hieher jegen will, 
um zu beweifen, daß in diefen Entwürfen felbft die Abfiht hervorleuchtete, 
den Klöftern jeden Zuwachs an Novizen unmöglid zu maden: Es Tautet: 

„1) Den Abteien Muri und Wettingen, ſowie ben Frauenklöftern Fahr, 
Hermetihwil, Gnadenthal und Baden ift die Aufnahme von Novizen unter 
nachſtehenden Bedingungen geftattet. 2) Es follen nie mehr Novizen und 
überhaupt Fein größeres Klofterperfonal zugelaffen werben, als es die ökono— 
mijchen Berhältnifje des Kloſters geftatten. 3) Um als Novize aufgenommen 
zu werben, muß man a) das breißigfte Jahr angetreten haben, b) Kantons— 
bürger fein, c) allgemeine willenfhaftlihe Bildung befigen. Männer müffen 
fih zu dem noch über vollendete Gymnafialbildung durh ein Maturitäts- 
zeugniß und vor einer durch den Kleinen Kath ernannten Commiffion unter 
Dorlegung ihrer philofophifhen und theologiihen Stubienzeugniffe über ihre 
biesfälligen Kenntniffe ausweiſen, d) in die Klöfter Muri und Wettingen 
eine Einfaufsfunme von 4000 Franken, in die Klöfter Fahr, Hermetichwil 
und Gnadenthal eine von 2000, in das Klofter Baden eine von 1000 Franken 
bringen. 4) Um als Laienbruder oder Laienſchweſter in ein Klofter zu treten, 
muß man a) das dreißigite Jahr zurüdgelegt haben, b) Kantonsbürger fein, 
c) allgemeine Schulbildung befigen und einen dem Klofter nüglichen Beruf 
zu treiben verftehen, d) in die Klöfter Muri und Wettingen eine Einfaufs- 
ſumme von 2000 Franken, in die Klöfter Fahr, Hermetfhmwil und Gnaden— 
thal eine von 1000, ins Klofter Baden eine von 500 mitbringen. 5) Wer 
in ein Klofter einzutreten Willens iſt, muß die biefür nöthige Bewilligung 
unter Vorlage der Ausweife, dag er die oben gejtellten Bedingungen erfüllt 
habe, beim Kleinen Rathe nachſuchen, die ihm nur dann ertheilt wird, wenn 
diefen Erfordernijien ein volles Genüge geleiftet ift.“ 

Mer hätte unter folden Bedingungen in Klöjter treten mögen, über 
welchen ohnehin das Schwert des Damofles hing? Die Klöfter im Aargau 
erwarteten jedoch in Gebuld die Berathungen des Großen Rathes und 
unterliegen e8, fi) neuerdings bei der Tagfagung zu beſchweren. Hingegen 
jahen die Klöfter im Thurgau fi genöthigt, ihre Klagen an der Tag- 
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fagung des Jahrs 1840 zu erneuern nnd ihre daherige Klagefchrift zu 
veröffentlichen. 

Mit Gründlichkeit bewiefen die thurgauiſchen Klöfter den Widerſpruch 
der Großrathsbeſchlüſſe und NRegierungsmaßnahmen mit der Kantonsver— 
faſſung, ben Gefegen und dem Bundesvertrag u. f. w. Daun gingen bie 
Klöfter zur Aufzählung und Entwidelung der Nachtheile über, melde die 
Decrete des Green Nathes mit fih brädten und zwar a) durd die Ver— 
waltung jelbft, b) dur Verkäufe von Liegenihaften, c) durch Veräußerungen 
von Naturalien, d) durch unbegründete Vorwürfe von Rückſchlag, e) durch 
vermehrte Geldausgaben, f) dur Unmöglichkeit genauer Eontrofle, g) durch 
Beruntrenungen; h) dur Verringerung der Convente, j) durch Entmuthigung 
ihrer Glieder u. f. w. Sie ermeuerten ihre Anerbietungen von 1839. Die 
Klagihrift war unterzeichnet von den Borftehern ſämmtlicher thurgauiſchen 
Klöfter und Stifte, als: Fildingen, Kreuzlingen, Sttingen, Münfterlingen, 
Dänikon, Katharinenthal, Kaldrain und Feldbach. 

Diele gründlich abgefaßte Klagefhrift wurde zuerft im Großen Rathe 
Thurgaus abgemwiefen; nicht einmal der Antrag zur Uebermeifung derſelben 
an den Kleinen Kath fand Gnade. An der Tagfagung Fam jie erft in 
einer der legten Sigungen in Berathung und führte abermals zu Feiner 
Schlußnahme. 

Die Regierung von Aargau ließ es geſchehen, daß ſowie im Jahr 1838 
ein neuer Abt von Muri, ſo am 21. Herbſtmonat 1840 Leopold Höchle 
von Klingnau zum Abte von Wettingen gewählt wurde. So ſtanden die 
Angelegenheiten der Klöfter in der Schweiz am Borabende bes Jahrs 1841, 
welches einen vernichtenden Schlag auf diefe Firhlihe Anftalten fallen ließ. 
Der apoftolifhe Nuntius in der Schweiz hatte nicht unterlaffen, gegen bie 
eriten Antaftungen der Rechte der Klöfter laut feine Stimme zu erheben. 
An die Regierung von Aargau hatte er im Jahr 1836 folgende Zuſchrift 
erlaſſen: 


„An die hochgeachteten Herren Sürgermeiſter und Mitglieder des Kleinen 
Rathes des Kantons Aargau. 

Der unterzeichnete apoftolifche Nuntius kann nit genug den Schmerz 
ausbrüden, den ihm die Kunde von den Mafregeln verurfachte, welche der 
Große Rath von Aargau gegen die Klöfter diefes Kantons getroffen Hat. — 
Sehr traurig und niederfchlagend ift die Lage diefer geiftlichen Injtitute, 
indem fie zugleih in ihrem Eigenthum hart verlegt und in ihrer Eriftenz 
bedroht find. 

Wer nur einigermaßen die gemeinften Begriffe des Naturrechtes erwägen 
will, wird finden, daß das Eigenthumsreht ein unverleglihes Recht ift 
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Was immer für Grundſätze man befolgen und was immer für eine Regie— 
rungsform man einem Staat geben will, jederzeit wird es ſich ausweiſen, 
daß das Eigenthumsrecht eine der Grundlagen der Geſellſchaft ſei; ſelbſt der 
geſellſchaftliche Vertrag muß es anerkennen, wie er es auch wirklich anerkennt. 

Es iſt Ihnen, hochgeachtete Herren! ebenfalls nicht unbekannt, ein 
zweiter unwiderſprechlicher Grundſatz des Naturrechtes ſei der, daß das Eigen— 
thumsrecht ſeine Natur nicht verändere, ob es nur ein Einzelner beſitze oder 
eine Geſellſchaft, die ſich aus was immer für einem Zwecke, entweder des 
Handels, der Gutthätigkeit, oder der Induſtrie, der Religion, oder ſelbſt 
des Vergnügens bildet. 


Der Stand Aargau beſtreitet dieſe Grundſätze nicht nur nicht, ſondern 
anerkennt fie vielmehr auf das feierlichſte, indem er das Eigenthumsrecht 
ber Gemeinden, der Städte, der Dörfer des Kantons, fo wie der verfchie: 
denen bürgerlihen Gefellihaften achtet, die fi in diefen Gemeinden, Städten 
und Dörfern gebildet haben. Werben demnach die Klöfter ebenfalls als 
bloße bürgerliche Gefellihaften angefehen, fo muß ihr Eigenthum eben fo 
unverlegbar fein, wie dasjenige jedes Bürger und jeder andern Geſellſchaft 
im Kanton. Die Titel, worauf fi das Eigenthum der Klöfter gründet, 
können nicht erjchüttert, können auf feine Weife beftritten werben; es find 
Schenfungen frommer Fürften und Gläubigen; es find Güter, melde die 
Klöfter felbit rechtlih nnd geſetzmäßig erworben haben; fie haben für ji 
einen vom Staate felber anerkannten ruhigen Beſitz von mehreren Jahr: 
hunderten. Gewiß gibt es in der Schweiz Feine Befigungen, die auf befjere 
Titel gegründet find; und ſelbſt die Rechtslehre weiß Feine ftärfere anzugeben. 


Bei jo geftalteten Sachen wie Eonnten die Behörden Aargaus ohne 
allen Anftand eine Verordnung erlafen, wodurch den Klöftern die Verwaltung 
ihrer beweglichen und unbeweglichen Güter abgenommen und ihr Eigenthums: 
recht verlegt ober befjer zu jagen, ihnen gänzlich entrifjen wird. Das Eigen: 
thumsrecht fließt als unzertrennlich das Recht der Selbftverwaltung jeiner 
Güter in fih; und man kann biefes nicht verlegen, ohne zugleih das 
Eigenthumsrecht felbft zu verlegen. 

Wenn es Umftände gibt, in denen eine Regierung in bie Verwaltung 
eines Privatgutes geſetzlich einfchreiten darf; fo läßt es ſich dennoch nicht 
bemeifen, daß dieſe Umftände in Anfehung der Klöfter des Aargaus vor- 
handen jeien; und nad allem dem handelt es fich Hier nicht um eine Vers 
waltung (die fi im gegenwärtigen Fall ohnehin auf feine Weije bie Regie: 
rung anmaßen dürfte) ; fondern es zeigt fi nur zu klar, daß die Behörden 
von Nargau glauben und behaupten, über das Eigenthum der Klöfter vers 
fügen zu können, als wenn es Staatögut wäre, 
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Man würde fehr irren, wenn man glauben wollte, diefe Maßregeln 
ließen ſich durch das rechtfertigen, was man die höchſte Staatsgewalt 
(dominium eminens) zu nennen beliebt hat, — eine Gewalt, weiche man 
der höchſten Behörde im Staate zufhreibt. Allein, welch große Ausdehnung 
man biefer höchſten Staatsgemwalt geben und wie vielfeitig man biefes 
Wort drehen will, jo wird fi doch niemals in feinem wahren Wortver: 
ftande finden, daß es ein Ausnahmsrecht gegen die Körperſchaften begründe. 

Die Körperihaften können unter der höchſten Staatögewalt nicht übler 
daran fein, als jeder Privatmann. Selbſt Hugo Grotiuß, der (wie man 
annimmt) fich der erfte des Ausdrudes höchſte Staatsgemwalt bedient 
bat, macht zwijchen Privaten und Vereinen feinen Unterſchied; er jtellt fie 
durchaus auf die nämliche Linie. Man kann fomit, in Anfehung der Cor: 
porationögüter, von der höchſten Staatögewalt feinen Gebrauch machen, 
außer in jenen Fällen, wo der Staat befugt ift, in Anfehung der Privat: 
güter davon einen Gebrauch zu machen, und zwar unter den nämlichen 
Bedingungen. 

Oder glaubt man, die höchſte Staatögewalt gebe dem Staate das 
Recht, über das Eigentum der Bürger nah Gutdünfen zu verfügen? Der 
Unterzeichnete ift gewiß, daß Sie, hochgeachtete Herren! ſolche Grunbfäße 
verwerfen, die alles Eigenthumsrecht zernichten und die gejellihaftlihe Ord— 
nung und die ©efellichaft jelbft vom Grunde aus zerftören würben. Sie 
werden mit Coccejus, dem gelehrten Ausleger des Grotius, anerkennen, die 
höchſte Staatsgewalt fei nichts anderes, als das Recht zu regieren, weldes 
wieder nicht8 anderes ift, ala daß Hecht oder vielmehr die Pflicht, das Eigen: 
thum der Bürger zu befhügen, aber nicht jelbes zu Grunde 
zu richten (Grot. op. t. 4. I. 3. cap. 30). Mit dem nämlihen Schrift: 
fteller werben Sie anerkennen, daß diefes dem Eigenthumärecht entgegentretende 
Recht im grellen Widerfprude mit den Begriffen des Rechts— 
gefeßes wäre, reilih gibt es Fälle, wo man dem Staate die Macht 
zuerfennen muß, über das Cigenthum ber Privaten ſowohl als der Corpo— 
rationen zu verfügen; allein dieſes hat nur alsdann jtatt, wenn äußerjt 
wichtige Urfahen und Umftände da find, wo das Heil des Volles, das 
jederzeit als das höchfte Geſetz angefehen werden muß, jedem Rechte der 
Privaten und Corporationen Stillihweigen auferlegt. Aber die Grundfäge 
des Naturrechtes felbft jegen die Bebingniffe feit, unter welchen dieſes gefchehen 
darf, und Battel, einftimmig mit allen Rechtögelehrten, erflärt: Die Gerechtig— 
keit fordere, daß die Gemeinde oder der Barticular, denen man ihre 
Güter genommen, vom dffentliden Shape entſchädiget werde; 
und ift der Schatz, wie Vattel Hinzufeßt, niht im Stande, es zu 
leiften, fo find alle Bürger beizutragen verpflichtet, indem 
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die Laften des Staates auf gleihe Weife müffen getragen 
werben (le droit des gens I. 1, cap. XX., $. 245). Die Fundamental: 
Marime der gefellihaftlihen Ordnung muß ſich allzeit ermahren, nämlid: 
Der Regent foll das Eigenthum der gefellihaftlihen Glieder ſchützen und 
wahren, niemals aber jelbes verlegen. 

Diefes, hochgeachtete Herren! find Feine Fatholiichen Rechtslehrer, bie 
Ihnen der Unterzeichnete anführt, e3 find Proteftanten. Er hat fich geflif: 
jentlich enthalten, Ihnen die Autorität katholiſcher Nechtslehrer vorzulegen; 
er beſchränkt fi auf proteftantiihe, indem das Necht, das biefe aufftellen 
und vertheidigen, ein um fo größeres Gewicht bei denjenigen unter Ihnen 
haben muß, welche die Fatholifche Religion nicht befennen. 

Hier jehen wir aljo die unveränderlihen Grundfäge bes öffentlichen 
Rechtes; Grundſätze, als reine Ausdrüde des Rechtes und der Gerechtigkeit, 
von denen man fich nicht entfernen Tann, ohne den Grund felbft zu zerftören, 
auf welchem die Gejellihaft beruft. Nach diefen Grundfägen muß die Ber: 
ordnung des Großen Rathes von Aargau gegen die Klöfter beurtheilt 
werben. 

E3 wäre eine Beleidigung der Beurtheilungsfraft und der fittlichen 
Eigenihaften der Repräfentanten des aargauifhen Volkes, wenn man nur 
zweifeln wollte, ob ſie dieſe Fundamental-Maximen des Rechtes anerkennen. 
Aber wie follten wir uns alsdann Ihre Behandlung der Klöfter erklären ? 
Wie, da fie jo unverbrühlih das Eigenthum der Privaten und ber bürger- 
lichen Eorporationen gemwährleijten, warum follten fie denn nicht auch das 
nämliche für das kirchliche Eigenthum und für die religiöfen Corporationen 
tun? Haben vielleicht die Eivilbehörden ein befonderes Recht über das 
Eigentum der geiftlihen Corporationen? Allein der Unterzeichnete bat 
Ihnen, hochgeachtete Herren! ſchon bewieſen, daß das allgemeine Recht 
zwifhen Corporation und Corporation, jo wie zwiſchen Eigentyum und 
Eigenthum keinen Unterfchied made. Wir wollen jehen, weldes die Grund: 
fäge der proteftantiihen Nechtslehrer über diefen Gegenftand ſeien. Schmalg, 
ein proteftantifcher Schriftiteller, jagt (Handbuch des canonifhen Rechtes in 
den evangelijhen Kirchen Deutſchlands, S. 209): „Die Kirhengüter 
gehören der Kirche; fie gehören jo wenig dem Staate ala die Güter jeder 
andern Geſellſchaft.“ Lange vor ihm behauptete ſchon der berühmte Böhmer 
in feinem Werke (Kirchenrecht der Proteftanten T. 3, 1. 3): „Wie derjenige 
ſich gegen bie erften Grundfäge der Rechtslehre verfehlen würde, ber dem 
Souverän ein abfolutes Recht Über die Güter der Univerfitäten einräumen 
wollte: eben fo würbe ſich gegen die nämlichen Grunbjäge derjenige vers 
ftoßen, ber ein abfolutes Recht über das kirchliche Eigenthum der Republik 
ober dem Fürften zufchreiben mollte.“ 
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Das Eigenthum der Kirche darf nicht außer dem allgemeinen Recht 
gejebt werben; es iſt umverleglih wie jedes andere Eigenthum; ja es ijt 
noch mehr, denn es ift geheiligt. Die Gläubigen haben’ e3 zu einem heiligen 
Zweck der Gottheit geopfert, und eben darum ift e8, wie das Gonzil von 
Toledo im Jahr 638 fih ausdrüdt, unter der Zahl geheiligter Dinge und 
gehört der Kirche. 

Diefes Eigentum fteht unter dem Schutze der Kirche, und eben in 
biefer bejondern Hinſicht Hat der Unterzeichnete, in der Eigenſchaft als 
Stellvertreter des oberjten Kichenhauptes, nicht nur das Recht, fondern 
jelbft die Pflicht, gegen jeden Eingriff in daſſelbe Einſprache zu thun. Die 
Eonzilien Haben die ftrengften Geſetze gegeben gegen die Verlegung bes 
Eigenthums der Kirche. 

Der Unterzeichnete will nicht weitläufiger diefen Gegenftand entwideln. 
Er beſchränkt fih, die hochgeachteten Herren zu erinnern, daß die Unverlep: 
lichkeit der Gott geweihten Dinge von allen alten Völkern und von allen, 
felbft in den Finjternifjen der Abgötterei mwandelnden Nationen anerkannt 
worden. Die Aegypter, die alten Römer, bie Griehen, Araber, Berfer, 
Indier, die Eelten, Britten, Germanen achteten die Verlegung oder ben 
Raub der einer Gottheit gemweihten Dinge für Oottesraub. Das Licht der 
Dernunft allein genügte ihnen, um einzufehen, daß jede der Gottheit geweihte 
Sache unverleglid und heilig fein müſſe. 

Allein wenn wir auch feine andere Titel hätten, würbe uns die Bundes: 
Derfafjung genugfamen Grund an die Hand geben, daß da3 Eigenthum der 
Klöfter diefes Kantons unverlesbar fein müſſe. Der 12. Artikel des Bundes: 
vertrages könnte hier nicht deutlicher und entſchiedener fi ausbrüden; er 
fagt: „Die Eriftenz der Klöfter und Capitel, foviel e8 von den Kantons: 
regierungen abhängt, ift garantirt.* Diejer Bunbesvertrag ift e8 eben, der 
die Grundlage des Bundes ausmacht; er ift jener Bertrag, den der Stand 
Aargau feit 1815 unverbrühlih zu beobachten alle Jahre beſchworen Hat. 

Es ift nothwendig, daß der Unterzeichnete noch ftärfer herauähebe, 
wie fehr die gegen die Klöfter ergriffenen Maßregeln im Widerſpruch ftehen 
mit dem vorerwähnten Artikel des Bundesvertrages, indem die Grunbjäge, 
die er in Anfehung des Eigenthumsrechtes ſchon entwidelt Hat, die Sade 
bis zur Evidenz aufhellen; er erlaubt fi, nur noch einige Worte beizufegen 
über das Verbot, das über die Klöfter erging, feine Nopizen anzunehmen, 

Diefes Verbot Fann für nichts anders angejehen werden, als für eine 
wahrhafte Aufhebung der Klöfter; denn wenn es andauern foll, fo müfjen 
biefe religiöfe Gemeinden erlöfhen. Wer fönnte fi vorftellen‘, daß eine 
Civilbehörde fih derlei Maßregeln, ohne Dazwiſchenkunft der kirchlichen 
Behörde‘, erlauben follte? Die religiöfen Gemeinden beftehen durch die 
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Kirche und für die Kirche: nun ift es gewiß, daß ihre canoniſche Eriftenz 
nur durch die kirchliche Autorität bedingt ift; fo muß angenommen werden, 
daß fie ohme kirchliche Behörde nicht aufgehoben, oder ihnen die Bebingniffe 
ihrer Eriftenz entzogen werden können. Mit welchem Rechte wollte man 
der Kirche ihre veligiöfen Inftitute entziehen? und dieſes nicht nur ohne 
ihre Autorität, jondern wo man eben ihre Autorität mit den Füßen tritt. 
Die Errihtung religiöfer Inftitute ift geheiliget; geheiligt iſt ihre Eriftenz, 
und die VBerrihtungen, wozu fie beftimmt find, find heilig ; fie ſelbſt hängen 
von der Kirche ab; fie gehören der Kirche, und ohne die kirchliche Behörde 
fönnen fie nicht unterdrüct, noch ihrer Eriftenz Hinderniſſe gelegt werben. 

Lestlih wird noch bemerkt, wie ſowohl diefer Theil des Beſchluſſes 
des Großen Rathes von Aargau, als auch der andere in Betreff des Eigen: 
thums der Klöfter, mit der Bundesacte im offenbaren Widerjpruch ftehen. 
Die Bundesacte gemwährleiftet die Eriftenz der Klöfter, und die in Frage 
liegende Verordnung jpriht das Tobesurtheil über fie aus, indem fie ihnen 
die nothwendige und unerläßlihe Bedingniß ihrer fernern Eriftenz, nämlich 
die Aufnahme von Novizen, entzieht, Diefe Maßnahme muß als ein neuer 
Bruch der Bundesacte und der Pflichten, bie jelbe dem Stande Aargau 
auferlegt, angejehen werben. 

Demnach, im Namen der geſchwornen Treue, im Namen der Gere: 
tigkeit und der Religion reklamirt der Unterzeichnete gegen den Beſchluß bes 
Großen Raths, im feften Zutrauen, die Behörden Nargaus werden bie 
Gerechtigkeit diefer Keclamation anerkennen, und ſich beftreben, zu thun, 
was Rechtens ift. 

Der Unterzeichnete entbietet dem hochgeachteten, hochgeehrten Herren 
die DVerfiherung feiner hohen Achtung. 

Schwyz, den 26. Brachmonat 1836. 

Der apojtoliihe Nuntius bei der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft: 
Philipp de Angelis, Erzbiihof von Carthago.“ 

Un den katholiſchen Adminiftrationsrathd von St. Gallen erließ ber 
Nuntius folgendes Schreiben: „Tit.! Der unterzeichnete apoftoliihe Nuntius 
vernimmt fo eben ein Decret, das der Große Kath des Kantons St. Gallen, 
katholiſchen Theils, unterm 19. diejes Monats erlafjen und durch welches er 
fi ermädtigt geglaubt hat, die Kloftercorporation von Pfäffers ala aufge: 
hoben zu erklären und jofort über deren Vermögen verfügen zu können. — 
Eine ſolche Schlußnahme mußte den Unterzeichneten nicht weniger betrüben 
ala überrafhen, in Betrachtung ſowohl des Eingriffes in die Rechte ber 
Kirche, der darin liegt, als die Verlegung der Bundesacte in dem Art, 12, 
welcher den Fortbeftand und das Eigenthum der Klöfter ausdrüd: 
li gewährleiſtet. 
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In feiner Eigenfchaft als Stellvertreter des Oberhaupts der Kirche 
fonnte der Unterzeihnete nicht umhin, in Erfüllung einer heiligen Pflicht 
feines Amtes, gegen die Verlegung eines Rechtes zu proteftiren, welches 
ausſchließlich nur der Kirhengewalt zukommt. Und damit diefe Einſprache 
nad ihrer wahren Beichaffenheit, geſtützt auf unwiderſprechliche Gründe, wie 
fie e3 ift, aufgefaßt werde, glaubt er diejes Recht aus feinem wahren Geſichts— 
punkte nachweiſen zu follen. 

Wie man auch die Flöfterlihen Anftitute anjehen mag, fo unterliegt 
e3 bod feinem Zweifel, daß fie als Vereine von Perſonen, welche fi durch 
feierliche und ewige Gelübde Gott geweiht haben, vermöge der Natur der 
legtern, unmittelbar und ausfchließlih nur der geiftlihen Gewalt unter: 
ftehen können. Die Kirche allein ift e8 in ber That, die, kraft ihrer von 
bem göttlihen Stifter empfangenen Macht, die Erridtung diefer frommen 
Anftalten genehmigt, die ihnen Disziplinar:Vorfchriften gegeben oder ſolche 
gutgeheißen, die fie durch ihr Anſehen verbreitet, umgeftaltet und erhalten 
hat. So ift e8 auch einzig die Kirche, welche fie, wenn es nöthig ift, gültig 
aufheben kann, und bies nicht nur, meil deren Beitand oder Nichtbeitand 
von ihr allein abhängt, jondern noch aus dem befondern Grunde, weil bie 
Individuen, welche ſich zu einem religiöfen Orden verbinden, gegen Gott 
und die Kirche durch feierliche Gelübde ſich verpflidten, alfo durch ihrer 
Natur nach rein geiftlihe Handlungen, aus welchen folgt, daß die Bande, 
melde fie gefnüpft, göttlichen Hechtes find und darum durch Feine menſchliche 
Macht, fondern einzig durh das Mittel jener göttlihen Autorität gelöst 
werben können, welche Jeſus Chriftus feiner Kirche verliehen. Darum hat 
aud Fein Katholik die Behauptung je gewagt, daß einer andern als ber 
oberften geiftlihen Gewalt zukomme, Gelübde zu löſen, indem dieſer allein 
das Urtheil vorbehalten ift, ob daſſelbe göttliche Geſetz, das in gemiflen 
Fällen bindet, in andern wieber löſe.. Bei folder Entſcheidung handelt die 
oberfte geiftlihe Gewalt nicht vermöge einer perfönlihen und willfürlichen 
Macht, jondern als Auslegerin des göttlihen Rechtes und als Verkünderin 
bes göttlihen Willens, deſſen Organ fie ift. 

Was muß man nun, von folden Grundmwahrheiten ausgehend, von 
dem erwähnten Decrete Halten, durch welches der katholiſche Große Kath 
des Kantons St. Gallen fi die Befugniß beilegt, aus eigener Macht ein 
Klofter aufzuheben, welches befteht, welches jeit Jahrhunderten als ſolches 
anerfanunt worden? Hat er durch eine folhe Eigenmächtigkeit nicht in bie 
Macht und in die beiligften Rechte der Kirche übergegriffen; ja hat er das 
Anfehen des Heiligen Vaters nicht mit Füßen getreten? Würde es nicht 
Sedermann befremben, wenn eine weltliche katholiſche Behörde fi heraus: 
nähme, Religiofen zu einem Vereine zu nöthigen, den die Kirche nicht aners 
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fennen würbe, und zu Gelübben, die fie für ungültig erklärt hätte? Iſt es 
nun aber minder jeltfam und unnatürlich, wenn fie fi erlaubt, ein Flöfter- 
liches Injtitut aufzuldjen, den Mönchen die Zellen zu öffnen, in welchen fie 
zeitlebens zu verbleiben angelobt, und, um die Worte des Conziliums von 
Send zu gebrauden, „ihnen die Freiheit anzubieten, ben Habit abzulegen, 
in bie Welt zurüd zu Eehren, fie zur Abtrünnigfeit zu verleiten und fie 
Verachtung der päpftlichen Decrete und jelbft der Ausſprüche der Eonzilien 
zu lehren?” Dahin führt, Tit.! (mit Mühe ſpricht es der Unterzeiäänete 
aus) das Decret des katholiihen Großen Rathes. — 

Bill man vielleicht einwenden, das Kapitel von Pfäffers Habe dem 
katholiſchen Adminiftrationsrath erflärt, daß es bei bem heiligen Vater die 
Gnade der Säcularifation nahgefuht, umd deswegen ſchon könne jene 
religiöfe Gemeinihaft als aufgelöst angejehen werden ? Allein abgefehen 
davon, daß ber Beihluß vom 9. diefes Monats (Hornung) Feineswegs auf 
den Capitelsbeſchluß von Pfäffers fich fußet (welch letztern der Unterzeichnete 
nicht näher bezeichnen will) abgeiehen ferner, daß die Keligiofen der katho— 
liſchen Corporation fein Recht hatten abtreten können, das fie felbft nicht 
bejaßen, it Jedermann Klar, daß dad Capitel nicht einmal bie Abficht Hatte, 
das Aufhebungsreht der Eorporation einzuräumen, jondern daß es ihr nur 
feinen capitelförmig gefaßten Entihluß einfach eröffnete, welcher obige Bitte 
an den heiligen Stuhl für alle Capitelöglieder bezwedte. Weit entfernt 
aljo, das großräthlihe Decret zu vechtfertigen, trägt der Capitelsbeſchluß 
vielmehr dazu bei, deſſen Widerrechtlichkeit zu beweifen, indem man, ohne 
die Enticheidung des heiligen Vaters abzuwarten, mit der größten Eilfertig: 
keit zu Werke gegangen ift und jene Kloſtergemeinſchaft ohne den mindeften 
Vorbehalt, der irgend eine Anerkennung bes Rechtes der Kirche hätte erfeu- 
nen lafien, fiir aufgelöst erklärte, 

Iſt es etwa der innere Zuftand des Kloſters Pfäffers, welcher zu 
defien Aufhebung einen zuveihenden Grund darbieten fönnte? Hätte man 
aber, wenn nıan anders Zucht und Ordnung in demjelben wieder herzuftellen 
gewünſcht hätte s nit mit der competenten kirchlichen Behörde über bie 
Mittel ſich verftehen können, die dem Klofter eine heilfame Reform und 
feinen alten Glanz zu gewähren geeignet geweſen wären? Mußte man zer 
ftören, ftatt auf Abhilfe zu denken? Zugegeben, um mit Johann von 
Polemar am Eonzil zu Bafel zu jpreden: „daß in einer religiöjen Gemein: 
ſchaft einige Mißbräuche fi eingeſchlichen, wie deren im allen menfchlichen 
Einriätungen unterlaufen, wird darum ein Vernünftiger, der fi) an einem 
Ort befindet, die Lampe, die ihn nur ſchwach beleuchtet, auslöſchen, weil fie 
einen zu ſchwachen Schimmer wirft? Wird er fie wicht lieber reinigen und 
in gehörigen Stand ſetzen?“ — Allein ftatt mit der Kirche ſich in das 
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gebührende Vernehmen zu ſetzen, wollte man fie lieber bei Seite laſſen, um 
ſelbſt zu thun, was (gültig) nur durch fie geichehen fan. Denn angenomnıen, 
ber innere Zuftand des Kloſters ſei von ſolcher Art, daß er deſſen Auflöfung 
gebieterifch erheiichte, jo hätte das Urtheil hierüber dem Firchlichen Oberhaupte 
vorbehalten und feine Enticheidung abgemwartet werben follen. Von welder 
Seite man nur immer das erwähnte großräthlihe Decret betrachten mag, 
(bei jenem andern mit aufgeführten Beweggrunde ökonomiſcher Art will fich 
der Unterzeichnete nicht aufhalten, da es außer allen Zweifel liegt, daß die 
Einkünfte des Kloſters für dejien Unterhalt mehr als hinreichen), jo kann 
man es nicht im geringften al3 gerecht erkennen; man muß im Gegentheil darin 
einen Eingriff in die Nechte der Kirhe, eine Verlegung des Anfehens des 
heiligen Stuhls und darum eine vollftändige Rechtswidrigkeit und Nullität 
erbliden. 

Hat den Unterzeichneten der erſte Theil des Decretes, betreffend die 
Aufhebung des Klofters Pfäffers, jchmerzlih ergriffen, fo fah er mit nicht 
geringerm Leidweſen im zweiten den Fatholifchen Großen Kath über die 
Güter biefer Abtei nach eigenem Belieben verfügen, ald wären fie fein Eigen: 
thum. Jeder Katholit weiß, dag die Kirhengüter nit das Eigenthum 
Derer find, welche fie geniefen, fondern Sadhe de Herrn (bona dominica, 
wie fie in den heiligen Kanonen genannt werden), Güter, welche ihm die 
Frömmigkeit der Gläubigen geweiht und über welche die Kirche das volle 
und oberite Eigenthumsreht erlangt bat. Die Befikungen der religiöjen 
Eorporationen haben feine andere Natur und Beihaffenheit als bie übrigen 
Kirchengüter; die Glieder folder Gemeinheiten find gleichfalls nur Nutznießer, 
nicht Eigenthümer derjelben. Hieraus folgt, daß, wenn wirklich irgend eine 
geiftliche Körperſchaft erlöjhen würbe, ihre Güter, vermöge des ewigen Yort- 
beftandes der Kirhe, nicht aufhören würden, Güter der Kirche zu fein, 
Eigentum der Kirhe zu bleiben und ihren unbefchränften Verfügungen 
anheim zu fallen. Sie wiſſen, Tit.! daß zu allen Zeiten ſowohl die heiligen 
Eonzilien, als die Päpfte in Betracht der hohen Beftimmung der kirchlichen 
Güter für ihre Erhaltung auf das forgfältigfte bedacht waren, daß fie den 
Bannfluch fchleuberten gegen Alle, melde es wagen mwürben, fie zu irgend 
einem anbern ala ihrem urjprünglich beftimmten Gebrauch zu verwenden. 
Wie Fonnte es nun geihehen, daß der fatholiihe Große Rath, ohne min- 
deſte Beachtung des kirchlichen Eigenthumsrehts und ohne Mitwirkung der 
rirchlichen Autorität, über das Vermögen ber Abtei Pfäffers verfügen zu 
dürfen glaubte? Noch mehr: daß er es nicht einmal zu kirchlichen Zweden 
beftimmt Hat? Wie, während alle Berfafjungen der Schweiz die Unver— 
legbarfeit des Eigenthums an der Stimme tragen; während feine 
Behörde auf das Eigenthum irgend eines Privaten zu greifen wagen würde, 
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trägt man nicht das geringfte Bedenfen, über Kirchengut willkürlich zu ver: 
fügen? Sollte etwa die Kirche mindere Rüdfiht und Achtung zu genießen 
haben, als ber einfahe Bürger? Sollte das jeder Corporation, jebem Ein* 
zelnen zu Statten kommende Befigreht nur einzig für bie Kirche nichts 
gelten? Sit es möglih, daß der Staat ober irgend eine Behörbe einen 
Eingriff in das Eigenthum begehe, während der eine und die andere nur 
zu defien Schu vorhanden find? — „„D Ihr Fürften (Machthaber),““ 
Fönnte der große Bofjuet mit allem Grunde heute wie zu feiner Zeit aus: 
rufen, „„nehmet Alles, mas Gott geweiht ift, unter Euere Obhut, nicht allein 
bie Berfonen, fondern aud die Orte und Saden, die zum Dienfte Gottes 
verwendet werden ſollen. Beſchützet die Güter der Kirche, benn fie find 
auch die Güter der Armen. Gedenket Heliodord und der ftrafenden Hand 
Gottes, die ihm getroffen, weil er die im Tempel verwahrten Güter an fid 
reißen wollte, Um wie viel mehr ift es Pflicht, jene Güter bei der Kirche 
zu belafien, die nit nur im Tempel hinterlegt, fonbern der Kirche ſelbſt 
für ihren Dienft und Zweck in Befig gegeben find ?”* 

Wie anfehnlih und ausgedehnt die Befugnifje des Fatholifchen Großen 
Raths des Kantons St. Gallen fein mögen, fo fann er doch nie und nimmer 
ein Recht über das Eigenthum der Kirche ausüben, das ihm nicht zufommt, 
und es ift nach den entwidelten Gründen einleuchtend, daß durch die Ber: 
fügung über die Kloftergüter von Pfäffers die Fatholifche Corporation einen 
Eingriff in die Rechte der Kirche begangen und feiner Verfügung hiedurch 
jelbft den Stempel der Nullität aufgebrüdt hat. 

Wenn das fraglide Decret nichtig ift in religiöfer Beziehung, fo ift 
es wohl eben jo ungültig aus dem Standpunkte des ſchweizeriſchen öffent: 
lihden Rechtes. Der Art. 12 der Bundesurkunde ijt zu befannt, als daß 
es nöthig würde, ihn wörtlih anzuführen. Der Beitand und der Befig ber 
Klöfter ift durch denfelben förmlich gewährleiftet,; darum wäre es überflüffig, 
bei diefem Punkte länger zu verweilen. Das Geſetz liegt zu Far, die Ver—⸗ 
letzung deſſelben zu offen und handgreiflih vor, um nur einen Augenblid 
an der Ungültigkeit eines Beſchluſſes zweifeln zu können, welcher dieſem 
Geſetze zuwider gefaßt worden. 

Ueber ſolche Nechtsverlegungen muß dem heiligen Vater das Herz 
bluten; denn er konnte fich derjelben um fo weniger verjehen, ald er wahr: 
Lich beſſere Ansprüche auf die Dankbarkeit der katholiſchen Corporation des 
Kantons St. Gallen hatte, jener Corporation, die, nachdem fie von dem 
heiligen Vater die Trennung der St. Gallifhen Diözefe von dem Bisthum 
Chur und jofort ein apoftolifches Vicariat unter der Bedingung nachgeſucht 
und erhalten hat, daß die Wiebererftellung des eigenen Bisthums unverzüg- 
lich nachfolgen follte, der Erwartung Seiner Heiligkeit in diefer Beziehung 
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nicht nur nicht entſprochen, fondern unbedenklich neue Angriffe auf die Rechte 
ber Kirche unternommen und Wunden wieder aufgerijien hat, die bei weitem 
noch nicht vernarbt waren, 


Der Unterzeichnete darf erwarten, daß ber Große Rath Fatholiihen 
Theils, wie wenig er die Nechtswidrigfeit feines Act8 vom 9. Hornung 
erwägen mag, fi} beeilen werde, auf jene gerechten und religiöjen Gefinnungen 
zurüdzufommen, von welhen eine Fatholifche Behörde bejeelt fein foll, 
und in Folge deſſen das Decret der Aufhebung des Kloſters Pfäffers zurüd: 
zunehmen, dieſes in feine übrigen Rechte einzufegen und als beftehend, wie 
e3 noch ift, zu erfennen, 

Indeſſen erachtet e8 der Unterzeichnete in feiner Pflicht Namens bes 
heiligen Vaters gegen die Aufhebung des bejagten Kloſters, jo wie gegen 
die Entziehung und Bermwendung feiner Güter feierlich zu protejtiven und 
zugleih das erörterte großräthliche Decret für null und nichtig geſchehen 
zu erklären. j 

Der Unterzeichnete bittet Sie endlih, Tit.! diefe Note zur Kenntniß 
bes Fatholifchen Großen Nathes zu bringen, und benüßt diefen Anlaß, Sie 
feiner ausgezeichnetften Hochachtung zu verfidern. 


Schwyz, den 20. Hornung 1838. 


Der apoftolifhe Nuntius bei der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft: 
Philipp de Angelis, Erzbiihof von Carthago.“ 

Da der Nuntius in Folge der befannten Vorgänge feinen Sitz von 
Luzern nah Schwyz verlegt und jede Verbindung mit der Regierung von 
Luzern abgebrochen Hatte, jo richtete er in Betreff der Aufpebung der Franzis: 
Fanerflöfter folgende Note an den damaligen Vorort Zürih: „Tit.! Unge— 
achtet der früher eingegangenen förmlichen Verpflichtungen beſchloß der Große 
Rath von Luzern in feiner letzten Situng vom 22. Wintermonat abhin 
die Aufhebung der zwei im Kanton bejtehenden Franzisfanerklöfter. Diele 
Schlußnahme hat den Heiligen Stuhl mit Schmerzen erfüllt, der darin nur 
eine Derlegung feiner Rechte über die geiftlihen Gorporationen erbliden 
fonnte, Rechte, die zuerst feierlih von den katholiſchen Schmweizerfantonen 
durh Vermittlung der Tagſatzung anerkannt, und hernach durd die eibge: 
nöſſiſche Gemährleiftung, die zu Gunften der Klöfter in den Bundesvertrag 
von 1815 aufgenommen wurde, gegen jeden Angriff ficher geftellt wurden. 

Der apoftolifche Nuntius, beauftragt bei Ihren Ercellenzen gegen eine 
ſolche Verlegung Einſprüche zu erheben, hat nicht nöthig die Rechte des Heiligen 
Stuhles über die Drdensinjtitute zu begründen, Rechte, die jedem ſowohl 
katholiſchen als paritätiiden Schweizerfantone, jonderheitlich aber jenem von 
Luzern befannt fein müflen; er wird ſich einzig darauf beſchränlen, jene 
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Epochen anzuführen, wo diefe Rechte von der Schweiz feierlich anerkannt 
und unter den Schuß der eidgenöffifhen Gemährleiftung geftellt wurden. 

Nach der Mediationsacte und auf der Tagjagung von 1804 in Folge 
eines Memorials, welches der apoftolifche Nuntius Teftaferrata unterm 22. Brad): 
monat an die Fatholiihen Gefandten richtete, um fie zu vermögen, auf Fräftige 
Weile für Beſtand und Erhaltung der Klöfter vorzuforgen, befchäftigte mar 
fi mit vielem Interejfe mit diefer Angelegenheit und um felbe bald ihrer 
Erledigung, ungeachtet der Meinungsverſchiedenheit, die ſich bei diefen Anlaffe 
erhob, zuzuführen, machte der Landammann der Schweiz den Vorfchlag, die 
Gejandtfchaften der Fatholifhen und paritätifchen Kantone einzuladen, mit ein= 
ander über die zu Gunften der Klöfter zu treffenden Mafregeln zu conferiven. 
Tags darauf fand wirflih die Eonferenz ftatt, wo drei Artikel angenommen 
wurden, von denen ber erfte folgenden Inhalts ift: „Die ſämmtlichen nach— 
ftehenden Kantone verftehen fih, als Marime anzunehmen, fein Klofter in 
ihrem Kanton anders als in Folge eines beſondern mit dem heiligen Stuhle 
abzufchließenden Concordats aufzuheben,” Die meiften Geſandtſchaften, unter 
andern jene von Luzern, erklärten oben angeführten Artikel fogleih anzuneh- 
men und luben gleichzeitig den Landammann ein, bievon den apoftolijchen 
Nuntius in Kenntniß zu jegen. Die Tagfatung war fehr zufrieben mit 
diefen Entihlüffen und beſchloß: „daß die Uebereinkunft der löblichen Fatho- 
lichen und paritätifhen Geſandtſchaften dem Protocolle und dem Abſchiede 
beigerüdt und ber Landammann der Schweiz eingeladen werde, unverzüglich 
dem apojtoliihen Nuntius das ganze Rejultat über die in der Klofter-Anges 
legenheit gepflogenen Verhandlungen mitzutheilen.“ 

Seit diefer Epoche war niemals die Rede davon, ein Klojter aufzu: 
heben, ohne vorher den heiligen Stuhl zu berathen. In der That wollte 
die Regierung von Luzern im Jahr 1806 eines ber beiden Franziskaner: 
öfter, um darin ein Diözefanfeminarium zu errichten, und ein Frauenkloſter, 
um felbes in ein Waifenhaus umzuwandeln, aufheben, und ermangelte nicht, 
deshalb die Macht und die Dazwiſchenkunft des Papftes anzurufen, und 
zwar in Ausdrüden, die hinlänglich beweifen, daß fie von den Rechten bed 
heiligen Stuhls über die geiftlichen Corporationen überzeugt fei *). Und da 
die Regierung von Luzern bei ihrem erften Schritt nicht glüdlih war, erließ 
fie eine neue Zufchrift und jhidte eigens ihren Staatsjchreiber nah Rom, 
um ſelbe zu den Füßen Seiner Heiligkeit zu legen. 


*) Sie ſchrieb: „Mit der gleichen Freimütbigfeit und Ehrfurdt, wie wir Dir, 
beiliger Vater, biefes auseinandbergefept haben, mit dem gleihen Bertrauen gelangen 
wir flebentlih an Di, damit auch Du mit deiner apoftolifhen Macht dasjenige gnä- 
bigft verleihen wolle, was von Dir abhängt, daß ꝛc.“ — Und einige Stellen weiter 
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Da dieſer neue Verſuch ebenfalls ohne Erfolg geblieben, gab dieſelbe 
Regierung ſogleich ihr Vorhaben zur Aufhebung auf und lieferte zugleich bei 
dieſem Anlaſſe einen glänzenden Beweis von Achtung für die Rechte des 
heiligen Stuhls und von gewiſſenhafter Treue, ihr Verſprechen zu halten 
und ihre Verpflichtungen zu erfüllen; denn ſobald ſie den Abſchlag des 
heiligen Vaters, dem Verlangen der Aufhebung zuzuſtimmen, vernommen, 
beeilte ſie ſich das Seminarium anderswohin zu verlegen, welches inzwiſchen 
ins Franziskanerkloſter von Luzern ſelbſt mit Zuſtimmung der Ordensmit— 
glieder, verſetzt wurde. — Dem Unterzeichneten iſt nicht unbekannt, daß 
oben angeführte Uebereinkunft damals von der Tagſatzung nicht jene völlige 
und gänzliche Sanction erhielt, vermöge welcher fie als Beſtandtheil des 
ſchweizeriſchen Staatsrechtes hätte angeſehen werden können. Doch war ſie 
nichts deſto weniger verbindlich für jene Kantone, welche ſie unterzeichnet 
hatten und dieſe Verbindlichkeit, die ſich nachher über alle Kantone erſtreckte, 
wurde feierlicher und vollkommener durch den Bundesvertrag von 1815, 
deſſen Artikel XII. in fo einfachen und deutlichen Ausdrücken abgefaßt, fi 
auf den nämlichen Grundſatz und die gleichen Gründe ſtützt und ſich das 
gleiche Ziel vorſteckt, wie die Uebereinkunft von 1804 *). 

Der Friede in Europa war hergeſtellt, die Schweiz nahm ihren alten 
Rang unter den unabhängigen Staaten ein, und die Tagſatzung war in 
Zürich für Ausarbeitung eines neuen Bundesvertrags 'verfammelt. Unter 
diefen Umftänden glaubte der gleiche Teitaferrata Schritte thun zu müſſen, 
um auf eine befriebigendere Weife als im Jahr 1804 das Schidjal der 
Klöfter in der Schweiz zu ſichern und fo die Rechte des Heiligen Stuhls 
über die geiftlihen Corporationen gegen jeden Angriff zu fchügen. Er 
ritete daher unterm 7. Mai 1814 eine Note an die eidgenöfjiihe Tag— 
faßung, in welcher er darauf beftund, daß den neuen Bundesvertrag eine 
völlige und gänzlihe Gemwährleiftung zu Gunften der canonifchen Eriftenz 
der Klöfter und ihres Eigenthums einverleibt werde. Diefe Note wurde in 
vollftändig verfammelter Tagſatzung vom 18. Mat abgelejen, und die Aeuße: 
rungen verſchiedener Gejandtihaften an den Nuntius bewiejen, wie jelbe 
günftig aufgenommen worden. Eine Commiſſion wurde ernannt, alle Mit: 
glieder derjelben anerkannten die Vegründetheit des durch den Nuntius geftell: 
ten Verlangens und ftellten mit Einmuth den Grundfaß feft, das die cano— 
nifche Eriftenz der Klöfter und Capitel fo wie die Sicherheit ihres Eigenthums 


unten: „Diefes find bie Ratbfchläge, dieſes die aufrichtigften Gefinnungen, durch welche 
geleitet wir, beiliger Bater, mit der größten kindlichen Liebe und Ehrfurcht Di fleben, 
daß in unfern kirchlichen Angelegenheiten geändert und feitgefegt werde, was folgt ıc. “ 

*) Der erwähnte Paragraph bes Bundesvertrags von 1815 ſagt: „Der Fort— 
beftand der Klöſter und Gapitel ift gewährleiftet.* 
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gewährleiftet feien. — Es wird nicht unzweckdienlich fein, hier einige Punkte 
anzuführen, über welche die Commiffion einig ging, bevor fie obigen Grund: 
ſatz ausſprach. Sie jagt nämlid: 

„„ Die katholiſchen Kantone betrachten dieſe Anftitute als eine der vor: 
zügliden Stügen ihrer Religion und fie glauben fih um fo eher bereatiget 
deren Gewährleiſtung zu verlangen, als mehrere dieſer Klöfter fich ehedem 
unter ihrem unmittelbaren Schute befanden. Wollte man aber die Klöfter 
nit unter bem religiöfen Geſichtspunkte betrachten, fo wird man doch ein: 
geftehen müjlen, daß die Gerechtigkeit verlange, daß felbe in Betreff ihrer 
künftigen Eriftenz und der Sicherheit ihres Eigenthums beruhigt werden... 
Diefes ift um fo gerechter, wenn man bedenft, daß die Klöfter früherhin 
freie und unabhängige Herrichaften waren, und daß es demzufolge ungerecht 
wäre, wenn, nachdem fie ihre herrichaftlihen Rechte verloren, man fie noch 
in ber Ungewißheit wegen ihrer Eriftenz felbft und ihres Eigenthums laſſen 
würde.““ Es ift unnöthig, Ercellenzen, hier anzuführen, mie günftig die 
Gefandtihaft von Luzern fomohl in der Commiffion, im welder fie fi 
befand, als auch in der Tagfagung ſtimmte, denn die Protocolle fprechen fi 
hierüber deutlih aus. Im Beachtung der gleihen Grundfäge und für den 
nämliden Zweck, ben die Kantone, welche die Uebereinkunft von 1804 
unterzeichneten, angeftrebt hatten, wurde der Artifel XII. in ben eidgenöſſi— 
ſchen Bunbesvertrag von 1815 aufgenommen. Beide Tagfagungen haben 
fi mit den Zufchriften des apoftolifhen Nuntius ganz unter einem religiöfen 
Gefihtspunfte, indem fie die Klöfter als kirchliche Inſtitute und als Stütze 
ber Religion betrachten, bejchäftigt, fie anerkannten bie Begründetheit des 
Verlangens bes Stellvertreters des Heiligen Stuhles und pflichteten bemjelben 
ohne irgend einen Borbehalt, ohne irgend eine Unterfcheidung bei. Die im 
Artikel 1 der Uebereinkunft eingegangenen DVBerbindlichfeiten weichen in nichts 
von jenen, die aus dem Artifel XII. des Bundesvertrages hervorgehen, ab, 
außer daß letztere feierlicher, allgemeiner und volllommener find, als eritere; 
übrigens wurden fowohl die einten als die andern dur die Stellvertreter 
des heiligen Stuhles hervorgerufen, betrafen kirchliche Sachen und hatten Die 
Gemwährleiftung von Anjtituten und Eorporationen zum Zwed, die ald Stüße 
der Religion und als Zierde der Kirche betrachtet wurden. Weit entfernt, 
alfo die Webereinfunft von 1804 zurüdzunehmen, die niemals weder ftill: 
ſchweigend noch ausdrüdlich aufgehoben worden, hat der Artikel XII, des 
eidgenöffifhen Bundesvertrages derſelben die Sanction ertheilt, deren Ber: 
bindlichfeit auf alle Kantone, jelbft auf jene, die fie nicht unterzeichnet hatten, 
ausgedehnt und fie unter den Schuß der eidgenöffiichen Gewährleiſtung geftellt. 

Geftügt auf die jo feierlichen Berbindlichfeiten macht e8 ji der Unter: 
zeichnete zur Pflicht, bei Ihren Ercellenzen gegen deren Verlegung, die aus 
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ber Schlufnahme des Großen Rathes vom 22. Wintermonat hervorgeht, 
wodurch er aus eigener Macht die zwei im Kanton beftehenden Franzisfaner: 
öfter aufgehoben hat, Einiprüche zu erheben. Der Unterzeichnete, der fich 
förmlich gegen eine ſolche Verlegung verwahrt und erflärt, daß der Heilige 
Stuhl diefe Aufhebung nie al8 gültig wird anfehen können, zweifelt nicht, 
dag Ihre Grcelfenzen fich beeilen werden, feinen Einſprüchen Folge zu geben, 
und dahin zu wirken, daß die Regierung von Luzern auf obenerwähnte 
Schlußnahme, als Eingriff in die Rechte des heiligen Stuhls, die als unter 
eidgenöffiiher Gewährleiſtung fie zu achten fich verpflichtet hat, zurückkomme. 

Schwyz, ben 2. April 1839. 

Philipp de Angelis x.” 

Auf alle diefe Vorftellungen und PVerwahrungen nahmen die Regie 
rungen Feine Rüdfiht, fondern fuhren in ihren einfeitigen Verfügungen über 
bie Klöfter und deren Güter fort. Der Grundſatz der Staatsallmacht war 
zu tief in den Köpfen aller Staatsmänner,. die Herrihlugt und Habſucht 
zu tief in ihren Herzen, als daß Gründe der Wahrheit und des Rechts 
noch Eingang und Beachtung gefunden hätten. Die Folge hat gelehrt, daß 
ber heilige Bater gern in die Ummandlung der verfommenen Franziskaner: 
Höfter im Kanton Luzern gemwilliget hätte. Sehr wahricheinli würde er 
ohne großen Anſtand dem Kloſter Pfäffers eine andere Kirchliche Beſtimmung 
ertheilt haben. Die katholiſchen Staatsmänner, welche die einfeitige Auf- 
hebung defjelben durchgefeßt, tragen die umverantwortlihe Schuld, das katho— 
liſche Volk dieſes Eigenthums der Kirche beraubt zu haben. Die Wendung 
der Dinge in Luzern geftattete mir noch, gut zu machen, was ich dur die 
Beförderung der einfeitigen Aufhebung der Franziskanerklöſter verbrochen 
hatte. Sonit lag es überall in den Abfihten der Kegierungen, mit den 
Klöftern fertig zu machen, fobald fi dazu eine Gelegenheit darböte. Schon 
im Jahr 1835, als die Bevogtung und das Novizenverbot im Aargau 
erging, waren die Keller, Tanner u. dgl. der Meinung, man jollte die 
Klöfter geradezu aufheben. Sie geitanden dieſes nachher ſelbſt ein und 
machten dadurch die aargauiiche Gefandtihaftserflärung an der Tagfasung 
jelbjt zur Lüge, welche alle Stände verjicherte, es walte feinerlei Abjicht 
zur Klöfteraufgebung ob, eine derartige Zumuthung fei eine Beleidigung. 
Während der Nerfaffungsrevifion ſchon jagte ein radikales Blatt voraus, 
die Klöfter im Aargau Fönnten nicht mehr fortbeitehen. Der Aufftand vom 
11. Jänner 1841 war das Lojungszeihen zu ihrer Aufhebung. Am 12. 
fagte Dr. Caſimir Pfyffer zu Luzern: Der Große Rath von Nargau muß 
morgen beſchließen: die Klöfter find aufgehoben. Auguftin Keller von 
Sarmenftorf, Director des Schullehrerjeninars in Lenzburg, ein getaufter 
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Katholik ftellte den Antrag, welcher auch fofort am 13. mit 115 Stimmen 
gegen 19 zu folgendem Beichluffe erhoben wurde: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Aargau, 
tun Fund hiemit: 

Daß Wir, nad Anhörung der Uns vom Kleinen Rath über den im 
Freienamte und theilweife in den Bezirken Baden, Zurzah und Laufenburg 
ausgebrochenen Volksaufſtand erftatteten Berichte: 

In Erwägung ber in gründlich beleuchtender Berathung nachgewieſenen 
Verderblichfeit des Einfluffes und Wirkens der Klöfter im Kanton auf wahre 
Religiofität, Sittlichkeit und moraliihe und ökonomiſche Selbftitändigfeit der 
Bürger; in Erwägung, daß zunächſt ihrer unabläffigen Bearbeitung, NAufreizung 
und Verführung der Gemüther des Volkes feit einer Reihe von Jahren die 
ftaatögefährlih gewordenen Beunruhigungen ihrer nähern Umgebungen zuge: 
fohrieben werden müſſen; in Erwägung, daß in biefem Ießtern Aufftande 
denfelben, ganz inäbejondere dem Klofter Muri die Hauptanftiftung und thät- 
liche Förderung des verbrecherifhen Nttentates auf die vom Volke janctionirte 
verfafjungsmäßige Ordnung und die volle rechtliche Verantwortlichfeit für 
ihre biesfälligen ftrafwürdigen Handlungen auffällt, und der Convent von 
Muri fih zudem bereits faktiſch aufgelöst und zeritreut hat; in Erwägung, 
daß es in der Pflicht, wie in der Befugniß jedes Staates liegt, und nad 
dem die Kantone in ihrer innern Selbftitändigfeit und Souveränität zunächſt 
gemwährleiftenden jchweizerifchen Bundesvertrage ein eben jo unbeftreitbares 
Recht wie eine dringende Pflicht ihrer Selbfterhaltung ift, die mit der Wohl: 
fahrt de3 Kantons unverträglichen, gegen denjelben offen und geheim freveln: 
ben Inftitute und Corporationen vom fernern Rechtsſchutze auszuſchließen; in 
Erwägung endlih, daß dem Stand Aargau hierin eine feinen nterefien 
entſprechende Verfügung um jo gewiſſer zukömmt, ala er feiner Zeit gegen 
die ausdrüdlihe Gewährleiftung der Klöfter bei Berathung des Bundesver: 
trag vom Jahr 1814 förmliche Verwahrung eingelegt, 

beihlojjen haben: 

1) Die Klöfter im Gebiete des Kantons Aargau find im Grundſatze 
aufgehoben. 2) Ueber die Art und Weile der Ausführung diefes Grund: 
fates wird der Kleine Rath eingeladen, jofort umjichtigen Rathſchlag zu 
pflegen, und die geeigneten Anträge mit möglichiter Beförderung an den 
Großen Rath gelangen zu laffen. 

Gegeben in Unferer Großen Kath3 : Verfammlung in Yarau den 
13. Jänner 1841. 

Der Präfident des Großen Rathes: Blattner. 
Die Secretäre: Adolf Fifher. Hermann Müller.“ 
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Man fieht e8 dem Decrete an, daß Gründe durch Bombaft erſetzt 
werden mußten. Die Vollziehung ließ nicht auf fich warten. Oberſt Frey: 
Herofe, der Commandant der Befagungstruppen, hieß den Abt von Muri, 
am 14. fein Convent verfammeln. Da erihien jener mit großem Gefolge 
im Siegesjubel vor demjelben und ſprach: „Eine Depeſche ift mir durch bie 
hohe Regierung zugefommen. Vermöge derjelben joll ich Ihnen eröffnen, daß 
der Große Rath mit der überwiegenden Stimmenmehrheit von 115 gegen 
19 Stimmen die Klöfter des Kantons Aargau aufgehoben habe. Als Menſch 
bedaure ih Ihr Schidjal, ald Bürger fühle ih mich geehrt, dieſen Auf: 
trag zu vollziehen.“ Der Prälat erwiderte darauf in würbdevoller Haltung : 
„Mit Entjegen und in tiefiter Wehmuth vernehmen wir Ihre Eröffnung. 
Aus den Vorgängen feit 1836 konnten wir einen folden Act der Gemalt 
ahnen. Als Stift, das bereits über 800 Jahre beftanden, proteftiren wir 
gegen dieſe Gewaltmaßregel, und verwahren unjere Rechte, geftügt auf unfere 
Stiftung, auf die Bundesurfunde, auf unfere Kantonsverfaflung, die alles 
Privateigenthum fichert, und ganz befonderd auf die Rechte ber heiligen 
Tatholifchen Kirche: denn unfer Stift ift eim kirchliches Inftitut, welches 
durch die Kirche gegründet und fanctionirt ift, folglih uur durch diefe rechts: 
gültig kann aufgehoben werden.” Frey-Heroſe, ein Fabrikherr und Heer: 
führer, mochte folde Antwort eines Mannes und Firhlihen Würdeträgers 
nicht erwartet haben, zormentbrannt fuhr er entgegen: „Al Commanbant 
an der Spige von 15,000 Mann nehme ich Feine Proteftation an. Im 
Heerde der Revolution muß biefelbe erftidt werden. Das Klojter hat dur 
Sturmläuten und Schießen den Landfturm provozirt und organifirt.* Schon 
am 20. Jänner erließ der Große Rath von Nargau folgendes Decret: 


„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Aargau, 


thun fund hiemit: 


Daß Wir, in Vollziehung der Schlußnahme vom 13. Jänner 1841, 
betreffend die Aufhebung ber Klöfter, 


beſchloſſen haben: 

$. 1. Das fämmtlihe Vermögen der aargauifhen Klöfter ift ber 
Derfügungsgewalt der Conventualen gänzlich entzogen, biemit zum Staats: 
gut erklärt, und foll für Kirchen:, Schul: und Armenzwecke verwendet werben. 
Die Berwaltung wird durch ein befonderes Decret geregelt. $. 2. Sämmt: 
lihe Gonventualen haben ihre bisher benusten Näumlichfeiten zu verlailen, 
und die Behörden über den Drt ihres Lünftigen Aufenthaltes in Kenntniß 
zu jegen. $. 3. Denjenigen Conventualen, die nit Bürger des Kantons 
find, ift das fernere Verbleiben in demfelben unter den durch das Geſetz 
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für die Fremden vorgefchriebenen Bedingungen geftattet. $. 4. Den Con— 
ventualen wird, unvorgegriffen allfälligen ftrafrichterlihen Verfügungen, auf 
Lebenszeit ober bis zu andbermweitiger Verforgung ein jährlihes Einkommen 
beftimmt, und zwar: A. den männlichen Ordenögliedern: a. einem Abte 
2000 Fr., b. einem jeden der übrigen Conventualen über 60 Jahre 
4400 Fr., unter 60 Jahren 1200 Fr., c. einem Laienbruder über 60 Jahre 
500 Fr., unter 60 Jahren 400 Fr. B. den weiblichen Drbdensgliedern: 
a. einer VBorfteherin 1200 Fr., b. einer jeden übrigen Conventualin 800 Fr., 
e. einer Laienjhweiter 400 Fr. $. 5. Wenn ein Conventual einen ander: 
meitigen, mit einem Einkommen verbundenen Beruf antritt, fo foll einem 
männlihen Gonventualen, fofern fein diesfälliges Einfommen die Summe 
von 1600 Fr., und einem meiblihen Conventualen, fofern dieſes Ein- 
kommen die Summe von 1000 Fr. nicht erreicht, eine jährliche Zulage bis 
auf den rejpectiven Betrag biefer Summe verabfolgt werben. Es muß 
aber jenes Berufs:-Einfommen bei einem Gonventualen wenigitens 600 Fr. 
und bei einer Conventualin 200 Fr. betragen. $. 6. Die Capuziner haben 
als wandernde Ordensgeiſtliche auf jährliche Unterftügung feinen Anſpruch; 
den Kantonsbürgern jedoh, welche im Falle der Säcularifation im Lande 
verbleiben wollen, ift auf Lebenszeit oder bis zu andermweitiger Verforgung 
eine jährliche Unterftükung von 500 Fr. und Kantonsangehörigen Laien— 
brüdern eine folhe von 200 Fr. zugefihert. Zur Beftreitung der augen: 
blicklichen Bedürfnifje bei dem Austritt erhält aber jeder Capuziner ein 
Reiſegeld von 40 Fr. $. 7. Die Ausrihlung der Jahresgehalte geſchieht 
vierteljährlih. Beim Austritt aus dem Klofter erhält jedes Drbensglied 
die Hälfte des erften Quartals. $. 8. Jedem Ordensglied ift geftattet, fein 
erweisliches- Privateigenthum wegzuziehen, wobei jedoch die dem Klofter zuge: 
brachte Einfaufsfumme nicht verjtanden ift. $. 9. Zur nöthig gewordenen 
Aushilfe in der Seelforge werden zu den in den Bezirken Laufenburg und 
Rheinfelden bereits beitehenden Hilfsprieftern wenigitens noch acht für bie 
fibrigen katholiſchen Bezirfe aufgeftellt. $. 10. Jeder Hilfspriefter bezieht 
ein jährliches Einkommen von 600 Fr. Die nähere Organifation biejer 
Stellen beftimmt im Einverſtändniß mit dem bifhöflichen Ordinariate ber 
Kleine Rath. $. 11. Von dem Kloftervermögen foll fofort die Summe von 
500,000 Fr. zum Voraus erhoben, und die eine Hälfte den Schulgütern 
ber katholiſchen Gemeinden nah dem Verhältniß der Bevölkerung, die andere 
Hälfte den Armengütern derfelben nah Maßgabe des Bedürfniſſes zugetheilt 
werben. Auf gleihe Weife und nah gleichem Maßſtabe jollen fernere 
500,000 Fr. aus dem Vermögen der aufgelösten Klöjter den Fatholifchen 
Gemeinden zugetheilt werben, fobald durch Erledigung der den Ordensglie— 
dern ausgeſetzten Gehalte ein folches Capital verwendbar wird. $. 12. Ueber: 


462 


dies joll aus diefen Vermögen an eine Bezirksfhule in Muri, fobald bie 
Errichtung einer ſolchen von dorther gewünfht wird, außer dem gejeglichen 
Staatöbeitrag ein jährlicher Beitrag von 2400 Fr. geleiftet werden. $. 13. Die 
bisher den Klöſtern zugeitandenen Collatur-Rechte übt in Zukunft der Kleine 
Kath im Namen des Staates. $. 14. Die betreffenden Pfarreien, fo wie 
folche, deren Errichtung durh Aufhebung der Klöjter nothwendig geworben, 
werden aus dem Kloftervermögen angemefjen ausgejtenert (dotirt). $. 15. All 
fällige erweislihe Eigenthums: oder Nutznießungs-Anſprüche dritter Perfonen 
auf diejes Kloftervermögen bleiben ihnen vorbehalten. In diefem Vorbehalte 
ift aud der Erſatz allfälliger Unterfuhungs: und Dccupationsfoften begriffen- 
$. 16. Jedes Drdensglied, weldhes gegen die in Bezug auf die Aufhebung 
der Klöfter getroffenen Maßnahmen in irgend einer Weife fih auflehnt, oder 
der Bollziehung dieſes Decrets entgegenwirkft, ober ſich der Entfremdung 
oder Verheimlihung von Kloftergut ſchuldig macht, verliert dadurch nicht 
nur jeden Anſpruch auf den ihm auszeworfenen Jahresgehalt, jondern kann 
überdies nad) Maßgabe des Geſetzes zur Strafe gezogen werben. $. 17. Der 
Kleine Rath ift mit der fofortigen Vollziehung diefes Decretes beauftragt. 

Gegeben in Unferer Großen Raths-Verſammlung in Aarau ben 
20. Jänner 1841. 

Sofort wurde nun Hand ans Werk gelegt. Die Kirhenfhäge und 
andere Kojtbarkeiten waren bereit geplündert und nah Aarau gejchleppt 
worden. Nicht alle wurden nad Vorſchrift des Decretes zu Kirchen, Schul: 
und Armenzweden verwendet: öffentlich wurde behauptet, ein jchönes reiches 
Geſchenk habe der Schultheiß Karl Neuhaus in Bern, Präfident der Tag- 
ſatzung, welder bie Bernertruppen zur VBollziehung gejandt hatte, vom banl: 
baren Stande Aargau befommen. Nun ging ed aber noch an die Austrei- 
bung der Mönde und Nonnen. Auch Hiefür mußten die eidgenöffiichen 
Truppen Schergenbienfte leiften. In der jtrengen Winterfälte mußten bie 
Klöfterbemohner ihre Zellen räumen, ohne Unterſchied des Alters (die Priorin 
von Gnadenthal war im Jahre 1755 geboren), an Hohn fehlte es ben 
Schlachtopfern aargauiſcher Willkür nit. Die Aufhebung der Klöfter erfolgte 
ohne allen Grund, außer demjenigen, welcher im Hafie gegen bie katholiſche 
Kirche, in der Habſucht und Herrſchſucht der radikalen Wortführer im Aargau 
lag. Auch mochte der Verſuch gemacht werben wollen, ob man nicht auf 
diefem Wege zur Auflöfung des Bundesvertrages gelaugen könnte, deſſen 
Abänderung man bisher umjonjt verjuht Hatte. Die Katholifen und au 
diejenigen Regierungen, welde in dem Bunbesvertrage noch den einzigen 
Damm gegen radikale Einheitsbejtrebungen ſahen, faßten die Angelegenheit 
ber Klöfter im Yargau von dieſer Seite auf. Wie ih ſelbſt bie Klöjter: 
aufpebung und ihre möglichen Folgen damals beurtheilte, ſprach ich in ber 
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Bundeszeitung in folgenden Worten aus: „Die alte und neue Berfaffung 
fiherten das Eigenthumsrecht. Der Bund fichert den Fortbeftand der 
Klöfter. — Der Große Rath von Aargau muß in Folge Verfaſſung und 
Bund die Aufhebung zurüduehmen, oder die Tagfagung muß die Zurüd- 
nahme beſchließen. Geſchieht das Letztere nicht, jo ift der Bund aufgelöst 
und es fteht zu bejorgen, die Kantone, welche auf eidlich gegebene Worte 
und auf Bundestreue etwas halten, möchten fi von einem Bunde losjagen, 
ber Feine Wahrheit und Kraft hat und werden einen neuen wahrhaft eidge— 
nöffifjhen Bund unter fi ſchließen. Auf dem Kütli ift der ewige Bund 
geitiftet, auf dem Nütli dürfte er erneuert werben.“ 

Das war nicht blos mein Gedanke, e8 war aud) die Grundlage meiner 
Handlungsweife als Magijtrat in diefer Angelegenheit. Die Urkantone waren 
bie erjten, welche für die Klöfter im Aargau und für den Bunbesvertrag 
in die Schranken traten. Schon am 19. Jänner vereinigten fie fih in 
Brunnen, wo der ewige Bund von 1315 zwiſchen ihnen erneuert worden 
war, zu einer feierlichen Verwahrung gegen die aargauishe Klofterauffebung, 
zur Mittheilung derjelden an Aargau und an alle Stände, zum Begehren 
der Zurücknahme dev Schlußnahme vom 13. Jänner, und auf den Fall der 
Nichtentſprechung zum Berlangen der Einberufung einer außerordentlichen 
Tagjagung. Sie gelangten insbefondere an die Stände Zug, Freiburg und 
Neuenburg mit dem Anfuhen, das leitere Begehren unterftügen zu wollen. 
Das Begehren um eine Tagjagung wurde wirklih von der bundesgemäßen 
Anzahl von Ständen geitellt, und der Vorort Bern mußte, obwohl er unter 
nihtswürdigen Ausflüchten: nämlih nur Zug und freiburg hätten die Ein- 
berufung der Tagfatung unbedingt verlangt, die Urkantone nur auf den 
Fall, daß Aargau fein Decret nicht zurüdnehme, zögerte, endlich entſprechen 
und febte ihren Zufammentritt auf den 15. März an. Mittlerweile Tangte 
beim Vororte eine Note der öfterreihiihen Gejandtihaft, und eine ſolche 
des apoftoliihen Nuntius ein. Die erjtere gab ihres Inhaltes wegen nur 
zu Spott Anlaß. Gie lautete: 

„Es ift allgemein befannt, daß die durch aargauijhen Großrathsbe— 
ſchluß vom 13. v. M. aufgehobenen Klöfter, aus den Patrimonialgütern 
des Hauſes Habsburg, dejien Rechte an das erlauchte regierende Haus des 
Öfterreichifhen Reiches übergangen find, zum Theil fundirt oder wenigſtens 
dotirt wurden. Der Fundationsbrief der Abtei Muri von 1027 bejagt vom 
Herrn von Habsburg ausgehend inäbejondere ausdrüdlid, daß er dieſe Abtei 
aus feinen und feiner Erbsangehörigen Patromonialgütern geftiftet habe, 
und daß die Glieder feiner Familie ausſchließlich zu jeder Zeit deren Schirm: 
vögte fein follten. Nicht minder notoriſch ift, daß bie Archive, Bibliotheken, 
Kirhen und Grüfte der Abteien von Muri und Wettingen die ältejten 
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Documente und Denfmäler des Haufes Habsburg einfchließen, welches deren 
Aufbewahrung dem frommen Eifer der Conventualen anvertraut hat, in ber 
Zuverficht, daß dieſe geheiligten Gegenitände vor jeder Schändung oder Zer— 
ftörung in der Mitte einer dem Glauben des Gründers ergebenen Bevölke— 
rung behütet werden möchten. Allein da der aargauifhe Großrathsbeſchluß 
diefe Garantie vernichtet und unglüclicherweie die Behörden diejes Kantons 
ſich bereitö der beweglichen und unbeweglichen Kloftergüter bemächtigt haben, 
fo ift der Unterzeichnete, außerordentliher Gefandte uud bevollmädtigter 
Minifter feiner Laiferlihen Majeftät bei der Eidgenofjenihaft, von feinem 
Hofe beauftragt worden, Sr. Ercellenz dent Herrn Schultheiß und Staats: 
rath des Kanton Bern als eidgenöffifher Vorort folgende Mittheilungen 
zu maden: 

Ihro Majeftät der Kaifer, erlauchter Herr des Unterzeichneten, prote= 
ftirt in feiner Eigenfchaft als Descendent des Haufes Habsburg, welches die 
Abtei Muri gegründet und mehrere Klöfter des Kanton? Aargau fundirt 
hat, feierlich gegen jeden Act, woburd die aus dem Patrimonialgut feiner 
Vorfahren herftammenden Klöfter der von den Gründern feitgelegten Beſtim— 
mung entzogen würden und behält fih alle aus diefer Proteftation ent— 
Ipringenden Nedhte vor. Noh mehr; Ihro kaiſerliche Majeftät macht die 
Behörden des Kantons Aargau für jede Handlung verantwortlich, melde 
eine Entweihung oder Zerftörung der Grabftätten ihrer hochgeborenen Ahnen, 
fo wie der urjprüngligen Titel und Documente der Grafen von Habsburg, 
welche fih in den Archiven aufbewahrt finden, zur Folge hätte. Der 
Unterzeichnete u. |. w. 

Bern, den 8. Hornung 1841. 

Graf von Bombelles.” 

Einige Wenige meinten in der Note fogar eine drohende Gefahr für 
die Gebietshoheit ded Kantons Aargau, und fonah für den Beftand ber 
Eidgenofjenfhaft zu erbliden, weitaus die Meiften aber und vorzüglich bie 
rabifalen Machthaber fpotteten darüber als über den Erguß einer völligen 
Ohnmacht, welche gern etwas thun möchte, aber nichts wagen dürfe ober die 
Sade nit anzugreifen wüßte. Der Wirkung nad zu fließen, hatten bie 
Lestern vollfommen Recht. Die Note des Nuntius (Gizzi) lautete folgender- 
maßen: 

„Ercellenzen! 

Die bedauernswürdigen Ereigniffe im Kanton Nargau legen mir bie 
Pfliht auf, mich an den Vorort der Eidgenofjenfchaft zu wenden. Von den 
Greigniffen felbft werde ich nichts jagen; die aufgeflärten Staatsmänner, 
welche den eidgenöſſiſchen Staatsrath bilden, werben fie in ihrem Urfprunge, 
in ihren Urfachen, Umftänden und Wirkungen zu würdigen willen; fie werden 
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fie, ih bin deſſen gewiß, eben fo unparteiifch würdigen, als die Geſchichte 
jelbit e8 fpäter thun wird, wann Ruhe und Nachdenken ihre Herrfchaft erlangt 
haben werben, 


Als Stellvertreter des Papftes, der in feiner Eigenihaft als Ober: 
haupt der fatholifchen Kirche zu wachen hat, daß in Stiftungen und religiöjen 
Anftalten der Fatholiihen Kirche Feine Eingriffe gejchehen, werde ich mich in 
Erfüllung meiner Sendung darauf beſchränken, daß ich mich der unangeneh— 
men aber unerläßlichen Pflicht entlebige: Einſprache zu thun und amtliche 
Berwahrung gegen den Beſchluß dev Aufhebung einzulegen, den der Große 
Rath von Aargau am 13. diefes Monats gegen alle Klöfter, die fi in 
feinem Kantone befinden, erlaflen hat. 


Da der Beitand und die Erhaltung der Klöfter in der Schweiz durch 
den Artikel XII. des eidgenöffiihen Bundesvertrages auf die förmlichfte und 
deutlichſte Weife gewährleiftet worden ift, fo fieht man bie Möglichkeit nicht 
ein, biejen Artikel mit dem Beſchluſſe der Aufhebung in Einklang zu bringen, 
Es ift unmöglich, in dieſem Lehtern nicht auch einen Eingriff in ben erften 
zu ſehen. 

Der Große Rath von Aargau hat gefuht, die Verpflichtungen, bie 
der Artitel XII. des eidgenöfjiihen Bunbesvertrages enthält, von ſich zu 
weijen, indem ev (in den Erwägungsgründen, die feinem Beſchluſſe voran: 
gehen) jagt, daß bei den Berathungen, die bei Anlaß bes Bundesvertrages 
Statt hatten, Aargau gegen eine beftimmte Gewährleiſtung zu Gunften der 
Klöfter‘ Vorbehalte machte. Wenn diefe Angabe zuverläflig ift, fo wird fie, 
wenn man will, beweifen, daß Aargau von jenem Zeitpunfte an Binfichtlich 
der Klöfter Abfihten und Pläne hatte, die mit dem eidgenöſſiſchen Bunde 
wenig in Einklang waren; aber fie wird nie die den Klöftern und allen 
Ständen der Eidgenofjenihaft Mar und förmlich ertheilte Gemwährleiftung 
ſchwächen, noch viel weniger fie zernichten Fönnen. 


Allerdings bilden die Unterhandlungen und Berathungen, die immer 
dem Abſchluſſe der Verträge vorangehen, feinen Theil des öffentlichen Rechtes. 
Doc aber haben die Schweiz und Europa im eidgenöffiichen Bundesvertrage 
vom 7. Augftmonat 1815, der ein die Verfaſſung der ſchweizeriſchen Eidge— 
nofjenfhaft anerfennender Act, die Grundlage ihres öffentlichen Rechtes ift, 
und der Anerkennung ihrer Neutralität von Seite der den Vertrag von 
Wien unterzeichnenden Mächte voranging, Feinen Vorbehalt Aargaus gegen 
die Verträge des Artikels XII. gefunden, noch finden fie einen folhen. Man 
fieht darin im Gegentheile, daß die Bevollmächtigten Aargaus eben fo gut 
wie bie Abgefandten aller übrigen, den Vertrag eingehenden Theile, ohne 
einen Vorbehalt, ohne eine Einſchränkung zu machen, den eidgenöfjichen 
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Bundesvertrag unterzeichneten und mit ihmen den gleihen Schwur leifteten, 
ihn zu handhaben und ihn treu und redlich zu vollziehen. 


Man kann den Beihluß vom 13. Jänner nicht als ein Strafver- 
fahren betrachten; denn bei den Ständen, wo eine Trennung ber Gemal: 
ten vorhanden iſt, wie in Nargau, beurtheilt und beftraft die Verbrechen 
nit der Große Rath (die gefeßgebende Gewalt). Das kann nur die 
Aufgabe jener obrigfeitlichen Perfonen fein, die mit der Gerechtigkeitspflege 
beauftragt find. Sobald dieje zufammenberufen fein werden, um fie aus— 
zuüben, fo werden fie ſich ohne Zweifel in das Heiligtum der Geſetze zurüd- 
ziehen und dort, in erniter Sammlung, ferne vom Getümmel der Leidenſchaften 
vorurtheiläfrei und uneingenommen forgfältig alles auf der unparteiiichen und 
billigen Waage der Gerechtigfeit abmwägen. Es wird die Zeugeneinvernahme 
von den durch die Geſetzgebung aller Länder geheiligten ſchützenden Formen 
begleitet, Statt haben; man wird die Angellagten, man wird die Verthei— 
diger hören. Und finden fih dann Schuldige, jo werben auch Geſetze vor: 
handen fein, um jene zu betrafen. Den Schuldigen wird man ftrafen, aber 
die Unfhuldigen wird man gebührend achten. Für die Fehltritte, wegen 
beren fich einige Individuen eine Derantwortlichfeit hätten zuziehen können, 
wird man nicht ganze Körperichaften beftrafen. Man wird ftrafen, aber 
man wird nad den Geſetzen ftrafen und beionderd wird man feine Strafe 
verhängen, die, wie bie Aufhebung der Klöfter, im Strafgeſetzbuche nicht 
vorfömmt und niht cinmal vorfommen fann. 

Der Beihluß der Aufhebung vom 13. Jänner ift alfo ein vom 
Geſetzgeber ausgehende Maknahme und als folde hat fie der eib- 
genöffifche Bundesvertrag, das Grundgeſetz des öffentlichen Rechtes in der 
Schweiz, jhon zum voraus mißbilligt. 


Ich bedauere es ehr aufrichtig, mich in die unangenehme Nothwenbig- 
feit verjegt zu fehen, dieje Bemerkungen zu maden; aber man wird es leicht 
begreifen: meine Pflicht fordert es. Der eidgenöffifhe Staatsrath wird in 
feiner hohen Weisheit es ebenfalls begreifen, daß ich bei einem foldartigen 
Anlafje für die Handhabung und Vollziehung des eidgenöffiichen Bundesver: 
trages zu Gunften der Klöfter Einfprade thun muß, wie ich in der That 
die Ehre habe, jene Behörde darum anzurufen, welche in Folge ihrer Stellung 
der erfte Wächter deſſelben ift, 


Es ift zu hoffen, daß der Große Kath von Aargau auf die freund: 
ſchaftliche Stimme des Vorortes und nad reiferm Nachdenken feinen Anftand 
nehmen wird, eine Maßnahme zurüdzunehmen, die (man darf es jagen, ohne 
Jemand zu beleidigen ) in einem Augenblide ber Aufregung gefaßt worden 
ift; eine Maßnahme, bie die ganze katholiſche Schweiz tief betrübt und offen- 
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bar die Verhältniſſe des Wohlwollens und Zutrauens unter den eidgenöſſi— 
ſchen Ständen ſchwächt. 

Ich bitte Se. Excellenz, den Herrn Schultheißen und die vollziehende 
Behörde der Republik Bern, den eidgenöſſiſchen Staatsrath, die neue Ver— 

ſicherung meiner vollkommenen Hochachtung zu genehmigen. 
Schwyz, den 21. Jänner 1841. 
Der apoftolifde Nuntius.“ 

In Luzern befand fi die Regierung in einer mißlihen Stellung: ihr 
Dafein wankte. Schultheiß Jakob Kopp juchte die Klippe durch folgenden 
Heinräthlihen Inftructionsantrag zu umjdiffen: 

„1) Die Gefandtihaft wird erflären: der Große Rath des Kantons 
Luzern gehe von der Anſicht aus, daß die Klöfter und Capitel vermöge bes 
eidgenöjjiihen Bundesjtaatsrechtes dem Grundſatze nah willfürlich nicht auf: 
gehoben werben dürfen. Inſoweit demnach von den im Kanton Nargau 
aufgehobenen Klöftern Einjprache gegen die Aufhebung gemacht und die von 
den hohen Ständen auögejprochene Garantie für den Yortbeitand der Klöfter 
in Anipru genommen werben follte, behalte fich der Große Rath bes Kan— 
tons Luzern das Recht vor, die Gründe der Klöfterfäcularifation zu prüfen 
und daraufhin feine Meinung in der Tagſatzung abzugeben. 

2) Falls der hohe Stand Aargau bis zur Verſammlung der Tag: 
fagung die mit Kreisfchreiben vom 4. Hornung 1841 verſprochene Recht: 
fertigung der gedachten Klöfterfäcularijation nicht eingereicht Hätte, foll derfelbe 
angewiefen werden, folche bis zu einem bejtimmten Termine einzureichen.“ 

Im Großen Rathe jelbit ſchlug er dann noch den Zufak vor: „daß 
bi Austrags der Sade die Vollziehung des aargauischen Klöfteraufhebungs- 
beichlufjes von Rechtenswegen eingejtellt werde.” Dr. Eafimir Pfyffer und 
Jakob Robert Steiger aber ftellten den Antrag: 

„Der Artikel XI. der Bundesverfafjung vom 7. Augftmonat- 1815 
fei aus dem Gefichtspunfte einer lediglich unter den contrahirenden Kantonen 
gegenjeitig aufgeftellten vertragsinäßigen Beftimmung ind Auge zu fallen, 
welche feinem Dritten, alfo auch den aarganijchen Klöftern nicht, irgend 
welche Rechte einräume. Die Stände haben wohl ein Recht in Bezug 
auf den Fortbeitand der Klöfter und Stifte, aber fie haben feine Pflicht, 
von dieſem Nehte Gebrauch zu machen. Nun finde aber der Stand 
Luzern ſich nicht bemogen, den Fortbeſtand der aargauiſchen Klöſter ala im 
Anterefje der Eidgenofjenihaft liegend anzuiehen, und jtimme alſo aud 
nicht num nicht für deren Wiederherftellung, jondern möchte vielmehr bie 
Sade einfah auf ſich beruhen laſſen.“ 

Eine elendere Rechtsverdrehung läßt fich ſchwerlich denken. Die Herren 
Joſeph Leu, Wendelin Koft und Rudolph Rüttimann ftellten den Antrag: 
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„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Auzern, 


Nah vernommenenm Bericht des Kleinen Nathes über die Ereignifle 
im Kanton Nargau und die daherige Einberufung einer außerorbdentlichen 
Tagfagımg; in Erwägung, daß dur das Tecret des Großen Raths des 
Kantons Aargau vom 13. Jänner, wodurd die Aufhebung der ſämmtlichen 
Klöfter verhängt wurde, der Artikel XII. des Bundesvertrags vom 7. Augfts 
monat 1815 verlegt worden ift; in Erwägung, daß die Unruhen int Kanton 
Aargau eine zu mißbilligende Folge von Verhaftungen find, welche bie Regie: 
rung wegen Verwerfung ber neuen Berfaflung durch die Katholiken vorge- 
nommen bat, und wegen Vorbehalt ihrer kirchlichen Rechte bei diefem Acte; 
in Erwägung, daß es in ber Pflicht der eidgenöffiihen Kantone liegt, auf 
dauernde Beruhigung des Kantons Aargau hinzuwirken, und daß es nament— 
lich Pflicht des Fatholiihen Vororts ift, zur Wegräumung confeffioneller 
Bedrängniffe der Katholiken mitzumirten; in Erwägung, daß bie fortdauernde 
bewaffnete Einfchreitung der Regierung von Bern ohme vorörtliche Leitung 
der bisherigen Hebung zumider ift; 

Beſchließen: 

1. Unſere Geſandtſchaft ſei beauftragt, den Stand Aargau zur unge— 
ſäumten Zurücknahme des bundeswidrigen Kloſteraufhebungs-Decretes auf— 
zufordern, und ſei ermächtiget, falls dieſer Aufforderung keine Folge gegeben 
würde, zur Wiedereinſetzung der Klöſter in ihre frühern Rechte von Bundes: 
wegen felbit auf dem Wege der Erecution mitzuwirken. 

2. Sie fei beauftragt, einen unparteiiihen Unterfuh aller gerechten 
Beſchwerden der Katholiken im Aargan durch eidgenöffiihe Vermittler anzu: 
ordnen, und diefe Beichwerben durch Gewährung der erforderliden Garantieen 
für ihre confeffionellen Nechte auf dem Wege eines Vertrags zwijchen beiden 
Religionstheilen, welcher die Garantie der Eigenofjenfhaft erhalten foll, 
abzuhelfen. 

3. Sie habe das bewaffnete Einſchreiten der Regierung von Bern, ohne 
vorörtliche Leitung, als der bisherigen Uebung zuwider, zu mißbilligen.“ 

In dieſen drei Anträgen und in der Berathung darüber war das 
Vorſpiel aller Verhandlungen der Tagſatzung über dieſe Angelegenheit gege— 
ben. Auch in allen Großen Räthen wiederholte ſich daſſelbe. Ich will aus 
jenen Verhandlungen den Vortrag von Dr. Caſimir Pfyffer hier einſchalten. 
Jakob Kopp ſprach für die Anſicht des Kleinen Raths. Wendelin Koſt, Leu 
und Andere für Wiederherſtellung aller Klöſter. Caſimir Pfyffer ſagte: 

„Der Artikel XII. des Bundes benimmt keinem Kanton das Recht, indem 
feiner auf dieſes Souveränitätsrecht dadurch verzichtet; es wird einzig dadurch 
dem Grundſatz gehuldigt, daß die Aufhebung nicht willkürlich vor fi gehen ſolle. 
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Es wird dadurch theilweife eine Beihräntung zugegeben, aber diejelbe wider: 
fpricht fich Feineswegs mit meinen Antrag. Der Eidgenofjenichaft felbit ift 
keineswegs das Necht eingeräumt, Klöfter aufzuheben, Nur wenn es ſich 
darum Handelt, ob eine foldhe Aufhebung willfürlich oder nicht willkürlich vor 
ih gegangen jei, mag jeder Stand nah feinen Gutbefinden im Schooße 
der Tagfagung feine Stimme abgeben. Mit Herrn Leu könnte ich übrigens 
feineswegs einverftanden fein Hinfichtlich feiner Behauptung, daß Fein Klofter 
aufgehoben werden dürfte, wenn auch im Artikel XII. des Bundes hierüber 
nichts gejagt wäre, indem mad) feiner Anficht die Souveränität dem Eigen— 
thumsrechte untergeordnet wäre. Das Souveränitätsreht läßt ſich Feine 
Schranken ſetzen; wenn z. B. Corporationen Eigenthum befigen, jo geſchieht 
dieſes in ihrer Eigenſchaft als moraliſche Perfon nur mit Einwilligung des 
Staates, auf dem Wege der Eonceffion, und der Stant bleibt immerhin 
- beredtigt, wenn es das Wohl und das Intereſſe deſſelben erfordert, die 
Bewilligung oder Eoncejjion wieder zurüczuziehen. Das Eigenthumsrecht beruht 
auf einem Juftitut des Staates. In der Republik Sparta z. B. gab es 
fein Privateigenthun, man bejorgte auf allgemeine Koſten die Erziehung ber 
Kinder, die Staatsbürger wurden auf Koften des Staates an öffentlichen 
Tafeln gejpiefen. Souveränität und Eigenthum find nicht unzertrennlich 
von einander. Auch deswegen Fönnte ich nicht zur Wieberherftellung ber 
Klöfter ſtimmen, weil ich nicht glaube, es bilden diefelben einen wejentlichen 
Beitandtheil der Fatholifhen Kirche. Ach glaube nämlich: die Fatholifche 
Religion werde dur die Aufgebung der Klöſter fo wenig untergehen, als 
ich überzeugt bin, daß auch die Waldbrüber feinen wejentlichen Beſtandtheil 
der katholiſchen Religion bilden. Dieje Religion kann und wird ohne 
Klöſter forteriftiven. Man hat von einen Vertrag geſprochen, welder bie 
confejjionellen Verhältniſſe zmwilhen den Katholiken und Proteftanten des 
Yargaus reguliren und unter eidgenöffiihe Garantie geftellt werben jolle. 
Wenn das eidgenöffiiches Staatsreht werden muß, fo muß bas Gleiche 
anderwärts auch gefchchen. Freiburg hat einen reformirten Bezirk, Murten, 
Solothurn, ebenfal3 Bucheggberg. Es bilden dieſe beiden protejtantijchen 
Bezirke den weitaus Fleinern Theil des Kantonsgebietes. Es wäre alfo um 
fo nothwendiger, daß fiir diefe ebenfalls befondere Garantieen ftipulivt würden. 
Man Hat auch mit grellen Farben fhildern wollen, wie wenn bie Regierung 
von Yargau den Aufruhr provozirt hätte; man hat hiebei vergeflen, daß im 
Waldftätterboten ein fürmlicher Aufruf zur Rebellion enthalten war. Man 
blieb auch nicht dabei ftehen, dag man Verhaftete in freiheit feßte, ſondern 
man feste die Beamteten der Regierung in Verhaft. Man ift nicht etwa 
heimgegangen, nachdem diefes gejchehen, ſondern man zog bewaffnet nad 
Billmergen, und lieferte dort ein Gefecht, in Folge deſſen man zurückgeſchlagen 
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werden mußte. Hat die Regierung zum Voraus, ſolche Widerſpenſtigkeit 
ahnend, Prfichtsmaßregeln ergriffen, jo hat fie dadurch nicht nur gethan, 
was fie thun durfte, jondern was fie thun mußte. Herr Kopp ſchlägt ein 
prozefiunaliiches Verfahren vor, und verlangt, daß in Folge deijen das im 
Streit Tiegende Object bis Austrags Handel unangetaftet bleibe. Ein 
prozefinaliiches Verfahren kann keineswegs ftattfinden, indem in dem eidge— 
nöſſiſchen Rechte durchaus keine Beitimmung hiefür vorhanden ift. Es fann 
alfo auch die Folgerung, welhe Herr Kopp aus feinem Grundfage herleiten 
will, nicht Plab finden. Es wäre eben fo überflüffig, hierüber näher einzu: 
treten, indem die Tagfagung in der Negel zu einem Nefultat gelangt, als 
es einft interellant für die Menfchheit war, als das Goncilium zu Macon 
über die Frage berathichlagte, ob die Weibsperfonen aud unter die Menſch— 
heit gezählt werden jollen, welhe Frage aber zu Gunften des weiblichen 
Geſchlechts entfchieden wurde. Eine ſolche proviforiihe Einftellung der Voll: 
ziehungsmaßregeln erfcheint übrigens um fo überflüfjiger, al3 die Regierung 
von Aargau auch ohne diefe Maßregel immer noh Mittel genug an Hans 
den hätte, die Klöfter, wenn es fein müßte, aus eigenen Kräften wieder 
herzuſtellen.“ 

Die Abſtimmung hatte folgendes Ergebniß: 

Für die Meinung der Herren Leu, Koft und Rüttimann, im Wejent: 
lichen dahin gehend: daß, in Aufrehthaltung des Bundes, die Klöfter des 
Aargaus jofort wieder hergeftellt werden jollen, und nöthigenfall® auf dem 
Wege der Erecution, ftimmten 25 Mitglieder der Berfammlung. Dagegen 63. 

Für die Meinung des Herrn Dr. Caſimir Pfyffer, dag man die Sade 
auf ſich beruhen laſſen, und das im Artifel XII. liegende Recht aus dem 
Grunde nicht geltend machen folle, weil fein Intereſſe dazu vorhanden fei, 
jtimmten 41 Mitglieder, worunter folgende: Caſimir Pfyffer, I. B. Zur: 
gilgen, Steiger, Winkler, Präfident Kopp, Hertenftein, Scherrer x. Dafür, 
daß auf die Grundlagen der Fleinräthlihen Inftruction eingetreten werde, 
ftinnmte eine große Mehrheit. Für die Anficht des Kleinen Raths, daß 
Klöfter nicht willkürlich aufgehoben werden dürfen, ftimmten 71 Mitglieder. 
Für den Antrag des Herrn Leu, daß über den Gegenjtand eingetreten werbe, 
infofern auch Feine Einſprache von den aufgehobenen Klöftern eingelange, 
ftimmten 30 Mitglieder, für den entgegengejegten Antrag des Kleinen Nathes 
die Uebrigen. Für den Antrag des Herrn Schultheigen Kopp, daß nämlich 
die Vollziehungsmaßregeln bis Austrags Handels eingeftellt werden; ſtimm— 
ten 46 gegen 39. Die Aufforderung zur Eingabe der Verantwortung, wie 
es vom Kleinen Rathe angetragen wird, wurde angenommen. Für Veran— 
ftaltung einer eidgenöſſiſchen Vermittlung zur Negulierung der confejjionellen 
Verhältniffe auf dem Wege eines Vertrages ſtimmten 26. Ebenſo blich 
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in der Minderheit der Antrag zur Mißbilligung des Vororts. Die Regie: 
rung von Yargau ließ längere Zeit auf ihre Rechfertigung warti®. Endlich 
erfchien im März 175 Quartjeiten ſtark „Die Aufhebung der aargauijcen 
Klöfter. Eine Denkſchrift an die hohen eidgenöjjtihen Stände.” 

Diele Denkſchrift ift ein wahres Meifterftüd des Aberwitzes, des 
Bombaftes und der bobenlofeiten Willfür. Nachdem darin die Gejhichte der 
aargauiſchen Klöfter erzählt worden, jagt die Denkſchrift: „Schon in ihrer 
Entftehung liegt die Möglichkeit, und weil die Zeit nichts als das Noth— 
wendige jhont, auch die Nothwendigkeit ihrer Aufhebung. Denn feines 
berjelben Tag im Bebürfniß feiner Umgebung, feines ging aus irgend einer 
Nothwendigkeit der Verhältniſſe hervor, feines war ja auf irgend ein Inte: 
reſſe des Landes berechnet, Feines iſt im irgend einer Beziehung mit der 
Wohlfahrt des Volkes vermahfen und eben jo hat während ben vielen 
Jahrhunderten — und hier foll die Gefhichte zeugen! — aud feines unent- 
behrlich zu werden ji bemüht, Wer die Pflicht dev Selbiterhaltung fo lange 
verfäumt, verliert das Recht, deren Garantie von andern zu fordern. Das 
Leben reiht nicht weiter als jeine Erhaltung. Und daß diefe eine forgfältige 
fei, ift da anı nöthigften, wo jenes nie eine Nothwendigfeit war.” In ber 
Abhandlung über die Stellung der Klöfter zur Kirche wird alles mit Haaren 
herbeigezogen, was je über die Klöfter Nachtheiliges ift gefchrieben und ver: 
handelt worden und am Ende wieder der Schluß gezogen: „Nach allen biejen 
Betrachtungen kann es wohl nun nicht mehr als voreilig befremden, wenn 
ſich hier jchon die Frage aufdrängt: Wie der chriftlide Staat dazu komme, 
daß er, ald Schirmherr, der Kirche Anftalten garantiren jolle, welde dem 
Zwecke des Chriſtenthums nicht nur fremd, fondern im ihrem Beſtande 
geradezu entgegen find; welde ferner aud in Feiner Beziehung als Firchliche 
Nothwendigkeit erichienen; welche ferner auf dem Wege der Anarchie gegen 
die heiligen Canones ſich ſelbſt in der Kirche gleihlam rechtlos und erler 
gemacht haben; welche endlich ferner fogar von Seite der Kirche jelbit nirgends 
befohlen oder verordnet und vorgeichrieben, noch viel weniger garantirt worden 
find? Es darf fhon Hier gefragt werden, woher der Staat eine ſolche 
Rechtspflicht übernommen habe? Es darf endlich hier ſchon gefragt werden, 
ob der rijtliche Staat, ald der Religion und Kirche eigentliher und wahrer 
Schirmherr, durch die Uebernahme einer ſolchen Verbindlichkeit nicht mit 
feinen oberjten Pflichten gegen beide Schirmvertraute in den grellften Wider: 
ſpruch verfalle?“ Wie viel Lüge und Unſinn im diefen Sägen! In ber 
dritten Abtheilung „Stellung der Klöfter im Staate“ werben die Hoheits— 
rechte der Fidgenofien über die Klöfter und Stifte, jo wie alle den Klöftern 
ungünftigen Berfügungen ſowohl derjelben, als der Fürſten und namentlich 
au „des großen Kirchenreformators” Joſeph II. aufgezählt. Daraus wird 
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ber Schluß gezogen: „ber Staat übte und übt, theils ſchon als Kaftvogt 
und Schigguherr, theild und jedenfalls Fraft feiner hoheitlichen Aufficht bie 
Rechte der Verwaltung, bes Obereigenthums, der Beitenerung, der Gerichts: 
barkeit, und dann nah Umſtänden die Rechte der Disciplin, der Reforma— 
tion und Säcularijation über feine Klöſter aus. Alle diefe Rechte hat jich 
au der Stand Aargau nicht nur als eigentliher Kajtvogt uud Schirmherr 
fondern auch ala völferrehtlih anerkaunter Souverän über jeine Klöfter 
erworben. Sie unterliegen jeiner Verfügungsgewalt, das ift ihre Stellung 
zum Ötaate.“ 

Bei der Unterfuhung der „Wirkſamkeit der aargauijchen Klöfter in 
Kirhe und Staat” werden die Klöfter mit einer wahren Fluth von Bor: 
würfen überjhüttet. Namentlih werben alle Unruhen im Nargau, welde 
dur die Angriffe der Regierungen auf die Rechte der Fatholifchen Kirche 
hervorgerufen worden waren, den Klöftern zur Schuld gerechnet. Von dem 
Klofter Muri wird insbejondere gejagt: „Morgens früh (den 11. Jänner) 
ihon ließ das Klofter innert feinen Mauern, mit feinen Gefhügen, durch 
feinen Schaffner Alarm jchießen, der Umgegend das Zeichen zum Aufbruch 
geben und dem Anführer der Infurgenten Pulver verabfolgen. Von ven 
Thürmen des Gotteshaufes aber Heulten die Gloden des heiligen Leontiug, 
bie feit achthundert Jahren das Volt von Berg und Thal zur Andacht 
riefen, den Hilfruf zum Bürgerfriege; und aus jeder Hütte, auf allen Wegen 
und Stegen, jtrömte der bewaffnete Aufruhr um das Kloſter zuſammen.“ 
Ferner: „Lebt ericholl der Kanonendonner von Villmergen, und bald kam 
die Nahricht, die Anfurgenten weichen. Da gingen neue Allarmſchüſſe, und 
von neuem riefen die Sturmgloden dev Kloſterkirche das Volk zum Zuzuge 
nah PVillmergen auf, Lange fhon war das Sturmgeläute in der Pfarrkirche 
und den benahbarten Dörfern verhallt, und länger noch als eine halbe 
Stunde forderten die Gloden des Klofters Blut — Bruberblut. Der Abt 
ftellt zwar das Sturmläuten des Kloſters beharrlih in Abrede; es ift aber 
dafjelbe durch eine Menge Zeugen actenmäßig erwiejen. it e8 aber erwieſen, 
wa3 um fo leichter war, da man ein Geläute, wie da3 von Muri, eben 
nicht geheim Halten kann; jo fällt dafjelbe dann dem SKlojterperjonale aus 
dem Grunde ganz bejonders zur Lajt, weil die Glocken nur von ihm können 
gezogen worben fein, indem der Eingang in die Klojterthürme dem Publi— 
tum durhaus unbefannt und abgeſchloſſen it, und man in Folge biejer 
Abſchließung nur durch und aus dem Convent dahin gelangen kann.“ Alle 
Anklagen der Regierung von Aargau fielen vor dem Lichte der Unterfuhung 
dahin, Sie penfionirte aud alle Mitglieder der aufgehobenen Klöfter, und 
überwies fein einziges jtrafrechtlicher Unterfuhung, mit Ausnahme des Capu— 
zinerguardians P. Theodofius Zlorentint in Baden, melden man nad 
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einiger Zeit als Anführer zu vierjähriger Zuchthausftrafe verurtheilte, und 
des hochwürdigſten Prälaten von Muri, welhen man nur um besmillen dem 
Strafrichter überlieferte, um das Sturmläuten, mit welchem die Denkſchrift 
jo großen Lärmen geichlagen hatte, wo mögli doch zu erweiſen. Umſonſt! 
Schon im März 1841 gelangte an die Tagſatzung folgendes Schreiben: 
„Tit.! Die Unterzeichneten finden fi veranlaft, zu Handen einer hohen 
Tagjagung das, auf Verlangen eidlich zu erhärtende Zeugniß abzulegen, 
daß fie am 11. Jänner laufenden Jahres, weder Bor: noch Nahmittags 
aus der Klojterfirde zu Muri Sturmgeläut gehört haben, obwohl fie fo 
nahe bei dem Kloſter ſich aufhielten, daß fie diefes Geläute hätten hören 
müſſen, wenn es ftattgefunden hätte. — Genehmigen Sie ꝛc.“ 
(Folgen 175 Namensunterfhriften). 

Diefe 175 Zeugen waren Ehrenmänner. Die Gejandtihaft von 
Aargau berief fih auf das Zeugniß von Landammann Waller, Bezirks: 
amtmann Weibel, Oberrichter Müller von Muri und Bezirkscommanbant 
Meier. Waller hatte die aargauiihe Deufchrift unterzeichnet, in welcher ber 
Borwurf des Eturmläutens zuerft aufgeführt wurde. Bezivksamtnann Weis 
bel war ber Vollzieher der Verhaftungen, welche die Regierung zur Hervor: 
rufung eines Aufitandes angeorbnet hatte. Beite waren überdem Gefangene 
des Volkes geweien. Oberrichter Müller war durch die Anklage gegen fein 
eigenes Volk zu feiner Stelle gelangt und ein gefchworner Feind des Klofters 
Muri, Der Bezivkscommandant Meier war natürlich ebenfalls Vollzieher 
der Regierungsbefehle. Bon diefen vier wurde zulegt Landammann Waller, 
der Urheber der Anklage, als Zeuge eiblih vernommen, welcher fich fein 
Bedenken daraus machte, den Eid zu ſchwören. Von den 175 Zeugen 
wurde feiner verhört: umfonft bewies der Abt, dag er am 11. Jänner, um 
zu feinen Zweibeutigfeiten Anlaß zu geben, ſogar gewöhnliches Kloſtergeläute 
unterſagt hatte. — Auf Aargaus Großen Rathe haftet für immer die Schuld, 
ohne Unterſuch ein Unrecht gegen die Klöſter, gegen die Katholiken und 
gegen die Eidgenoſſenſchaft verübt zu haben. Die aargauiſche Denkſchrift 
deckte das Unrecht mit Bombaſt. Sie ſagte an ihrem Ende: „So ſtanden 
die aargauiſchen Klöſter, auf der Theilnahme an Hochverrath und Bruder— 
mord ergriffen, am 13. Jänner vor dem Großen Rathe des Kantons da. 
Und das ganze Land ſah auf ſeine Stellvertreter: Söhne und Väter auf— 
geſchreckt aus der Ruhe der Mitternacht, im Felde; der Nothruf des bedroh— 
ten Vaterlandes hat ſie, durch die empörten Elemente hindurch gegen empörte 
Brüder in die Schlacht gejagt; Brüderblut iſt auf das heilige Erbe der 
Brüder gefloſſen; die Geſchichte der Heimath liegt da mit Gräueln befleckt; 
ſeit zehn Jahren dreimal und immer wilder die Schreckbilder des Bürger: 
krieges im Weichbilde der Klöfter! So ſprach das Volk und ſah auf feine 
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Stellvertrer.. .. Mitternaht heißt die Stunde! Der Aargau 
täufcht fih nicht. Böſe Geifter müſſen ihre Sünden fühnen, und ihrer find 
eine große Zahl. — DBerführung, Raub und Blut! Noch lange werden jie 
ihr Wejen um die Burgen haben, bis jie dem Flügelſchlage bes lichten 
Morgens weichen.“ — Die rehtlihe Erörterung der Denkſchrift war fehr 
kurz. Sie ſchloß mit folgenden Kraftworten: „Feſt fteht das Recht bes 
Aargaus, unerjchütterli feine Entichloffenheit, «8 zu behaupten. Jenes iſt 
uns von der Natur gegeben, dieſe von der Nothwendigkeit geboten. Die 
Frage hat an Umfang und Inhalt gewonnen. Das Volk nahm fie polizeis 
lich, die Kantone eidgenöſſiſch und die VBerräther wollen fie europäiſch haben. 
Ihr Inhalt ift aber nunmehr: Klöfter oder Nargau. Soll ein Aargau 
bleiben, jo läßt er die Störer feines Friedens, die Vergifter feiner Sitten, 
feine Bruderglüdes nicht mehr ins Haus. Unfere Klöfter haben jich jelbit 
unmöglich gemadt. Und zum Unmöglichen, dem oberften Geſetz der Noth- 
wendigkeit Widerftreitenden, gibt e8 Feine Verbindlichfeit mehr. Werden bie 
Eidgenofjen uns wieder Klöjter bauen, jo hört der Yargau auf; ber zmölfte 
Bundesartikel hat über den erjten und bie Klöfter über die Kantone gefiegt, 
die Eidgenoſſenſchaft ift eine Monarchie geworden. — Wer von feinen Bundes: 
brüdern wird den Yargau zwingen, ſich jelbit jein Grab zu graben? — 
Der Artikel XI. voraus verdankt feine Entftehung einer unglüdlichen, traus 
rigen Epoche unferer vaterländifchen Gedichte, einer Epoche innerer Zer— 
würfniß, die fremden Einflüflen den Weg ind Herz des Landes gebahnt hatte. 
Die Urkantone, eingedent ihrer alten Landes: und Schirmherrlichkeit über 
bie freiämtiſchen Klöfter, forderten jene mit ihren alten Gränzen wieder zurüd. 
Sie wurden entihädiget. Heute find fie es dennoch wieder, die dem Aargau 
ben Handſchuh hinwerfen. Heute, mie im Jahre 1814, jteht ihnen Die 
Nuntiatur zur Seite. Heute wird es ſich abermals fragen, ob ber Kanton 
Aargau diefer vereinten Angriffe fich zu ermwehren vermöge, und ob es 
auch einen Bund gebe, zum Schutze der bedrohten Erijtenz eines Bundes: 
gliebes.* Mit Recht antworteten die Klöfter jpäter: „Die Denkſchrift 
hat bewiejen, was fie eben beweijen wollte, dagegen nicht bewiejen, was fie 
beweifen follte.* Die Klöfter hatten nicht mehr Zeit vor Behandlung ihrer 
Angelegenheit an der außerordentlihen Tagſatzung eine Antwort auf dieje 
Denkihrift zu verfallen. Sie mußten fih darauf beſchränken, eine Zuſchrift 
an biejelbe zu richten, deven Schluß fo lautet: „Sie bitten um Geftattung 
der Rückkehr in ihre Klöfter, aus denen jie mit Gewalt vertrieben worden 
find; um Rüderjtattung ihres Eigentums, um eigene Verwaltung bejjelben, 
um die Erlaubniß Novizen aufzunehmen, durch welche ihr Kortbeitand bedingt 
it. Auch in Rüdficht der Beiteuerung bitten fie, wie andere Privaten und 
Eorporationen im Kanton behandelt zu werden.“ 
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Alles dieſes gemährte der zmölfte Bnndesartikel, der in den Intereſſen 
der Klöfter auch die Intereſſen der katholiſchen Kantone und des Fatholijchen 
Schweizervolkes fihern jollte. Sie hoffen um fo cher Huldvolle Erhörung ihrer 
Bitte um vollftändige Neftitution, als einerſeits mit der Nichtachtung oder 
Beihränfung Eines Bundesartitels die ganze Urkunde ihr Anſehen verliert, 
und anderſeits es nun offenbar erhellet, was mit ben frühern aargauiſchen 
Bedrückungen der Klöfter beabjichtiget wurde, 


Beinebens müſſen die Unterzeihneten zu Haubden einer hohen Tag— 
jagung ihre und ihrer Convente frühern und neueſten Protejtationen gegen 
die bundeswidrigen Beſchlüſſe Yargaus in Betreff der in feinem Gebiete 
liegenden Klöfter wiederholen ; wie auch ſich gegen die im Aufhebungsdecrete 
vom 13. Jänner laufenden Jahres gemachten Zulagen, als wären fie Stifter 
oder thätige Beförderer des Aufftandes geweien, feierlich verwahren, und 
vorbehalten, im Falle Aargau darüber neue offizielle Mittheilungen machte, 
im Interejje der Wahrheit und ihrer Ehre zu antworten. 

Anbei erfuhen die Unterzeichneten Sie, Euer Erellenz Herr Bundes: 
präjident! Tit.! Ehrengefandte! ehrerbietigft, die Verfiherung NORIOHADNEE 
Hochachtung zu genehmigen. 

Für die Klöfter im Aargau. 


Für Muri: Adalbert, Abt. 
Zug, den 4. März 1841. 
Für Wettingen: Leopold, Abt. 
Buonas, den 4. März 1841. 
Für Hermetihwyl: Namens der Frau Abtifjin 
M. Agnes Rei, Priorin. 
Sarnen, den 7. März 1841. 
Für Fahr: P. Maurus Mettauer, Probit. 
Frau M. Scholaft. Meyer, Priorin. 
Dietifon, den 5. März 1841. 
Für Gnadenthal: Bernarda Gümbelin, Priorin. 
Frauenthal, den 4. März 1841. 
Für Maria Krönung zu Baden: Schweiter Maria Seraphina 
Bochelen, Frau Mutter, 
Zug bei Maria Opferung, den 4. März 1841. 
Am 15. März kam die Taglagung in Bern zufammen. Präjident 
derjelben war Schultheig Karl Neuhaus von Biel. Geſandte: 
Bern. Die Herren Neuhaus, Präfident, Blöſch, R.-Rath v. Tillier. 
Zürih: Die Herren Bürgermeifter von Muralt, R.-Rath Bluntihli, Statt: 
Halter Öujer. Luzern: Die Herren Schulth. Kopp und Caſimir Pfyffer. 
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Uri: Die Herren Land. Carl Muheim und alt Land, Shmid. Schwyz: 
Die Herren Land. Styger und Kantonsfürſprech Oethiker. Unterwalden: 
Obwalden: Herr Land. Spidtig; Nidwalden: Herr Land. Adermann. 
Glarus: Herr Land, Dlumer. Zug: Die Herren Land. Hegglin und 
Stadtpräfident Bofjard. Freiburg: Die Herren Ehultheiß Degliie 
und Staatsrath von Maillardez. Solothurn: Die Herren Landamm. 
Munzinger und Brunner. Baſel: Stabttheil: Die Herren Bürgermeikter 
Frei und Nathsjchreiber Felber; Landihaft: Herr Gutzwiller. Schaff: 
hauſen: Die Herren alt Bürgermeifter von Meyenburg:Stodar und Gries: 
haber. Appenzell: Inner-Rhoden: Herr Landesfähndrich Fäßler; Außer: 
Rhoden: Herr Landeshauptmann Heim. St. Gallen: Die Herren Land. 
Baumgartner und Kantondrihter Wegelin. Graubünden: Die Herren 
Bundesland. Brofi und Landr. A Marca. Aargau: Die Herren R.-Rath 
Wieland, Keller und Siegfried. Thurgau: Die Herren Kern und R.-Rath 
Anderwert. Tefjin: Die Herren Staatär. Franscini und Giant. Waadt: 
Die Herren Staatör. Diuey und von Weiß. Wallis: Die Herren Bar: 
mann und Dberft de Rivaz. Neuenburg: Die Herren Staatsr. Calame 
und de Pierre. Genf: Die Herren Syndik Rigaud und Soret. 

Wohl das erftemal feit dem Beſtehen der fehweizeriihen Eidgenoffen: 
haft wurde die Tagfagung mit einer franzöfiihen Präfidialrede eröffnet. 
Darin entwidelte Neuhaus jeine beliebte Theorie, daß ber Artikel XIE. dem 
Artikel I. des Bundesvertrages untergeorbnet fei, daß jomit im Falle ein 
Widerſpruch jich zwifchen beiden ergebe, der erfte Artikel unbedingt maß: 
gebend jei. Vom rechtlihen Standpunkte aus eine durchaus unhaltbare 
Theorie, indem allzeit und überall fpezielle Bejtimmungen eines Vertrages 
den allgemeinen vorausgehen oder Abbruch thun. Aargau ließ das Decret 
des Großen Kathes vom 13. Jänner nit durch den Urheber deſſelben, 
fondern durh Dr. Wieland verteidigen, welcher hiezu eine drei Stunden 
dauernde Rebe hielt. Die Tagſatzung überwies die Angelegenheit an eine 
Commiſſion, in welcher Bürgermeifter von Muralt von Zürich, Landamnmann 
Blöſch von Bern, Landammann Baumgartner von St. Gallen, Schultheiß 
Kopp von Luzern, Landammann Schmid von Uri, Staatsrath Druey von 
Laufanne und Schultheiß Deglife von Freiburg gewählt wurden. Die 
Commiſſion war einjtimmig der Meinung, der Stand Aargau ſei zu meit 
gegangen und dem Artikel XII. des Bundesvertrages zu nahe getreten. Sie 
konnte fich aber nicht über einen einzigen Antrag vereinigen, fondern brachte 
deren drei. Die Herren Muralt, Baumgartner, Kopp, Schmid und Deglije 
ftellten folgenden Antrag: „1) Der Beihluß des Großen Nathes des Kantons 
Aargau, vom 13. Jänner Iegthin, durch welchen ſämmtliche auf dieſem Gebiet 
befindlichen Klöfter aufgehoben worden, ift als unvereinbar erklärt mit dem 
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Artikel XII. des Bundesvertrags. 2) An den hohen Stand Aargau ergeht 
in Folge defien die dringende Einladung der oberften Bundesbehörbe, über 
den Gegenftand jenes Decretes nochmals einzutreten und in pflichttrener 
Berüdjihtigung der unzweideutigen Vorfchrift des Artifels XII. folde neue 
Verfügungen zu treffen, welche deflen Anforderungen genügen und die Bundes: 
behörde eigenen Cintretens zur Aufrehthaltung der Bundesvorſchriften ent— 
heben können. 3) Der Stand Aargau ift im Fernern eingeladen, jeine 
Berathungen und Schlußnahmen dermaßen zu befchleunigen, daß ihr Ergeb: 
niß um die Mitte des Fommenden Monats Mai dem Hohen Vororte befannt 
gemacht und von diejem ben eidgenölfifchen Ständen mitgetheilt werben kann. 
4) Für den Fall, daß der Kanton Aargau Anjtand nähme, der an ihn gerich- 
teten Einladung nachzukommen, oder daß jeine zu gemwärtigenden Beſchlüſſe 
bie Vorſchriften des Bundes nicht befriedigen würden, wird der nächiten 
ordentlihen Tagſatzung jede Verfügung vorbehalten, die fie zur Aufrechthal— 
tung der mehrerwähnten Bundesvorſchriften nothwendig erachten würde. 
5) Bis zu befinitivem Entjcheide der Tagfagung find, ordentliden Verwal: 
tungsmaßnahınen unbejchabet, alle Liquidationsverfügungen einzuftellen und 
ift ſomit rüdjichtlih der Vermögendgegenftände der aargauiſchen Klöfter der 
Status quo zu behaupten.” Landammann Blöſch von Bern ftellte folgeuben 
Antrag: „1) Die eidgenöffifhe Tagſatzung anerfennt nicht, daß die im 
Sabre 1815 im Umfange der Schweiz beftehenden Klöfter aus dem Arti— 
fel XII. des Bundesvertrages ein unbedingtes Recht auf Fortbeftand, fei es 
gegen die Kantone, in deren Gränzen fie fi befinden, ſei es gegen den 
Bund, herleiten Fönnen. 2) Die eidgenöffifhe Tagſatzung gefteht eben fo 
wenig den Kantonen, inner deren Gränzen im Jahre 1815 Klöfter beſtanden 
haben, ein unbedingtes Recht zur Aufhebung diefer Klöfter zu. 3) Die eib- 
genöffiihe Tagſatzung verſchiebt den einläßlichen Entſcheid über die aargauifche 
Klofterangelegenheit bis zu ihrer nächſten orbentlihen Tagfakung und fpricht 
gegen den Stand Nargau die Erwartung aus, e8 werde demſelben gelingen, 
durch verföhnende Maßnahmen das weitere Einfchreiten der Eidgenofienihaft 
überflüffig zu maden.” Staatsrath Heinrih Druey endlich ftellte folgenden 
Antrag: „1) Die Gotteshäuferr Muri und Wettingen feien aufgelöst, 
dagegen bie Frauenklöſter wieder hergeftellt. Den Jäcularifirten Con— 
venten aber fei eine für die Katholifen beruhigende Beftimmung zu geben. 
2) Dem Stande Aargan werde durch die Tagfagung der Wunfch ausgebrüdt, 
daß eine andauernde Eintracht unter ben Confeſſionen durch verföhnende 
Maßnahmen erzielt werden möge. 3) Die Tagſatzung wird enblih in ihrer 
nächſten ordentlihen Zufammenkunft (wenn feine außerordentliche vorher nöthig 
wird) die biesfälligen Schritte ber Aargauer Regierung einer genauen Würdi⸗ 
gung unterlegen, welche biejelbe bis zum kommenden Mai dem Vororte eins 
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zujenden hat.“ Die Commiffion ftellt ferner den Antrag: „Gegenwärtige 
außerorbentlihe Tagſatzung vertagt ſich für den Fall, daß bejondere Ereignifie 
ihre Wiebereinberufung noch vor der Berfammlung der ordentliden Tagſatzung 
diejes Jahres erheiſchen follten.“ 

Der apoftoliihe Nuntius Hatte an den Vorort folgende zweite Note 
erlafien : 

„Schwyz, ber 19. März 1841. 

Der unterzeichnete apoſtoliſche Nuntius bei der ſchweizeriſchen Eidge— 
nofjenfhaft hat die Ehre den Empfang der Antwort mitzutheilen, die Se. 
Excellenz der Herr Schultheig und der Staatsrath des löblichen Kantons 
Bern, als Vorort, auf Seine Note vom 21. Jänner gegeben haben, fo wie 
auch der Antwort, die von der Regierung Aargaus dem Vororte ertheilt 
worden war. 

Der Unterzeichnete hätte feinen erſten Vorftellungen, gegen bie man 
direct nichts eingewenbet hat, nichts beigefügt; ba aber die Regierung von 
Aargau Abfihten, warum fie diejelben nicht annehme, entgegengefegt und 
Meinungen ausgeſprochen hatte, denen der Heilige Stuhl nie beiftimmen 
fönnte, fo Tann der Stellvertreter Seiner Heiligkeit das Stillſchweigen nicht 
beobachten, das gleih einer Beiftimmung betrachtet würde. 

Bor allem muß er fih gegen die Meinung verwahren, die in den 
Schritten, die der Heilige Stuhl zu Gunften der Klöfter gethan hat, eine 
fremde Einmifhung jehen möchte Nicht der weltlihe Fürſt des 
Kirchenſtaates miſcht ſich in die politiiden Angelegenheiten der Schweiz, fon: 
dern das Oberhaupt der katholiſchen Kirche übernimmt, wie e8 ihm die 
Pflicht und das Recht gebieten, die Vertheibigung der Intereffen, Stiftungen 
und geiftlihen Inftitute diefer gleichen Kirche; und wenn es ſich foldhartiger 
Gegenftände wegen einmiſcht, jo fieht man nicht ein, wie man den Papft als 
Frembling oder als einen ſolchen bezeichnen kann, ber fi in Angelegenheiten 
mifche, die ihn nicht berührten. 

Man beftreitet dem Heiligen Stuhle das Recht, die durh den Arti- 
fel XII. des eibgenöffiihen Bundesvertrags ftipulirten Gemährleiftungen aus 
dem Grunde, weil die den Klöftern gegebene Gewährleiftung nichts anders fei, 
ala eine Gemwährleiftung, die die Kantone fih gegenfeitig gegeben haben, 
und daß eine von ihrer Souveränität unabhängige Gewalt durch dieſen 
Vertrag durchaus fein Recht habe erwerben können. 

Der Unterzeichnete wird ſich erlauben, der höchſten eidgenöſſiſchen Behörde 
folgende Bemerkungen mitzutheilen. Welches immer bie Theile jein mögen, 
bie unter fi den eidgenöffiichen Vertrag geſchloſſen und unterzeichnet haben, 
fo ift doch gewiß, daß man durd ben Artikel XII, dieſes Vertrags eine 
deutlihe Gewährleiftung zu Gunften der Klöfter gegeben hat. Es ift au 
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allgemein anerkannt, daß alle die, die für fih eine Gewährleiftung haben, 
diejelbe anrufen und fich auf fie berufen können, wenn fie mißfannt werden 
follte. Da alfo die durch den Artikel XII. ftipulirte Gemwährleiftung den 
geiftlihen Körperihaften und Inſtituten ertheilt worden war’, fo kann fie 
mit gutem Rechte fomohl von den Körperfchaften ſelbſt angerufen werben, 
als auch von dem Oberhaupte ber Fatholiichen Kirche, das ber natürliche 
Beſchützer derjelben ift und darüber zu wachen hat, da die Stiftungen und 
Inftitute des Katholizismus nicht zerftört werben. 


Der Unterzeichnete muß in biefer Beziehung an gefhichtlihe Thatſachen 
erinnern, wofür im Nothfalle die eidgenöfjischen Archive die Beweiſe werden 
leiften können. Die den Klöftern dur den Artikel XII. des eidgenöffilchen 
Bundesvertrags im Jahre 1815 _ertheilte Gewährleiftung war ihnen auf 
da8 Verlangen des Stellvertreters des heiligen Stuhles 
ertheilt worden; jo wie auf die Forderung des gleihen Nuntius tm 
Brachmonat 1804 die Fatholifhen und gemifchten Kantone in einer Konferenz 
vereinigt auf die Einladung des Landammanns der Schweiz ad Marine 
angenommen hatten; „„in ihren Kantonen fein Klofter aufzuheben, außer in 
Folge eines befondern Concorbats, das deshalb mit dem apoftoliichen Stuhle 
abzujchliegen ijt.** Es ift alfo jehr natürlih, daß der Heilige Stuhl in 
unfern Tagen zu Gunften der Klöfter die Gemwährleiftungen, die ihnen auf 
feine Bitte gegeben wurden, anruft. Aus diefen Thatjachen ergibt ſich 
übrigens augenſcheinlich, daß der Heilige Stuhl für die Klöfter immer Ein: 
ſprache gethan, dak man ihn das Recht es zu thun nicht beftritten und daß 
man feine Schritte zu Gunſten der geiftlichen Körperfhaften nie als eine 
fremde Einmiſchung betrachtet hat. 


Wenn man die den Klöftern durch den Artikel XII. des eidgenöffiichen 
Bundesvertrags gegebenen Gemährleiftungen anruft, fo beeinträchtigt man 
weder die Souveränität noch die Unabhängigfeit des aargauiihen Staates 
wie die Regierung dieſes Kantons es zu glauben ſcheint. Denn ba der 
Vertrag von ihm freiwillig angenommen und unterzeichnet worden ift, fo ift, 
wenn auch die Ausübung feines Souveränitätsreht3 (in Bezug auf einige 
Gegenftände) durch die Verträge des Bundes fich befchränkt zeigt, Diele 
Beihränfung nichts anders, als das Ergebnig einer Verpflichtung, welche 
der fouveräne Staat felbjt von freien Stüden eingegangen ift. Das müſſen 
fi übrigens alle conftitutionellen Staaten gefallen lafjen, die deshalb weber 
weniger fouverän, noch weniger unabhängig find. 

An den Schritten alfo des heiligen Stuhles zu Gunſten der geiftlichen 


Körperfhaften fann man weder eine Beeinträhtigung der Souverä— 
nität was immer für eines Staates, noch eine. fremde Ein- 
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mifhung fehen. Der heilige Vater erfüllt nur eine Pflicht und übt 
gleichzeitig ein Recht, das feinem Charakter innewohnt. 

Indem der Unterzeichnete diefe Bemerkungen der hohen Weisheit des 
Borortes und der Tagfagung vorlegt, beeilt er fih, dieſe Gelegenheit zu 
benügen, um Sr. Ercellen; dem Herrn Schultheig und den vollziehenden 
Behörden des Löblihen Kantons Bern, dem eidgenöſſiſchen Staatsrath, die 
Derfiherung feiner vollfommenften Hochachtung zu erneuern. 

Der apoftolifde Nuntius.“ 

Die Katholifen von Aargau, obwohl durch die Beſatzung und durch 
die Verfolgung ihrer Führer niedergebrüct, ermannten fih dennoch zur Eins 
gabe von Bittſchriften für Wiederherftellung der Klöfter. Am 31. März 
gelangten die Commiffionalvorfhläge in der Tagfahung zur Berathung. Am 
2. April fam die Tagfagung endlich zum Schluſſe ihrer Verhandlungen. Der 
Mehrheitsantrag der Commiſſion wurde mit der Mehrheit von 12 und zwei 
halben Ständen, der Teste Artikel mit 132, Stimmen zum Beſchluſſe 
erhoben. Am 5. April vertagte fich die Tagſatzung. Es war das letztemal, 
daß bie Tagſatzung mit Mehrheit fih um den Bundesvertrag fhaarte. Denn 
von nun am liefert die Tagſatzung eine Reihe von Verlegungen des Bundes- 
vertrags, welche endlich zu deſſen Auflöfung geführt haben. Dem Beſchluſſe 
vom 2. April fieht man es übrigens ſchon an, daß die Kraft, den Bundes— 
vertrag zu handhaben nicht mehr vorhanden war. Denn der erfte Artikel, 
welher jagt: „Der Beihluß des Großen Rathes des Kantons Aargau, vom 
13. Jänner letzthin, durch welchen ſämmtliche auf deſſen Gebiet befind: 
lihen Klöfter aufgehoben worden, ift ald unvereinbar erffärt mit dem 
Artikel XII. des Bundesvertrags,“ läßt ſchon in feinem Wortlaute durd: 
bliden, daß wenn Aargau nit ſämmtliche Klöfter aufgehoben hätte, die 
BDereinbarkeit feiner Mafregel mit der Bundesvorſchrift gedenkbar wäre. 
Man weiß übrigens auch, daß die zweideutige Faflung bes Artikels nur dem 
Beſtreben zuzufchreiben ift, eine Mehrheit in ber Tagſatzung zu erzielen. Die 
Stellung, welche jpäter der Bürgermeifter von Muralt eingenommen, zeigt 
Har, daß diefes Feine gar leichte Mühe gemefen fein mag. Der gewanbte 
Baumgartner mußte ben Knäuel zum Auswege aus dem Labyrinthe finden. 
Die Inappe Mehrheit, welche ſelbſt diefer verfängliche Beſchluß erhielt, Tieß 
für die Zukunft nichts Gutes ahnen. Die Regierung von Aargau fah wohl 
ein, daß fie bei ihrem Raube fo ziemlih ungeſtört bleiben würbe. Unter 
ben Ständen ber Minderheit war ſchon damals der Fatholifhe Stand Teſſin, 
die Mehrheit Hatten Züri, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, 
Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, St. Gallen, Wallis, Neuenburg, 
Bafeljtadt nnd Appenzell-Innerhoden gebildet. Aargau mochte darauf rech— 
nen, daß der Stand Solothurn, beijen Regierung eben jo eigenmädtig das 
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Stiftsvermögen und befien Eollaturen an ſich geriſſen, nicht lange fefthalten 
werde, daß auch Zürich, defien Regierung ſchon wieder unter dem Schreden 
radifaler Volksverſammlungen zu wanfen begann, bald weichen, Schaffgaufen 
Yeicht werde gewonnen werden. Die Note Oeſterreichs konnte ihmen nicht 
viel Furcht einflößen, aber um fo ſicherer konnte Aargau auf die Sympathie 
der proteftantiihen Bevölkerung für fein Unrecht gegen die Klöfter rechnen. 
Der Große Kath von Nargau begnügte fih darum am 12. Mai mit dem 
Beſchluſſe: „1) Es follen die eidgenöffifhen Mitftände freundnachbarlich 
erfucht werben, dem Tagſatzungsconcluſum vom 2. April abhin feine weitere 
Folge zu geben. 2) Sollte diefes gegen alles Verhoffen nicht der Fall fein, 
jo ift Aargau aus jenem angeftammten vaterländiihen Sinne, den es zu 
jeder Zeit noch bewährte, und um zu zeigen, daß er nie beabfichtige, den 
Bund zu verlegen oder deſſen Anfehen zu untergraben, bereit, feinen Bundes: 
brüdern jeine Weberzeugung fo weit mögli zum Opfer zu bringen, und er 
wird ungefäumt darüber in Berathung treten, welche Modificationen in der 
Schlufnahme vom 13. Nänner 1841 ohne wejentlihe Beeinträchtigung der 
Wohlfahrt unjeres Kantons möglich feien. 3) Im gleihen Sinne, aus 
gleichen eidgenöffiihen Nüdfihten, und um die Aufrichtigkeit diefer Erflärung 
zu beurfunden, follen alle fernern Liquibationsmaßregeln, jo weit fie bie 
durch das Deeret vom 7. Wintermonat 1835 feftgeftellten Verwaltungsbe— 
fugnifie überfhreiten, für einftmweilen eingeftellt bleiben. 4) Der Kleine 
Kath ift eingeladen, den Beſchluß des Großen Nathes den hohen Ständen 
durch ein geeignetes Kreisjchreiben zur Kenntniß zu bringen, und in bem: 
jelben zugleich nadhzumeiien und die Stände zu überzeugen, daß dem Decrete 
vom 13. Jänner nit eine gemwinnfüchtige Abfiht zu Grunde liege, unb 
die Zufiderung zu geben, daß das Gut der aufgehobenen Klöfter und felbft 
auch, fo weit möglih, die Näumlichkeiten derjelben auf alle Zeiten frommen 
und Kriftlich:gemeinnügigen Zwecken gewidmet werden follen.” Pier und 
fiebenzig Großräthe erklärten dieſem Befchluffe nicht zugeſtimmt zu haben. 
Derjelbe war auf Theilung der Tagjakungsmehrheit und auf Gewinnen von 
Zeit berechnet. Die Regierung entledigte jich ihres Auftrages in einem 
Kreisihreiben an die Regierungen der Stände, worin nun nachgewieſen 
werden wollte, daß das Bermögen der Klöfter, welches vor der Aufhebung 
auf mehr als jieben Millionen angeihlagen worden war, kaum binreiche, 
die unterm 20. Jänner feitgefegten Penfionen daraus zu beftreiten. Mittlers 
weile erfhien nun aud die Vertheidigungsfchrift der Klöfter gegen die Denks 
ihrift von Nargau, mit dem Titel: „Die aargauifhen Klöfter und ihre 
Ankläger. Eine Denfihrift an alle Eidgenofjen und an alle Freunde der 
Wahrheit und Gerechtigkeit.” Sie war aus der Feder des gelehrten Doctor 
Friedrich Hurter, damals eben ausgetretenen Antiftes in Schaffhaujen mit 
31 
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ſchneidender Schärfe und gelehrter Ausſtattung hervorgegangen und enthielt 
ohne die Beilagen 154 enggedruckte Quartſeiten. Der Schluß dieſer Ver: 
theidigungsſchrift lautete: 


„Ercellenz Herr Bundesprüfident! Hochgeachtete Herren! 
Ihr Alle, redliche und aufrihtige Eidgenofjen! 


Mit ſchwerem Herzen, als durch die Gewalt der Umftände, durch 
die Macht des Pflichtgebotes, zur Wahrung ihrer Ehre die Laft ſchwerer 
Anklagen in folder Weife von fih abzumälzen, genöthigt, übergeben die 
Unterzeichneten diefe Schrift den Vätern des Baterlandes, den Räthen 
fämmtlider Kantone, den Abgeordneten an die hohe eidgenöffifhe Tag: 
fagung, denjenigen Allen, welchen das Recht ohne Unterſchied des Stan— 
bes und der Perfonen, auf die es angewendet werden foll, werth und 
heilig if. Nur ungern Haben fi die Unterzeichneten zu biefem Schritte 
verftanden; nur ungern fo arge Entftellungen der Vergangenheit, fo 
leichtfertige Verdrehung der Marften Documente, fo jhwere Berfündigungen 
an fürforglihen, redlichen, gerechtigfeitzliebenden Altvordern nachgewieſen; 
nur ungerne einem Gewebe von Unmwahrheiten, Vermuthungen und Trugs 
ſchlüſſen die einfahe, reine Wahrheit, wie fie aus dem Bemwußtjein des 
Rechts und der Schulblofigfeit hervorgeht gegenüberftellt. Mußte doch 
dabei von denjenigen, welde jtet3 allen billigen Wünſchen der Regierung 
entgegenzufommen, allen gerechten Anordnungen berfelben ſich willig zu fügen, 
als Pflicht eradhteten, die Nothwehr ergriffen werben wider Solde, bie auch 
die gewaltjamften, durch Feine Nothmwendigkeit gebotenen, Maßregeln zu vers 
festen und zu rechtfertigen unternommen hatten. Gewiß müßte Ihnen, 
müßte jedem Freunde der Wahrheit und des Rechts, das Loos, welches bie 
Staatögewalt des Nargaus den Klöftern bereiten will, als ein wohlverdientes 
erſcheinen, wenn die dermaligen Glieder, zumal die Vorftände derfelben, den 
Muth nicht befäßen, für deren Rettung jeden erlaubten Schritt zu wagen, 
wenn fie den Willen nicht hätten, ihre jo ſchwer angegriffene Ehre vor der 
Gegenwart und der Nachwelt entſchieden zu wahren. 

Daß denjenigen, die durch die Kirche herangebildet und in die Kirche 
verwachſen find, ragen, welche dieſe jelbjt berühren, Verfügungen, welde 
auf derjelben Wohl und Wehe einen wefentlihen Einfluß üben, Zuftände, 
welche deren Rechte auf lange Zeit Hinaus fichern oder gefährden, nicht 
gleihgültig find, nicht gleichgültig fein fönnen, das darf wahrlich ihnen nicht 
zum Vorwurf, noch weniger zum Verbreden angerechnet werden; ein größerer 
fürwahr wäre Gleihgültigkeit hiegegen. Jenes hat die Staatögewalt des 
Kantons Yargau nicht begreifen, diejes hätten bie Klöfter ohne Verleugnung 
ihres Weſens, ohne wenigftens vor dem Forum bes eigenen Gewiſſens 
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ftraffällig zu werden, nie über fih nehmen können. Und hieraus ift nun 
bie inhaltsſchwere Frage hervorgegangen, deren Löfung an Sie Hochgeachtete 
Herren! gelangt ift. 

Sie lautet niht: „„Klöfter oder Aargau;““ — ſondern fie lautet: 
Heiligfeit de Bundes, Heiligkeit des Eides, — oder ungehemmtes Walten 
der Willfür, des Unrechts. Es foll nicht der zwölfte über den erften und 
eben jo wenig der erfte über den zwölften Artikel der Bundesurkunde fiegen ; 
aber die Wahrheit joll über die Entftellung, das Necht über das Unrecht, 
das Eigenthum über die Gefährdung deffelben fiegen. Es find nicht die 
Urkantone, es find nicht dieſe oder jene Landesſtrecken der einen Eidgenoſſen— 
haft, es find nicht diefe oder jene Principien, e3 find nicht dieje oder jene 
Individualitäten, welche dem „„Aargau den Handſchuh hinwerfen;““ es find 
die ewigen und unveränderlichen Lehren ungefälichter Wahrheitstreue, leiden- 
Ichaftslofer Gerechtigkeitspflege, und heiliger Achtung vor rechtmäßigem Beſitz 
und Eigenthun, diefe find es — welde dem Aargau warnend und brohend 
entgegen treten. 

Sollte nicht des Haders, des bittern Kampfes der Gegenſätze, bes 
Auseinanderrennens feindjeliger Elemente, jo mandes unheilſchweren Keims 
in unſerm einft fo glücklichen Vaterlande genug vorhanden jein; Vieles hie— 
von weit außer dem vermittelnden und verföhnenden Bereich auch der weiſe— 
ften und befonnenften Regierung, zumal der vereinten Stellvertreter aller 
Kantone, liegen; als daß diefe die Gelegenheit nicht dürften vorübergehen 
laſſen; kraft ihres Anfehens und kraft ihrer mit Beſchwörung der Bundes, 
urfunde, aljo auch des XII. Artikels, übernommenen Verpflichtung ben Hader 
zu bejeitigen, das Recht zu firmen, die Willkür in bie Schranken recht: 
mäßiger Befugniß zurüdzumeiien ? 

Müpten die Klöfter umfonft um Schu für ihr untertretenes Necht 
anſuchen; follte die wahre Weisheit und Würde in einem leicht aufzufinden: 
den Verabkommen zwilhen Brechen und Aufrechthalten jenes XII. Artikels, 
zwifchen Recht und Unreht, zwiſchen Eingriff und Bewahrung des recht: 
mäßigen Eigenthums geſucht und gefunden werden wollen: alsdann bürften 
Gefege niht mehr als Ausdrud der ewigen Principien des Rechts, als 
Abwehr des Unreht3 erkannt, fondern müßten fie die Vergötterung des 
Menfhenmwillens genannt werden; alsdann wäre doch der Bund factifch 
gebrochen, alsdann hätte doch das Unrecht obgefiegt, alsdann dürfte doch bie 
Willkür ihren Triumph feiern. Alsdann aber mag die Eidgenofjenihaft 
jenem Prunfen mit den Borvätern, jenem Berufen auf derfelben Treue und 
Mannhaftigkeit, auf ihre Redlichkeit und Nothfeftigkeit, auf ihre Vieberfeit 
und Ehrenhaftigfeit, auf alle die Tugenden, welde die Vorväter geſchmückt 
haben und bie auf die Nachkommen follten übergangen fein, entjagen; fie 

31? 


484 


mag dann jenen durch alle Zeiten ftrahlenden Schmud als verſchliſſenes 
Geräth in die Trödellammer werfen und die Jahrbücher der Vergangenheit 
für geihloffen, außer Beziehung zu der Gegenwart erklären. 

In zweifelofer Hoffnung aber geneigter Würdigung ihrer Vorftellungen, 
unter Gebet, daß der Allmädtige Sie zum Feithalten amı Recht ftärfen wolle, 
ftellen die ehrerbietigft Unterzeihneten nochmals das in legter Zuſchrift vom 
März laufenden Jahres an die hohe eidgenöffiihe Tagſatzung gemachte 
bittlihe Begehren: 

Um Geftattung der Rüdfehr in ihre Klöfter, aus denen fie mit Gemalt 
vertrieben worden find; um Nüderftattung ihres Eigenthums, um eigene Ver: 
waltung befjelben, und um bie Erlaubnig Novizen anzunehmen, durch welde 
ihr Fortbeftehen bedingt it. Auh in Hinficht der Beteuerung bitten fie, 
gleih andern Privaten und Corporationen im Kanton behandelt zu werben. 

Indem die Unterzeichneten vermöge ihrer natürlihen und pofitiven, 
firhlihen und politiihen Rechte, befonders vermöge des Artikels XII. der 
fchweizerifhen Bundesurfunde vorgenannte Bitte ftellen, und fich gegen bie 
Zulagen der von der aargauifchen Regierung unterfchriebenen vom März 
laufenden Jahres datirten Denkſchrift: „„Die Aufhebung der aargauijchen 
Klöfter, eine Denkihrift an die hohen eidgenöfftihen Stände,*“ und gegen 
alle bisherigen rechts- und bundeswidrigen Beihlüffe Aargaus in Betreff 
der in feinen Gebiete liegenden Klöfter für fih und ihre Konvente feierlichit 
verwahren; erneuern fie Angefichts der gefammten Eidgenoſſenſchaft früher 
gegebene Zuficherungen: in den Zuftand des Nechts zurücdgeftellt, ihre Fort: 
eriftenz durch Gehorfam gegen die Hohe Obrigkeit, durch eifriges Mitwirken 
zu gemeinnügigen Zweden, und durch bereitwillige Verwendung ihrer ökono— 
milden Mittel und perfönlihen Kräfte zum Heil der Kirche und zum 
Segen des Landes, zu bethätigen *). 


Hiemit bitten um Genehmigung ihrer volllommenften Achtung 
Euer Ercellenz, Herr Bundespräfident Hochgeachtete Herren! 
Den 20. Mai 1841. 


Für die Klöfter im Aargau: 


Für Muri: Adalbert, Abt. Für Wettingen: Leopold, Abt. 
Für die Capuzinerflöfter: 3. Damajcen, Provincial. Yür 


*) Als Präliminarien biezu ließen fih anbeuten: das Vorhaben des Kloiters 
Muri für eine erweiterte Lehranftalt (Beil. XXVIII.), eben deſſelben beabfichtigte 
Armen- und Waifenanitalt für die Gemeinde Muri (Beil. XXIX.), die leicht zu erwei- 
ternden Anfänge zu einer Unterrichtsanftalt für Mädchen, bie der Schule entlaffen find, 
im Stlofter Maria Arönung (S. W), das mehrfach gefühlte Bebürfnif eines katholi- 
{hen Schullehrerſeminars in einer ber beiben Mbteien Muri oder Wettingen, 
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Hermetihwyl: M. Agnes Rei, Priorin. Für Fahr: P. Maus 
ud Mettauer, Probit. Frau M. Scholaftita Meier, Prios 
rin. Für Onabenthal: Bernarda Gümbelin, Priorin. Für 
Maria Krönung: Schw. M. Serapbina Bodelen, Frau 
Mutter.” 

Ueber die rechtliche Erörterung der gargauiihen Denkſchrift antwors 
teten die Klöfter: 

„Weber Alles, was in biefem Abfchnitte gejagt ift, müffen wir um fo 
fürzer hinweggehen, da eine Wiberlegung der bier aufgeftellten, zum Theil 
monftröfen Behauptungen, die Gränzen einer Denkſchrift weit überſchreiten 
wüßte. Was jollen Worte heißen, wie 3. B.: „„der Staat, als die höchfte, 
moraliſch-perſönliche Gefellihaft ſchließt alle andern juriftifhen Perfonen in 
fih und bedingt ihr Leben nad) feiner Beftimmung und feinem Endzwede?** 
Kann der Staat eine andere Beftimmung haben, als diejenige, dad Dajein 
der Einzelnen, ob es nun als individuelles oder als corporatives Dajein 
ericheine, zu ſchützen, fo lange es dem Dafein Anderer nicht feindjelig ent— 
gegentritt! die Nechte dieſer Perjonen, inmwiefern fie nicht zum Nachtheil 
Anderer die gezogenen Gränzen überfchreiten, zu beihirmen; das Eigenthum 
jo lange es nicht zu Beeinträchtigung Anderer mißbraucht wird, zu ehren? 
Kann das Abſtractum Staat einen andern Endzwed haben, ala das Ber: 
langen des Summariums aller concreten Beitandtheile dejielben: Genuß des 
möglichiten Wohljeins im Bereih des gegebenen oder gefchaffenen Kreiſes, 
doch daß diejer in die Kreife der übrigen nicht ftörend eingreife? Die 
fogenannten idealen oder Fünftlichen Hechtsjubjecte haben ihre Anerkennung 
von dem Staat nit als eine Gnade, zu deren Spendung er die Hand 
nad Belieben, Laune oder Willfür öffnen oder jchließen Fönnte, zu erhoffen, 
jondern fie können diefe Anerkennung, fo fie derjelben bedürfen, glei den 
realen Nechtöfubjecten, den Individuen, fordern, und ber Staat it fie zu 
gewähren verpflichtet, jobald ihr Wefen, ihre Beftimmung und ihr Wirken 
nicht mit dem Beitehen Anderer in Conflict tritt. Dergleihen künftliche 
Rechtsſubjecte beftehen in jedem Staat hundert und aber Hundert, ohne daß 
fie je um Anerfennung eingelommen wären, ohne daß dieje, ſammt Allem, 
was fie involvirt, ohne die fchreienfte Ungerechtigkeit ihnen verjagt, wohl 
gar entzogen werden dürfte. Wir find weit von ber Behauptung entfernt, 
daß eine Corporation, fobald fie „„den Staatszwecke““ (nad unferem Begriffe 
dem allfeitigen, wirflihen, nicht erräfonnirten, Wohlfein, den natürlichen 
oder wohlerworbenen Rechten, der befugnigmäßigen Freiheit Einzelner ober 
Bieler) „„feindielig oder ſchädlich ſich erzeigt,*" nicht dürfe unterdrückt werben, 
Aber dieje Feindfeligkeit oder Schäblichkeit muß fi als nothwendiger Aus— 
fluß ihres Wefens, ihres Wirkens und ihres Zweckes darftellen, fonft fönnen 
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Feindfeligfeit und Schädlichkeit nur unter den Geſichtspunkt momentaner 
Berirrung der Individualitäten gefaßt und von diefem aus beurtheilt werben. 
Wollen wir ferner den Sak zugeben: „„die Erhaltung der Rechte des Staats 
geht über alles,** fo muß ber Satz doch gewiß die Beſchränkung erleiden, 
daß deswegen die Nechte Anderer nicht nah Willfür gefährdet, befeitigt, 
vernichtet, zertreten werben bürfen, indem die Erfahrung unwiderſprechlich 
beweist, daß beide ganz gut neben und mit einander beftehen können. Die 
über Alles gehenden Rechte des Staats werben jelbit um fo gefiderter 
fein, je größerer Sicherheit durh ihn Andere bei ihrem Recht ſich zu 
erfreuen haben. 

„„Es bedarf,““ fagt die Denkſchrift weiter, „„zu rechtmäßiger Begrün- 
bung der Aufhebung einer Corporation nicht des Beweiſes begangener Ber: 
brechen, weil juriftiihe Perfonen Fein Verbrechen begehen, und Feine Crimi— 
nalftrafen erleiden können.“! Kann eine Corporation fein Verbrechen begehen, 
fo Fann fie auch nicht beftraft werden, und kann fie nicht beitraft werben, 
fo ift ihre Aufhebung ein Act der Willfür und der Gewalt. E3 wird dann 
noch Bieles Hinzugefügt, was auch nicht contra bonos mores, gegen bie 
„„Guten Sitten,“* wohl aber gegen die gelunde Vernunft ftreitet. Man 
wolle es nicht übel aufnehmen, wenn uns bei der Bemerkung: „„man fönnte 
ja ein Klofter weder der Bigamie befchuldigen, noch des Landes verweilen,“ * 
die Vermuthung beſchleicht, die Verfaſſer der Denkſchrift betrachten eigent: 
lich die Menſchen lediglich als Stoff für die Criminal-Juſtiz und als Zweck 
ihrer Erſchaffung die Abſicht, dieſes Stoffes immer genugſam zu liefern; 
wonach dann wohl Alles, was zu dieſem Stoff ſich nicht eignet, als „„Aus: 
wuchs““ erflärt werben möchte. 

Aber die Denkfchriftler merken wohl, daß fie mit ihrer Behauptung : 
eine Eorporation könne weder Verbrechen begehen, noch Strafen erleiden, 
über das Berfahren gegen bie aargauijchen Klöfter von dem für fie falichen 
Standpunkt des Rechts und der Unpartheilichkeit zu Gericht figen würden. 
Daher jahen fie fi genöthigt, Leben oder Tod derſelben ausſchließlich von 
bem Willen des Gejeßgebers abhängig zu mahen und ein Todesurtheil 
gegen fie nicht unter die Kathegorie einer Strafe, jondern unter diejenige 
einer politifhen Maßregel zu ftellen, und diefe von der Erkenntniß (oder 
Borausfegung) abhängig zu machen, „„daß die Corporation, ihren Intereſſen 
und Tendenzen zufolge, mit dem Staatswohl unvereinbar jei.“* Abgeſehen 
davon, daß in neuerer und meuefter Zeit unter dem Aushängeihild des 
Staatswohls unermehlih viel Gewaltthat und Ungerechtigkeit verübt worden 
ift, müßte jedenfalls die Unvereinbarkeit ermwiejen, nicht erträumt, vorgeſpie— 
gelt, aus Vorderſätzen hervorgegangen fein, die vor einer grünbliden Wür— 
digung nicht haltbar find, Will man die Behauptung, „„daß Gründe zur 
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Aufhebung einer Corporation blos aus „„politifchen Betrachtungen des öffent: 
lichen Wohl3 hergenommen werden können,““ auf ben vorliegenden Fall 
anwenden, jo möchte man mit Recht fragen: ob eine tiefere politifhe Betrach— 
tung nicht von der Aufhebung Hätte zurüdichreden folen. Eine wahre 
Politif, zumal nicht nah außen, jondern nad innen gerichtet, ift verſöhnend 
nicht haberftiftend, beruhigend nicht aufregend, fucht Liebe nicht Haß zu pflanzen. 
Die aargauiihen Oberherren dürfen auf den Ruhm, gewiegte Polititer zu 
fein, feinen Anſpruch machen, wenn jie die heiligften Intereſſen des Volkes 
mit kaltem Blut in ihren Tiefen verlegen können. Eine geſunde Bolitik 
hätte ihnen rathen müfjen, die Hälfte bes Landes durch Milde zu gewinnen, 
nicht dur eine nad allen Richtungen ausftrömende und mit ber äußerjten 
Schonungslofigkeit angewendete Härte fie vollends, und wieder auf lange 
Zeit hinaus, zu erbittern. Die Zukunft würde überzeugend gelehrt haben, 
dag der Wahn von Staatsfeindjeligkeit der Klöfter ein bloße Phantom 
geweſen jei, welches eine von Haß gegen fie entzündete Einbildungsfraft 
vorgaudle. In weſſen, von feindlicher Leidenfhaft nicht überwuderter 
Gefinnung müſſen nicht die Worte des Commiffionalberidtes an die letzte 
außerordentliche Tagſatzung ihren reinen Wiederhall finden? „„Je zärter alle 
Gegenitände im Staate zu behandeln, welche im Gemüthe der Bürger wur: 
zeln, um fo weniger follen Doctrinen, die als folhe und im Grundfage 
fi über die gemüthliche Auffafjung einer VBollsanfiht hinwegſetzen müſſen, 
ihre unbedingte Anwendung finden,“ * 

Es kann aber die „„Erkenntniß der Staatsgefährlichkeit einer Corporas 
tion ohne alle richterlihe Unterfuhung und Straffällung erhalten werben.” * 
Wie? Dur Intuition, dur Ahnungsvermögen, dur unmittelbare höhere 
Kevelation, dur Inſpiration? Die Aufhebung einer Corporation ift die 
Tobesftrafe gegen das „„fingirte Weſen.““ Alſo eine Tobesftrafe ohne Ber: 
gehen, ein Vergehen ohne Unterfuhung, ein Bewiefenes ohne Beweife! Der 
geleiftete Beweis der Staatsfeindlichfeit der aargauifhen Klöfter ift Fein 
Beweis, da blos Meinungen, Anfichten, in Bezug auf Thatfahen aus 
Gerüchten, Bermuthungen, Entftellungen und felbft Erdichtungen, aufgeftappelt 
find. Keine Regierung der neuern Zeit hat die Klöfter ihrer Staatsfeindlid: 
feit wegen aufgehoben, wie Seite 146 behauptet wird, die Gründe waren 
ganz andere; fie find zu gut befannt, als daß es nöthig wäre, ein Wort 
darüber zu verlieren. Auch hat Luzern feine Franziskaner, jo wenig als St. 
Gallen Pfäffers, der „„Staatsgefährlichkeit** wegen aufgehoben, wenigitens 
hat bis jest bievon noch nie etwas verlautet. Es gehört viel dazu, um 
dergleihen Behauptungen fo ohne weiteres Hinzumerfen. 

Es foll aber, gleichſam als opus supererogationis, als ein Weber: 
wuchern des Nothwendigen in das Weberflüffige, „„der Beweis einer ſtaats⸗ 
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feindlichen und gemeinfhädlihen Tendenz der aargauifchen Klöfter geleiftet, 
der eigentliche Thatbeſtand der Schuld conftatirt”* fein. Wirklich? Wenn 
man da3 Wort „„Vemweis“* in Behauptung verwandelt, dann hat die „„Denfs 
ſchrift““ nicht Unrecht. Man braucht jedoch Fein Rechtsgelehrter zu fein, um 
bes Unterſchieds zwiſchen Beweis und Behauptung in feinem volleften Umfange 
bewußt zu werden. Man muß aber eine vollftändige und genügende Beweis: 
führung poftuliven, um hiedurch an der gefahrdrohenden Klippe des Art. XII. 
der Bundesurkunde vorüber das mit fieben Millionen wohlbefrachtete Schiff: 
lein glülih in den Hafen des aargauifhen Staatögutes lenken zu können. 
Schlau wird an die Stelle des zwölften Artikels, der nach jeßiger aargaui— 
ſcher Abficht ebenfalls ftaatsfeindlich genannt werden Fönnte, der erite gejchoben, 
welcher fo lautet: „Die 22 fouveränen Kantone vereinigen fih durch den 
gegenwärtigen Bund zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und 
Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte und zur Handhabung ber 
Ruhe und Ordnung im Innern.“ Inwiefern nun diefer, nicht gefeßgebende, 
fondern den Zweck des Bundes ausſprechende Artifel, dem zwölften gegen: 
über aufgerufen werden, den lestern in den Hintergrund drängen, bie lex 
lata des Artikels XII. entkräften könne, ift fchwer einzujehen. Es ift um 
fo jchwerer einzufehen, als die Kantone ihre Souveränität im weiteſter 
Beziehung, injomweit diefelbe nicht an den Bund abgetreten ift, in Anfprud 
nehmen. Dennoch ijt e8 wieder leicht einzufehen. Man hielt ſich überzeugt, 
daß auf dem Wege unpartheiifcher Unterfuhung der längſt gehegte Zweck 
niemals hätte erreicht werben können; man mochte fühlen, daß die angebliche 
Staatsfeindlichfeit zwar behauptet, nicht aber erwiefen; man mochte ahnen, 
daß man mitteljt des eilfertigen Decrets in den Bund eingebroden jei. Nun 
möchte man dur Aufrufen des Eingangs der Bundesurkunde fih das Anz 
jehen geben, als wäre mit jener Aufhebung dem Bunde blos eine Mühe 
erjpart worden, die zu übernehmen er fonft die Verpflichtung gehabt, ba 
„zu Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern““ eine Sufpenfion 
der im XI. Artikel enthaltenen Habeas-Corpus-Acte für die Klöfter ihm 
obgelegen hätte. Jenen im $. 1 der Bundesurfunde ausgeiprochenen „„Zwed 
beihmwört die Gejandtihaft des Kantons ;"* aber jie beſchwört nicht blos 
jenen Paragraphen, fie befhwört den Gefammtinhalt der Bundesurfunde 
und ſomit auch den XII. Artikel; und der Eid muß für den einen Artikel 
fo kräftig, bindend, heilig und unverleglih fein, wie für den andern. Sonft 
fönnte nur eine Regierung, die nach dem Gut eines Klofterd lechzete, in 
der Umgebung deſſelben Händel ftiften, Gewirre provociren, dann die Schuld 
auf das Klofter werfen, daſſelbe für ftaatsfeindlich erflären, es durch tumul—⸗ 


tuarifche Verfügung aufheben, und bei diefem Allem den $. 1 als Schild 
‚vorhalten, 
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Aus der Gefhichte des jegigen Bunbesvertrages und aus dem Umftand, 
daß das Beimort „„canoniſch““ zu dem XII. Artifel beantragt, aber nicht 
beliebt worden fei, wird gefolgert, e3 gebe „„zwei Arten von Klofterauf: 
hebung: eine kirchliche” (mit Zuftimmung des Dberhauptes der Fatholifchen 
Kirche) „„und eine ftaatsrechtlihe.”* Vertauſcht man das lehte Wort 
an ftaatögemwaltige, fo hat die „„Denkſchrift““ Recht. Aber gerade das 
Beitreben, das Wort canoniſch ın den Bundesvertrag Hineinzubringen, 
dient zum Beweis, das eine Anzahl Stände die Säcularifation de facto 
hindern wollten, weil fie diefelben de jure nicht anerkennen Fonnten; weil 
fie dasjenige, was die „Denkſchrift““ ftaatärehtlih nennt, nur für ſtaats— 
gewaltig bielten. 

Seite 149 abermals die Behauptung: „„der Staat möge jede Corpo- 
ration, die er Fraft feiner Souveränität ins Leben gerufen hat, vermöge 
eben diefer Souveränität auch wieder auflöjen.“* Und abermals müſſen wir 
in Betreff der aargauifhen Klöfter die Prämifje beftreiten, mwodurd die 
Folgerung von ſelbſt Hinfällt. Die Kirche, wir müjjen es wiederholen, die 
Kirche hat die Klöſter als Corporationen ind Leben gerufen, und nicht der 
Staat; Privaten haben ihnen zur Möglichkeit der äußern Eriftenz verholfen 
und nicht der Staat. Die Kaifer und jpätere Herren haben ihnen Schub zus 
gefichert, weil fie ihre Pflicht erfannten, alles rechtmäßig Beftehende zu ſchützen, 
und das ift weit entfernt von einer Bewilligung durd den Staat. Der 
Staat kann Negimenter conferibiren, kann Landjäger:Cohorten errichten, 
aber feinen religiöfen Orden ftiften; er hat Brüden gebaut, Landſtraßen 
angelegt, Zeughäufer gefüllt, Mufeen auögeftattet, aber feine Klöfter dotirt.— 
Ueber drei eingeräumte Gründe zı Aufhebung eines Klofters Fönnen wir 
hinweggehen, um über zwei nenangefügte noch ein Wort zu jagen. — „„Wenn 
klöſterliche Inſtitute fich fortwährenden politiihen Umtrieben hingeben und 
in vielfacher perfönlicher, actenmäßig rechtsgültig erwiefener Betheiligung und 
in gemeinfamer politifcher Mitſchuld an einem politifch:religiöfen Volksauf— 
ftand eriheinen.”* 1) Dies in abjtracto betrachtet, fände feine Anwendung, 
wenn einem Klofter nachgewieſen werden könnte, daß es in der Gejammtheit 
feiner Glieder confpirirt, einen Aufſtand provocirt, geleitet, thatſächlich, durch 
perfönlihe Theilnahme oder durch dargebotene Mittel denielben unterftügt 
hätte. Sobald aber das Klofter in diefer Beziehung in eine Majorität 
und in eine Minorität zerfiele, alsdann Hätte nicht mehr die Corporation, 
fondern blos eine Anzahl Mitglieder des Verbrechens ſich jchuldig gemacht; 
indem ein Majoritätsbeihluß zum Böfen für die Minorität nie verbindliche 
Kraft haben, diefe daher mit jenem nicht betheiligt werben kann. Wird aber 
jene Behauptung dennoch aufgeftellt und derſelben gemäß gehandelt, fo tritt 
man von dem ÄFelde der Gerechtigkeitäpflege auf dasjenige des Kriegs über, 


490 





wo wegen Mikhandlung eines Befehlshaber ein Dorf an allen vier Eden 
in Brand geftedt wird. 2) Concret in Beziehung auf die aargauiichen 
Klöfter betrachtet. Die „„Denkichrift*“ fpricht immer von „„actenmäßig er: 
wieſener““ Schuld, vergißt aber, daß fie auch den geringfien actenmäßigen 
Beweis jhuldig geblieben, das bewußte Decret zu einer Zeit erlaſſen worden 
fei, in welcher ed unmöglich war „„actenmäßig““ aud das Geringite erſt zu 
wiffen. Wie würde eine Staatögewalt vor dem Nichterftuhl der Geſchichte 
ftehen, welche achthundertjährige Inftitutionen wegen angeblich ſchwerer Schuld 
berfelben im Sturm zerftörte, und erft nachher ſich bemühte, einige Kennt: 
niß über wirklich vorhanden gewefene Schuld ſich zu verfhaffen? Wie aber 
muß eine Staatögewalt vor dem Richterſtuhl der Geſchichte ftehen, welche 
in einem Augenblid, in welchem Beweiſe für die Hauptfache zu bejigen noch 
abfolut unmöglich ift, zerftört, „„actenmäßige Beweiſe““ nachzuliefern verſpricht, 
und ftatt folder dasjenige gibt, was fo vielfältig zu widerlegen ober förm— 
lich abzulehnen wir ung gedrungen gefühlt haben. Da wäre benn freilich 
das Geſtändniß eines aargauifhen Gefandten an der legten Tagſatzung allzu 
naiv, der auf die Bemerkung: „„Warum der Große Kath, ehe er feinen 
Beihluß gegen die Klöfter gefaßt, nit eine Unterfuhung veranftaltet hätte,“ * 
bie Antwort gegeben haben fol: „„Weil bei der Unterfuhung doch nichts 
herausgekommen wäre.““ Hätte der Betreffende dieſes auch nicht gejagt, jo 
müſſen doch die Klöfter das Wort aufnehmen als das ihrige und bürfen 
ber genauejten Nahforihung, ob fie damit wahr ſprechen, [mit aller Ruhe 
eined guten Gewiſſens entgegen fehen. 

Hier Können wir aber nicht umhin, einiger Aeußerungen bes aargaui: 
hen Gefandten an ber legten außerorbentlihen Tagſatzung berichtigend 
ober erläuternd zu erwähnen. Es hat nämlich derfelbe dem Vorwurf, alö 
jeien die Klöfter unverhört verurtheilt worden, die Verfiherung entgegenitellt : 
jowohl der Abt von Muri als der P. Groffellner von Wettingen jeien ver: 
hört worden. Was fann man zu einer folhen dreiften Behauptung jagen ? 
Da e3 befannt ift, daß das Aufhebungsdeeret ſchon am 13. Jänner, die 
Erpulfion am 25. erfolgte; da der Abt aber erſt am 29. Jänner, da blos 
noh zwei Eonventualen und ein Laienbruder im Klofter aumejend, alle 
übrigen bereitS vertrieben waren, ein Verhör zu beitehen hatte. Der P. 
Gropkellner von Wettingen aber wurde gar nie verhört, oder es beliebe 
dem Herrn Gejandten anzugeben, wo, wann, von wen, über was? — 
Ferner wollte jelbft eine Einftellung des fraglichen Decrets als unmöglid 
motivirt werben durch ben Umftand, daß aus dem Vermögen der Klöſter 
Muri und Wettingen 22 Beneficien zu botiren feien, alldieweil aus ber 
Beilage XI. zu gegenwärtiger Schrift vor Jedermanns Augen liegt, daß, 
was wenigſtens bie Pfarreien von Muri betrifft (diejenige des Ortes ſelbſt 
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auögenommen), diefe Pfarreien längſt dotirt, wenn gleich der Gefammtbetrag 
aller Dotationen von dem Kloftergut nicht ausgeſchieden ſei. — Der Erläus 
terung: das Vermögen der Klöfter fei zu gelonderten Staatögut für ganz 
ausdrüdlich beftimmte Zwecke, nämlich für das Aımen:, Schul: und Kirchen: 
wejen erflärt worden, bürfte die befcheidene Frage gegenüber geftellt werden, 
unter welche von biejen Kategorien die 600,000 Franken Kriegskoſten gezählt 
würden? — „„Die paffive Theilnahme am Aufſtand““ ift abermals einerfeits 
eine Bereiherung der Begriffe und ein Zuwachs zu jedem Griminal:Coder, 
zeugt aber andererjeitS von der Armuth an Beweifen, bie zu dergleichen 
feine Zufluht zu nehmen nöthigt. Es ift dies aber volllommen mürbig 
jene8 Schreibens der Negierung, welches den Convent von Muri für bie 
Gemwaltthaten, die von den Bewohnern des Dorfes etwa Fönnten begangen 
werden, verantwortlih macht. Wahrlih follten dergleihen Maßregeln in 
Uebung kommen, dann wäre fein Menſch feiner Freiheit, feiner Ehre, feines 
Lebens mehr ficher. 

Wir müfen uns aber noch ein kurzes Wort erlauben über ben zweiten 
Aufgebungsgrund von Klöftern, den die Denffchrift aufftellt: „„Verſunkenheit 
und Verdorbenheit der einzelnen Mitglieder.** Anden man bei Unzuläffig: 
feit des erſten Motivs das zweite in Subfidium herbeigezogen hat, wird 
damit, was mir wiederholt ausfprehen mußten, das Urtheil über diejenigen 
gefällt, welche folhe Abnormitäten keimen, ſich entwideln, erftarken ſahen und 
nicht zur Zeit Einhalt thun mochten. 

Darauf wird an dem Artifel XII. gemäcdelt und dem Ausdrud: „„die 
Klöfter find gewährleiftet, fo weit e8 von den Kantonsregierungen abhängt,” * 
eine Interpretation aufgebürdet, welche vor der einfachiten Logik nun und 
nimmermehr Stid halten faın. Was müßte man von Männern denken, 
bie ein Geſetz erließen, welches am Ende jo gefaßt werben Fünnte: Diefes, 
Jenes ift verboten, infomweit e8 von dem Willen des Cinzelnen abhängt, 
das Berbot halten zu mögen? In Bezug auf den Artikel XII. der Bundes: 
urfunde theilen wir die Meberzeugung, welche im Großen Rath des Kantons 
Thurgau ausgeſprochen worden tft: „„daß die Mariten Grundjäge durch 
Erläuterung nur an Klarheit verlieren, weil eben dadurd das Einfache eine 
verwidelte Geftalt erhalten muß.““ Solcher Natur ift der fragliche Artikel. 
Er ſpricht Mar, beftimmt, dbeutlih, für Jedermann vernehmlih, und bie 
Künfte einer halsbrechenden Sophiſtik zerichellen daran, jobald man den 
Artikel nur mit ber aufrichtigen Abſicht, ihm verftehen zu wollen, zur 
Hand nimmt. Auch da find die Fortfchritte, die man im Nargau gemacht 
hat, beachtenswerth. ALS an der Tagſatzung des Jahres 1837 viele Stände 
in den aargauiſchen Verfügungen gegen die Klöfter vom Jahr 1835 bereits 
Ihon Gefährdung jenes Artikels nicht ohne Grund erblidten und auf Zurüd: 
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nahme derſelben antrugen, behauptete der Geſandte von Aargau: „„Gerade 
dieſe Verfügungen ſind eine Folge der ausgeſprochenen Garantie jener Inſti— 
tute. Der Bundesbehörde kommt einzig die Frage zu: beſteht das Kloſter 
noch, oder hat der Staat es ſäculariſirt? Muß die Frage verneint werden, 
jo iſt damit jedes Einſchreiten der Bundesbehörde unzuläſſig.““ Eben dieſer 
Geſandte anerkannte damals: „„jeder Kanton habe durch Annahme der 
Bundesurkunde den andern 21 gegenüber des Säculariſationsrechtes ſich 
begeben. Sobald alſo bewieſen iſt,““ ſagte er weiter, „„daß ein Kloſter 
noch exiſtirt und daß ſein Vermögen nicht als Staatsgut erklärt worden iſt, 
ſo darf ſich der Bund durchaus nicht einmiſchen.““ Nicht volle drei Jahre 
ſpäter will man dem gleichen Bund vordemonftriren: auch wenn man bie 
Eriftenz eines Kloſters vernichtet, fein Vermögen zu Staatsgut erflärt habe, 
dürfe der Bund fih doch nicht einmiſchen; dies zwar wieder in Gemäßheit 
des XII. Artikels, 

Man fcheint zwar in Aarau am 20. Jänner von einer dunflen Reminis- 
cenz jener Behauptung von 1837 beichlihen worden zu fein, indem man ber 
Erklärung des Kloftervermögens „„als Staatsgut““ die lächerliche Clauſel bei= 
fügte: „„und fol für Kirchen-, Schul: und Armenzwecke verwendet werben.“ “ 
An der außerordentlichen Tagfagııng meinte man, was für eine Wunder: 
fraft zum Augenblenden diefer Claufel innewohne, und lagerte ſich ganz 
breit auf diefelbe ab. Wenn aber ein Privatmann Gut, welches ihm nicht 
zuftände, an fi bräcte und ſodann erhobene Keclamationen damit abmeifen 
zu Fönnen glaubte: er gedenke von dem Ertrag des Erworbenen nicht das 
Mindeite für feine Förperlihen Bebürfniffe zu verwenden, fondern es folle 
den „„geſonderten Zweck““ haben, Hausmiethe und Holz jährlih davon zu 
beftreiten, — was würde man von demfelben halten, was ihm ermwibern ? 
Ebenſo verhält es fih mit dem angeblich „„gefonderten Zweck““ und der Ver: 
fiherung, daß das SKloftergut nit in den Staatsihat fallen ſolle. Wir 
nehmen den Voranſchlag „„der wahrfcheinlihen Einnahmen und Ausgaben 
für das Jahr 1840** zur Hand und finden darin unter der Rubrik Kirchen: 
wejen nur an Befoldungen für Geiftlihe beider Eonfeffionen eine Summe 
von 109,140 Franken (die aber wahricheinlih in der Majje der Einnahmen 
wieder begriffen fein wird); für den öffentlichen Unterricht (Behörden und 
was damit zufammenhängt inbegriffen) eine Summe von 122,730 Franken, 
woran das Kantonsjchulgut nur 15,860 Franken liefert; endlich für Armen: 
weien unter allen Titeln 54,490 Franken. Wer wäre nun fo fchwachen 
Begriffs, um nicht einzufehen, daß jede, durch das ergriffene Kloftergut 
gewonnene Erſparniß an diefen drei bezeichneten Ziffern unmittelbar dem 
Staatögut zum Vortheil gereihe? Daher ift der „„geſonderte Zweck““ ein 
ſehr magerer Vorwand, und die Ablehnung, daß das Kloftergut nicht zu 
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Staatögut werden folle, jo unhaltbar, wie Manches, was unter Vorausſetzung 
ungeprüfter Annahme in diefer ganzen Angelegenheit ausgefprocden worden ift. 

Hat der Gefandte von Nargau im Jahr 1837 wahr gefproden — 
wie wir mwenigftens hinſichtlich des jet behaupteten und geübten Säculari: 
fationsrechtes nicht bezweifeln; — waren feine Worte, wie man annehmen 
muß, der Ausdrud der Regierungsanfiht; fo müſſen die Decrete vom 13. 
und 20. Jänner und deren Gültigkeit einzig dem Bund gegenüber beurtheilt 
werden. Hat demnah Aargau mitteljt Annahme und jährlider Beſchwörung 
ber Bundesurkunde feines Säcularifationsrechtes fih begeben, mie dies im 
Sahr 1837 feine eigene Meinung, ja fein eigenes Wort war; glaubte es 
aber im Jahr 1841 genugjame Gründe zu befigen, die eine Säcularifation 
aller feiner Klöfter wünjhbar machten, fo mußte es eine Säcularifation 
durch diejenigen üben laſſen, zu deren Gunſten es fih derfelben begeben 
hatte, fo konnte es — fofern Wilffür nicht bis zum Einbruch in bie 
Bundedurkunde verleiten follte — nichts Anderes thun, als denjenigen, zu 
deren Gunften es ſich feines Säcularifationsrehtes begeben, dieſe Gründe 
vorzulegen, die Würdigung derfelben ihnen zu überlajien, ja felbft einer 
freien Nahforihung über deren Nichtigkeit fich nicht zu entziehen. 

Zwei Merkwürdigkeiten, Aargau und den XI, Artifel der Bundes- 
urkunde betreffend, die eine aus früherer, die andere aus neuefter Zeit, 
dürfen doch nicht unberüdjichtigt gelafjen werden. Eben dieſes Aargau, 
welches jetzt den XII. Artikel zu einer Schaale ohne Kern, zu einem Wort 
ohne Sinn machen möchte, gab am 18. Heumonat 1814 in der Tagfakung 
die Erflärung: „„der Stand Aargau genehmige den Entwurf des Bundes— 
vertrages mit der von mehreren Ständen dem Artifel (XII. der Bundes: 
urfunde) zum Voraus gegebenen Erklärung, daß die angeiprochene Garantie 
der Klöfter dahin verftanden werde, daß die Klöfter und Gapitel wegen 
ihrer religiöfen Beziehung nit ohne Bewilligung ber geiftliden 
Dberbehörde aufgehoben oder in ihrem Beftand verändert 
werden können.““ — Der gleihe Stand Nargau, der am 13. Jänner 
jenes Decret erläßt und gegen alle Erörterungen in ben Tagſatzungen ripo— 
flirt und gegen alle Beſchlüſſe proteftirt, läßt unterm 24. Hornung 1841 
dur feinen Sahmalter an dem Dbergeriht von Züri, bei Anlaß ber 
erneuerten Streitfahe mit Einfieveln wegen Fahr, erflären: „„Vor allem ift 
die Klofterfrage keineswegs definitiv entichieben, ſondern es ift notoriſch, daß, 
geftübt auf $. XII. des Bundesvertrages, eidgenöſſiſche Intervention eintritt 
und daß eine außerorbentlihe Tagſatzung bevorfteft. Man weiß alfo nicht, 
welches das endlihe Schikfal diefer Frage, fein wird und ob die Klöſter 
veftituirt werden oder nicht.“ — Dieje Sprache fticht gewaltig ab gegen das 
Umfihwerfen mit feinen Rechten und die „„rehtlihe Erörterung der Dent: 
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ſchrift,““ fo wie gegen die Deutungen, welche der Geſandte an der Tagfakung 
jenem Artifel zu geben fich bemühte. Wer im Beſitz von „„actenmäßigen 
Beweiſen““ einer Schuld fteht, die einen fo ſchweren Ausiprudh, wie er am 
13. Jänner gegen die Klöfter ergangen ift, vollfommen rechtfertigte, ber 
würde feinem Rechte vergeben, wenn er nur den leifeiten Zweifel äußerte, 
ala vermöchte er fein Recht nicht überall vor Verbündeten wie vor Fremden 
fiegreih bdurcchfechten zu können. Daß aber auß jenen Worten ein Zweifel 
durhblide, der auf das laute Pochen: man ftehe bei der beliebten Handelns- 
weiſe vollfommen im Recht ein eigenes Licht wirft, kann demjenigen, der fie 
aufmerkſam liest, ſchwerlich entgehen. 


Es blickt aber ein foldher für denjenigen, der ſich durch viele Worte 
und bloße Behauptungen nicht irre führen läßt, ſelbſt aus der Aeußerung 
des aargauifhen Gefandten aus: „„Man folle das Fethalten am Bund nicht 
als ein Feithalten am Buchſtaben des Bundesvertrages, jondern vielmehr als ein 
Feithalten am Geift des Bundes auffafien.”* Es möchte fait jcheinen, als habe 
berjelbe die unhaltbare Stellung, in welcher er fich gegen ben Far, vernehmlich 
und beftimmt fprechenden XII, Artikel befunden, geahnet und fi in eine unzu⸗ 
gänglichere zurüdziehen wollen. Denn, will man den beftimmten Ausdrud einer 
Stipulation aufgeben und von einem Geijt derfelben fprechen, jo wird man ohne 
Compaß und Steuer auf einen uferlojen Dcean Hinausgetrieben, auf welchem 
man zwedlos in die Kreuz und in die Quere fahren muß. Wer das ſcharf 
ausgeprägte Wort muß fahren lajien, um einen Geift herbeizubeihmwören, der 
dem Einen in diefer, dem Andern in: anderer Geftalt erjcheinen kann, ja 
muß, der ftellt fih der Gefahr blos, durch jenes Wort gerichtet zu werben.“ 

Die Katholiten von Aargau unterftügten bie Begehren der Klöfter 
mit zahlreihen Unterſchriften. 

Am 5. Heumonat trat die Tagfagung zu ihrer ordentliden Sitzung 
wieder in Bern zufammen. Gejandte waren folgende: 


Bern: Se, Ercellenz Herr Karl Neuhaus, Präfident der Tagfakung ; 
Herr R.:Rath U. von Tillier; Herr R.:Rath I. R. Schneider, M. D. 
Zürih: Herr DBürgermeifter von Muralt; Herr Staatsrath K. Bluntigli, 
D. J. U.; Herr Statthalter Guyer, Mitglied des Großen Raths. Luzern: 
Herr Schultheiß Rüttimann; Herr Staatäfhreiber Meyer, Uri: Herr 
Landammann Muheim; Herr alt Landammann Schmidt. Schwyz: Her 
alt Kantonsftatthalter Düggeli; Herr Großrathspräfident Ab-Yberg. Unter: 
walden. Nidwalden: Herr Landanımann Würd. Obwalden: Herr Lands 
ammann Wirz. Glarus: Herr Landammann Dlumer. Zug: Herr 
Stadtpräfident Bofjard; Herr Landſchreiber Schön. Freiburg: Herr 
Staatsrath von Maillardoz; Herr Oberamtmann Tehtermann. Solo: 
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thurn: Herr Landammann Munzinger; Herr Oberrichter Burki. Baſel. 
Stadttheil: Herr Bürgermeiſter Frei; Herr Albrecht Burckhardt. Landſchaft: 
Herr Stephan Gutzwiller. Schaffhauſen: Herr von Meyenburg-Stockar; 
Herr Böſchenſtein, Mitglied des Kleinen Raths. Appenzell. Inner— 
Rhoden: Herr Landammann Fäßler, M. D. Außer-Rhoden: Herr Landes: 
ſtatthalter Tanner. St. Gallen: Herr Landammann Baumgartner; Herr 
Kantonsrichter Wegelin. Graubünden: Herr Kanzleidirector Hößli; 
Herr Landrichter A Marca. Aargau: Herr R.:Rath Wieland, M. D.; 
Herr Siegfried, Mitglied des Großen Raths. Thurgau: Herr Groß: 
rathapräfident Kern; Herr Oberrichter von Streng. Tejfin: Herr Oberft 
LuvinisPerfeghini; Herr Staatsrath Anton Mole. Waadt: Herr Staats-— 
rath Druey; Herr von Weiß, PVicepräfident des Großen Raths. Neuen: 
burg: Herr Staatsrath Calame; Herr de Pierre, Mitglied des gefeßgeben- 
den Körpers. Genf: Herr Rigaud, erfter Syndif; Herr Sorret, Mitglieb 
des Repräſentantenraths. Eidgendffifhe Kanzlei. Eidgen. Staats: 
kanzler: Herr Amrhyn; eidgenöffiiher Staatsichreiber: Herr Dr. Gonzen— 
bad; eidgenöffiiher Kriegsfecretär: Herr Letter, Oberft im eidgenöffifchen 
Generalftab. 


Merkwürdig Hiebei ift nur, daß Auguftin Keller, der Urheber ber 
Klöfterauffebung nicht mehr als Gefandter von Aargau erfchien, und daß 
von Luzern eine ganz in einem andern Geifte als die bisherige gewählte 
und geftimmte Gefandtihaft auftrat, auf deren Begehren die Angelegenheit 
ber aargauifchen Klöfter ſchon am 8. Heumonat in Berathung genommen 
wurde. Am 9. wurde folgender Antrag von Zürich zum Beihluffe erhoben: 


„Die Taglagung bejhließt: im Sinne der Feithaltung und Hand— 
babung ihres Beſchluſſes vom 2. April 1841 den hohen Stand Aargau 
aufzufordern: gedachtem Beſchluſſe unverweilt nachzukommen, und im Laufe 
des Heumonats der Tagjakung über das Ergebnig der Verfügungen Bericht 
vorzulegen, melde nah dem Artikel II. jenes Bejchlufjes in pflichttreuer 
Berückſichtigung der unzweideutigen Vorfchriften des Artifela XII. des Bun- 
desvertrags zu treffen find, wobei nochmals auf den im Artikel IV. gemachten 
Borbehalt Hingewiefen wird.“ 


Hiezu ſtimmten Zürih, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 
Glarus, Freiburg, Schaffhaufen, St. Gallen, Graubünden, Wallis, Neuen: 
burg, Bafelftadt und Appenzell-Inner-Rhoden. Nur ftimmte St. Gallen 
nicht für Anberaumung einer Frift, hingegen dafür Solothurn. Die Tags 
fagungsmehrheit vom 2. April hatte noh den Muth, am 9. Heumonat 
bei ihren frühern Beſchlüſſen zu verharren. Nun erlied am 19. des gleichen 
Monats der Große Kath von Aargau folgendes Decret: 
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„Wir Präfident und Großer Rath des Kantons Aargau, 
thun fund hiermit: 


Daß Wir — nah Einfiht des Tagſatzungsbeſchluſſes vom 2. April, 
beftätigt den 9. Heumonat diefes Jahres, im Betreff der durch Unfern 
Beihluß vom 13. Jänner 1841 verfügten Aufhebung ſämmtlicher Klöfter 
im Aargau — beichlofien haben: 

$. 1. Den bisherigen Mitgliedern der Frauenflöfter zu Fahr, zu 
Maria-Krönung in Baden und zu Gnadenthal ift andurd bie Rückkehr in 
dieie Klöfter und das ehevorige ordensmäßige Beifammenleben unter jo weit 
erforderlicher Etaatsadminiftration und Neformvorbehalt geftattet. $. 2. Den 
Mitgliedern der aufgehoben bleibenden Klöfter, ald nämlich des Benedik— 
tinerkloſters Muri, bes Cifterzienferflofters Wettingen, der beiden Gapuziner: 
Möfter zu Baden und Bremgarten und des Frauenkloſters Hermetihmyl, ift 
der Fortgenuß der Penfionen und Zulagen zugefichert, die ihmen das Decret 
vom 20. Jänner unter den daſelbſt feitgefegten Bedingungen ausjegt. Des: 
gleichen wird denjenigen Mitgliedern der im $. 1. wieberhergeftellten Frauen: 
Möjter, welche nicht dahin zurüdzufehren wünſchen, für diefen Fall der Genuß 
ber durch das gleiche Decret ausgeſetzten Penfionen aus dem betreffenden 
Kloftergute zugeitanden, $. 3. Aus dem Vermögen der aufgehobenen 
Klöfter Muri, Wettingen und Hermetſchwyl (die Capuzinerktöfter beſaßen 
im Kanton fein eigenthümliches Vermögen) jollen voraus bejtritten werden: 
1) Die Koften der militäriihden Decupation im Anfange dieſes Jahres. 
Hiebei ift der Nefundation umvorgegriffen, welche ‚einzelnen Unterfuchten 
duch gerichtliche Urtheile auferlegt werden mag. 2) Die Jahrgehalte an 
die Glieder der aufgehobenen Klöfter (98.4. A. 5, 6,7, des Decret3 vom 
20. Jänner). Die Sahrgehalte der wiedereingefegten Frauenklöſter, fo meit 
biefelben aus dem Ertrag des betveffenden Klofterguts nicht mögen beftritten 
werben. 3) Diejenigen 500,000 Franken an die katholiſchen Gemeinds-, 
Schule und Armengüter im Kanton, die der $. 11 des mehrerwähnten 
Decret3 ausſetzt, ſowie auf den dort vorgefehenen Zeitpunkt aud die andern 
500,000 Franfen für gleihe Beitimmung. 4) Die den Kloftergütern von 
Muri, Wettingen und Hermetſchwyl auffallenden Pfrundausfteuern. ($. 14 
des Decrets). 5) Werden a) aus dem Betrag diefer Güter die Beſoldungen 
ber nah Bedürfniß noch weiter zu creirenden Fatholifchen Hilfspriefter aus: 
gerichtet. b) Ein Stipendienfond für Fatholifche Theologie Stubirende des 
Kantons. Ueberdies bleibt 6) das Kloftergut von Muri zu Gunften der 
Errichtung einer Bezirksſchule dafelbft nah Mitgabe des $. 11 des Decrets 
vom 12. Jänner verhaftet. $. 4. In den Gebäulichkeiten der Klöjter 
Muri, Wettingen und. Hermetſchwyl follen Kantonal: Kranfen:, Armene, 
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Erziehungs und andere gemeinnügige Anftalten gegründet werben. Das 
nah Erſchöpfung der im $. 3 feftgefegten Verpflichtungen übrig bleibende Gut 
eines jeben dieſer ehevorigen Klöfter wird andurd zum unentäußerlihen Grüns 
dungs= Capital der bezüglihen Kantanalanftalten auf alle Zeiten beftimmt, 
$. 5. Gegenwärtiges Decret, durch welches alle frühern Beitimmungen, jo 
weit fie damit im Widerſpruche ftehen, aufgehoben find, fol in Kraft treten 
und durh den Kleinen Rath befannt gemacht und vollzogen werben, fobald 
die hohe Tagjagung fich damit befriedigt erflärt haben wird, 

Gegeben in Unferer großen Wathöverfammlung in Aarau, ben 
19. Heumonat 1841.* 

Zwei diefer Frauenklöfter ( Onadenthal und Baden) waren fo arm, 
daß fie faum ihr Dafein zu friften vermochten; das Vermögen reichte nicht 
hin, die ihnen unterm 20. Jänner außgeworfenen Penfionen zu beden; 
darum wurde ihnen das Recht des „Beiſammenwohnens“ wieder geftattet. 
Die Güter des Klofterd Fahr lagen im Kanton Zürih und waren Eigen- 
thum des Stift Einfieveln, fonnten darum von dem Arme der Nargauer 
Regierung nicht Teicht erreiht werden. Schlagend jagte ein Mitglieb des 
Großen Rathes bei Berathung dieſes Decretes, auf die Bemerkung: fonft 
wurden die Schuldigen eingezogen, man babe aber die Mönde frei 
gelaſſen: „Nun aber haben die Mönde nicht nur ungehindert auswandern 
können, jondern find noch überhin von der Regierung mit Benfionen bedacht 
worden. Dieje müſſen aljo wohl nit die Schulbigen geweſen fein, wohl 
aber das Kloftergut, denn Letzteres hat man einzufteden für noth— 
wendig erachtet.“ Die Beſtimmung dieſes Decretes, daß voraus bie 
„Koften der militäriſchen Decupation im Anfange diefes Jahres” aus dem⸗ 
jelben ‚beitritten werden müßten, follte vermuthlic dem Verſprechen Aargau 
ſtattthun, daß das Kloftervermögen nie zu eimas Anderm als „zu fronmen, 
chriſtlich gemeinnützigen Zweden“ würde verwendet werden. Die fcheinbare 
MWiederherftellung der drei ärmften Frauenklöjter waren bie dreißig Silber: 
linge, welde ber Tagſatzung als Berfaufspreis oder als Entgelt für bie 
übrigen Klöfter und für den Artikel XII. des Bunbesvertrages dargeboten 
wurden. Aber die Fatholifhen Stände, mit Ausnahme von Teffin und 
Solothurn, durch Wiederkehr des Kantons Luzern zu katholiſchen Grunds 
fägen geftärkt und von biefem Stande geleitet, waren nicht geneigt, Die 
Kehte und Güter ber Katholiten, bie Rechte und Pflichten bes Bundes 
fo leiten Kaufes Hinzugeben. Ihnen ſchloſſen fi die katholiſchen Bevöls 
ferungen in den übrigen Kantonen an. In ben bemofratiihen Ständen 
Uri, Schwyz und Unterwalden ſprachen fih die Landsgemeinden einftimmig 
für Wiederherftellung der Klöfter aus. Im Kanton Solothurn wurde fols 
gende Bittſchrift in Umlauf gejegt und fehr zahlreich unterfchrieben : 

32 
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„Ercellenz Herr Bundespräfident! 


Hochgeachtete Herren Ehrengejandte! 

Die unterzeichneten Bürger bed Kantons Solothurn geben fi bie 
Ehre, bei der hohen eidgenöffiihen Tagſatzung mit folgender ehrerbietigen 
Bitte einzulangen. 

Der Beſchluß des Großen Raths von Aargau vom 13. Jänner 1841, 
welder fämmtlihe Klöfter dieſes Kantons für aufgehoben erflärt, hat auch 
unter ber Fatholifhen Bevölkerung des hieſigen Kantons ein ſchmerzliches 
Gefühl erregt. Diefe Inftitute, deren Geift und Weſen in der Tiefe des 
katholiſchen Chriſtenthums wurzelt, welche deswegen auch von den früheften 
Zeiten bis auf den heutigen Tag überall in der Kirche beftanden haben und 
noch beftehen, ja fogar an vielen Drten wieder eingeführt werden, mo fie 
vor nicht langer Zeit zerftört worden waren, gewähren dem katholiſchen Wolfe 
bie mannigfaltigften Bortheile. Die Klofterzellen, aus denen vor anderthalb 
Yahrtaufenden die eriten Boten des Evangeliums und der Eultur in unfer 
Baterland ausgegangen find, fenden noch Heut zu Tage ihre Bewohner in 
bie Welt aus, um die Geelforge zu pflegen, und fie gewähren in dieſer 
Beziehung ber Pfarrgeiftlichkeit auf dem Lande und in den Städten oft 
unentbehrlide Hilfe. Die Klöfter widmen ſich ferner, da wo die Staats: 
gewalt ihnen diefen Wirkungskreis nicht abgeichnitten hat, dem Fache ber 
Erziehung ; fie dienen der leidenden Menjchheit in den Spitälern ; fie bieten 
dem wiſſenſchaftlichen Forſcher eine Freiftätte und zahlreihe Hilfsquellen; fie 
erleichtern enblih dur reichlihe Almofen das Loos der Armuth in ihrer 
Umgebung. 

Diefen Gefihtspunften der tiefen Begründung der Klöfter im Geifte 
ber Fatholifchen Kirche und ihres manigfaltigen Nutzens für das Fatholifche 
Bolt Hatten nah dem Dafürhalten der Unterzeihueten die eidgenöſſiſchen 
Stände im Auge, als fie die Garantie diefer Inftitute in den Bund auf: 
nahmen. Der Artikel XII, follte alfo nicht blos den jeweiligen Klofterbe: 
wohnern da3 ruhige Yortleben in ihren Zellen, fondern vorzüglich auch den 
katholiſchen Bevölkerungen in der Eidgeuoffenfhaft den Fortbeſtand von 
Inftituten garantiven, an melden fie nad Grundfägen ihrer Confeffion 
und in Betracht der durch diefelben ihnen im vielfacher Beziehung zufließen: 
den Wohlthaten den innigiten Antheil nehmen müſſen. Die Unterzeichneten 
halten ſich daher als Fatholifhe Eidgenoffen für berechtigt, den Artikel XII. 
des eidgenöffifhen Bundesvertrags in vorliegendem Falle zu Sunften — 
Mitbrüder im Kanton Aargau anzurufen. 


Die Schlußnahmen der hohen Tagſatzung vom 2. April und 9. Heus 
monat Diejes Jahres Haben bei den Unterzeichneten die freudige Zuverjicht 
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ermwedt, es werde diefe hohe Verſammlung die im Artitel XII. des Bundes 
gegebene Garantie zu handhaben willen. Um fo traurigere Empfindungen 
mußte hingegen der Beichluß des Großen Raths von Aargau vom 19. Heus 
monat, welcher durch Herftellung von drei armen Frauenflöftern bem ver: 
legten Bundesvertrag Genüge zu leiften glaubt, bei ihnen hervorbringen. 
Die Unterzeihneten hegen die Ueberzeugung, daß der Artikel XII, des Bun- 
beövertragd das eine Klofter wie das andere gemwährleifte, und daß jomit 
ſämmtliche aufgehobene Gotteshäufer des Aargaus die Wohlthat defielben 
in Anſpruch nehmen dürfen. Sie nehmen daher die Freiheit, an die hohe 
eidgenöffiihe Bundesverfammlung das Verlangen zu ftellen, daß durh Da: 
zwifchenfunft der Tagſatzung unverzüglich ſämmtliche Klöfter des Aargaus 
wieder hergeftellt werden.“ 


(Folgen die Unterſchriften.) 


Herr Mois Hautt in Luzern fehte im Kanton Luzern folgende Dit: 
fohrift in Umlauf: 


„Ercellenz Herr Bundespräfident! 
Hochgeachtete Herren Ehrengefandte! 


Die unterzeichneten Bürger des Kantons Luzern bringen an bie oberfte 
Bundesbehörde der Eidgenofjenihaft ihre fo ehrfurchtsvolle als ernftliche 
Fürſprache für das Fatholiiche Volk des Kantons Aargau, 

Es kann nicht geleugnet werden, der Große Rath des Kantons 
Hargau Hat durh feinen Beihluß vom 13. Jänner dieſes Jahres, durch 
welchen er ſämmtliche auf feinem Gebiete befindlichen Klöfter für aufgehoben 
erflärte, am dem eidgenöffiichen Bunde einen offenbaren Bruch begangen; 
Durd die Hartnädigkeit, mit welder der Stand Yargau feine bundeswidrige 
Schlußnahme aufrecht zu erhalten ſucht, wirft er bedauerlicher Weiſe die 
Drandfadel der Entzweiung in die Eidgenoffenfhaft, und gibt möglicherweife 
den Bund ſelbſt der Verachtung des Auslandes preis. 


Der Artifel XII. des Bundesvertrages lautet: „„Der Fortbeftand det 
Klöfter und Eapitel, und die Sicherheit ihres Eigenthums, fo meit er von 
den Rantonsregierungen abhängt, find gewährleiftet; ihr Vermögen ift gleich 
anderm Privatgute den Steuern und Abgaben unterworfen.” Diefe Beſtim— 
mung des Bundes ift zu Mar und zu beftimmt, als daß die verübte Gewalt: 
that dahin gelafjen werben fönnte, oder grübelnde Klügelei den Bundesbruch 
zu befhönigen vermöchte: wenn aber gleichwohl das Klarſte und Beltimm: 
tefte gebroden werden kann, wer fichert insfünftig die Eidgenoſſenſchaft, wer 
fidert die einzelnen Glieder derfelben vor Gewaltthaten eines übermüthigen 
Stärken, oder vor UWebergriffen eines glüdlihen Verwegenen? Eintracht 
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macht ſtark, und dieſes iſt das einzige Mittel, welches kleinen Völkern ihre 
Freiheit und Unabhängigkeit gibt und verbürgt, und dieſes Mittel, welcher 
wahre Eidgenofje ftrebt nicht mit Freuden darnach? 

Indem bie Unterzeichneten ihre ehrfurchtsvolle Bitte zum Schute bes 
Bundes einlegen, fo erkennen fie hierin die erhabene Pflicht der hohen Tag- 
fagung; um fo getrofter erwarten fie von der Weisheit derfelben die Auf- 
rechthaltung des Bundes, weil fie ſich die höchſt bedenklihen und fchlimmen 
Folgen nicht außer Acht jeten können, die eine jo ſchwere und offenbare 
Bunbesverlegung nad fich ziehen müßte, 

Allein der Große Rath des Kantons Aargau Hat durch Aufhebung 
der Klöfter nit nur den eidgenöffiihen Bund gebroden, fondern er hat 
der katholiſchen Kirche eine fchlechtverhüllte Unbild angethan. 

Die katholiſchen Eidgenofien find mit ben unveräußerlihen Rechten 
ihrer Kirche in den Bund getreten und feine meltlihe Macht ift beredhtiget, 
diefelben auf irgend eine Weife daran zu hindern oder felbe zu verleken. 
Wer biefes nicht zugeben wollte, der würde uns den Gedanken aufbringen, 
er babe feindfelige Entwürfe gegen die Fatholifche Kirche und ihre Belenner. 

Wir verhehlen nit: in diefer Rage ericheint uns das Fatholifche Volk 
bes Kantons Aargau gegenüber dem Großen Nathe deſſelben; aber wir ver: 
beblen eben fo wenig, daß jeder Katholif, der diefes ift, und nicht blos fo 
beißt, die Lage der Katholiken im Aargau für die feinige hält, und daß, 
während wir für unfere ſchwer gefränkten Brüder bitten, wir unfere eigene 
Sache vertheidigen. 

Mag au der Reförmirte, feinen Belenntniffe nah, für bie Klöſter 
feine fonberlihde Neigung haben; immerhin: wenn aber mit gemwaltthä- 
tiger Hand die Anftitute der katholiſchen Kirche vernichtet werden Fönnen, 
wer fihert in Zukunft den Katholiken bei feinem Religionsfrieden? Und 
melde tiefe Wunde muß der Eintracht geichlagen werden, wenn, während 
bie katholiſchen Eidgenofien die Zurückgabe ihrer Firhlichen Inftitute fordern, 
bie reformirten Eidgenoffen diefelben verweigern follten ? 

Die katholiſchen Eidgenofien haben durch eine ruhmvolle Geſchichte 
bewiefen, daß fie fein Opfer fcheuten für die Unabhängigkeit des Paterlandes, 
auch die Zukunft wird fie in Tagen der Gefahr von demjelben Geifte bejeelt 
finden. Aber fie fönnen auch nicht gleichgültig bleiben bei Beleidigungen gegen 
ihre Kirche, und keineswegs könnten fie es leichthin ertragen, daß mit einem 
Bundesbruche ihre Friedensliebe erfauft werben müßte. 

In diefer Gefinnung bitten die Unterzeichneten die hohe Tagſatzung 
und erwarten von ihrer Weiöheit: 

4) Aufrehthaltung des Artikels XII. des Bundes, und fomit Wiederein: 


fegung ſämmtlicher Klöfter in ihre bundesgemäßen echte; 
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2) confejfionelle Trennung, fo daß die Keformirten nicht in katholiſch⸗ 
firhlihe Angelegenheiten, und die Katholifen nicht in reformirtsfird- 
lihe Angelegenheiten fih milden können ; 

3) Anmejtie für die politiih Verfolgten. 

Genehmigen, E. Ercellenz ꝛc. ꝛc.“ 
Mehr als 13000 Unterſchriften bedeckten die Bittſchrift. Auch das 
Volk von Freiburg reihte ſich feinen katholiſchen Glaubensbrüdern mit fol- 
gender zahlreich unterzeichneten Bittfhrift an die Tagfaßung an: 


„An die hohe Tagfakung. 


Tit.! Seitdem der Große Rath des hohen Standes Aargau durch 
Beſchluß von 13. Jänner ſämmtliche Klöfter jenes Kantons aufgehoben und 
damit den Artikel XII. der Bundesuckunde auf jo auffallende Weife verlegt 
hatte, war die fatholiihe Bevölkerung des Kantons Freiburg auf den Aus- 
gang des traurigen Ereignijies höchſt geſpannt. Indeſſen fand fie einige 
Beruhigung zuerft in den Inftructionen, melde in biefer Angelegenheit ber 
freiburgifchen Ehrengefandtihaft an die hohe Tagſatzung mitgegeben wurden, 
und dann an ben zwei Schlußnahmen der Tagfagung vom 2. April und 
9. Heumonat, und hoffte daher immer das Beſſere. Allein defto größer war 
ihre Beftürzung,, als fie, in ihrer gerechten Erwartung getäuſcht, vernahm, 
daß der Große Rath des Aargaus, der Mehrheit der Tagfakung blos bem 
Scheine nah Rechnung tragend, am 19. Heumonat nur zur Wieberherftellung 
drei armer Frauenflöfter ſich herbeiließ, und zwar no unter Bedingungen, 
die niemald angenommen werben können. Ihre Beforgnilje wurden ferner 
vermehrt durch die Verfchiedenheit der in Mitte der Tagſatzung gefallenen 
Meinungen. Die Unterzeichneten beſchloſſen demnach, in obſchwebender Anges 
legenheit ihre Anfichten und Wünfhe an Sie gelangen zu lafjen. 

Klöfter find in der Weſenheit des ChriftentHums begründet, fie find 
höchſt nüglihe Stügen der katholiſchen Kirhe und haben den Staat nie 
gefährdet, vielmehr defien Wohlfahrt befördert. Klöfter, ihr Fortbeſtand 
und Eigenthum find im Schweizerbunde rechtlich gefichert und gemwährleiftet. 
Diefe Gemwährleiftung ift nit nur zum Schuge der Klöfter felbft, ſondern 
auch der Fatholifhen Kirche, deren Inftitute fie find. Das Aufhebungsbecret 
vom 13. Jänner ift alfo nicht blos eine Berlekung bes Bundes, fonbern 
auch eine Beeinträhtigung der Rechte der Fatholifhen Kirche, ein fämmtlichen 
Katholiken zugeführtes Unrecht, welches um fo fchreienber erfcheinen muß, ba 
die aufgehoben ertlärten Klöfter Keiner Schuld übermiefen find. Zu fordern, 
daß dieſes Unrecht wieder gut gemacht werbe, find die Katholiken volllommen 
berechtiget, und weil dieſes, nach ber Anficht der Unterzeichneten, auf Feine anbere 
Weiſe geihehen Tann, als durch bie Herftellung ſämmtlicher Klöfter und ihre 
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Miebereinfehung in alle Rechte, welche ihnen der Bund zufichert, fo ftellen 
bie Unterzeichneten da3 Begehren, daß die hohe Tagſatzung auf geeignetem 
Wege jene Heritellung und Wiedereinfegung bewirken wolle. Auch hat die 
katholiſche Bevölkerung Freiburgs die Anitructionen, welche über vorliegende 
Sade der Ehrengejandtihaft ertheilt worden, in feinem andern Sinne ver- 
ftanden, al3 daß ſämmtliche Klöfter in ihre vollen Rechte wieder hergeftellt 
werben follen. 

„Genehmigen Sie ꝛc. 1.“ 

(Folgen die Unterſchriften.) 

Später blieben, wie man noch fehen wird, auch die Katholiken in den 
andern Kantonen nicht zurüd. Am 6. Nugftmonat trat Aargau mit feinem 
Beihluffe vom 19. Heumonat wieder vor die Tagſatzung und erflärte ihn 
kurz und gut für fein Ultimatum und trug darauf an, jede weitere Ver: 
handlung über die aargauijchen Klöfter fallen zu fallen. Die Tagjagung 
wählte am 9. Augftmonat wieder eine Commifjion in ben Perfonen von 
Schultheiß Neuhaus von Bern, Bürgermeifter von Muralt von Zürich, 
Landammann Schmid von Uri, Landammann Baumgartner von St. Gallen, 
Schultheiß Nüttimann von Luzern, Oberit von Maillardoz von Freiburg 
und Staatsrat Druey von Waadt. Man hätte erwarten follen, mit Aus: 
nahıne der Herren Neuhaus und Druey, würden alle übrigen Mitglieder 
zur MWiederherftellung ſämmtlicher Klöfter fich vereinigen. Denn ihre Auf: 
träge von dem oberften Landesbehörden gingen übereinitimmend dahin, auf 
dem Tagfatungsbefchluffe vom 2. April zu beharren, bei den Aufträgen von 
Luzern und Uri noch beftimmt dahin, auf Wieberheritellung aller Klöjter 
zu dringen. Der Inftruction des Großen Rathes von Freiburg gab die 
freiburgifche Bevölferung ebenfalls die Auslegung im letztern Sinne, der 
Sejandte mußte willen, daß er einen Fatholiichen Kanton verträte. Dieſe 
Erwartung des Freiburger Bolfes wurde getäuſcht. Die Commilfion ber 
Tagſatzung theilte fih im nicht weniger als folgende vier Meinungen und 
Anträge: 


Gemeinfame Anträge der Commiffionsmehrheit. 


1) Es fei zu Gunften derjenigen Klöfter, rückſichtlich welder von 
Seite der hohen Tagſatzung die Aufhebung des aarganiihen Decrets beichlof: 
fen werden wird, deren Wiederheritellung mit den aus ihrer bundesgemäß 
garantirten Eriftenz hervorgehenden Rechten veritaunden und in Ausführung 
zu bringen. 2) Es werben die dem gegenwärtigen Bericht angefügten drei 
Gutachten, welche die in obigem Sinn wieder herzuftellenden Klöſter, theil- 
weile unter Bedingungen, bezeichnen, fo wie denn auch die Minderheits- 
meinung des einzelnen Mitgliedes, welche deren Gegenja bildet, der hoben 
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Tagfakung zur Berathung und zum Entſcheid anheimgeftellt. 3) Für ben 
Fall, daß die Angelegenheit der aargauiichen Klöfter bei dermaliger Ber: 
fammlung der Tagjagung nicht erledigt würde, vertagt fie fih, nah Behand: 
lung der currenten Bundesgefhäfte, und wird fih am 11. Weinmonat nädft: 
fünftig zur Berathung und Erledigung obiger Gutachten wieder verfammeln, 


I. Antrag der Herren Schmid und Rüttimann. 
Die eidgenöffilde Tagſatzung, 

In BVollziehung der von ihr unterm 2, April und 9. Heumonat 1841 
in Betreff der vom Stande Yargau verfügten Aufhebung der auf bortigem 
Staatögebiete befindlien Klöfter gefaßten Schlußnahmen; in Würdigung 
des vom Großen Rathe des Standes Aargau unterm 19. Heumonat gefaß- 
ten Beihlufies; in Erwägung, daß durch biefen Beſchluß den unzweibeutigen 
Borfhriften des Artikels XU. des Bundesvertrags fein gehöriges Genüge 
geleiftet worden ift; in Erwägung, daß der Stand Nargau zweimaliger 
Verwendung ber oberiten Bundesbehörde behufs der Wiederherftellung des 
verlegten Bundesrehtes nicht Rechnung getragen hat, und ed die Würbe und 
Pflicht der oberften Bundesbehörde nunmehr erheiſcht, die Erledigung diejes 
Gegenjtandes von ſich aus herbeizuführen; in Erwägung, daß der Stand 
Aargau weder für die Aufhebung ſämmtlicher, noch für bie bes einen ober 
andern der auf feinem Staatögebiete gelegenen Klöfter genügende Gründe 
vorgebraht und daß die Wieberherftellung der ſämmtlichen aufgehobenen 
Klöfter gemäß Bundesvorfhrift demnach zu erfolgen hat; 

beſchließt: 

1) Die vom Großen Rath des Kantons Aargau hinſichtlich der Auf: 
hebung ber dortigen Klöfter unterm 13. Jänner dieſes Jahres gefaßte 
Schlußnahme, fowie die aus derjelben hervorgegangenen weitern Berfügungen 
find als nichtig erflärt. 2) Sämmtliche, dur obige Schlugnahme aufge: 
hobenen aargauiſchen Klöfter follen in ihre, durch den Bund ihnen als 
felbftftändigen Gorporationen gemährleiftete Rechte wieder eingefeht werben. 
3) Der Stand Yargau ift angewiefen, in der Friſt von zwei Monaten 
dieſem Beſchluſſe Folge zu leiſten. 


I. Antrag der Herren Saumgartner und von Maillardoy. 
Die eidgenöffifhe Tagfakung, 

Nah Würdigung der vom Stande Nargau am 19. Heumonat 1841 
bezüglich der Wiederherftellung einiger Klöfter gefaßten Beſchlüſſe; in Betracht, 
daß biefelben weder den buchftäblihen Anforderungen des Bundes, nod) au 
den politiihen Nüdfihten genügen, welde das geziemenbe friedliche und wohl: 
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wollende Verhältnig unter ben beiden Confeſſiionsgenoſſenſchaften der Schweiz 
erheiſcht; in Betrachtung jedoch, daß die Eidgemofienihaft nah mwaltenden 
Verhältniſſen und nach Befriedigung der in vorſtehender Erwägung berühr: 
ten allgemeinen vaterländifhen Intereſſen, ohne Gefährdung diejer letzlern, 
bem factifh eingetretenen Stand der Dinge billige Rechnung tragen kann 
und ſolches zu thun anch geneigt ift; 

beſchließt: 

Art. 1. Das Deeret des Großen Rathes von Aargau vom 13. Jänner 
abhin, mit allen zu deſſen Ausführung bereits befchlofienen Maßnahmen, ift 
aufgehoben, mit einziger Ausnahme deſſen, was die Möfterlichen Corporatio— 
nen von Wettingen, Hermetſchwyl und ber Capuziner zu Bremgarten beichlägt. 

Art. 2. Demzufolge find die Kloftercorporationen von Muri, von 
Fahr, von Maria Krönung in Baden, von Gnabenthal und der Capuziner 
von Baden mit den aus ihrer bundesmäßig garantirten Eriftenz hervorgehen— 
den Rechten wieder berzuftellen. 

Art. 3. Die Wiedereinfegung wird durch eidgenöffiihe Repräfentan- 
ten, welde von der Tagſatzung gewählt werben, vollzogen. Maillardoz fügte 
no bem Artikel bei: „Das Vermögen der Klöſter, melde aufgehoben 


werben, bleibt ein Fatholifhes Kirhengut, für ben Gottesdienft, die Schulen 
und bie Armen beftimmt.” 


II. Antrag der Herren von Muralt und Brur. 
Die eibgenöſſiſche Tagſatzung, 

In Betracht, daß das Decret des Großen Rathes des Kantons Aargau 
vom 19. Heumonat abhin, betreffend die Aufhebung der Klöſter, den Bor: 
fhriften bes Artikels XII, des Bundesvertrages eben fo wenig, als ben 
Taglagungsbeihlüffen vom 2. April und 9. Heumonat abgewichen genügt ; 
in Anfehung der aufrührerifhen Auftritte vom 10. und 11. Jänner, in 
welchen die Klöfter Aargaus mehr oder weniger, direct oder inbirect com: 
promitlirt find, und in Betracht, daß die Wiederherftellung der Abtei Muri 
mit der Integrität und Sicherheit des Standes Nargau unverträglid ift; 
in Beirat der Sittenlofigfeit und der ſchweren Unordnungen, welche ſich 
in der von Wettingen eingeihlihen haben; in Anfehung der Thatſachen, 
welche auf dem Klofter Bremgarten laften; in Betracht der außerorbentliden 
Umftände, in melden fih der Kanton Nargau befindet, der Stimmung der 
Gemüther und bed Zuftandes ber Eidgenoffenihaft, deren allgemeines Inters 
eſſe eine allgemeine Webereinfunft erheiicht, die durch Befriedigung ber ver= 
ſchiedenen Bebürfnifje den innern Frieden ber Schweiz und ihre Sicherheit 
nad aufen erhält; ; 
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beſchließt: 

Art. 1. Die Aufhebung der Klöſter Muri, Wettingen und Brem— 
garten ift genehmiget. Art. 2. Der Kanton Aargau wird eingeladen, nicht 
allein die Klöfter Fahr, Maria Krönung und Gnadenthal, welche er zur 
Rückgabe zu ihrer Beitimmung angeboten hat, ſondern auch das Nonnenz 
Hofter Hermetihrwyl und das Capuzinerflofter zu Baden in denjenigen Stand 
wieder herzuitellen, in welchem fie fich vor dem 13. Jänner 1841 befanden. 
Art. 3. Der Stand Aargau iſt ferner eingeladen, bei dem Artikel 3 und 
4 feines Decretes vom 19. Heumonat 1841 die hienach bezeichneten Modifi— 
cationen über die Verwendung des Vermögens der Klöfter anzubringen, 
welche aufgehoben bleiben, damit die Beftimmung diefes Vermögens um fo 
mehr dem Iwed der Stiftung und den Bedürfnifien der Fatholifhen Bevöl— 
ferung des Kantons entſpreche: a) das Klofter Hermetihwyl kann von 
der Regierung angehalten werden, im Verhältniß feines Vermögens zu den 
Deeupationsfoften beizutragen; b) der Stand Aargau kann auf dem Ver: 
mögen ber aufgehobenen Klöfter eine Summe erheben, dem jährlichen Beitrage 
gleih, welden die Klöfter an den Staat entridhteten, jedoch nur nah Abzug 
bes MWerthes ber Güter, welche zu Kantonalanftalten bejtimmt find, bie 
beiden Confeſſionen gemeinichaftlih angehören. Diefer Bezug Tann ftatt- 
“ Haben, entweder dur Beſtimmung des Loskaufscapital® oder durch Fort: 
fegung der Erhebung einer jährlihen Rente. Art. 3. In den Gebäuben 
des Kloſters Muri wird ein Kantonalfrankenfpital errichtet, das mit einem 
unveräußerlihen Capitale auögeftattet wird. Die Taglakung brüdt den 
Wunſch aus, daß es durch barmherzige Schweitern bedient und die Klojter- 
firhe für den Gottesdienſt ber Anftalt beftimmt werde. 4) Die Tagſatzung 
empfiehlt dem Stande Nargau, die Gebäude der Abtei Wettingen fo viel 
als möglih einem katholiſchen Inititute zu widmen, 3. B. einem Semi— 
nar für Geiftlihe. 5) Der Stand Aargau wird eingeladen, alles dasjenige, 
was von dem Vermögen der aufgehobenen Klöfter übrig bleiben wird, nad: 
dem er den Verwendungäverfügungen des gegenwärtigen Beſchluſſes und ben 
Artifeln 3 und 4 bes Beichlufjes des Großen Nathes von Aargau vom 
19. Heumonat abhin, infomweit fie nicht mobificirt wurden, ein Genügen 
getan, ausfhlieglih zu mwohlthätigen Zweden zu Gunften des Fatholichen 
Theiles des Kantons zu verwenden. Art. 4. Die Garantie der religiöfen 
Intereſſen beider Eonfefjionen ift der Gegenftand einer befondern Empfeh— 
lung in Beziehung auf die Petitionen über dieſe Materie. Art. 5. Der 
gegenwärtige Beihluß wird der Negierung des Kantons Aargau mitgetheilt, 
um von ihr in möglichft kurzer Frift volizogen zu werben; dieſe Regierung 
wird eingeladen, den eibgenöffishen Mitftänden innerhalb eines Monates, 
von dem Tage an, wo bie im Artifel 2 erwähnten Klöfter wieder hergejtellt 
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fein werben, von denjenigen Maßnahmen Kenntniß zu geben, melde fie zu 
biefem Ende getroffen Hat. Nöthigenfalls wird die Tagſatzung ober ber 
Vorort alle erforderlichen Maßregeln ergreifen, um biefem Beſchluſſe Achtung 
zu verſchaffen. 


IV. Antrag von Scultheiß Heuhans. 


Diefer ging einfah dahin, den Gegenftand aus den Verhandlungen 
der Tagfagung fallen zu laſſen. 

Der gefunde Menfhenveritand fieht ein, daß in diefer Angelegenheit 
nur entweder dad Gutachten der Herren Schmid und Rüttimann oder das— 
jenige des Herrn Neuhaus auf Gründen ruht. Entweder mußte die Autori: 
tät des Bundes nah Artikel XII. des Bundesvertrags über der Kantonal: 
fouveränetät ftehen, oder die letztere mußte über der erftern ftehen. Im 
eritern Fall waren die Klöfter alle wieder einzufegen, im zweiten Falle aber 
hatte der Bund fi mit den Klöftern micht zu befallen. Der NRechtsfinn 
mußte nothmendig zu dem erften Schlujje gelangen. Sowohl der gefunde 
Menfhenveritand, als der Rechtsſinn jprehen das Verdammungsurtheil fiber 
Maillardoz, welcher als Stellvertreter eines Fatholifhen Volkes auf eine 
Beeinträchtigung der Rechte des Fatholifhen Volkes und der Kirche im 
Kanton Nargau angetragen hat. Man warf ihm damals vor, er babe durch 
feinen Antrag die Mehrheit der Commilfion getrennt, denn Landammann 
Baungartner wäre geneigt gewejen, dem Gutachten von Schmid und Nütti- 
mann beizutreten, hätte e8 aber im Hinbli auf feinen Großen Kath nicht 
gewagt, weil Maillardoz als Gefandter eines Tatholifhen Standes zu Ber: 
gleihen angerathen. Diefer Vorwurf ift aber unwahrſcheinlich. Denn die 
St. Galliſche Gefandtihaft erließ damals folgende öffentlihe Erklärung : 
„Dur theils ungenaue, theils entitellende Zeitungsberichte findet fich die 
Geſandtſchaft des Kantons St. Gallen an der ordentlihen Tagſatzung zu 
der öffentlichen Mittheilung bewogen, daß jede Behauptung: fie habe Namens 
des Kantons St. Gallen den aargauischen Großrathsbeſchluß vom 19. Heu: 
monat als ungenügend oder unbefriedigend erklärt, entweder Irrthum oder 
Unwahrheit ift. Sie ſetzt im Fernern bei, daß dem Großen Rathe von 
St. Gallen, als der in Gemäßheit der Anftructionen allein competenten 
Behörde, der Entſcheid über die Frage, ob er e3 bei jenen Beichlüffen bewen— 
den laſſen, ober die Herftellung von noch mehreren Klöftern verlangen wolle, 
nah feinem vollen Umfange nit nur bis zu dieſer Stunde unbedingt vor: 
behalten blieb, fondern auch ferner vorbehalten bleiben wird. Bern ben 
26. Augftmonat’ 1841. Die Abgeordneten de3 Kantons St. Gallen an 
der Tagjagung: Baumgartner, Wegelin.” Genau genommen konnte Baum: 
gartner dieſe Erflärung als Gefandter von St. Gallen abgeben und als 
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Commiffionsmitglied doch für Wiederherſtellung aller Klöfter geneigt gemeien 
fein, ja fogar geftimmt haben, meil er als Commiffionsmitglied an feine 
Inſtruction gebunden war, Aber ſchwerlich würde er es gewagt haben, fich 
mit feinem Großen Rathe ſelbſt in letzterer Beziehung auch nur in möglichen 
Widerſpruch zu fegen. Darum, obwohl jelbft die Gefandtihaft von Luzern 
damals diefe Meinung hatte, glaube ich nicht, daß Maillardoges Handlungs: 
weile den Entihluß von Baumgartner irgendwie bedingt habe. Dem Gut: 
ahten von Muralt fieht man es beim eriten Durdlefen ſchon an, daß es 
vor der Menge von Gründen ungegründet ift. Für diejenigen, welche die 
Verhältnijje nit kennen, muß es ein wahres Räthſel fein und bleiben, wie 
ein Bürgermeifter von Zürich, welder im Rufe eines Ehrenmannes, eines 
Gerechtigkeit Tiebenden Steatsmannes ftund, in fein Gutachten Demweggründe 
aufnehmen Konnte, welche offenbar der Wahrheit ins Geficht ſchlugen. Denn 
Dürgermeifter von Muralt wußte wohl, dak die Anschuldigungen, welche 
die Regierung von Aargau gegen die Klöfter gerichtet hatte, weder unter: 
ſucht noch erhärtet waren. Wie durfte er es wagen, fie feinem Gutachten 
zu Grunde zu legen? Hätte er einzig und allein auf die außerordent— 
lihen Umftänbe fid berufen, fo wäre er doc bei der Wahrheit geblieben 
und hätte darauf alle möglihen Anträge abſtellen können. Den Anträgen 
ſelbſt fieht man «8 an, wie er mit feinem innern Nechtsgefühle gekämpft 
hat. Denn mit welchem Rechte durfte er der Regierung von Aargau vor: 
ſchreiben wollen, wie ſie das Vermögen der aufgehobenen Klöfter verwenden 
jolle, wenn er die Aufhebung ſelbſt zugeftceht? Wer zum Mehreren, ift wohl 
auch zum Wenigern befugt. Der Gedanke, den Krankenſpital den barmher— 
zigen Schweitern übergeben zu follen, ift wohl auch aus jenem Kampfe oder 
aus einer angebornen Gutmüthigkeit hervorgegangen. Der Proteftantismus 
mag auf feine Anträge auch eingewirft haben. Allein die völlige Erklärung 
feines plöglihen Abjpringens von dem geraden Pfade wird vorzugsweiſe in 
der damaligen Lage feiner Regierung zu fuchen und zu finden fein. Die 
radikale Bartei hatte nämlich angefangen fi wieder zu rühren. Am 29. Augft: 
monat 1841 wurde in Schwamendingen, Kantons Zürich, eine Vollsverfamm: 
lung gehalten, an welcher nad der Zählung der Radikalen 20,000 Männer 
Theil nahmen. (Man darf wohl die Hälfte davon abziehen, um der Ric): 
tigfeit näher zu kommen.) Diefe Vollsverfammlung, von Altregierungsrath 
Dr. Zehnder geleitet, ſprach fi in einer Adreſſe an die Tagſatzung unbe— 
dingt für Aargau aus. Der Proteftantismus der zürcheriſchen Bevölkerung 
kam den Radikalen gegen die Klöfter jehr zu Statten. Zürichs Regierung 
war von da an nicht ohne Beforgnig, diefe theilte fich gewiß auch ihrem 
Bürgermeifter mit. Biele behaupteten, die Eifenbahnangelegenheit, welche 
Bürgermeifter von Muralt und fein Schwager, der Mafdinenfabrifant Eſcher 
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angeregt und vorzüglich betrieben hatten, der Erftere, um die allgemeine Auf: 
merkſamkeit von den politiſchen Treibereien und Fehden auf eine großes 
Unternehmen abzulenken, der Letztere, um Maſchinen liefern zu Fönnen, habe 
ben Bürgermeilter von Muralt bewogen, ji der Regierung von Aargau, 
welche dem Unternehmen die erfte und nächſte Beförderung geben oder es 
hindern und zu nichte machen konnte, nachgiebig und gefällig zu zeigen, Die 
von mir angebradten Gründe feinen mir jedoch zur Erflärung feiner 
Handlungsmeife genügend, ohne auch bdiefen Herbeizuziehen, welcher den 
Charakter diejes Staatömannes tiefer herabmwürdigen würde, ald er es ver: 
dient. Mit wahrem Seelentrofte wendete man fih von allen übrigen Gut- 
achten zu demjenigen von Schmid und Nüttimann, wo man bie erprobten 
Sefinnungen eidgenölftiher Treue und Standhaftigfeit für das ala wahr 
und recht Erkannte begrüßen kann. Darum will ih auch ihren Bericht 
bier wörtlich einſchalten: 

„Die unterzeichneten Mitglieder der von der ſchweizeriſchen Tagſatzung 
unterm 9. Augftmonat niebergejegten Commilfion haben in derfelben eine 
eigene, von derjenigen der übrigen Commiffionsmitglieder, ſowohl in Bezie- 
hung auf ihr Princip als ihre Folgen, ganz verfhiedene Anficht verfochten, 
die Anfiht nämlich, weldhe eine Sühnung des von dem Großen Rathe des 
Kantons Aargau durch feine Decrete vom 13. Jänner, 13. Mai und 19. Heu: 
monat diejes Jahres verlegten Bundesvertrages nur in gänzlicher Zurüdnahme 
biefer bundeswidrigen Beihlüffe uud in Wieberherftellung ſämmtlicher aufge: 
bobenen Klöfter in ihre bundesgemäßen Rechte erblidt. 

Die unterzeichneten Commiſſionsmitglieder erachten es in ihrer pflich- 
tigen Stellung zur Bundesverjanmlung, einige nähere Erörterungen zur 
Begründung ihrer Anfiht und des aus diejer fich entwidelnden, von ben: 
jelben der Tagſatzung ehrerbietigit vorzulegenden Antrages bier folgen zu 
laſſen. Sie werden fi, in getreuer Beobachtung ihrer Stellung zur Bun: 
besbehörde, und um ihrem Berichte nicht die Form einer Streitfhrift zu 
geben, nicht in eine fpecielle Widerlegung ber für eine entgegengefegte Anſicht 
bei der mehrmaligen Behandlung diejes Gegenftandes im Schooße der Tag: 
fagung aufgeführten Gründe, oder aller ihrer Anficht gegenüber geltend gemach— 
ten Gegengründe einlafjen, ſondern fi einfah auf eine Begründung und 
Rechtfertigung ihrer Anſicht und ihrer Anträge beichränten. 

Vorerſt erlauben fie fi, Aufſchluß zu ertheilen über den Stanbpunft, 
von welchem aus fie dieje Angelegenheit im Allgemeinen beurtheilt haben, 
und beurtheilen zu follen glaubten. Sie Huldigten dem Grunbfage, daß bie 
oberfte Bundesbehörde in dieſer höchſt wichtigen Angelegenheit, wie in jeder 
andern, wo es jih um Ausmittelung rechtlicher Verhältniſſe handelt, aus⸗ 
ſchließlich vom rechtlichen Standpunkte auszugehen unb biesjalls 
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beftehende unzweideutige Rechtsvorſchriften einzig zur Richtf nur ihrer Hand: 
Iungäweife zu nehmen habe. 

Sie wiſſen zwar wohl, daß man zur Rechtfertigung der Handlungs: 
meife von Staatsbehörben von jeher von einem Standpunkte der Politik 
ſprach; fie vernahmen im Schooße der Commiffion die gleiche Anſicht, melde 
in der vorliegenden Ungelegenheit eine Abmweihung vom ftrengredtlichen 
Pfade als Gebot einer höhern, das Geſammtwohl des VBaterlandes im 
Auge behaltenden Politik, als eine durch diefes Geſammtwohl bedingte Noth: 
wendigfeit zu rechtfertigen verfuchte. Die unterzeichneten Mitglieder geftehen 
freimüthig, daß fie feine Marimen für die Handlungsmweije einer Staats: 
behörbe, welche in einer Abweichung vom rechtlichen Pfade ihre Nechtfertis 
gung zu fuchen haben, gelten lafjen; daß fie Fein höheres Gebot der Wohl: 
fahrt unjeres Gejanmtvaterlandes Fennen, als die getreue Handhabung 
unferer rechtlihen VBerhältnifje nah Innen und Außen, und daß bie fchönfte 
und edelſte Politik für uns, wie für jede andere Nation, in dem Ruhme, 
eine gerechte Nation zu fein, befteht. 

Die Aufgabe, welche die Unterzeichneten fich ſetzten, war fomit einfach: 
bie rechtlihen Berhältniffe in der vorliegenden Angelegenheit zu ermitteln 
und je nah dem Refultate des Vergleichs berfelben mit den nunmehrigen 
factifhen Verhältniſſen, wie diejelben durch die Handlungsweiſe der oberften 
Behörden des Kantons Nargau geftaltet worden find, ihre Anträge an bie 
Bundesverfammlung zu jtellen. 

Sie wollen behufs Ermittlung diejes rechtlichen Standpunftes fich 
durchaus nit in eine Wiederholung der vielfah im Schooße der Tagſatzung 
gepflogenen Erörterung de3 Sinne und Umfanges der Rechtskraft des jo 
klaren Artifeld XI. des Bundesvertrages bier einlaflen; fie beziehen ſich 
biesfalld auf den an ber diesjährigen außerordentlihen Tagſatzung erftatteten 
Commiffionalberiht, und befchränfen fih auf Erwähnung derjenigen recht: 
lihen BVerhältnifje, die aus einer unbefangenen Prüfung des Artifels XI. 
bes Bundesvertraged als unzweifelhaft fich ergeben: 

Daß durh den Artifel XI. des Bundesvertrages die 
zweiundzwanzig denfelbenabfhließenden fouveränen Stände 
gegenüber den Klöftern und Gapiteln in der Schweiz die 
Berpflihtung ber Garantie ihres Fortbeitandes und der 
Sicherheit ihres Eigentbums übernommen und lautgeihwor: 
nem Bundeseide diefe Berpflihtung zu erfüllen haben; daß 
der Entfheid über den Fortbeftand diefer CEorporationen und 
über die Sicherheit ihres Eigenthums von den jouveränen 
Ständen an den Bund abgetreten worden und daß biefer 
wiederum durch Uebernahme der beftimmten Berpflidtung 
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des Schutes ber Eriftenz und des Eigenthums ber Klöfter 
und Gapitel einer biesfälligen von ihm ausgehenden will: 
fürliden Handlungsweife eine beftimmte, niht zu überſchrei— 
tende Schranke gejegt hat. 

Die Tagfagung hat durd ihre Schlußnahmen vom 2, April und 
9. Heumonat diefe auf dem Bunde ruhende Berpflihtung anerkannt; es 
hat diefelbe in der obmwaltenden Angelegenheit bis jetzt den aus diefem pflid- 
tigen Verhältniffe für fie fich ergebenden rechtlihen Standpunkt eingenommen ; 
ihre fernere Handlungsweiſe, ohne fich ſelbſt untreun zu werben, darf daher 
nur von diefem Standpunkte auszugehen haben. 

Die referivenden Mitglieder der Commiffion anerkennen zwar, daß 
diefe durh den Bund ausgejprochene Garantie des Fortbeſtandes und des 
Eigentums der Klöfter nicht in dem unbedingten, ausſchließlichen Sinne 
genommen werden darf, daß unter feinen Verhältniffen ein durdh den Bund 
garantirtes Klofter aufgehoben werben. könne; fie anerfennen, daß es Yälle 
geben kann, wo die Sarantie des Fortbeftandes oder der Sicherheit des 
Eigenthums eines Klofterd durhaus außerhalb der Gränzen der Staatäge- 
walt gelegen ift, daß es Fälle geben kann, wo die diesfals von der Staatd- 
gewalt — hier dem Bunde — übernommene Verpflichtung ihre bindende 
Kraft für diejelbe verliert. 

Diefer Fall tritt vorerft da ein, wo ein durch den Bundesvertrag 
garantirtes Klofter aufhört zu eriftiren, ohne irgend ein Zuthun von Außen, 
in Folge eines natürlichen Abfterbens. Hier, mit dem Abfterben des Klojters, 
erliiht au) die von Bunde gegenüber demjelben übernommene Verpflichtung, 
und ein ferneres Einjchreiten von Seiten der Bundesbehörbe läßt fih nicht 
wohl denken. 

Anders verhält es fi aber, mo eine foldhe Corporation aufgelöst 
wird, während noch durchaus alle rehtlihen Bedingniſſe ihrer Forteriftenz 
vorhanden find, Mur zu leicht ift in einem ſolchen Falle eine Verrüdung 
des zwiſchen dem Bunde und dem dur ihn garantirten Klöfter beftehenden 
rechtlichen Verhältnifſes möglih. Wer, fo fragen die referirenden Mitglieder 
der Commiffion, ſoll im einem ſolchen Falle enticheiden, ob eine folde beim 
Borhandenfein aller Lebensbedingnifje ausgeführte Auflöfung einer moraliſchen, 
durh den Bund garantirten Perſon ebenfall3 unter jene Ausnahmen fi 
zählen Lafje, wo die baherige, vom Bunde übernommene Verbindlichkeit zur 
Siderung deren Fortbeftandes erlifcht, ober ob diefe Auflöfung eine Vers 
letzung des Bundes in ſich fhliefe? — Sie antworten: der Bund und 
fonft Niemand hat hier das Recht der Entiheidung, und da im concreten 
Val ein Entiheid ohne vorhergegangenen gehörigen Unterfuh fih nicht 
denken läßt, fo hat der Bund auch nicht minder dad Recht des Unterjuches, 
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Die unterzeihneten Commiffionsmitglieder gelangen bier zur Wider: 
legung einer Anficht, welche in ber vorliegenden, dem Entjheide der Tag— 
ſatzung unterlegten bundesrehtlihen Trage diefer Behörde dad Recht eines 
Unterſuchs ftreitig macht, indem fie ſchon die bloßen Angaben der aargaui: 
ſchen Regierung als genügende, von der Tagfagung nicht zu bezweifelnde 
Beweiſe Hinftellt, bloßen Nusjagen einer Regierung fomit fon unbebingte 
Glaubwürdigkeit beimißt. — Bisher haben im Schooße der Bundesverjamnt: 
lung die Ausfagen, Angaben, Behauptungen einzelner Stände des Privi— 
legiums unbedingter Glaubwürdigkeit ſich nicht erfreut; die Tagfagung erließ 
ihre Entiheide, nad einer gehörigen Prüfung und Unterfuhung, öfter im 
Wibderjprud mit den Gründen und Behauptungen, welche von einzelnen bei 
jolhen Entiheidungen betheiligten Ständen vorgebradt worden find. Die 
Behauptung, daß in der Bundesverfammlung bei Angelegenheiten, melde 
‚einzelne Kantone bejonders berühren, die Angaben berjelben unbebingte 
Glaubwürdigkeit zu genießen haben, heißt eigentlih jo viel, als eine 
Berathung über Kantonal: und Bundesangelegenheiten im Schooße der 
Bundesyerfammlung geradezu verunmöglichen oder doch wenigftens zu einer 
unnügen Formſache herabwürdigen. Der Entſcheid der Tagjagung läge in 
der Hand des einzelnen Standes. 

Der Stand Aargau fteht nun in ber vorliegenden fantonalen und 
gleichzeitig bundesrechtlichen Frage in keiner andern rechtlichen Stellung, ala 
jeder andere Stand in jever andern Kantonal- ober Bundesfrage; es hat 
derjelbe feine Angaben über die von ihm aufgehobenen Klöfter, die von ihm 
gegen biejeiben erhobenen Anfhuldigungen und Anklagen auf eine vollfom: 
men rechtsgenügliche Weife zu erhärten, und zwar nit etwa blos deswegen, 
weil die den Klöftern zur Laft gelegten Thatſachen von denſelben größtentheils 
in Abrede geftellt werden, fondern weil diefes die Stellung des Standes 
Aargau gegenüber feinen Mitftänden, die ihn einer Bundeöverlegung bezüch: 
tigt haben, erheifht. In diejer Stellung, al3 folder, liegt für den Stand 
Aargau durchaus nichts Kräunfendes; es ift die naturgemäße Stellung eines 
Bunbeögliedes, das über von ihm getroffene, ins Bundesrecht eingreifende 
Mapregeln derjenigen Behörde, welcher die Ueberwachung der Bundesvor— 
ſchriften zukommt, Rehenjhaft zu geben hat. Wenn Aargau bei der Ans 
weifung einer ſolchen Stellung gegenüber den Bunde über Kränkung und 
Beleidigung fi beffagt, fo liegt das Kränkende und Beleidigende nicht in 
der Form, Lönnte aber in der Sache liegen — und dieſe letztere Art 
Kränkung hätte Aargau dann jelbft verfchuldet. 

Mit bloßen Ausjagen und Anfhuldigungen des Standes Nargau darf 
die Tagfagung in ber vorliegenden wichtigen bundesrechtlihen Frage ſich 
demnach nicht begnügen ; der Stand Yargau hat derjelben in Beziehung auf 
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jebes Klofter, deſſen Aufhebung von ihm befchloffen worben ift, folche erwiefene 
Thatjahen vorzuführen, welche ihr die Gewißheit zu geben vermögen, es fei 
der Fall wirklich eingetreten, daß die vom Bunde gegenüber den Klöftern 
von Aargau übernommene Verpflihtung erlofhen fei, und daß der Bund, 
ohne Sanctionirung einer begangenen Bundesverlegung, mit der Aufhebung 
der Klöfter fih beruhigen könne. 

Nachdem nunmehr die Referenten denjenigen Standpunkt näher bezeich— 
net haben, von welhem aus ihrer Anficht zufolge die in Behandlung Tiegende 
Angelegenheit einzig erörtert werden darf; nahdem fie nachgewieſen, daß in 
dieſer bundesrechtlihen Frage die Tagfagung nur auf dem im Bunbesver- 
trage felbit Mar ausgemittelten rechtlichen Pfade fih zu halten, und ihren 
Entſcheid auf rechtögenügliche Beweiſe und nicht auf bloße Ausfagen oder vage 
Anfhuldigungen zu gründen Habe, erlauben fie fi in eine nähere Prüfung 
der von Aargau zur Nectfertigung feiner Kloſteraufhebungsbeſchlüſſe ange— 
führten Gründe einzutreten, und vorab auf die allgemein rechtlichen Grund: 
Tagen, auf welche eine jolhe Prüfung fich zu fußen hat, aufmerfjam zu machen. 

Der Begriff einer moraliſchen Perſon ift eine rein juriftiihe Erfin- 
dung, ein bloßes Abjtractum, dem niemals Handlungen zugemejjen werden 
dürfen, melde ausjhlieglih nur auf der Aeußerung eines individuellen 
Willens beruhen. Einer folhen Fiction darf daher auch feine Zurechnungs⸗ 
fähigfeit zugemejjen werden, indem nur Individuen zurehnungsfähig find. 
Zurehnungsfähigkeit ift aber ein Bedingnig der Strafe. Wenn daher von 
Mitgliedern einer Corporation ftrafwürdige Handlungen begangen werben, 
jo fann die Strafe nur die treffen, melde zurehnungsfähig find, fomit die 
Individuen und nicht die Corporation. 

Wenden wir num dieſe in ber nenern Zeit zu einer allgemeinen Aner- 
kennung gekommenen Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden Fall an, — Durch 
den DBundesvertrag ift der Fortbeitand der Klöfter und Eapitel in der ſchwei— 
zeriihen Eidgenoſſenſchaft garantirt; die daherigen Stiftungen ftchen unter 
dem bejondern Schuge de3 Bundes. Wenn nun auch einzelne Mitglieder 
einer jolhen Eorporation oder fogar die Mehrzahl derjelben jtrafwürdiger 
Handlungen ſich jchuldig gemacht haben, fo hat dieſes für die Corporation 
felbjt feine weitere rechtliche Bedeutung, als die jchuldigen Glieder derjelben 
bie dem Vergehen oder Verbrechen angemefjene Strafe zu dulden haben, und 
der Fortbeftand der Stiftung ift dadurch noch Feineswegs in Frage geftellt. 
Selbit in dem Falle, wo die Mehrzahl der Mitglieder einer ſolchen geift: 
lihen Corporation Handlungen fi erlaubt hat, welche deren Ausſtoßung 
aus dem Corporationsverbande für die Strufbehörde nothwendig machen 
würden, ift der Fortbeſtand der Stiftung jo lange nicht gefährdet, als noch 
Mitglieder vorhanden find, welche bie für den Fortbeftand einer folden 
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Corporation canoniſchen und allgemein rechtlichen Bedingniſſe zu erfüllen ver⸗ 
mögen. Der Fortbeſtand einer ſolchen Corporation wird durch ſtrafwürdige 
Handlungen der Glieder derſelben nur dann gefährdet oder ſogar verun— 
möglicht, wenn die Beſtrafung der Schuldigen eine ſolche Verminderung 
der Glieder derſelben zur Folge hat, daß ein natürlicher Tod des Klofter: 
körpers, in deſſen unzertrennlicher Verbindung allein die Stiftung beftehen 
fann, dadurch herbeigeführt würde. 

Nah diefen, aus der Natur einer moralifhen Perjon und ihres Der: 
hältnifjes zum Staate, deſſen ausdrüdlihen Schuß fie genießt, entwidelten 
Rechtsbegriffen ift auf rehtlihem Pfade die Auflöfung einer moraliſchen 
Perfon in Folge eines Actes der Staatsbehörbe nur da gedenkbar, wo ftraf: 
bare Handlungen der Corporationsgenoſſen und beren Beftrafung einen 
natürlichen Tod der Corporation felbft mit fich führen. Unter diefem Geſichts— 
punkte ift die Handlungsweiſe der aargauifhen Staatsbehörben, melde bie 
von ihnen jtrafmwürdiger Handlungen Angeihuldigten und einzig möglichen 
Schuldigen zu Feiner Verantwortung und Strafe zogen, und bie Folgen 
diefer Handlungen einzig nur der Corporation aufbürden, ein nie zu recht: 
fertigender Berftoß gegen jedes vehtlihe und gerechte Verfahren und trägt 
die Farbe eines willfürlihen Gemwaltactes der Staatsbehörbe. 

Die referirenden Mitglieder der Commiffion wollen aber auf diejem 
ſtrengrechtlichen Standpunkte der Beurtheilung der Befugnife des Staates, 
und ſomit auch des Bundes in Beziehung auf eine feinem bejonbern Schutze 
unterftellte Stiftung, nicht ausſchließlich fi halten, fie dürfen getroft auf 
jenen Standpunft fi wagen, der in ber vorliegenden Angelegenheit in An- 
jprud genommen mworben ift, und demzufolge den Kantonen das Recht ber 
Aufhebung eines Klofterd zuftehen foll, wenn bie Klofterglieber, nicht in ihrer 
blos perfönlihen Stellung, fondern in ihrem gegenjeitigen, die Eriftenz ber 
Corporation bedingenden Verbande, wenn die Corporation jelbit, wie man 
ſich ausbrüdt, folder Handlungen fich ſchuldig gemacht hat, welche den Staat 
der gegenüber einer ſolchen Corporation zum Schutze ihres Fortbeſtandes 
übernommenen Verpflichtung entbinden, 

Es ift nun wohl unftreitbar, und gehört zu ben einfachſten Begriffen 
ber Rechtswiſſenſchaft, daß, wenn von der Schuldbarfeit einer Gemeinſchaft 
geſprochen werben will, e8 nit genügt, die Schuld von biefem oder jenem 
Genofien der Geſammtheit zu erweifen, und noch viel weniger genügt, bie 
Schuld von Solden zu erweilen, welde in feinem innern Verbande, ſondern 
in einem blos äußern pflichtigen Berhältnifie zur Geſammtheit ftehen. Von 
einer Schuld einer Geſammtheit darf nur dann gejprochen werben, wenn bie 
unerlaubte Handlung als das Refultat des Gejammtwillend zu betrachten 
it. Im einer Möfterliden Gemeinfhaft find nun Vorfieher und Convent 
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der fihtbare Körper, in welhem die unſichtbare Stiftung ſich darftellt, und 
wenn einer folhen klöſterlichen Gemeinjchaft unerlaubte ftaatsgefährlihe Hand— 
lungen vorgeworfen werden, fo muß, um einen jolhen Vorwurf aufrecht zu 
ftellen, erwiejen werden, daß diefe Handlungen von dem die Corporation 
repräjentirenden Körper — Borfteher und Eonvent — entweder unmittelbar 
felbjt ausgegangen oder in deren Auftrage von Einzelnen, feien es Eon: 
ventualen oder Andere, vorgenommen worden find. Bon einer Schuld der 
Klöfter im Nargau in Beziehung auf den Volfsaufftand vom Jänner diejes 
Sahres kann nur dann die Rede jein, wenn vom Stande Aargau Thatſachen 
erhoben und auf eine rechtsgenügliche Weile erwiejen werben Fönnen, daß 
die Convente und nicht etwa einzelne Conventualen oder Klofterangeftellte 
einen mittelbaren oder unmittelbaren Antheil an dieſem Aufitande genom: 
men haben. 

Die vom Stande Aargau zur Rechtfertigung feiner Klöfteraufhebungs- 
beſchlüſſe geltend gemachten Gründe find hauptſächlich in der von der dorti— 
gen Negierung diesfalls erlafjenen Denkihrift enthalten. Beweiſe der Schuld 
der Klöfter find fomit vorzüglich Hier zu fuchen. Alles weiter vom Stande 
Yargau über diejen Gegenjtand jeither Vorgebrachte dreht fih um dasjenige, 
was bereits in diefer Denkſchrift enthalten ift, und hält fich ftrenge an ben 
gleichen Nechtsboden, den man dort eingenommen hatte. — Es hatte zwar 
die aargauifhe Geſandtſchaft im Schooße der Tagjakung mehrmals von 
actenmäßigen Belegen für ihre Auslagen, welche in ihren Händen liegen 
follen, geſprochen. Die unterzeichneten Commijjionsmitglieder wirkten daher 
bereitwillig im Schooße der Commilfion zu einer Einladung an diefe Geſandt— 
ſchaft mit, auf den Fall, daß fie in der obwaltenden Angelegenheit neue 
Thatfahen, Belege, der Commiſſion mtitzutheilen habe, diefe ihr während 
der Dauer ihrer Commiffionalfigungen zur Kenntniß zu bringen. Ein 
Memorial war die Folge diefer Einladung, worin aber beinahe nichts vor: 
kommt, was nicht ſchon in der Denkſchrift enthalten und feither bis zum Ueber: 
drufje wiederholt worden ift. Die Unterzeichneten glauben daher mit vollem 
Recht annehmen zu dürfen, daß von den aargauifchen Staatsbehörden alles der 
Tagfagung eröffnet worden ſei, was zur Begründung der bortjeitigen Groß— 
rathsſchlußnahmen aufgefunden und deſſen Borlegung als nur einigermaßen 
in ihren Intereſſe gelegen erachtet werben konnte. 

Wenn nunmehr fämmtliche, in den vom Stande Aargau gegen die 
dortigen Klöfter aufgeführten Anklageacten enthaltenen Thatfahen durchge: 
gangen werden und deren rechtliche Grundlage geprüft wird, fo ergibt ſich 
nit der geringite Beweis einer Schuld des einen oder andern Klofters in 
Beziehung auf wirflihe Theilnahme an dem Volksaufſtande vom 10. und 
11. Jänner diejes Jahres. 


— 


Die Hauptlaſt der Anklagen wird auf das Kloſter Muri gelegt. 
Mehrere der dieſem Kloſter zur Laſt gelegten Thatſachen werden von dem— 
ſelben auf das Beſtimmteſte widerſprochen, die Unwahrheit von andern auf 
eine jhlagende, nicht zu entkräftigende Weife dargethan; die meiften aber 
enthalten an und für ſich betrachtet nichts Illegales oder können gegenüber 
dem SKlofter nur dann als Anflagepunfte in Betrachtung kommen, wenn bie 
untergeihobenen ftrafwürdigen Tendenzen ermwiefen vorlägen, und fich nicht 
zu rein willkürlichen, grundlojen Erfindungen qualifizivten. 

In die Reihe diejer, Feiner Behörde, feinem Beamteten, weber einem 
abminiftrativen noch richterlichen, erlaubten, in aller Welt aus den Hallen 
ber Geredtigfeit verbannten willfürlihen Unterihiebung ftrafwürdiger Ten: 
denzen gehört die Behauptung, die zwiichen dem Abte von Muri und Syl— 
van Müller am 9. Jänner gepflogene Unterredung habe Aufrubrsprojecte 
zum Gegenftande gehabt. — Die Acten willen hievon nichts; Die beiden 
Betreffenden ftellen diejes in Abrede und der in der Denkichrift der Klöfter 
angeführte Grund dieſer Zufammenkunft ift ein jo natürlider, daß der— 
felbe, fo lange nicht das Gegenteil erwiejen ift,. von Niemand bezweifelt 
werben darf. 


Willkürliche Unterfhiebung ftrafwürdiger Tendenzen ift ferner die 
Behauptung, dak das Klofter Proviant zur Nufmunterung der Aufrührer 
geliefert habe. — Die Acten erweifen, daß das Klofter bei biefer Proviant— 
lieferung in durchaus legaler und jogar pflichtiger Stellung gegenüber der 
requirirenden Gemeindöbehörde gehandelt hat. 


Willkürliche Unterfhiebung ftrafmürdiger Tendenzen ift ferner bie 
Behauptung, dag das Klofter Kutichen und Pferde abfichtlich zur Beförde: 
rung von aufrühreriichen Mapregeln hergegeben habe. — Aus amtlichen 
Acten und beftimmten Ausfagen der Betreffenden geht hervor, daß, wo eine 
ſolche Verabfolgung mit Wiſſen des Klofters geſchah, diejes aus einem erlaub— 
ten und fogar pflihtigen Grunde geſchah. 

Die Unwahrheit der Anklage des Sturmläutens liegt am Tage, — 
Man ftelle die vielen Ehrenmänner, melde bier für das Kloſter Zeugnif 
geben und einen Eid zu leiften ſich anheiihig gemacht haben, den Wenigen 
gegenüber, welche die Ausſagen ber Regierung unterſtützen! 

Unermiejen ift die Behauptung, daß das Klofter durch jeinen Schaffner 
habe Allarm ſchießen laſſen. — Es dürfte an die Regierung von Nargau 
die Frage geftellt werden, ob fie zu behaupten wage, daß ans ben hierüber 
gepflogenen Einvernahmen von ſolchen, welche unmittelbares Zeugniß ablegen 
konnten, bervorgehe, daß die Allarmſchüſſe auf Befehl des Kloſtecs erfolgt 
. jeien. Die Anklage ift übrigens mit fich jelbft im Widerſpruch, indem in 
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der Denkſchrift gefagt wird, das Klofter habe dur feinen Schaffner die 
Allarmſchüſſe abfeuern laſſen, während laut der jüngſten Eingabe der Geſandt— 
haft der Kloftertaglöhner Kajpar Keller die Schüjle abgefeuert haben joll. 

Unermiefen ift die Behauptung, dag vom Klofter Pulver an die im 
Aufftand Begriffenen ausgetheilt worden ſei. — Weber bie Thatſache, noch 
weniger aber eine Mitwirkung bes Kloſters zu berjelben, iſt erwieſen. Der 
Beweis, den man hier vorbringt, beruht auf einer bloßen „Phraje* in ber 
Denkſchrift. 

Unerwieſen iſt die Behauptung, daß ſo zu ſagen alle Bedienſtete des 
Kloſters am Aufruhr Antheil genommen haben. — Wenn aber auch wirk— 
lich die Mehrzahl derſelben in den Reihen des Aufſtandes ſich befunden 
hätte, wäre dieſes ein Beweis, daß eine ſolche Antheilnahme auf Befehl des 
Kloſters erfolgt ſei? Hätte es hiezu im Augenblicke einer, ein ganzes Wolf 
durchzuckenden Gährung, eines plöglichen wild aufbraufenden Volksſturmes 
eined Befehles einer Kloftercorporation beburft, oder lag es in der Madt 
einzelner Conventualen, den Sturm zu beichwören, der in feiner blinden 
Wuth bereits die Gemüther ergriffen hatte? Wer magte es je, unbedingt 
dem Herrn die Verantwortlichkeit für die Handlungen feiner Angeitellten 
aufzubürden? — außer der Negierung von Aargau — Niemand! 


Die Anklageacten erwähnen noch einer Menge von Thatjahen, melde 
als Beweife der Schuld der Klöfter dienen follten. Man hat alles Mögliche, 
was an den traurigen Jännertagen des Aufftandes des Fatholiihen Volkes 
in ber Nähe des Klofters Muri vorging, zufammengerafft, um es demſelben 
zur Laſt zu legen; man ijt fo weit gefommen, den Umſtand, daß bei dem 
Vollsauflaufe in Muri von einem aus der Menge eine Art aus dem Klofter 
genommen und zur Einfprengung der Thüre des Gerichtshaufes gebraucht 
wurbe, den Umſtand, daß der Kundſchafter des Kloſters an einem der ver: 
bängnigvolliten Tage, mo Bruberblut in Strömen hätte fließen können, feine 
Pflicht that und über den Ausgang der Ereignifje kundſchaftete, den Umſtand, 
daß man Pflichten der Menfchlichkeit übte und Schwerverwundete in einem 
Klofterfhlitten in der herben Winterszeit zu Pflege und Bejorgung bradte, — 
als Beweiſe des Hochverraths gegenüber dem Klofter aufzuführen ! 

Dod genug hierüber. Anfhuldigungen, Andihtungen hochverrätheri: 
ſcher Tendenzen enthalten die Anklageacten der aargauifchen Behörden zur 
Genüge gegen das Klofter Muri, Bemeife aber feine, woburd die Schuld 
auch nur eines einzigen Conventualen, gefchweige denn die Schuld des die 
ganze Corporation repräjentirenden Convents, dargethan wird. 

Bon einem Mitgliede der Commiſſion ift zwar zugegeben worden, daß 
ein eigentlicher Beweis mit juriftifher Gemwißheit gegen das Klofter Muri 
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nicht vorliege, daß aber aus einer Zufammenftellung aller gegen das Klofter 
angeführten Thatfahen die Schuld deſſelben ala unläugbar ſich herausſtelle. 

Die unterzeichneten Mitglieder vermögen wahrlich nicht einzufehen, wie 
aus einer bloßen Zufammenftellung unerwiefener Thatſachen, wie aus will 
fürlicher Unterihiebung und Andichtung von Tendenzen eine Schuld erwies 
fen werben könne. Selbſt der Beweis aus Anzeigen erfordert erwiefene 
Thatfahen und ermwiefene Beziehung diefer Thatſachen auf das als ſchuldig 
vermutbete Subject. Im vorliegenden Falle find aber weder Thatſachen, 
noch viel weniger ift ihre Beziehung zu dem damals als ſchuldig angeflagten 
Eonvente von Muri erwiefen. 

Auf dem gleihen ſchwachen Rechtsboden ruhen die gegen die übrigen 
Klöjter wegen Antheilnahme an dem Jänneraufitande geführten Anklagen. 

So fchleudert man gegen die Kapuzinerflöfter zu Baden und Brem— 
garten die Anklage des Hochverraths, weil bei dem erftern der Quardian 
in einer von dem Klojter entfernten Gegend zum Zuge nah Aarau gemahnt 
haben joll, bei dem andern dreien Patres die Schuld zugemefjen werden 
will, das Volk zum Zuge nah Billmergen auf der Brüde in Bremgarten 
ermahnt zu haben, Nbgefehen, daß auch dieſe Thatjachen nicht erwieſen find, 
wie läßt fih aus denſelben auf eine Schuld der beiden orporationen 
fliegen ! 

Die gleihe Anklage, welche man in der Denffchrift gegen das Klofter 
Gnadenthal geführt hatte, nun aber feither fallen ließ, wird gegen das 
Kloſter Hermetſchwyl erhoben, die Anklage nämlich, daß einige feiner 
Knechte Sonntags beim Nuflaufe in Bremgarten anmejend waren und jobann 
dein Zuge nah Billmergen fi angefchlofien Hatten. Sole Anflagen bedürfen 
feiner Widerlegung, Schweigen ſchon widerlegt fie. 

Tie Anfhuldigungen Wettingens megen Antheilnahme an dem 
Bollsaufftande reduziren fih auf nichts. Allein Hier tritt man nun mit 
der Klage über Entfittlihung der ganzen Corporation auf. Es iſt diefes 
eine furdtbare Klage, die man gegen eine ganze zahlreiche Familie fchleubert, 
eine Familie, die reife mit Silberhaaren in ihrer Mitte zählt. Sollte 
diefe Klage wirklich begründet fein, fo trägt die Regierung von Nargau eine 
ungeheure Schuld auf fi, daß fie der Fortentwicklung der Entfittlihung eines 
jo wichtigen Gemeinweſens Jahre Tang ruhig zuſah. Mit diefer Anklage 
des Stiftes hat fie über jich felbit ein herbes Urtheil gefprochen. 

Bis zur Stunde hat die Regierung des Kantons Nargau zur Begrün: 
dung ihrer Anflagen feine Beweiſe geleiftet; wohl hat fie düftere Vorhänge 
berabgerollt, die aufzurollen fittliche8 Zartgefühl verbieten fol. — Will die 
Regierung von Aargau von dem ſchweren Vorwurfe eines unbegründeten 
Angriffes auf die Ehre und die fittlide Würde eines ganzen Gemeinmwefens, 
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nicht nur vor den Augen der Tagfagung, fonbern der Mit: und Nachwelt 
fich vechtfertigen, jo muß fie hier Beweife liefern, fie darf ſich mit bloßen 
Anfhuldigungen nicht begnügen. So lange diefer Beweis in dem Umfange, 
wie die Klage lautet, nicht vorliegt, — nicht ein Beweis der Entjittlihung 
der einen oder andern Conventualen, denn auch die beften Familien fönnen 
ungerathene Glieder in ihrer Mitte zählen — fondern ein Beweis der Ent: 
fittlidung der ganzen Corporation, fo lange können die Unterzeichneten einen 
rechtögenüglihen Grund zur Auflöfung dieſer Corporation ebenjomwenig als 
bei allen andern Klöftern finden. 


Abgeſehen von ben Jännerereigniſſen hat man denn zur Rechtfertigung 
ber gegen die Klöfter ergriffenen Gemwaltmaßregeln ihre Staatägefährlichkeit, 
ihre Umtriebe gegen die frühere und gegenwärtige Ordnung der Dinge ꝛc. 
zur Hand gerufen. — Wenn die aargauifchen Klöſter feit einer Reihe 
von Jahren zu den oberften Staatöbehörden des Aargaus Fein jonderlides 
Zutrauen bewieſen, wenn fie den Einfluß, der ihnen zu Gebote ftund, auf 
dem legalen Pfade der dem aargauifhen Staatsbürger eingeräumten Rechte 
benußten, um in den Staatsorganismus eine, ihre Eriftenz, und jelbit bie 
Intereſſen und Rechte des Katholizismus, minder gefährdende Richtung zu 
bringen, wer darf fie diesfalls einer Schuld zeihen? Die Klöfter des 
Aargaus fahen Mar, worauf es mit ihnen abgejehen war; fie kannten die 
Hand, die des Augenblicks harrte, den Lebensfaden ihnen abzuſchneiden, fie 
wußten, wohin alle gegen fie ergriffenen Maßregeln zielten, wer wagt jie 
dafür einer Schuld zu zeihen, daß fie da Feine Huld fpendeten, wo man 
auf ihren Tod lauerte? 


Wenn Dppofition gegen eine verderblide Richtung der 
Zeit — und follte diefe au zur Regierungsmarime gewor— 
den fein — ſchon Hocdverrath genannt werden will, dann 
mag man bie aargauifhen Klöfter diejes Verbrechens ankla— 
gen; außer diefer Shuld, wenn man fiejo nennen will, ruht 
feine andere auf ihnen. 

Die unterzeichneten Mitglieder der Commiſſion erachteten es daher in 
ihrer Pfliht, an Feine der übrigen, im Schooß der Commiſſion gefallenen 
Anſichten und Anträge fi anzufchließen, und nehmen jich daher die Freiheit, 
einen eigenen, mit ihren fo eben entwidelten Anfichten übereinſtimmenden 
Antrag. mit der ehrerbietigen Bitte der Tagjagung vorzulegen, demielben 
eine angelegentlihe Würdigung angebeihen zu laſſen. 

Schließlich bemerken die Unterzeichneten noch, daß jie an der Abſtim— 
mung über die Frage der Verwendung de3 Vermögens der Klöfter ihren 
Anträgen zufolge keinen Antheil genommen haben. Es ijt übrigens bie 
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Löſung diefer Frage auf rechtlichen Boden fo Mar, daß, wenn je die Unter: 
zeichneten über dieſe Frage fi auszuſprechen veranlaßt werden jollten, fie 
feiner andern Anficht, als derjenigen huldigen fönnten, welche das Gut folder 
Stiftungen nur zu den im Geifte diejer Stiftungen liegenden katholiſch-kirch- 
lichen Zweden verwendet willen will, 


Die Commiffionsmitglieder : 


Schmid, alt Landammann und Landeshauptmann. 
R. Rüttimann, Schultheiß.“ 


Am 3. und 4. Herbſtmonat kamen die Commiſſionalanträge zur Bera— 
thung an der Tagſatzung. Eine Geſandtſchaft bereicherte die Anträge noch 
mit einem fünften, welcher dahin ging: „daß das Decret vom 13. Jänner 
mit allen beſchloſſenen Maßnahmen aufgehoben werde, daß dem Stande 
Aargau überlaſſen bleibe, ſeine Beſchwerden gegen ein oder mehrere Klöſter 
inner 14 Tagen bei der Tagſatzung anhängig zu machen; daß nach Ablauf 
dieſer Friſt alle Klöſter wieder eingeſetzt werden, wenn aber eines oder 
mehrere Klöſter aufgehoben werden ſollten, ſo ſoll ſein oder ihr Vermögen 
zu katholiſchen Zwecken verwendet werden; einſtweilen bleibe der Tagſatzungs— 
beihlug vom 2. April, betätigt den 9. Heumonat in Kraft.” Die Tag: 
fagung endigte damit, daß nach Zürihs Antrag die Stände Züri, Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus, Freiburg, Schaffhaufen, Appen= 
zel, Graubünden, Waadt, Wallis, Neuenburg und Bajelftadt ſich dahin 
vereinigten, die Abftimmung über die Anträge der Commijjion auf einen 
beftimmmten Qermin zu verfchieben, nachdem der Antrag von Neuhaus 
auf Entfernung aus Abſchied und Tractanden in Minderheit geblieben 
war, da nur Bern, Solothurn, Aargau, Thurgau, Teſſin und Bafelland 
demjelben zugeftimmt hatten. Bemerkenswerth, daß die zwei katholiſchen 
Stände Solothurn und Teffin nun fchon beide in den vorderften Reihen 
ber Radifalen ftanden! Die Tagſatzung wurde wieder auf den 25. Wein: 
monat vertagt. — Daß die Beihwerden der thurganifchen Klöfter, welche 
auch bei diefer Tagſatzung wieder anhängig waren, keine Erledigung durch 
eine Schlufnahme fanden, braucht wohl kaum bemerkt zu werden. — Die 
Berihiedenheit der Commiſſionsanträge hatte ſchon verftehen laſſen, daß 
fih an der Tagſatzung Feine Mehrheit, am allerwenigften eine foldhe für 
Wiederherftellung der Klöfter ergeben würde. Die Katholifen der Schweiz 
ſahen ein, daß ihre Güter und ihre Anftalten in der Tagfatung feinen Halt 
mehr hätten. Darum wollte ich fie auf die Nothwendigkeit ihrer Einigung 
aufmerffam machen. Mit einer Wahrheit, welche die künftigen Ereigniſſe 
nur zu fehr beftätigt haben, ſchrieb ich damals Folgendes in die Bundes— 
zeitung : 
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„Die wahre Lage ber Schweiz. 


Seit der franzöfifchen Revolution hat ſich eine Partei in der Schweiz 
eingeniftet, welche unermüblih mit allen Mitteln und mit vereinter Kraft 
- nah der Alleinherrſchaft ftrebt. Sie hat zu verfchiebenen Zeiten ver: 
fhiedene Namen angenommen; aber ſtets ift fie die gleihe Partei mit ben 
gleihen Zweden geblieben. 

Sie hat eine politifhe und religiöſe Richtung. Die erfte geht 
auf Zerftörung der Kantonalfouveränität und auf Einführung beide: 
tifher Einheit, die zweite auf Zerftörung des Chriſtenthums, und 
Einführung des Unglaubens. 

Der Bund von 1815 Hat die Kantonalfouveränität gewähr— 
leiftet. Darum Hat jene Partei feit 1831 unaufhörlih und bei jedem 
Anlaffe auf Zerreifung des Bundesvertrags hingearbeitet. 

Der Katholizismus ift der feftefte Damm gegen den Unglauben. 
Darum Hat jene Partei dem Katholizismus die Bertilgung geſchworen. 

Im Jahr 1833 follte das Ziel der helvetiſchen Einheit erreicht werden ;— 
das Luzernervolk hat den Plan zerftört. 


Im Jahr 1839 follte das Ziel des Unglaubens durch Berufung von 
Strauß erreiht werben; — das Zürichervolf hat den hölliſchen Plan zerftört. 

Noch einmal raffte die Partei fih im Jahr 1840 und 1841 zuſam— 
men. Die Aargauerregierung, ein Clubb von Einheitsfhmwindlern und Un: 
gläubigen — Helvetifer und Straußianer — mußten die im Jahre 1833 
und 1839 vereitelten Pläne wieder aufnehmen. 


Die Aufhebung aller Klöfter war gleichzeitig ein Bundes: 
bruc und ein Angriff auf den Katholizismus. 

Drüdt die Tagſatzung, die oberjte Hüterin des Bundes und bes 
Religiondfriedens dem Höllenplan die Sanction auf, indem fie nicht 
die Wiederherftellung aller Klöfter befchließt und nöthigenfalls mit Gemalt 
vollzieht (mas trog aller Bramarbafiaden der Kabdifalen kein Heldenwerk 
fein würde) — dann hat die nie raſtende Einheit: und Unglaubenspartei 
gewonnened Spiel. 

Die Proteftanten, die nie über die Nafe hinausjehen, wo es bem 
Katholizismus gilt, arbeiten ihm in bie Hände. Züri, das treulos zu den 
Radikalen fteht, wird zuerft des Verrathes bittere Früchte Eoften. Bürger: 
meifter Muralt wird auf der Eijenbahn von jeiner Bürgerfchaft vertrieben 
werben. 

Allein noh fteht Jemand da, welder mit Donnerftimme — halt 
rufen kann. Es find es die Katholifen in der Schweiz. Diele jollen, 
biefe werben aufjtehen für ihre Rechte, für ihren Glauben. Kanu man fie 
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im Aargau zerftören und vertilgen, fo wird ein gleiches Roos über fie auch 
in andern Kantonen einbrechen. 

Darum ſchaart Eu, ihr Katholiten aller Orten. Zuerſt unterftügt 
euere Brüder im Aargau mit Bittfchriften. Allein verfangen dieſe nicht, 
dann jammelt euch um euere Obrigkeiten. Diefe werden Bund und Reli— 
gton, Recht und Eigentum nicht preisgeben, fondern fie zu vertheidigen 
wifjen um jeden Preis. Denn ohne Bund und ohne Meligion, ohne 
Recht und Eigenthum gibt es Feine Freiheit und Feine Ehre, fein Heil und 
feine Wohlfahrt. 

Die Väter im Grabe müßten fi threr Nachkommen ſchämen, wenn 
ſie die Herrſchaft der freien Schweiz in die Hände von Eigenthumsräubern 
und Chriſtusläugnern — niederlegen würden. Betet darum, o Eidgenoſſen 
und Katholiken, zu Gott, erhebet euere Stimme an den Bund, aber ſeid 
wachſam und entſchloſſen zu Allem; denn es gilt Freiheit, Vaterland und 
Religion. Jetzt oder nie mehr!“ 

Jetzt oder nie mehr! Leider wurde dieſes Wort nicht befolgt und 
nachher war e3 zu fpät! — Meinerfeits that ich als Mitglied der Regierung 
von Luzern das Mögliche, um diefe zu einem Anhaltspunkte der Katholifen 
ber Schweiz zu maden. Namentlih und in erjter Linie arbeitete ich auf 
eine Bereinigung des Standes Luzern mit den Urfantonen hin und bradte 
e3 zumwege, daß fhon am 18. Brachmonat in Beggenried eine Eonferenz der 
Vierwaldſtätte von Luzern beſchickt wurde, an welche die Negierung von 
Luzern den Herrn Eutychius Kopp und mich aborbneten. Es mwurbe ba 
die Injtruction für die ordentlihe Tagfagung in der Klofterangelegenheit 
gemeinfam feftgefegt. Die Gefandten der Urkantone hatten eine herzliche 
Freude, Abgeordnete von Luzern in ihre Mitte aufzunehmen. Weil ich mit 
dem Ceremoniellen folder Eonferenzen nicht vertraut war, nahm ich einen 
Weibel mit der Standesfarbe mit, was dem Untermwaldnervolfe ungemein 
wohl gefil. Man fagte fih, mehr als 50 Jahre fei die Luzernerftandes: 
farbe nie mehr auf Unterwaldnerboden erfhienen. Die Luzerner Regierung 
hatte e8 von Langem ber für bie ihr angemefjene Politit erachtet, auf bie 
Länder mit Verachtung herabzufehen und fie mehr von ſich abzuftoßen ala 
anzuziehen. Seit diefem Tage in Beggenried herrichte Lebereinftimmung 
in wichtigen eidgendffiihen Angelegenheiten zwifchen den vier Waldſtätten 
und Zug. Im Einverftändnig mit ihnen erließ der Regierungsrath von 
Luzern unterm 24. Herbftmonat ein Kreisfchreiben an alle Stände: um jie 
zu veranlafjen, die Angelegenheit der Klöfter im Nargau nah Artikel XII. 
des Bundesvertrags zu berathen und zu enticheiben. 

Am 9. Weinmonat vereinigten ſich die fünf Walbflätten, wie ich fie 
ber Kürze wegen nennen will (Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug), 
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in Brunnen und beriethen die Inftruction für die vertagte Tagſatzung. Sie 
fiel dahin aus, daß man die MWiederherftellung aller Klöfter fortwährend 
beantragen mwerbe. Auf den Fall, dak eine Mehrheit fich gegen die Wieder: 
berftellung alfer Klöfter ergebeu würde, follten die fünf Geſandtſchaften jeder 
mweitern Theilnahme an den Berathungen und Abftimmungen über dieſe Ange— 
legenheit fi enthalten, übrigens bie verlegten Rechte des Bundes der Fatho- 
liichen Bevölkerung in dem Sinne verwahren, daß feiner Mehrheit von 
Standesftimmen zuftcehen fönne, einem Artikel des Bundesvertrages wider: 
ſprechende Beſchlüſſe zu fafjen, und daß ſolche Beichlüffe feine Verbindlichkeit 
haben. Dann wurden weitere Maßnahmen vorbehalten. Der Große Rath 
von Freiburg reihte fih an die gleiche Anftruction an. An Wallis war man 
der Sade nit fo ficher, meil die Regierung eher mit den Radikalen hielt. 
Der Biſchof und die Geiftlichfeit erliegen eine Aufchrift an den Großen 
Rath, worin fie Nargaus Benehmen folgendermaßen jchilderten : 

„Der Kanton Yargau hat, durch feinen Beſchluß der Klöfteraufhebung, 
bie theuerften Rechte der Fatholifchen Eidgenofien — ihre Religionsrechte — 
verfannt und angegriffen; er hat jedes Gefühl der Gerechtigkeit unterbrüdt, 
ben Bund verlegt, und die Brandfadel der Zwietracht unter das friedliche 
Schweizervolt geworfen. Weber können noch dürfen die eidgenöffiichen 
Stände folches ‚gleichgültig durchgehen lajjen. 

Betrachten wir etwas näher diefe Unterdrüdung der aargauiſchen 
Klöfter, welche die Urjache zu der gegenwärtigen Aufregung und Bangigfeit 
des Schweizervolfes gab. — Wie hat Nargau die Klöfter aufgehoben? Es 
hat fie aufgehoben — gewaltthätig, ohne vorläufige Unterfuhung, ohne 
Unterihied des Unjhuldigen und Strafbaren, im überwallenden Zorn: und 
Rachgefühl, mit Händen noh vom Blute der unglüdlihen Opfer des Auf: 
ftandes triefend; e3 hat fie aufgehoben im Kaufe jeines Sieges! Iſt das 
Gerechtigkeit oder Willfür ? i 

Aargau ſelbſt erröthete über fein Verfahren gegen die Klöfter. Die 
Ungeredtigfeit deſſelben zu dedten, ftellte e8 eine Unterfuchung gegen diejelben 
an; aber — nad vollzogenem Gemaltftreih. Konnte fie dann noch recht— 
mäßig fein? Heißt das nicht, des Angeflagten Berurtheilung vollziehen, 
und dann deſſen Schuldbarkeit unterfuhen ? Konnte diefe Unterfuhung dann 
auch unparteiiich geichehen? Mußte nicht Vorurtheil und Haß derfelben den 
Ausgang geben? Der Staat hat hiedurh wohl nichts anderes, als bie 
Rechtfertigung feines Beſchluſſes zu bezweden. Und dennoh, was fonnte 
er, auch nach derjelben, den Klöftern zur Laft legen? Nichte. Um ſich 
davon zu überzeugen, lefe man nur Aargaus Denkſchrift, die ein Gewebe 
von Lügen und Verläumdungen iſt; ein Gemifch alles defien, was feit 
Jahrhunderten gegen die Mönde und Priefter ausgegeifert worden; kurz: 
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bie offenbar das Gepräge einer Schmähfchrift trägt. Hätte man die Klofter: 
geiftlichen auf der That ergriffen, fei es, die Maffen in der Hand, fei es, 
die Empörten anführend und ermunternd; oder hätte man bei ihnen Brief: 
wechjel und Urkunden entdeckt, wodurch fie als Theilnehmer an dem Auf 
ftande wären überwiefen worden; hätten fie öffentlih den Aufftand gegen 
bie Regierung geprebiget: dann, aber auch nur. dann, wäre Aargaus Bench: 
men gegen die Klöfter dem Bormurfe der Willflr entgangen. Allein von 
all dem liefert die Denkfchrift Feine Beweiſe. 

Und ſollten auch dergleihen Klaggründe wirffih auf einigen Drbenss 
mitgliedern laſten; handelten biefe aber für ſich allein, ohne Antrieb ihrer 
Obern, ohne Theilnahme ihrer Mitbrüber; jo wäre e8 noch immerhin unge— 
recht, in das Berurtheilungsfoos etliher Schuldigen dem ganzen Orden, wohl 
mehr, alle Mitglieder der in Aargau beftandenen Klöſter mitzuverwickeln. 
Solde Gerechtigkeit mögen gewiffe dermalige Zeitungsfchreiber allein im 
Schuß nehmen. 

Aus dem Bishergefagten Teuchtet ferner ein, wie ungerecht es ift, bie 
Kloftergüter dem Staate einzulaffiren. Denn es ift Feine Schuld der 
Klöfter bemiefen, warum fie ihrer Güter berauben ? Uebrigens find ja 
die Klofterbefigungen Kircheneigenthum; fie find das Erbtheil Jeſu Chriſti 
jelbit, denn von frommen GStiftern find fie feiner Kirche vermacht mworben. 
Es weiß aber jeder Katholit, daß der Staat nicht die Kirche ift; und 
er weiß auch, daß ſolche geiftliche Stiftungen, ohne ausdrückliche Bevoll- 
mädtigung des höchſten Kirchenoberhauptes, ihrer Beftimmung nicht bürfen 
entzogen werben. 

Der Stand Aargau glaubte diefen Einzug der Kloftergüter zu rechts 
fertigen, indem er denfelben zum Theil eine gemeinnütige Beitimmung gab. 
Welche aber immer deren Verwendung fei, jo haben felbe nichts deftomeniger 
die Natur der Staatsgüter angenommen; indem die Regierung, nachdem fie die 
rechtmäßigen Beſitzer derjelben. beraubt, fich zu deren Herrn aufgeworfen hat. 
Die Verwendung derfelben, auch zu fonft Iobensmwürdigen Zweden kann eine 
folde Maßnahme nicht rechtfertigen. Es heißt Dies, fremdes Eigenthum 
nehmen, um es, großmüthig fcheinend, Andern zu geben. Was jagten wohl 
die Bertheibiger dieſes willkürlichen Benehmens, wenn man ihnen ihre 
Güter wegraubte, um Spitäler und geiftliche Beneficien damit zu gründen ? 
Würden fie wohl anerkennen, daß folche Beftimmung ihrer Habe deren Raub 
rechtfertige ? 

Wende man nicht dagegen ein, das Privateigentfum fei mit dem 
Kloftergütern, im biefer Beziehung, nicht zu vergleichen. Die kirchlichen 
Befisungen find vom Staatsvermögen ſowohl zu unterfdeiden, als das 
Privatgut: Das Eigenthumsrecht ift beiderfeits das gleiche. Auch haben 
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bie Klöfter ein fo umverlegliches Eigenthumsrecht als die Gemeinden, bie 
Burgerfhaften, die Schügengefellihaften und die wiſſenſchaftlichen Vereine. 
Menn der Staat, ohne Verlegung der Gerechtigkeit, fi ihres Vermögens 
nit bemächtigen darf, warum follte e3 eine andere Bewandtniß mit den 
Kloftergütern haben. 

Es ift, hochverehrte Herren, oft wiederholt worden, der Stand Yargau 
babe die Mönde durch einen bedeutenden Tebenslängliden Gehalt, für bie 
Einziehung ihrer Güter entihädiget. Ein ſolches Verfahren, wie Sie über: 
zeugt find, Kann nur die Unfchuld diefer Mönche noch offenbarer maden, 
da man Schuldigen feine Gehalte ausſtellt; keineswegs aber die Ungerech— 
tigfeit de obgenannten aargauiſchen Beſchluſſes deden. Was würden aber: 
mals die Urheber diejes Iehtern fagen, wenn fie der Staat, fo wie die Klöfter 
behanbelnd, ihnen das Eigenthum entriffe, und einen Ruhegehalt dafür 
ertheilte. Würden fie nicht mit demielben Recht, wie die Klöfter, ihre 
Klageftimme dagegen erheben? Wähne man nicht, daß dieſe frommen 
Menſchen, mit Zufriebenheit, auch gegen den ftärfiten Gehalt, die innige 
Wonne der Einfanfeit, die Ruhe und den Frieden des bejchaulichen Lebens, 
und ihren Beruf ſelbſt aufopfern fonnten. Dieſer Irrthum mochte, für einen 
Augenblid Aargau Blenden; aber die erbauliche Standhaftigkeit feiner Schladt: 
opfer mußte den Irrthum bald verfheuden. 

Wen unter euch, hochverehrte Herren, mußte es nicht ärgern, als 
man unaufhörlih vorgab, daß der Stand Nargau, mit den Klöftern, nicht 
die Religion angegriffen habe. Sind die Kirchengefege nicht in offenbarem 
Widerſpruche mit foldem Mifbraud der Gewalt? Diefe heiligen Satzungen 
verlegen, Die Stimme des höchſten Kirchenhauptes, die ſich dagegen erhob, 
und folde Angriffe befeufzte, verachten: Heißt das nicht die Religion felbit 
‚angreifen? Die Klöfter find, im Schooße der Kirche, thätige Helfer ber 
Weltgeiftlichkeit; fie find die feitefte Stüge der gefunden Lehre: daher waren 
fie au immer bem größten Haſſe der Kirchenfeinde ausgeſetzt. 

Unverfennbar find ihre ausgezeichneten Verdienfte um die Religion ; bie 
Geſchichte gibt deren Beweis. Und geichichtlich erwiejene Thatjachen werben 
wohl alle Trugſchlüſſe umftoßen, die man nicht mübe wird gegen das Mönch— 
thum aufzuftellen. Wer kann e3 bezweifeln, daß die Wiſſenſchaften fomohl, 
als der Landbau und die Eultur von Klöftern den heilfamften Einfluß erfahren 
haben, und noch heut zu Tage erfahren? Die Beihuldigung des Müſſig- 
gangs, die man ihnen aufbürbet, ift eine DVerläumdung. Man weiß es gut 
genug, ihre Arbeiten find alle vorgeichrieben, bie Zeit dazu ift genau abge: 
mefjen, und jedem jein Tagewerk angewieſen. Und follte auch Müjfiggang in 
gewiſſe Religionshäufer ſich eingeihlichen haben, fo hätte man denſelben mit 
leihter Mühe, dur Auffiht, durch Aufforderungen und jelbft Drohungen, 
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gänzlich ausreuten können. In dieſem Falle hätte Aargau ſich an das 
Oberhaupt der Kirche ſelbſt wenden ſollen, um von ihm eine Verbeſſerung, 
um eine zweckmäßigere, den Bedürfniſſen angemeſſenere Einrichtung dieſer 
Stifte zu erhalten. Dann hätte der Stand ſich nicht den Namen eines 
Verfolgers ſeiner Klöſter zugezogen; ſondern den Ruhm, ihr Wohlthäter 
geweſen zu fein, wäre ihm zu Theil geworden: er hätte unverſiegbare Quel— 
len der Wohlfahrt jeinem Kantone erhalten, die num größtentheil®, ohne 
wahren Nupen für feine Angehörigen, fich verlieren werben.“ 

Die Zufchrift ſchloß mit folgenden Worten: 

„Das gefammte Wallifervolt und alle ächten Katholiken der Schweiz, 
hochverehrte Herren, heften die Blicke auf Euch, und erwarten mit Bangig: 
keit Euern Entſcheid. Nein, als Stellvertreter eines ausgezeichnet Fatholi- 
Ihen Volfes, werden Sie diefe jo feierliche Gelegenheit gewiß nicht unbe— 
nützt lajjen, um laut Euere Anhänglichfeit an die heilige Neligion und ihre 
Rechte zu befennen und an Tag zu legen. Durh Eueren Beihluß, den 
Sie fafjen werden, dem Bunde Achtung zu verfchaffen, werden Sie unfere 
Brüder der andern Kantone beruhigen, und Euere eigenen Mitbürger 
erbauen. Die Geiftlichfeit, welcher Euere hohe Weisheit und Euere hellen 
Einfihten genugfam bekannt find, jest daher auf Euch all ihr Vertrauen; 
fie zweifelt nicht darau, daß Euere Entiheidung mächtig beitragen werde, 
die eidgenöffiihen Bande zu befeftigen, und das Ungemwitter, jo unſer Vater: 
land bedroht, von demfelben abzuwenden. 


Wir ergreifen diefe Gelegenheit, un Sie, hochverehrte Herren, unferer 
hochachtungsvollen Ergebenheit zu verſichern. 


Sitten, den 10. Weinmonat 1841.” 


(Folgen die Unterfchriften der gefammten Geiftlichkeit, an deren Spihe 
jene des Hochwürdigſten Biſchofes fteht.) 


Der Große Rath in Sitten beihloß hierauf mit 41 gegen 36 Stim: 
men, der Geſandtſchaft den Auftrag zu ertheilen, für die Wiederherftellung 
aller Klöfter zu ftimmen. So jtanden 7 katholiſche Stände für die Auf- 
rechthaltung des Bundesvertrags vereint, Solothurn und Teſſin waren von 
ihren Glaubensbrübern abtrünnig geworden. Züri ftand nunmehr an ber 
Spige der proteftantifhen Vermittlungspartei, deren Haupt Bürgermeifter 
von Muralt geworden war. Diefe Partei glaubte ſich gegenüber den radi— 
kalen Beitrebungen im Kanton öffentlich vertheidigen zu ſollen. Sie that 
es in einer öffentlihen Schrift an das Bolt, aus welder ih, als aus 
einem denfwürbigen Belege, wie "weit die Gerechtigfeitsliebe ſelbſt billiger 
Proteftanten gegen die Katholifen gehe, Hier einige Stellen beirücke. Die 


Schrift trägt beiläufig zweihundert Unterfchriften von angefehenen Männern 
aus allen Bezirken des Kantons Züri. Nach einer geihichtlihen Erzäh- 
lung de3 Hergangs im Kanton Yargau und nah der gründlichen Bemweis- 
führung, daß die Klofterfrage vor Allem eine eidgenöffiihe und zunähft gar 
nichts Anderes in Betracht zu ziehen ei, als der eidgenöſſiſche Bund, fährt 
die Schrift fort: 

„Zürich insbefondere erfannte von Anfang an, daß auf beiden Seiten 
Recht und Unreht vorhanden fei, daß es darum weder bem Einen nod dem 
Andern unbedingt Recht geben dürfe, daß e8 vielmehr auf eine Ber: 
mittlung und dauernde Berföhnung zwiſchen beiden binarbei- 
ten müffe. Eine Wiederherftellung aller Klöfter wäre von den Katho— 
liken mit Recht als ein vollftändiger Sieg angefehen worden, und der durfte 
ihnen aus vorbenannten Gründen nicht zu Theil werben. Züri konnte 
ber aarganifchen Regierung nicht feindjelig entgegentreten wollen; es hat 
dies auch nicht gethan. Vielmehr fand es im Jänner fofort mit Truppen: 
macht der gefährdeten Regierung bei, warnte fie aber zugleich vor gefähr: 
lihen Mafregeln. Als diefe dennoch getroffen wurden, und fo bie Sade 
vor die Tagfakung kam, weigerte fih Zürih, von Bundes wegen fofort 
eine entjcheidende Schlußnahime zu faſſen; es wollte nicht, daß die aargauifche 
Regierung vor den Kopf geitoßen werde; dieſe wurbe vielmehr auf feine 
Berwendung eingeladen, jene Maßnahmen mit dem Bund in Einklang zu 
bringen. Aargau wies Monate lang dieſes Anfinnen von jih, und als bie 
Tagfagung eine ernſtere Sprade annahm, anerbot es zur Befriedigung jene 
3 Frauenklöſter. Die große Mehrheit der eibgenöffiichen Stände erflärte 
fi natürlich nicht befriedigt; unter ihmen auch Zürid). 

Züri hat nie verlangt, daß alle Klöfter wieder herge— 
ftellt werden. Es bat ji im Gegentheil immer zu großer 
Nahgiebigkeit in biefem Punkte erbötig gezeigt, unter den 
Bedingungen: 1) daß das Gut der aufgehobenen Klöfter 
nicht in den allgemeinen Staatöbeutel falle, fondern vor: 
zugsöweife den Katholiten, deren Kirche e3 ja urjprünglid 
gehört, verbleibe, und nur zu firdliden oder Schul- und 
Armenzweden verwendet werde; 2) daß ber Fatholifhen Eon: 
feffion einige Oarantie gegeben werbe gegen allfällige Ueber: 
griffe bes Staates und der Mehrheit des Großen Rathes 
auf firhlihem Gebiete. 

Es leuchtet ein, wie billig und gerecht und ganz nur auf Stiftung 
eines bleibenden Friedens berechnet das Verlangen Zürichs iſt. Soll diefer 
tommen, fo muß jede Eonfejlion der andern ihre Rechte unverkümmert laſſen, 
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fo nothwendiger, mo beide neben und unter einander wohnen und in täg- 
lihem DBerfehr ftehen. Den Staat als jolhen muß natürlid das Beſtä— 
tigungäreht der wichtigern Anordnungen bleiben, weil jeine eigenthümlichen 
Rechte ebenfalls nicht verlegt werden dürfen; aber Einmiſchung und Anord: 
nung der einzelnen kirchlichen Verhältniſſe darf er fih nicht erlauben. Oder 
was würden wir Neformirte jagen, wenn im Kanton St. Gallen, wo bie 
Katholifen die Mehrheit bilden, dieſe unfern Glaubensgenoſſen das Geſetz 
machen wollten? Wenn die Neformirten da, wo fie die ftärfern find, in 
katholiſche SKirchenangelegenheiten eingreifen, werden nicht die Katholiken, 
wo fie die Mehrheit haben, fih de Gegenrehtes bedienen? Wozu 
würbe das führen, wenn nicht zu Religionsfrieg? Unb wer ift es, 
der den Religionskrieg anfaht, wenn die katholiſchen Eidgenofien, geitügt 
auf vertragsmäßige Rechte, die Zurückgabe Firhlicher Inſtitute fordern, die 
reformirten Eidgenofjen aber biejelbe verweigern, und die gelobte Treue nicht 
halten? Das zürcheriſche Volk beantworte ſich diefe Frage! 

So find wir am Ziele unſers Vorhabens angelangt. Wir haben nad 
Willen und Gewiſſen dargelegt, was im Aargan gejchehen ift; wir haben 
die Klofterfache geprüft nad dem Bunde, nad uralten Verträgen zwifchen 
Reformirten und Katholiken, nah der Pflicht der Duldung, die eine Kirche 
der andern jhuldig it; wir haben Rechnung getragen der Stellung ber 
Regierung gegenüber dem Aufftande der Katholifhen; wir haben Züriche 
Benehmen von Anfang bis auf dieje Stunde betrachtet, und haben gefunden, 
daß Zürih an Recht und Gerechtigkeit feitgehalten hat. 

Und, jo Gott will, wird Regierung und Volk de Kantons Zürich 
fernerhin treu und feit an der Gerechtigkeit Halten, und nicht wanken, noch 
fih irren lafjen von dem geraden Wege, eingeben? des ewigen Wortes: 

Gerechtigkeit erhöhet das Volk!” 

Es ift befannt, mit welcher Energie Johann Jakob HürlimannsLandis 
im Jahr 1839 gegen die Berufung von Dr. Strauß aufgetreten war. Er 
hatte erkannt, daß die radikale Partei es auf Bernidtung des Ehriftenthums 
angelegt hatte. Er hatte vernommen, daß die radikalen Machthaber im 
Aargau mit denen von Zürich einverftanden waren, und daß jie diejelben mit 
Gewalt auf den Sefjeln erhalten wifjen wollten. Nun eben dieje hoben im 
Sahre 1841 die Klöfter auf. Sie verlegten eine unzmweideutige Beſtimmung 
des Bundesvertrags, fie brachen den Religionsfrieden. Hürlimann-Landis 
erkannte Alles diejes, jah es ein und verabicheute ed, Davon gibt folgendes 
Sendihreiben Zeugniß: 

„Sendfchreiben an das zürcheriſche Bolk. 

Freunde, Brüder! Die aargauijche Klofterfahe hat die Feinde 

ber Eintradt im Kanton und in der Eidgenofienfhaft — die zugleich bie 
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bekannten Widerfaher der hriftlihen Grundſätze vom Jahre 1839 find, 
welche fie um jeden Preis zu unterbrüden fi verfchworen haben, gleichwie 
zu früheren falſchen Schritten, um ihre Macht und ihren Einfluß wieder zu 
erringen — zur Schwamendinger VBolfsverfammlung vermodt, durch die fie 
fih unberufen als Wächter und Schirmer der reformirten Religion aufzu= 
werfen fcheinen, während bem fie thatjächlich ihre Feinde find, und biefe 
von den Katholiken nicht angefochten ward, im Gegentheil von ihnen geachtet 
und gewährleiftet ift, mie fie auch wünjchen und fordern müſſen, daß aud 
von reformirter Seite das Nämliche gegen fie geichehe. 

Unglüdlicherweife hat Aargau den Frieden zwiſchen beiden Glaubens: 
befenntnifjen gebrochen, dadurch, daß es gegen den XII. Artikel des Bundes, 
von fih aus, die Aufhebung aller auf feinem Gebiete befindlichen Klöſter 
beihloß, und erjt nach geſchehener Einfprade von Seite der Tagfagung eine 
geringfügige Milderung eintreten Tieß, die weit entfernt war, die katholiſchen 
Stände zu beruhigen, und auch den meiſten rveformirten Kantonen nicht im 
Einflange mit dem Hecht und dem beſchwornen Vertrage zu fein ſchien. 

Fünf und ein halber Kahton — Bern, Aargau, Thurgau, Solothurn, 
Tefftin und Bajellandihaft — ftimmten für ben aargauifhen Beſchluß — 
fünf andere Kantone, Uri, Schwyz, Unterwalden, Luzern und Neuenburg 
wollen, gemäß der Bundesacte, Wieberherftellung aller Klöfter, die fie unſchul— 
dig halten am Verbrehen des Aufruhr? — die Mehrheit der Gejandten hat 
fi noch nicht beftimmt ausgeiproden, und verlangen von ihren Großen Räthen 
Hare und entſcheidende Aufträge, neigen ſich aber, Zürich an der Spike, zu 
einer auf eidgenöſſiſches Recht gegründeten Vermittlung zmwifchen den fi 
ſchroff entgegenftehenden und mit Erbitterung befeelten zwei Varteien, damit 
der liebe Friede und die Eintracht in unferm ſchönen Schweizerlande erhal: 
ten und Glaubenshaß und jeine unfeligen, ſchrecklichen Folgen ferne von 
und bleiben. 

Die Leiter der Schwamendinger Verſammlung wiffen, daß der Zutritt 
Zürihs zu den fünf und ein Halb rabifalen Kantonen ein Eidbruch und 
eine Treulofigkeit gegen den beſchwornen Bund ift, fie willen, daß biefer 
Schritt die religiöfe Gemifjenhaftigfeit der übrigen Kantone nicht erſchüttern 
wird — daß aber, nachdem Zürich fi mit den größten Kantonen vereinigt 
hätte, die Schweiz in zwei Feldlager getheilt wäre, die eine frieblihe Aus: 
gleihung fcheitern machen und zu einem furchtbaren Kampfe führen müßten. 
Bern und Züri, durch die Radikalen gedrängt, würden rüdfichtslos gegen 
die Klöfter verfahren — die katholiſchen Orte würden ſich widerjegen ober 
fi vom Bunde trennen wollen, dann fähen die Radikalen die Zeit ba, einen 
ernften Schlag zu führen und die Schweiz zu ihrem Einheitsſyſtem zu bringen, 
mit den Waffen in der Hand. Ruhe und Glück wären für bie Schweiz 
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immer verloren: und nad gegenfeitiger Vernichtung würden wir der Raub 
fremder Mächte. — Ganz anders macht es fi, wenn Zürich an der Spitze 
der bejonnenen Stände fih fragt, was gebietet das eidgenöſſiſche Recht? 
fol der Schuldige beftraft, der Unfhuldige aber geihügt werden? Und 
wenn e3 auf diefe Grundlage hin entfheiden will, wird dann feine gerechte 
und einflußreihe Stimme umfonft erfhallen? werden die Leidenſchaften fid) 
nicht Tegen müſſen bei denen, die Alles nehmen und denen, bie nichts nach— 
geben wollen? Wird Züri und feine Mugen Miteidgenofjen nicht mächtig 
genug fein, die erbitterten Gemüther der beiden Parteien aus einander zu 
halten; daß es nicht zu Unglüd und bfeibender Uneinigfeit Fomme ? | 
Eine gerechte und vernünftige Nusgleihung will der Große Kath des 
Kantons Züri in der Klofterfahe; in dieſem Sinne ſoll die Gefandtichaft 
handeln, und auf diefe würdige Weile fih ausfprehen. Bis anhin hat fle 
fi für die Forderungen der Katholifen vielleicht eher zu ungünftig als 
günftig gezeigt, und es ift eine Verachtung aller Billigfeit, dies zu Täugnen 
und mit Wuth und Toben über die wadern Abgeordneten berzufallen.“ 
Hierauf kömmt ein Ausfall und eine Proteftation gegen die vadifale 
Schmwamendinger Vollsverfammlung, worauf HirlimannsLandis fo fortfährt: 
„Bittert Freunde und Brüder! mehr vor dem Radikalismus, ber 
Euere Familien entzweit und fie dem Verderben Preis gibt, als vor den 
Klöftern, welche Euch nichts angehen und feinen Einfluß auf Euere Zuftände 
haben, hütet Euch vor dem Frevel, Unrecht zu thun in der Klofterfrage, und 
dadurd die Fadel der Zwietraht in allen Gauen der Schweiz zu fehwingen. 
Nicht darum Handelt es ſich, ob die Klöfter nah unſeren reformirten 
Anfihten, mohlthätig jeien — denn das müßten wir allerdings beftimmt 
verneinen — ſondern darum: ob fie den Katholifen — in deren Ueber: 
zeugung wir und nicht einzumiichen haben — werth feien, und ob fie den 
Fortbeitand im Sinne und Geift des befchwornen Bundes fordern können. 
Im Jahr 1815 machten die Kantone den Bundesvertrag und garanz 
tirten im XI. Artikel deſſelben den Fortbeftand der Klöfter foweit fie von 
ben Kantonen abhängen. Dieſem Wortlaut nad können letztere Feine diefer 
Anftalten willfürlich aufheben, und es wird in bie Hände ber Tagſatzung 
gelegt, ob Grund zu ihrer Auflöjung vorhanden fei oder nicht. Wollte 
man das Gegentheil behaupten, jo müßte man eben mit der Staatsnothwendig: 
feit kommen, wie Nargau es thut, das feine ganze Eriftenz gefährdet vors 
gibt, falls ein oder zwei Klöfter mehr hergeftellt werben follten. Gleich wie 
wenn eine Gemeinde fi dadurch gefährdet ſähe, daß ein Bürger von 
abweichender Meinung mit allen Uebrigen fi da befinde und darum forderte, 
daß er gegen Verfaſſung und Geſetz Hinausgeftoßen werde, Daß man fi 
hinter fo einfältige® Zeug verſchanzt, ift unbegreiflich, denn das wäre eine 
34 
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ſchlechte Regierung, der es nicht möglich gewefen wäre, Klöfter, die Unweſen 
treiben wollen, im Zaum zu halten; das beſte Mittel aber, Kein Unweſen 
zu befonmen, ift, gerecht zu fein, und fih vor Berfolgung des Schwädern 
zu hüten! 

Mehr als ein und ein viertel Jahrhundert haben Katholifen und Nefor: 
mirte, jede in ber Form ihres Cultus, dem Herrn gedient — ja in ber 
paritätijhen Gemeinde nahm jelbft ein Gotteshaus Katholifen und Refor: 
mirte auf und frieblih und freudig lebten fie mit und neben einander, ohne 
ſich zu befehden, oder ſchlechten Spott zu treiben, bis die unfelige Zeit heran: 
brah, mo das ſchöne Band durch menjhlihe Anmaßung, Stolz und Ber: 
höhnung, ſollte zerfhnitten werben. Beide Eonfeffionen aber fanden ji 
bedroht, beibe follten untergehen, und der Cultus der Menfchenvergötterung 
beginnen, ala wie wenn von daher dem ſchwachen Sterbliden Hilfe fommen 
fönnte. Uber beide Kirchen jtanben feit, und beide Völker, das veformirte 
und das Fatholifche, verwarfen diefen Gößendienft. Beide follten aber auch 
dafür den Haß und die Verfolgung ernten, die fich jebt im Kanton Zürich 
unaufgörlih gegen die Kirche und im weiteren Vaterlande gegen bie fatho: 
Küche Anfiht für die Klöfter zeigen, wobei natürlich die Letztern als Schuß: 
wachen ber katholiſchen Kirche betrachtet find, die einmal geftürzt nach dem 
Glauben der Radikalen jelbft, auh den Sturz ihres ganzen Firchlichen 
Gebäudes zur Folge haben müſſen, ganz wie der, der eine Feftung belagerte, 
Breſche geſchoſſen Hat, diejelbe defto leichter zu erobern hofft. — Das willen 
bie Katholifen, und aus diefem Grunde beharren fie auch defto feiter auf 
ber eidgenöffiihen Garantie, und fragen fih: ob es denn noch einen Bund, 
ob es noch ein Recht gebe, wenn diefe nichts mehr gelten jo? 

Die Katholiten dürfen verlangen, daß der Bund Schuld oder Unſchuld 
der Klöfter unterfuhe, und ohne rechte Gründe nicht verdanıme. Zürichs 
Großer Rath wird daher in dieſem Sinne die Frage behandeln, und nad 
feinem Eide und feiner Meberzeugung ftimmen, und jo werden es die andern 
Kantone au thun, und nur aus einer folhen veifen, vuhigen und unbe: 
fangenen Sihtung Fönnen gejunde und gebeihlihe Entihliefungen hervor: 
gehen. Allerdings Hatte Zwingli zu feiner Zeit gegen die Klöfter geeifert, und 
auf feinen Rath find fie im Kanton Zürich unterdrüdt worden; er hatte auch 
dazu als Glaubensverbejierer und Gründer einer neuen Kirche alles Recht. 
Jetzt fteht aber feine Kirche feit, und wenn er Heute zurüdfehrte in dieſe 
Welt, würde er die Duldfamkeit gegen den katholiſchen Gottesdienft beweiſen, 
wie wir fie von den Katholiken für den unfrigen fordern. Nur unmwifjende 
und ſchwache Menjchen kann man daher vom rechten Wege ableiten, wenn 
man ihnen Predigten von unferm jel. Reformator über die Klöfter auftifcht, 
bie damals unübertroffen das Heil unjers Staates gründeten, heute und in 
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unjerm Jahrhundert und nah unfern Zuftänden ebenjo anders von ihm 
geiproden würden, al3 das Wort .des Friedens und ber Eintracht und Dul: 
dung fi erheben muß über das Wort des heiligen Kampfes, nachdem diefer 
zu Gottes Ehre auögefämpft ift. Laßt Euch, theure Freunde und Brüder ! 
weder durch Spott noch durch Lodungen vom Wege bed echtes ablenken, 
und wenn bie Feinde aller Keligion es verſuchen jollten, des Volkes Stimme 
im Ernjt zu prüfen und Gemeindsverfammlungen zu veranftalten und Euch 
zu deren Beſuch zu veranlajien, jo weijet fie mit gerechter chriſtlicher Ent: 
rüftung, mit wahrhaft eidgenöffiichem und friebliebendem Sinne von Euch 
weg und erflärt, da Ihr Euer Gewiljen mit einer fchlechten That nicht 
beſchweren und nie und nimmermehr Eure Stimme für die Schwamendinger 
Petition und gegen die verfaflungsmäßigen echte des Großen Rathes 
abgeben werdet. Diefer feſte Wille und dieje vebliche Ueberzeugung werben 
Euch ehren vor Gott und Menfhen, und eine beſſere und ruhigere Zeit 
wird der Herr des Himmels über unfer Vaterland kommen laflen, und 
unter Euch ausgieken Friede und Freude die Fülle. 


Gott fei mit Euch! 
Richterſchweil, den 16. Herbitmonat 1841. 


%. Hürlimann= Landis.“ 


Schön find diefe Worte. Hatte er aber den Muth oder die Kraft 
im Großen Nathe nach feiner Ueberzeugung zu ftimnen? Nein. Er jchrieb 
mir felbft: „er jei von dem Unrechte überzeugt gewejen, er habe aber nad) 
von Muralts Rebe doch mit ihm flimmen müſſen, gegen feine Ueberzeugung.“ 
Bei einer folhen Aeußerung darf man fich kaum mehr verwundern, daß obige 
Männer des Kantons Zürich in allem Ernſte behaupten, „weil einige Katho— 
Lifen im Aargau an einem Aufjtand Theil genommen, jo müßten ihre Klöfter 
(nämlich die veichern) aufgehoben werben oder bleiben.” Es ijt diejes eben 
ein proteftantifher Vernunftbeihluß, den freilich ein fatholiiher Menfchen: 
veritand nicht fajlen kann. Verhängnißvoll war der 6. Weinmonat nicht 
nur für Zürich, fondern auch für die gefammte Eidgenofjenihaft. An diejem 
Tage wurde die Anftruction fir die Tagfapung, welde am 25. Weinntonat 
erſt zufammentveten follte, vom Großen Kathe in Zürich berathen und feſt— 
gelegt. Bürgermeifter von Muralt nahm zur Unterjtügung feines in der 
Tagjagungscommiffion von ihm geftellten Antrags auch noch die Drohung 
zu Hilfe, er würde die Gefandtihaftsjtelle, falls man benjelben verwürfe, 
nicht mehr annehmen. Mit 137 gegen blos 38 Stimmen genehmigte ber 
Große Nath den Muraltifhen und regierungsräthligen Vorſchlag. Der 
Beſchluß erfolgte nur darum fo frühe, damit er andern Großen Räthen 
wie denen von Schaffgaujen, Glarus und Graubünden, welche bei faſt allen 
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Anläffen Zürich Beifpiel zu folgen gewohnt waren, zum. Mufter bienen 
Könnte. Der gleihe von Muralt, welder nun fo handelte, hatte am 9. März 
fi im nämliden Großen Rathe wörtlich fo ausgeſprochen: „Im vorliegen: 
ben Falle handelt es fich gar nicht um Klöfter, fondern un Treue am gejchwor: 
nen Eide. Man hat jih an den einfahen Wortlaut des Artikels des Bundes: 
vertrags zu halten. Zürichs Gefandter hat auf der Tagjagung zuerft ben 
Eid zu beihwören, und wie follte er, eine Stunde fpäter, erklären‘, daß 
er das eben Beichworne für unzuläffig halte? Xreue und Glauben würden 
auf folhe Weife verbannt.” Am 13. April: „Im der fogenannten Den: 
orift der aargauifhen Negierung werden für die Klagen gegen die Klöjter 
feine Beweije angeführt. Die im $. XII. des Bundesvertrags ausgeſprochene 
Garantie für den Fortbejtand der Klöfter ward urjprünglich der gefammten 
Fatholiihen Eidgenofienfhaft zugefihert. Das von Aargau angeſprochene 
Recht, aus fich jelbit und einjeitig einen Bundesartikel zu ftreihen, könnte 
in Zukunft au einem andern Bundesglied nicht verweigert werben.” Im 
Großen Rathe von Zürich jaß aber doch ein Mann, mwelder, obwohl Prote: 
ftant, vom Rechte fein Haar breit abwid. Es mar der gemwejene eidgenöſ— 
ſiſche DOberftlieutenant der Artillerie, David Nüfcheler. Zwar Hatte er no 
Mitfämpfer an Gyſi, Rahn-Eſcher und Sulzer-Warth. Aber bei ihm 
blieb der Nechtsfinn nicht nur bei dieſem, jondern auch bei allen andern 
Anläſſen unberüdt und unerfhüttert. Man ſah ihn mehr als einmal in 
wichtigen Fragen ganz allein für das Neht in die Schraufen treten und 
für dafielbe aufitehen, während alle feine Collegen gewichen waren. Durch 
angeftammte Frömmigkeit und durch unparteiiihe Geſchichtsforſchung hatte 
er, wie Dr. Friedrich Hurter, Antiftes in Schaffhaufen, fein Rechtsgefühl 
verfeinert, fein Rechtsbewußtſein geläutert und zugleih den Muth und die 
Kraft von Oben fich angeeignet, für das Recht mit Wort und That einzu: 
ftehen. Dem Antrage von Zürih Fam auch nod auswärtige Unterftügung 
zu Hilfe. Der franzöfiihe Ambaſſador, Graf von Mortier, erachtete es 
im Intereſſe feines Hofes, und nicht unter feiner Würde, obwohl Repräfen: 
tant einer ganz katholiſchen Macht, in der zweiten Hälfte des Herbitmonats, 
glei nad) der Vertagung der Tagſatzung, eine Rundreiſe in den Schweizer: 
fantonen zu machen, um Stimmen für Muralts Antrag, welder im Grunde 
von dem Anerbieten Aargau wenig abwich zu werben. Luzern wollte der 
züricherifchen Thätigkeit nicht nachftehen und rief darum ebenfalls ſchon auf 
den 11. Weinmonat den Großen Rath wegen der aargauifden Klöfterauf: 
Hebung wieder außerorbentlih zujammen. Der Präfident, Wendelin Koft, 
jagte in der Eröffnungsrede: „Die Regierung des Aargaus habe durch 
ihr daheriges Benehmen Mißtrauen and Zwietracht unter die Eidgenofien 
gebracht; fie bemühe ſich zwar, daſſelbe zu beihönigen, aber ohne einen 
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einzigen ftihhaltenden Grund anzuführen; die Tagſatzung felbft Hat biefes 
gefühlt, nun wird es fi zeigen: ob die Eidgenoffenfhaft no den Muth, 
den Willen und die Kraft befige, den Bundesbruch herzuftellen und das 
treugegebene Manneswort zu halten.“ Hierauf wurden die Acten vorgelegt, 
als: a. Dittihriften der aufgehobenen Klöſter; b. Bericht der Tagſatzungs— 
geſandtſchaft; c. Inſtructionsvorſchlag des Regierungsraths ꝛc. Der Gegen: 
ftand wurde zur Begutachtung an eine Commiffion gewieſen, beſtehend aus 
ben Herren Leu, Koft, Siegwart, Mohr, Furrer, Bernhard Meier, I. Schmid, 

Am 13. wurde mit 69 gegen 7 Stimmen folgender Inftructions- 
beſchluß gefaßt: 

„1) Die Gefandtfhaft wird beauftragt, in Feſthaltung der in der Iegthin 
ertheilten Inſtruction ausgeſprochenen Grundſätze, nah dem eriten Minder: 
heitSantrage der Herren Landammann Schmid und Schultheiß Rüttimann 
auf Wiedereinfegung aller unterm 13. Jänner aufgehobenen aargauifchen 
Klöfter im ihre bundesgemäßen Rechte zu dringen und allen Anträgen 
beizupflichten, welche auf eine ſolche Wiedereinjegung aller Klöfter abzielen. 
2) Auf den Fall, daß fih im der Angelegenheit der aargauiihen Klöfter 
für feinen der Anträge eine Mehrheit ergeben follte, wird jie erklären, daß 
bi8 Austrages der Sade, der Beihluß der Tagjakung vom 2, April, 
beftätiget den 9. Heumonat, namentlih deſſen $. 5 in Kraft bleibe, und 
fie wird zu den geeigneten Maßregeln behufs Ueberwahung der Vollziehung 
dieſes Tagſatzungsbeſchluſſes Hand bieten. 3) Falls wider alle8 Erwarten 
eine Mehrheit der Kantone gegen Wiederherftellung jämmtlicher Klöfter ſich 
ausſpricht, wird die Gejandtihaft fich jeder weitern Theilnahme an den 
Derathungen und Abftinnmungen über dieje Angelegenheit enthalten, übrigens 
ie verlegten Rechte des Bundes, der Fatholiichen Bevölkerung und der Klöfter 
in dem Sinne feierlih verwahren, daß feiner Mehrheit von Standesſtimmen 
zuftehen könne, einem Artikel des Bundesvertrages widerfprechende Beſchlüſſe 
zu fajlen, und daß folhe Beſchlüſſe feine Verbindlichkeit haben. Sie wird 
mit den Gefandtfchaften der Stände, welche für Aufrehthaltung des Bundes: 
vertrages geftinimt haben, über das Weitere fih berathen, uns durch ein 
Mitglied der Gefandtihaft fofort Bericht erftatten, und uns die fernern 
Maßnahmen vorbehalten. 4) Auf den Fall, daß die confefjionellen Ange: 
legenheiten des Aargaus neuerdings zur Sprache fommen jollten, wird fie 
im Geifte der früher ihr ertheilten Inſtruction biesfalls jtimmen. 5) Bei 
unvorgefehenen Fällen wird fie in Uebereinftimmung mit befreundeten Stän» 
den an allen Berathungen Theil nehmen und überhaupt zu allen Maßregeln 
Hand bieten, welche die Ruhe des PVaterlandes, eine beruhigende bundes— 
gemäße Leitung der eidgenöſſiſchen Angelegenheiten unb ber Geift ber ihr 
mitgegebenen Inftruction erfordern. Wo Dringlichfeit nit ein fofortiges 
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einholen.” 

Die Berathung drehte fih wieder um die drei Hauptmeinungen: 
MWieberheritellung aller Klöfter, Sanctionirung der aargauiihen Aufhebung, 
und MWiedereinfeßung von ein paar Frauenklöſtern, Recht, Unrecht und fauler 
Friede zwiſchen Recht und Unrecht. Rathsherr Leu, alt Schultheiß Vincenz 
Rüttimann, Schultheiß Rudolph Rüttimann, Staatsſchreiber Meyer, Aloys 
Hautt, Wilhelm Furrer, Schultheiß Elmiger und ich kämpften für das Recht, 
Caſimir Pfyffer für das Unrecht, Jakob Kopp für den faulen Frieden. 

Am 25. Weinmonat trat die Tagſatzung wieder zuſammen. Die 
Geſandtſchaft von Wallis war nicht erſchienen, weil der erſte Geſandte Herr 
Gros von Martinach wegen ſeiner Stimmgebung für Wiederherſtellung aller 
Klöſter bei ſeiner Rückkunft von Sitten von Jungſchweizern mißhandelt 
worden war. Erſt am 2. Wintermonat traf fie endlich in Bern ein. An 
die Tagfagung hatten die aarganiihen Klöftervorftände unterm 27. Herbſt— 
monat eine Zufchrift erlaffen, worin die Berichte der Tagfapungscommilfion 
Scharf mitgenommen wurden. Vorzüglich richtete fi dieſe Zuſchrift gegen 
die heillofen Transactionen, welche die Commiſſionalgutachten enthielten, und 
benanntlih gegen Muralts falfche Anlagen. Die Zufchrift ift mit fcharfer Folge: 
richtigkeit abgefaßt. Gegen die jchnöden Anflagen, welche durch die aarganifche 
Denkirift dem Klofter Wettingen aufgebürdet worden, jpradhen die Klöfter 
ihre Entrüftung aus. Es ift hier zu bemerken, daß die paar Mönche, welche 
bie aargauifhen Anlagen treffen mochten, die Schooßfinder der aargauifchen 
Regierung waren und bei ihr Schub gegen die Möfterlihe Disciplin gefun: 
den hatten. 

Es lagen nebſtdem die ſchon oben angeführte Bittihrift der Katho: 
lifen von Freiburg mit 4852 individuellen und 137 Unterjcriften von 
Gemeinden, welche eine Bevölkerung von 40,000 Seelen ausmachen, und 
die ebenfalls ſchon gegebene Bittichrift von Luzern mit 13,259 Unterichrif: 
ten, und eine Bittfchrift mehrerer Gemeinden von Wallis im gleihen Sinne 
vor. Die Tagfakung bot das Bild rathloſer Zerriffenheit dar. In ber 
zweiten Sikung, den 26., konnte man über den Antrag von Bajelftadt zur 
Nieberfegung einer abermaligen Commiſſion, zu nichts anderm fich entjchließen, 
als alle weitern Verhandlungen bis zum Eintreffen der Geſandtiſchaft von 
Wallis zu verfchieben. Diefer Antrag vereinigte 21 Stimmen. Am 2. Winter: 
monat, wo nun alle Sefandtichaften anweſend waren, fam ein einziger Beſchluß 
zu Stande, nämlich der, die Tagfakung auf unbeftimmte Zeit zu vertagen. 
Hiefür ſtimmten die erforderlihen 12 Stimmen und als Zugabe zwei nicht 
zählende halbe Stimmen von Bajelftabt und Appenzell: Innerrhoden. Am 
3. Wintermonat, nad der Protocollsverlefung, entließ Präfident Neuhaus 
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die Tagfagung mit den Worten: „Meine Herren! In PVollziehung des 
geitrigen Befchluffes vertagt fih die Tagſatzung auf unbeftimmte Zeit. Die 
‚Sigung ift aufgehoben.” Die VBerfanmlung trennte ih. Der Bund war 
gebrochen: Feine Autorität war mehr da, ihm zu fühnen. Mir bleibt nun 
nichts mehr übrig, als die traurige Aufgabe, die fruchtlofen Bemühungen 
ber Katholiken um Wieberheritellung der Klöfter noch darzuftellen. 

Die Regierung von Luzern glaubte fi berufen, in dieſer Sache voran: 
gehen zu ſollen; im mir felbft fühlte ich den Beruf, diefe Regierung hiezu 
zu veranlafjen. Meine Anträge fanden faft immer Unterftügung. Die brei 
Urkantone waren gewöhnlih durch mi von den Schritten Luzerns unters 
richtet, oder vorher darum befragt. Auf meinen Antrag erließ ber Regie: 
rungsrath unterın 1. Hornung 1842 ein Schreiben an Aargau: worin, 
geftügt auf die Tagfagungsbeichlüffe die Aufrechthaltung des Status quo ver: 
langt und gegen die Liquidation des Vermögens der Klöfter Verwahrung 
eingelegt würde. Sämmtlichen Ständen wurde eine Abſchrift davon mitge- 
theilt, worin gejagt wurde, „Wir erachteten es als Bundesglieb bei dem 
unbegreifliden Schweigen, das der eidgenöjjiihe Vorort, dem zunächſt bie 
Vollziehung von Tagfagungsbeihlüfien obliegt, beobadtet, für dringende 
Pflicht, diefen bundesmwidrigen Handlungen der aargauifhen Staatsbehörben 
unſererſeits nit mehr länger ruhig zugufehen, und wir haben deshalb eine 
feierlihe Verwahrung der Rechte des Dundes und der Klöfter der aargauiſchen 
Negierung eingereiht. Wir überlafien es Euch, getreue liche Eidgenoffen, 
Euererjeit3 ebenfall3 diejenigen Schritte zu thun, welche das gefränfte Recht 
und Anfehen der oberjten Bundesbehörde und der Klöfter erheifhen, und 
beruhigen uns mit dem Bewußtſein, unferfeitS durch diefen Schritt dasjenige 
gethan zu haben, was Pliht und Ehre von uns forderten." Auch bem 
Vororte wurde davon unter Mittheilung beider Schreiben Kenntnig gegeben. 
Die Stände Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug und Freiburg erließen ähnliche 
Verwahrungen an Yargau, Aargau antwortete: „Wbgejehen davon, daß 
dieſes Einfchreiten theils auf irriger Auffafjung der eigentlihen Verhältniſſe, 
theils auf Unkenntniß der wirklichen Sadlage beruht, und daher jeber 
pofitiven Grundlage entbehrt, werdet Ihr bei rubigerer Ueberlegung gewiß 
felbft einfehen, daß eine Verwahrung der Rechte des Bundes einem einzelnen 
Stande, der nicht durch die Bundesverfaflung ſelbſt als Organ befjelben auf: 
geftellt ift, eben fo wenig zuftehen Tann, als eine Verwahrung der Rechte 
von Klöftern, die Icdiglih der Staatshoheit desjenigen Standes unterjtellt 
find, in deſſen Staatsgebiete fie gelegen find.” Aargau fchrieb im gleichen 
Sinne auch an alle Stände. Zürichs Regierung war no jo gewiſſenhaft, 
den Verkauf eines dem Klofter Wettingen zugehörigen, in ihrem Kanton 
liegenden Gutes zu verhindern, als mit dem Tagſatzungsbeſchluſſe vom 
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2. Aprit 1841 im Widerfpruche ftehend. Unterm 22. April erließ Luzern 
in der Hauptangelegenheit der aargauifchen Klöfter wieder ein Kreisfchreiben 
an alle Stände. Nber auch der Heilige Vater, Papſt Gregor XVI. erhob 
feine Stimme in folgendem Breve, welches der neu eingetroffene Nuntius 
mit einem Begleitichreiben verband. Die Ueberjekung lautet: 


„Bapft Gregor XV. 

Ehrmwürdige Srüder! Heil Euch und den apoſtoliſchen Segen. 

Unter die vielen Dinge, welche Uns unter der Laft des oberhirtlihen 
apoftolifhen Amtes ſchon Tange beunruhigt und beforgt machen, gehören 
gewiß nicht zuletzt auch die Beichlüffe einiger dortigen Regierungen zum 
Untergang der Klöfter, von melden man einige gänzlih aufgehoben, deren 
Güter zu Staatögütern erflärt, alsdann öffentlich verfteigert, ober ſonſt 
geradezu fremdartigen Zwecken zugewendet hat. Es fiel Uns dies no um 
fo ſchwerer aufs Herz, weil an diefen Vorgängen, oder befier gejagt, an 
biefen Freveln auch Katholiken Anteil genommen haben, mit gänzlicher 
Außerachtſetzung der Kirchengewalt und der Rechte diefes heiligen Stuhles, 
und mit Troß gegen bie Strafen und Cenfuren, welde die apoftolifchen 
Eonftitntionen und allgemeinen Eoncilien, beſonders aber das Tridentinum 
(Sit. 22. e. 14) als ipso facto ſchon erfolgendb über diejenigen aus: 
iprechen, welche folches zu thun fich erfühnen. Es bedarf aber Feiner meit: 
läufigen Erörterung, mie fchwer foldde Attentate gegen die Religion und 
felbft gegen das zeitliche Wohl der Völker verftogen. Denn es iſt allbefannt, 
wie fehr die Möfterlichen Inſtitute fomohl um die eine, als um das andere 
fi überall, ganz beſonders aber in der Schweiz verbient gemacht haben, 
durch Abhaltung des Gottesdienftes und durd Ausübung der Seeljorge, in 
der Heranbilbung ber Jugend zur Frömmigkeit und durch Unterricht, fo wie 
endlih durch fortwährende Unterftügung jeder Art von Nothleidenden. 
Sobald Wir diefe fhmerzlihe Kunde vernahmen, beauftragten Wir unver: 
züglih Unfern und biefes apoftoliihen Stuhles Nuntins, die Erhaltung der 


Klöfter, ihrer Nechte und Güter, die überdies * durch den eidgenöſſiſchen 
Bund garantirt ſind, zu reklamiren. 


In Unſerm Schmerzen tröſtete es Uns nicht wenig, vernehmen zu 
können, daß mehrere Kantonsregierungen, vom beſten Geiſte für die Religion, 
Kirche und klöſterlichen Inſtitute beſeelt, nicht blos fortwährend allen feind— 
ſeligen Anſchlägen fremd geblieben ſind, ſondern auch dem Verkauf der 
Kloſtergüter ſich offen widerſetztn. Wir wollen daher nicht unterlaſſen, 
ihnen dafür das verdiente Lob zu ſprechen, zugleich aber auch ſie ermahnen, 
daß fie, treu der bisherigen Ergebenheit und Anhänglichkeit an die Kirche 
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und an biejen apoftolifchen Stuhl, im ihrem beit. Entichtuffe umpanbelbar 
feithalten und mit noch vegerem Eifer der heiligen Sache ihren Schuk und 
Beiftand angebeihen laſſen. 

Aber nicht dem gleihen Erfolg Hatten die in Unierm Namen geſchehe— 
nen Aufforderungen bei andern Kantonsregierungen, welche laut den dortigen 
Berichten nur darauf hinarbeiten, das, mas fie einmal gegen bie Klöfter, 
ihre Rechte und Güter zu ihrem Untergang begonnen, gänzlich durchzuführen. 

Das ift der Grund, warım Wir Uns, ehrwürdige Brüder, mit biefem 
Schreiben an Euch wenden. Obſchon wir nicht zweifeln, ja ſogar gewiß 
wiſſen, dag Ihr in diefer Angelegenheit die Pflicht Eueres Amtes nicht ver: 
fäumt habt, fo erachteten Wir dennoch, im Bemußtjein der Uns von Gott 
auferlegten Pflicht, Unjere Brüder in den, was Gott und die Kirche angeht, 
zwedmäßig zu leiten und anzufeuern, eben deshalb angemefien, über diefe fo 
wichtige Angelegenheit Unjere Meinung Euch noch beftimmter zu offenbaren. 
Wir mißbilligen demnah nochmals und erheben nachdrückliche Beſchwerde 
gegen die von meltliher Gewalt ausgegangenen erwähnten Decrete über 
Aufgebung einiger Klöfter und über die Auflöjung des Klofterverbandes 
unter deren Bewohnern, und erinnern alle und jede, daß alfe ohne Unſere 
und bes heiligen Shihles Vollmacht gefchehenen oder noch geichehenden Ver: 
äußerungen aller den Klöſtern angehörenden Güter und Rechte vermöge ber 
eanoniihen Beitimmungen vor der Kirche ungültig und nichtig find, und 
verordnen, daß fie für folde gehalten werben. Euch kommt es daher zu, 
aller Mitwirkung oder ihnen zu ertheilenden Bewilligung fern zu bleiben 
und zugleich mit der Euch eigenen Klugheit jene, welchen durch die erwähnten 
Beräußerungen dieſe Güter ſchon unrehtmäßig zugefommen find ober noch 
zufommen follen, alles Ernſtes zu ermahnen, daß feiner mit ruhigem Gewiſſen 
bie erworbene Befißung zu behalten oder fürder eine zu erwerben berechtigt 
jet. Uebrigens leben Wir noch der getroften Hoffnung, bejonders jene Katho— 
liken, die zur Faſſung oder Ausführung der erwähnten Beſchlüſſe mitgewirkt 
haben, werden die Sache reifliher vor Gott überlegen und von dem Wege, 
den fie, wie Wir glauben wollen, unüberlegt betreten, baldigit wieder abgehen. 
Eud aber, ehrwürdige Brüder, empfehlen Wir nahdrüdiihft im Herrn, daß 
Ahr mit allem Eifer paftoreller Liebe und Geduld eben darauf hinarbeitet. 
Wir wünfhen Euch allen in diefer Abjicht die reihe Fülle des himmliſchen 
Beiftandes zu einem erwünjchten Erfolg, und zum Beweis Unjeres väter: 
lihen Wohlwollens ertheilen Wir Jedem von Euch zur Mittheilung an die 
Euch anvertraute Heerde liebreichft den apoftolifhen Segen. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter, den 1. April 1842, im 12. Jahre 
Unferes Rontififates. 

Papſt Gregor XVI.* 
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Der apoftolifhe Nuntius theilte dieſes Breve den Biſchöfen der Schweiz 
mit einem Begleitfchreiben mit. Aber eine neue Stinnme erhob fi für 
die Klöfter im Aargau, es war die der ſchweizeriſchen Biſchöfe und aller 
Klöfter in der Schweiz. Sie erliegen folgende Zufhrift an die Tagſatzung: 


„Die Biſchöfe und Klöſter der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft an 
die hohe Tagſatzung und an die hohen eidgenöffiihen Stände. 


Ercellenz, hochgeachtete Herren! 


Die unterzeichneten fchmeizeriichen Klöfter fühlen fih bewogen, das 
Begehren der aargauifhen Gotteshäufer um bundesgemäße Wieberheritellung 
bei der hohen Tagſatzung und den hohen Ständen ſchweizeriſcher Eidgenofiens 
haft zu unterftügen. Dazu werden fie veranlagt ſchon durch das kirch— 
lihe Band, weldes die verfchiedenen religiöfen Corporationen der Fatho- 
lichen Kirche umfaßt. Die Möfterlihen Inſtitute find wechſelſeitig durch 
gleichen religiöjen Zwed vereint, und viele berjelben überdies durch ihre 
Drbensftatuten mit einander eng verbunden. Das Schidjal des einen 
Gotteshaufes kann daher die übrigen Klöfter, zumal jene des gleihen Ordens, 
nicht unberührt lafen, und ſchon dieſer reinzfirhliche Verband beftimmt daher 
die unterzeichneten Vorftände vom katholiſchen Standpunfte aus, ſich für ihre 
Mitbrüder im Aargau bei der hohen Tagjagung zu verwenden. Sie haben dazu 
aber noch einen fpeziellen Grund, nämlich die eidgenöffiihe Garantie, 
welche alle Schweizerflöfter laut eidgenöſſiſchem Staatsreht mit einander 
gemein haben. Gleichwie nämlich die Bundesacte von 1815 alle Kantone 
der Eidgenofjenihaft mit gleich verpflidtender Kraft umfaßt, jo find aud 
alle einzelnen Beitimmungen berfelben für alle Eidgenoijen gleich verbin: 
bend und gleih ſchützend. Nun aber fagt der F. XI. des Bundes: „„Der 
Fortbejtand der Klöfter und Capitel und die Sicherheit ihres Eigenthums, 
jo weit es von ben Kantonsregierungen abhängt, find gewährleiftet.** An 
biejer unzmeideutigen Bundesbeftimmung fi feithaltend und auf diejelbe 
fußend, nehmen daher die unterzeichneten, eibgenöffifih garantirten Klöfter 
die Freiheit, bei der hohen Tagfakung um Miederherftellung der von ber 
aargauifchen Kantonalregierung aufgehobenen Klöfter einzugelangen. Auch 
die aargauiſchen Gotteshäufer ftehen unter dev gleichen feierlichen Garantie 
bes Bundes, wie die übrigen Klöfter der Schweiz, und Fönnte der Bund an 
den einen verlegt werben, wer bürgte dann, daß dies früher ober jpäter nicht 
auh an den andern gefhähe? Zwar erfreuen fich viele dev unterzeichneten 
Gotteshäufer in ihren Kantonen einer bis jetzt ungefährbeten Eriftenz und 
orbensgemäßer Thätigkeit; allein eben deswegen müſſen jie es um jo mehr 
bedauern, daß die Verhältniffe der aargauifchen Klöfter nicht eben fo erfreu: 
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lich find, und fie bitten daher im Vertrauen auf ſchweizeriſches Eides- und 
Nechtsgefühl um fo dringender, es möchte die aarganifche Klofterangelegen: 
heit von der hohen Tagjahung einer folden bundesgemäßen Löjung entgegen: 
geführt werben. 

Mit dem Ausdruck ergebenfter Hochachtung unterzeichnen, Greellenz, 
hochgeachtete Herren! 

*) Für das Klofter Einfiedeln und Auftrags gemäß für die drei 
im Kanton Schwyz liegenden Frauenflöfter: Au in Cinfiedeln, und jenes 
in Schwyz und im Muotathal: 

Cöleſtin, Abt von Einfiedeln, 

Fiſchingen, den 27. April 1842. Für das eigene Klofter, und 
eigend dazu bevollmächtiget im Namen ſämmtlicher Klöfter des Kantons 
Thurgau; zugleih als Nifitator und dazu erbeten für die Klöfter Wonne: 
ftein und Grimmenftein Kanton Appenzell A. RB. 

Franziskus M., Abt. 

Klofter St, Urban, den 3. Mai 1842. 

Friedericus, Abt des Gotteshanfes zu 
St. Urbau, Kantons Luzern, und zur 
Zeit Generalvorjteher der Ciſter— 
zienſer-Congregation in der Schweiz. 

Engelberg, ben 6. Mai 1842. Im Namen der Klöfter im Kan: 
ton Unterwalden. 

Eugenius, Abt in Engelberg. 

Die Unterzeichneten wünſchen und bitten um die MWiederherftellung der 
aargauiſchen Gotteshäufer, und daß biefelben wieder in alle ihre echte 
eingejegt werben. 

St Moriz im Wallis, den 6. Mai 1842. 

+ Stephan, Abt von St. Moriz und Biſchof 

von Bethlehem. 

Martina, den 6. Mai 1842. 

Franz Benjamin, Probft auf dem großen 

St. Bernhard und Simplon. 

Für das Stift Rheinau, Kanton Zürid. Den 8. Mai 1842. 

Kanuarins, Abt. 

Für Mariaftein im Kanton Solothurn. Den 9. Mai 1842. 

Bonifacius, Abt. 


*) Die Reihenfolge der Unterfchriften folgt dem Datum, 
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Für das Klofter Difjentis und Auftrags gemäß für die zwei 
Frauenklöſter Münfter und Cagis im Kanton Graubünden. 
Adalgott, Abt. 
Im Namen und nad dem ausdrücklichen Wunſche aller Klöfter bes 
Kirchenſprengels von Laujanne. 
Zu Altenryf, den 23. Mai 1842. 
Aloyjius Doſſon, Abt des Bernhardiner: 
kloſters von Altenryf. 
Ter Provinzial dev Capuziner der Schweizerprovinz. 
Zug, den 13. Juni 1842. 
Johannes Damascenus, Cap. 
Am Namen der Klöfter des Kantons Uri, 
Seedorf, den 8. Mai 1842. 
M. J. Martha Shmid, Abtilfin. 
Frauenthal, den 10. Mai 1842. Namens der Zuger'ſchen 


Klöfter, die Bevollmächtigte 
Maria Gerarda, Abtiffin. 


Namens fänmtlider St. Gallifher Klöfter: Magdenau, Wurms— 
bad, Weſen, Berg Sion, Sancta Maria, Wyl, Glattburg, Notkerseck, 
Rorſchach und Altjtädten. 

Magdenan, den 11. Mai 1842. 

Die bevollmächtigte Abtiffin M. Cäcilia. 

Ter Inhalt vorftehender Bittfchrift und die darin angeführten Gründe 
für felbe find mit dent Weſen aller katholiſch-kirchlichen Anititutionen und 
Rechte jo innig verbunden und eingreifend, daß der Unterzeichnete fich nicht 
nur geneigt, fondern fogar pflidtig findet, felbe nachdrücklich zu unterjtügen, 
felbe zu unterzeichnen, und der oberſten Bundesbehörbe zur gemeigteften Beach— 
tung zu empfehlen. 

Ehur, den 22. Mai 1842. 

+ Sohann Georg, Bilhof von Chur. 

Innigft überzeugt von der Gerechtigkeit und höchſten Billigfeit der an 
bie Hohe Tagſatzung zu wiederholten Malen gerichteten Bittichriften für bie 
Wieberberitellung der aargauifhen Klöfter, jo wie von den zahlveichen 
Dienften, die von ihnen der Kirche und dem Staat find geleitet worden, 
genehmigen, empfehlen dringendft und unterftügen Wir mit der ganzen durch 
die Diözefan= Synode vorgeftellten Elerifei Unſrer Diözeje Lanfanne und 
Genf, obige Bittfchrift ſämmtlicher Klöfter Unfrer Diözefe für die Wieder: 
herſtellung der aargauiſchen Klöſter. 

Freiburg, den 1. Brachmonat 1842. 

FPetrus Tobias, Biſchof von Lauſanne und Genf. 


bt 
Mit gebrängten Zügen berührt gegenwärtige Zufchrift an die hohe 
Tagjatung die wichtige Abhandlung der aargauifhen Kloſterangelegenheit. 
In der fihern Ueberzeugung, daß die Angehörigen aller Klöfter, bie ſich im 
Umfange Unferer Diözefe befinden, vom Geifte, der ſich in berfelben aus— 
iprit, auf das lebhafteſte durchdrungen find; im Bewußtfein, wie ſehr das 
Herz der Katholiken in Unferm Sprengel für die Erhaltung der Schweizer: 
öfter fi drängt und zum Frommen bed Schmweizerlandes ſelbſt den heißen 
Wunſch heget: es möge bie Fehde wegen der Klofterfrage glücklich beſchwich— 
tiget und dadurch auch der fortbauernde Beſtand der Unferer Diözefe äußerſt 
heilfamen Klöſter gefidert werden: fügen wir mit inniger Theilnahme zur 
Unterftüßung” der hier voranftehenden Bittſchrift Unfere Unterfchrift bei. 
Sitten, den 3. Brachmonat 1842. 
+ Mauriz Fabian, Bilhof von Sitten. 
Da der heilige Vater Papſt Gregor XVI. fi definitiv hierüber ans: 
geiproden hat, und in Deflelben Ausſpruche die ganze katholiſche Kirche 
ihre heilige Vorfchrift erfennen und verehren foll, unterſchreibt ſich auch 
Solothurn, den 5. Bradmonat 1842. 
r Sofeph Anton Salzmann, Bifchof von Bafel. 
Längft angeſprochen durch die Ereigniffe, die fih feit dem Jänner 
be3 verfloſſenen Jahres mit den Klöftern des Kantons Aargau zugetragen, 
und tiefes Bedauern in uns hegend über ein dermaßen befhaffenes Loos 
katholiſch-kirchlicher Corporationen und Anftitute, glauben wir nur dem Rufe 
unferer Pflicht zu folgen, wenn wir uns mit Gegenmwärtigem an biejenigen 
Sefinnungen und Bitten ausdrüdlich anſchließen, welche Ihrer hohen Behörde 
zu Gunften der genannten Klöfter md ihres vom 25. April dieſes Jahrs 
batirten Begehrens von den übrigen Fatholifhen Kirchenvorftänden der 
Schweiz find dargelegt worden. Wir unterftügen und empfehlen daher 
dringend die Ihrer Ercellenz und Ihnen, hochgeachtete Herren, überreichte, 
nah unferm Ermeſſen auf unnmftößlihen Nechtsgründen beruhende Bor: 
ftellung der aargauiſchen Stifte, ſowie die bezügliche Bittichrift der St. Galli— 
ſchen Klöfter nah ihrem ganzen Umfange zu geneigtwilliger Berückſichtigung 
und Erhörung. Auch wir Ieben der Ucberzeugung, daß nur durch Erfüllung 
der Forderungen des Bundes und ber Gerechtigkeit, Friede und Eintracht 
dem Vaterlande, wie e8 fo Noth thut, wiederfehren, der Segen bes Allmäch— 
tigen auf demfelben ruhen, und daß dauerhafte Geltung ſchweizeriſcher Frei: 
heit und Unabhängigkeit und eine geficherte allfeitige Wohlfahrt nur auf 
der geraden Bahn des kaum mehr zweifelhaften Rechtes forthin und ftets 
neu fproflen und blühen werben. 
Dabei find wir aber nicht minder von dem Vertrauen befeelt, bie 
Hohe Tagfagung werde fich in ihrer Weisheit und Gerechtigkeitsliebe zu einem 
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Entſchluſſe bewogen finden, in welchem bie aargauiſchen, ebenjo die übrigen 
ſchweizeriſchen Klofterinftitute eine Gewähr ihrer fernern und ihrer unge: 
Ihmälerten Eriftenz erbliden Fönnen, und für welchen fich ihr, wie wir nicht 
zweifeln, der weitaus größere Theil, der Mit: und Nahmwelt zu volljter Aner: 
kennung und innigſtem Dante verpflichtet fühlen wird. 

Wir unterzeihnen, Excellenz, Herr Bundespräfident, hochgeachtete 
Herren Ehrengejandbte! mit der Verfiherung ausgezeichnetiter Hochachtung. 

St. Ballen, den 16. Brachmonat 1842. 


+ Iohann Beter Mirer, apoftoliiher Bicar 
ber Diözefe St. Gallen.” 


Die unglüdlihen Katholiten im Aargau blieben auch diesmal nicht 
zurück, obwohl daß Herumbieten von Bittfchriften polizeilih verfolgt wurde. 
Aus 80 Gemeinden liefen wieder Unterichriften ein. Auch die Ausgemwan: 
derten aus Aargau ernenerten ihr Begehren um Wiederherſtellung ber 
Klöfter. Am 25. und 26. Heumonat wurde die Frage in Bern abermal 
behandelt. Bon Züri war diesmal ſchon wieder der radifale Fürſprech 
Jonas Furrer von Winterthur Gejandter: und diejer ſtimmte nun überein: 
ſtimmend mit Bern für Entfernung der Angelegenheit aus den Berathungen 
‚der Tagſatzung, ober wie die amtlihe Sprade lautet, aus Abſchied und 
Tractanden. So weit hatte es nun von Muralt gebradt. 1. Für Ent: 
fernung aus Abſchied und Tractanden jtimmten biejes Jahr jchon Bern, 
Züri, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, Thurgau, 
Teffin, Waadt, Genf, Bajelland und Appenzell-Außerrhoden: 11 2/, Stände. 
2. Für Wiederherftellung aller Klöfter: Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Zug, Freiburg, St. Gallen, Wallis, Neuenburg und Appenzell: Inerrhoben : 
91/, Stände. Man darf ji nicht wundern, dag Aargau mit ben Ber: 
fäufen von Kloftergütern forifuhr und Zürich nichts mehr dagegen einwendete, 
Zejfin eine Inventarifirung berjelben im feinem Kantone vornahm und jich 
an die Proteftation des päpftlichen Nuntius nicht im mindejten kehrte. Nur 
Thurgau glaubte feine Klöfter abermal mit der Verheigung eines Gefeges 
über die Novizenaufnahme tänfchen zu ſollen. Dieſe eilten, ihre gemein 
nüßigen Anerbietungen zu machen. Fiſchingen und Kreuzlingen verfprachen 
die Errichtung eines Gymnaſiums, wozu Ittingen Geldbeiträge liefern würbe ; 
die Frauenklöfter verhießen die Errichtung weibliher Erziehungsanftalten, 
Katharinenthal die Errihtung einer folhen Anftalt für Waijenmädden. In 
allen dieſen Anftalten follten beide Eonfefjionen Zutritt haben. 

Mit Anfang des Jahres 1843 ging die vorörtliche Leitung der Bun: 
desangelegenheiten von Bern an Luzern über. Die Katholiken aller Schweizer: 
gauen fhauten mit freudiger Hoffnung auf den latholiſchen Vorort. Auch) 
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war biefer von dem Gefühle feiner Pflicht durchdrungen, den Katholiten ihre 
verfümmerten Rechte jo viel an ihm zu ſchützen. Eine vorzüglihe Aufmerf: 
famfeit richtete er auf die Angelegenheit der Klöſter. Schon in dem erften 
Kreisfhreiben, womit üblihermaßen den Ständen die Uebernahme der vor: 
örtlichen Gefhäftsleitung angezeigt wurde, ſagte ber Vorort, er habe den 
feften Entihluß gefaßt „ben unfere flaatlihen Verhältniſſe gegenwärtig 
bedingenden eibgenöfliihen Grund: und Bundesvertrag getreu zur Richtſchnur 
unferer Handlungsweife zu nehmen und alle Vorfchriften deſſelben für Alle 
und gegen Alle gewifienhaft zu vollziehen.“ Schon am 1. Hornung erlieh 
er ein Kreiöfchreiben, wodurch er gegen die Verkäufe von Kloftergütern, 
melde raſch auf einander folgten, Verwahrung einlegte und den Status quo 
aufrecht zu erhalten ſuchte. Die Regierung von Aargau Fonnte aber nun 
Ihon darauf zählen, daß die vorörtlichen Schritte bei der Tagſatzung Feine 
Unterftügung von der Mehrheit erhalten würden, weswegen fie im ihrer 
Antwort mit aller Kühnheit antworten Fonnte: 

„Es muß unfer Stand in Eurem unerwarteten Auftreten eine grelle 
Ueberſchreitung der vorörtlichen Befugniffe erkennen, da dieſe lediglich auf 
bie Bollziehung erhaltener Aufträge, und förmlicher, auch wirklich und unzweifel: 
bar zu Recht bejtehender Bundesbeſchlüſſe beſchränkt find, keineswegs aber auf 
einfeitige und willfürlihe Auslegungen, bie überdies noch mit den Verhand— 
lungen ber oberften Bunbesbehörbe in gerabem Widerſpruche ftehen, ſich 
erftreden dürfen. Im Hinblick ſowohl auf feine ftet3 feierlih verwahrten 
Souveränitätsrehte, als auch auf die daherigen Beichlüffe und Verhandlungen 
der hohen Tagjakung, kann daher unfer Stand Euerem unbefugten Anfinnen 
feine Folge geben, fonbern er wird die bisherige Verwaltungsweife des 
Kloftervermögend zum Nutzen und Frommen deſſelben, in den von dem 
Bunde jelbjt nicht unterfagten Grenzen auch fernerhin fortfegen. Die ange: 
drobten „„bundesgemäßen Maßregeln“* will unjer Stand unverzagt gemwär: 
tigen; er darf ihnen bie im biefer Sache noch ungebrochene Macht des guten 
Rechtes und der Öffentlihen Meinung entgegenjegen, und im alle einer 
ernftern Entſcheidung auch vor den ernftern Mitteln auferlegter Nothwehr — 
im Bewußtfein gleicher Berechtigung im Bunde mit allen übrigen Ständen, 
welche ſich durch die Ueberfhreitung der vorörtlihen Gewalt mitbebroht 
finden müfjen — nicht zurüdichreden. Desnahen müfjen wir Euch dringend 
erfuchen, von der, als neuangehender Vorort in vormwürfiger Angelegenheit 
ohne die nöthige Sachkenntniß, auf einfeitiges Einlangen, eingeſchlagenen 
Bahn abzugeben, und diejenige einzufhlagen, welhe Euch — nicht fremdes 
Parteiinterefje — fondern die unbefangene Stimme der Weisheit und Vater— 
landsliebe aus allen Gauen der Eidgenofjenihaft anräth und ans Gewiſſen 
legt. Solltet ihr aber auf dem betretenen Wege — wovor Gott das Vater: 
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land bewahren möge! — bie eidsgenöſſiſchen Zuſtände einer erniten Entwid: 
lung entgegenführen, fo wird der Staud Aargau dem Rufe wahrer Vater: 
landsliebe getroften Muthes folgen und miteinzuftehen willen zur Bewahrung 
der Eidgenofjenichaft vor den Gefahren innerer Auflöfung und geiftiger Knecht: 
ihaft. Der Stand Aargau iſt es fih, felbit bei der bloßen Möglichkeit 
ernfterer Folgen, jchuldig, jebe baherige Verantwortlichkeit, Angefichts ber 
Eidgenofienihaft, feierlihd von ſich abzulehnen und fie dem Bororte zu 
tragen zu geben, aus deſſen fortgefeßtem bundeswidrigem Benehmen fie ihm 
in den Augen aller unbefangenen Eidsgenoſſen erwachſen mußte.“ 

Der Vorort erneuerte unterm 415. März feine Verwahrung neuerdings 
und gab davon allen Ständen Kenntniß. 

Auch die Regierungen der Urkautone unterftügten durch eigene Schrei: 
ben als Antwort auf das aargauiſche Kreiäfchreiben ben Vorort. Die 
Regierung von Nargau legte es darauf an, derjenigen von Luzern in ihrem 
eigenen Kantone DVBerlegenheiten wegen der Angelegenheiten der Klöfter zu 
bereiten. Das Klofter Muri befaß nämlih Pfründen in Surfee, zu melden 
dem Abte das Collaturrecht zuftand, und beſaß Liegenichaften und Zehnden. 
Heinrich Attenhofer, zugleih Amtsftatthalter der Regierung von Quzern, war 
Schaffner des Klojter® Muri. An diefen erging von Seite der Regierung 
von Luzern das Derbot, zu Liquidationsmaßnahmen ber Regierung von 
Aargau Hand zu bieten. Diejenige von Aargau aber beftellte einen andern 
Schaffuer in der Perfon des radikalen alt Schultheigen Franz Ludwig Schny— 
der. Attenhofer, urfprünglid vom Klofter Muri als Schaffner beftellt, nad 
her aber auch von der Regierung von Aargau, bei welcher er jelbit darum 
nachgeſucht hatte, bejtätigt, verlor feine Schaffnerftele nur ungern und 
ſuchte Schuß bei der Regierung von Luzern. Er hatte hier zwei Patrone an 
Staatsjhreiber Meier und Regierungsrath Koft. Die Regierung ließ ſich 
herbei, den Schaffner Attenhofer zu unterftügen. Gie mußte allerdings bie 
gegründete Beſorgniß hegen, der radikale Schaffner Schuyder, würde, aller 
Verbote ungeachtet, mit Aargaus Machthabern Hand in Hand geben und 
biefen zur Liquidation des Klojtervermögens im Kanton Luzern verhelfen, 
woraus dann Aargau den Schluß zu ziehen nicht unterlaffen haben würde, 
Luzern felbft habe die Liquidation, gegen welche es ſich verwahrt, im: eigenen 
Kantone geichehen lafjen. Der Fall war ziemlich verwickelt; allein es bürfte 
doch zu rechtfertigen gemwejen fein, wenn die Regierung die mehr perfönliche 
Trage des Schaffnerd von derjenigen der Liquidatiousmaßregeln getvenut 
und ausfhließlih gegen Tegtere ihre Verwahrungen eingelegt und durchge: 
führt haben würde, 

Die Angelegenheit der Klöfter mußte im Jahre 1843 zur Entichei: 
dung kommen. Die Klöfter vihteten daher neuerdings eine Zuſchrift an bie 
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eidgenöſſiſche Tagſazung. Das Anerbieten von Aargau hatte im Jahr 1842 
bereits eilf Stimmen erhalten, eine einzige Stimme konnte wenigftens der 
äußern Form nach das Unrecht janctioniven. Aller Augen ſchauten auf den 
Großen Kath des Kantons St. Gallen. Cine böje Vorbedeutung Hatte 
Ihon die Wahl jeines Präfidenten, welde mit 74 Stimmen auf Staats- 
Ihreiber Steiger, einen radifalen Rroteitanten fiel. Die Berathung der 
Inftruction endigte, nad einen heftigen Kampfe, mit folgendem Beſchluſſe, 
welhen 73 gegen 72 Stimmen faßten: 

„Der Große Rath hält fortwährend an der von ihm fchon 1841 und 
1842 ausgeſprochenen Rechtsanſicht feſt, daß nur durch Miederherftellung 
ſämmtlicher Klöſter dem Sinn und Geiſt des zwölften Artikels im Bundes— 
vertrage vollſtändiges Genüge geſchähe. Weil jedoch die factiſche Unmöglich— 
keit, eine Mehrheit von Standesſtimmen für Anerkennung dieſes bundes- 
rechtlichen Grundjages zu erhalten, fich je länger je mehr herausftellt, dagegen 
im Interefie der geſammten Eidgenofjenihaft mie des zunächſt betheiligten 
Kantons Aargau die endliche Erledigung des obwaltenden Bundeszwiſtes 
dringend wünſchbar erſcheint, — das aargauifhe Deeret vom 19. Heu: 
monat 1541 aber, weil formell und materiell glei unbefriedigend, Feines: 
wegs als ein annehmbares Auskunftsmittel zu betrachten ift: jo wird der 
Geſandtſchaft die Inftruction ertheilt, zu denjenigen VBergleihsanträgen zu 
ftimmen, für melde fich die mehriten Boten anderer, ebenfalls concebirender, 
Stände vereinigen Tafien, immerhin mit Ausihluß des vom Stand Aargau 
geftellten Antrages auf bloße Wiederheritelung von Fahr, Maria Krönung 
und Gnadenthal,” 

Bezüglih der innern Angelegenheiten Aargaus ging die Inſtruction 
wie immer auf Niteinmiihung. Die Frage des Status quo murde mit 
folgendem, von Herin Baumgartner vorgeidhlagenen und durch 69 gegen 
67 Stimmen angenommenen Beſchluß beantwortet: 

„Ju Beftätigung früherer Juſtructionen wird die Gefandtichaft ange: 
wiejen, zum viertenmal Namens des Standes St. Gallen zu eröffnen: es 
könne unter Status quo nicht Anderes veritanden werden, als die unver: 
änderte Erhaltung ſämmtlicher Vermögenögegenftände in ihrem frühern Zu: 
ftande, demnach weder VBeräußerungen von Liegenihaften, noh Verfügungen 
über einen größern oder Hleinern Theil dev Fonde, bis Austrag dev Sache 
zulälfig feien. Es wird demnach die Gejandtichaft einwirken, daß dem 
Artifel 5 des Tagſatzungsbeſchluſſes vom 2. April 1341 in diefem Sinne 
Folge gegeben werbe, und weder eine abweichende Auslegung Pla finde, 
noch eine Shwähung jenes Beihluffes in feinem Wortlaut eintrete.“ 

Mit diejer Inftructton wurde das formelle Recht des Verbots der 
Liquidation des Kloftergutes gewahrt, das materielle Recht der Wieberher: 
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ftelung aller Klöjter preisgegeben. Alles Fam jedoch auf die Art und Weiſe 
an, in welcher die St. Gallifche Gefandtichaft von ihrer Anftruction Gebraud 
maden würde. Blieben Aargau und die zehn übrigen Stände einfach bei 
ihrem frühern Beſchluſſe, To fonnte die St. Galliihe Gefandtichaft, vermöge 
ihrer Inftruction, das Zuftandefommen eines Zwölferbeichluffes hindern. Es 
wurde zuerft Landammann Baumgartner zum Gefandten gewählt, welder für 
Wiederheritellung aller Klöfter geſprochen und geftimmt hatte. Er Iehnte 
die Wahl ab. Nach ihm wurden die beiden Proteſtanten Regierungsräthe 
Stadler und Näff gewählt, melde für das Fallenfafien der ganzen Ange 
Vegenheit, das heißt: für Annahme der aargauiichen Anerbietungen geftimmt 
hatten. Sie lehnten ebenfall3 ab. Nun wurden zwei andere Rroteftanten 
gewählt, nämlih Negierungsrath Fels, welcher zur Injtruction und Staats— 
jhreiber Steiger, welder mit den Radikalen gejtimmt hatte. Das eritemal, 
feit der Kanton St. Gallen beftanden hatte, famen zwei Proteftanten aus 
einem Kanton, welcher zu zwei Dritttheilen katholiſche Bevölkerung hatte, 
an die eidgenöſſiſche Tagſatzung. Sogar der Kanton Aargau, deſſen Fatho: 
liſche Bevölferung nit ganz die Hälfte ausmachte, hatte bisher immer ben 
Anftand beobachtet, wenigftens einen Namensfatholifen an die Tagfatung 
zu ſchicken. Die Gejandten an diefe wichtige Tagfagung waren: 
Tagſatzungs-Präſident: Ge. Excellenz Her Schultheiß Rudolph 
Nüttimann, eidgenöffiiher Oberſt. Luzern: HH. Statthalter 
Siegwart:Müller und GStaatsfhreiber Meyer Zürid: 
HH. Regierungsrat Hüni und Dr. Jonas Furrer. Bern: 
HH. Schultheig Neuhaus und Regierungsrath Schnyder Uri: 
HH. Landammann Vincenz Müller und Landammann Schmid. 
Shwyz: HH. Landesftatthalter Düggelin und Landammann 
Ab-Yberg. Unterwalden: HH. Landammann Adermann 
von Nidwalden und Landammann Hermann von Obwalden. Zug: 
Hr. Präfident Boffard. Freiburg: HH. alt Schultheik Four: 
nier und Oberamtmann Grijet von Forel. Solothurn: HH. 
Landammann Munzinger und Cherriter Burki. Bajel:-Stadt: 
HH. Bürgermeifter Frei und Rathichreiber Felber. Bafelland: 
Dr. Emil Freiund Dr. Matt. Schaffhauſen: HH. M. Grieß— 
haber und Appellationsrihter Nußenberger. AppenzellU:R.: 
HH. Landammann Tanner. Appenzell I:R.: HH. Landammann 
Dr. Fähler St. Gallen: HH. Negierungsratd Fels und 
Staatöjchreiber Steiger. Aargau: HH. Landammann Wie: 
land und Präfident Fiſcher von Rheinach. Thurgau: HH. 
Oberrichter Gräflein und Orofrathspräfident Streng Bünden: 
HH. Landammann Broji und Landrat Vieli. Waadt: HN. 
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Staatsrath Rüchet und Präſ. Mieville. Teſſin: HH. Staats: 
rath Franscini und Demarchi. Wallis: HH. Großrath 
J. U. D. Ganioz nnd Großrath Lüder. Neuenburg: HH. 
Staatsrath Calame und de Meuron, Maire von Ligniere. Genf: 
HH. Staatsrath Calame und Großrath Cougnard. 


Die Berathung der Kloſterangelegenheiten wurde am 14. Augſtmonat 
mit den Beſchwerden der thurgauiſchen Klöſter eröffnet. Sie führte aber— 
mals zu keinem Ergebniſſe. Am 16. Augſtmonat kam die aargauiſche 
Klöſterangelegenheit an die Tagesordnung. Der Herr Schultheiß Rütti— 
mann übertrug mir das Präſidium der Tagſatzung. Als Präſident mußte 
ih auch die Stimme des Standes Luzern abgeben. Zuerſt legte ich a) die 
Bittfriften der aargauiſchen Klöſter; b) der aargauifchen Ausgewanderten ; 
ec) der 7— 8000 aargauifhen Katholiken, welche die Wiederherftellung ſämmt— 
licher Klöfter verlangten; d) folgende Zufhrift des Abts von Muri vor: 


„Au Se. Ereellenz HH. Schultheiß Rüttimann, Präfident, und zu 
Handen der hohen eidgenöffiihen Tagſatzung in Luzern. 


Sarnen, den 14. Nugftimonat 1843. 


Tit.! Da das früher verbreitete Gerücht von dem Sturmläuten im 
Klofter Muri am 11. Jänner 1841 neuerdings behauptet werden will, und 
faum zu zweifeln ift, daß bafjelbe bei der bevorjtehenden Verhandlung über 
unfere Angelegenheiten nit auch in Hodihrer Verfammlung werde geltend 
gemacht werden; jo findet es der Unterzeichnete in feiner Pflicht, darüber 
fogleih an Hochdiejelben zu gelangen, und Ihnen den Sachverhalt folgen: 
dermaßen barzuitellen. 

Schon am 14. Jänner 1841 bei Ankündigung der Klofteraufhebung, 
nahdem der Unterzeichnete vermöge natürlichen und kirchlichen Rechts, der 
Kantonalverfaffung und der Bundesurfunde dagegen protejtirt hatte, machte 
der von vielen Civil: und Militärbehörden umgebene Obercommandant Frey: 
Herofe von Aarau den Vorwurf des Sturimläutens im Klofter, den aber der 
Unterzeichnete entichieden widerijprad. Am 29. gleihen Monat3 nannte man 
biefen in einem langen Verhör 10 oder 13 Zeugen, melde das Sturm: 
läuten im Kloſter gehört hätten. Er ftellte es wieder des Beitimmteften in 
Abrede, fügte bei, nicht nur habe man nicht Sturm geläutet, ſondern es jei 
auch gemöhnliches Läuten unterlaffen worden, und citirte dafür fein ganzes 
Eonvent und befonders den Kirchenbruder, der das Kirchenläuten unter fi 
hätte, und ber vom DObercommandanten auch ſchon darüber verhört fei. Die 
Sade blieb nun liegen bis zur außerordentliden Tagfakung im März 1841, 
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wo man, verlegen um Beweiſe der Theilnahme des Kloſters am Aufſtande, 
in öffentlichen Blättern und offiziellen Zuſchriften dieſe Behauptung erneuerte. 
Aber nicht nur widerſprach fie der Unterzeichnete in den 2 ehrerbietigen Vor: 
ftelungen der aargauifchen Kloftervorftände vom März und Mai des gleichen 
Jahres, fondern e3 traten auch Ehrenmänner von Muri und der Umgegend 
zufammen und unterzeichneten, 155 an der Zahl, an Hochdiefelben eine 
Adrefie, worin fie fagen: „„die Unterzeichneten finden jich veranlakt, zu 
Handen einer Hohen Tagjakung das Zeugniß abzulegen, daß jie am 11. Jänner 
laufenden Jahres weder Vor: noh Nahmittags aus der Klofterfirhe von 
Muri Sturmgeläute gehört haben, obwohl fie jo nahe bei dem Klojter fi 
aufhielten, daß fie diejes Geläute hätten hören müfjen, wenn es wirklich 
ftattgefunden hätte.” “ 

Diefes glänzenden Zeugniſſes ungeachtet hörte das hartnädige Läug— 
nen Mojterfeindlicher Tonangeber nicht auf. Bon den das GSturmläuten 
wiberjprechenden Zeugen gab man vor, fie feiern im Kampfe zu Villmergen 
geweien und hätten aljo natürlicherweije jenes Läuten nicht hören Fönnen; 
und dann nannte man vier Männer ihrer Gefinnung, welche einftimmig 
das Sturmgeläute bezeugten. Allein einer von diefen vier angeblichen Zeugen, 
Herr Oberrichter Müller von Muri, gab unter dem 27. Brahmonat 1841 
in aargauifchen Blättern die öffentlihe Erklärung, daß er theil3 im ber 
Nähe des Klofters, theils im Klofter ſelbſt jenen ganzen Tag gefangen 
gehalten, jeinerjeit3 das Sturmgeläute im Klofter keineswegs gehört Habe, 
und fih aljo gegen die Zumuthung, als jei er Zeuge dafür, verwahre und 
fie der grellen Unmwahrheit bezüchtige, 

Beinahe gleichzeitig thaten ſich auch die 155 obgenannten Zeugen gegen 
das Sturmläuten zujammen und unterzeichneten im Heumonat gleihen Jahrs 
mit noch 70 andern eine neue Adrejje an die Hohe Tagfakung, worin fie 
erffärten, an jenem Tage nie in Villmergen, jondern immer in der Nähe 
des Klofters oder im Klofter ſelbſt geweſen zu fein, dann ihr Zeugnif 
erneuerten, daſſelbe mit einem feierlichen Eide zu befräftigen ſich antrugen, 
und die Behauptung des Sturmläutens für Lüge und Verläumdung erklärten. 

Auf diefe Erklärungen und Zeugnifje hin hätte man die Sade für 
abgethan halten jollen. Sie jhien es 2 Jahre zu bleiben. Nun aber joll 
den 22. vorigen Monats vom Tit. Obergericht dem Gerihtspräjidium im 
Muri die Weifung ertheilt worden fein, unfehlbar bis zum 26. gleichen 
Monats 5 Individuen, welche Anno 1841 vor dem Militäramte behaupteten, 
im Klofter Sturmgeläute gehört zu haben, zur Bekräftigung ihrer Ausfagen 
den Eid dur ein Handgelübde abzunehmen. Sie wurden einberufen und 
auf die Frage des Herin Gerihtspräjidenten, ob fie bei ihrer Ausjagen 
ftehen bleiben, und ob fie diejelbe durch einen Eid erhärten könnten, jollen 
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ſie auf dem Läutenhören im Kloſter beſtanden haben, ohne es eben für 
wirkliches Sturmgeläute erklären zu dürfen. Die Ortſchaften, von denen 
aus ſie fragliches Geläute gehört haben wollen, ſollen mehr oder minder 
vom Kloſter entfernt und einige ſo gelegen ſein, daß ſie zwiſchen ſich und 
dem Kloſter den Sturm läutenden Pfarrkirchenthurm hatten. In der Zeit, in 
welcher ſie läuten gehört haben, ſollen ſie ebenfalls nicht übereinſtimmen. 

Dieſes iſt num, Tit.! die kurze Geſchichte des vorgeblichen Sturmläutens 
im Kloſter Muri, ſo weit ſie dem Unterzeichneten bekannt iſt. Wäre der 
letzte Theil der Erzählung weggeblieben, ſo würde kein vernünftiger Menſch 
an der evidenten Widerlegung des falſchen Gerüchtes gezweifelt haben; aber 
auch mit demſelben wird ein Wahrheitsliebender nicht zweifeln. 

Der Unterzeichnete will, was das Formelle der Abhörung bewußter 
Zeugen anbelangt, nur tranſitoriſch berühren, daß dieſelbe, in Ermanglung 
weſentlicher Requiſite, nicht als ein Act geſetzlicher Beeidigung erſcheinen 
kann, weil den Betreffenden einzig nur vom Gerichtspräſidium das Hand— 
gelübde abgenommen wurde, während im Falle einer Beeidigung das Erſchei— 
nen vor Gericht, jowie vorläufige pfarramtlihe Unterweilung hätte ftattfinden 
müjlen. Der Unterzeichnete will ferner nur in Kürze der in der Zahl auf: 
geführter Zeugen eingetretenen Verminderung gedenken. Er hatte in einem 
am 29 Zänner 1841 beftandenen Verhöre zu vernehmen, daß aus ber Aus: 
jage von 10 bis 13 Zeugen ſich ergebe, es fei im Klofter Sturm aeläutet 
worden. Da nun blos auf 5 bis 6 Zeugen Bezug genommen wird, fo 
Icheinen die andern entweder den Irrthum gemachter Angaben widerrufen zu 
haben, oder darauf nicht ferner zu beitehen. In Betreff der Beftehenden 
bürfte die Beweiskraft deren Ausſagen fich verringern, weil Mehrere dem 
Klofter entfernter waren, im einer zum Unterfheiden minder günftigen Lage 
ih befanden und in der Zeit des Läutens nicht übereinftimmen. 

Aber laffen wir diefe Zweifel gegen ihre Ausfagen; fie können bejtehen, 
ohne daß das Sturmlänten im Klofter durch diejelben im Mindeſten erwie— 
ſen wird. Wie verlautet, geben jene Zeugen blos an, fie haben Kloſterge— 
läute vernommen, ohne daß es ein einziger wagte, jolhes für Sturmgeläute 
zu erklären. Ja einige jagten geradezu, fie willen nicht, wozu es geläutet 
habe, Der Unterzeichnete fteht aber nicht an, zu erffären, und er ftellte es 
auch nie in Abrede, daß am 141. Jänner 1841 gottesdienftliches Geläute 
in jeinem Kloſter theilweife ftattfand. Wenn er in feiner Einvernahne vom 
29. Jänner 1841 deponirte, es ſei auch gewöhnliche Geläute unterlafien 
worden, fo meinte ev damit gar nicht alles gottesdienftlihe Läuten, jo wenig 
als diejes auch Jemand aus dem Wortlaute wird folgern Fönnen. Ihm 
ſchwebte vor die Unterlaffung des Veſper- und Metteläutens Nachmittags 
und des Läutens am Morgen beim Forttragen der Leiche eines Klofter: 
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bienerd, Xaver Keller, von Schongau, welches fonft gebräuchlich geweſen wäre, 
feiner Seltenheit wegen aber vom aufgeregten Volke hätte mißfannt oder miß— 
beutet werden Fönnen. Letzteres befahl der Unterzeichnete ausdrücklich zu unter: 
lafjen. Ueber anderes Läuten wurde er weder gefragt, noch ertheilte er einen 
Befehl, weil die Klofterordnung über alles gottesdienftliche Läuten bie genaue— 
ften Vorſchriften enthielt und von den dazu Beſtimmten ausgeführt wurben. 
Der Unterzeichnete erlaubt fih, aus berjelben einen Artifel anzuführen, 
welcher das Gottesdienftläuten an gewöhnlichen Werktagen vorjchreibt: 


„„Nr. 5. Wenn es Duplex, Semiduplex, Simplex ober de Feria ift, 
fol man in die Veiper und Metten 3 Gloden nacheinander und zufammen 
4 Täuten, im die Laudes bi3 Ende des Te deum laudamus — bie 
St. Agathagloden, in das Amt 4, zu Mittag die Npoftelgloden , audge- 
nommen am Freitag, wo bie größte geht. Im die Prim und Complet 
das Kreuzglödlein; zur Elevation die Betglocke.““ 

Diefer Verordnung gemäß wurde Morgen? um 7 Uhr bis 7'/, mit 
dem fogenannten Kreuzglödlein in die erite Tagzeit (Prim), circa ®/, auf 
8 Uhr ganz kurz mit 4 Gloden in das Hoch- oder Conventamt (Meile), 
ungefähr etwas nah 8 Uhr mit der Betglode zur Elevation geläutet. Ob 
laut Vorſchrift auch zu Mittag geläutet worden, kann der Unterzeichnete 
weder bejahen noch verneinen. Später und anderft läutet es nicht, und 
namentlich verfihert der Unterzeichnete auf das Heiligite, daß im Klofter 
nie Sturm geläutet worden fei, und er befräftigt biefed durch das Zeugniß 
obengenannter Ehrenmänner, melde mehr als 200 an der Zahl, in ihrer 
Zufhrift an die hohe ordentlihe Tagjakung von 1841 fagen: 

„„Hundert und fünf und fünfzig Bürger aus der Pfarrgemeinde 
Muri find bei der außerordentlihen Tagſatzung im Monat März mit einer 
Zufchrift eingefommen, worin fie das auf Verlangen eidlich zu erhärtende 
Zeugnig ablegten, daß fie am 11. Jänner 1841 weder Vor: noch Nad: 
mittag aus der Klofterfirhe zu Muri, in deren Nähe fie fich befinden, 
Sturmgeläute vernommen haben. 

Da man feither diefes Zeugniß dur die Behauptung zu entfräftigen 
juchte, als wären diefe Zeugen damals nicht ſämmtlich in der Nähe des 
Kloſters jondern theilweife im Treffen bei VBillmergen gewejen, fo erflären 
die unterzeichneten Bürger wieberholt: 

Am 11. Jänner diefes Jahres ift von den Unterzeichneten allen 
Keiner, weder Bor: noch Nachmittags, in Billmergen gemwejen, jondern fie 
haben fich in diefen Tagen theils im SKlofter, teils in deſſen nächfter Umge— 
bung aufgehalten, aljo daß fie das vorgeblihe Sturmläuten hätten hören 
müfjen, wenn es ftattgefunden hätte, 
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Die Unterzeihneten fühlen fih gedrungen, mit diefer ihrer Behaup- 
tung nohmals vor die Schranken der oberften Bundesbehörde zu treten und 
zu erflären, daß die wiederholte Vorgabe, als ſei am beiagten Tage in ber 
Kloſterkirche "Sturm geläutet worden, Unwahrheit und Verläums 
dung fei, und verbinden dabei nochmals das feierliche Anerbieten, dieſe 
ihre Behauptung als vollgültige Zeugen vor jeder gejeglichen Behörde mit 
einem körperlichen Eide zu erhärten.““ 

Diefem Zeugniffe glaubt der Unterzeichnete nichts mehr beifügen zu 
jollen, da aus demjelben , jowie aus der ganzen Darftellung die Widerlegung 
des Gerüchtes über vorgeblihes Sturmläuten im Klofter Muri fi mehr 
al3 zur Genüge ergibt. Er benugt alfo diefen Anlak nur noch, fi und 
die ganze aargauifhe SKlojterangelegenheit Hochdenſelben angelegenft zu 
eınpfehlen. 

Genehmigen’Hocdiefelben anbei die Verfiherung vollfommenfter Hochs 
achtung, Euer Ercellenz ꝛc. 


Adalbert, Abt des Klofters Muri.” 

Nachher begann eine Berathung, welde ungeachtet fehr langer Sikungen 
erit am 18. Augitmonat zu einer Abftimmung führte. Aargau erklärte, daß 
eö bei dem, was es durch Beſchluß vom 9. Heumonat angeboten, unabänderlich 
beharren werde, Die Verhandlungen waren äußert heftig. Schultheiß Neuhaus 
hatte den Brauch, bei der erften Anfrage nur feine Inftruction abzuleſen 
und alle feine Gründe auf die zweite Umfrage oder die Neplif zu behalten. 
In dieſer mufterte er alle Geſandtſchaftsvoten und fuchte dann feinen Grund: 
fat der Staatswillfür zu begründen. 

Staatsrathd Calame von Neuenburg, Stellvertreter eines proteftan- 
tiihen Standes, ſprach: 

„Es gibt politifche Fragen, deren Wichtigfeit und Wirkungen mit der 
Zeit gef hwächt werden, man wird dabei ſelbſt mit den entgegengefehten Grund— 
fähen einigermaßen vertraut. Es gibt hingegen auch ſolche politiiche Fragen, 
welche durch die handelnde Kraft der Zeit nur an Wichtigfeit gewinnen. Die 
aargauiſche Klofterfrage gehört dieſer letztern Cathegorie an. Es handelt 
fih da um die wichtigſten Intereffen der Menichheit, um diejenigen nämlich, 
welche tief in die veligiöfen Ueberzeugungen eingreifen. Seit einem Zeitver— 
laufe von dreizehn Jahren wurden in der Schweiz viele Gegenitände von 
anicheinender Wichtigkeit behandelt, aber Feiner von einer foldhen reellen 
Wichtigkeit, wie der gegenwärtig der Berathung der oberiten Bundesbehörde 
unterliegende, für welden taufende und taufende von Bittitellern aus ber 
Fatholifchen Bevölkerung des Aargaus mit ihren Unterfchriften fo Iebhaft ſich 
intereffiven. Es ift dies auch jehr natürlich. Indem eine bedeutende Anzahl 
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von Klöftern, in verichiedenen Gebietstheilen des Kartons gelegen, aufgehoben 
werben, mie jollte ein Staatsmann nicht lebhaft ergriffen werden, für eine 
Thatfahe, melde den Bund der Eidgenofjen ſelbſt To wejentlich berührt ? 
63 handelt fih nicht ſowohl um Klöſter im engern Sinne des Wortes als 
vielmehr um Corporationen, deren Eriftenz durch den Bund feierlich gewähr— 
leiſtet jich befindet, melden der Bund, gleichſam wie politiichen Munizipalis 
täten, Nechte zuficherte. Mittelft des Artikels XII. beabfichtigte man unbe: 
ftreitbarerweife, der Fatholiihen Bevölkerung der Schweiz, welche hinſichtlich 
der Kopfzahl oder in numerifcher Hinficht in einem ungünftigen Verhältniffe 
zur proteftantifchen feht, eine Beruhigung für die Fortexiſtenz der fraglichen 
geiſtlichen Corporationen zu ertheifen, die man zu diefem Zwecke unter ben 
unmittelbaren Schuß des Gejammtbundesftaates ftellte. Um diefe Fortexi— 
ftenz Handelt es jih wirklich zur Stunde, indem es fih um Juftitute handelt, 
welche nah den Anfichten der Fatholifchen Kirche wefentliche Elemente der 
confellionellen Verhältniſſe derjelben bilden. Hieraus gibt fi der einfache 
Standpunft des vorwaltenden Geſchäftes. Aargau hat gegen die Wieder: 
herftellung der aufgehobenen Klöfter proteftirt. Worin Tiegt nun die Schuld, 
dag die Sache fich jo geftaltet hat, wie jelbe wirklich vorliegt? In nichts 
Anderm als darin, daß die weltlihe Politik des Staats an das veligiöfe 
Heiligthum Hand angelegt hat. Es ftehen unn zwei Alternatifs Wege 
offen: entweber den frühen Tagſatzungsbeſchlüſſen Vollziehung zu verichaffen, 
ober fi mit den von Seiten Aargaus anerbotenen Concejjionen zu befrie— 
digen. Für das erftere Scheint fich Leine Majorität zu ergeben, für bie 
zweite Anſicht Sprechen fih mehr oder weniger diejenigen Stände aus, welche 
da meinen, daß es einmal im Interefie dev Ruhe und des Friedens liege, 
daß der ſchon fo lange mwaltende Gegenftand endlich einmal jeine Erledigung 
erhalten möge. In Saden, wo es ſich lediglich um gewöhnlide Formali— 
täten handelt, würde die Anficht allfällig noh Eingang finden. Allein im 
gegebenen Falle kann e3 ſich nicht darum Handeln, Bedingungen hinzunehmen, 
welche über das Nechtsgebiet hinaus fich erftreden, und welche die gerechte 
allgemeine Unzufriedenheit überhin cher noch vermehren als bejänftigen 
würden. Man jagt, es fei traurig zuzufehen, wie die Tagſatzung fi 
immerfort mit diefer Angelegenheit beſchäftige, ohne zu einem Refultate zu 
gelangen. Wenn diejes legtere aber nicht auf eine mit dem Bundesrechte 
verträgliche Weile geſchehen kann, jo ift es weit beſſer, feitzuhalten an dem: 
jelben, als mit Transactionen ſich abzugeben. Ein Votum, welches ſich von 
der bundesgemäßen Gemwährleiftung der Klöfter im Mindeften entfernen 
würde, würde diefe religiöien Gemeinſchaften, welche der öffentlichen Wer: 
ehrung genießen, ohne Hilfe und Verteidigung preisgeben. Wenn man 
fagt, daß dadurch der Friede und die Ruhe im Kanton Aargau und in der 
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Eidgenoſſenſchaft wieder hergeitellt würde, fo irrt man fih, denn dadurch 
würden neue und ſehr ernſte Conflicte entitehen. Neuenburg bietet zu durchs 
aus nicht? Anderm als zur Aufrehthaltung des ftrengen Rechtes die Hand; 
ganz unbetheiligt in der Klofterfrage, läßt fich diefer Stand einzig und allein 
von feinem Nechtögefühle leiten; er will, daß eine verlegte Gemwährleiftung 
wieder hergejtellt werde. Neuenburg hat mit Schmerz wahrgenommen, daß 
ein Stand ein feitens gefammter Eidgenofienichaft gemwähnleiftetes Recht ufur: 
pirt hat, welches wieder ins Leben gerufen werden muß. Nenenburg glaubt 
fo die befte und am meiften Vortheil gewährende Politik gewählt zu haben; 
der ganz gerade Weg ift immer der beſte. Neuenburg Hat immer zum 
Recht gehalten, und würde jih am Mindeften dur ein Phantasmagorie— 
gemälde, wie Teijin eines erfcheinen ließ, davon abmendig machen laſſen. 
Welchem Syjtem man auch zugethan fei, fo- ift es immer erfte Pflicht aller 
Stände und es ift ihr allgemeines Interſſe, am Bund feftzuhalten. Neuen: 
burgs Politik ift nicht aus confeffioneller Begünftigung eines Mitftandes 
entiprungen, aber dieſer Stand fühlt, daß es vor allem Noth thut, daß 
alle Schweizer in religiöſer Beziehung ihre confejjionellen Rechte und Der: 
hältnifje achten und unverfümmert erhalten; der Triede und die Erijtenz des 
Landes jelbft jind nahe daran geknüpft, Es kann nicht von einer proteftan: 
tiſchen und einer Fatholiihen Schweiz die Nede fein, es müſſen alle Schweizer 
friedlih und brüderlih neben und mit einander leben. Diefen Frieden will 
Neuenburg erhalten helfen, und in diefer Abjicht verlangt es einfachermeife, 
daß Aargau zur Zurücdnahme feines Decretes vom 13. Jänner angehalten 
werde, ohne irgend welchen Transactionsvorſchlägen Gehör zu geben.” 
Meine Rede hatte ich gefchrichen. Denn ich hätte mir nicht getraut, 
frei zu fprechen. Ueberhaupt konnte ich, fo oft ich frei reden mußte, mich 
nur kurz und punftweile ausfpredhen, denn zu einer zufammenhängenden freien 
Rebe fehlte mir die Gabe von jeher. In diefer Rede mwiderlegte ich zuerſt 
die Anfhuldigungen gegen bie Klöfter, und den Grundfag der neuhauſiſchen 
Raison d’Etat (Staatswilltühr), dann den Einwand der Kantonalfouveränis 
tät, welhen Aargau gegen ben XI. Bundesartifel einmwarf, dann jagte id: 
„Ein dritter Hauptgrund, womit das Unrecht der Aufhebung ber 
Klöfter im Aargau gerechtfertiget werden will, ift endlich der Friede ber Eid— 
genofienihaft. ES waren es vorzüglid die Männer der Transaction, welche 
den faulen Frieden, gegründet auf Unreht, Gewaltthat, Eigenthums: 
verlegung und Bundesbruch, predigten. Hätten fie fih fo viele Mühe 
gegeben, dem ungzmeideutigen Rechte das Wort unerfchrodener Ehrenmänner 
du ſprechen, als jie fich angeftrengt haben, einer grundſatzloſen, rechts- und 
bundesmwidrigen Transaction Eingang zu verfhaffen, ſchon längit hätten Recht 
und Bund ihren Sieg über Unreht und Kantonalfelbftfucht gefeiert, und der 
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Friebe wäre in die Gauen der Eidgenoſſenſchaft zurüdgefehrt, ein Friede, 
gegründet auf die Gerechtigkeit und darum auch von dauerhafter Haltbarkeit. 
Dadurch hätten die Männer der Transaction ſich um die Eidgenoſſenſchaft 
verdient gemacht und hätten in ihren Kantonen ſich die Ehre und den Ein: 
flug bewahrt, welche gerechten, unerfchrodenen Lenfern des Staats niemals 
fehlen. Nun find ihre eitelm Vorſchläge zu einem faulen Frieden bereits 
unter den Tiſch geworfen und faft überall ſchauen die Verfechter des aargani- 
hen Unrechts mit jiegendem Hohne auf die bejeitigten Transactionsmänner 
herab, deren Stimme kaum noch gehört wird. In der eidgenöſſiſchen Tag- 
fatung kann fie bereits als verihollen betrachtet werden — dieſe theilt ſich 
lediglich noch in unbedingte Vertheidiger der aargauifden Handlungsweiſe 
und in ſolche der Miederheritellung aller Klöfter. Die Erftern jedoch ent: 
lehnen den Trausactionärs nod den Grund: es könne nur durch Annahme 
der Anerbietungen Aargau, dur Entfernung der Klöfterangelegenheit aus 
Abſchied und Tractanden der Friede der Eidgenofjenichaft erhalten werden; 
die Unentfchiedenheit der Tagſatzung in dieſer alle Gemüther , die confeſſio— 
nellen Mißftimmungen und die politiichen Leidenschaften aufregenden Ange: 
Tegenheit laſſe die Fidgenofjenichaft nicht zur Ruhe kommen; jobald einmal 
dieſer Haberjtoff entfernt fei, werden Beruhigung und Frieden wieder heim: 
fehren. Wenn folhe Anfichten mwirflid von einigen Ständen oder einflußreichen 
Männern gehegt werden, wenn ſolche Neden mehr find, als Dedmäntel des 
wohlerfannten Unrechtes, mehr als Schußreden für die Feigheit, welche eine 
fo große Rolle fpielt, jo müßten diejenigen, welche jene Anfichten hegen und 
diefe Neben führen, über den Arrthum, in welchem fie verftridt liegen, ent: 
tänfcht werden. Die Gejandtihaft von Luzern erachtet es als ihre Pflicht, 
zu diefer Enttäuſchung einen Beitrag leiften zu ſollen. 

Borerft, meine Herren, gibt es feinen wahren Frieden, welcher das 
Unrecht zu feiner Grundlage hat. So lange nicht derjenige, weldem das 
Unrecht zugefügt worden ift, freiwillig und ungezwungen feine Anſprüche 
aufgibt, jo lange gibt es Feine Sühnung für denjenigen, welcher das Unredt 
zugefügt hat. Nun aber liegen vor uns die wiederholten dringenden Pitt: 
ſchriften der gewaltſam vertriebenen Klöfterbemohner von Aargau, welche die 
Wiedereinfegung in ihre Klöfter, die Zurücdgabe der ihnen anvertrauten 
Stiftungen, die Rüderjtattung des ihnen wiberrechtlih genommenen Gigen: 
thums, die Genugthuung für die Antaftung ihrer Ehre und ihrer Rechte, 
die Erfülling der ihnen durch die aargauiihe Staatäverfafiung zugeficherten 
Gemwährleiftung, die Heitighaltung der ihmen durch den Bund geichmwornen 
Trene fordern, und für Gegenwart und Zukunft ihre Rechte verwahren. Es 
liegen vor und die wehmüthigen Zurüfe aargauiſcher Flüchtlinge, welche, gleich: 
ſam ihre eigene Noth vergeljend, vor Allem die Wiederherjtellung der Klöjter 
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und bie confeffionellen Garantieen für ihre bebriüdten Brüder im Aargau for: 
dern. Es liegen vor uns die Bittfchriften von beiläufig 10—11,000 ftinm: 
fähigen Katholifen aus dem Aargau, melde [don drei Jahre mit dem Wehe: 
ruf einer beifpiellojen Unterdrüdung die Wiederherftellung der ihnen gewaltſam 
entrijjenen kirchlichen Inftitute, die Ertheilung der ihnen dur die Staats: 
verfafjung verheifenen Garantieen für ihre kirchlichen Rechte, den ihnen 
verfafjungsgemäß verfprochenenen Schuß der Gewiſſensfreiheit, der freien 
Keligionsübung, den Schuß für die Umverjehrtheit ihres von den Vätern 
ererbten Glaubens gegen bie planmäßig geleitete Untergrabung defjelben, den 
Schutz ihres EigentHums und ihrer Familien gegen Willfür und Unter: 
brüdung, die Beobachtung eines von den Bundesbrüdern ihnen durch Arti— 
tel XIL. des alle Kantone verbindenden Bundesvertragd gejhwornen Eides 
fordern. Es liegen vor uns die Bittichriften von mehr als dreißigtaufend 
andern Katholifen aus verfhiedenen Theilen der Eidgenofienihaft, melde 
die Wiebereinjegung ber ihren Glaubensgenofien im Aargau entrijjenen 
firhliden Inſtitute, die unverfümmerte Gewährung der den Katholiken in 
ber Schweiz dur Artifel XII. des Bundesvertrags von den Reformirten 
geleiteten einzigen Garantie, die treue Bewahrung des mit dem Blute der 
Väter erfauften und befiegelten Religionsfriedens fordern. Es liegen vor 
und die Verwahrungen bed von jedem wahren Satholifen Hochverehrten 
Oberhauptes der Fatholifhen Kirche, die Zufchriften dev Klöftervorftände und 
aller Fatholifhen Biſchöäfe und Kirchenvorftände der Schweiz, melde ein: 
ftimmig die Wiedervergütung des an den SKlöftern im Aargau verübten 
Unrechtes, die Treue des ber Kirche durch den Artikel XII. des Bundesver— 
trags gegebenen Wortes, den verfaſſungs- und bundesgemäß zugeficherten 
Schirm des Eigentbums und des religiöjen Wirkens der Kirche und ihrer 
geheiligten Anftalten fordern. Es fordern endlich ſeit 1841 mehrere eidge- 
nöffifhe Stände in der eidgenöfjiihen Tagſatzung beharrlih und mit jtets 
erneuerter Kraft die Aufhebung des von der oberjten Bundesbehörde zwei: 
mal ald mit ber unzmweideutigen VBorfhrift des Artikels X. 
des Bundesvertrags unvereinbarlid erklärten aargauiſchen 
Decret3 vom 13. Jänner 1841, die dem Fortbeftande der Klöfter und 
Gapitel verjprochene Gemwährleiftung, die Sühnung bes der fatholiichen Con: 
feffion zugefügten Unrecht, die Genugthuung für den von Aargau verübten 
Bundesbruch. 

Alle diejenigen, welche dieſe Forderungen an den Bund ſtellen, ſind 
dazu berechtiget und die Forderungen, welche ſie ſtellen, ſind im Rechte 
begründet: darum ſteht es Niemanden zu, dem Unterdrücker des Rechts den 
Genuß ſeines Unrechts zu gewähren. Ein ſolcher Vergleich wäre auf das 
Unrecht gegründet, wo keine Eintracht gedeiht, kein Friede blüht. Die 
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Geſchichte des einzelnen Menſchen, die Gefhichte jeder Familie, die Geihichte 
aller Völker lehrt es jeden unbefangenen Beobachter, daß eine unbeſtechliche, 
ewige Gerechtigkeit über dem Schickſal aller Sterblihen waltet — eine 
Gerechtigkeit, welche nicht nur erſt jenfeits, ſondern auch hierfeits ſchon wirk— 
ſame Strafe auf Unrecht und Frevel folgen läßt. — Die Strafe, melde 
ein freies Volk trifft und treffen muß, das das Recht des Stärfern als 
Entiheidungsgrund in den wichtigiten Angelegenheiten anerkennt, das das 
Neht dev Gorporationen unterdrüdt und das Eigenthumsrecht mit Füßen 
tritt, das Treue, Eid und Band bricht, ift und kaun feine andere jein, als 
der allmälige oder plöglihe Untergang feiner Freiheit. Diefem Untergange 
aber gehen voraus: Unruhe, Zwietracht, Aufruhr, Anarchie. Wenn aud ein 
Unrecht durchgefegt werden fann, es muß die Urheber und Verfechter deſſelben 
früher oder fpäter der Fluch treffen. Nur ein Troft bleibt noch dent Vater: 
landöfreunde: es it der, daß das Schweizervolf feine Zuftimmung zur 
Bollendung des Unrecht3, feine Sanction zum Bundesbruch nicht geben wird. 
Möchte auch die Tagſatzung eines faulen Friedens wegen das Recht, den 
Eid urd den Artifel XII. des Bundes aus Abichied und TQTractanden ent: 
fernen, ein dauerhafter Friede, ein wahrer Friede wird erſt dann im der 
Eidgenofienfhaft wieder herrihen, wenn das Unrecht, wenn der Bundes: 
brud; ans Abſchied und Tractanden wird entfernt jein. Niemand kann die 
Erwartung hegen, die Katholifen im Aargau werden die dreißig Silberlinge 
annehmen, welche ihnen angeboten find, damit fie ihre Wohlthäter, ihre 
Geeljorger, ihre Kirchenvorfteher, ihre kirchlichen Anftitute, ihre Gewiſſen, 
die ihnen durch Berfaflung und Bund verheigenen Gewährleiftungen ver: 
rathen und ausliefern, Sie würden aufhören ächte Katholiken zu fein, wenn 
fie zu einem ſolchen Berrathe für Klöfterraub fih hergäben. Sie haben dur 
ihre diesjährige Bittihrift an den Großen Nath bewielen, daß ihnen das 
Verbot der Kirche, ihre Pflicht als Katholiken, ihre Ehre heiliger jeien, als 
alle feilen Anerbietungen, indem fie, obwohl unter den Folgen zweier beiſpiel— 
loſer feindliher Bejagungen und jahrelanger Unterbrüdung leidend, die 
angebotenen fünfmalhunderttaufend Franken aus dem Kloftergute edelmüthig 
zurüdgemiejen haben. Wie mag fich wohl Jemand der thörichten Hoffnung 
bingeben, es werden diefe Katholifen den Triumph des Unrechts und der 
Gemaltthat, und hätte er auch die Fahne von zwölf eidgenöffiihen Ständen 
in der Hand, mit Ruhe und ftummer Ergebenheit anfehen, oder wohl gar mit- 
feiern ? Die Selbithilfe, welche die Tagfagungsmehrheit zu Gunſten des refor— 
mirten Aargaus im Widerfpruche mit dem Bunde durch Betätigung der Klöſter— 
aufhebung fanctionirt hätte, würde auch dem Fatholiihen Aargau von der 
gleihen Mehrheit nicht mehr zum Borwurfe angerechnet werden dürfen. Die 
Aufpebung feierlich garantirter kirchlicher Corporationen, die gewaltjame 
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Entreißung des Eigenthums, die Unterdrüdung der Gewifjensfreiheit, bie 
Verlegung des geichwornen Bundes würden vor der Eidgenofienihaft wohl 
eben jo gültige Titel der Selbiterhaltung für den katholiſchen Aargau 
werden, als in früheren Jahren die Anjprüche auf ein Dutzend Rathsherren— 
pläge als gültige Titel der Selbithilfe für den Theil eines andern Kantons 
anerfannt worden find. 

Es jchmerzt den Geſandten von Luzern, die eidgenöffiiche Pflicht einer 
offenen, reblihen Wahrheitsliebe gegen jeine Bundesbrüder in dem Maße 
erfüllen zu müſſen, daß er jelbft von ſolchen Folgen des faulen Friedens 
nicht jhweigen darf. Ihn tröftet einzig das Bemußtjein, daß der Stand 
Luzern, wenn jelbjt dieje Folgen nicht ausbleiben würden, an der Verant: 
mortlichfeit für diejelben feinen Theil nehmen müſſe, daß er ernitlih und 
zur rechten Zeit davon gewarnt habe. Es ift übrigens etwas, das Jeder 
weiß, daß unterdrüdte Bevölferungen wohl noch in Geduld auf den Aus: 
ſpruch jelbjt ihres Unterdrüders, geihweige denn ihrer durch ein feierliches 
Treumwort gebundenen Bundesbrüber warten können, weil jie im eriten das 
Rechtsgefühl nicht erloſchen glauben, in letztern das Bewußtſein des unzwei— 
deutigen Rechtes, und die Kraft, demſelben zu folgen, und die unbeſtechliche 
und unerjhütterlide Bundestreue vorausjegen. Sit dann aber einmal das 
Unreht durch den Ausſpruch vollendet, iſt die Weberzeugung von der ohne 
mädtigen Schwäche oder wohl gar von der Uutreue der Bundesbrüder durch 
einen Mehrheitsbefhlug zur Nothwendigkeit geworben: ja dann wird ber 
Unwille unterdrüdter Bevölkerungen den höchſten Grab erreihen, um fo 
mehr, wenn fie dabei für ihr Heiligites einftehen zu müflen glauben. Darum 
gebe jih Niemand der eiteln Hoffnung Hin, ein Zwölfitändebefhluß gegen 
den Bund werde im Kanton Aargau das AZutrauen der Katholiken zur 
Regierung beleben, werde die katholiſche Bevölkerung beruhigen, werde den 
Frieden in den Kanton und in das PVaterland zurüdführen. Vielmehr 
dürfte nah dem gewöhnliden Gang der Dinge erit dann, früher oder 
fpäter die Gluth des langverhaltenen Unwillens zur Flamme emporlodern 
und den Kanton Nargau, vielleiht die Eidgenofjenjchaft in Brand jteden. 
Niemand kann billiger Weije die Erwartung hegen, die übrigen Katholiken 
in der Schweiz werden der Klöfterunterdrüdung im Yargau, wenn fie auch 
von 12 Ständen anerkannt fein wird, ftillihweigend zujehen, werben für die 
zum Himmel jchreiende Stimme ihrer Glaubensgenojien fein Mitgefühl, Feine 
Theilnahme zeigen, werden fih um die einzige Bundesgarantie für ihre kirch— 
lihen Injtitute bringen laſſen, werben diefelben aud in andern Kantonen 
der Gefahr gleicher Gewaltthat ausjegen, werden fid vom Bunde als recht— 
lofe Minderheit behandeln lafjen; keineswegs. Werden nicht vielmehr alle 
Erinnerungen an jene traurigen Zeiten, wo man gegen ihre Firdhlichen Inſti— 
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tute, gegen ihren Glauben auf gleiche Weije verfuhr, wie heut zu Tage, wo 
man die alten ewigen Bünde außer Acht feste und die katholiſchen Eidge: 
nofjen, im Namen der Gewifjensfreiheit, zum Abfalle nöthigen wollte, wo 
fih dieſe aller Bedrückungen und Bunbdesverlegungen mit dem Schwerte 
erwehren mußten, werden nicht alle diefe traurigen Erinnerungen wieder 
zurüdtehren? Werben die Katholiken in allen Theilen ber Schweiz nicht 
mit der Urkunde bes Religionsfriedens, mit der Urkunde des Bundesvertrages 
in der Hand, die Rechte ihrer Confeſſion, die Wiederherftellung ihrer kirch— 
lihen Inſtitute fordern, und nicht eher ruhen, bis die erftere ihren Schuß 
werben gefunden haben und die letztere wird erfolgt fein? 

Der Gefandte von Luzern maßt fich Feineswegs an, das Organ ber 
Katholiken in der Schweiz zu fein. Allein er kennt die Gefinnungen, bie 
Gefühle, die Beitrebungen, welde in der Bruft jedes wahren Katholiken in 
Bezug auf feine Inftitute, in Bezug auf feine Kirche und auf feinen Glauben 
liegen. Er weijet auf das Jahrhunderte lang unterdrüdte Irland alle die: 
jenigen bin, welche dur den Wahn fi täufchen Taflen, man dürfe das au 
den Katholifen verübte Unreht nur mit einem Befchluffe von 12 Stänten 
verhülfen, jo werde Niemand mehr daran denken, Niemand mehr gegen 
dafjelbe fich erheben, Niemand mehr die Genugthuung dafür fordern, Nie: 
mand mehr für das Recht aufftehen. Meine Herren, die Katholifen in ber 
Schweiz haben, wenn aud feinen O'Connel, doch Kirchenvorſteher, welche 
für die Behauptung ihrer Rechte unerichüttert daftehen werden. Dieje haben 
bereit3 vereint ihre Stimme an die Tagfagung ergehen lajien. Gebe fih 
nur Niemand der eiteln Hoffnung Hin, diefelben werben, jobald ein Zwölf: 
ſtändebeſchluß der Unterdrüdung Fatholijcher Inftitute durch einen Bundesbrud 
das Siegel der Beitätigung werde aufgedrüdt haben, auf einmal verſtummen 
oder wohl gar die Katholifen zu Fnechtifcher Unterwerfung unter das Unrecht 
mahnen. Ein Clemens Auguft fteht als leuchtendes Beiipiel unſrer Zeit für 
alle Kirchenvorfteher da. Seine Beharrlichkeit hat über viele Millionen Gegner 
der katholiſchen Kirche den Siegerrungen. Wenn die Angehörigen feines Spren- 
gel3 erduldet hätten, was man den Katholiken in Aargau, was man durd den 
Bundesbruch den Katholiken in allen Kantonen zugefügt, was würde ein Ele: 
mens Auguft dazu gefagt, wie würde er mit aller Kraft feiner perfönlichen und 
erzbifchöflihen Würde dagegen aufgetreten jein ? Mit welchem Feuereifer würben 
die Katholifen fih um ihn, dem entihiedenen, ehrwürdigen Prälaten geſchaart 
haben? Die Kraft eines Clemens Auguft liegt, wenn auch nicht in ber Per: 
fon, doch in dem Amte eines jeden Biſchofs: zumal in der Schweiz der Kampf 
nicht mit vielen Millionen von Gegnern der katholiſchen Kirche, nicht mit einer 
fürftlichen, felbftherrlihen Regierung, ausgerüftet mit unermeßlihen Mitteln 
ber Gewalt, zu führen ift. Kein Kirchenvorfteher Tann biefen Kampf 
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vermeiden oder ruhen laſſen, welder die Rechte der Kirche, die Anſprüche 
der Katholiken, ihre Inſtitute, ja ihren Glauben gefährdet fieht. Wenn 
auch eine noch größere Mehrheit von Ständen der Eidgenoflenihaft ihr 
Haupt vor dem Unrecht und vor der Gewalt beugen würden, die Kirchen: 
vorfteher, wenn fie auch allein ftünden, würden fortfahren, im Namen ber 
Kirche dagegen anzufämpfen. Sie werden fih in diefem Kampfe nicht 
hemmen Lafjen durch die fade Ausflucht, welche jo oft vielleicht ſelbſt von 
Namenkatholiten gebraudt wird: der katholiſche Glaube könne ohne Klöfter 
beſtehen. Denn nebftvem, daß jeder wahre Katholit weiß, daß bie Fird: 
lihen Genofienichaften aus dem Weſen des Katholizismus hervorgehen und 
daß fie mehrere herrliche Seiten des katholiſchen Lebens ausbilden und dar: 
ftellen, fiegt Jeder ein, daß es fich hier nicht darum handelt, ob die Klöfter 
nothwendig feien, fondern darum, ob jie nicht das Recht haben, fortzubeftehen 
und den gewährleifteten Yortbeitand zu behaupten, darum, ob kirchliche Inſti— 
tute vechtlos und ihr Eigenthum herrenlos fei, daß der Staat fie will: 
fürlih aufheben, das Eigenthum der Kirche nehmen und feinem Schage 
einverleiben Fünne. Wenn aljo die Angelegenheit der Klöfter von dieſem 
Gefihtöpunfte und darum vihtig aufgefaßt wird, fo kann Jeder einfehen, 
dag die Kirhe den. Kampf für den Fortbeſtand oder die Wieberherftellung 
der Klöfter nicht aufgeben wird, nicht aufgeben kann. 

Ehen fo wenig darf Jemand erwarten, es werden die bunmbesgetreuen 
Stände einen Zwölfſtändebeſchluß ruhig vollziehen laſſen. Nie und nimmer 
mehr werden fie einer Mehrheit das Recht anerkennen, einen Bunbesartifel 
aus dem Bundesvertrage wegzuftreihen. Um fo weniger werden fie dieſes 
zugeben, da durch jenen Bundesartifel Rechte von Dritten eidlih gewähr: 
leiftet worden find, welche die Treue anı gegebenen Worte fordern. Die 
bundesgetreuen Stände fünnen einen von zwölf Ständen verübten Bundes: 
bruch nicht nur nicht anerkennen, ſondern jind verpflichtet, Feine Schritte zu 
unterlaflen, welche die unbedingte Handhabung des Bundesvertrags erfordert. 
Täufhe fih Niemand damit, diefe Stände werden über die Mittel jich nicht 
vereinigen fünnen. Wer den Zwed erkennt, wer feine Pflicht erfüllt, erfüllen 
will, der wird den geraden Weg ſchon finden. Er ift Kar genug vorgezeich- 
net. Jeder hat den Muth ihn zu betreten. Mag die Zwölfermehrheit auf die 
Ueberlegenheit ihrer Macht ſich verlajien, die bundesgetreuen Stände haben 
das Recht auf ihrer Seite, Die ganze Gefchichte dev Schweiz ift der leben— 
digfte Beweis, daß das Net ftärfer ift als die Gewalt, und daß ber Gieg 
nicht der Uebermacht, fondern der wenn auch von geringer Macht unterftügten 
Gerechtigkeit zufällt, weil der Gerechtigkeit Gott, der Allmächtige, zur Seite 
fteht. Die Erinnerung an ihre Väter ift zu tief in die Bruſt der bundes— 
getreuen Stände eingeprägt, als daß fie jenen Grundzug der ganzen Schweizer: 
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geichichte je aus dem Auge verlieren Tonnen. Gie zeigt ihnen auf jedem 
Blatte der Geihichte, daf die Treue am gegebenen Worte, die Heilighaltung 
des Bundeseides von den Vätern über alle andern Rückſichten gelegt worben 
find. Kein Opfer ift zu teuer, welches niht an folde Güter verwendet 
werden fol. Die Katholifen im Aargau, die Katholifen in der Schweiz, 
die bundesgetreuen Stände werden das Unrecht nicht einem faulen Trieben 
zu lieb auf feinen vermeinten Lorbeeren ruhen lafjen. Nicht den Frieden 
alfo, jondern den Unfrieden, nicht die Eintracht, fondern die Zwietracht, 
nicht die Ginigfeit, fondern die Scheidung kann ein Zwölfſtändebeſchluß 
gegen den Artikel XII. des Bundesvertrags über die Schweiz bringen. 


Wenn dann Verwirrung, wenn Unordnung, wenn die Gefahren ber 
Auflöfung über die fünfgundertjährige Eidgenofjenihaft hereinbrechen: dann 
mögen diejenigen die Berantwortlichfeit dafür übernehmen und tragen, melde 
in Befolgung des Grundſatzes der Staatsmwillfür, aus Huldigung für eine 
unbedingte Kantonaljouveränität, einem faulen Frieden zu Lieb zur Durch— 
feßung eines erfannten Unrechts, zur Berlegung eines geſchwornen Eibes, 
zur Vollendung eines Bundesbruches mitgewirkt haben. 


Der Stand Luzern iſt verpflichtet, ſowie er vom eriten Augenblicke 
an bis auf gegenmwärtige Stunde das durch das aargauishe Decret vom 
13. Jänner 1841 am Bunde, an den Katholiken und an den Klöftern 
verübte Unreht Mar erfannt hat, fortan gegen bafjelbe zu kämpfen, alle 
vehtlihen Mittel zu ergreifen und alle Umftände zu benügen, im Verein 
mit den bundesgetreuen Ständen den Bund zu fühnen, den Bund, welden 
er den feierlichen Eidſchwur geleiftet hat: ihn „„laut Inhaltder Urkunde 
vom 7. Augftmonat 1815,““ alfo ohne Ausschluß irgend eines Artikels, 
„„wahr und ſtets zu Halten, und dafür Leib und Leben, Gut und Blut 
hinzugeben.” * 

Aus dem Kanton St. Gallen, wohl im Namen der — drei Fünf: 
theile des Kantons ausmachenden — Fatholiihen Bevölkerung *), wurden 
vor einem Jahre an die eidgenöſſiſche Tagſatzung folgende bebeutungsvolle 
Worte geihrieben: „„Auch wir Teben der Weberzeugung, daß mur durch 
Erfüllung der Forderungen des Bundes und der Gerechtigkeit Friede und 
Eintraht dem Vaterlande, mie es jo Noth thut, mwiederfehren, der Segen 
des Allmächtigen auf demjelben ruhen, und daß dauerhafte Geltung ſchwei— 
zerifcher Freiheit und Unabhängigkeit und eine gejicherte allfeitige Wohlfahrt 
nur auf der geraden Bahn des Faum mehr zweifelhaften Rechtes forthin und 
ftet3 neu fprofien und blühen werden,” *“ 


*) Der hochwürdige apoftolifche Bilar von St. Ballen, 
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Indem der Gejandte von Luzern feinen Vortrag mit diefen bedeutungs- 
vollen Worten aus dem Kanton St. Gallen fliegt, ftellt ev den Antrag: 
es follen die jämmtlihen, durch das aargauiſche Großraths- 
dbecret vom 13. Jänner 1841 aufgehobenen Klöfter in ihren 
ehevorigen Zuftand und in ihre bundesgemäßen Rechte wieder 
bergejitellt werden.“ 

Die Gefandten der Urkantone und der Kantone Zug, Freiburg und 
Wallis hatten in energifchen Neben das Recht in Schuk genommen. Am 
18. Nachmittags drei Uhr Fam es zur Abjtimmung, welde folgende Ergeb- 
niſſe lieferte: 

1) Für den Antrag von Genf, dahin gehend, gegen ben Santon 
Aargau den Wunſch zu eröffnen, daß derjelbe Hinfichtlich der Wiederherftellung 
ber aufgehobenen Klöfter in größerm Maße, als dur das Decret vom 
19. Juni 1841, entgegenfommen möchte, jtimmte Genf. 

2) Für die, Wiederherjtellung aller Klöfter und Wiedereinfehung in 
ihre bundesgemäßen echte und DVerhältniffe mittels Aufhebung bes Groß: 
rathödecret3 vom 13. Jänner 1841: Uri, Unterwalden, Zug, Wallis, 
Neuenburg, Appenzell I:R., Freiburg, Shwyz, Luzern und 
Baſelſtadt unter Beziehung auf fein Botum, 8?/, Stände, 

3) Dafür, fi mit den Anerbietungen Aargaus zufrieden zu ftellen 
und den Gegenftand aus Abſchied und Tractanden fallen zu Lafjen, ftimmten: 
Zürih, Solothurn, Schaffhaufen, Aargau, Teſſin, Waadt, 
Thurgau, Appenzell Ü:R, Glarus, Bern, 91, Stände Grau— 
bünden und Genf behalten fih das Protocoll offen. 

4) Dafür, daß man die Angelegenheit der Klöfter für erledigt betrachte, 
wenn Yargau nebit den 3 andern Frauenklöſtern noch Hermetſchwyl beifügen 
wird, flimmten: Solothurn, Waadt unter Katififationd = Vorbehalt, 
Graubünden und Glarus, 4 Stände Teffin, Thurgau und 
Genf behalten fi das Protocol offen. 

5) Für den Antrag von Bafelland, den Gegenftand einfach aus 
Abihied und Tractanden fallen zu laſſen, ftimmten: Schaffhauſen, 
Teſſin, Bafelland, Bern und Yargan, 41/, Stände. 

Nach erfolgter Abjtimmung erklärte die Geſandtſchaft von Aargau, 
da fie, nachdem abermals Fein Kefultat erfolgt, inftructionsgemäß und mit 
Rüdfiht auf die Verhandlungen ihren Conmmittenten umfafjenden Bericht 
eritatten werde. 

St. Gallen behielt jih dad Protocol offen über die Abftinnmungen, 
namentlich für den Fall, wo Nargau zur Wiederherftellung ſämmtlicher vier 
Frauenflöfter günftige Eröffnungen. zu machen im Falle jein follte, um auf 
jolhem Wege wo möglih zu einer Erledigung mitzumirten. Solothurn 
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ſprach bie Erwartung aus, der Große Rath des Kantons Aargau werde 
im eidgenöffiihen Sinne dem obigen Antrage beijtimmen und zwar noch 
während der gegenwärtigen Tagſatzungsverſammlung. 

Dieſe Abftimmungen zeigten Kar, dag Aargau noch ein Frauenflofter 
wie die übrigen drei, dem Scheine nad herjtellen und St. Gallen dann bie 
zwölfte Stimme ausmachen werde. Die Gelandten von Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden,, Zug, Freiburg, Wallis und Appenzell-Annerrhoden Hatten fich 
früher über ihre Handlungsweiſe verftändiget: einige derfelben, namentlich 
auch Landammann Schmid von Uri, glaubten verfichert fein zu dürfen, daß 
Landammann Fels fih mit der Wiederherftellung der vier Frauenflöfter um 
jo weniger befriedigt erflären werde, da der gleihe Antrag im Großen 
Kath von St. Gallen förmlich verworfen morden war. Auch verficherte 
Herr Schmid, welcher zu Herrn Fels gefandt worden war, derjelbe habe 
ihm dad Wort gegeben, daß er mit der bloßen Wiebderherftellung ber vier 
Frauenklöfter fich nicht begnügen werde. Go oft ih erflärte, daß ich das 
Gegentheil fürchte, indem der Einfluß des radikalen Mitgefandten, Staats- 
ſchreiber Steiger, auf den proteftantiichen Fels zu mächtig fei, fo wollte man 
mich eines bejjern belehren. Die Abftimmung vom 18. Nugftnionat öffnete 
die Augen. Auch wurde Fels in feinem Benehmen gegen Herrn Pandammann 
Schmid ſchwankender, befangenerr. Am 29. Augftmonat trat der Große 
Rath von Nargau wieder zufammen. Landammann Wieland berichtete in 
der Sitzung: 

„Mehrere Stände werden fürs nächte Jahr ganz andere Inſtructionen 
bringen. So fei fie, die Gefandtihaft, von den Gefandten Teſſins ver: 
fidert worden, daß die jetzige regierende Partei und fomit die jekige ſo 
günſtige Inſtruction bald am Boden liegen werde. 

Solothurn verſicherte, nie ſicher zu ſein, wann auch das jetzige Regi— 
ment dem Jeſuitismus und den Schwarzen zu weichen habe. Graubünden 
habe mit großer Noth ſein ſo lautendes Votum zu Stande gebracht. Auch 
Zürich könnte ſchwanken. Sogar Neuhaus zweifle an eigener Feſtigkeit, auf 
Pruntrut zielend. 

St. Gallen betheure, ein jo günſtiges Votum wäre von dieſem Stande 
nie mehr zu gewärtigen; denn es fei dort Alles gethan worden. Um gegen: 
wärtiges Votum zu Stande zu bringen, habe man fogar einen franfen Raths— 
herren im Bette in den Rathſaal gebraht, damit es eine — wenn noch fo 
geringe und zugeſchnittene — Mehrheit gebe; zudem wäre die dortige Popu— 
Iation weit der Mehrheit nach Fatholiih. Herr Feld wäre immer etwas 
ſchwankend geblieben. Die Prälaten von Muri und Wettingen hätten ben 
Fels beftürmen wollen zu ihren Gunften, aber Feld wäre am Ende ein Fels 
geblieben und habe die Aebte ohne Ausfiht entlafien. Herr Fels iſt für 
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und. Der einzige Stand Schaffhaufen Fonnte die Verfiherung geben, daß 
er fürs nächte Jahr die gleihe Inftruction wieder bringen werde. 

Bon Luzern, Uri, Schwyz, Zug, Unterwalden, Freiburg, Neuenburg, 
Wallis, Bajeljtadt wäre nie etwas Günftiges zu ermarten. Man habe 
anderjeitS die Drohungen der Fatholifhen Stände oder eine Trennung gar 
nicht zu fürdten, denn, wie fie (die Gejandtihaft) ſicher wiſſe, feien dieſe 
Stände in ſich nit einig und ihre projectirten Machinationen werden zu 
einer einfahen — wenn auch jtark gehaltenen — Proteftation ins Protocol 
zuſammenſchrumpfen. 

Aargau werde aber dann gerne ſehen, wer es nad erhaltener Mehr: 
beit an der Erequirung hindern werde,“ 

Was Teffin, Solothurn und Zürich betrifft, jo hat wahricheinlich Herr 
Wieland, um zum Zanke zu gelangen, feine Ausjagen fo geitellt. Denn in 
Teſſin und Solothurn, vorzüglih in letterm Kanton, war an eine Nende: 
rung des radikalen Negierungsiyftens nicht zu denfen, in Zürich war Muralt 
und jeine Partei in dieſer Angelegenheit zu den Radikalen übergetreten. 
Was die Fatholiihen Kantone anging, Scheint Wieland über ihre Ent: 
Ihliegungen gut unterrichtet gemwejen zu fein. Nah meinem Dafürhalten 
fonnte er von dem erften Gefandten von Wallis, Staatsjchreiber Ganioz 
erfahren haben, was in den geheimen Zufanmentritten verhandelt worden 
war, Denn diejer jpielte eine jehr zmweideutige Rolle bei denjelben, war den 
Klöftern perfönlich wenig geneigt und überhaupt von liberalen Anfichten ziem— 
lich beherricht, obwohl er eine ganz entgegengejette Inſtruction zu verfechten 
hatte. Die Dffenbarungen Wielands verfehlten ihre Wirkung nit. Der 
Große Rath beſchloß: 

„1) AS Beweis, daß der Aargau zur Beurkundung feiner vaterlän— 
diſchen, verſöhnlichen und bundesgemäßen Geſinnungen die Darbringung des 
letzten möglichen Opfers nicht hartnäckig verweigern wolle, anerbietet der 
Stand Aargau zu den durch das Decret vom 19. Heumonat 1841 wieder 
einzufegen verheißenen, aufgehobenen Frauenklöſtern Fahr, Gnadenthal, Maria 
Krönung, in gleicher loyaler Weile, auch noch das vierte Frauenkloſter 
Hermetſchwyl wieder einzulegen, in der bejtimmten Borausjegung auf die 
erhaltene Zuficherung Hin, daß dadurd die Erledigung dev ganzen Klofter: 
angelegenheit durch deren Entfernung aus Tractanden und Abſchied nod auf 
der gegenwärtigen Tagſatzung herbeigeführt werde. 2) Sollte aber wider 
Ermarten auch obige mit großer Gelbjtüberwindung gemachtes Anerbieien 
den beabjihtigten Zweck nicht erreihen, jo wird die Gefandtichaft erflären, 
daß bei der nunmehrigen Lage der Dinge eine angemejlene Erledigung der 
Angelegenheit dur die Tagjagung dem Aargau unmöglich erfcheine, daß 
zubem die Pflichten der aargauifhen Behörden gegen den eigenen Kanton 
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das längere Schwebenlafjen des Klofterhandels und die fernere Handhabung 
des Status quo nicht mehr geftatten, und daß man demnach in der getroften 
Hoffnung zu einer Erledigung der Sade jchreiten werde, daß die befreun- 
deten Stände, nachdem fie geiehen haben, wie Aargau fich herbeigelafien mit 
ſchweren, leider verfannten Opfern eine freundseidgenöfjiiche Erledigung herbei— 
zuführen, es nicht übel deuten werden, wenn Aargau nunmehr jeiner Conve: 
nienz folge und alle Verantwortlichkeit von jih ab und auf diejenigen wälze, 
welhe rüdjichtslos den aargauiihen Berhältnijien Feine Rechnung tragen 
wollten, jondern durch ihre Kenitenz eine freundliche Löſung der fraglichen 
Angelegenheit vereitelten. 3) Es jei der Kleine Nath beauftragt, auf den 
Tall, daß die Angelegenheit nicht erledigt werde, bis zur nächſten Winter: 
figung umfafjende Anträge über die Liquidation fämmtlicher Klöfter” dem 
Großen Nathe vorzulegen.“ 

Der Gefandte von Nargau trat mit feinen Großrathsbeſchlüſſen am 
31. Augſtmonat vor die Tagjakung und forderte Entfernung der Klöfter: 
angelegenheit aus Abſchied und Tractanden. Nochmals ergriff ih das Wort 
und jprah: „„Aargau oder Klöfter! Soll ein Yargau bleiben, jo läßt er 
die Störer feines Friedens, die Vergifter feiner Sitten, feines Bruderglüdes 
nicht mehr ins Haus... Werden die Eidgenojien uns wieder Klöſter bauen, 
fo Hört der Aargau auf,““ „jo rief die Negierung de3 Kantons Aargau in 
ihrer Denkihrift gegen die Klöfter in alle Gaue der Eidgenofjenihaft.“ 
„„Aargau oder Klöſter!““ So hHallt der Ruf aus den Blättern zurüd, 
welche fi anmaßen, die Vertreter der öffentlihen Meinung zu fein. „„Aargau 
oder Klöſter!““ jo wurde an den vielen Propagandafeiten aus wohlbefannten 
Kehlen geichrieen. „„Aargau oder Klöfter,“* jo verfodht die aargauijche 
Geſandtſchaft in fünf Taglagungen die gewaltthätige Klöfteraufhebung gegen: 
über der Vorſchrift des Artifels XII. des Bundesvertrages. So weit haben 
fi) die Dinge feit dem 18. Augitmonat bes laufenden Jahres bereits verändert, 
daß diefer Auf nicht mehr jo jchroff im Saale der Tagjagung ertönt. 
„„Aargau und Klöſter!““ Heißt es heute. Die Staatögefährlichfeit der 
Klöfter ift bereits in dem Maße verſchwunden, daß der Kanton Aargau und 
feine Staatöverfafjung doch noch mit und neben vier Frauenklöſtern beitehen 
fönnen. Sogar das „„widerjeglichite und revolutionärſte““ Kloſter Maria 
Krönung und das Klofter Hermetihwyl, „„welches im Jahre 1831 die Fahne 
gewaltfamer Auflehnung gegen Ordnung und Geſetz erhoben,”* mie bie 
aargauiſche Denlſchrift (S. 132) jagt, ſollen wieder hergeftellt werden. Obwohl 
die Dentihrift dev Regierung Aargaus ausgeiproden, die Wiederherftellung 
von Maria Krönung fei eine „„eanonijche Unmöglichkeit;““ obſchon Die 
Sefandtichaft von Aargau im April 1841 ausgejproden: „„die unwider— 
ruflihe Aufhebung der Männerklöfter im Kanton Yargau macht den Fort: 
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beitand de3 nothwendigen canonifchen Verbandes wegen zur Unmöglichkeit 
oder erjchwert denfelben wenigitens fo, daß ohne anderweitige Inconvenienzen 
an eine Wiederheritellung (dev Frauenklöfter Fahr und Maria Krönung) 
gar nicht zu denken iſt,““ obwohl in mehr als einem Bortrage feit dem 
19. Heumonat 1841 auögefprochen worden, das Anerbieten der ſcheinbaren 
Miederherftellung von Fahr, Maria Krönung und Gnadenthal jei das Ulti- 
matum, welches der Kanton Nargan der Eidgenofienihaft abgebe, etwas 
Mehrerers fei mit der Selbfterhaltungspfliht, ja mit der Ehre dieſes ſou— 
veränen Standes fchlechtiweg unvereinbar: dennoch erflärt nun ber gleidhe 
Stand Nargau und die gleiche Ehrengefandtichaft des Hohen Standes Aargau, 
geftügt auf ein Decret des Großen Nathes, erlaſſen am Feſte der Enthaup- 
tung des heiligen Johannes des Täufers: es ſollen nunmehr die vier Frauen 
Möjter Fahr, Maria Krönung, Gnadenthal und Hermetſchwyl wieder eingeſetzt 
werden, wenn man Nargau den Befit des Vermögens von Muri und 
Mettingen, diefe Klöfter und die der Capuziner von Bremgarten und Baden 
al3 Opfer des Bundes überlaſſe. So foll alfo der Pund und der Stand 
Aargau vier gegen vier Klöfter mit einander austaufhen und auf dieſe 
Weiſe joll eine Transaction und darauf gegrimdet der goldene Klofterfriebe 
geichlofjen werden. Der Tauih it zwar etwas ungleih: allein das thut 
nichts zur Sache, da ja Fein Theil etwas verliert und es fih nur um die 
Theilung von etwas handelt, was weder dem Etand Nargau, noch der Eid: 
genofienichaft, fondern was eben nur einem Drittmann, den Klöftern, gehört. 
Mögen zwölf Stände fih an diefem Taufchhandel um frendes Gut und 
Recht erfreuen, der Stand Luzern will feinen Theil daran. Er will feinen 
andern Vergleih, als den, zu welchem auch die eigentlich Betheiligten, um 
deren Eigenthum und Dafein e3 fi Handelt, ihre Zuftimmung geben; er 
will feinen andern Frieden, als den, welcher auf die Gerechtigkeit gegrüns 
det ift. 

Der Gefandte von Luzern hat am 16., 17. und 18. Augftmonat 
mit tiefem Erſtaunen vernommen, daß einige Ehrengefandtihaften, welche 
der Aufhebung der Klöfter oder Transaction das Wort geiprochen, jene und 
dieie in der Schuld der Klöfter, ja fogar im Artikel XII. des Bundesver: 
trags als begründet angeben wollten. Die PVorausfehung des Gefandten 
von Luzern, als fei Jeder von dem an den Klöftern verübten Unrechte und 
von dem am Bunde begangenen Treubruche überzeugt, ſcheint fich daher nicht 
ganz zu rechtfertigen. Man möchte, dem Anfcheine nach, heut zu QTage nicht 
mehr in der Staatswillfür (dieje Ueberſetzung der raison d’ötat ift, beiläufig 
gefagt, in den Tagſatzungsabſchieden über die Klöfterangelegenheit vielmal 
zu lejen, der Gefandte von Luzern weiß übrigens wohl, was raison heißt, 
und weiß au, daß er fie im’ jenem Staate umfonjt fuchen müßte, deſſen 
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Grundzüge letzthin als die eines wohlorganijirten Vernunftſtaates gezeichnet 
worden find *), nit mehr in der Kantonallouveränität, nicht mehr im 
faulen Frieden allein die Rechtfertigung der Klöfteraufhebung und der Trans: 
action finden, weil eine ſolche Rechtfertigung offenbar auf gar zu ſchwachen 
Gründen beruht, jondern möchte nun wieder die Schuld der Klöfter geltend 
mahen, ja wo möglich den Bund felbjt ala Schugherrn des Unrehts und 
der Gewaltthat anrufen. Nicht To lautet zwar die legthin abgeleiene Inſtruc— 
tion von St. Gallen; dieſelbe jagt vielmehr: „„Der Große Rath hält 
fortwährend an der von ihm jchon 1841 und 1842 ausgeſprochenen Rechts-— 
anficht feit, dag nur duch Wiederheritellung ſämmtlicher Klöfter dem Sinn 
und Geijt des zwölften Artikels im Bundesvertrage vollftändiges Genügen 
geihehe.“" St. Gallens Inftruction nimmt auch in dieſem Jahre feine 
Schuld der Klöjter als Rechtfertigung der Transaction an. Nur die Unmög— 
lichkeit, die Klöfterangelegenheit auf andere Weije zu erledigen, foll die 
St. Galliihe Transaction rechtfertigen. Andere Gefandtichaften aber jtüß- 
ten ihre Tvansactionsanträge, jowie die Anträge auf Entfernung aus Abſchied 
und Tractanden ausdrücklich auf die angeblihe Schuld der Klöfter, ja jogar 
auf Artikel XII. des Bundesvertrags. 

Der Gejandte von Luzern glaubt ſich durch feine Inſtruction ver: 
pflichtet, nun noch einläßlicher zu behandeln, was er in feinem eriten Vor: 
trage gleihiam nur im Cingange als eine Sache, über welche Jedermann 
im Keinen ſei, berührte, 

Zuerft aljo von der angeblihen Schuld der Klöfter. 

Es darf nun wohl Alles übergangen werden, was von der Schuld 
der Frauenklöſter gejagt worden iſt. Es ſcheint jedenfalls diefelbe nicht 
groß gewejen zu fein, font würde der Stand Aargau nicht die, wenn aud 
nur jcheinbare Wiebereinfegung derielben beichlojlien haben. Es handelt ji 
alfo nur noh um die Schuld der Klöfter von Muri und Wettingen; denn 
die Sapuzinerklöfter von Bremgarten und Baden fallen wegen ihrer Armuth 
und wegen der ordensgemäßen Wandelbarkeit ihrer Bewohner außer allen 
Betracht. Durh den Reichthum Tonnten die Yebtern unmöglich jchaden: 
und die Mitglieder, welche der Negierung nicht gefällig waren, konnten von 
ihr jeden Augenblid entfernt werden. Bekanntlich nöthigt die ökonomiſche 
Abhängigkeit der Capuzinerklöfter ihre Dberu, mit den Regierungen jo viel 
möglih in Frieden zu leben und daher ihren Wünfchen um Berfonalver: 
änderungen bereitwillig entgegenzufommen. Gegen Wettingen wurden Feine 
erheblihen Anfhuldigungen mehr erhoben. Dem Verfall der Disziplin, 
worüber am meiften geklagt worden, hätten, wenn er wirklich auch unter 


*) Der Gefandte von Schaffbaufen hatte viel von einem Bernunftftaate geſprochen. 
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Mitgliedern geherrſcht hätte, melde ſich Feiner befondern weltlihen Gunft 
erjveuten, die kirchlichen Obern gewiß auf den erſten Winf nachdrücklich 
Einhalt getan. Diejer Verfall wäre auch auf jeden Fall, wie ſchon gezeigt 
worden, für die Eriftenz des Standes Aargau nicht jehr gefährdend geweſen, 
die Strafgerichte würden ausgereicht haben, allfällige Verbrecher gegen bie 
Sittlihfeit durch gefeglihe Strafen für die Kloſterzucht unfhädlich zu machen. 
Das muß man, mie jheint, gefühlt Haben, weswegen man in Betreff der 
Schuldbarkeit von Wettingen fih mit ein paar dichteriſchen Redewendungen 
begnügte. Mit um jo mehr Nahdrud wurde dagegen auf das Klofter 
Muri abgeladen. Diefem Klofter muß vorab, gewiß von Freund und Feind, 
das ehrenvolle Zeugniß einer reinen, ftrengen Ordnung und Zucht gegeben 
werden. Schon diejes Zeugniß begründet ein gutes Vorurtheil für daſſelbe. 
Mit um jo mehr Gemifienhaftigkeit wird man daher die Anklagen gegen 
dajjelbe unterfuchen müfjen, ehe man ihnen Werth und Glauben beilegt. 
Das Decret des Großen Nathes vom 13. Jänner 1841 erflärt das Klofter 
Muri als der „„Hauptanftiftung und thätlihen Förderung des verbrederi= 
hen Attentates auf die vom Volke jenctionirte verfaflungsmäßige Ordnung“ * 
ſchuldig. Es ift zwar letzthin behauptet worden, *) eine Corporation, alfo 
ein Klojter, als ſolches, könne gar Feine Verbrechen begehen, alfo auch nicht 
beftraft werden. Die Behauptung ift aus dem gleihen Munde geflofien, 
welcher das Decret vom 13. Jänner 18M, aljo auch dejien Erwägungs- 
gründe zu vertheidigen fich vorzugsweiſe berufen ſah; im welchem Decrete 
den Klöjtern felbft die Hauptanftiftung und thätlihe Förderung des Aufruhrs 
aufgebürdet wird. Eine Vereinigung diefer Behauptung mit dem Decrete 
vom 13. Jänner 1841 ift unmöglid. Die Nechtsanficht, welche dem Decrete 
zum Grunde liegt, jcheint dem Geſandten von Luzern wirklich richtiger, als 
diejenige, welde ii der Behauptung des VBerfechters jenes Decretes liegt. 
Warum follte eine Corporation, welche als folde durch einen förmlichen 
einjtimmigen Beihluß, 3. B. das Sloftergut zur Ausführung eines vers 
brecherifchen Planes hergäbe, nicht ein Verbrechen begehen und darum auch 
in ihrer Gefammtheit beftraft werden können? Wer das Decret vom 
13. Jänner 1841 gelefen, mußte, wenn er dejlen Ermwägungsgründe für 
wahr hielt, nothwendig daraus fließen: die Klöfter und insbejondere das 
Klofter Muri habe dur Eapitelsbeihluß, oder wenigitens durch Befehle 
des Abtes, wofür er entweder den Auftrag oder die Sanction des Capitels 
erhalten, den Rath zu den: Aufjtande des Freienamtes gegeben, den Plan 
zur Ausführung dejielben entworfen, die Waffen dazu abfichtlich geliefert zc. 
Denn der Hauptanftifter zu einem Aufſtande muß doch allerwenigftens ben 


*) Bom Gefandten von, Aargau. 
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Rath erteilt, wo nicht den ganzen Plan entworfen und die Mittel zur 
Ausführung gezeigt haben. Den Beweis für jene Schlußfolgerung, ſowie 
für den angeführten Erwägungsgrund, ſoweit biefer den Klöftern die Haupt: 
anftiftung zurechnet, ift der Stand Aargau bis auf den gegenwärtigen Augen— 
blick ſchuldig geblieben. 

Auch nicht eine einzige Thatſache kann nachgewieſen werden, daß das 
Capitel Muri (von welchem im mehrbenannten Decrete insbeſondere die 
Rede iſt), oder der Abt aus Auftrag oder mit Genehmigung deſſelben, oder 
auch der Abt aus ſich ſelber, oder auch nur ein anderes Mitglied des Con— 
vents nur im entfernteſten einen Rath, eine Aufmunterung oder nur einen 
Wink zu dem Aufſtande gegeben, geſchweige denn den Plan und die Mittel 
zu deſſen Ausführung vorgezeichnet habe. Die Anklage auf Hauptanſtiftung 
zu dem Aufſtande fällt daher von dem Kloſter Muri ab. Schon dieſe 
Nichtigkeit der Hauptanklage wirft kein günſtiges Licht weder auf die übrigen 
Klagen, noch auch auf die aargauiſche Actenmäßigkeit, welche in dieſer Ange: 
legenheit ſo viel iſt gerühmt worden. Doch auch die Anklage gegen das 
Kloſter Muri, als ſei es thätlicher Förderer des Aufſtandes, ſoll noch näher 
unterſucht werden. Drei Thatſachen wurden in letzter Tagſatzungsverhand⸗ 
lung zur Begründung dieſer Anklage angeführt. Das Kloſter Muri habe 
Mitgliedern des Bünzenercommittees einen Wagen geliefert zur Fahrt nach 
Bremgarten, wo der Rathsſchluß zum Aufſtande gefaßt worden: das Kloſter 
Muri habe zum Aufruhr Sturm läuten laſſen; das Kloſter Muri habe ſeine 
Mörſer zu Allarmſchüſſen hergegeben. Was die erſte Thatſache betrifft, ſo 
liegt in den Händen des Kloſters Muri das ſchriftliche Belege, daß der 
Eemeinderath von Muri den Wagen begehrte, ohne anzugeben, wohin und 
zu welchem Zmwede er ihn brauchen wolle. Auf das Schriftliche Anfuchen 
wurde der Wagen, wie billig, zur Verfügung des Gemeinderaths geftellt. Daß 
er das Bünzenercommittee zum Organifiren des Aufftandes nah Bremgarten 
führen follte, lag vermuthlich nicht einmal in der Abficht desjenigen, welcher 
den Wagen begehrte, am allerwenigiten in der Abficht desjenigen, welcher 
ihn auf jenes fhriftliche Anfuchen hin abfolgen ließ. Wer jene Abjicht behauptet, 
muß den Beweis dafür liefern, fonft muß feine Behauptung als falfche Auflage 
in fich zerfallen. Bis auf gegenwärtigen Augenblick ift jener Beweis ausgeblieben. 

Was das Sturmläuten im Klofter Muri betrifft, jo foll dajjelbe nun— 
mehr durch obergerichtlicdes Urtheil erhärtet fein. Dieſes Urtheil ift dem 
Gejandten von Luzern auch unter die Augen gefommen. Uber den Beweis 
für das Sturmläuten im Klofter Muri hat er umfonft darin geſucht. Er 
hat nichts mehr und nichts weniger gefunden, als daß an dem 11. Jänner 
1841 im Klofter Muri geläutet worden fei. Das ift nie und von Rieman— 
den in Abrede gejtellt worden. Der gnäbige Herr von Muri hatte in ben 
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barüber mit ihm aufgenommenen Berhören gefagt: es fei im Kloſter nicht 
nur nicht Sturm geläutet worden, fondern es fei auch gewöhnliches Geläute 
unterblieben. Wirklih mar das Päuten beim Forttragen der Leiche eines 
Klofterbrubers, das Veiper: und Metteläuten Nachmittags unterblieben. Das 
erftere hat der Abt ausdrücklich zu unterlafjen befohlen, um eben Aufregung 
zu vermeiden. Um den Abt in Widerfprudh mit fich felbft zu bringen, 
unterfiebt nun das Dbergericht des Kantons Aargau demſelben: er habe 
gejagt, jebes gewöhnliche Geläute fei unterblieben. Freilich liegt in biefer 
aargauiſchen Unterfhiebung noch Fein Beweis für das Sturmläuten; fie 
konn!e „ielmehr nur bezweden, Widerſprüche hineinzulegen, wo die Wahrheit 
zu Mar am Tage lag. Das Bemühen des Obergerichts ift aber von den 
Zeugen nicht unterftügt, denn diefe wagen es nicht zu behaupten, daß im 
Klofter Muri Sturm geläutet worben fei; nur bat der eine zu ber, ber 
andere zu einer andern Zeit in bemfelben Läuten gehört, was ganz im ber 
Ordnung war. MUebrigen® muß hier nochmal die ſchon früher angebeutete 
Bemerkung wiederholt werden, daß es eine feltfame Art gerichtlichen Beweis: 
verfahrens ift, wenn man einen Beweis als rechtsbeſtändig annimmt gegen 
Jemanden, welcher der Schuldige fein foll, gegen melden alfo der Beweis 
gerichtet ift, ehe und ohne daß diefer Schuldige noch feinen Gegenbeweis 
hat leiften Können ober verhört ift. Der Gefandte von Luzern Fönnte ein 
joldes Nechtsverfahren feinem andern Kanton empfehlen, fo viel Lob auch 
ber Weisheit und Gerechtigkeit aargauiicher Gerichte geipendet werben mochte, 
Es ſcheint ihm vielmehr ein Rechtsverfahren, wie es nicht jein fol, und mag 
nur dort hingehen, wo man fogar Leute ftraft, ohne die Jdentität der Per: 
fon ausgemittelt oder ohne dem Beftraften je verhört zu Haben, wie dieſes 
erweislihermaßen in den jüngften Freiämterſtrafprozeſſen letztinſtanzlich vor: 
gefommen ift. Der Gefandte von Luzern muß darum mit voller Zuverficht 
feine frühere Behauptung wiederholen: daß das Sturmläuten im Klojter 
Muri eine Unmwahrheit fei. Kein rechtsgenüglicher, ein rechtsbeſtändiger 
Beweis für das Gegentheil Liegt da, fondern nur eine auf Unterfchiebung 
gegründete Annahme des Obergeriht? von Aargau. Während dem die 
Zeugen in nichts Übereinftimmen, al3 in dem, daß fie nichts willen, als es 
fei im Klofter Muri am 11. Jänner geläutet worden, was Niemand beſtrei— 
tet, und während biefe Zeugen nicht einmal nach gefeglicher Vorſchrift beeidigt 
worden find, bleiben die Zeugniffe von mehr als zweihundert Ehrenmännern 
feit, melde den Eid für die Nusfage anbieten, daß fie den 11. Jänner, 
obwohl alle im SKlofter oder in der Nähe defjelben waren, nie im Kloſter 
Sturmläuten gehört haben. 

Es bleibt noch die Ichte Anklage gegen das Klofter Muri übrig, 
nämlich die, es habe feine Mörfer zu Allarmſchüſſen hergegeben. Mit vieler 
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Zuverfiht wurde diefe Anklage neulichit wiederholt. Der Gefandte von Luzern 
fordert auf, den rechtlichen Beweis für diefe Anklage vorzulegen. met 
Männer, Huwyler und Müller, find vort dem aargauifchen Obergerichte mit 
Härte geitraft worden, weil der Legtere in das Klofter eingedruigen , den 
erjtein zur Herausgabe von einigen Pfunden Pulver genöthigt und den 
Befehl zu dem Schuſſe gegeben, welcher dem SKlofter auf Rechnung geichrie: 
ben werden will. Selbſt das aarganische Obergericht widerlegt durch feine 
Strafurtheile die Behauptungen, es habe das Klofter oder der Abt Pulver 
und Geihüg zum Allarınihiegen geliefert. Umfonft wird fi der ärgite 
Klofterfeind bemühen, diejem Anklagspunfte gegen die Klöjter Glauben zu 
verihaffen. Auch die thätliche Förderung des Aufftandes, welchen das 
Grograthödeeret vom 13. Jänner 1841 dem Kloſter zurechnet, fällt ſomit 
dahin. Der Gejandte von Luzern weiß nicht, ob man nun wieder andere 
Klagepunkte hernorheben wird, da man um folche nicht verlegen fein kann, 
wenn man mit ber leihen Genauigkeit der Unterfuchung wie bei den bezeich: 
neten zu Werke geht. So hat man Iegthin aus der Denkichrift abermal 
beweijen wollen: die Klöfter überhaupt haben alle ftaatsfeindlihen Beſtre— 
bungen durch Geld unterftügt. Diefer Beweis verdient eine nähere Unters 
fuhung. Er ift nämlih in einem Papierfegenforb aufgefunden worden. 
Das Actenſtück hatte die Ehre, aus jenem Korb in das Archiv der Kantons: 
polizei von Luzern zu gelangen. Es war nichts mehr und nichts weniger 
als eine im Jahre 1842 entworfene Skizze zu eimer Kirchenzeitung. Der 
Berfafjer hinterließ fie einem Freunde, bei welchem die hohe Polizei von 
Luzern, durch die Nahipürungen der aargauiſchen gewedt, fie in jenem 
Korb glüdlih entdedte. In diefer Hingeworfenen Skizze phantafirte der 
Verfaſſer über die vermuthlichen Mittel zur Gründung und Erhaltung bes 
Dlattes und da warf er dann die Gedanken hin: „„Herr Haller von Solo— 
thurn hilft mit Geift und Erudition, die Klöfter mit Geld, die Nuntiatur 
mit Corvefpondenzen, der Biſchof ſchweigt und freut ji des Guten.“ Da 
nun ſoll der Beweis liegen, daß die fremden Klöfter mit Geld alle ſtaa ts— 
feindlichen Beftrebungen unterftügt haben. Cine ſolche Auslegung würde 
der Verfaſſer jener Skizze mit Recht fich verbitten. So würde gewiß der 
Ehrengeſandte von Aargau ſich verbitten, aus einer allfällig mit Bleiftift 
bingemorfenen Skizze zu einem Plane für Herausgabe des Poſthörnchens, 
worin es hieße: „„Herr Obergerichtspräfident Tanner Hilft mit Geift und 
Erudition, die Eulturvereine mit Geld, die Regierung von Aargau jchweigt 
und freut fih des Guten,““ den Schluß ziehen zu lajien, als unterjtügten 
die Eulturvereine ein durch barbariihe Rohheiten ausgezeichnetes Blatt, 
welches mehr als einmal Aufrüfe zum Bürgerkriege enthalten, Wo kämen 
wir in unferer geſellſchaftlichen Ordnung Hin, wenn wir Dritte alles deſſen 
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für fchuldig erflären wollten, was ihnen Jemand in feiner Phantafie zubenft ? 
Doch genug hievon. Die Schuld der Klöfter ift nicht nur micht erwiefen, 
fondern im Gegentheil iſt erwieſen, daß weder die Klöfter Wettingen 
und Muri als ſolche, noch deren Aebte, noch deren Conventualen Hauptan: 
ftifter oder thätlihe Förderer des Nufjtandes gegen die verfaflungsmäßige 
Ordnung gewejen jeien, weder mit Rath, noch mit Befehl oder That. Es 
ift demnach erwieſen, daß das Decret vom 13. Jänner auf Nichts beruht 
und darum ein Unreht gegen die Klöſter ift. 

Dieſes Decret ift aber auch ein Bundesbruch. Man hat zwar in 
re. Zeit den Artikel XII. des Bundesvertrags unbeutlic finden wollen ; 
man bat ihm im Schooße der Tagſatzung nicht weniger als ſechs Aus: 
legungen *) zu geben verfucht; eine Ehrengeſandtſchaft iſt jogar jo weit 
gegangen, zu jagen, der Artikel XII. Habe gar keinen Sinn und könne 
demnach nicht verlegt oder gebrochen werden. Mag man auch bewundern, 
daß der menjchlihe Verſtand, wo er jelbitthätig und unabhängig von höhern 
Geiftesfräften hervortritt, Alles feinen Formen zu unterwerfen vermag, mag 
man bewundern, daß ein vermeintlicher Scharffinn das Klarjte unklar, das 
Deutlihite zwei= und vieldeutig zu machen verfteht, nie wird ein jolcher 
Verjtand oder Scharffinn eine fejte Ueberzeugung zu begründen vermögen; 
er wird an dem Rechtsgefühle und an dem gefunden Sinne des Volkes 
abprellen. Man hat in der neueften Zeit viele Erzeugniffe eines bloßen 
Falten Verſtandes gejehen: es haben viele aufgeflärt fein mwollende fie als 
die Blüthe einer neuen geiftigen Gntwidlung begrüßt; allem die Früchte 
fielen vor der Reife ab und das Schweizervolf wollte jie nicht koſten. So 
wird es allen erfünftelten Auslegungen des Artikels XII. ergehen, mögen fie 
auch als die Ausflüffe des fharfjinnigften Verftandes von allen denen geprie: 
jen werden, welche darin die Rechtfertigung ihrer Handlungsweiſe ſuchen. 
Das am 6. Augſt- und 3. Herbftmonat 1841 ausgefprohene Wort des 
Gefandten von Teſſin, des Herrn Oberften Luvini-Perjeghini, welches früher 
angeführt worden, wird ftets als Wahrheit fiegend hervorgehen. Der Geſandte 
von Luzern bat dafür gehalten, ein unbefangeneres, unparteilicheres, ein kräf— 
tigeres Zeugniß für die von Luzern gegebene Auslegung des Artikels XII. 
könne nicht angerufen werden, als die eines LuvinisPerfeghini, welcher nad 
Abgabe feines Votums für Entfernung der Klöfterangelegenheit aus Abſchied 
und Tractanden geftimmt, weil er den Artikel XII. für einmal als nicht 
vorhanden betrachtet hat. 

Indefjen fcheut der Gefandte von Luzern auch keineswegs, gegenüber 
den fharffinnigen Auslegungen, welche zum Beweiſe verfucht worden find, 
entweder daß der Artikel XII. undeutlih, oder daß er nur unbeftimmt, oder 


*) Vier Auslegungen gab ibm Schultheiß Neuhaus allein. 
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daß er nur eine zwiſchen den Kantonen beitehende Verbindlichkeit fei, eine 
Auslegung zu verfuchen, welche bemeifen fol, daß der Artifel deutlich, beftimmt 
und zum Schuß der Nechte der Klöfter, ala Dritter, abgefaßt ſei. Der mehr: 
genannte Artikel lautet wörtlih: „„der Fortbeitand der Klöfter und Eapitel, 
und die Sicherheit ihres Eigentbums, fo weit e3 von den Kantonsregierungen 
abhängt, find gemährleiftet; ihr Vermögen ift, gleich anderm Privatgut, den 
Steuern und Abgaben unterworfen.” Mas wird gewährleiitet ? der Fortbe— 
fand ber Klöfter und Capitel, und die Sicherheit ihres Eigenthums. Das 
heißt alſo: die Klöfter und Gapitel follen fortbeitehen, verneinend ausge: 
drüdt, fie jollen nicht aufgehoben werden. Es heißt ferner: fie befigen 
Eigenthum, nit wie in neuerer Zeit behauptet wird, fie befiten Fein 
Eigenthum, fondern nur Nupniekungsrchte. Nein der Bund nennt das 
Vermögen derjelben ausdrüdlich ihr Eigenthum. Der Artikel fpricht noch 
beutlider: er ftellt das Vermögen der SKlöfter und Capitel anderem 
Privateigenthum gleih, indem er fagt: ihr Vermögen ift gleih anderm 
Privatgut den Steuern und Abgaben unterworfen. Betreffend dieſes Eigen 
thum verfügt dann der Artikel: defien Sicherheit fei gewährleiſtet, mit andern 
Worten, das Cigenthum fol gefihert bleiben. Der Fortbeſtand alſo und 
bie Sicherheit des Cigenthums der Klöjter und Gapitel find gemwährleitet. 
Was heißt nun gewährleiften? Da hat man in letter Berathung gehört: 
das ſei eine fehr heikle, eine jehr gefährliche Sache, den Begriff von Gewähr— 
Teiftung zu beftimmen. Dennoch wagt e3 der Gejandte von Luzern unbes 
denklich, die Begriffsbejtimmung zu geben. Nach deſſen Anficht heißt fie in 
ben gegebenen Falle nichts anderes, als die zwei und zwanzig Stände der 
Eidgenofjenihaft, oder der Bund, stehen dafür ein, daß die Klöfter und 
Capitel fortbeitehen und ihr Eigenthum gefichert bleiben follen. Sie geben 
dafür ihr Wort. Die ganze Eidgenoijenichaft aller zwei und zwanzig Stände 
befteht einzig und allein durch das gleiche Wort. Die Treue iſts, welche 
biefem Worte Gehalt gibt. Die Trene ift es, welche Teicht die Mittel der 
Güte oder des Ernftes findet, um dem gegebenen Worte unverbrüchliche 
Erfüllung zu verschaffen. So einfah ift der Begriff der Gemährleiftung ; 
mehr nicht und weniger nicht ift darin enthalten, fie ift weder heifel noch 
gefährlich, vielmehr Har und ſchützend. Der Artikel XII. macht nun nod 
eine Ausnahme, wo diefe Gemwährleiftung nicht ftattfindet, oder eine Be: 
dingung, an welche fie geknüpft ift, mit den Worten „„ſoweit es von den Kan 
tonsregierungen abhängt.”* Es ijt wirklich eine Merkwürdigkeit zu nennen, 
daß bei der legten Berathung und zur Nechtfertigung der aargauiſchen Klöſter— 
aufhebung diefe Worte zunächſt angewendet worden find *), die Worte, in 


*) Bom Gefandten von Thurgau, Oberrichter Gräflein. 
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weldhen gerade die unmwiderlegbarjte Verdammung bes Decrets vom 13. Jänner 
1841 enthalten ift. Es gibt allerdings Urſachen der Auflöjung oder Auf: 
hebung eines Kloſters, welche nit von den Kantonsregierungen abhängen. 
Es kann die Fatholifhe Kirche einen ganzen Orden aufheben, dann find 
auch die Klöfter defjelben aufgehoben. Es kann der Papſt aus gegründeten 
Urfahen auch einzelne Klöfter aufheben. E3 Fönnen Klöfter aus Mangel 
an Mitgliedern und an innerer Auflöfung fich felber aufheben. Diejes war 
der Fall mit den Barfüßerkföftern im Kanton Luzern, welche jo oft, ohne 
Unterfuh, als Beweiſe angeführt werden, daß Klöfterauffebungen nichts 
Unerhörtes in der Schweiz feien und daß man früher dazu gejchwiegen habe. 
Es können Klöfter, wenn fie ihren Befig in andern Ländern Haben, durch 
Wegnahme ihrer Güter dafelbit, aus Mangel an Nahrungsmitteln eingehen. 
Alle folde Umftände hängen nicht von den Santonsregierungen ab. Die 
Bedingung, welde der Artifel XII, enthält, ift demnach eine ganz natürliche. 
Nie und nimmer aber kann fie zur Kechtfertigung des aargauiihen Will 
fürdecret3 vom 13. Jänner angeführt werden. Wenn man auch den Kan— 
tondregierungen das Recht zugefteht, das Verbrehen auch in den Klöjtern 
zu bejtrafen, wie der Gejandte von Luzern in feinem eriten Vortrage aus: 
einandergejegt hat, jo darf dann eben nur das Verbrehen am Verbrecher 
beſtraft werden, nicht aber dürfen, wie durch das aargauifche Decret gejchehen 
ift, ohme Unterfuh Corporationen aufgehoben werden, auf melden feine 
Schuld, vielmeniger Verbrechen laften; denn das hieße die vom Artikel XII. 
geſetzte Bedingung ganz außer Acht Lafien. 

Es bleibt nun noch zu unterſuchen, für wen oder zu weſſen Gunften 
die Gemwährleiftung durch den Artifel XH. ausgefprodhen worden fei. Denn 
man bat auch in letzter Berathung wieder gläubig nachgeſprochen, was ein 
als ſcharfſinnig gepriefener Advocat zuerft erfunden hat *): nämlich bie 
Gewährleiftung fei gar nicht deu Klöftern gegeben worden, dieje haben von 
Bunde feine Nechte anzufprehen, fondern die Gewährleiftung haben ſich nur 
die Kantone gegeben, diefe können fich daher auch gegenfeitig derjelben ent- 
heben. Intereſſant ift es daher zu willen, daß der Gejandte von Luzern 
im März 1841 mit einer nad diefer Auslegungsweije gegebenen Inftruction 
in feinem Votum dennoch bemerkte, es ſei Pflicht ded Bundes, zu unterſuchen, 
wenn ein Klojter gegen feine Aufhebung einkomme und bei dem Bunde Schuß 
für feinen Fortbeſtand begehre. In diefer Aeußerung liegt die bündigfte 
Widerlegung jener fo oft nachgebeteten Auslegungsweife. In der That heißt 
es den gejunden Sinn verläugnen, wenn man behauptet: in den Worten 
„der Fortbeftand der Klöfter und Gapitel und die Sicherheit ihres Eigen: 


*) Dr. Caſimir Pfyffer 
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thums ... find gemährleijtet”* Liege feine Verpflichtung des Bundes gegen 
die Klöfter. Der Advocat hat wohl dieje Behauptung mit jener Oberfläch— 
lichfeit gewagt, welche ftetsfort auf einen großen Anhang in unjern Tagen 
rechnen kanu. In den Verhandlungen der oberſten Bundesbehörde über den 
Artilel XI. Tiegt, wenn auch die Worte diejes Artikel zweideutig gemacht 
werben Fönnten, die allerdeutlichite Erklärung barüber. 

Die diplomatifhe Commiffion, welde im Jahr 1814 den Bundes: 
vertrag zu entwerfen hatte, fagt in ihrem Gutachten über den Artifel XII. 
deſſelben: „„Es ift hier nicht der Ort, über den Nugen der Klöjter, über 
die Vortheile diefer alten, ehrmwürdigen Einrihtungen für die Fatholifche 
Religion einzutreten, noch die wichtigen Dienfte, die fie in Altern Zeiten 
und jest noch den Willenfhaften und überhaupt der Kirche und dem Staate 
leiften, auseinanderzufegen. Die Fatholiihen Stände betrachten fie als eine 
vorzüglihe Stüge ihrer Religion und glauben fi um jo mehr beredtiget, 
die Garantie diefer Anftitute zu fordern, da mehrere berjelben ehemals unter 
ihrem divecten Schuß oder jogenannten Schirmvogtei ftanden. Wenn man 
aber die Klöjter and nicht aus religiöiem Gefichtspunfte betrachtet, jo fordert 
doch die Gerechtigkeit, fie über ihren Fortbeſtand und die Sicherheit ihres 
Eigenthums zu beruhigen. Die Mediationsacte hat diefen rechtlichen Grund: 
faß jelbft anerkannt, da fie ihnen ihre Güter zurüdgab. Es ift diefes um 
fo gerechter, wenn man betrachtet, daß mehrere Klöfter ehemals freie, felbit: 
ftändige Herren (Herrlickeiten) waren, es aljo ungerecht wäre, wenn jie 
nad verlornen Gerichtsherrlichkeiten nun fogar über ihre Eriftenz und ihr 
Eigenthum in Ungewißheit gelaflen würden. Die Commiſſion hat fich daher 
zu dem einfachen und gerechten Grundſatz vereinigt." Folgt dann der 
Artikel, welher mit Ausnahme des fpäter ausgelafjenen Wörtchens „„cano: 
niſch““ wörtlich mit dem Artikel XII. übereinftimmt. Der Abſchied von 
1814 fagt dann, daß gegen den Artikel keine mwejentlihen Bedenken erhoben 
worden, und wirklich haben bei der Abjtimmung fich fünfzehn Stände für 
bie grundjäglicde Annahme deijelben erklärt. Unter diefen fünfzehn Ständen 
von ben damaligen neunzehn Ständen findet man nebit allen katholiſchen 
(die Kantone Solothurn und Teſſin fehlten damals nicht) auch die Stände 
Bern, Glarus, Baſel, Schaffgaufen, Appenzell, Graubünden und Nargau. 
Diele Aargau, weldes ih am 13. Jänner 1841, auf eine Protocolläver: 
wahrung vom 27. Mai 1814 berief, hat am 13. Heumonat des gleichen 
Jahrs 1814 die Erklärung zu Protocol gelegt: „„Der Große Kath des 
Kantons Aargau hat auch den Entwurf der Bundesverfaſſung genehmigt, 
den Artikel 42 (XH.) mit der von mehreren Ständen zum voraus geges 
benen Erläuterung, daß die auögeiprochene Garantie dahin verftanden werde, 
daß die Klöfter und Eapitel wegen ihrer veligiöfen Beziehung nicht ohne 
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Einwilligung der geiftlichen Dberbehörde aufgehoben, ober in ihrem Beftand 
verändert werden können.“. Im Jahr 1837 hat die Gefandtihaft von 
Aargau in der Tagſatzung ausdrüdlih anerkannt, durh die Annahme 
bes Artikels XII. des Bundesvertrags hätten die Stände auf das Recht, 
die in ihrem Gebiete liegenden Klöfter zu jäcularifiren, ausdrücklich verzichtet. 
(Abſchied v. 1837. ©. 192). Die diplomatiihde Commiſſion von, 1814, 
welhe einmüthig diejen Antrag gebracht Hatte, beitand aus den Herren 
Bürgermeijter Neinhard von Zürih, Landammann Heer von Glarus, Schults 
heiß Nüttimann von Luzern, Bürgermeifter Wieland von Bajel, Bürgermeifter 
Pfiſter von Schaffhaufen, Landammann Zellmeger von Appenzell und Regie: 
rungsrath Fetzer von Aargau, aus zwei Katholiken und fünf Proteftanten. 
Die Commiſſion jowohl, als auch die fünfzehn Stände faßten demnad den 
Artikel jo auf, er gewährleifte den Klöftern als ſolchen den Fortbeftand und 
die Sicherheit ihres Eigenthums, er enthalte eine ausdrüdliche und gerechte 
Berpflihtung des Bundes gegen die Klöfter als dritte Perfonen. Noch mehr, 
was der Gejandte von Luzern bereits früher angedeutet hat, der Artikel 
wurbe bei jeiner urjprünglichen Faſſung, wie aus dem angeführten Gutachten 
ſonnenklar erhellt, al eine Gemährleiftung der Rechte der Katholiken und 
fatholiihen Stände in der Schweiz angejehen. Der Gejandte von Luzern 
will zur Auslegung des Artikels XII. des Bundesvertrags nichts mehr jagen. 
Er darf mit Beruhigung allen verjuchten künſtlichen Auslegungen feine ein: 
fahe, auf Wortlaut und offizielle Verhandlungen geftügte, entgegenſetzen 
und behaupten: der Artifel XII. it Mar, iſt beitimmt, verpflichtet den Bund, 
den Fortbeſtand der Klöjter und die Sicherheit des Eigenthums zu gemähr- 
leiſten. Das aargauiihe Decret vom 13. Jänner 1841, welches die 
dortigen Klöfter aufhebt, ift demnach ein Bundesbruch. 

Noch eine etwas feltfame Einwendung, welche bei der Iekten Bera— 
tung entweder beftimmt oder verbedt vielfah gemacht worden ift, muß der 
Sefandte von Luzern berühren. Es wurde nämlih, und zwar von folden, 
welche viel auf Grundjäglichkeit, auf der Beharrlichkeit der Ueberzeugung zu 
halten fcheinen, jeltfam genug die Anficht geltend gemacht, der Bundesvertrag 
und namentlich der Artifel XII. defjelben ftehe mit der freien Entwidlung 
des Volkslebens im Widerfpruhe, und dürfe daher in jo weit nicht im 
ftrengften Sinne genommen werden. As Ausflug der Staatswilllür mag 
eine ſolche Anfiht allerdings fich rechtfertigen, aber nie und nimmer als 
eine Auslegung einer beftehenden Nechtöverbindlichfeit. Es würde fich jeder 
Privat eine ſolche Auslegungsweiſe privatrehtliger Urkunden verbitten, 
Aber auch ein Gefeggeber, wenn er fich blos in Gebiete der Auslegung 
bewegt, kann ſich nicht beigehen laſſen, Anfichten in das auszulegende Gejek 
Bineinzulegen, welde ihm zeitgemäßer ober zweckmäßiger ſcheinen, als biejenigen, 
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auf welchen das Geſetz urfprünglih beruht, fondern er muß fih eben an 
diefen. den Geſetzen zu Grunde liegenden urfprünglihen Anfihten halten, 
Eine andere Handlungsmeife ift Grundiaglofigfeit und Staatswilfür. In 
privatlihem Verhältniſſe lafjen fih urkundliche Titel, welche nicht mehr zeit: 
gemäß und zwedmäßig erfcheinen, nur quf dem Wege des Vergleichs der 
Parteien oder der vollen Entihädigung bejeitigen. In der Gejeßgebung 
laſſen fih unzweckmäßig erachtete geſetzliche Beftimmungen niht auf dem 
Wege der Auslegung, fondern nur auf dem Wege der Gejekesaufhebung 
oder Gejehesabänderung befeitigen. Die Auslegung des Bundesvertrages 
hat Feine andere Vorſchriften, als die genannten. Er ift ein Vertrag. Wenn 
die eine oder andere Beitimmung dejjelben nicht mehr zwedmäßig, nicht mehr 
zeitgemäß ſcheint, ſo muß da3 von denen, welche fie jo anjehen, bedauert 
werden, allein auf dem Wege bloßer Auslegung läßt fie fich nicht bejeitigen, 
dazu ift das Einverftändnig aller Kantone erforderlid. Nur ein foldes 
Einverftändnig oder eine förmliche Abänderung des Bundesvertrages, eben- 
fals durch Einftimmigkeit der Stände erzielbar, kann bier helfen, Wer fih 
auf andere Weile Hilft, bricht den Vertrag, verlegt den Bund. Uebrigens 
iſt kaum zu bebauern, daß der Bund im Jahr 1815 die Verpflichtung über- 
nommen bat, weldhe im Artikel XII. des Bundesvertrags liegt. Denn dieje 
Verpflichtung beruht auf der Geredtigkeit. Die diplomatiihe Commiſſion 
von 1814, welde über die Gerechtigkeit des Grundfages ganz einverftanden 
war, wie oben gezeigt worden, trennte fi über die Art, wie die daraus 
hervorgehende DVerpflidtung den Kantonen überbunden werben fol. Die 
Mehrheit der Commiſſion glaubte nämlich, „„daß diefer Grundſatz (jo Tautet 
der Abjhied) nicht als ein Artikel in die Bundesacte aufgenommen, ſon— 
dern entweder durch einen förmlihen Beihluß der Tagfagung ausgeſprochen, 
oder durch ein verbindliches Concordat von ſämmtlichen Ständen feitgefegt 
werden ſollte. Sie glaubt nämlih, die Bundezacte jolle nur allgemeine, alle 
Kantone umfafjende Gegenftände enthalten; dies fei Fein Gegenſtand aller 
Kantone, und der Zweck könne durch ein Concordat gleihmäßig erreicht 
werden.““ Im prophetijchem Geifte ſprach die Minderheit der Commiffion 
fich folgendermaßen aus: „„Hingegen glaubt ein anderer Theil der Commiſ— 
fion, daß diefer Artikel in die Bundesacte jelbit aufgenommen merden folle. 
Die Erfahrung zeige, daß jelbit Concordate Feine genügende Sicherheit 
geben; fie können von einem Theil aufgejagt, fie Fönnen leicht abgeändert 
werden. Nur durch Aufnahme eines ſolchen Grundſatzes in die Bundesacte 
jelbft werde die Garantie fett und gebe Beruhigung; nur auf dieje Art 
werden die Kantone auf ihrem alten Rechte der Schirmvogteien nicht ferner 
beftehen; nur hiedurch erhalten die Klöfter, und mit ihnen die Fatholijchen 
Stände, volle Beruhigung, — die fie mit Recht fordern können, und bie 
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ihnen um fo leichter gegeben werben möge, da ein einfacher, auf Gerechtig— 
keit begründeter Sat in der Bundesacte Niemanden beleidigen könne.” “ 

Die Mehrheit der Stände, unter diefen aud Bern, Glarus, Schaff: 
haufen und Bajel pflichteten dieſer Anficht bei. Prophetiich war der Aus: 
ſpruch des betreffenden Theil der diplomatifhen Commifjion, welche die 
Aufnahme des Artikels XII. über die Klöfter in den Bunbesvertrag begehrte. 
In der That, wenn diejer Artikel nur in ein Concorbat wäre verwiefen 
worden, was hätten die Klöfter, was die Katholifen, was bie Fatholifchen 
Stände für eine Beruhigung erhalten? Was würde man im Jahr 1843 
in einer Tagſatzung darüber geſprochen haben, in welcher fogar der Artikel 
ber Bunbdesacte nicht mehr gefichert ift? wo jelbft ſolche Kantone, deren 
Sefandte den Artikel entworfen, als gerecht erflärt und zur Aufnahme ber: 
felben in die Bundesacte gejtimmt haben, zu Weberläufern geworden find, 
darin Feine Verpflihtung des Bundes weder für die Klöfter noch für bie 
Fatholiihen Stände mehr finden wollen? wo man fogar fo weit geht, in 
dem Artikel des Bundesvertrags, welcher zum Schub der Klöfter und ihres 
Eigenthums, zur Sicherung der Nechte der Fatholifchen Stände aufgeftellt 
und von allen zwei und zwanzig Ständen beſchworen worden it, die Necht- 
fertigung für alle Klöfterunterdrüdungen und für alle Beeinträcdhtigungen des 
Eigenthums derſelben mwenigitens jcheinbar fuchen zu wollen? In der That, 
im prophetifchen Geifte hat die damalige diplomatiſche Commiljton ihr Out: 
achten über den Artikel XIT. abgegeben. Ihr Gutachten ſchlägt alle Ver: 
drehungen diefes Artikels nieder: ihr Gutachten gibt den wahren Sinn des 
Artikels Mar zu erkennen: ihr Outachten bezeichnet das unfelige Aargauer: 
becret vom 13. Jänner 1841 als einen offenbaren Bundesbrud. 

Nun foll no die eidgenöſſiſche Tagſatzung, die Wächterin des Bundes, 
dieſem Treubrude am Bunde die Sanction aufdrüden. Der Oefandte von 
Luzern will die Folgen eines folchen Treubruches nicht mehr aufzählen. 
Man hat diefelben durch Feine Gründe zu widerlegen vermocht; dadurch daß 
man die Hinweifung auf die Folgen als Drohungen einer Fauſt ohne Hand 
verfpottete (e8 ift dem betreffenden Gefandten *) im Worbeigehen nur zu 
bemerken, daß ein Finger zu biefer Hand leicht in feinem eigenen Kanton 
gefunden werden dürfte): dadurch dag man den Behauptungen des Gejandten 
von Luzern nur Perfönlichkeiten entgegenzufegen mußte, hat man fich felber 
als befiegt erflärt. Gegen die Erklärung, daß die bundesgetrenen Stände 
einem Zwölferbeichlufje in diefer Bundesfrage feine Rechtskraft zugeitehen, hat 
man fi auf einen Unterricht über die Verfaſſung des Kantons Luzern 
berufen, worin gejagt wird, die Minderheit müſſe fi einer von dev Mehr: 


*) Dem Gefandten von Solothurn: Oberrichter Burfi, 
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heit angenommenen DVerfaffung unterziehen. Diefer Grundſatz tft in Ver: 
faſſungsſachen eben fo richtig, ala er in Sachen des Bundesvertrags unan— 
wendbar ift. Verwundern muß man ſich über die VBegriffsverwirrung *), 
mit welher man diefen Maren unbeftrittenen Verfafjungsgrundfag auf den 
Bundesvertrag anwenden will, der eben feine Berfajlung, jondern ein Vertrag 
von fouveräuen Ständen ift und daher von feiner Mehrheit gebrochen oder 
abgeändert werden darf, fo wenig, als er von einer bloßen Mehrheit geſchloſſen, 
befiegelt und beſchworen worden ijt, fondern die Unterjchriften und Siegel 
aller zwei und zwanzig Stände an ſich trägt. Wenn man da annehmen 
wollte, die Mehrheit könne den Bunbesvertrag beliebig brechen oder abän: 
bern, fo hieße das nichts anders als das Fauſtrecht, das Recht des Stärfern, 
mit einem neuen Worte, die Raison d’Etat, als Bundesjtaatsrecht procla= 
‚miren. So meit ift es doch mit der Eidgenofjenichaft noch nicht gekommen : 
es ift vielmehr zu hoffen, diefelbe werde aus der Begrifisverwirrung und 
aus dem Unrecht auch dieſesmal wieder fiegend ſich entwinden. 

Ter Geſandte von Luzern dürfte biemit ſchließen. Allein er kann 
ih nicht enthalten, noch gegen eine in der frühern Berathung gefallene 
Heugerung ſich feierli zu verwahren. Man hat es nämlich gewagt, den 
feligen Niklaus von der Flüh gleihfam als Gewährsmann für eine Trans: 
action in der Angelegenheit der Klöfter im Aargau zu nennen **). Der 
Stand Luzern ſowohl, als der Gefandte diejes Standes perjönlih hegen 
eine zu hohe Verehrung für diefen Mann, als daß ſie ſtillſchweigend zugeben 
Fönnten, dejjen Namen für eine jo verwerflihe Sache mißbrauchen zu lafien. 
Die Lebensgefhichte erzählt mehrere Züge von ihm, melde ihn genugjamı 
gegen bie Zumuthung ſchützen, als würde er je für einen Klofterraub, gefchebe 
biefer in größeren oder Feinerem Maße, feine Zuftimmung geben. Er ijt 
zwar aud als Bermittler aufgetreten. Es war um die Theilung einer im 
gerechten Vertheidigungsfriege errungenen Beute zu thun. Hier aber handelt 
es fih um die Einſackung von Gütern, welde man ruhigen Klofterbewoh: 
nern durch eine Gewaltthat entriffen hat. Niklaus von der Flüh mahnte 
die Eidgenofien, die Beute friedlich zu theilen und um des ſchnöden Goldes 
willen nicht das Vaterland der Gefahr des Unterganges preis zu geben. 
Das Vaterland alſo jtellte er höher als das Gold. Hier aber foll ber 
Kanton Nargau zwei Dritttheile oder gar drei Viertheile des widerrechtlich 
entzogenen Gutes zum Lohne feines Unrechtes behaupten, ein Dritttheil oder 
Viertheil fol den Eigenthümern für eine Zeit lang zur fogenannten Sühnung 
des Bundes wieder zurüdgegeben werben; der Eigenfinn des Kantons joll 


*) Der Gefandte von Schaffbaufen gerieth in biefe Begriffsverwirrung. 
**) Der Gefandte von St, Gallen — Feld — wagte biefes. 
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Meifter bleiben, das Recht des Bundes erliegen. Zu einer ſolchen Theilung 
würde Niflaus von der Flüh fein Vermittlungsmort nie jprechen, feine fegnende 
Hand nie darüber ausjtreden. Seine Pebensgeihichte jagt uns, daß er im 
Zahr 1460 bei der Belagerung von Dießenhofen auf den Knieen bie Haupt: 
leute gebeten habe, das dortige Frauenflofter, im welches fi Dejterreicher 
geflüchtet haben, nicht. zu verbrennen; daß er die Brandfadeln aus den 
Händen gerijien, das Feuer gelöjcht und das Klofter gerettet habe. Und 
wie, man wagt ihn anzurufen, um einer Klöfterplünderung, einer Klöfter: 
aufhebung, beſchloſſen und ausgeführt durch eine Landesobrigkeit, gegenüber 
der eiblih gegebenen Zufiherung, die Klöfter und ihr Eigenthum fügen 
zu wollen, das Siegel aufzudrüden? Die Gejhichte jagt uns, daß er im 
Kriege überall auf Schonung frommer Stiftungen bedacht geweien fei: 
und im Jahr 1843 foll er feinen Namen leihen zur Bernihtung folder 
ſrommen Stiftungen? Die Gejhichte erzählt uns endlich: daß ein Streit: 
handel auf der Nathöftube zu beurtheilen war, welcher mit vieler Heftig— 
keit, mit unredlichen Mitteln geführt wurde. As man zur Sammlung 
der Stimmen fchritt, Jah Niflaus aus dem Munde ungerechter Richter Schwe: 
felflammen hervorbrechen. Diefes erfüllte ihn mit foldem Entſetzen, daß er 
ben unerjchütterlicden Entihluß fahte, alle Ehrenftellen nieberzulegen. So 
tief und unauslöfhlih war der Sinn für Gerechtigkeit in dem Innerſten 
des Seligen ausgeprägt. Sein Freund, Heinrih Amgrund, bat uns das 
eigene Zeugniß von Niklaus von der Flüh Hiefür Hinterlafien. „„Ich bin 
(jo fagte er im Vertrauen) von Gott mit einem guten Berftande begabt 
geweien, bin in Geſchäften bes Baterlandes viel zu Rath gezogen worden, 
babe auch viele Urtheile gegeben: ich kann mich aber nicht erinnern, daß ich, 
mittelft göttlicher Gnaden, in folhen etwas wider mein Gewiſſen gehandelt; 
habe auf feine Perfon gejehen, und bin niemals von der Gerechtigkeit 
abgewichen.““ Eine verkehrte Auffafjung des innerften Wejens von Niffaus 
von der Zlüh ift daher offenbar, wenn man bei Befieglung eines Unrechtes auf 
diefen unerjchütterlihen Mann der Gerechtigkeit ſich berufen will. Mit viel 
mehr Recht dürfte wohl das Wort in die Erinnerung zurüdgerufen werben, 
welches er im Jahr 1481 zu Stanz an die Gefandten von Uri, Schwyz 
und Unterwalden gejproden hat: „„wer euch unterbrüden wollte, der finde 
Männer,” * 

Der Geſandte von Luzern will es hingehen lajien, daß man bas an 
den Klöftern und an den Katholifen dur das Decret des Großen Raths 
von Aargau vom 13. Jänner 1841 verübte Unrecht und den Bundesbruch 
durch alle Gründe der Staatswillfür, der eigenfüchtigen Kantonaljoureränität, 
daß man eine Vermittlung (Transaction) zwilhen Recht und Unrecht durch 
alle Rüdjihten eines faulen Friedens zu befhönigen fuche, nur das will und 
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kann er nicht hingehen laſſen, daß man Alles dieſes durch Verwandlung der 
Schuldloſigkeit in Schuld, durch Buchſtaben und Geiſt des Bundesvertrags, 
ja ſogar durch den Namen des gerechteſten Eidgenoſſen des hochverehrten 
ſeligen Niklaus von der Flüh zu beſchönigen ober gar zu rechtfertigen ſucht. 

Der Geſandte von Luzern erneuert Namens ſeines Standes den 
frühern Antrag auf Wiedereinſetzung aller Klöſter im Aargau in ihre bun— 
beögemäßen Rechte.“ 

Natürlich halfen diefe und andere Neben nicht? mehr. Es Fam noch 
am gleihen Tage zur Abftimmung. Da trat unter den radifalen Ständen 
eine völlige Verwirrung ein. Es wurde nämlich über den Antrag abgeſtimmt: 
fih mit der Wieberherftellung von vier Frauenklöſtern befriedigt zu erflären, 
und den Gegenftand aus Abſchied und Tractanden fallen zu laflen. Für 
diefen Antrag ſprachen ih aus: Glarus, Solothurn, Graubünden, St. Gallen, 
Thurgau, Teffin, Waadt und Genf. Am 18. Augftmonat Hatten für den 
Antrag: „Die Tagfakung erflärt fi mit dem Decret de3 Großen Raths 
von Aargau vom 19. Heumonat 1841, wodurd die drei Frauenklöſter Fahr, 
Maria Krönung und Onabenthal wieder hergeitellt werden, befriedigt und 
läßt ſonach den Gegenstand aus Abſchied und Tractanden fallen” geftimmt: 
Zürich, Bern, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau, Teifin, 
Waadt. Die Stände St. Gallen, Graubünden und Genf hatten fih damals 
über diefen Antrag das Protocoll offen behalten, Als weder Bern no 
Aargau noch Schaffhaufen am 31. Augſtmonat zu den erjten dieſer beiben 
Anträge ftimmen wollten, St. Gallen aber erklärt hatte, daß e8 auf ber 
Miedereinfegung von Hermetſchwyl beftehen müßte, fo war guter Rath theuer. 
Dod die radikale Logik Half durd. Graubünden, Genf nnd nicht ohne 
einiges Widerftreben aud St. Gallen erffärten, fie ſtimmten auch zu dem 
Antrage vom 18. Augftimonat, jedoh mit der Erflärung, daß der Stand 
Aargau bei dem Anerbieten für Herftellung von Hermetſchwyl behaftet blieben. 
Mit beftimmten Worten erflärte ich hierauf als Präftdent: „es jei alfo ein 
Beſchluß von zwölf Ständen, daß man ſich mit dem Antrage Aargaus auf 
Wiederherftellung von drei Frauenklöftern befriedigt erkläre und ben Gegen: 
ftand aus Abſchied und Tractanden fallen laſſe.“ St. Gallen Gefandter, 
Sandammann Fels, ftand als ein einer Verlegung feiner Inſtruction über: 
wiejener Gejandter da. Denn fie ging bejtimmt dahin, daß er fich mit drei 
Frauenflöftern nicht befriedigt erflären dürfe: er wußte wohl, daß eine Behaf— 
tung Aargaus bei feinem Anerbieten zur Wiederherftellung des vierten Frauen: 
kloſters feine rechtliche Gültigkeit haben Fönnte, weil fie nicht von zwölf, 
fondern von den Ständen Graubfinden, Genf und St. Gallen ausgefproden 
worden war. Neuhauſens Stolz und Eigenfinn hatten eine Uebereinftim: 
mung von zwölf Ständen für Wiederherftellung von vier Frauenklöftern 
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verhindert. Man machte ſich beim Schwanen, wo die radikalen Geſandt— 
ſchaften am Schmauſe ihren Triumph über das Recht feierten, Vorwürfe 
und Fam überein, am nächſten Tage beim Verleſen des Protocolls, das 
Unförmlihe des Beſchluſſes duch eine neue Abſtimmung zu verbejlern. 
Diefes wurde mir von einem Gejandten eines vadifalen Kantons zur Kennt: 
niß gebradt. Es war aber der 1. Herbitmonat für die letzte Protocoll3- 
verlefung und den Schluß der Tagſatzung beftimmt. Ich erſuchte den Herrn 
Schultheißen, bis nad der Verlefung des Protocolles den VBorfig führen zu 
dürfen, was er ohne Anitand gejtattete. Sobald das Protocoll verlefen 
war, ergriff der Gefandte von Zürich das Wort und ftellte den Antrag, es 
jollte darüber abgeſtimmt werden: daß der Gegenſtand einfach aus Abſchied 
und Tractanden entfernt werden folle. Zu diefem Antrag Hatten am 
18. Augftmonat nur vier Stände nämlich Bern, Nargau, Schaffhaufen 
und Teffin geftimmt. Ich erklärte, es Handle fh nur um die Nichtigkeit 
des Protocolls über die geftrigen Verhandlungen, wollen neue Anträge geftellt 
werben, jo müſſe die Berathung darüber nad Genehmigung des Protocolls 
ftattfinden. Die eidgenöfjiihe Kanzlei, von mir aufgefordert, bezeugte, ber 
Beſchluß fei fo eingetragen, wie er geftern in Abſtimmung gelegt worden. 
Einer neuen Abjtimmung widerjeßte ich mid ganz entihieden. Der Gefandte 
von St. Gallen wollte fein. Botum vom 31. Augftmonat feiner Inſtruction 
bejjer anpaljen, da zeigte ihm die eidgenöſſiſche Kanzlei, daß es wörtlid auf: 
genommen worden fei, ıwie er e3 eigenhändig in Schrift verfaßt und einge: 
veicht habe. Der Gejandte von Waadt, Staatsrath Ruchet Freifchte wie ein 
Nafender, und meinte, die Tagjakung ftehe über dem Präfidiun, ' Allein 
ih wid um feines Nagels breit und es blieb beim Beſchluß vom 31. Augft: 
monat. Der Wortlaut diefes Beihluffes war: „Mit dem gemäß Großraths- 
befhluß vom 19. Heumonat 1841 aargauifher Seit gemadten Anerbieten 
der Wiederherftellung der drei Frauenklöſter Fahr, Maria Krönung und 
Gnadenthal — iſt die Tagſatzung befriedigt und ſtimmt für Entfernung 
des vorliegenden Berathungsgegenftandes aus Abfhied und Tractanden. In 
dem vorftehenden Sinne haben ſich mit Beziehung auf die abgegebenen Voten 
anögeiprohen am 18. Angitmonat die Stände Zürih, Bern, Glarus, Solo: 
thurn, Schafjhaufen, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt und Appenzell:Außer: 
rhoden, und am 31. Augftimonat Graubünden und Genf, und zur Erzie: 
lung einer mun durch die heutige Erklärung und weiteres Anerbieten Aargaus 
möglih gemachten Mehrheit, St. Gallen unter ausdrüdliher Deziehung auf 
feine heutigen Erklärungen, und mit der Erklärung, daß der hohe Stand 
Aargau bei angebotener Wiederherftellung aud des Kloſters Hermetſchwyl 
behaftet jei.” — Wie war es möglich, daß Landammann Fels von St. Gallen 
zu einem folden Beſchluſſe ftimmen konnte? Im Großen Rathe von St. Gallen 
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war der Antrag von Weidmann, ſich befriedigt zu erflären, wenn Aargau 
auch noch Hermetſchwyl Heritelle, förmlih verworfen worden. Die Inſtrue— 
tion fagte deutlih, der Geſandte dürfe nicht dafür ſtimmen, mit ber Wieder: - 
herjtellung von drei Klöftern ſich für befriedigt zu erflären. Alſo die beiben 
Fälle waren der erfte negativ, der zweite pofitiv durch die Großrathsbeſchlüſſe 
St. Gallens vorgejehen, im beiden Fällen durfte Fels nicht zuftimmen. Rum 
aber ftimmte er gerade für den legten Antrag in ber Vorausſetzung, es werde 
dem erftern von Seite Nargaus ein Genüge geichehen, wofür Aargau, weil 
feine Mehrheit dafür fich ergab, nicht einmal verpflichtet fein Fonnte. Alſo 
hat der Gefandte von St. Gallen in allen Theifen den ausgeſprochenen 
Willen feine® Großen Rathes und feiner Inftruction förmlich unbeachtet 
gelafien. Gar Viele in und außer St. Gallen, jogar Gejandte der Tag: 
jaßung vermutheten, Fels fei von Nargan mit Kloftergelb beftohen worden 
und fie nannten fogar die Summe, MeinerjeitS mag ich eine ſolche Meinung 
nicht Platz finden lafjen, weil ih eine folhe Schlechtigfeit nicht ohne beftimmte 
Beweiſe annehmen mag. Hinlänglihe Erklärung feiner Handlungsweije finde 
ih in dem immermwährenden Einfluffe feines ungeftümen Mitgefandten, in 
. feinem Proteftantismus und in dem ihm fleißig beigebrachten Wahne, er fei 
zur Rolle eines Vermittler, eines Niklaus von der Flüh berufen. Denn 
in meinem ganzen Leben habe ich die Erfahrung gemacht, daß zwei Brote: 
ftanten, wenn auch der eine radifal, der andere aber conjervativ war, bei 
Fatholifch:confervativen Fragen und Entiheidungen jedesmal gemeinſchaäftliche 
Sade machten. So fam e3 ganz natürlih, daß Fels mit Steiger, jo wie 
früher von Muralt mit Neuhaus oder Wieland gegen die Fatholifhen Stände 
ih einigten. Diefe Fatholiihen Stände aber wollten den Entſcheid ber 
zwölf Stände nicht einfach Hinnehmen, indem fie dafür hielten, Verpflich— 
tungen, welche ein klarer Bunbesartifel aufgelegt habe, könnten nicht durch 
eine Mehrheit wegdecretirt werben. Die Gefandtichaiten hatten ſich bereits 
auf den Fall, welcher am 31. Nugftmonat eintrat, vorgefehen. Sie gaben 
am gleichen Tage folgende Protejtation and Protocol der Tagſatzung: 

„Schon mehr ald zwei und ein halbes Jahr erregt die Aufhebung 
der Klöfter im Aargau die Tebhaftefte Theilnahme der Eidgenoſſenſchaft und 
zieht den Blick eines bedeutenden Theil von Europa auf bie nentrale 
Schweiz. Das Decret des aargauiſchen Großen Raths vom 13. Jänner 
1841, die gewaltfame Verdrängung frieblicher Kfofterbewohner jedes Alters 
und beiderlei Geſchlechts aus ihren Zellen in Mitte der herbiten Wintersfälte, 
die widerrechtlihe Entreißung des durch fromme Stiftungen oder andere vedht: 
tihe Erwerbung, durch Jahrhunderte langen Befig geheiligten, unter ver: 
fafjungsinäßigen Schuß und unter die Obhut des eidgenöſſiſchen Bundes 
geitellten Eigenthums geiftliher Corporationen hat einen tiefen Unwillen in 
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jeder rechtlich gefinnten Bruft anfgewedt. Die Einberufung einer außer: 
ordentlichen Tagfagıng wurde gefordert, um das empörende Unrecht zurück— 
zumweifen und wieder gut zu machen; ein Unrecht, welches um fo jchreiender 
war, als es eine ojfenbare Verlegung des von allen zwei und zwanzig Ständen 
mit einem feierlichen Eide bejchwornen Bundesvertragg vom 7. Augft: 
monat 1815 im fih ſchloß. Die eidgenöffiihe Tagſatzung verfanmelte ſich 
am 35. März 1841. Sie ftimmte in ihren Rathſchlägen mit der in jeder 
veblihen Bruſt Tebenden Weberzeugung von dem durch den Großen Kath 
des Kantons Aargau verübten Unrechte überein. In ihrem Beſchluſſe vom 
2. April erffärte fie das Decret vom 13. Jänner als unvereinbarlih mit 
den Artikel KIT. des Bundesvertrages. Diefer Erklärung hätte jie unver: 
weilt duch Vollziehungsmaßregeln Geltung und Wirkſamkeit verfchaffen 
können. 

Allein ſie überließ ſich der gerechten Erwartung, es werde eine 
„„dringliche Einladung““ an den Stand Aargau genügen, „„nochmal in 
die Berathung ſeines Decretes vom 13. Jänner einzutreten und in pflichtge— 
treuer Berückſichtigung der unzweideutigen Vorſchrift des Artikels XII. ſolche 
neue Verfügungen zu treffen, welche deſſen Anforderungen genügen und bie 
Bundesbehörde weitern Eintretens zur Nufvehthaltung der Bundesvorſchriften 
entheben können.““ Cie beichränfte ſich daher vorläufig auf eine ſolche Ein: 
ladung, behielt jedoch, ausdrücklich für den Fall: „„daß der Kanton Nargan 
Anftand nehme, der an ihm gerichteten Einladung nachzufommen, oder daß 
feine zu gewärtigenden Beſchlüſſe die Vorfchriften des Bundes nicht befrie: 
digen würden, der Taglakung jede Verfügung vor, die fie zur Aufrecht— 
haltung der mehrerwähnten Bundesvorfchrift nothwendig erachten würde.“ * 
Die Erwartung der eidgenöffischen Bundesbehörde wurde auf eine betrübende 
Weiſe getäufht. Ter Stand Margau, ftatt die Schonung, womit er von 
Seite der Taglakung in Bezug auf die von ihm verübte bundeswidrige 
Gewaltthat behandelt worden, anzuerkennen, und darum zur treuen Erfüllung 
feiner Bunbespflichten zurüdzufehren, vermaß fi fogar, „„die eidgenöffi: 
hen Mitftände“* unterm 13. Mai feinerfeitS „„einzuladen, dem Tag: 
ſatzungsbeſchluſſe vom 2. April Feine weitere Folge zu geben,“* und dem: 
nad die Verletzung des Bundesvertrages hingehen zu laſſen und die gemalt: 
thätige Aneignung des Kloftereigenthums ſtillſchweigend zu bejtätigen. 

Die eidgenöffiihe Tagfakung hinwieder, ohne in eine ſolche alle Rück— 
fihten gegen die oberfte Bundesbehörde außer Acht fekende Einladung irgend: 
wie einzugehen, beichlog am 9. Heumonat „„im Sinne der Feithaltung und 
Handhabung ihres Beichluffes vom 2. April 1841 den Stand Nargau auf: 
zuforbern, gedachtem Beſchluſſe unvermweilt nachzukommen, und zwar jo, daß 
der Stand Aargau im Laufe des Heumonats über das Ergebniß der Ver: 


— 
fügungen Bericht vorzulegen habe, welche nach Artikel 2 jenes Beſchluſſes in 
pflichttreuer Berückſichtigung der unzweideutigen Vorſchrift des Artikels XII. 
des Bundesvertrags zu treffen ſind.““ 


Der wiederholte Ausſpruch der oberſten Bundesbehörde, die Erinnerung 
an ſeine beſchworne Bundespflicht, die Rückſicht auf die eidgenöſſiſchen Ver— 
hältniſſe, die Einſicht in die nnausweichlichen Folgen des Beharrens auf dem 
Pfade des Unrechts, der Gewaltthat und des Bundesbruchs, hätten ben 


Stand Aargau bewegen ſollen, das Decret vom 13. Jänner 1841 einfach 
zurückzunehmen. 


Allein ſtatt eine ſolche bundesgemäße, pflichtgetreue und ehrenvolle 
Entſchließung zu fallen, erließ der Stand Aargau am 19. Heumonat eine 
Shlußnahme, welde dahin gieng: „„den bisherigen Mitgliedern der Frauen— 
Möfter zu Fahr, zu Maria Krönung in Baden und zu Gnadenthal fei die 
Rückkehr in diefe Klöfter und ehevorige ordensmäßige Beifammenleben, unter 
fo weit erforderlider Staatsabminiftration und Refornvorbehalt, gejtattet.““ 
Dur diefe Schlußnahme wollten drei arme Frauenklöſter dem Scheine nad) 
wieder eingefegt werben, die übrigen Klöfter, namentlich die reichen Abteien 
Muri und Wettingen und das Klofter Hermetſchwyl follten aufgehoben und 
der Raub ihres Eigenthums beftätiget bleiben. 


Dieſe Schlußnahme wurde unter dem Titel bundesbrüderlicher Groß— 
muth als letztes Angebot des Standes Aargau der Tagſatzung überreicht. 

Dies Angebot, welches der Stand Aargau durch ſein Decret vom 
19. Heumonat der eidgenöſſiſchen Tagſatzung zu machen beliebte, enttäuſchte 
die bundesgetreuen Eidgenoſſen über die von jenem Stande fo oft bethenerte 
Bundestreue, eidgenöſſiſche Großmuth und über das von ihm jo oft gerühmte 
Gefühl für Necht und Gerehtigfeit. Nach einem fo unwürdigen Benehmen 
von Geite de3 im Unrecht begriffenen Standes Aargau mußte jeder Recht— 
lihgefinnte von ber eidgenöffifchen Tagſatzung erwarten, fie werde den in 
offener Empörung gegen den Bundesvertrag und ihre Beichlüffe jtehenden 
Kanton Aargau zur Pflichterfüllung zwingen und fo ihren wiederholten 
Schlußnahmen die durch das Recht und durch die Nüdficht auf ihr eigenes 
Anfehen gebotene Volziehung verfchaffen. 

Zum Unheil des geſammten VBaterlaudes ging dieſe Erwartung nicht 
in Erfüllung. Umfonft waren die Kreisichreiben mehrerer eidgenöſſiſchen 
Stände an ihre Bundesbrüber, umfonft die Reben eidgenöſſiſcher Boten im 
Schoofe der Tagfagung, umfonft die Stimmen von mehr als 30,000 Katho— 
liken, unterftügt von ihren Kirchenvorſtehern, melde in Bittſchriften die 
Nufrehthaltung des Artikels XII. begehrten, des einzigen, welcher ber katho— 
lifhen Confeſſion eine eidgenöfjiihe Gemwährleiftung für einen Theil ihrer 
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Inftitute gibt; umfonft waren alle Hinweifungen auf den von ber Tag: 
fagung ſelbſt als unzweideutig erflärten Artikel XIL des Bunbeövertrages, 
umfonft die Mahnungen an fehmweizerifche Buntestreue, umſonſt die erniten 
Warnungen vor den Folgen eines Bundesbruches, vor ben Folgen eines 
Grundfages, wodurch die Souveränität eines Kantons im Widerſpruche mit 
einer Bundesvorſchrift unterftüßt, die Bundesautorität aber preisgegeben wird ; 
umfonft die Warnungen vor den Folgen der Erfhütterung bes Rechtszuſtan— 
des und der Rechte des Eigenthums, in einer aus zwei und zwanzig durch 
Religion, Sitten, Spraden, Anfihten und nterefien verfchiebenartigen 
Kautonen bejtehenden, durch Bundestreue einzig zufammengehaltenen Eidge- 
nofienihaft. Bis zum 31. Augftmonat Fonnte die eidgenöfliihe Tagſatzung 
zur Vollziehung ihrer Beſchlüſſe nicht zu einer Entſchließung kommen. An 
diefem unbeilvollen Tage hat eine Mehrheit von zwölf Standesftinmen die 
verhängnigvolle Entiheidung gefaßt, fih mit der Wiebereinfegung von drei 
Frauenklöſtern als befriedigt zu erflären und fonah den Gegenftand aus 
Abſchied und Tractanden zu entfernen. 

Mit dem tiefften Schmerze haben die unterzeichneten Gejandtihaften 
diefe Entſcheidung einer Mehrheit von Ständen mitangehört. Weber fie 
noch ihre hohen Stände hätten fi dem Glauben hingeben können, daß eine 
Viehrheit von Standesftimmen zu einer ſolchen Entſchließung mitwirken würde. 
Allein die Thatſache fteht nun vollendet vor ihnen ba. 

Der Ernft der Sade, die beftimmten Aufträge ihrer Committenten, 
die Berantwortlichfeit, welche fie gegenüber dem gefammten Vaterlande über: 
nommen haben, beftimmen die unterzeichneten Geſandtſchaften zu folgender 
feierliher Erklärung: 

Der Artitel XI. des Bunbesvertrages vom 7. Augftmonat 1815 
lautet wörtih: „„Der Kortbeftand der Klöfter und Capitel und bie 
Sicherheit ihres Eigenthums, ſoweit e8 von den Kantonsregierungen abhängt, 
find gemährleiftet; ihr Vermögen ift gleich anderm Privatgut, den Steuern 
und Abgaben unterworfen.“ * 

Die eidgenöffiihe Tagſatzung Hat durch Schlußnahme vom 2, April 
und 9. Heumonat 1841 die Aufhebung der Klöfter im Aargau als unverein: 
barlih mit den unzweideutigen Vorſchriften des Bundesvertrages erklärt. 
Dur den Beſchluß vom 31. Augſtmonat 1833 Hingegen wollen zwölf 
Stände von der durch Artikel XII. des Bundes eingegangenen und bejchwor: 
nen Pflicht wegfehen, und ſich mit der Wiedereinfegung von drei Frauen— 
Möftern aus Convenienz begnügen, fomit in einem gegebenen Falle eine 
Bundesvorſchrift preiögeben. 

Die unterzeichneten Gefandtfhaften Finnen einer Mehrheit von zwölf 
Standesftimmen die Defugniß nicht einräumen, dem Stande Aargau bie 
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eigenmächtige Aufhebung von fünf Klöftern anf feinem Gebiet und bie 
Befignahme ihres Vermögens zu geftatten, ſich hiedurch von einem allen 
eidgenöſſiſchen Ständen und der Fatholifchen Bevölkerung der Schweiz, fowie 
den geiftlihen Capiteln und Kföftern gegebenen eidlichen Worte loszufagen und 
dadurch den Bundesvertrag in einer feiner Beftimmungen zu verlegen, zu 
brechen. Sie fordern von ihren Bundesgenofjen treue Erfüllung aller ihrer 
Bundespflihten, genaue Beobahtung aller einzelnen Vorfchriften des Bundes: 
vertrages; fie fordern von ihren Bundesbrübern treue Handhabung der ber 
fatholiichen Confeffion durch den Artikel XII. des Bundesvertrags zugeficher: 
ten Gewährleiftung, fomwie fie auch Namens ihrer hohen Stände nenerbings 
und feierlich die dur ununterbrochene KHandlungsweife beurfundete und 
bewährte Zuficherung geben, daß fie unter feinen Umftänden ſich irgend eine 
Einmifhung in Sachen der nichtkatholifhen Confeſſion erlauben werden. 

Die unterzeichneten Geſandtſchaften erflären ferner beſtimmt und feier: 
ih, daß fie an dem durd zwölf Stände verübten Bundesbruch feinen Theil 
haben , noch irgendwie nehmen Fönnen, daß fie denjenigen Ständen, melche 
ihn verübt, die Verantwortlichfeit für alle daraus entipringenden folgen 
überbinden und insbefondere den Stand Aargau für Alles verantwortlich 
machen, was er in Folge des Mehrheitsbeichluffes vom 31. Augftmonat 1843 
im Widerfpruh mit Bund und Recht in Betreff der Klöfter auf feinem 
Gebiete vornehmen wird. Indem die unterzeichneten Geſandtſchaften biefe 
Erklärung Namens ihrer hohen Stände abgeben, behalten fie diefen, an 
welche fie unvermweilt berichten werben, alle mweitern geeigneten Schritte zur 
Aufrechthaltung des Bundesvertrages in allen feinen Beftimmungen vor. 

Wenn fie auch nur mit dem tiefften Schmerze ſolche Erklärungen an 
das Protocoll der Tagſatzung legen, fo jahen fie ſich doch dazu genöthiget 
und geredhtfertiget durch den Namens ihrer hohen Stände feierlich abgelegten 
Eid: „„den Bund der Eidgenoffen, Taut Inhalt der Urkunde vom 7. Angft: 
monat 4815, wahr und ftets zu halten und dafür Leib und Leben, Gut 
und Blut hinzugeben, und Alles zu Teijten, was Pflicht und Ehre von treuen 
Bundesgenoſſen fordert.” * 


Luzern, ben 31. NAugftmonat 1843. 


Die Gefandtihaft des Standes Luzern: 
Rud. Küttimann, Schultheif. 
GE. Siegmwart:Müller, Statthalter. 
Bernhard Meyer, Staatöfchreiber. 
Die Gefandtfchaft des Standes Uri: 
Bincenz Müller, Landammann. 
Ant. Schmid, alt Landammann. 


587 


Die Gefandifhaft des Standes Schwyz: 
TH. Ab-Yberg, Landammann und Pannerherr. 
J. B. Düggelin, Kantonsftatthalter. 
Die Gefandtfhaft von Unterwalden nid dem Walb: 
St. Adermann, Landanımann und PBannerherr. 
Die Gefandtihaft von Unterwalden ob dem Walb: 
Nik. Hermann, 
Die Gefandbtihaft von Zug: 
Boffard. 
En approuvant cette protestation nous en deposons une qui a le 
möme but: 
Fournier, Depute. 
Ch. de Forell, Depute.“ 


Die -Gefandtfhaften von Wallis und Appenzell: Innerrhoden erklärten 
fh in der Sitzung mit diefer Proteftation einverjtanden und ſchloſſen ſich 
berfelden an. 

Die Gefandtihaft von Neuenburg fügte ebenfalls eine vom ftaatsredht- 
lihen Geſichtspunkte abgefaßte Erflärung bei. Die Geſandtſchaft von Züri) 
dagegen gab eine Gegenerflärung ab. Damit endigten bie Verhandlungen 
ber ordentlichen Tagfayung von 1843. Die Regierung von Luzern lud 
auf den 13. Herbftnionat die Stände Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 
Freiburg, Wallis, Neuenburg und Bafelftadt nach Luzern zu einer gemein: 
ſchaftlichen Berathung darüber ein, was num hinfichtlich des Zmölferbefchluffes 
vom 31. Augftmonat weiter zu thun fein möchte. Es trafen ein von Luzern: 
S. €. Hr. Nüttimann, Schultheiß. HH. Siegwart:Müller, Statthalter, 
Bernhard Meyer, Staatsjhreiber. Uri: Bincenz Müller, Landanımann, 
Anton Schmid, Landammann, Schwyz: Theodor Ab-Yberg, Landammann, 
Styger, Landammann, Schorno, Pandammann, Obwalden: Spidtig, Land: 
ammann, Hermann, Landammann, Wirz, Landammann, Nidwalden: Ader: 
mann, Pandamman, Zelger, Landammann. Zug: Boflard, Präfident. reis 
burg: Schultheig Wed, Präfident des Staatsraths. 

Wallis und Appenzell-Innerrhoden erflärten fich bereit, zur Sicherung 
der Rechte des Bundes gemeinfhaftlich zu handeln und verlangten Mittheis 
lung des Protocoll3; Hingegen lehnten die proteftantifhen Stände Neuen: 
burg und Bajeljtadt die Einladung ab. Die Berathungen dieſer Eonferenz 
dauerten zwei Tage. Meine entſchiedene und beharrlihe Meinung war, daß 
die Stände, welche für Wiederherftellung aller Klöfter geftimmt, den Bundes: 
vertrag durch die Schlugnahme von zwölf Ständen als gebrochen und bem: 
nah das gemeinjhaftliche Band als aufgelöst betrachten und daher ſich von 
den zwölf bundesbrüdigen Ständen trennen follten. Unterftügt wurde ich 
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hierin von der Abordnung von Schwyz, und jedoch matter von derjenigen 
von Uri. Auch Schultheiß Wed war perfönlich mit meiner Anſicht einver- 
ftanden, durfte aber für feinen Stand feine Meinung abgeben. Allein ſonſt 
fand diefelbe feinen Anklang, nicht einmal bei meinen Collegen von Luzern, 
diefe befämpften fie vielmehr geradezu. Man kam dann am Ende dahin 
überein, nochmal an die Stände und an die Tagſatzung zu gelangen, Sühnung 
des Bundes zu verlangen und auf nicht entſprechenden Fall „ein Abbrechen 
der Bundesgemeinfhaft mit denjenigen Ständen in Ausficht zu ftellen, melde . 
den Bundesbruch nit gut machen oder fo lange fie bei ihrem Unrechte ver: 
harren würden.“ Durd ein foldes Berfhieben auf die nächſte Tagſatzung 
wurde den Radikalen Zeit gegeben, ihren Raub heimzuführen und auf einen 
neuen Feldzug gegen die Rechte ber Katholifen fi zu rüften; die Macht 
bes erſten Eindruds ging bei den Katholifen vorüber. Damals waren fie 
über das von der Tagſatzung ausgeübte Unrecht empört; im Großen Rath 
des Kantons St, Gallen und in der dortigen Tatholiichen Bevölkerung ſprach 
fi eine tiefe Entrüftung über die Handlungsmeife von Landammann Fels. 
an der Tagſatzung aus, Die Großrathsverhandlungen von Graubünden 
hatten folgendes Reſultat gezeigt. 

„Bei der Abftimmung wurde mit 38 gegen 25 Stimmen der Mehr: 
heitsantrag der Standescommiffion zu folgendem Beſchluß erhoben: 

Der Herr Gejandte witd, falls fi eine Ausfiht darböte, dag durch 
die Miederheritellung auch des Klofters Hermetſchwyl eine Mehrheit erzielt 
und dadurh die Sade erledigt werben Fönnte, für diejelbe fimmen; im 
entgegengejegten alle aber erflären, daß der hieſige Stand (reformirterjeits) 
mit der Wiederherftellung der von Aargau angebotenen drei Frauenklöfter 
fih befriedigt finde, und daß daher diefes Geſchäft aus Abſchied und Trac- 
tanden zu entfernen fei. 

Der Herr Standespräfident (Herr Ulrich von Planta-Reichenau, fowie 
der Herr Amtslandrichter Herr a Marca) erklärten zu Protocol, zu dieſem 
Beſchluſſe nicht gerathen zu haben. *) Demfelben nicht beigeftimmt zu haben, 
erflärten Herr Landammann of. F. Polin, Herr Landammann I. Pr. 
Caviezel, Herr Podeftat B. Mengotti, Herr Landammann Mor. Riedi, 
Herr Landammann Joahim de Mont, Herr Landammann B. €. Huoni, 
Herr Landammann J. M. Schmid, Herr Bundesftatthalter R. v. Beterelli, 
Herr Landbammann of. M. Eaderad, Herr Landammann P. J. Raſcher 
(Proteftant), Herr Landammann G. A. Casparis, Herr Pandammann B. 
Hug, Herr Landanımann Friedrich Ghisletti, Herr Landammann Chr. ©. 
Henni, Herr Landanımanı Joſ. Motto, Herr .Landammann J. A. Pizetti, 


*) Der Kleine Rath hat nämlich nur berathende Stimme. 
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Herr Landammann Elem. Tamoni, Herr Geſchw. Joh. Ant. Arpagaus und 
mehrere andere Mitglieder der Verfammlung behielten fih zur Abgabe einer 
ſchriftlichen Erklärung das Protocoll offen.“ 

Von 23 Tatholifhen Deputirten verwahrten fi alſo gegen erwähnte 
Klofterinftruction 24 Mitglieder fammt dem Amtslandrichter. Ein Mitglied 
war noch abwefend, das andere untreu. Unter den Reformirten verwahrten 
fih ebenfo 4 Mitglieder mit dem Standespräfidenten. 

Die Fatholifhe Bevölkerung Graubündens ftund zu ber Verwahrung 
ihrer Abgeorbneten. Das Hechtögefühl war überall noch kräftig. Jetzt 
oder nie! hätte die Roofung fein follen. Namentli wäre in der Pflicht 
und Stellung des Vorortes Luzern es geweſen, Allen voranzugehen. Allein 
es fehlte dazu nicht blos der Muth, jondern au der Wille. Die einfluß- 
reihern Mitglieder, wie Koft, Kopp, Beyer, Elmiger waren im Grunde 
den Klöftern wenig geneigt, Staatsjchreiber Meyer, melder ſchon als eine 
Autorität bei Allen galt, welhe die Mitte liebten, war weder den Klöftern 
fehr Hold, noch Hatte er großes Vertrauen auf die Urkantone. Deswegen 
hatte er auch an der Conferenz jchon den Antrag geftellt, es möchten die 
Abgeordneten fich ausſprechen, ob ihre Bevölferungen entjcheidende Schritte 
ihre Regierungen zu unterftügen bereit wären. Um die Regierung von 
Luzern, wo möglich zu ftärfen, wurben auf den 19. Herbſtmonat Ausſchüſſe 
aller Wahltreife nah Ruswyl berufen, an welcher die Tageöfrage behandelt 
werden jollte. Es erſchienen 150 Männer, fein Wahlfreis war ohne Ber: 
treter.. Mit Einläßlichkeit, Würde und Ruhe wurde die Angelegenheit 
beſprochen. Nachbrüdlih fuchte ich meiner Anfiht auf Trennung Eingang 
zu verichaffen: eine einzige Stimme erhob fich eben jo nachdrücklich dagegen, 
e3 war die von Herrn Ludwig Sigrift von Menznau. ine unmittelbar 
vor der Eonferenz veranftaltete Zufammenkunft im Bade Rothen von Männern 
aus der katholiſchen Schweiz hatte ſich ebenfall3 für meine Anficht ausge— 
ſprochen. Auch durch die Prefie ftrebte ich derfelben Eingang zu verſchaffen. 
Schon unterm 23. Herbftmonat erließ ich den Aufruf: „Wadet und betet! 
Wir erſuchen alle Katholiken in allen Kantonen der Schweiz, in dieſer ver: 
bängnigvollen Zeit öffentlih und in ihren Haushaltungen demüthig und 
inbrünftig ihr Gebet zum Himmel zu fenden, damit der Allmächtige bie 
Borfteher des Volles erleuchte und ftärke, daß fie für die Behauptung der 
Nechte der katholiſchen Kirche und der Rechte des Bundes weiſe und ent— 
fhiedene Maßregeln ergreifen und fie mit Standhaftigkeit und Beharrlich— 
feit durchführen, damit die Freiheit unferes Volles, die Gerechtigkeit und 
die Religion über die drohende Knechtſchaft, über Unreht, Bundesbrud) 
und Unglauben fiegen mögen.” Durch Alles dieſes murde die Regierung 
von Bajelftadttheil fo in Schreden geſetzt, daß fie die Herren Bürgermeifter 
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Frei und Rathsherr Heusler an die fünf innern Kantone ſchickte, um fie 
vor den Folgen der gegen ben Beihluß vom 31. Augſtmonat eingeleiteten 
Schritte zu warnen. NIS fie zu mir kamen, bemerkte ih ihnen freimüthig: 
ich hätte gewünfcht, fie wären zuerft zu den Zmwölferftänden gegangen, um dieſe, 
welche nach der Weberzeugung von Baſel felbjt im Unrechte jeien, zuerit zur 
Nacgibigkeit zu ftimmen und zu mahnen. Sie waren durch dieſe Bemer: 
fung betroffen und reifeten wieder ab. Vermuthlich hatten fie an andern 
Orten tröftlihern Beſcheid erhalten, ala bei mir. Denn zulegt gingen alle 
Stände jogar von der bloßen Drohung einer Trennung ab. Der Negierungds 
rath von Luzern bradte an ben Großen Kath einen Autrag, in weldem 
eine Erklärung an alle Eidgenojjen und der Vorbehalt gutfjndender Schritte 
dem Negierungsrathe aufgetragen werden wollte. Dieje Erklärung follte von 
den bundesgetreuen Ständen ausgehen. Der Negierungsrath verlangte au 
Eredit zu Mafregeln gegen auswärtige Angriffe. 

Zur Vorberathung wurden folgende Mitglieder des Großen Nathes 
bezeichnet: Herr of. Leu, Herr Reg.-Rath Koft, Herr Statthalter Sieg: 
wart: Müller, Herr W. Furrer, Herr Schulthei N. Nüttimann, Herr 
Anusftatthalter Portmann, Herr A, Hautt, Herr Staatsjhreiber Weyer, 
Herr B. Eftermann. 

In der Commifjion kämpfte ih nochmal für meine Anſicht, weil id 
aber dafür Feine Mehrheit gewinnen konnte, fo wollte ih mich in einer 
folhen Angelegenheit nicht trennen und ſchloß mich an die übrigen Meinungen 
an. Der Beichluß des Großen Nathes wurde nad einer jehöftündigen Be— 
rathung mit 87 gegen 7 Stimmen am 20. Weinmonat gejaßt. 

„1) Auf die Grundlage der von den Geſandtſchaften der Stände 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug und Freiburg am 31. Augftmonat 
an das Protocol der eidgenöfjiihen Tagſatzung in der Angelegenheit ber 
Klöfter Aargaus abgegebenen Proteftation ſoll eine gemeinſchaftliche Erttä: 
rung an alle eidgenöfjiihen Stände fowie an alle Eidgenofien erlafien werben, 
worin hauptſächlich das dur erwähnten Tagſatzungsbeſchluß am Bunde und 
an der Fatholiihen Eonfejjion begangene Unrecht dargeftelt, und von ben 
eidgenöſſiſchen Ständen die verlegten Bundes: und confellionellen echte 
zurüdgefordert werben. 

In diefer Erklärung ift anzudeuten, daß, falls diefer gerechten Forde— 
rung nicht entiprocdhen werde, und falls die Mehrheit der Stände der Pflicht 
ber Aufrechthaltung des Bundes ſich entziehe und im Bundesbruch beharre, 
man die fernern guifindenden bundesgemäßen Schritte fi) vorbehalte. 

2) Der Große Rath wird eine Aborbnung erwählen, welde mit 
Abordnungen derjenigen Stände, die zur Aufrechthaltung des Artikels XII. 
bes Bundesvertragg am 31. Augſtmonat letzthin geftimmt und gegen ben 
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bundesmwidrigen Beſchluß ſich verwahrt haben, zufammenzutveten, obige Erklä⸗— 
rung zu entwerfen, und ſolche Einleitungen zu treffen und ſolche Maßnahmen 
zu Handen der Stände vorzuberathen hat, die geeignet find, diefe Angelegen: 
heit zu einem, dem Rechte und den Forderungen bes Bundes — — 
Ziele zu führen. 

3) Der Regierungsrath iſt ferner beauftragt und ermächtigt, die Ver: 
theidigungsfräfte des Kantons Luzern zu organijiren, um allfälligen Angriffs: _ 
verjuchen begegnen zu können, wofür * der erforderliche Credit auf die 
Staatscaſſe eröffnet iſt.“ 

Im Großen Rathe ſprach Herr Joſeph Mohr von Luzern: 

„Ich freue mich, daß der hohe Regierungsrath fo milde Anſchläge 
gebracht hat. Ich habe es erwartet, vielleicht das Publikum nicht, weil 
Öffentlihe Organe die Gemüther aufgeregt hatten. Im Allgemeinen kann 
ih dem Vorſchlag, wie er gebradit worden, beiftinnmen, und hätte mur 
einige Medactionsveränderungen anzutragen. Bor Allem möchte ich die 
Stellung erwägen, in welche fi der Stand Luzern zur Aufrechthaltung 
des Artikels XII. des Bundes beſtimmt zu jegen habe. Wenn dieſe Stellung 
ermittelt werben will, muß die gegenwärtige Lage der Dinge ins Auge gefaßt 
werben. Als Aargau ben widerrehtlihen Beſchluß faßte, alle Klöſter feien 
aufgehoben, hielt die große Mehrheit der Eidgenofjen dafür, der Bund jei 
verlegt. Allein Fein Mittel elender Sophiftit blieb unverjuht und alle Bor: 
urtheile gegen die Klöjter wurden ind Leben gerufen. Es wird aber, «3 
muß eine Zeit kommen, und es ijt diefe Zeit vielleicht näher, als man glaubt, 
in der das Necht fih wieder Bahn briht. Schon die Art und Weije, ıwie 
ein Beichluß dur die Vermittlung von St. Gallen zu Stande gekommen, 
trägt dazu bei, die öffentliche Meinung zu beſtimmen. Der befangenfte Ver: 
fechter des Unrechts, und wer immer die Erjheinungen der gegenwärtigen 
Zeit mit Aufmerkfamfeit verfolgt, nimmt zwei verjchiebene Bewegungen im 
Geiſt und Leben wahr: die eine, welche zum Schutze ber Religion und des 
Rechts und für Schonung der Ueberzeugungen einfteht, die andere, welche 
alle Verhältnife des öffentlichen Lebens umzufehren, bie Begriffe bes Rechts 
zu verwirren, die Herrfchaft zu gewinnen, die pofitive Religion zu vernichten 
und eine große Revolution zu erzweden fi bemüht. Dieje Bewegung aber 
ift nicht im Volke, fondern blos in den Köpfen einiger Volksvertreter. 
Beklagenswerthe Ereigniffe gingen aus diefer Bewegnug hervor. Wenn aber 
das Vollk endlich einfieht, was die Herrfcher wollen, die Proteftanten begreifen, 
welches Spiel radikale Führer reiben,t fo wird e8 durch eine würdige Haltung 
über eine beflere Zukunft der Schweiz entjcheiden. Ich erinnere nur an das, 
worauf der Gefandte von Aargau, um in der Großrathsſitzung die Vollmacht 
zur Wieberherjtellung der vier Frauenflöfter zu erzweden, aufmerkjam machte, 
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man möchte doch durd eine folhe Conceſſion die Beendigung diefer Ange- 
legenheit bejchleunigen, weil fpäter Faun mehr eine fo günftige Stimmung 
zur Erledigung zu erwarten wäre. Denn nur mit einer Stimme fei das 
günftige Votum von St. Gallen erhältlich geweſen; Solothurn, Tejfin und 
jelbjt Bern befinden fi in einer Lage, die andere Verhältniffe hervorbringen 
könnte. Diejes Geftändniß ift um fo merfwürbiger, da es einem geängjtigten 
Gemüthe abgepreßt if. 

Diefe Lage der Dinge bezeichnet einigermaßen bie Stellung, die Luzern 
zur Nufrechthaltung des Artikel XII. und der Rechte des Bundes einnehmen 
ſoll, und diefe Stellung fei eine gemäßigte. Wenn Luzern die aargauijde 
Klofterangelegenheit der confelfionellen Stellung entzieht und als Vorort in 
verföhnendem Sinne einwirft, den Bund in allweg aufrecht zu erhalten 
fucht, mit den bundesgetrenen Ständen zujammenhält, in feinem Falle zurüd: 
Ihredt und dieſe Angelegenheit jo lange auf die Tractanden ſetzt, bis e3 
Necht erhält, und ohne zu reizen mit den Brüdern fich rüftet, um dem Vor— 
gang der Dinge, die da kommen möchten, zu begegnen, fo finde ich die 
würdigte Stellung des Standes Luzern ausgeiproden. Was Leidenichaften 
vermögen und was fie beginnen möchten, hat aus Schaffhaufen jüngft ver: 
lautet. Allein das Volk ift für eine gemäßigte Haltung geftimmt und es 
wird fi zeigen, daß an den ewigen Wellen feiner Freiheit noch größere 
Mächte zurücdgeihlagen werden; dann wird es fich zeigen, daß, wenn bie 
Katholiten dennoh unterbrüdt werden wollen, die Abwehr diefer Unter: 
drüdung das Looſungswort aller Katholiten werden, und der große Brand 
eines Prinzipienfampfes beginnen müßte. Freiburg und ber Jura würben 
Bern im Schad halten, St. Gallen und Graubünden durd ihre eigenen 
Katholiken zurücgehalten werden. 

Indem ich zu einer frieblihen Politit antrage, fo trage ich dennoch 
auf Annahme der Vorfchläge des Regierungsrathes an, nur mit wenig 
abweichenden Mobdificationen. Die vorbemerkte Redactionsveränderung ginge 
dahin, daß allein Sühnung des am Bunde verübten Unrechts gefordert und 
durchweg die confejjionellen Nüdfichten weggelaffen werden, um Zwietracht 
und Vorurtheile aus confefjionellem Gebiete zu verdrängen. Dann mird es 
fi) zeigen, daß es noch folche gibt, welche vor Allem aus Recht und Geredtig- 
feit für umd gegen Jedermann mollen; die ganze Welt wird erfahren, daß 
die Stifter ber Freiheit und die älteſten Bundesgenofien noch fo feft an 
Glaube und Treue halten, wie vor einem halben Jahrtaufend, daß fie ihre 
Ehre und die Ehre der Schweiz zu retten willen. Den Sinn des Artikels 3 
wünfchte ich in anderer Faſſung gegeben, nämlich daß die Borfihtsmaßregeln 
erſt angeordnet würden, wenn ein Angriff ftattfände, um ja vorher alle Mittel 
der Bruberliebe zu erjchöpfen, denn nichts SHerrlicheres gab es feit jeher in 
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der Schweiz, al3 Treue und Liebe,“ Meine Anfiht war im Negierungs: 
vathe und in der Commiſſion untergegangen; ich wollte fie im Großen 
Nathe nicht mehr vortragen, um nicht eine Trennung zur Schau zu bringen, 
welche innerlih im der Regierung beftand. So unjchuldig diefer Großraths— 
beſchluß auch fein mochte, fo fanden doh Bern und Zürich ſich bewogen, 
Erläuterungen darüber zu begehren und fich gegen jede Anwendung von 
Gewalt zu verwahren. Luzern Tegte in jeinen Antworten den bundesge: 
mäßen friedlichen Sinn feines Großrathsbeſchluſſes auseinander. 

Gegen die Fatholifchen Stände und vorzüglich gegen die Regierung 
von Luzern wurden in der radikalen Prefje maßlofe Angriffe gemadt. Am 
giftigiten ergoß fi die Wuth derjelben über meine Perſon; obwohl ih in 
der Sache eigentlich der Gejchlagene, nicht der Siegende gemweien war. Die 
katholiſchen Stände ließen fich jedoch nicht abhalten, nacheinander Beihlüffe im 
Sinne des Luzernerfchen zu fajlen. Der Große Rath von Freiburg gab 
ihnen eine noch mildere Form. Er beihlog am 23. Wintermonat mit 53 
gegen 4 Stimmen: 


„Der Große Rath des Kantons Freiburg, 
In Erwägung: 

Daß der Bundesvertrag, welcher die Verhältniffe der Kantone unter 
einander fejtgefegt und den politiihen Beitand der Eidgenoſſenſchaft gefichert 
bat, weder durch einen noch durch mehrere Stände verlegt werden darf; 
dag der im Protocolle der Tagſatzung unter dem Datum vom 31. Augit: 
monat legthin aufgezeichnete Beſchluß eine Verlegung des Artifels AIl. des 
Bundes tft, welcher Beichluß die durch diefen verfprochene Garantie illuſoriſch 
machen würde, wenn er fähig wäre, einige Wirkung zu haben; daß man 
übrigens in jenem Beſchluß, in Anjehung feiner Form, Feine gefegliche Mehr: , 
heit anerkennen Fann, weil durch das Tagjapungsprotocoll bewiejen wird, daß 
die Stände, weldhe daran Theil genommen, ſich über die Zahl der herzu— 
jtellenden Klöſter nicht vereinigen Fonnten ; 

Nah Anhörung des Staatsraths, 

beſchließt: 

1) Er genehmigt die durch die Geſandtſchaft des Standes Freiburg 
gegen den Beſchluß vom 31. Augſtmonat eingegebene Proteſtation und erklärt, 
daß er die Vollziehung deſſelben nicht zugeben könne. 2) Treu den Juſtruc— 
tionen, welche er bisher ertheilt hat, wird der Stand Freiburg alle bundes— 
gemäßen Schritte thun, um die Handhabung der Verfügungen des Bundes 
und die Rechte, welche dieſer den Katholiken garantirt, zu ſichern. 3) Dieſe 
Mittel find die der Uebergeugung, und zu dieſem Zwecke wird er an der 
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von Luzern vorgejhlagenen Konferenz Theil nehmen, um in einem Manifeite 
an die Gerechtigkeit der eidgenöffiichen Stände zu appelliven. 4) Er erwählt 
zwei Abgeordnete, welche ihn auf der befagten Konferenz repräjentiren jollen, 
mit der bejondern Weifung, nah den erwähnten Grundlagen an der Abfaſ— 
fung des Manifeites mitzuwirken und es im Namen des Standes Freiburg, 
nach erhaltener Katification durch den Staatsrath, zu unterzeichnen. Diejes 
Manifeft, wenn es einmal definitiv gutgeheißen tft, foll den eidgenöffiichen 
Ständen vermittelt des Standes Luzern im Nanıen aller derjenigen Kantone, 
welche an der Conferenz Theil genommen haben werden, mitgetheilt werben. 
In Betreff weiterer Maßnahmen behaltet fih der Große Nath den fernern 
Enticheid vor.” 


Bei der Vorberathungsbehörde in Uri jehte es einen Tebhaften und beharr— 
lihen Kampf ab, indem die beiden Brüder Carl und Alexander Muheim und 
Z’graggen, Vater und Sohn, gegen meinen Schwager Landanımann Bincenz 
Müller und gegen Landammann Anton Schnid auftraten und die Sade 
der Klöfter aufgeben wollten. Der gleihe Kampf entipann ſich aud in 
Nidwalden zwischen den Brüdern Landammann und Landeshauptmann Zelger 
und Landammann Stanislaus Adermann einerfeits und Polizeidirector Durrer 
anderſeits, da die drei eritern ebenfall3 die Sache der Klöfter aufgeben, der 
leßtere aber fie jefthalten wollte. An beiden Orten entidied die obere Behörde 
mit großer Mehrheit für diejenige Anfiht, welche die Conferenz in Luzern 
geltend gemacht wiſſen wollte. Im Kanton Zug jchienen die Häupter Land» 
anımann Vofjart und Landammann Hegalin den Klöftern an und für ich 
nicht ſehr geneigt, namentlich zu feinem Kampfe für diefelben geftimmt, aber 
doch für die Aufvehthaltung des Bundesvertrags ernftlih bedadt. Der 
Landrath Hingegen, aus Abgeordneten der Gemeinden beftehend, war fehr 
entihieden, Jedoch Fommt es bei ſolchen Behörden immer auf die Führer 
an. In Zug hielt man es für Staatsflugheit immer ein mwenig in der 
Mitte zu bleiben. Das Bewußtſein, daß der Kanton ſehr Hein und in ber 
Nähe des mächtigen und proteftantiihen Zürichs fei, mochte den Hang zu 
diefer Staatöflugheit nicht wenig bejtärfen. Aus diefen muß man fich nad: 
folgenden Beihluß erklären: 


„Der hohe dreifache Sandrath des Kantons Bug, 


Nah Anhörung der Inftructionscommilfion und nah Einvernahme 
der Einladung, fo wie der Erffärung der Regierung des hohen Standes 
Luzern; in Betracht, daß der Bundesvertrag als Grundbaſis der Eidge— 
nofienschaft weder durch einzelne Stände, noch dur eine Mehrheit derfelben 
außer Acht geſetzt oder willfürlich gedeutet werden darf; — in Betradt, 
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daß durch die Taylakungsfhlußnahme vom 31. Augſtmonat abhin der Arti— 
fel XII. des Bundeövertrages, entgegen den früheren Ausſprüchen der Bun— 
desverſammlung vom 2. April und 9. Heumonat 1841, welche das aarganische 
Klofteraufhebungsdecret als mit’ dem Bunde unvereinbar erflärten, nicht in 
die erforderliche Berückſichtigung gezogen wurde; in Betracht, daß durch eine 
jolche Ueberfchreitung einer Bundesbeftinnmung die Kraft und der Zuſammen— 
bang des eidgenöfjiihen Berbandes höchſt gefährdet wird, und daß aud) 
andere Artikel, wie der zwölfte, mit ne des politiſchen und 
eonfejfionelfen Friedens der den Bund bildenden 22 Stände, ebenfalls will: 
Fürlich ausgelegt und geäntert werden könnten; in bejonderer Berückſichtigung 
der früheren Auftructionen, in Folge welcher unſere Gefandtihaft ala’ Organ 
hiefigen Standes auftragsgemäß und feierlich fih gegen die Verbindlichkeit 
und Folgen einer Schlußnahme, die — in allen Beziehungen zu beſtreiten 
hatte, verwahrt hat; 
hat beſchloſſen: 

1) In Uebereinſtimmung mit ſeinen frühern Schlußnahmen wird der 
hohe Landrath auch fernerhin zu denjenigen Maßnahmen handbieten, welche 
geeignet ſind, die politiſchen und confeſſionellen Rechte und Verträge der 
Eidgenoſſenſchaft auf eine bundesgemäße Weiſe zu ſichern und zu gewährleiſten. 

2) Die Mittel hiefür ſind vorzugsweiſe die der Ueberzeugung, die der 
Berufung an das Rechts- und Billigkeitsgefühl der Eidgenoſſen, und in dieſem 
Sinne und mit Beziehung auf die früheren abgegebenen Proteſtationen wird 
der Stand Zug an der von der luzerniſchen Regierung beantragten Zuſammen— 
kunft der einzuberufenden Stände theilnehmen, um für Entwerfung eines 
Erlaſſes und Aufrufes an die eidgenöſſiſchen Stände und auch gutfindenden 
Falls an das eidgenöſſiſche Volk mitzuwirken, welche Manifeſtation jedoch jede 
Androhung oder Hindeutung auf Trennung ferne halten ſoll. 

3) Eine Abordnung ſoll nach dieſer Grundlage an der Redaction des 
Manifeſtes theilnehmen, und daſſelbe nach Einſicht und Genehmigung des 
hohen Kantonsrathes Namens unſeres Standes unterzeichnen. 

4) Sollten andere Berathungen oder Anträge für Erzielung einer 
bundesgemäßen Erledigung dieſes Gegenſtandes in Anregung gebracht werden, 
ſo wird die Abordnung zwar an der Berathung theilnehmen, dann aber ein— 
berichten und dem hohen Landrathe die weitern Entſcheidungen und alljällig 
erforderlichen Beichlüfje vorbehalten,“ 

Aufden 24. Wintermonat kamen die Abgeordneten der 6 Stände wieder 
in Luzern zur Berathung zufammen, An mir war es das Präſidium zu führen, 
als Collegen hatte ich diesmal die Herven Joſ. Leu und Staatsſchreiber Meyer; 
von Uri waren abgeordnet mein Schwager Yandanımann Bincenz Müller 
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und Landammann Anton Schmid; von Schwyz Landammann Fridolin Hol: 
bener und Statthalter Düggelin; von Nidwalden Landanımann Stanislaus 
Adermann und Polizeidirector Franz Durrer; von Obwalden die Land— 
ammänner Wirz und Hermann; von Zug Landanımann Bofjard und von 
Freiburg die Schultheihen Ludwig Fournier und Grifet de Forell. Nachdem 
nun vermöge der alljeitigen Inſtructionen einjtweilen fein anderer Schritt zu 
thun war, al8 nochmal den Gegenjtand der Klöfteraufhebung an die Tags 
fagung zu bringen, jo herrſchte unter allen Abgeordneten die einjtimmige 
Anfiht, daß diefes auf eine feierliche und außerordentliche Weile, in Form 
eines einmiüthigen Manifeftes geichehen jolle. Die Conferenz übertrug mir 
die Abfaffung eines jolden. An einem Sonntage fegte ih mid daran und 
hatte es bis zum Abende vollendet. Nur jehr wenig wurde daran geändert. 
Am 21. Hornung wurde es, mit den ſechs Standesfiegeln verjehen, in folgen: 
ber Form an alle Stände übermittelt: 


‚Manifeit 
ber 
katholifhen Stände Luzern, Uri, Schwyz ob und nid dem Wald, 
Bug und Freiburg 
an 


fammtlide eidgenöſſiſche Stände. 
Getreue, liebe Eidgenoffen! 


Die Fatholiihen Stände Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und 
nid dem Wald, Zug und freiburg fehen ſich verpflichtet, gemeinſchaftlich an 
die hohen oberften Kantonsbehörden zu Handen der eidgenöfjiihen Mitftände 
mit dem Begehren um treue Handhabung der durch den Artikel XII. des 
Bundeövertrags der Fatholifhen Confeſſion und den kirchlichen Anftituten 
und Gütern berfelben ertheilten Gemährleiftung zu gelangen. Durch ver: 
ſchiedene Kreisfchreiben und dur ihre Näthe und Abſtimmungen in allen 
jeit dem Jahr 1841 gehaltenen auferordentlihen und ordentlihen Tags 
fagungen haben fie das gleiche Begehren ftetöfort erneuert. Wenn auch bisher 
demjelben feine Willfahr zu Theil geworben ift, fo haben wir doc die Hoff: 
nung auf den endlihen Sieg der Wahrheit umd des Rechts und damit auf 
die Erfüllung unferer gerechten Forderungen keineswegs aufgegeben. Um fo 
mehr überlaffen wir uns diefer Zuverfiht, als unfere Beftrebungen und 
Berlangen dur uralte, nie entkräftete Verträge, durd den Bundesvertrag, 
durch Tagſatzungsbeſchlüſſe und durch die Grunbfäge der Gerechtigkeit und 
des eidgenöjjiihen Friedens gerechtfertiget, anerkannt und geheiliget find. 

ALS in Folge der Abtrennung mehrerer Kantone und Gebietstheile von 
der fonft in der Eidgenofjenichaft allein anerfannten römiſch-katholiſchen 


ze. 


Neligion Mißtrauen, Zwift, ja fogar blutiger Bürgerkrieg an die Stelle der 
Bundestreue, der Eintracht und bes Friedens getreten waren und die ſchwei— 
zeriihe Eidgenoſſenſchaft aufzulöfen drohten; ba ſannen die Häupter, bie 
Negierungen und Völkerſchaften derſelben auf Mittel, nicht nur diefem unbeil: 
vollen Zuftande ein Ende zu feßen, jondern aud der Wiederkehr dejielben 
für alle Zukunft vorzubeugen. Diefe Mittel fanden fie in der Aufftellung 
und treuen Beobachtung des Grundſatzes: daß jeder Eidgenofje den andern, 
jede Regierung ihre Angehörigen, jeder eidgenöffiihe Stand den andern bei 
Dem angenommenen Glauben, bei den kirchlichen Einrichtungen und Anjtalten 
ruhig belafjen und die wohlerworbenen kirchlichen Güter und Stiftungen 
ſchützen und ſchirmen folle und wolle; daß der Katholik ſich nicht in bie 
Gonfejjionsangelegenheiten der Proteftanten, der Proteitant nicht in bie 
Gonfejlionsangelegenheiten der SKatholifen ſich einmifchen folle noch wolle; 
daß aber ſowohl jeder einzelne Stand, als auch die gefammte Eidgenofjen- 
ſchaft verpflichtet feien, die Nechte, Freiheiten und Güter beider hriftlichen 
Eonfeffionen zu ſchützen und zu firmen. Diefer Grundfag wurde durch 
feierliche Verträge öffentlich anerkannt, befiegelt und eidlich beſchworen: er 
war und blieb der Staatsgrundfak der Väter, ihre Politik und ihr Staats: 
recht in allen Angelegenheiten der Confeffionen. Wir verweilen Euch dies: 
falls auf den Landfriedensvertrag der Fatholifchen Orte Luzern, Urt, Schwyz, 
Unterwalden ob und nid dem Kernwald und Zug einerfeits und des Stan: 
des Zürich amberfeit3 vom 16. Wintermonat 1531; auf den Landfrieden 
ber gleichen Fatholifhen Orte und des Standes Bern vom 24. Wintermonat 
ebendefjelben Jahres; auf den Landfrieden vom 26. Hornung 1656 zwiſchen 
ben dreizehn Orten Zürih, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob 
und nid dem Kernwald, Zug, Glarus, Bafel, Freiburg, Solothurn, Schaff⸗ 
j haufen und Appenzell beider Rhoden; und endlich auf den Landfrieden, 
geſchloſſen zu Aarau den 18. Henmonat 41712, zwiſchen den dreizehn Orten, 
St. Gallen und Biel. Wir vermeifen nebit diefen allgemeinen Verträgen 
auf bie vielen Verträge und Schiedsſprüche, melde paritätiiche Gebietstheile 
ber Eidgenoſſenſchaft, Klöfter und fromme Stiftungen insbefondere betreffen. 
In ihnen allen fpricht fich jener Staatsgrundfag deutlih und beftimmt aus. 
Bewundern müflen die Nachkommen, von welch reinem Gefühle der Geredhtig: 
feit, von welch zartem Sinne der hriftlihen Duldung die Wäter durchdrungen 
und bejeelt waren. In den Zeiten ber heftigiten Aufregung, unmittelbar 
nach bedanernswürdigem Kampfe reichten die Brüder beider Eonfefjionen fich 
die Hand, ftellten jedem Orte, jeder Gemeinde, jedem Klofter, jeder Stiftung 
zurück, was der Zwiſt oder die Gewalt ihnen entrilfen hatte; fie gelobten 
fih, den Neligionsfrieden unverbrüdlich zu halten, nicht zu dulden, daß bie 
Religion, die Kirche, der Gotteödienft, die Priefter der einen oder der andern 
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Confeſſion durch Wort, Schrift oder Handlung angetajtet, beichimpft oder 
verhöhnt wurden; fie ſchwuren ſich gegenleitig, fiir ewige Zeiten miteinander 
im Frieden zu leben, treu den alten Bünden, treu der Gerechtigkeit. Unſere 
und Euere Väter, getreue liebe Eidgenofien, haben ſich nie größer gezeigt, 
um die jchweizeriiche Fiinenofienichaft nie verdienter gemacht, als in jenen 
herben Tagen und durch dieſe gerechten und großmüthigen Gefinnungen und 
Thaten. Der Friede, die Wohlfahrt und die Kraft der Kantone und der 
ſchweizeriſchen Gidgenofienichaft beruhten auf denielben, vom Jahre 1531 
bis zum Jahre, wo fremde Gewalt alle Bande zerrig und auch die dreizehn: 
örtige Eidgenoſſenſchaft auflöste. 

Die helvetiihe Einheit hat allen Völkerſchaften der Schweiz und den 
Gonfejjionen derjelben den Abgrund gezeigt, in melden die Yosjagung von 
den Grundfägen ihrer Väter eine Nation ſtürze. Cie Hatte ihnen gezeigt, 
in welches Verderben die Einmiſchung der Staatsgewalt in das firchliche 
Gebiet, der Eingriff der Staatshoheit in das Heiligtfum des Glaubens 
und der Gonfeffionen, die Ginziehung Tirhlicher Güter, die Entweihung 
fronnmer Stiftungen, führen. Als daher unter dev Vermittlung Napoleons 
die vorzüglichiten Männer aller Parteien der Schweiz zur MWieberheritellung 
einer aus fonveränen Kantonen beftehenden Eidgenoſſenſchaft berufen worden 
waren, da unterliegen jie nicht, dieſem Werke Gehalt und Kraft zu geben 
durch Wiederbelebung der Gefinnungen und Grundſätze der Väter in Confeſ— 
fionsfahen. In der PVermittlungsurfunde von 9. Hornung 18503 wurde 
als erſte Folge der Auflölung der helvetiichen Einheitsregierung der Wieder: 
berftellung der Souveränität der Kantone und der Liquidation der National: 
fchulden der Artikel aufgenommen: „„Die Güter, welche ehemals den Klöftern 
angehört haben, jollen ihnen wieder zurücgeitellt werben, mögen dieſe Güter 
in dem gleihen Kanton liegen oder in einem andern.“* Die ſechs neuen 
Kantone Graubünden, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Teffin umd Waadt 
ſind durch die gleiche Urkunde zu Souveränitäten erhoben worden. Der 
Kanton Aargan verdankt dieſelbe der nämlichen Urkunde, welche ihm die 
Pflicht auferlegte, den Klöftern ſämmtliche Güter wieder zurückzuſtellen. Mit 
Gewiſſenhaftigkeit beeilten ſich ſämmtliche Kantone, der Rückerſtattungspflicht 
ein Genügen zu leiſten. Schon unterm 27. Augſtmonat 1803 faßte die 
eidgenöffiihe Tagſatzung den förmlichen Beſchluß: „„Es Fünne fein Kanton 
befugt fein, die Rückſtellung dev Kloftergüter zu verweigern, und es folle 
demnach dem Herrn Landammann aufgetragen werden, dieſem Punkt der 
Vermittlungsurkunde da, wo es noch mangeln ſollte, die gehörige Vollziehung 
zu verſchaffen.“. Und als die Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Appenzelleinnerrhoden, Graubünden und 
Teſſin unterm 26. Heumonat 1804 und 14, Brachmonat 185 durch cine 
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Uebereinfunft ſich verpflichtet Hatten: „„kein Klofter in ihrem Kanton anders 
als in Folge eines bejondern, mit dem püpftlichen Stuhle abzuſchließenden 
Eoncordates aufzuheben, und die Novizenanfnahme durch Feine jolhe Ein: 
ſchränkung zu erfhweren, welche die Fortpflanzung der Klöjter gefährden 
könnte,““ da glaubten die Kantone St. Gallen, Aargau und Thurgau, 
ohne diefer Webereinfunft beizutreten, „„durch ihre Gejeßgebungen (die fie 
der Tagſatzung am 14. Brachmonat 1805 zur Kenntniß gebracht haben) 
dem Zweck der vorjtehenden Uebereinkunft vollkommen entiprochen zu haben.” “ 
Die eidgenöſſiſche Tagſatzung erflärte fih dann auch am gleihen Tage für 
beruhiget, „„da über die wichtige Angelegenheit der in der Schweiz bejtehen- 
den Klöfter auf der vorjährigen Tagſatzung eine angemeſſene Uebereinkunft 
zwijchen Fatholiihen und paritätiihen Kantonen verabredet worden, und es 
fih aus den dermalen eröffneten Inftructionen ergeben, daß während dem 
Yaufe des Jahrs mehrere Kantonsregierungen das verabredete Syitem bei 
. Ihren diesfälligen gejeßlichen Verordnungen wirklich ihres Drtes befolgt haben 
und das Nämliche ſich auch von den übrigen betreffenden Ständen zutrauend- 
voll verhoffen läßt.“ Diefe von der Tagjagung ausgeſprochene Hoffnung 
ging denn auch wirklih in Erfüllung. 

Nicht nur in Bezug auf die Klöfter war dur die Vermittlungsurkunde 
von 1803 der Geift der Väter wieder belebt worden, jondern auch in Bezug 
auf die Confefionsverhältnifje überhaupt. Dede Verfaſſung von Kantonen, 
in welden beide Confeſſionen zu finden waren, hatte die ausdrüdlihe Beſtim— 
mung, dag die im Kantone vorhandenen Confeſſionen „„einer vollen und 
gänzlichen freiheit des Cultus““ genießen follen.  Dieje Verfallungen alle 
waren unter den Schirm der gefammten ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 
gejtellt, fie waren der Bundesverfafiung jelbft einverleibt. 

ALS auch die Bundesverfajlung von 1803 den Zeitumftänden weichen 
mußte, wich dennoch nicht von den eidgenöffiihen Ständen der Geift ber 
Väter in Bezug auf die Confeffionsverhältniffe: niedergelegt in den alten 
Landfriedensvertvägen, wieder belebt in den Verfaſſungen der Kantone und 
des Bundes während der Mebdiationgzeit. 

Die Verhandlungen der eidgenöffifchen Tagſatzung in den Jahren 1814 
und 1815, aus welchen der Dundesvertrag vom 7. Augftmonat 1815 herz 
vorgegangen ift, Teiiten hiefür den fchönften Beweis. Die katholiſchen Stände 
hatten verlangt, daß die Gemwährleiftung beider Confelfionen in den Bundes: 
vertrag aufgenommen werden fol. Die proteftantifhen und paritätiſchen 
Stände fuchten diefelben mit der Erklärung zu beruhigen, daß, ba ber 
Wundesvertrag nur politifher Natur fei, Beſtimmungen über Confeſſions— 
verhäftnifje nicht in denjelben gehören, hingegen werden in bie Kantonävers 
fafjungen Gemwährleiftungen für die Eonfeffionen der Angehörigen bereitwillig 
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aufgenommen werden: die Verfaffungen ftehen dann hinwiederum unter der 
Garantie oder dem Schirm der eidgenölfiihen Tagſatzung oder de Bundes 
ſelbſt. Die Fatholiichen Stände verlangten nun um jo nachdrüidlicher Gewähr: 
leiftung für den Fortbeſtand der Klöfter und die Sicherheit des Eigenthums 
berjelben. Obwohl einige Stände anfänglich qlaubten, diefe Gewährleiftung 
fei eher Sache einer freiwilligen Uebereinfunft, als eine dem Bundesvertrage 
einzuverleibende Bundespflicht, jo vereinigten ſich dennoch bald alle zwei und 
zwanzig Stände zur Aufnahme des Artikels XI., mit den Worten: „„Der 
Fortbeitand der Klöſter und Gapitel, und die Sicherheit ihres Eigenthums, 
foweit es von den Kantonsregierungen abhängt, find gewährleiitet: ihr Ver: 
mögen ift, gleich anderm Privatgut, den Steuern und Abgaben unterworfen.“ * 
Auch der Kanton Aargau, welcher fih am 27. Mai 1814 gegen diejen Artikel 
verwahrt hatte, weil in demjelben bei der erſten Faſſung der „„canoniſche““ 
Fortbeſtand gewährleiftet werden wollte, gab Shen unterm 18. Heumonat 
des gleihen Jahres 1814 die Erklärung ſeines Beitrittes zu dem Artikel 
ab, „„mit der von mehreren Ständen zum Voraus gegebenen Erläuterung, 
daß die ausgeſprochene Garantie dahin veritanden werde, daß die Klöſter 
und Gapitel wegen ihrer veligiöfen Beziehung nicht ohne Einwillung der 
geiftlichen Oberbehörde aufgehoben oder in ihrem Beſtande verändert werden 
können.““ 

Der Bundesvertrag wurde am 7. Augſtmonat 1815 von den Geſandt— 
fchaften der zwei und zwanzig ſouveränen Stände feinem ganzen Inhalte 
nach unterzeichnet, bejiegelt und Namens der Stände feierlih beſchworen. 
Der Bundesvirtrag vom 7. Augſtmonat 1815 wurde jeither alle Jahıe an 
eidgenöffiihen Tagſatzungen neuerlich mit dem Eide aller zwei und zwanzig 
Stände in feinem ganzen Inhalte beftätiget. Er ift das Band, welches alle 
Stände zur ſchweizeriſchen Eidgenofjenfchaft verbindet. In dem Artikel XIL. 
befjelben ift der Geift der Väter in Confeſſionsſachen, ift das Unterpfand 
der confejjionellen Duldung, ift die Gewährleiftung der confejfionellen Nechte, 
it der Schirm des confefjionellen Friedens im Vaterlande niedergelegt. Mit 
folder Macht hat darum and der Artikel XI. durch alle Wirren hindurch 
feine echte behauptet, daß jelbft damals, als mehrere eidgenöſſiſche Stände 
das Decret des Großen Rats von Aargau vom 5. Wintermonat 1835 
als einen Vorboten der Aufhebung der Klöfter anfahen, die Geſandtſchaft 
de3 gleihen Standes Aargau ſich gegen eine folhe Deutung oder Auslegung 
jenes Decrets verwahren zu müſſen glaubte, 

Allein was mehr als dreihundert Jahre in der Eidgenoſſenſchaft als 
Staatsgrundſatz beitanden Hatte, was ſich fogar durch die helvetiſche Gewalt: 
herrſchaft fiegreich durchgefochten Hatte, was bei allen Verfaſſungs- und Regie: 
vungsänderungen feit 1802 bis 1840, wenn auch nicht immer in den Behörden, 
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fo doch in den DVerfaflungen feine Betätigung gefunden Hatte, was ſowohl 
in der Bundesverfaflung von 1803, als aud) in dem Bundeövertrag vom 
7. Augftmonat 1815 von ber gefammten Eidgenoſſenſchaft gewährleiſtet 
worden war: es wurde außer Acht geſetzt und verworfen im Qahre 1841 
durh den Kanton Nargan. 

Am 13. Jänner 1841 feste fi) der Große Rath von Aargan durch 
eine proteſtantiſche Mehrheit über religiös-kirchliche Anftitute und Stiftungen 
der Katholifen zu Gericht und erklärte in feinem Decrete „„die Verderblich- 
keit des Cinflufies und Wirfens der Klöfter im Kanton auf wahre Meligid: 
ſität, Sittlichkeit, moraliſche und ökonomiſche Selbititändigfeit der Bürger“ * 
als nachgewieſen; er ging ſo weit im Sturme der Aufregung, ohne Unterſuch, 
unmittelbar vor dem Erlöſchen der verfaſſungsmäßigen Wirkſamkeit, zu bes 
ſchließen: „„die Klöfter im Gebiete des Kantons Aargau find im Grund: 
fage aufgehoben." Am 20. Jänner des gleichen Jahres erflärte die prote: 
ftantifhe Mehrheit des Großen Rahts das fämmtliche Vermögen der aarganis 
ſchen Klöfter als Staatögut. 

Riedergetreten war alfo der uralte, geheiligte, gerechte Friedensgrund- 
fa: daß die Proteftanten nicht urteilen noch enticheiden follen über Firchliche 
Anftalten, Stiftungen und Güter der Katholiken. Verworfen war die felbft - 
in der aargauifhen Verfaſſung ertheilte Gewährleiftung der Gewiſſens- und 
Keligionsfreiheit, indem eine proteftantifhe Mehrheit es unterfieng, , den 
Einfluß von Klöftern auf den Glauben, auf die wahre Religiöfität der 
katholiſchen Mitbürger zu verdammen. Vernichtet war das eidlich gegebene 
Wort: die Klöfter und die Capitel und bie Sicherheit ihres Eigenthums 
zu ſchützen und zu jchirmen, fo weit es in der Macht der Kantonsregierungen 
liege. Denn eine Kantonsvegierung felbft aus eigener Willfür hatte acht 
Klöfter aufgehoben. Der Artifel XII. des Bundesvertrags war, jo weit es 
von Aargau abhieng, ausgelöſcht. 

Allein noch hatte die oberfte Bundesbehörbe über eine folche fchreiende 
Verlegung all der Grundſätze des Landfriedend und des Bundes ihr Wort 
nicht geſprochen. Mit vollem Vertrauen fahen nicht nur die Fatholifchen 
Stände, jondern aud alle Eidgenofjen ihrer bundesgemäßen Entiheidung 
und Verfügung entgegen. Die eidgenöffiihe Tagiakung, außerordentlich 
einberufen, ſäumte nicht, unterm 2. April 4841, „„mad jorgfältiger 
Erwägung jowohl des Inhalts des Decretes (13. Jänner), als ber vom 
hohen Stande Nargan angeführten TIhatfahen und rechtlichen Beweggründe, 
zu beſchließen: der Beihluß des Großen Nathes des Kantons Yargau vom 
13. Jänner letzthin, durch welden ſämmtliche auf defien Gebiete befindliche 
Klöfter aufgehoben worden find, ijt als unvereinbarlih erklärt mit dem 
Artikel XI. des Dundesvertrags.’* Die eidgenöfjiihe Tagſatzung richtete 
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dann an den Stand Aargan die dringende Einladung, ſolch neue Verfügungen 
zu treffen, welche die pflichtgetreue Berüdfichtigung „„der unzeideutigen Bor: 
Ihrift des Artifels XI, des Bundesvertrags““ erfordere, und behielt ſich 
auf den Fall der Nichtentiprehung jede Verfügung zur „„Aufrehthaltung 
der Bundesvorſchriften““ vor. Die Beihlüffe der oberften Bundesbehörbe 
hatten die Erwartungen der Eidgenofjen nicht getäufht. Es ſprach fi in 
jenen Beſchlüſſen der Geift der alten Verträge, die Bundestreue, das Pflicht: 
gefühl der Aufrechthaltung confejfioneller Rechtsverhältniſſe, katholiſcher Inſti— 
tute und des Schirms kirchlicher frommer Stiftungen und Güter auf eine 
erfreuliche Weiſe aus. Und als der Kanton Aargau ſeine Mitſtände einlud, 
den Beſchlüſſen der Tagſatzung vom 2. April keine weitere Folge zu geben, 
fo verwandelte die oberſte Bundesbehörde, „„im Sinne der Feſthaltung und 
Handhabung ihres Beichluffes vom 2. April,"* ihre damalige Einladung 
unterm 9. Heumonat 1841 in eine Aufforderung an den Stand Aargau. 

Allein der Stand Aargau entſprach auch der Aufforderung ber oberften 
Bundesbehörde nit. Sein Decret vom 19. Heumonat 1841 kann lediglich 
als eine Beftätigung desjenigen vom 13. Jänner 1841 angejehen werden. 
Denn durch jenes Decret wird den Klofterfrauen dreier Frauenflöfter nur 
geitattet, in ihre Klofterräumlichkeiten zurückzukehren und da nad ihren 
Satungen miteinander zu Teben. Allein felbft in Ießterer Beziehung wird 
no die Reform und die Staatöverwaltung vorbehalten. Yon der Erlaub: 
niß der Novizenaufnahme wird nichts gemeldet. Die Art und Weife, mie 
der Beihluß des Großen Raths von Aargau vom 29. Augſtmonat 1843, 
womit au die Wiedereinfekung des Frauenflofters Hermetſchwyl verfügt 
worden ift, nunmehr volljogen wird, beweifet augenſcheinlich, daß weder ber 
bundesgemäße Fortbeftand, noch die Sicherheit des Eigenthums der Frauen— 
Möfter dur das Decret vom 19. Heumonat 1841 gemährleiftet worden 
find. Der Neformvorbehalt von Seite eines der Mehrheit nach proteftantis 
hen Großen Kathes ift eine neue Verlegung der confelfionellen Rechte und 
Berhältnifie. 

Obwohl alfo der Stand Aargau eine pflichtgetreue Berüdfihtigung 
der bejtinmten unzweideutigen Vorſchrift des Artikels XII. des Bundesver— 
trages nicht hatte eintreten laſſen, obwohl er vielmehr dem Wefen nad) fein 
Deeret vom 13. Nänner durch dasjenige vom 19. Heumonat 1841 und 
durch dasjenige vom 29. Augftmonat 1843 nur beftätiget hatte: jo konnte 
ih die eidgenöfjische Tagſatzung bisher noch nicht entſchließen, von fi aus 
die vorbehaltenen Verfügungen zur Aufrechthaltung der Bundesvorſchriften 
zu treffen. 

Vielmehr ſagt das Protocoll der eidgenöffiihen Tagſatzung vom 
31. Augitmonat: „„aus der Umfrage ging demmach hervor, daß fi am 


18. Augſtmonat und heute (am 31. Augftmonat) zufammen zwölf Stände 
dafür ausgeſprochen haben: 

„„Mit dem durch den Großrathsbeſchluß vom 18. Heumonat 1841 
aargauiſcher Seits gemachten Anerbieten der Wiederherſtellung der drei Frauen— 
klöſter Fahr, Mariä Krönung und Gnadenthal ſei die Tagſatzung befriedigt 
und ſtimme für die Entfernung des vorliegenden Berathungsgegenſtandes 
aus Abſchied und Tractanden. 

In dem vorjtehenden Sinne hatten fi mit Beziehung auf ihre Boten 
auögefproden am 18. Augftmonat die Stände Züri, Bern, Glarus, Solo: 
thurn, Schaffhaufen, Aargau, Thurgan, Teffin, Waadt und Appenzell:Außer: 
thoden, und nun am 31. Augftmonat die Stände Graubünden und Genf, 
und zu Erzielung einer nun durch die heutige (31. Angftmonat) Erklärung 
und weiteres Anerbieten Aargaus möglicd gemachten Mehrheit — St. Gallen, 
unter ausdrüdlicher Beziehung auf feine Heutige Erklärung, mithin eine Mehr: 
heit von zwölf Ständen,” * 

Die Gefandten der Stände Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob 
und nid dem Wald, Zug und Freiburg haben gegen diefe Verhandlungen 
von zwölf Ständen am 31. Augftmonat 1843 eine Proteftation an das 
Protocoll der eidgenöjfifchen Tagjagung und ihren Ständen „„alle weitern 
geeigneten Schritte zur Aufrehthaltung des Bundesvertrages in allen feinen 
Beitimmungen vorbehalten.“ * 

Indem wir nunmehr die Proteftation der Gefandten unferer Stände 
nohmal in allen ihren Theilen beftätigen und wiederholen, fühlen wir uns 
gedrungen und verpflichtet, die bundeswidrigen Decrete der Klöfteraufhebung 
im Kanton Yargau neuerdings zum Gegenftande eidgenöffifcher Berathungen 
zu machen: indem mir unferfeits nicht annehmen fönnen, daß die hochwichtige 
Bundes: und Eonfeffionsangelegenheit unterm 31. Augſtmonat eine bundes- 
gemäße Erledigung gefunden habe. 

Die Verhandlungen der eidgenöffishen Tagfagung vom 31. Augftmonat 
können weder ihrer Form, noch ihrem Inhalte nah, als eine bundesgemäße 
Schlußnahme der Tagſatzung gelten. Der Form nad) ift erforderlih, daß 
eine Verhandlung, welche eine Schlufnahme heifen fol, eine Mehrheit von 
wenigitens zwölf Stimmen auf fich vereinige. Dieſes war bei der Tag: 
fabungsverhandlung vom 31. Augitmonat nicht der Fall. Wenn man 
annehmen wollte, daß die Stände Graubünden und Genf von ihren auf 
Wiedereinjegung von vier Frauenklöftern Tautenden frühern Abftimmungen am 
31. Augftmonat abgegangen jeien, fo ift hinwieder die Gefandtihaft von 
St. Gallen bei der Forderung der Wiederherftellung des vierten Frauen— 
kloſters Stehen geblieben und hat ihren Beitritt an die Gewährung dieſer 
Horderung gefnüpft. Für einen und denſelben Beihluß, nämlich für Wieder: 


604 


berftellung von drei Frauenklöſtern, haben fi ſomit höchſtens eilf, und 
nicht zwölf Stände vereiniget. Wenn im Schoofe der Tagſatzung dieſe 
Unförmlichkeit dadurch wollte gehoben werden, daß man behauptete, es jei 
eine Unterfheidung zu machen zwilden Erwägungen und den Berfügungen 
einer Schlupnahme: die Verfügungen Fönnen zu Recht beftehen, wenn aud 
die Beweggründe verichieden oder wideriprechend jeien, fo zeigt der bloße 
Anbli des eidgenöſſiſchen Abfchiedes, daß eine folhe Folgerung, an ſich 
ſchon unrichtig, durchaus nicht auf die Verhandlungen vom 31. Augitmonat 
pafie. Denn da ift von feinen Erwägungen und Berfügungen die Rede, 
fondern das Ganze, was man eine Schlußnahme nennt, beiteht aus ber 
einzigen Burzen Verfügung: daß man fi) mit ber Wiedereinfegung von drei 
Franenflöftern befriedigt erfläre und demnach den Gegenjtand aus Abſchied 
und Tractanden entferne. Wie würde es fi übrigens mit der Würde und 
den Anjehen der oberiten Bundesbehörbe vertragen, wenn fie fich ſelbſt 
geitehen müßte, eine ihrer Schlußnahmen enthalte einen innen Widerfprud, 
die Erwägungen, welche fie an der Stirne trage, feien anders gemeint, ala 
fie lauten, von den zur Schlußnahme mitwirkenden Ständen haben einige 
biefelben fo, wie fie ausgedrückt worden, verftanden, andere aber ganz etwas 
anderes darein gelegt und nur in ber Vorausſetzung, daß das, was fie hin: 
eingelegt, wirklich jo fei, dazu geftimmt? Webrigens, wie wir ſchon bemerkt, 
rechtfertiget ſich die Unförmlichkeit der Berhandlungen vom 31. Augft: 
monat Feineswegs durch die Behauptung, es beftehe die Verfügung der zwölf 
Stände lediglih in der Entfernung des Gegenftandes aus Abſchied und 
Tractanden, al® wozu fi die zwölf Stände ausjchlieklih vereinigt haben 
wollen. Eine jede Schlußnahme muß die Frage entjcheiden, welche Gegen: 
ftand der Verathung geweſen ift. Nun war aber Sache der Verhandlungen 
der eidgenöffiihen Tagfagung von 1841 bis 1843 bie Frage: ob alle oder 
ob nur einige Klöfter und welche im Aargau wieder hergejtellt werben follen ? 
Diefe Aufgabe hatte fih die Tagſatzung am 2. April und 9. Henmonat 1841 
ſelbſt geftellt. Ueber diefe mußte die Entſcheidung erlaflen werben, wie alle 
Abftimmungen in diefer Angelegenheit vom Jahr 1841 bis 1843 ununter: 
brochen beweifen. Die Antwort, welche die Tagfahung über diefe Frage 
erließ, Fonnte der Form nach einzig als Entiheidung oder Verfügung gelten. 
Die Entfernung aus Abſchied und Tractanden ift eine Formſache, eine ein: 
fache Folge der Entfheidung jener Hauptfrage. Für die Hauptfrage aber 
liegt feine Mehrheit von Standesftimmen vor, indem acht Stände für Wieder: 
berftellung von allen Klöftern, neun ober höchitens eilf für Wiederherftellung 
von drei Frauenflöftern, drei oder menigitens ein Stand für Wiederheritel: 
lung von vier Frauenflöftern geftimmt haben. Schon der Form nad) befteht 
alfo Fein bundesgemäßer Tagfatungsbeihluß, welcher die katholiſchen Stände 
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abhalten Fönnte, diefe Bundes: und Confeffionsangelegenheit neuerlih an bie 
eidgenöffiihen Stände zu bringen. Vielweniger noch beiteht dem Inhalte 
und Wejen nah ein ſolcher bundesgemäker Beihluß. Wenn auch eine 
Anzahl von Gejandtichaften die diesfällige Proteftation ber Fatholifchen 
Stände durch die Behauptung zu entkräften gelucht bat: die Fatholiichen 
Stände haben die Befugnig der Tagfabung zur Entſcheidung diefer Ange: 
legenheit felber anerkannt, fie müſſen aljo die Entſcheidung als befugt aner: 
fennen, wenn fie auch zu ihren Ungunften ausgefallen jei, jo beruht dieje 
Behauptung auf einer irrigen Borausjegung und ijt mit dem Bundesvertrage 
im Widerſpruch. Niemals haben die Fatholiichen Stände einer Mehrheit von 
Ständen das Recht zuerfeunt, fi der Erfüllung einer bundesgemäßen Pflicht 
zu entziehen, fich über den Artifef XII. des Bundesvertrags hinwegzuſetzen: 
im Gegentheil Haben fie von Anfang an ununterbrochen als eine Rechts— 
pfliht von der eidgenöffischen Tagſatzung gefordert, dem Artikel XI. Genug: 
thuung zu verſchaffen durch Wieberheritellung ſämmtlicher bundeswidrig auf: 
gehobener Klöfter im Aargau. Sie haben ihr fein anderes Recht zugeitanden, 
als dasjenige, den Stand Nargan zur Bundespflicht zurüdzuführen. Nicht 
anders hat die eidgenöſſiſche Tagſatzung jelber am 2. April und 9. Heumonat 
1841 den Umfang ihrer Rechte und Pflichten aufgefaßt. Einfach erklärte 
diefelbe da3 aargauishe Decret vom 13. Jänner als unvereinbarlih mit 
dem Artifel XII, des Bundesvertrages, forderte den Stand Aargau anf, 
durch neue Verfügungen die unzweideutige VBorichrifi des Bundes pflichtgetreu 
zu berüdjichtigen, und behielt fich im nicht entiprechenden Falle die Maßnahmen 
zur Aufrehthaltung der Bundesvorfhriften und zur Handhabung ihrer Be— 
ihlüffe vor. Nicht die Aufhebung von drei Frauenklöſtern wurde von der 
Tagfatung unvereinbarlih mit dem Bundeövertrage erflärt, fondern das 
aargauifche Decret vom 13. Jänner 1841. Der Artifel XII. des Bundes» 
vertragd, welchen die Tagjatıng zweimal als unzweideutig erklärt, gewähr— 
leiftet den Fortbeftand der Klöfter und die Sicherheit ihres Eigenthums, 
ohne eine Ausnahme zu machen Hinfihtlid der Männerflöfter, Wenn die 
Tagfagung die Bundesvorſchriften aufrecht erhalten wollte, jo Fonnte fie die— 
jelben nicht blos zur fcheinbaren Wiederhertellung von drei oder vier Frauen— 
klöſtern anwenden, fondern die Aufrehthaltung bejtand in nichts Anderm als 
in der Wiederherftellung aller aufgehobenen Klöfter von Bundes wegen. In 
diefem von der Tagſatzung felbft ausgeſprochenen und anerkannten Sinne 
räumten die Fatholiichen Stände der oberiten Bundesbehörde ein Entiheidungs: 
echt ein, aber in feinem andern, Sie berufen ſich diesfals auf alle Ver: 
bandlungen über diefe Angelegenheit und verwahren fich feierlich für Gegen: 
wart und Zukunft gegen die Auslegung oder Zumuthung, als hätten fie 
jemals einer Mehrheit der Stände die Befugniß zugejtanden, ſich einer durch 
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ben Bundesvertrag auferlegten Bundespflicht zu entziehen und benanntlich 
die den Klöftern durch Artifel XII. zugejicherte Gewährleiſtung ihres Fort: 
beſtandes und der Sicherheit ihres Eigenthums zurüdzuziehen. 

Inden wir, getveue liebe Eidgenofien, ſomit weder der Form nod 
dem Weſen nah in den Verhandlungen der Tagſatzung vom 31. Augftmonat 
eine rechtsgültige bundesgemäße Schlußnahme der oberiten Bundesbehörde 
erbliden oder anerkennen können: vielmehr diefe Bundes: und Confeſſions— 
angelegenheit ſtets noch als unerledigt betrachten, wenn auch der Kanton 
Aargau auf feiner bundeswibrigen Bahn fortichreitend mit dem Vermögen 
der aufgehobenen Klöfter wie mit Staatögut fchaltet: jo dürfen und wollen 
wir nicht ablafjen, diefelbe zum Gegenftande der Berathungen der eidgenöfji: 
[hen Mitftände zu mahen. Wir wollen und mögen dem Gedanken nicht 
Raum geben, es werden die Stimmen der Fatholifhen Stände bei ihren 
Mitftänden Fein willfähriges Gehör finden. Vielmehr überlafjen wir uns 
der Zuverfiht, Ihr werdet mehr und mehr die Neinheit unferer Abfichten 
anerkennen, unjere Treue für alle Beſtimmungen bes Bunbesvertrages ohne 
Ausnahme ehren, und den Werth der Güter, für welde wir einftehen, 
beherzigen. Nicht minder gewärtigen wir, es werde manches Vorurtheil vor 
dem immer klarer aufgehenden Lichte der Wahrheit verfchwinden, und es 
werde das Gefühl unbeftechliher Gerechtigkeit zulegt jede andere Empfindung 
beſchwichtigen. 

Es kann Euch, getreue liebe Eidgenoſſen, nun nicht mehr entgehen, 
daß die Klöſter im Aargau als ſchuldloſe Opfer unerwieſener Anfchuldigungen 
gefallen find. Die eidgenöſſiſche Tagfagung, nachdem fie ſowohl die That— 
ſachen als Beweggründe des aargauiſchen Aufhebungsdecrets am 2. April 
1841 reiflich erwogen, hat daſſelbe als eine Verletzung der unzweideutigen 
Vorſchrift des Bundesvertrags erklärt. Die eidgenöſſiſchen Commiſſionen, 
welche ſowohl die Anklagen gegen die Klöſter als die Verantwortungen der— 
ſelben geprüft hatten, konnten Feine Thatſachen rechtlich ermitteln, welche bie 
Erwägungsgründe des aargauiichen Aufhebungsdecrets gerechtfertigt hätten. 
Nur Anfichten und Meinungen über die Zweckmäßigkeit der Klöfter, Anfichten 
und Meinungen über das Recht des Staates, betreffend geiftliche Corpora— 
tionen, braden ben Stab über die Klöſter. Anfihten und Meinungen der 
legten Art mögen wohl entjcheiden bei der Frage über Stiftung oder Errid: 
tung von Klöftern: dürfen aber nicht in die Wagfchaale gelegt werben, wo 
es fich handelt um den Fortbeitand oder das Eigenthum vor dem Staate 
beftandener, von ihm anerfannter, durch den geſammten Bund gewährleifteter 
Klöfter. Kein einziger Aft der eidgenöfjiichen Tagfakung hat irgend eine 
der Auflagen gegen die Klöfter als wahr oder ermittelt erflärt. Selbſt bie 
jogenannte Schlußnahme vom 31. Augftmonat 1843 ſchweigt von der Schuld 
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irgend eines der aufgehobenen Klöfter. Die im Kanton Aargau jelbit 
bis zum 31. Augftmonat geführten gerichtlichen Unterfuchungen haben die 
Schuldlofigkeit der Klöfter in Bezug der gegen fie gerichteten Anklagen 
erwiefen. Schon bei Erlaß des bundeSwidrigen Aufhebungsdecrets hatte 
fih der Große Kath des Kantons Aargau bewogen gefunden, mit der Auf: 
bebung der Klöfter die Penfionivung der Mitglieder zu verbinden, was wohl 
weber mit feinen verfaflungsmäßigen noch gefeglichen Befugnijien vereinbar 
gewejen wäre, wenn die auf fürmliche Verbrechen gerichteten Anklagen gegen 
die Klöfter einen haltbaren Grund gehabt haben würden. Wir Fönnen nicht 
glauben, getvene Liebe Eidgenofjen, daß Ahr nicht nur zugeben, ſondern ſogar 
billigen und gutheißen werdet ein Far erfanntes Unrecht, ein Unrecht, deſſen 
Sühnung Eid und Bund von Euch fordern. Wir können nicht glauben, 
daß Ihr zufehen werdet, wie die aus ihren Klöftern gewaltiam verbrängten 
Klofterbewohner in den Gauen der Eidgenofienihaft und außer denjelben, 
wo jie immer herumirren mögen, lebendige Urkunden feien der aargauischen 
Gewaltthat und der eidgenöffiichen Bundesſchwäche. Wir können nicht glauben, 
daß Ahr nicht, über politifche oder confejfionelle Borurtheile oder Meinungen 
erhoben, den Ruhm Euerer Bäter jeden Andern vorziehen werdet, den Ruhm 
gerecht zu jein gegen Jeden und in Allen, 

Es kann Euch, getveue liebe Eidgenojjen, nicht hindern, den Klöjtern, 
ber katholiſchen Eonfejjion und dem Bunde Recht zu verihaffen, bie Nüd: 
fiht auf den Kanton Nargau und auf die Verhandlungen der Stände von 
31. Augftmonat 1841. Nachdem ermiejen vorliegt und beurkundet durch 
den Ausjpruch der eidgenöjjiihen Tagſatzung jelbit, das Aargau .durd bie 
Klöfteraufhebung den Artikel XII. des Bundesvertrags verlegt hat, fo 
gebietet die Bundespflicht, gegenüber dem Kantone die Rechte der Geſammt— 
heit zu wahren. Was wird fonft die Auflöfung des Bandes, welches die 
zwei und zwanzig jouveränen Stände verbindet, verhindern Fönnen, wenn 
der Eigenmille des einzelnen Standes, da wo er in Kampf tritt mit dem 
unzweideutigen Nechte des Bundes, auf Koften des Bundes hingenommen 
oder wohl gar unterjtügt wird? Wir ehren die Souveränität der Stantone 
wohl eben jo jehr, als unfere eidgenöjjiihen Mitftände, aber wir betrachten 
es als einen Lebensgrundjag der Eidgenofjenihaft, daß die Kantonaljouveräni: 
tät fih den durd den Bundesvertrag jelbjt geftellten, wenn auch in gegebenen 
Fällen beengenden Schranken unterwerfen müſſe. Nicht vereinigen Fönnen 
wir die in diejer wichtigen Confeſſions- und Bundesangelegenheit von vielen 
Ständen zu weit getriebene Schonung für die vermeintlich in Frage jtehende 
Souveränität des Kantons Nargau mit der Achtung vor der der Form und 
dem Weſen nah unhaltbaren jogenannten DTaglagungsihlußnahme vom 
31. Augftmonat 1843. Denn, während dieſe legtere zwar dad Recht des 


608 


Bundes in dem vorliegenden Falle dem Kanton Aargau zum Opfer bringt, 
trägt fie gleichzeitig in fih den Keim und die Merkmale der Vernichtung 
jeder SKantonalfouveränität. Denn follte es wirklich wahr fein, daß zwölf 
Stände befugt wären, Bundesartifel aufzuheben, jo hätte der Bundesvertrag 
aufgehört, ein Vertrag zwijchen zwei und zwanzig fouveränen Ständen zu 
jein: ev wäre dann nur noch als ein Bundesgeſetz anzufehen, welches von 
ber Mehrheit je nach Umftänden und Belieben verändert werden könnte. 
Wenn eine Mehrheit von zwölf Ständen den Katholiken in der Schweiz 
die Aufhebung ihrer frommen Stiftungen und Klöfter und die Wegnahme 
ihrer Güter entgegen der eiblich gegebenen Gemwährleiftung für den Fortbe— 
ftand derjelben und die Sicherheit ihres Eigenthums, von Bundes wegen 
gejtatien oder gar bejtätigen Fann, jo kann die gleihe Mehrheit beichließen, 
daß an die Stelle der anerfannten Confejfionen eine Staatöreligion für Die 
ganze Eidgenofjenjchaft treten müjle. Wenn eine Mehrheit von zwölf Ständen 
in Saden des Bundesvertrages die ganz gleichen Rechte hat, wie die zwei 
und zwanzig jouveränen Stände in ihrer Gejammtheit, jo kann die gleiche 
Mehrheit verfügen, daß den Kantonen das gleiche Stimmreht genommen 
werde, und daß größere Kantone alfo auch mehrere Geſandte an die Tag: 
fagung fenden, fie fann an die Stelle der Vororte einen Bundesrath mit 
ausgedehnten Vollmachten zur Regierung der Schweiz jegen. 

Wir dürfen keineswegs annehmen, getveue liebe Eidgenofien, daß ſolche 
bundesummälzende Abfichten irgend einen unjerer eidgenöſſiſchen Mititände 
am 31. Augftmonat geleitet haben: aber für Pflicht eradhten wir ed, auf 
die natürlichen Folgen Hinzumeifen, welche hervorgehen Fönnen aus dem 
Sape: daß eine Taglakungsmehrheit befugt ſei, die Eidgenofjenichaft oder 
einen Kanton von einer Bundespflicht zu befreien, welche fie freiwillig und 
vertragsgemäß gegen alle zwei und zwanzig Stände am 7. Augitmonat 1815 
eingegangen find. Die natürliche Folge ift Feine andere, als daß auf ſolche 
Weiſe eine Einheitäregierung in der Schweiz bereits herrichen würde, ohne 
daß die Kantone eine ſolche vertragsgemäß aufgeftellt hätten. Die Kantonal- 
jouveränität wäre damit vernichtet. Während der Bund von 1815 einzig 
durch die Uebereinftimmung von zwei und zwanzig Kantonen zu Stande 
gekommen wäre, würde er abgeändert oder aufgehoben durch eine bloße 
Mehrheit von Ständen. Bor ſolchen Folgen, getreue Tiebe Eidgenofjen, 
warnen wir. Wenn fie auch nicht weder in Euern Wünſchen oder Beitre: 
bungen, noch in denjenigen Euerer Völferfhaften liegen, jo können fie doc 
liegen in ehrgeizigen herrſchſüchtigen Parteien, fie können fi geltend machen 
in Zeiten politifcher Aufregung und innerer Unruhen, fie würden eine Recht: 
fertigung ſuchen in den Verhandlungen der Tagfatung vom 31. Augſtmonat 
1843, wenn e3 bei diefen fein Bewenden haben müßte, 
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Getreue liebe Eidgenofjen, erwäget und beherziget diefe Folgen nod) 
zur rechten Zeit. Erjcheinungen und Thatſachen genug erinnern uns an das 
Dafein und das verberblihe Wirken auf Zerftörung aller Bande hinarbei- 
tender Beitrebungen. Dder werben nicht ungefchent und ungeftraft Lehren 
und Grundſätze verbreitet, welche nicht nur den alten römiſch-katholiſchen 
Glauben oder die feit drei Jahrhunderten eingeführte proteftantifhe Confef- 
fion, Sondern fogar die Göttlichkeit des Chriſtenthums, die Heiligkeit des 
Eides wegleugnen, läftern und verhöhnen? In welch grellem Widerſpruche 
ftehen ſolche Ericheinungen und Thatfahen unferer Väter mit dem Geifte 
der für ewige Zeiten bejiegelten und beſchwornen Landfriedensverträge, mit 
unjern ewigen Bünden, melde alle auf dem Glauben an den breieinigen 
Gott und auf der Heiligfeit gefhmorner Eide beruhen? Werden fi) folche 
Erſcheinungen nicht wiederholen und vermehren, wenn die ganze Nation die 
vor der jedesmaligen Tagjagungserdfinung auf den Bundesvertrag Taut feinem 
ganzen Inhalte zum Eidſchwur erhobenen Hände der Gefandten an die eib- 
genöffiiche Tagſatzung erblidt, nachher aber eine Mehrheit diefer Hände 
ebenfalls für das NAufgeben eines Bundesartifels, einer Bundespflicht fich 
erheben ſieht? Werden nicht ungeſcheut umd ungeftraft die Lehren, Anftalten 
und Vorſteher der römiſch-katholiſchen Confeſſion verdreht, beihimpft und 
verleumdet? In welch fchneidendem Gegenfage fteht dieſes mit dem durch 
alte Schiedsſprüche, Tagſatzungsabſchiede, Bundesbeſchlüſſe aufgeftellten und 
feierlich promulgirten Gebote gegenfeitiger Duldung und Achtung der Con— 
feffionen? Werden jene Duldung und diefe Adhtung nicht mehr und mehr 
abnehmen und verjchwinden, wenn die Stände an der eidgenöfjiihen Tag: 
fagung die Höhnung und Vernichtung kirchlicher, durch den Bund gemähr- 
feifteter katholiſcher Anftitute hinnehmen oder gar fanctioniven? Werden 
endlih nicht an mehr als einem Drie die Stimmen Taut, welche nach der 
Gleichheit des Vermögens rufen, und finden fie nicht einen ftarfen Wieder— 
ball in der Noth, welche die öfonomiichen Kräfte der Gemeinden aufzehrt, 
in der zahlreichen Bevölkerung, welche allen Wechſelfällen des ſtets mehr 
beengten Handelsglückes preisgegeben ift? In welch fchreienden Wiberfpruche 
find aber ſolche Stimmen mit dem erſten und oberften Grundfage aller 
ewigen Bünde der Eidgenofjen von 1315 bis zum Jahre 4815, mit dem 
Grundfage: Jedem das Seine zu laffen, auch dem Feinde? Werden fi 
aber jene Stimmen nicht vermehren und jtärfen, wenn bie oberite Bundes— 
behörbe zufieht, wie ein Kanton das taufendjährige Eigenthum fronmer 
Stiftimgen an fi reißt, die Eigenthümer gewaltfam verdrängt und für 
feine EigenthHumsverleßungen feinen andern Nectfertigungsgrund hat, als 
die Unzweckmäßigkeit der Stiftungen und die Gefährlichkeit ihres Reichthums 
für den Staat? — Und find, getrene Tiebe Eidgenofjen, die Religion, der 
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confeffionelfe Friede und die Gerechtigfeit nit die Grundpfeiler unferes 
Dafeins, unjeres Glückes, unferer Ehre? Wanken diefe Grundpfeiler, werben 
fie nicht neu befeftiget, wer wird das Gebäude der ſchweizeriſchen Eidgenoſſen— 
Ihaft vor der Auflöjung retten fönnen? Wird fih in Laufe der Zeiten 
nicht immer fchroffer und fchroffer eine Kluft bilden zwiſchen Ständen, melde 
treu am Bunbdesvertrage halten, auf die Wahrung aller Rechte, aber auch 
auf die Erfüllung aller Pflichten deffelben dringen werden, und folden 
Ständen, welche fih mehr und mehr von den läftigen Banden dejielben los— 
jagen und den Bund ihrer Convenienz unterordnen werben? Wird fich nicht 
eine Kluft bilden zwiſchen den Bölferfchaften der einen und der andern Con— 
feifton, und fie jcheiden in zwei Parteien, welche für ihre Religion, für ihre 
Kirche, ihre Rechte und ihre Güter in beftändiger Beängftigung, Unrube 
und Gereiztheit find? Wird nicht in den Kantonen und in der Eidgenojjen- 
Ihaft an die Stelle des Friedens, der Wohlfahrt und der Sicherheit der 
Unfriede, das Mifvergnügen, das Recht des Stärkern und die rohe Gewalt 
treten? Wird nicht die Kraft der mehr als fünfhundertjährigen Eidgenofien- 
Schaft — welche Kraft in der Bundestreue, im der Eidestreue und in der 
Gerechtigkeit ihre Wurzeln hatte — durch innere Unruhen und äußere Stürme 
geſchwächt zufammenftürzen und das Gebäude verjchütten, welches unjere 
Väter mit fauerm Schweiße, mit Aufopferung von Gut und Blut gegründet 
und aufgeführt haben? 

Getreue liebe Eidgenofien, von der Liebe für Euch, von der Treue 
am Bunde, von der Verehrung für bie heiligiten Güter unferes VBaterlandes 
fehen und fühlen wir uns verpflichtet, zur Abwendung diefer Gefahren und 
Folgen das Mögliche zu thun. Wir find entichlofjen, Feine vom Bunde, von 
der Treue am gegebenen Worte, von der Liebe zum gemeinfamen Baterlande, 
von der Verehrung für die Grundfäge unjerer Väter, von der Pflicht der 
Erhaltung der ſchweizeriſchen Eidgenofjenihaft gebotenen und angerathenen 
Mittel und Schritte unverfuht zu lafien, um die in frage liegende Con: 
feffions: und Bundesangelegenheit einer bundesgemäßen Erledigung zuzuführen. 
Denn nur in einer folchen gerechten Entiheidung durch die oberfte Bundes: 
behörde vermögen wir für uns Beruhigung für die katholiſche Confeſſion, 
für die Aufrechthaltung des Bundes und der Eidgenojjenihaft zu erbliden. 
Die oberfte Bundesbehörde ift die Leuchte, auf welche alle Völkerſchaften der 
zwei und zwanzig Stände follen mit Freudigkeit Hinbliden können; fie ift 
das Bollwerk, an welhem Parteien und bumdeswidrige Beitrebungen fich 
brechen follen; die eidgenöſſiſche Tagſatzung foll Feine andern Vorſchriften 
als die des Bundes, der Gerechtigkeit und des, confeffionellen Friedens 
fennen und beobadten. Bon ihr erwarten wir um fo fiherer einen bundes— 
gemäßen Schu ber confejjionellen Rechte und der Klöfter und Firchlichen 
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Güter und Stiftungen der Katholifen, da wir ung bewußt find, in Bezug 
auf die proteftantiiche Confeffion alle Pflichten der chriſtlichen Duldung, alle 
Prlihten treuer Eidgenofjen erfüllt und immerfort jene Achtung gegen deren 
Güter und Rechte bewiefen zu haben, die man gerechterweife von uns verlangen 
fann, Wir erwarten von ber oberften Bundesbehörbe um fo ficherer ben 
Schuß der Fatholifhen Rechte, Inftitute und Güter, als wir freudig unb 
aufrihtig die Zufiherung erneuern, uns in die Rechte, Inftitute, Güter 
und onfeffionsangelegenheiten unferer proteftantifhen Brüber nie unb 
nimmer ftörend ober Fränfend einmiſchen zu wollen. 

3 So bürfen wir denn auch mit dem vollften Vertrauen an Eud, getreue 
Tiebe Eidgenofien, das beftimmte Begehren richten: es wollen bie eidgenöffis 
fen Stände ihre Geſandtſchaften an die orbentlihe Tagſatzung bes 
Jahres 1844 dahin inftruiren: es follen, in Wahrung ber confeljionellen 
Rechte und in Erfüllung der durch Artikel XII. des Bundesvertrag® oblier 
genden Pflichten, ſämmtliche durch das Decret des Großen Raths non 
Nargau am 13. Jänner 1841 aufgehobenen Klöfter wieder in ihre bundes— 
gemäßen echte eingejeht werben. 

Möge der einftimmige Ruf Euerer katholiſchen Eidgenofjen von Luzern, 
von Uri, von Schwyz, von Unterwalben ob und nid dem Wald, von Zug 
und von Freiburg in Euern vaterländifhen Herzen einen reinen Wiederhall 
finden! Möget Ihr im Geifte Eurer und unferer Väter freudig anerlennen, 
daß der Friede, die Ehre und die Stärke wie jedes Kantons, fo ber Eid: 
genoſſenſchaft beruhen auf ber Treue an Eib und Bund, auf der Unterwerfung 
materieller Intereſſen und confejfioneller Anfichten unter die Vorfchriften ber 
Gerechtigkeit und der Eonfeffionsduldung, auf der meuen Belebung bes 
erhabenen Sinnes unferer ewigen Bünde und Lanbfriebendverträge in einer 
aufgereizten und zerriffenen Zeit, auf der edeln, nur Kriftlichen und wahrhaft 
gebilbeten Völferfchaften eigenen Großmuth der Sühnung begangenen Unrechts. 

Gott der Allmächtige wolle Euch, getrene liebe Eidgenoſſen, ſammt uns 
in feinen Schuß nehmen und unfer theures gemeinfames Vaterland bewahren! 

Luzern, den 7. Hornung 1844. 

Schultheiß und Regierungsrath bes Kantons Luzern; 
Der Schultheiß: C. Siegwart-Müller. 
Der Staatsihreiber: Bernhard Meyer. 

Altdorf, den 8. Hornung 1844. 

Namens Landammann und Kath des Kantons Uri; 
Der regierende Landammann: 
Vincenz Müller 
Der Landſchreiber: 

Gisler. 
39* 


612 


Schwyz, den 12. Hornung 1844. 
Namens Landammann und Rath des Kantons Schwyz; 
Der regierende Kantondlandammann: 
Th. Ab:Nberg. 
Der Kantonsfhreiber: 
A. Eberle. 
Stanz, den 14. Hornung 1844. 
"Namens Landammann und Rath des Kantons Unterwalden nid dem Wald; 
Der regierende Yandammann: 
Stanislaus Adermann. 
Der erſte Landfchreiber : 
F. Odermatt. 
Sarnen, den 14. Hornung 1844. 
Namens Landammann und Landrath des Kantons Unterwalden ob dem Wald; 
Der regierende Landammann: 
Nikodem Spichtig. 
Der erſte Landſchreiber: 
Nikol. v. Moos. 
Zug, den 15. Hornung 1844. 
Namens Landammann und Landrath des Kantons Zug; 
Der regierende Landammann: 
F. Xav. Keiſer. 
Der zweite Landſchreiber: 
J. Schwerzmann. 
Fribourg le 17 Fevrier 1844. 
Au nom du Conseil d’Etat du Canton de Fribourg; 
L’Avoyer President: 
R. Weck. 
Le Chancelier: 
Werro.« 

Die radikalen Blätter fhwiegen über das Manifeft, aud die Stände 
ſchwiegen. Landammann Schmid von Uri und Andere meinten, es habe 
der Inhalt des Manifeftes die radikalen Stände zur Belinnung gebradt. 
Das allgemeine Schweigen war offenbar verabredet. Die Blätter wollten 
denn Manifefte vermuthlih durh ihr Schweigen den Eindrud und die Ber: 
breitung jehmälern. Die zwölf Stände aber waren zufrieden, ihren Raub 
ins Trockene gebraht zu haben und fürchteten fih vor Manifeften um fo 
weniger, ba fie Anderes erwartet hatten. Für die Verbreitung hatte bie 
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Eonferenz geforgt, indem fie das beutihe Original und eine franzöfifche 
und italienifche Weberjegung in allen Kantonen in taujend und taufend 
Abdrücden verbreiten lieh. 

Die Radifalen ließen fi aber nicht in ihren Plänen hemmen. Der 
Große Rath von Thurgau erließ unmittelbar nach der Gutheißung der 
aargauiihen Klöfteraufgebung, nämlih am 5. und 6, Herbitmonat, folgen: 
des Geſetz: 

„Der Große Rath des Kantons Thurgau, in der Abjicht, Die nah $. 7 
des Decrets3 vom 14. Brachmonat 1836, $. 193 der Verfaſſung, in Bezug 
auf das Noviziat der Klöfter vorbehaltenen gejeglichen Beftimmungen zu 
treffen, beſchließt und verordnet: $. 1. Die Aufnahme neuer Kloftermit: 
glieder wird, unter Berüdfihtigung der Orbensbebürfniffe, infofern geftattet, 
als die Klöfter ihrer NVerpflihtung zu Beförderung gemeinnüßgiger Zwecke 
Genüge leiften, und nicht die ökonomischen DVerhältniffe derfelben Beſchrän— 
tungen nothwendig machen. $. 2. Das Gefuh um Bemilligung der Auf— 
nahme von Novizen hat die Kloftervorfteherfhaft bei dem Kleinen Rathe 
einzureihen, und bemjelben gleichzeitig genügende Zeugniſſe über Herkunft, 
Lebenswandel und Bildung der betreffenden Individuen beizulegen. $. 3. 
Um als Novize aufgenommen zu werben, ift erforderlih: a. das zurüdges 
legte 22ſte Lebensjahr für den Beginn des Noviziats, und das zurüdgelegte 
24fte Lebensjahr für den Eintritt in den Orden; b. ber Beſitz des Kantons: 
ober Schmweizerbürgerrechtes. Nichtkantonsbürger müſſen das Schweizerbürger: 
recht feit mwenigitens fünf Jahren befigen; c. eine Mitgabsfumme von 200 
bis 500 fl. für Kantonsbürger und Kantonsbürgerinnen, und von 800 bis 
1200 fl. für andere Schweizerbürger. Es bleibt jeboh dem Großen Kathe 
vorbehalten, einzelnen Individuen aus bejondern Gründen die Aufnahme in 
das Noviziat mit einer ermäßigten Mitgabsfumme, oder auch unentgelblich 
zu gejtatten. $. 4. Mannsperfonen haben fich überdies unter Borlegung 
ihrer Stubienzeugniffe über willenfHaftlide Bildung auszumeijen. Die Aus- 
weiſung ſelbſt geichieht mittelft einer Prüfung vor einer auf den Vorſchlag 
des Erziehungsrathes durch den Kleinen Nath aus 5 Mitgliebern zu beftel- 
lenden Commiſſion. Dieſelbe erftattet über das Ergebniß der Prüfung an 
den Kleinen Rath, beziehungsweife Großen Rath Beriht. Dabei bleiben 
jedoch die dem katholiſchen Kirchenrathe binfichtlich der Befähigung zur Seel: 
forge gejeglih zuftehenden Rechte vorbehalten. $. 5. Für Kantonsbürger 
ertheilt der Kleine Rath, für andere Schweizerbürger der Große Rath bie 
Bewilligung zur Novizenaufnahme. Die Ablegung de Orbensgelübdes kann 
erit dann erfolgen, nachdem die über Erfüllung der gefeglich vorgefchriebenen 
Bedingungen erforderlihe Ausweifung ($. 3 lit. a und c) vom Kleinen 
Nathe als genügend erklärt worden ift. $. 6. Bon den zu Entridtung 
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einer Mitgabsfunme verpflichteten Individuen iſt unzweideutig darzuthun, 
daß fie diejelbe aus eigenen Mitteln einzubringen vermögen, und es ift nicht 
geſtattet, daß das Ganze oder ein Theil von dem betrefienden Klofter getragen 
werde. F. 7, Ein Viertheil der Mitgabsfumme fällt dem Kantonal:Pfleg: 
fond zu. 8.8. In demjenigen Klöftern, in welchen den Ordensregeln gemäß 
bisher Laienbrüder oder Laienfchweftern aufgenommen worden find, mögen 
jolde Aufnahmen inner den Schranken des Bedürfnifjes auch fernerhin jtatt- 
finden, Jedoch it hiefür jedesmal die Bewilligung des Kleinen Rathes 
erforderlih. $. 9. Die Beſetzung des Gapuzinerflofters zu Frauenfeld bleibt 
dev Schweizerprovinz des Ordens ferner bewilligt. Die Aufnahme in diejes 
Klofter ift jedoch nur denjenigen zu geitatten, welche fich beim Kleinen Rathe 
über die Befähigung zur Seeljorge durch ein Zeugniß des Fatholifchen Kirchen- 
rathes ausweiſen. $. 10. Hinfichtlich des Stiftes Bifchofzell werden die 
weiten Verfügungen vorbehalten. $. 11. Für das Klofter Münfterlingen 
bleibt mit Rückſicht auf feine ökonomiſche Zerrüttung das Noviziat eingeftellt. 
$. 12. Der Kleine Rath ift mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt.“ 

Diejes Geſetz war offenbar nichts anderes, als eine Einleitung zur 
Aufhebung der Klöfter. Die Art und Weife, mie daflelbe gehandhabt 
wurde, Tieß feinen Zweifel über die eigentlihe Abficht übrig. Der Große 
Kath von Aargau nahm folgenden Decretsvorfchlag des Kleinen Rathes 
behufs der Liquidation der Klöfter im März 1844 an: 

„F. 1. Aus dem Vermögen der aufgehobenen Klöfter Muri und 
Wettingen werden, nad bereits gefaßten Beſchlüſſen und zufolge beftehender 
Pflidtigfeiten, verabfolgt: 1) Die Koften der Occupation des Jahres 1841, 
jomweit biejelben nicht von denjenigen zu tragen find, welche hiezu gerichtlich 
verurtheilt werden. 2). Ein dem Staat zufommender Capitalwerth, deijen 
Reinertrag diejenigen Fr. 40,000 ausmacht, welche er jährlih vom Ver: 
mögen der Klöfter als Beitrag an die Staatsansgaben bezogen hat. Zu 
diejem Zwecke werden dem Staat zugejhieden: a. Diejenigen Grundjtüde, 
mit zugehörigen Deconomie-Gebäuden, und ſämmtliche Waldungen, welche 
unmittelbares Kloftervermögen jind, mit Ausnahme der Güter zu Klingen: 
berg, Surfee und derjenigen, welche zum Armenhaus in Muri (8 a) gegeben 
werden. b. Die Fiihenzen. c. Ein ſolches Seldcapital, deſſen Zins, nad 
Abzug der Verwaltungskoſten, in Verbindung mit dem Neinertrag jener 
Liegenſchaften und der Fiſchenzen den bezeichneten Fr. 40,000 gleichfommt. 
3) Die den Fatholiihen Gemeinden des Kantons zufommende erite halbe 
Million jammt betreffendem Zins. 4) Die Jahrgehalte an die Glieder 
der aufgehobenen Klöfter. 5) Die Ausfteurung der Pfründen, welche von 
den aufgehobenen Klöftern bejett wurden. 6) Die Ausſteurung nothwen— 
diger neuer Pfründen in denjenigen Kirchgemeinden des Kantons, in welchen 


Fu 615 
den aufgehobenen Klöftern das Collaturrecht zuftand. 7) Ein dem Kantonal- 
Schulgut zum Behuf der Unterhaltung der Bezirfsihule in Muri zukommen 
des, nah Abzug dev Verwaltungsfoften in feinem Ertrag Binreichendes Capital. 
8) Zu Abtragung der Verpflichtungen zu Gunſten der Armen dev Kirchen: 
gemeinde Muri und derjenigen von Wettingen und Umgebung: a. Die an 
die Erridtung und Unterhaltung einer Armenanftalt in Muri beizutragenden 
Liegenihaften und Summen. b. Die für Wettingen und Umgegend auszu— 
vihtenden Gapitalien. 9) Die zur Abzahlung weiterer, auf dem Vermögen 
der aufgehobenen Klöfter haftenden Laften oder Schuldigfeiten erforderlichen 
Summen, 10) Ein dem Staat zum Behuf der Befoldung der katholiſchen 
Hilfspriejter zufommendes und nah Abzug der Berwaltungskoften in feinem 
Ertrag hinreichendes Capital. 14) Die zweite Halbe Million an bie fatho- 
liſchen Gemeinden, jobald durch Erledigung der den Drbensgliedern der auf: 
gehobenen Klöfter ausgejepten Gehalte ein ſolches Capital verwendbar wird. 
$. 2. Für Erridtung und für Ausfteuer von Kantonal: Erziehungs: und 
Hilfsanjtalten werden dem Staat insbefondere übergeben: 1) Diejenigen 
Gebäude fammt zugehörigen Gärten, melde unmittelbares Kloftergut und 
nicht ſchon infolge $. 1, Nr. 2 a. den Staate zugefchieden find. 2) Ein 
Unterhaltungscapital für jene Gebäude. 3) Folgendes in jenen Gebäuden 
vorhandene beweglihe Vermögen: a. Die Apotheke in Muri; b. die Biblio: 
thefen; c. die Münzjammlungen; d. das Naturalienfabinet in Muri; e. das 
Haus: und Feldgeräthe; f. die Lebensmittel; g. der Viehftand. $. 3. Die 
beiden Stiftäfirchen mit ihren Kirchenfhägen find je nah Bedürfniß ent: 
weder zu Abhaltung allgemeinen Gottesdienftes oder für einen den zu 
errichtenden Anftalten entiprehenden beiondern Gottesdienft zu verwenden. 
Die vorhandenen Kirchenutenfilien, infoweit fie nit in den Gtifts- 
kirchen benugt werden, find den Kirchen vorzugsmweife derjenigen Fatholijchen 
Gemeinden des Kantons zu übergeben, in welhen den aufgehobenen Klöftern 
die Pfrundbejegung zuftand. $. 4. Dasjenige Vermögen, welches nad) 
geihehener Beftreitung aller in den Paragraphen 1, 2 und 3 vorgefchriebe: 
nen Leiftungen noch verfügbar ift, wird verwendet: 1) Zur Ausfteuer der 
in den Kloftergebäuden ($. 2) zu errihtenden Kantonal=Anftalten, nad 
einem ihren Bedürfniffen und ihrer aligemeinen Wichtigkeit entiprechenden 
Verhältniß. 2) Zu Bildung eines Fonds für Unterftügung Stubirender 
der Fatholiihen Theologie und für Abreihung von Kuhegehalten an alte, 
verdiente und zugleich bedürftige katholiſche Geiftlihe. 3) Zu Bildung eines 
Unterftügungsfonds für alte, verdiente und zugleich bedürftige Lehrer des 
Kantons. $. 5. Die Glieder der aufgehobenen Klöfter, welche gegenwärtig 
zu feeljorglihen Verrichtungen angeftellt oder noch zu folden Anftellungen 
fähig find, dürfen — bei Beluft ihrer Penfionen — weder auf ihre 
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Anftellungen ohne Bewilligung des Kleinen Raths Verzicht leiften, noch 
eine ſolche Anftellung ablehnen. $. 6. Bon dem unter $. 1 Nr. 2a dem 
Staat zugetheilten Grundbejige ift, mit Rückſicht auf die Verhältnifie 
und Bedürfnifje der ummohnenden Bevölkerung, ſoviel zu veräußern, als 
der Staat nicht felbit für die zu errichtenden Anftalten bedarf. $.7. Der 
Kleine Nath hat darauf hinzumwirken, daß in den Gebäuden der aufgehobe: 
nen Klöjter Muri und Wettingen a. ein Kantonsfpital für heilbare Kranke, 
b. eine höhere landwirthichaftlihe Anftalt, c. eine Kantons-Armen- und 
Arbeits:Anftalt, d. Aderbau: und landmwirthichaftlihe Armenſchulen errichtet 
werben, Er wird die daherigen Decretsentwürfe mit Beförderung vorlegen. 
$. 8. Der Kleine Rath ift mit Belanntmahung und Vollziehung dieſes 
Decrets beauftragt.“ 

Jedermann wird der $. 5 dieſes Decretes auffallen. Die Regierung 
hatte in ihven Aufhebungsdecerete und in ihrer Denkichrift erklärt, daß bie 
Mönde die Sitten vergiften, das Land verderben, daß „wo ein Mönch ftehe, 
fein Gras wachſe“, wie fie fih auf die gemeinfte Weiſe ausdrüdte, nun aber 
verbietet jie ihnen, bei Berluft der Penfionen, Anftellungen im Kanton zu 
verlafjen oder abzulehnen. Woher Fam dieje für eine Regierung widerfprechende 
Handlungsweife? Man wollte und durfte die Pfründen, welche den Klöftern 
angehörten, nicht auf einmal der Geiſtlichen entblöfen, bis man entweder 
genug Greaturen der Regierung gebildet oder die Katholifen nod mehr 
gelnechtet hatte. — 


Am 6. Augftmonat 1844 kam die Angelegenheit der Klöfter im 
Aargau wieder bei der Taglakung zur Berathung. Es lagen vor: 1) das 
Manifeft der Fatholiihen Stände; 2) eine Bittihrift der Nebte von Muri 
und Wettingen; 3) eine Bittfchrift der Frauenktöfter; 4) eine Bittfchrift 
von Dr. Johann Baptiit Bauer; 5) Bittjriften von Muri mit 1858 
Unterſchriften; 6) Folgende Zujhrift aus Graubünden: 


„Die Katholifen des Kantons Graubünden an die Hohe 

eidgenöffiiche Tagſatzung. 

Tit.! Mit tiefem Bedanern hat das Fatholiihe Volk des Standes 
Graubünden vernehmen müjlen, daß eine geringe Mehrheit feines Großen 
Nathes auch dies Jahr, wie das vergangene, durch die ertheilte Auftruction 
auf die hohe Tagſatzung zur Umnterdrüdung der aufgehobenen Klöfter im 
Yargan mitwirft. Durch diefe Anftruction wird der Artifel XII. des eidge- 
nöffifhen Bundesvertrages vom 7. Angftmonat 1815 umgangen, der nod 
die einzige Garantie für die katholiſchen Intereſſen ausfpridt. Die gerechte 
Horderung der bedeutenden Minderheit unjerer Fatholiichen Deputirten für 
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pflihtgetrene Handhabung dieſes Artikels XII. wurde wiederum mißachtet. 
Dieſc Fatholifhen Großräthe, mit trauriger Ausnahme eines einzigen ihrer 
Mitglieder, fanden es daher in ihrer heiligen Pfliht und in dem bejtimmten 
Willen des Fatholifhen Volkes, gegen ſolche Außeradtiegung des Bundes 
ſämmtlich fich zu verwahren, 

Die unterzeichneten Katholifen erheben daher mit ihren Deputirten, 
ben Fatholifchen Mitgliedern des Großen Nathes, ihre Stimme und rufen 
um Gerechtigkeit bei der hohen eidgenöſſiſchen Bundesbehörbe. Sie gelangen 
an Hochdiefelben mit dem ehrerbietigen Anfuchen, in Gemäßheit des Arti— 
fels XII. des Bundes durch Heritellung aller im unglücklichen Aargau auf: 
gehobenen Klöfter den bedrohten Fatholifchen Intereſſen wieder volle Garantie 
zu gewähren. Die Unterzeichneten werden nicht aufhören, vereint mit ihren 
Brüdern des gefammten Vaterlandes, immer und wiederholt für Gerechtigkeit 
und Ebenbürtigfeit ihrer Confeffion ihre Stimme zu erheben. Ein Blid 
in die Lage der Katholiken in der Schweiz, dad Vernehmen fo vieler Klagen 
über ungerechte Eingriffe in das Gebiet der katholiſchen Kirche, die unerhörten 
Hemmniffe in den Kantonen Aargau, Thurgau, Genf und Bünden ꝛc. dringen 
uns bie tiefe Beforgniß auf, daß es planmäßig auf Unterdrüdung ber katho— 
lifchen Confeſſion abgefehen fei. Wie Heilig und unantaftbar unjere Vor: 
väter die Gleihberehtigung beider, ber Fatholifhen und proteftantifchen, 
Eonfeffionen gehalten, beweifen und eben jo Eräftig die Religionskriege und 
bie darauf beſchwornen Landfrieden. Dürfen die Söhne leichtfinnig ver: 
herzen, was die Väter als das heiligfte und Foftbarfte Gut mit Blut und 
Leben vertheidiget — Weligionsfreiheit und die freie Ausübung ihrer Con— 
feſſion? — Wird diefe Freiheit, diefes heilige Recht dur gewaltfame Auf: 
hebung von katholiſchen Inſtituten und Klöftern nicht bebroht ? 

Werben auch folhe Leiden, folde Klagen in paritätifden Kantonen 
laut, wo bie Katholifen die Mehrheit bilden? Wo Hat ein Proteftant in 
der Schweiz über Verlegung feiner confeffionellen Rechte fi zu beichweren ? 
Die Liebe und. Anhänglichfeit zu unferer bedrohten heiligen Kirche, dieſer 
von Gott geftifteten Heilsanftalt, die Beachtung der Garantie des Bundes, 
welcher lautet: „„Der Fortbeſtand der Klöfter und Gapitel und die Sicher: 
heit ihres Eigenthums, foweit e8 von ben Kantonsregierungen abhängt, find 
gewährleiftet,”* die beſchwornen Eide und Pflichten auf die Religions- und. 
Landfrieben mahnen uns und alle Katholiten in der Schweiz zum gemeins 
chaftlichen Einftehen für unſere heiligen Rechte. Denn die erite Pflicht, 
dieſes Foftbarfte Erbe, welches wir von unjern Vätern empfangen, auch unfern 
Nachkommen wieder ungejhmälert zu hinterlaffen, preßt uns bie gerechte und 
bejtinmte Forderung ab, daß, wenn einzelne Theile bes proteftantijchen Volkes 
unjere confejjionellen Einrihtungen und Inſtitute verlegen, wenigftens ber 
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Bund ſeine geſetzliche Kraft durch die eidgenöſſiſche Tagſatzung ausübe. Wir 
wollen nur, was uns gehört, und dieſes muß uns werden. Wir vereinigen 
daher unſer Geſuch mit dem Manifeſte der katholiſchen Kirche in der Schweiz, 
die durch den Mund der oberſten Hirten geſprochen, und mit dieſen ſtellen 
wir das ehrerbietige Begehren an die oberſte Bundesbehörde, daß ſie durch 
Feſthaltung am Bunde, durch Aufrechthaltung der Garantie, der Religions— 
und Yandfrieden, durch Herftellung der gemwaltfam aufgehobenen Klöfter, den 
Eonfeffionen ihr Recht, Freiheit und Frieden, den Söhnen Eines Vater: 
landes dadurd wieder gegenfeitige Achtung und Treue ſchenken, und bie 
gejammte Eidgenofienihaft wieder einig, ſtark und glücklich machen möchte. 

Anbei erfuhen die Unterzeichneten Sie, Euer Ercellenz, Herr Bundes— 
präfident! hochgeachtete Herren Ehrengefandte! ehrerbietigft, die Verſicherung 
vollfommener Hochachtung zu genehmigen.“ 

(Folgen die Unterfähriften). 


Es Tag auch noch vor folgende Zuſchrift: 


„Die Biſchöfe der Schweiz 
an 
Se. Errellenz Herrn Sundespräfidenten und an die Ehrengefandtfchaften 
der hohen eidgenöffifhen Tagſatzung. 


Euer Ercellenz Herr Bundespräfident ! 
Hochgeachtete Herren Ehrengejandte! 


Was in Bezug auf die aargauifhe Klofteraufhebung bis dahin. 
geihehen ift, hat in dem unterzeichneten Biſchöfen der Schweiz ſchon ein 
folhes Schmerzgefühl erwedt und erfüllt fie noch mit fo gegründeter Beforg- 
niß für die Zukunft, daß es ihnen jet wahres Bebürfniß ift und fie fi 
pflihtgedrungen fühlen, Ihnen, Tit.! gemeinfam ihre bittere Bekümmerniß 
auszufprehen, Ihre Villigfeit in Anfpruch zu nehmen und an Ihre Gerechtig— 
feit zu appelliren. 

Die Unterzeichneten haben die feiner Zeit von den Vorftehern der 
aufgehobenen Klöfter eingereihten Klagen mit ihren Wünfhen und Zuſchrif— 
ten unterftügt. Wenn fie feither den ungerechten aargauifhen Großraths— 
beihluß vom 13. Jänner 1841 und die daraus unmittelbar erfolgte Spolia= 
tion nur im Stillen bei fich felbit „zwilchen Vorhalle und Altar bemweint 
und beffagt“ haben, fo geſchah dies einzig aus dem Grunde, weil fie fi 
der Hoffnung überließen, das Uebel werde feine Abhilfe, der Fehler feine 
Sühnung, die Ungerechtigkeit ihre Genugthuung finden. Aber leider haben 
fie fih getäuſcht, und ihr Schmerz ift fo zu jagen aufs Höchſte gejtiegen. 
Indeſſen Teuchtet ihnen noch ein Strahl der Hoffnung; denn nimmer können 
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fie fih der Vermuthung überlaſſen, daß die höchſte Behörde der Schweiz 
einen Beihluß aufrecht erhalten, bei einer Abſtimmung es bewenden laſſen 
werde, wodurd die Ungerechtigkeit fanctionirt, unfchuldige und ruhige Bürger 
ihrer Güter widerrechtlich beraubt, der Bund gebrochen würde, einen Beſchluß, 
der fogar zum Untergang der Fatholiihen Kirche in der Schweiz führen 
Fönnte, 


Die Unterzeichneten, ſowie auch die einfahen Gläubigen, willen, daß 
bie Ruhe und Wohlfahrt unfers gemeinfamen Paterlandes nur durch treue 
Erfüllung jenes Eides erhalten werden kann, wodurd die Eidgenofjen unter 
einander verbunden find; fie wiſſen, daß durch den Bundesvertrag von 1815 
die Fatholifche Religion anerkannt, die Klöfter gavantirt find; fie kennen 
namentlih den Artikel XII. diefes Bundesvertrags, welcher fi hierüber 
ganz beftimmt und deutlich ausſpricht; fie fehen aber auch, daß der Bundes: 
vertrag mißachtet, der angeführte Artikel deſſelben verlegt ift. In ihrer 
gewifienhaften Sorge für die Religion können fie alle die unberechenbaren 
Uebel vorahnen, welche aus dieſer Bundesverlegung nothwendig entipringen 
müſſen; fie fürchten für das Vaterland, fie fürchten noch mehr für die Religion 
ber ihrer Obſorge anvertrauten Völferfchaften. Sie wollen übrigens in Feine 
Erörterung des Gegenftandes vom Standpunkie de3 Nechtes und des Gejehes 
eintreten; dieſe Erörterung ift in Ihrer hochachtbaren Verſammlung bereits 
zur Genüge durchgeführt worden. 


Aber die tiefe Bekümmerniß, das lebendige Schmerzgefühl auszujprechen 
und Ihnen fühlbar zu machen, welches alle guten Katholiken unferes Vater: 
landes durhdringt, das liegt den Unterzeichneten am Herzen. Weldes Ver: 
trauen könnten wohl auch die Katholiken fajleen? Was haben jie wohl zu 
gewärtigen, wenn die Mehrheit einer Behörde fie ungeftraft in dem unter: 
drüden fan, was Ihnen das Theuerſte ift, — in ihrer Religion, in ihrem 
Glauben, in ihrer Ueberzeugung ? Was hat für fie jener Geift des Friedens, 
des guten Vernehmens und felbft der Toleranz noch zu bedeuten, deſſen Auf: 
rehthaltung unter den eidgenöffiihen Kantonen, und namentlich in den pari— 
tätiſchen Kantonen, unfere Väter mit einem Eide angelobt haben? Sobald 
die Mehrheit ciner Kantonalbehörde diefen Bundesvertrag verleken darf, 
welcher den Völkerfhaften gegenfeitig die Ausübung ihrer religiöfen Nechte 
fihern fol, jo kann dieſer fo feierlich aufgeftellte und fanctionirte Bund für 
fie nichts anderes mehr jein al bitterer Spott und Hohn. 


Und doch hat die Mehrheit einer Kantonalbehörde unter dem Borgeben, 
„der. Verderblichfeit des Einfluffes und Wirkens der Klöfter im Kanton 
Aargau auf die wahre Neligiofität, Sittlihfeit und moraliſche und öfo: 
nomiſche Selbitftändigfeit der Bürger““ beihlofien: „„Es jeien die Klöfter 
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im Gebiete des Kantons Aargau im Grundfag als aufgehoben erflärt, das 
fämmtlihe Kloftervermögen jei für Staatsgut erflärt.“* 

Es ijt natürlich, dag man beim Anblick diefes Beihluffes an fi die 
Frage ftellt: Wer fpricht dieſes Urtheil und auf melde Gründe ftügt es 
fih? Diefes Urtheil jprah eine bloße Mehrheit, und zwar eine Mehrheit, 
welche die Neligions- und Gemifjensfreiheit der Minderheit antaſtete; bie 
Mehrheit einer bloßen Kantonalbehörde, welche ohne Rüdjiht auf das allge 
meine Recht, ohne Rückſicht auf die übrigen Fatholifhen Kantone, ohne Rück— 
ſprache mit den rechtmäßigen Obern, ohne Rüdjiht auf die Kirche und ihre 
Unabhängigfeit, ohne Rüdfiht auf die eidlich beichmwornen Verträge, den, 
Klöftern das Siegel der Verwerfung aufdrüdt und fie eigenmächtig zernichtet. 
Und ließe fi diefe Maßregel auch nur durch einen fcheinbaren Grund 
beſchönigen, laſtete auch nur einige Schuld auf diefen Klöftern!... Aber 
nicht einmal ein Schein der Schuld ift hier vorhanden. Die von Haß und 
Derleumdungsfucht erfonnenen Erwägungsgründe find bereits in ihrer gänzlichen 
Nichtigkeit bloßgeftellt. Man fuchte in den Klöftern — und zwar mit größter 
Beflifjenheit, nach Antriganten, nach Unruheftiftern, nad Ausgelajjenen, mit 
einem Worte nah ftrafmürdigen Menichen; aber bei allem Suden fand 
man nichts als frieblihe, harmlofe, pflichtgetreue und unſchuldige Mönde. 
Man follte glauben, diefer unwiderlegbare Beweis, den man nad allen nur 
möglihen Unterfuhungen herausgefunden, follte Grund genug fein, dieſe 
barmlofen Menfhen wieder in ihre Rechte und Güter einzufegen. Das 
wäre wenigſtens einige Genugthuung, e8 wäre Gerechtigkeit gewejen. Aber 
nichts von all dem ijt gefchehen. 

Ahrer Güter entäußert und beraubt, thaten die Klöfter durch ihre 
Vorfteher die geeigneten Schritte, bewieſen ihre Schuldlofigfeit bis zur Augen— 
ſcheinlichkeit, und behaupteten fortwährend, fie feien nur das Opfer der Will- 
für und Ungeredtigfeit; wenn einzelne Strafbare fih unter ihnen befinden, 
fo fol man diejen den Prozeß machen und mit ihnen nah den Geſetzen 
verfahren, aber nicht über alle ohne Unterfchied das Verdammungsurtheil 
Ipreden. Sie beriefen fi auf die beftehenden Geſetze und Verträge, auf 
den Bundesvertrag ; fie beriefen fich auf das Zeugniß aller rechtlich geſinnten 
und braven Menſchen, und alle rechtlich gefinnten und braven Menfchen nicht 
blos der Schweiz, fondern aller Länder, haben ihnen das Zeugniß gegeben: 
ihr jeid ungerecht verfolgt, die Klöfter, und zwar alle Klöfter, müſſen her: 
geftellt werden. Der Kanton Nargau aber blieb taub gegen alle dieſe Bor: 
fteilungen. 

Während die beraubten Klöfter Beſchwerde führten, während die Katho- 
lifen der Schweiz jeufzten und zum dreimal heiligen Gott beteten, er möchte 
ih feiner Diener erbarmen, nahm feinerjeit3 auch der hohe Stellvertreter bes 
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heiligen Stuhles fi der Unterdrüdten an und verlangte mit allem Nahdrud 
Wiebergutmahung des verübten Unrechts; er wendete Borftellungen, Bitten 
und Flehen an, er ſprach im Namen des gemeinfamen Vaters aller Gläubigen, 
jeine Sprade war die Sprache des Friedens, der Ordnung, der Liebe und 
des Rechts. Die diesfallfigen Schreiben der apoftoliihen Nuntiatur find 
ein bleibendes Denkmal ber Liebevollen Sorge der Kirche für ihre Kinder, 
ein Denkmal, das auf die Nachwelt übergehen und unfern Enkeln Kenntniß 
geben wird von ber gewaltthätigen Unterdrüdung einer Partei, fo wie anders 
feit3 von den angelegentlihen Beitrebungen des Stellvertreters Roms in 
diefer Angelegenheit, von dem Eifer und der Aufopferung St. Ercellenz 
de3 hochwürdigen Nuntius für die Katholifen unſers Vaterlands. Zuletzt 
ließ das Oberhaupt der Kirche ſelbſt ſeine väterliche Stimme vernehmen. 
In ſeinem Schreiben vom 1. April 1842 ſchüttete er den Biſchöfen der 
Schweiz und dem Biſchof von Como ſein bekümmertes Herz aus, theilte 
ihnen ſeine Beſorgniß mit und eröffnete ihnen ſein Urtheil über die Attentate 
des Kantons Aargau, über die dortige Verachtung das Rechts und der geiſt— 
lichen Gewalt, ſo wie über das ſacrilegiſche Verfahren, das man ſich in dieſem 
Kanton erlaubte. Voll liebender Theilnahme und Beſorgniß für die Religion 
wie nicht minder auch für das zeitliche Wohl der Völker, zeichnet er in dieſem 
wunderſchönen Schreiben den Biſchöfen die Richtung vor, welche ſie in dieſen 
verhängnißvollen Umſtänden zu beobachten haben. Er mißbilligt im höchſten 
Grade die von der weltlichen Behörde über Klöſter ausgeſprochenen Auf: 
hebungsbeſchlüſſe. Dem Einzelnen wird noch befonders in Erinnerung gebradht, 
daß jede Veräußerung der Güter oder Nechte der Klöfter, welche ohne Zuſtim— 
mung de3 heiligen Stuhles gejchehe, null und nichtig fei, und als null und 
nichtig betrachtet werben müſſe. 

Diefes Breve, jo rührend im feiner Liebe, fo ergreifend im feinem 
Schmerz, fo mweife in feiner Anleitung nicht nur für die Biſchöfe und bie 
Geiftlichkeit, fondern aud für die einfahen Gläubigen, wurde veröffentlichet 
und dadurd allgemein befannt. Und welches war der Erfolg? Die Katho: 
liken wurden bejtärft, aber ihre noch immer blutenden Wunden von Neuen 
aufgerifien, weil der Kanton Aargau dieſem Breve Feine Folge gab; jie 
wurden getröftet und beunruhigt: getröftet, weil fie in dieſem väterlichen 
Schreiben die liebevolle Sorgfalt des Kirchenoberhauptes für feine Kinder 
und befondere Theilnahme für die Schweiz erkannten; beunruhigt Hingegen, 
weil ihm von Seite Nargaud nur beharrlides Schweigen und Zerftören 
entgegengefegt wurde, und weil die Erfolglofigfeit diefer Aufforderung ihnen 
einen Blick in den Abgrund eröffnete, in welchen man fie niederziehen wollte, 

Nachdem die Vorftellungen und Verwahrungen dev Kloftervoriteher, 
der apoftoliihen Nuntiatur und des Papftes felbft ohne Erfolg geblieben, 





und da die hohe Tagſatzung den Grundſatz gelten ließ, welcher die Zerftö- 
rung des Bundes in fih trägt, indem fie fih mit der bloßen SHeritellung 
dreier Klöfter befriedigt erflärte: da glaubten ſechs katholiſche Kantone fich 
vereinigen und in einem Manifeft, worin ihre aufrichtige Anhänglichkeit an 
den Fatholifhen Glauben, ihre vedlichen Abſichten und ihre Gerechtigkeitsliebe 
fo unverkennbar ausgejproden find, allen Miteidgenofjen das fchwere Unrecht 
des Kantons Aargau in diefer Angelegenheit und die handgreifliche und 
offenbare Verlegung des Bundes, jo wie auch die bebauerlichen Folgen ans 
Herz legen zu follen, welche ſich in religiöfer und politiicher Hinficht durchaus 
ergeben müßten, wenn nicht alle Klöfter wieder Hergeftellt würden und endlich 
darin zu verlangen, daß alle Kantone ihre Gejandten auf die ordentliche 
Tagſatzung des Jahres 1844 mit beftimmten Intructionen für die Wieder: 
einſetzung aller Klöfter in die ihnen vom Bunde zugefiderten Rechte ver: 
fehen möchten. 

Hervorgegangen aus tiefer Ueberzeugung und aus dem fehnlichiten 
Derlangen nah Frieden und Gerechtigkeit, jo wie aus dem Gefühle der 
Pflicht, gereicht diefes Manifeft allen Kantonen, die es unterzeichnet haben, 
zur Ehre, und alle guten Katholifen ertheilen ihm ihre freudige Zuftimmung. 
Diefed Manifeit ift auch der Ausdrud der aufrichtigen Wünfche der Kirche, 
und die Unterzeichneten vechnen es ſich zur Pflicht, ſowohl in ihrem eigenen 
als auch im Namen der von ihnen vepräjentirten Geiftlichfeit feierlich zu 
erflären, daß fie die darin ausgeſprochenen Anfichten theilen, und daß fie 
mit den jechs Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und nid dem 
Wald, Zug und Freiburg die hohe eidgenöfjiihe Tagfagung bitten, nochmals 
auf ihre frühern Beſchlüſſe zurücdzufommen und alle zur Herftellung ſämmt— 
licher Klöjter nöthigen Maßregeln zu ergreifen. 

Tit.! Wahrlih groß ift ſchon das Uebel, dies läßt ſich nicht ver- 
hehlen. Es iſt unleugbare Thatſache, daß eine der katholiſchen Religion wie 
dem wahren Wohle des Vaterlandes feindjelige Partei vorhanden ift, die fi 
über die ganze Schweiz verzweigt hat und allen Kräften aufbietet, um bie 
Bande, melde die Kantone unter einander verbinden, zu lodern, die Bürger 
verjhiedener Neligionsbelenninijje zu entzweien, die Verbindung der Völker: 
haften mit dem heiligen Stuhle zu hemmen, die Geiftlichkeit mit Spott 
und Hohn zu überſchütten und endlich die Katholiken zu unterdrüden. Schon 
Vieles ift diefer Partei gelungen. Was wird erſt geichehen, wenn fie, vor 
jeder Strafe fiher, Alles wagen, Alles unterfangen darf? Was mird 
geihehen, wenn die Hohe Tagſatzung ihren Gelüften Feine Zügel anlegt, 
wenn fie dem Bunde, den Verträgen, dem Glauben des Fatholifhen Theils 
der Schweiz feine Achtung verihafft? Bald vielleicht ift die Zeit unglüd: 
licherweiſe gar nicht ferne, wo andere Kantone das Beifpiel Nargaus nad: 
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ahmen werden. Bon einigen materiellen Vortheilen angereizt und vom Haß 
gegen den Katholizismus geleitet, werden fie die in ihrem Gebiete Tiegenden 
Klöfter aufheben, ihre Güter an fi ziehen und die Klofterangehörigen 
ſchmählich austreiben. Sind einmal die Klöfter zerjtört, jo wird es an die 
andern frommen Stiftungen kommen, an das Ratrimonium der Armen, an 
die Pfrundgüter, an die Ornamente unſerer Kirchen, an die heiligen Gefäße 
unferer Altäre. Und wer könnte dem einmal entfefjelten Strom verderb: 
licher Leidenihaften Schranken ſetzen? Bald wird man fich mit der unges 
rechten Wegnahme des Eigenthums nicht mehr begnügen, das Werk der 
Zerftörung und der Finfternig wird jeinen Fortgang nehmen, bie Diener 
des Altar werben verleumbet und verfolgt werden, und bie Katholiken 
werben auf den Trümmern ber Zerftörung ihr trauriges Loos beweinen 
müſſen. 

Anden die unterzeichneten Biſchöäfe Sie, Tit.! als die Väter bes 
Baterlandes, als die Vertheidiger des Bundes und der eibgenöffiichen Geſetze 
betrachten, fegen fie ihr Vertrauen auf Ihre Weisheit und Gerechtigkeit, und 
auf das gute Recht der Kirche und der Katholiken; fie hoffen bei Ihnen 
Erhörung zu finden, und bitten Sie kraft beitehender Verträge und im 
Namen der Kirche, der Neligion und ber ihrer Obſorge anvertrauten Bölfer: 
ſchaften, Sie wollen jene Mafregeln ergreifen, welche zur SHerftellung aller 
aargauiſchen Klöfter erforderlich find, jo wie auch daß diejen und allen andern 
Klöftern die freie Güterverwaltung und Novizenaufnahme wieder gegeben 
werde. ndli bitten fie noch, Sie möchten auf die Mittel bedacht jein, 
daß die Katholiken für die Zukunft in dem, was ihnen das Heiligfte ift — 
in Religion und Glauben — nicht mehr verlegt werben. 

Indem die Unterzeichneten diefe, wie fie glauben, gerechten und billigen 
Bitten an Sie, Tit. Herr Bundespräfident und HH. Geſandte, richten, flehen 
fie zu Gott dem Allmächtigen, er möge Ihnen jeinen Beiftand verleihen, 
unjer liebes Baterland retten und beichügen, und geharren anbei mit dem 
Ausdrud ihrer ausgezeichneten und vollkommenſten Hochachtung. 


Freiburg, den 14. Brachmonat 1844. 
+ Betrus Tobias, Bilhof von Laufanne 
und Genf. 
Solothurn, den 16. Brahmonat 1844. 
+ Kofeph Anton, Biihof von Baiel. 
Chur, den 19. Bradmonat 1844. 


+ Kafpar v. Karl, Biſchof von Ehur und 
Adminiftrator mehrerer Kantone der 
Schweiz. M. p. 
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Sitten, den 24. Bradjmonat 1844. 
+ Betrus Joſeph, ermählter Biſchof 
: von Sitten. 
St. Gallen, den 28. Brahmonat 1844. 
FJohann Peter Mirer, apoftol. Vicar.“ 


„Ercellenz ! 

Nahdem ih Kenntnig erhalten habe von der Zuſchrift, welche das 
ſchweizeriſche Episcopat an die eidgenöffiihe Tagſatzung gerichtet, welche 
Zufhrift mit den Worten anfängt: „„Was in Bezug auf die aargauifche 
Kloſteraufhebung ꝛc.““ und die Unterfchriften meiner Amtsbrüber, der hoch: 
würdigften Bilhöfe von Laufanne und Genf, von Bafel, von Ehur, von 
Sitten und de3 apojtoliiden Vicar® von St. Gallen trägt, vereinige ih 
nich mit diefen nämlichen hochwürdigen Herren, ſetze der Bittjhrift meinen 
Namen bei und bitte mit den gleihen Worten um Dasjenige ehrerbietig, 
um was meine hochwürdigen Herren Amtsbrüder nachgeſucht haben. 

Ich erfuche Daher Ihre Ercellenz, der hohen Tagſatzung diefe meine 
Erklärung als Beitritt zu jener Zufchrift vorlegen zu wollen. 

Wollen Ihre Ercellenz die aufrichtigiten Berfiherungen meiner tiefen 
Hochachtung genehm Halten. 

Puſchlav im Kanton Graubünden, auf einer Bifitationsreife, den 
25. Heumonat 1844. 

Gehorfamfter und ergebenfter Diener 
+ Karl, Bifhof von Como. M. p.“ 

Diesmal war Auguſtin Keller wieder, Gefandter von Aargau. Er 
führte aber die Sache weniger gut, als der ſüße Wieland. Der Gejandte 
von Schwyz Theodor Ab:Nberg Sprach mit Energie für das Recht der Klöfter 
und die Pfliht des Bundes. Ihn unterftüsten die Gefandten der katho— 
liſchen Stände Uri, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis mit Nahdrud. 

Natürlich glaubte ich als Präfident der Taglakung und Gefandter von 
Luzern auch diejes Jahr die Angelegenheiten der Klöfter einläßlich behandeln 
zu follen. Ich erörterte die verjchiedenen Landfriedensverträge, welche zwiichen 
den Katholifen und den Proteftanten geichloffen wurden und führte diejelben 
wörtlih an. 

Es braudt für Solde, melde den Radikalismus fennen, kaum ber 
Bemerkung, daß fchriftlihe und mündliche Darftellung feines Unrechts ihn 
nicht davon abbringen. Es erfolgte die Abjtimmung : 

4) Für den Antrag von Zürih, daß die Kloftgrangelegenheit, als 
durh einen Mehrheitsbefchlug vom 31. Augftmonat 1843 erlediget, aus 
Abſchied und Tractamden fallen folle, ftimmten: Züri, Solothurn, Schaff: 
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haufen, St. Gallen, Aargau, Teifin, Genf, Waadt, Thurgau, Graubünden, 
Appenzell: Außerrhoden, Bajelland, Glarus und Bern; 12%/, Stände, 

2) Der Antrag von Uri, daß ſämmiliche Klöfter wieder hergeftellt 
und in ihre bundesgemäßen Rechte wieder eingefeht werben, erhielt: Uri, 
Unterwalden, Zug, Wallis, Appenzell: Innerrhoden, Freiburg, Schwyz, Luzern; 
74/, Stände. 

3) Der Antrag von Neuenburg, daß der Tagſatzungsbeſchluß vom 
31. Augftmonat 1843 widerrufen und fämmtlihe Klöfter bundesgemäß 
wieberhergeftellt werden, zählte die Stände: Uri, Unterwalden, Zug, Wallis, 
Neuenburg, Appenzell-Innerrhoden, Freiburg, Schwyz, Luzern; 84/, Stände, 
Baſelſtadt bezieht fih auf fein Votum. Bafeljtabt begnügte fih, den Ber: 
mittlungsantrag zu einem Vergleiche zwifhen Aargau und ben Fatholifhen 
Ständen ans Protocol zu geben. 

Weitere Anträge von Bafelftadt und St. Gallen, daß den Frauen: 
Höftern im Aargau die Selbftverwaltung und die Novizenaufnahme geftattet 
und den HH. Nebten von Muri und Wettingen unbedingt ihre Penfionen 
verabreicht werben, vereinigten faum 3 Stände, als: St. Gallen, Neuenburg, 
Bajelftadt ; Glarus referirt; Luzern und Zug behalten fi das Protocol offen. 

Die Gefandten der Fatholifhen Stände gaben nun wieder eine von 
allen Gefandtihaften unterzeichnete Proteftation an das Protocol; worin es 
am Schluſſe hieß: 

„Indem die unterzeichneten Gejandtihaften diefe erneuerte Rechtsver— 
wahrung an das Protocol der eidgenöfjiihen Tagſatzung abgeben, erfüllen 
fie eine heilige Pflicht ihrer katholiſchen Religion, indem ſowohl das kirchliche 
Dberhaupt und die hochwürdigen Biſchöfe der katholiſchen Schweiz ala aud) 
ihre hohen Stände das aargauifhe Decret vom 13. Jänner 1841 und 
jomit auch die darauf gefußten Verhandlungen von zwölf Ständen vom 
31. Augftimonat 1843 und 8, Augftmonat 1844 als folgenfchwere Eingriffe 
in die Rechte der katholiſchen Confeſſion erklären; ſie erfüllen eine heilige 
Bundespflicht, welche ihnen gebeut, jeden Artikel des Bundesvertrags mit 
gleicher Treue und Beharrlichkeit aufrecht zu erhalten und dafür Gut und 
Blut, Leib und Leben hinzugeben. 

Luzern, den 10. Augſtmonat 1844.“ 

Während der Tagſatzung beſprachen ſich dieſe Stände, was ferner zu 
thun wäre und vereinigten ſich am 17. Augſtmonat, den Stand Luzern zu 
beauftragen, den Entwurf eines neuen Kreisſchreibens auszuarbeiten und die 
geeigneten Mittel anzuwenden, „um die Angelegenheit der Klöſter einer dem 
Artikel XI. des Bundesvertrages angemeſſenen Erledigung zuzuführen.“ 
Dieje geeigneten Mittel waren aber nicht mehr zu finden, feitbem man 
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von dem Gedanken der Trennung abgegangen war, Die Berhältnifie 
in dev Schweiz wurden jo verwidelt und verworren, daß die Aufmerkfamfeit 
auf die Angelegenheit der Klöfter nothwendig gemindert werden mußte, Doc 
erließen nun die Stände im Jahr 1845 wieder ein Kreisichreiben. Ein 
neuer Schritt geihah noch dadurch, daß an die Stände Solothurn und Teſſin 
ein beſonderes Schreiben erlaffen wurde, um jie als Fatholifhe Stände zum 
vereinten Handeln gegen das verübte Unrecht zu vermögen. Natürlich alles 
umfonft. Die Berathung der Angelegenheit in der Tagfagung am 7. Augit: 
monat führte zum gleihen Ergebniffe, wie im Jahre 1844; nur war bie 
Berathung noch bitterer. Die Fatholifchen Kantone ließen fi nicht ermüben, 
fie richteten im Jahr 1845 abermals ein Kreisichreiben an die Stände. 

Auh an Solothurn und Tejfin wurden abermal befondere Schreiben 
erlafien. Weber Solothurn noch Teffin kehrten fi an die Stimme ihrer 
Fatholiihen Eidgenofien. Die Inventur über das Vermögen der Tejjiner 
Klöfter zeigte der Tejlinerregierung folgendes Ergebniß: 

Der Kanton zählte 12 Mannsklöfter mit 145 Mönden, 9 Frauen— 
köfter mit 193 Nonnen, alfo 21 Klöfter mit 338 Bewohnern. Von biefen 
gehörten 125 dem Kanton Teſſin, 17 andern Kantonen der Schweiz, 196 
dem Auslande an. Das Vermögen der Mannsklöfter belief fih auf 
2,113,433 Lire, dasjenige der Frauenflöfter auf 3,095,372 Lire. Jenes 
Dermögen brachte den Mannsklöftern einen jährlichen Ertrag von 58,910 Lire, 
diefes den Frauenflöftern von 101,352 Live, die ſämmtlichen Einkünfte der 
21 Klöfter waren alfo 160,271 Lire. Die Werke, welche in den verjchiedenen 
Klofterbibliothefen fich befanden, waren zu 16,053 Bänden angegeben. Auf 
diefes Ergebniß war der Bli der Teffinerregierung geſpannt, nit auf die 
Bitten der Fatholifhen Brüder. Darum erließ der dortige Große Rath im 
Brahmonat 1845 ein Geſetz über Aufnahme von Novizen, worin bie Beftim- 
mung enthalten war, daß Niemand in den religiöfen Stand treten bürfe, ehe 
er das 23. Altersjahr zurücgelegi, während im Kanton Teſſin die Ehe ſchon 
im 14. Altersjahr geftattet war. Im Aargau fhritt die VBollziehung immer 
vorwärts. Nochmal erfchienen die Klöfter mit der Bitte um Wiederheritellung 
an die Tagſatzung, nochmal ermannte fih das katholiſche Aargauervolf fie 
vermittelft einer Bittjchrift, welche ungeachtet. der Fruchtloſigkeit aller bisherigen 
Bemühungen und ungeadtet aller Bebrüdungen nod 7000 Unterfäriften 
zählte, zu unterftüben. Aus dem Kanton St. Gallen gelangte eine Bitt: 
fhrift mit 15,000 Unterfhriften an die Tagſatzung. Mehr als 129 Gemein: 
den des Kantons Wallis ſchickten Bittſchriften an den Präfidenten der Tag: 
faßung um MWiederherftellung der aargauifhen Klöſter. Die Katholiken 
Thurgaus unterzeichneten beinahe einftimmig eine gleihe Bittihrift. Die 
Tatholiiche Bevölkerung von Luzern erhob mit 16,756 Unterichriften zum 
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zweitenmal ihre Stimme für Sühnung bed Unrechts im Aargau. Auch die 
Katholiten aus Appenzell-Innerrhoden blieben nicht zurüd ; ebenfo die Katho— 
lien aus dem bernerfhen Jura und aus Bafelland. Allein biefer faft ein— 
ftimmige Ruf der Katholifen in der Schweiz fand meber Gehör noch Beach— 
tung. So aud nit die Vorträge ber Fatholifhen Gefanbtihaften. Es 
blieb in Bezug auf die Klöfter von Aargau und Thurgau beim Alten. 
Im Klofter St. Katharinenthal zu Dießenhofen hatte am 4. Augftmonat 
wieber eine Profeffion von drei Thurgauerinnen und einer Aargauerin, der 
älteften Tochter von Heinrih Fiſcher von Mörenihmwand, welher im Ehrift: 
monat 1830 den Zug nah Aarau zum Sturze ber Regierung angeführt 
hatte, ftattgehabt. Die thurgauifche Geſandtſchaft benützte dieſes als Belege 
für die Trefflichfeit des thurgauifhen Novizengefetes. Diejes Klofter St. Katha— 
rinenthal erfreute fi nicht darum mehrerer Gunft bei der Regierung von 
Thurgau, weil Bruber Klaus von der Flüh e8 im Schwabenkriege gerettet 
hatte, ſondern weil feine meiften Güter im Großherzogthum Baden lagen 
und der Großherzog im Falle der Aufhebung mit der Ausübung des Heim: 
fallsrechtes drohte. Als eine befondere Merkwürdigkeit diefer Zeit muß ich 
auch noch Herausheben, daß in dem gleichen Jahre auf dem Gubel im Kanton 
Zug am 23. Weinmonat der Grundftein zu einem neuen Klofter zur ewigen 
Anbetung gelegt wurde. Die Koften dazu wurden ganz aus Liebesgaben 
beitritten. | 

Die katholiſchen Stände blieben der Richtſchnur, melde fie in ber 
Klöfterangelegenheit angenommen, bis and Ende getreu. Abermals erließen 
fie unterm 17. März 1846 ein Kreisfchreiben an alle Stände um Wieder: 
einjeßung der Klöfter in ihre bunbesgemäßen. Rechte. 

Die Aebte von Muri und Wettingen erneuerten ihre Beichwerden, 
bie thurgauifhen Stifte und Klöfter und das Klofter Rheinau ebenfalls, 
feit ein paar Jahren Fam noch eine neue Klage von dem Chorherrenftift 
und der Stadt Baden im Aargau biezu, indem die Regierung diejen Stifte 
mit Gewalt, dur Erbredung der Schlöjfer, die Verwaltung des Vermögens 
genonmen Hatte, die Stabt aber das Vorrecht auf Eigentum und Verwal— 
tung zu haben behauptete. Am 19., 20. und 23. Augftmonat wurden 
alle diefe Beſchwerden von der Tagfagung mit der gleihen Erfolglofigfeit 
behandelt und erledigt. Alle Bemühungen der fieben Fatholiihen Stände 
für die Aufrechthaltung des Bundesvertrags und für die Wahrung der 
Rechte und Güter der katholiſchen Confeſſion waren umfonft gewejen. Das 
Unrecht triumphirte. Ueber das eine und andere Klofter mag Gott zu 
Gericht gefefien fein, weil es feine urfprünglide Beftimmung vergefen, zur 
- gehörigen Zeit nicht geſucht hatte, zu berjelben zurüdzufehren oder mit Ein: 
willigung feiner Obern für eine zeitgemäßere fi zu eignen. Es mag auf 
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bie Nuntiatur, welcher bie meiften KTöfter unmittelbar unterworfen waren, 
die Pfliht der Leitung und Oberauffiht nit immer und nicht überall mit 
Würdigung ber Zeitverhältniffe und mit der erforderlihen Wachſamkeit erfüllt 
haben. Allein deswegen war das Unrecht, welches die Stände Zürich, Aargau, 
Thurgau, Teſſin und fpäter dann auch Luzern, Freiburg, Wallis an den 
Klöftern verübten, an und für fih doc ein Unrecht gegen den Bunbeöver: 
trag, gegen die Fatholiihe Konfeffion, gegen das Recht des Eigenthums, ein 
Unrecht, welches ben Fluch der Stifter auf die Urheber und Vollbringer 
dejjelben Herabzieht. Seit dem Jahr 1830 Tiegt aber Dazu noch auf ben 
Regierungen von Zürich, Aargau, Thurgau und Telfin die Schuld, daß die 
Klöfter an einer wohlthätigen Wirkfamkeit für ihre Umgebungen von ihnen 
felbft gehindert wurden, daß die Regierungen bie Auflöfung der innern Disci- 
plin dur unverholene Begünftigung widerſpenſtiger Mönche gegen ihre geift: 
lihen Obern beförberten. Bon ber großen Mehrheit der Klöfter wird aber 
ein unparteiifcher Geſchichtsſchreiber das Zeugniß ablegen müflen, daß fie 
Zucht und Frömmigkeit gehbt, die Armuth ihrer Umgebungen gelindert, für 
die religiöfe Erziehung und Bildung ber ihnen anvertrauten Jugend geſorgt, 
und als unſchuldige Schlachtopfer des ungläubigen und habſüchtigen Rabila- 
lismus gefallen find. 


Achter Abſchnitt. 


Die BVerfaffungsänderung und die Niederlage der 
Bungfchweizer im Kanton Wallis. 


Seit dem Jahre 1831 bis 1847 ſind nur die Verfaſſungen von drei 
Kantonen, oder von zwei halben und zwei ganzen Kantonen unverändert 
geblieben: es ſind die Verfaſſungen von Obwalden und Nidwalden, welche 
zuſammen den Kanton Unterwalden ausmachen und diejenigen von Uri und 
Graubünden. Die Verfaſſungen von 1815 waren in denjenigen Kantonen, 
welche Städte zu Hauptorten hatten, meiſtens ein Mittelding von Ariſtokratie 
und Demokratie geweſen, doch mehr ber erſtern als ber letztern zugewandt. 
Auch in denjenigen Kantonen, welche keine ehemals mit der ausſchließlichen 
Regierung betrauten Hauptſtädte hatten, waren die Verfaſſungen mehr auf 
Befeſtigung der Regierungsgewalt, als auf die Gewährleiſtung ſogenannter 
Volksrechte bedacht. Mit dem Sturze der rechtmäßigen Thronfolge in Frank: 
reich, glaubten die Schweizer auch in ihren Kantonen alle alten Vorrechte 
abſchaffen und die Negierungsgewalt vom Volke abhängiger machen zu follen, 
Die Berfaffungen von 4815 fhmwanden wie Wahs vor ber Juliſonne 
von Paris, und an ihre Stelle traten faft überall demokratiſche Verfaſſungen 
mit neuen Namen. Sogar ber Fürft von Neuenburg dehnte das Wahlrecht 
für ben gefeßgebenden Körper auf alle Bürger aus und feste eine kurze 
Dauer für den Beftand jenes gefehgebenden Körpers. Das Boll war mit 
diefen Berfaflungsänderungen meiftenteils einverftanden, griff mit Begier 
nad den neuen Rechten und Freiheiten, mißbrauchte fie oder Fannte ihren 
rechten Gebrauch nicht und fam jo aus dem Schlepptaue der gehaften Arifto- 
fratie in dasjenige des Radikalismus. Die Geſchichte von Salomon und 
Roboam wiederholte fih in der Schweiz. Nur die Kantone Uri, Unter: 
walden und Graubünden widerſtanden beharrlih allen Verſuchen zu Ver— 
fafiungsändernngen. Denn fie hatten bie ächte Demokratie, nad welder 
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bie Völkerſchaften anderer Kantone erft zu ftreben fhienen, freie Wahl ber 
Landesvorfteher, feinen Cenfus, Berathung und Annahıne der von ben Land— 
räthen verfaßten Geſetze durch das Voll, und was dem Volke überall das 
Liebfte ift — Feine Steuern. Auch der Kanton Wallis widerftand Tange 
dem Verſuche, den verfafjungsmäßigen Zuftand des Landes zu ändern. Wenn 
ih nun die Verfaflungsänderung in diefem Kantone beſonders behandle, und 
die Verfaffungsänderungen vieler. anderer Kantone übergehe (die von Schwyz, 
Teffin, Solothurn, Aargau und Luzern ausgenommen), fo geichieht e8 darum, 
weil ich an ber. Entwidelung der Berfaffungsänderung im. Wallis. einen ein: 
greifenden Antheil genommen und weil diejelbe die Bundesbehörden mehr 
als die meiften andern (die von Schwyz und Baſel ausgenommen) beſchäftigt 
hat. Im Wallis beftanden ſeit 1815 folgende Verhältnifje, welche ich in 
der Bundeszeitung, mit meiner Anficht gemifcht, fo darftellte: 

„Die am 12. Mai 1815 erlafiene Verfaſſung des Kantons Wallis 
nennt die dortige Regierungsform eine demokratiſche, allein fie ift es nicht. 
Denn bie Verfaſſung ſelbſt ift dem Volke nie vorgelegt worden. Der Land: 
rath Hat fie gemacht und fogleih im Namen des Volkes in Kraft gejeßt. 
Die Mitglieder. des Landraths werden nit vom Volle gewählt, fondern von 
ben Zehnträthen. Der Präfident des Zehntraths vom Zehntrathe jelbit 
ernannt, ift an und für fi Mitglied des Landraths. Ebenfo find ber 
Landeshauptmann, fein Statthalter, der Echagmeifter und die beiden Staats: 
räthe die der Landrath wählt, von Rechtswegen Mitglieder des Landraths 
aus den betreffenden Zehnten. Um zum Mitgliede de3 Landraths gewählt 
werden zu fönnen, muß einer das 25. Jahr zurüdgelegt, geießgeberijche, 
richterlihe oder adminiftrative Memter in den Kantonal: oder Zehntbehörden 
befleibet, die Stelle eines öffentlichen Notars verfehen, ober grabuirter Doktor 
der Rechte oder der Arzneitunde fein, oder endlid Offizier in ben Linien- 
truppen gewefen fein. Um eine ber fünf Stellen im Staatsrathe erhalten 
zu Fönnen, ift erfordert, gefeßgeberifche, richterlihe oder abminiftrative Kan— 
tonsämter beffeidet zu haben. Aus dieſen Verfaſſungsbeſtimmungen erhellet, 
daß in Wallis eine durchgängige Beamtenariftofratie, wie in feinem andern 
‚Kantone, befteht. Allein noch andere Vorrechte gelten, welche den Begriff 
einer Demokratie geradezu vernichten. Der Kanton ift in dreizehn Zehnten 
getheilt, wovon das Dbermwallis mit Sitten 7, Unterwallis 6 hat. Aus 
jedem Zehnten fihen vier Mitglieder im Landrathe, ohne Rückſicht auf bie 
Bevölkerung, melde in ben verjchiedenen Zehnten ungleih, in Untermallis 
größer ift, als in Oberwallis. Dann figt aud der Biſchof im Lanbratbe 
und hat vier Stimmen. Die Vorrechte des Oberwallis ſchreiben ſich von 
früherer Oberherrſchaft über Unterwallis, das Vorrecht des Biſchofs kömmt 
von ſeiner alten Landesherrſchaft her. Nach der Verfaſſung müſſen ſogar 
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im Staatsrathe drei Oberwalliſer und nur zwei Unterwalliſer figen, ja auch 
das Obergericht wird aus einem Mitgliede aus jedem Zehnten zufammens 
gejegt, jo daß auch im Saale des Rechtes das Vorrecht ſitzt. 

Es kann fih Niemand verwundern, daß eine folhe Verfaſſung, bei 
dem allgemeinen Sturze der Vorrechte in den Kantonen der Schweiz, nicht 
unangetaftet gelafjen wird. Vielmehr muß man erftaunen, daß fie ihr Dafein 
fo lange gefriftet hat. Die Starrheit läßt fich jedoch erklären. Die Ber: 
fafjung ſelbſt gibt die Aufklärung. Ihr Artikel 57 fagt: „An der Verfaffung 
können Feine Abänderungen ftattfinden, außer fie feien von zwei Landräthen 
nacheinander mit einer Mehrheit von 39 Stimmen beſchloſſen worden. Unter 
blos 56 Stimmen, wovon ber Biihof und Dberwallis 32 ausmachen, Tieß 
fih eine Mehrheit von 39 Stimmen nie erwarten.” 

Gegen dieje beiden Vorrechte des Biſchofs und des Oberwallis erhob 
fih im Jahr 1838 das Unterwallii. So lange wußte die Negierung die 
Verfaſſung von 1815 unangetaftet zu behaupten. In diefen Jahr, zur 
Zeit der Gährung im Kanton Schwyz wegen de3 Horn: und Klauenitreites, 
wurden in Unterwallis Freiheitsbäume aufgepflanzt. Eine Bittihrift wurde 
von daher dem Landrathe, wie ih die Tagſatzung von Wallis nennen will, 
damit der Lefer fie nicht mit der eidgenöſſiſchen Tagfagung verwechsle, ein: 
gereicht, welche eine Stellvertretung nad der Bevölkerung begehrte. Der 
Staatsrath, welher hierüber jein Gutachten abzugeben Hatte, trug darauf 
an, daß auch fortan jeder Zehnt vier Mitglieder an den Landrath zu ſenden 
babe; jedoch follen diejenigen Zehnten, welche mehr als A000 Einwohner 
haben, auf je 1500 Seelen noch einen Abgeordneten wählen. Dadurch wäre 
die politiiche NRechtägleichheit fo ziemlich erreicht worden. Der Landrath 
genehmigte den Antrag am 31. Mai: allein die Mehrheit der Zehuten ver: 
warf diefen Beſchluß des Landraths. In der Winterfigung des Landrathes 
kam das Begehren von Unterwallis abermals vor, und wieder beſchloß eine 
Mehrheit von 29 gegen 27 eine Stellvertretung nad Verhältniß der Bevöl- 
ferung. Nun machte aber die Minderheit eine Vorfchrift der Verfafiung von 
1815 geltend, wonach ein folder Beſchluß nur mit einer Mehrheit von zwei 
Dritttheilen gefaßt werben könnte. Auf diefes hin verliefen mehrere Mit: 
glieder von Unterwallis den Landrath. Diefer ſetzte in ihrer Abweſenheit 
eine Commiſſion zur Bearbeitung einer Verfafjung nieder, mit dem Auftrage, 
fie bi8 zum 14. Jänner 1839 vorzulegen. Bermittelft eines Cinverjtänd: 
niffes vereinigte man fi dahin, daß an diefem Tage ein nach den bisherigen 
Berbältnifien gewählter Verfaffungsrath zufammentreten und über den vor: 
zulfegenden Berfafjungsentwurf berathen follte. Allein Unterwallis verließ 
nunmehr den gefeglichen Pfad und ſchickte Mitglieder in den Landrath, welche 
von Wahlmännern gewählt worden waren. Der Landshauptmann, wie 
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der Präfident des Staatsraths und Landrathes hieß, als er die neuen An: 
kömmlinge ſah, Lößte die Verfammlung wieder auf. Die Geiftlichfeit hatte 
geſucht, dur ihre Vermittlung einen Vergleich zwilchen den beiden Parteien 
herbeizuführen. Als aber der Landshauptmann die Verfammlung aufgehoben 
hatte und den Saal verließ, folgten ihm ſechs Zehnten des Oberwallis nad. 
Sitten und Herens, welche gleihjam Mittelmallis bildeten, waren no ſchwan⸗ 
fend. Die Mitglieder von Sitten folgten jedoch, um ihre Wähler zu fragen, 
was fie zu thun haben. Die fünf Zehnten von Unterwallis blieben am 
Plage, und die Mitglieder von Herens trennten fich nicht von ihnen, obmohl 
fie an den Verhandlungen nicht Theil nahmen und wie die von Sitten das 
Bolt anfragen wollten, was fie zu thun Hätten. Schon am gleihen Abend 
traten die Mitglieder von Sitten zu den Unterwalliiern, am 17. aud die 
von Herens. Nunmehr war die Mehrheit ſowohl der Zehnten, als auch der 
Bevölkerung vertreten und die Verfammlung zögerte nicht, ſich zu conſtituiren 
und folgende Proclamation zu erlaſſen: 


„Der Verfaffungsrath des Kantons Wallis an -feine Mitbürger. 


Theure Mitbürger! Der Tag, welcher unferer politiihen Wieber- 
geburt leuchten ſoll, ift endlich angebroden. Euere Stellvertreter arbeiten 
an biefem Werke mit al dem Eifer, welchen jeine hohe Wichtigkeit erheifcht. 

Tie Verfaffung, die uns jeit 1815 regiert, entſpricht den Bebürfnijien 
der Zeit nicht mehr; fie Heiliget grobe Ungerechtigkeiten und ihr mangelt die 
Sanction des Volkes, welche die des Auslandes nicht erfegen vermag. Eine 
Berbeflerung ift unabmwendbare Nothwendigkeit. Sie wird jedoch den Kreis 
ber politifhen Intereſſen nicht überfchreiten. Niemand ift, welcher der heiligen 
Religion unferer Väter auch nur ben mindeften Eintrag zu thun gedentt. 
Ahre Diener follen jeder freiheit in Ausübung ihrer erhabenen und tröft- 
lihen Sendung genießen, alle ihre Rechte jollen unverjehrt bleiben. Das, 
was wir wollen und was auch Ihr werbet wollen, theure Mitbürger, ift, 
daß das Wallifer Volk, welches jo viele Proben einer weiſen Vaterlands— 
liebe abgelegt Hat, einen größern Antheil an ben Angelegenheiten bes Vater: 
lands nehme; daß alle Bürger, ohne Unterſchied, zu den Stellen gelangen 
fönnen, an welche fie das öffentliche Vertrauen ruft, und daß fie mit allen 
Garantieen ausgeftattet werden, die freien Völkern gebühren. Da die Frei— 
beit auf Ordnung, ohne mwelde fie nicht beitehen kann, gegründet fein ſoll, 
fo ift e8 unfre Abficht, für die Vollziefung der Geſetze und für eine möglichit 
ſchnelle Erledigung ber Verwaltungsgeſchäfte beſſer vorzujorgen. Andere 
Arbeiten müfjen der Geſetzgebung überlafien bleiben; eine ihrer vorzüglid- 
ften Aufgaben wird fein, den Vollsunterricht zu erleichtern, die Rechtöpflege 
zu vereinfachen, weniger Eoftjpielig und ficherer zu machen. 
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Eine unfrer erften Handlungen war, unfern Sitzungen Oeffentlichkeit 
zu geben. Mit ihr können wir uns enthalten, auf böswillige Anſchul—⸗ 
digungen zu achten. 

Euere möglihfte Wohlfahrt iſt unfre einzige Vorliebe; unſere Ver⸗ 
handlungen werben Euch davon überzeugen. Weit von uns iſt der Gedante, 
die Auflagen zu vermehren; bie beftehenden werben für die Bebürfnifje einer 
einfahen und gut georbneten Verwaltung genügen. 

Theure Mitbürger, wir bedauern lebhaft, daß trübe VBorurtheile und 
ungegründete Bejorgnifje die Stellvertreter eines Landestheiles von uns ent: 
fernt haben; wir haben einen freundfchaftlichen Ruf an fie erlaffen, und wir 
hoffen, fie werden kommen, fich frei an die Stellvertreter der großen Mehr- 
heit bes Wallifernolfes anschließen und mitwirken, um das Glüd und bie 
Wohlfahrt eines Landes auf fichere Grundlagen zu befeftigen; eines Landes, 
befien Bewohner alle das gleiche Recht auf unſere Sorgfalt und unfere 
Ergebenheit befigen. 

Mitbürger, unfere Arbeit wird Euch vorgelegt werben; Ihr felbft 
werdet über ihr Loos entiheiden, durch Ausübung des ſchönſten Vorrechts 
freier Bürger, besjenigen fich felbft eine Verfafiung zu geben. Eure Geneh: 
migung wird unfere fhmeihelhaftefte Belohnung fein. Der Verfaſſungsrath 
wird alle auf die Verfaſſungsverbeſſerung Bezug habenden Bittfchriften an: 
nehmen. Er wird fie mit Aufmerffamfeit prüfen. 

Aufen wir über uns und unjere Arbeit den Segen des Himmels 
herab! 

Möge Friede, Ruhe, Vertrauen ſich erhalten! Fahret fort, Eure 
ruhige, frieblihe Haltung zu bewahren, alle Geſetze, die Regierung und alle 
Eure Beamten zu achten! Vergeſſen wir nie, daß unfer Loofungsmwort jeder: 
zeit fein foll: Religion, Vaterland, Ordnung und Freiheit! 

Gegeben im DBerfafjungsrathe zu Sitten, ben 18. Jänner 1839. 


Der Präfident des Berf.:Rathe: Barman, Dr. der Rechte. 
Die Serretärd: Bonjean. Ganioz.“ 

Diefer Barman ift der nachmalige ſchweizeriſche Geichäftsträger in 
Paris, Ganioz, der Gejandte von Wallis im Jahr 1843, von meldem. in 
den Abichnitte über die Klöfter die Rede war. Der Staatärath hatte am 
17. Jänner die Vermittlung und Dazwifhenkunft des Vorortes Zürich ange: 
rufen, welcher endlich Anfangs Hornung die Herren Schulthei Schaller von 
Freiburg und Landammann Jakob Baumgartner von St. Gallen zur Ver: 
mittlung fandte, Mittlerweile hatte ber Verfaſſungsrath in Sitten am 
29. Jänner die Verfafjung ſchon beendigt und die Abftimmung darüber in 
den Gemeinden auf den 17. Hornung feftgefest. In diefer Verfaflung 
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wurben natürlich die Mitglieder des Großen Rathes, wie von nun an ber 
Landrath heißen follte, gleihmäßig auf die Benölferung vertheilt, aber ſonder⸗ 
barer Weije die Wahl berfelben dem Volke genommen und auf Wahlmänner 
übertragen. Der Biſchof behielt, jebodh nur mit einer Stimme den Sig 
in ber oberften Lanbesbehörbe, ihm follte noch ein von ber Geiftlichfeit 
gewähltes Mitglied aus demjenigen Landestheile beigegeben werden, welchem 
ber Biſchof nicht angehören würde. Im Uebrigen war die Verfaflung ziem- 
lich gemäßigt. Der Berfafiungsrath empfahl fein Werk vermittelft folgen- 
ber Proclamation: 

„Theure Mitbürger) Der Entwurf einer neuen Berfaflung ift 
vollendet: wir unterwerfen ihn zutrauensool Euerer Billigung. — Wir 
glauben, die Verſprechen, welde die Proclamation vom 18. d. M. Eu 
gab, gehalten zu haben. — Ihr werdet in biefem Actenftüde neue Bürg- 
haft für die Religion und ihre Diener, Bürgihaft für die Freiheit ber 
Bürger und für die öffentliche Ordnung, Bürgfchaft gegen den Mißbrauch 
ber Gewalt, und überdies in dem Referendum ein zuverläßiges Mittel finden, 
jeden Gefegesentwurf, der Euch mißbeliebig wäre, zu verwerfen. — Ihr 
werbet darin jenen Grundſatz der Gerechtigkeit geheiligt finden, nach welchem 
ein unabläßiges und immer vergebliches Verlangen erging, ben Grundſatz 
ber Repräfentation nah der Volfszahl, ohne welchen die Ruhe des Landes 
immer ungewiß geblieben wäre. — Auch in ber Vermehrung der Bolläre- 
präfentanten, die ohne Vergrößerung der Staatslaften geſchehen kann, werdet 
ihr eine mächtige Bürgfchaft finden. — Alle Bedingungen der Wahlfähig- 
feit, mit Ausnahme einer Altersbeftimmung und bes Indigenates, find auf: 
gehoben worden. Die Wahl wird nicht mehr an Schranken gebunden jein, 
und Ihr werdet einen viel unmittelbarern Theil baran nehmen. — Mit: 
bürger! diefe Verfafjung öffnet eine neue Zeit für das Vaterland, eine Zeit 
bes Fortihrittes und wachſender Glückſeligkeit. 

Der Fünftigen Gefehgebung empfehlen wir vorzüglih, ihre Sorge dem 
fo vernadhläßigten und doch fo Foftbaren Wollsunterrichte zu widmen. — 
Schon hat ber VBerfaflungsrath die Errichtung einer Normal» und einer 
Realſchule gefihert. — Dem künftigen Großen Kath wird es obliegen, ohne 
Verzug die Vollendung ber Straße des großen St. Bernhard zu veranitalten, 
die und unfhägbare Vortheile bringt. — Auch die Anlage einer directen 
Berbindungsftraße mit dem Kanton Bern, zur Erleihterung der Ausfuhr 
unferer Lanbeserzeugniffe, wird ebenfalls eine Aufgabe der geſetzgebenden 
Berfammlung fein. — Ihre Sorgfalt wird ſich ferner auf einen wichtigen 
Theil der Wallifer erftreden müflen, auf bie beftändigen Einwohner, deren 
Stellung ſchleunig geordnet zu werben bedarf. — Unter ber Menge von 
Wünfden, die eine Zeit politifcher Wiedergeburt erzeugt hat, gibt es ohne 
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Zweifel noch viele, bie nicht ganz erfüllt worden find: man darf aber nicht 
vergeflen, daß nicht ein Tag alles Gute bringen kann. Der Fortichritt, ſoll 
er dauerhaft fein, muß bei der Klugheit zu Rathe gehen, der Geſellſchafts⸗ 
vertrag bei den Sitten und Gewohnheiten, die in unfern Gegenden fo mannig- 
faltig find. — Eine Revifion unferer Einrichtungen, bie nun leicht ift, wenn 
das Volk fie verlangt, wirb e8 möglich machen, die Verbefjerungen, bie ber 
gejunde Sinn und die Erfahrung verlangen, nachzuholen. — Ein ungeheurer 
Schritt zu einer befiern Orbnung der Dinge ift gethan worden, Niemand 
kann dies in Abrede ftellen. 


Die neue Verfafjung Hat einen unbeftreitbaren Vortheil neben ber: 
jenigen von 1815: die eine ift ein unförmlicher Act, unter Tritifchen und 
gebieteriihen Umftänden geboren, auf eine Weife, welcher das Volk fremd 
geblieben iftz die neue Verfaffung ift friedlih von Magiftraten bearbeitet 
worden, welche den Fortſchritt des öffentlichen Geiftes, die Bebürfniffe und 
die Weisheit des Volkes, das fie gefandt hat, beherzigen Tonnten. 


Theure Mitbürger! Wir müſſen bedauern, daß ein Theil des Landes, 
ohne Gehör auf unfern Tiebevollen Zuruf, fih nit an unfere Arbeit ange: 
ſchloſſen hat. Die Abwefenheit war für uns ein Grund zu einer noch größern 
Unparteiliceit, fie bewog uns, Berathungen zu verſchieben, die, jo wichtig 
fie waren, doch nicht nothwendig zu unferm Werke gehörten. — Auch beforgen 
wir feinen gegründeten Vorwurf. — Wir hegen die Hoffnung, eine rubige 
und unbefangene Prüfung der neuen Verfaſſung mwirb ihr die allgemeine 
Theilnahme erwerben, und alle Wallifer werben ihre Vorzüge fhägen. — 
Aber dazu muß man die Vorurtheile bei Seite fegen, muß man ben Gebanlen 
an eine Zeit ber Herrſchaft, die nicht wieberfehren Tann, von ſich ferne 
Halten, muß man aufrichtig fi als Brüber anfehen, und ala Brüber bei- 
fammen leben,“ 


Die eidgenöſſiſchen Commiſſarien eröffneten ihre Vermittlung durch 
folgende Proclamation: 


„Bürger von Wallis! Getreue, liebe Eidgenoffen! 


Die Uebereinftimmung des Willens der Bürger und ber Berathungen 
ber Behörben bat in diefem Kanton Maßnahmen herbeigeführt, welche bie 
Berbefferung Euerer Berfaffung zum Zmwede haben. Ohne Zweifel haben 
Euch mächtige Beweggründe hiezu beftimmt. Die Vergangenheit wenigitens 
bietet nichts dar, was biefe Schritte bereuen läßt, bie Verfaſſung die Eud 
noch im gegenwärtigen Augenblide regiert, mar vielmehr das Wert von 
gebieterifchen Umftänden, als einer freien und gründlichen Würdigung ber 
wahren Bebürfnifje des Volkes. 
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Die ſchweizeriſche Eidgenoflenfhaft, Euern Erörterungen fremb, bes 
ſchränkte fih darauf, ein durchaus brüderliches Intereſſe daran zu nehmen. 
Aber einige Zwifte, die fi bei Euern die Revifion ber Verfaſſung betrefs 
fenden Berathungen erhoben, vermochten die hohe Regierung biejes Kantons 
die Dazwiſchenkunft des eidgenöfftjchen Vorortes anzurufen. Der Vorort 
erachtete anfänglich die Beweggründe für ungenügend, welde dieſes Begehren 
unterftägten; er beſchränkte fih darauf auf dem Wege bes Briefwechſels 
Käthe zu geben. Erſt auf das wiederholte Anfuchen bes Staatsraths biefes 
Kantons entſchied er fi, zwei Commiſſarien hieher zu fchiden, deren Sendung 
wefentlih darin beiteht, ein glüdliches Ergebniß Euerer Bemühungen zu 
erleichtern und herbeizuführen. 

Wir haben uns bis jest enthalten äffentlih an Euch das Wort zu 
fpreden: wir wollten und vor Allem über den wahren Stand ber Dinge 
unterrichten, und Euch ohne Noth Feine Räthe ertheilen. Seit unferer 
Ankunft haben wir leider die Weberzeugung gewonnen, daß unter Euch nicht 
jene väterländifche Eintraht für Verfaſſungsverbeſſerungen herrſcht, welde 
das Unternehmen einzig zu einem guten Ziele führen Tann. Es iſt feine 
Einheit der Anfihten weder über ben Zweck, no fiber die Mittel. 


Bürger von Wallis! Bor Allem reiht Euch brüberlih die Hand. 
Achter jeglihe Meinung, erwäget alle, und wählt nach Euerer freien Weber: 
zeugung. Die eidgenöffiiden ECommifjarien geben Euch die feierlihe Ber: 
fiherung, daß die VBerfaflungsverbefjerungen des Kantons Wallis einzig Euer 
eigenes Werk fein jollen und fein werben; fie werben fi jeder Dazwiſchen⸗ 
kunft enthalten, welche nicht von wichtigen Ereigniffen geboten werben follte. 
Ihr follt frei und mit völliger Unabhängigkeit den Inhalt euerer Verfaflung 
für die Zukunft ſelbſt regeln. — Das ift Euer Reit, 

ber, getreue liebe Eidgenofien! Ihr Habt auch Pflichten gegen das 
ſchweizeriſche Vaterland. Es fei uns erlaubt, Euch an diefelben mit dem 
ganzen Intereſſe zu erinnern, welde die Lage Euers Kantons gebietet. 


Ihr feid uneins im Werke der Reviſion. Ein Theil der Bürger hat 
fi den Beratfungen entzogen und beabfihtigt (meditent) Entſchließungen, 
welche die Einheit bed Kantons bedrohen und gefährden. Euere früheren, 
in Gemeinſchaft gepflogenen Berathungen, find ohne Wirkung geblieben. 
Die Beweggründe diefer Trennung rechtfertigen dieſelbe keineswegs. Die 
Gleichheit der Bürger vor dem Geſetze und vor der Berfaflung, eine gleiche 
Stellvertretung in der oberften Behörde für alle Theile des Kantons, genau 
nah den Verhältnifien der Bevölkerung, find die Bedingungen, ohne deren 
Unnahme der Kanton Wallis niemals auf einen dauerhaften innern Frieden 
rechnen könnte. Dom eidgenöffiihen Vororte beauftragt, bei Euch in dieſem 
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Geifte zu wirken, wollen wir hoffen, es werben biefe Worte Gehör bei 
Euch finden. 

Wir erflären Eu Allen, zu welcher politifchen Meinung ihr gehören 
möget, daß die Eidgenoſſenſchaft fich jedem, auch dem entfernteften Berfuche, 
dad Land zu trennen oder zu theilen, widerfegen wird, Der Kanton Wallis 
muß und wird feine Einheit und Untheilbarkeit bewahren. Wir fordern 
ferner alle diejenigen die es betreffen mag auf, fich nicht weiter ber gleichen 
Stellvertretung auf bie Grundlage der Bevölkerung zu widerfegen. Jede 
Abmweihung von diefem Grundfage ift eine gegen Mitbürger begangene 
Ungeredtigkeit, die eidgenöffifhen Konmifjarien fönnten fi” niemals als 
Bertheibiger berjelben hergeben. Bauet daher auf die Örundlage biefer 
gerechten Gleichheit ein neues geſellſchaftliches Gebäude. 

Mögen -übrigens Billigfeit und gegenfeitige Rüdfiht ale Euere Schritte 
leiten! Die eidgenöſſiſchen Commiffarien werben ſichs angelegen fein laſſen, 
überall wo fie hingerufen werben, zum Werke Euerer Wieberverföhnung 
beizutragen. Erfüllet enblih eine wichtige Pfliht gegen Euch felbit und 
gegen bie Eidgenoſſenſchaft. Reiflihe Erwägungen ehren unabhängige 
Männer, aber in wichtigen Gefchäften frommt es zu willen einen Entſchluß 
zu faſſen. Bemühet Euch das Werk ber neuen DVerfafjung Eueres Landes 
zu beſchleunigen, un zu verhüten, daß nicht noch gefährlichere Zwifte unter 
Eud fi erheben. | 

Bürger von Wallis! Dies find die Räthe und Mahnungen, die wir 
an Eud richten. Benüget fie überall, wo ſich Gelegenheit dazu bietet, vor⸗ 
züglih in Euern nahen Berathungen, über welde wir mit Eud den Gegen 
bes Allmächtigen anflehen. 

Gegeben zu Sitten, den 22. Hornung 1839. 

Die eidgenöffiiden Commiſſarien: 
Eh. Schaller. 
Baumgartner.“ 

Die Berfaffung wurde angeblih von ber Mehrheit des Volles ange: 
nommen und am 28. Hornung vom Verfaſſungsrathe als Staatsgrundgeſetz 
bes Kantons Wallis erflärt. 

„Der Berfaffungsrath des Kantons Wallis, mit Rüdfiht auf Artis 
tel 9 und 12 feines Beichluffes vom 30. Jänner legthin, nachdem er in 
der Situng vom heutigem Tage die Abjtimmung der Gemeinden unterfucht 
bat, beſchließt: Artikel 1. Die Unterfuhung der Verbalprozefie der Urver: 
fammlungen, welde über die Verfaſſung vom 30. Jänner letzthin abge: 
ftimmt, bietet folgendes Ergebniß dar: 

1) die Zahl der in den Verbalprozeſſen, welche dem Berfajjungsrath über: 
geben, unterfuht und gültig amerfannt worden find, enthaltenen 
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Bürger ift 10,187, woraus fi eine abfolute Mehrheit von 5094 
ergibt; 

2) die bejahenden Stimmen belaufen fih auf die Zahl von 9031; 

3) die verneinenden Stimmen belaufen fi auf 1156. 


Artilel 2. Die Verfaffung, ausgearbeitet vom Verfafjungsrathe und 
erlaſſen am 30. Jänner letzthin, ift in Folge deſſen von ber abjoluten Mehr: 
beit angenommen. 

Artikel 3. Gegenwärtiger Beſchluß foll befannt gemacht und ange: 
ſchlagen werben. 


Gegeben im Verfafjungsrath zu Sitten, ben 28. Hormung 1839. 


Der Präfident des Verfaſſungsraths: 
Barman, Dr. der Redte. 
Die Secretärs: Bonjean. Ganioz.“ 

Auch die eidgenöſſiſchen Commiffarien anerfannten die neue Berfaffung 
fofort und fagten in einer Proclamation vom 1. März: 

„Qereiniget Euch alle um die Verfaſſungsurkunde vom 30. Jänner 1839, 
welche bie Zuftimmung der Mehrheit der Bürger erhalten hat. Schreitet, 
in gemeinfamer Eintracht, zu ben Wahlen, die für bie Bildung des Großen 
Rathes ſofort ftattfinden: bamit dieſe hohe Behörde, aus Euern freien Wahlen 
hervorgegangen, das Siegel auf Euere Wieberverföhnung drüde und Wallis 
Geſetze gebe, die am geeignetften feien, feinen Fortſchritt und feine Wohlfahrt 
zu fihern. Bürger von Wallis! hört bie Stimme derer, bie End, im Ramen 
ber Eidgenoflenihaft, zum Frieden und zur Einigkeit mahnen ; ſchließt Euer 
Herz den treulofen Bingebungen derer, bie Zwietracht predigen, benn fie 
haben Feine andere Abſichten als ihre Selbftfuht; fie find weder Euere 
Freunde, noch bie des fchweizerifchen Vaterlandes.“ 


Das Committee der Geiftlihfeit, an deffen Spike der geiftvolle 
feurige Domberr de Rivaz, Pfarrer von Arbon ftand, löste fih auf und 
mahnte zum Frieden. Herr de Rivaz war für bie politiſche Rechtsgleichheit 
begeiftert, wollte aber aud die althergebrachten Rechte der Geiſtlichkeit 
gefichert wiffen. Da er beide Wünfhe in der neuen Verfaſſung gewährt 
fah, fo gab er fi zur Ruhe. Der Staatsrath, welcher die eibgenöffiiche 
Dermittlung angerufen hatte, weigerte fich die Proclamation der vorörtlichen 
Eommiffarien zu veröffentlihen, zmweifelte an der Annahme ber Berfaffung 
durch eine Mehrheit und mwiderfegte fi deren Einführung. Die eidgenöf: 
ſiſchen Eommiffarien machten unterm 13. März folgende neue Vermittlungs: 
vorfchläge: 

„1) Die politiſche und abminiftrative Einheit und Untheilbarkeit des 
Kantons find abſolut und ohne Rückhalt zu handhaben. 2) Alle Zehnten 
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anerkennen ebenfall® abfolut und ohne Vorbehalt den Grundfa einer in ber 
oberiten Landesbehörde genau nah dem Verhältniß ber Bevölkerung aufge- 
ftellten Stellvertretung. 3) Um ben Kanton zu reconftituiren ſoll ein Ver: 
faffungsratb im Verhältniß eines Abgeordneten auf taufend Einwohner 
ernannt werben. Der Bruh von 500 und barüber zählt jedem Zehnten 
für taufend. Der enblihe Maßſtab der Stellvertretung, immerhin auf bas 
genaue Bevölferungsverhältnig gegründet, ift durch die neue Verfaſſung zu 
regeln. 4) Der Verfafjungsrath, in Beobachtung ber allgemeinen Regel 
ftellvertretender Körper, wird bie neuen Berfafjungsbeftimmungen, die er für 
bie angemefjenften erachtet, durch die Mehrheit feiner Mitglieber befchließen. 
Kein Zehnt Hat das Net, fih von der Verſammlung zurüdzuziehen, 
und in allen Fällen bilden die anweſenden und flimmenden Mitglieder eine 
gültige Mehrheit. 5) Der vom Berfafjungsrathe auögegangene Berfafjungs: 
entwurf wird dem Volk zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werben. 
Im Testen Falle verfammelt fi der Verfaſſungsrath neuerdings, um bem 
Entwurfe die wünſchbaren und möglichen Abänderungen beizubringen. 6) Wenn 
man, vermöge was immer für Umftänden, fi über eine neue Verſaſſung nicht 
verftändigen Fönnte, fo vereinigt man fi zur Stunde zu ber Uebereinkunft, 
daß von dieſem Augenblide an ein Großer Rath von 76 weltlichen Mit: 
gliedern, gemäß den Artikeln 2 und 3 diefer Uebereinkunft gewählt, ala oberfte 
Behörde des Kantons beſtehen foll. 7) Der Antheil an der Kantonalitell- 
vertretung, welcher der ehrwürbigen Geiftlichfeit zufommen joll, ift der freien 
Beratbung und Entiheibung entweder des Berfafjungsraths, oder des Großen 
Raths in dem im Artikel 6 vorgefehenen Falle, vorbehalten, 8) Der Ber: 
fafiungsrath ift befonders beauftragt, dur den einen aus feinem Schooße 
gewählten Ausſchuß die Trage über die gewünſchte Herabjegung bed Salz⸗ 
preiſes und ber beſchwerlichſten Confumationsausgaben zu prüfen und zu 
begutachten, 9) Die Beobahtung dieſer Vergleihsartifel von Seite aller 
Betheiligten ift unter die eidgenöſſiſche Gemwährleiftung geftellt. 

Die eidgenöſſiſchen Commifjarien empfehlen allen Theilen des Landes 
bie unbedingte Annahme der vorgehenden Vergleichsvorſchläge, melde ben 
untern Zehnten die Anerkennung ihrer gerechten forderungen, ben obern 
Zehnten die Berüdfihtigung ihrer Stimme, welche bei der erften Arbeit ber 
Berfafjungsrenifion fi im Folge ber Abfönderung, worin böfe Käthe fie 
gehalten, nicht Fonnte geltend mahen, — und endlih dem ganzen Kanton 
bie Wohlthat einer aus brüberlider Annäherung bervorgegangenen und ben 
Zeitbebürfniffen angepaßten Verfaſſung gewährleiften. 

Die Eommifjarien verhehlen nicht, daß bei einer beharrlichen Weiges 
rung bie vorgefhlagene Ausgleihung anzunehmen, fie ihre Senbung in biefen 
Kanton als beendigt anjehen werden. Sie fünnen und wollen ihre Unters 
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ftügung nit Parteiforderungen angebeihen laſſen, die, nad ihten wieber: 
holten Erklärungen, die Grundſätze ber Gerechtigkeit unter Bürgern des 
gleihen Landes verlegen. 

Zur Eingabe der fhriftlihen Entfheidungen ber Zehnten werben 
ben Zehutenpräfidenten 8 Tage geſetzt.“ Dann fließt die Proclamation 
folgendermaßen : 

„Indem die eidgenöffifhen Commiſſarien diefe Eröffnungen fließen, 
richten fie an alle Präfidenten und Käthe der Zehnten die ausbrüdliche Auf: 
forderung, fih mit Kraft jedem Unternehmen zu widerſetzen, meldes bie 
Störung ber öffentlichen Ruhe zum Zmwede haben würde. Die Folgen jeder 
Unterlaffung in diefer Hinficht würden auf den Landestheil fallen, der fi 
ihrer fchuldig machen würde.” 

Merkwürdig ift in diefen Vorſchlägen der fechste Artikel, welcher bie 
Biſchöfe und die Geiftlicfeit von der Berathung der Berfafjung ausſchließen 
wollte. Diefe Vorfhläge wurden von Oberwallis verworfen. Allein jchon 
am 14. März war ber neue Große Rath in Sitten zufammengetreten und 
wählte am 20. März einen neuen Staatsrath, an deſſen Spitze Mauriz 
Darman, wie fein Bruder Dr. Joſeph Hyazintd Barman an ber Spike 
des Großen Rathes ftand. Man hatte jedoch die Mäßigung, aud einen 
Herrn von Stodalper aus dem alten Staatsrathe in den neuen zu wählen, 
obfhon er mit dem Lanbshauptmann von Courten als das Haupt ber 
Dbermallifer angefehen wurde. Runmehr waren zwei Staatsräthe im Wallis 
fowie zwei Verfaſſungen. In der Proclamation des neuen Großen Rathes 
fam bie der fpätern Ereigniffe wegen jehr merkwürdige Stelle vor: 

„Mitbürger! Vergeſſen wir nie, daß unfere unveränderlide Regel 
fein foll eine gränzenlofe Hingebung an die heilige Religion unferer Bäter, 
eine aufrichtige Anhänglickeit an unfere Verfafjung, eine tiefe Achtung für 
bie Geſetze, Beamtete und für die Glieder der ehrwürdigen Geiftlichleit und 
ein wechſelſeitiges Wohlwollen unter allen Bürgern!“ 

Die eidgenöffifhen Commifjarien trugen auf eine Reconftitwirung bes 
Kantons Wallis an, begehrten aber zugleich die Entlafjung. Landanımann 
Baumgartner wurde vom Bororte entlaflen und an defien Stelle der Staats- 
rath Laharpe aus dem Kanton Waadt geſetzt. Sie begründeten ihren An: 
trag zur Reconftituirung weitläufig in einem Berichte an den Vorort. 

Der Antrag der Commifjarien lautete: „es fei der Kanton Wallis, 
wenn nicht unverweilte freiwillige Reconftituirung eintritt, auf die Grund— 
lage der von Bunbeswegen als verbindlihe Vorſchrift zu erlafienden und 
unverändert zu bandhabenden neun Vergleichsartikel vom 13. März laufenden 
Jahrs, nöthigen Falls mit Anwendung der erforderlihen Zwangsmittel, zu 
reconftituiren.” 
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Der Vorort, obwohl radikal, wagte es nicht, diefe nagelneue Bundes: 
theorie, welche mit dem Tagſatzungsbeſchluſſe vom 27. Chriftmonat 1830, 
wodurd die Nichteinmifchung des Bundes in Verfaſſungsſachen ausgeſprochen 
war, in ſchnurgeradem Widerfpruche ftand, von fih aus auf den Kanton 
Wallis anzuwenden. Es gab zwei andere Wege, der neuen Verfaſſung und 
Regierung Beftand und Anerkennung zu verihaffen, welche weniger gemalt: 
thätig als ber von den Commiſſarien angerathene waren, nämlich entweder eine 
Anerkennung von Seite der Tagſatzung, oder eine Anerkennung von Geite 
der die Mehrheit bildenden radikalen Kantone durd eine thatſächliche Geſchäfts— 
verbindung mit der neuen Regierung von Wallis. Vom radikalen Geſichts— 
punkte aus war an der Rechtmäßigkeit der neuen Regierung nicht zu zwei— 
fen, da diefelbe von der Mehrheit des Landrathes beſchloſſen und von der 
angeblichen Mehrheit des Volkes angenommen mar. 

Freilich vom hiftorifhen und rechtlichen Standpunkte aus, waren gegen 
die neue Drdnung der Dinge zwei wejentlihe Einwendungen zu erheben: 
1) Hatte nicht die verfajjungsmäßige Mehrheit von zwei Dritttheilen des 
Landrathes in zwei auf einander folgenden Sigungen die Verfaſſungsände— 
rung beſchloſſen, in beiden Landrathsfigungen hatte nur die abjolute Mehrheit 
den Beichluß gefaßt. 2) War der Berfaffungsrath nit verfaffungsmäßig 
und rechtmäßig gewählt, indem die Unterwallifer aus eigener Macht das 
Wahlreht an Wahlmänner übertragen hatten. Eine jolde Berfammlung 
fonnte darum zur Verfaſſungsänderung keineswegs berechtigt fein. Die Ober: 
wallifer behaupteten überdies, die Berfafjung jei nicht durch die Mehrheit 
angenommen worden: allein diefer Einwand jcheint nicht begründet geweſen 
zu fein. Dadurch, daß in der neuen VBerfajjung dem Bolfe das Wahlrecht 
für feine Stellvertreter genommen und in die Hände von Wahlmännern 
gelegt worden war, hatte diejelbe ein gerechtes Miftrauen bei den Ober: 
wallifern erwedt. Deſſen ungeachtet könnte ich den Widerftand der Ober: 
wallifer gegen die Verfaflungsänderung auch Heute nicht für Hug erachten. 
Befler hätten fie getan, den Grundjag politiiher Nechtsgleichheit jofort 
anzuerkennen und auf denjelben gejtügt zum neuen Berfafjungsbaue willig 
Hand zu bieten. Das Borreht ließ ſich nicht nur nicht halten, fondern 
hatte auch feinen innerm Werth für die Oberwallifer. Denn die Unter: 
wallijer find ihnen an Religion, Eulturftufe, Intereſſen, fo zu jagen gleich, 
Es war eine Reibung oder Uebervortheilung nicht zu fürchten. Die nächſte 
Zukunft hat bewiejen, daß die Unter: und Oberwalliſer ein Herz und eine 
Seele geworden find, und daß beinahe die Gefammtheit des Wallifervolfes 
fih gegen die Urheber der Verfaſſung von 1839 erhob, als diefe ihr eigen 
Werk nicht mehr ehrten, weil es ihnen nicht mehr als Werkzeug ihrer Herſch— 
ſucht und Zügellofigkeit diente. Doch ich greife vor. Der neue Staatsrat 
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ſaß in Sitten, der Hauptftabt des Landes, der alte in Siders im Ober: 
wallis, Die Commiſſarien berichteten: 

„Den Befehlen des alten Staatsrath3 folgen willig die Zehnten Goms, 
Brigg, Visp, Raron, Leud, Siders, und zum größern Theile Herens mit 
einer Geſammtbevölkerung von 33,467 Menfhen. Diefem Staatsrath zur 
Seite und als berathende Behörde, beftehet in Siders ein Ausſchuß der 
betreffenden Zehnten, welcher jeitdem nad Sitten verlegt worden ift. 

Den Befehlen des neuen Staatöraths folgen die Zehnten Sitten, 
Gundis, Martinah, Entremont, St. Morigen, Monthey und aus den 
Zehnten Herens zwei Gemeinden, die legten mit einer Bevölkerung von 
ungefähr 2000 Seelen, Die Gejammtbevölterung dieje Landestheils befteht 
jomit aus 41,331 Seelen, folglid 6864 mehr als in dem obern Landeötheile. 

Bon den 77 Abgeordneten, die der ganze Kanton zu einem von Tau: 
fend zu wählen hätte, figen wirffih im neugewälten Großen Kathe 43, und 
der betreffende Antheil des der neuen Ordnung nicht beigetretenen Landes: 
theils betrüge ſonach 34. 

Die Vollsabftimmungen im Kanton Wallis geſchehen der Kegel nad 
in den Gemeindeverfammlungen, zu melden jeder 18jährige Bürger, der 
feine politiſchen Rechte nicht verloren Hat, zugelajien wird. Die Abftim- 
mungen gehen öffentlih und mündlich vor fi. 

Betreffend die Unterfchriften, welche gegen die Verfaſſung vom 30. Jänner 
1839 im obern Wallis gefammelt wurden, können die HH. Eonmifjarien in 
denjelben nichts exbliden, das irgend einen Charakter der Authencität an ji 
trüge, denn es find dieſe Unterfchriften weder in Folge einer gejeglichen Ber: 
fügung, nod unter gehöriger vechtmäßiger Controlle, noch auf eine Art vor: 
genommen worden, bie einige Gewähr verihaffen, daß nur wirklich ſtimm— 
berechtigte Bürger Theil daran genommen haben. Offenbar ift die auf 
41,000 angegebene Zahl diefer Unterfchriften in grellem Mißverhältniß zur 
geſammten Volkszahl der obern Zehnten von 34,467. Auch darf der Umjtand 
nicht unberüdjichtigt bleiben, daß die Unterſchriften fi gegen eine Verfaſſung 
ausſprechen, die fie nicht Fennen, deren Verkündung und Verbreitung unter 
das Volk verhindert und die zugejandten Exemplare zurüdgeihidt wurden. 

Den Fortbejtand des Landfriedens betreffend Hätten fie (die Eonımij: 
farien) ihren legten Berichten nichts beizufügen, wenn nicht öffentliche Blätter 
über die Verfendung von Kriegsmunition aus dem Berneroberland in das 
Dbermwallis einiges Aufiehen erregt hätten, was fie denn auch veranlaßt, über 
diefen Umftand folgende Aufſchlüſſe zu erteilen: Es ift unleugbar, daß auf 
beiden Seiten, und zwar im Unterwallis zuerft Kriegsrüftungen vorgenommen 
und bie dazu erforderlichen VBorräthe aus den angränzenden Kantonen, zum 
Theil auch aus Domod’ofjolg bezogen worben find. Deswegen aber ijt ein 
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Ausbruh von Feindſeligkeiten Feineswegs androhend. Gerade in dem Im: 
ftande, daß die Parteien beide wachſam und zur Gegenwehr gerüftet find, 
und daß beide ungefähr in gleiher Stärke fich gegenfeitig beobachten, erbliden 
wir eine Gewähr zur Fortdauer des Friedens und in diefen Nüftungen eine 
Nutzanwendung der bekannten Kegel: si vis pacem para bellum.” 

Der Vorort machte und der Große Rath in Sitten genehmigte am 
3. Mai den Vorſchlag, ohne weitere Vorbedingung eine neue Verfafjung, 
durch einen Verfaſſungsrath im Verhältnijje von einem Mitgliede auf taujend 
Seelen gewählt ausarbeiten zu lafjen, inzwiſchen aber den gegenwärtigen 
Stand der Dinge beizubehalten. Die Gemeinden des Unterwallis genehmig- 
ten diefen Vorſchlag, Oberwallis verweigerte die Abitimmung darüber. Der 
Vorort machte num der ordentlichen Tagſatzung folgende Borfchläge: 

„Auf den Fall des Nichtgelingens der Vermittlung ſchlägt der Vorort 
der nächſten Tagfagung vor: 1) Unter förmlider Verwahrung der politifchen 
und adminiftrativen Einheit und Untheilbarfeit des Kantons Wallis, jo mie 
unter Anerkennung des Grundjages einer im Verhältnig zu der vorhandenen 
Bevölkerung gleihmäßigen Volksvertretung, fol zu Reconftituirung des Kan— 
tons Wallis ein Berfajiungsrath im Berhältnig zu einem Mitglied auf tau— 
ſend Seelen der Bevölkerung, ohne Borbedingung, aufgeitellt werben, auf 
daß dur diejen Berfafiungsrath und zwar durch die abjolute Mehrheit der 
anwejenden Mitglieder dejjelben, eine Kantonsverfajjung entworfen, die legtere 
aber dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werde. 2) Durch 
die Tagfakung wären die nöthigen Berfügungen zu treffen, damit die Abftim- 
mung des Volkes über die durch einen ſolchen Verfaſſungsrath entworfene 
neue Kantonöverfajlung mit der vollfommenften Freiheit und unter geeignet 
erachteter eidgenöſſiſcher Aufficht geichehe, auf dag der Volkswille fih auf 
eine ungezwungene und unbejtreitbare Weile kundgeben kann. 3) Daß in 
Gemärtigung einer Neconftituivung des Kantons Wallis bei der ordentlichen 
Tagfagung des Jahres 1839 für denjelben das Protocoll offen gelaſſen 
werde, bis fi Abgeordnete dieſes Kantons an der Tagſatzung einfinden 
werden, die wirklich ald Abgeordnete des Geſammtkantons Wallis und nicht 
blos des einen oder andern Theils dejielben, ſich förmlich ausweiſen werben, 
in welche diefer Kanton dermalen factiih zerfallen ift, und welche Theile 
dermalen ebenfall3 auch factiſch anerkannt find.” 

Um 4. Heumonat beſchloß die Tagjagung mit 13 Stimmen: Zürich, 
Bern, Zug, Glarus, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, St. Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau und Genf Neconftituirung des Kantons Wallis, 
Eine Eommiffion, beftehend in den Herren Bürgermeifter Johann Jakob Heß 
von Zürih, Schultheiß Karl Neuhaus von Bern, Schultheiß Jakob Kopp 
von Luzern, Landammann Jakob Baumgartner von St. Gallen, Oberft von 
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Maillardoz von Freiburg, Staatsrath Kramer von Genf und Landammann 
Joſeph Munzinger von Solothurn, mußte einen Beihluß entwerfen, welder 
am 411. Heumonat in folgender Faſſung erlajjen wurde. 

„Die eidgenöſſiſche Tagjagung: betrachtend, daß im Kanton Wallis 
in Folge der dur den dortigen Landrath und feither durch eine conftitui= 
rende Verſammlung gepflogenen Berathungen für Kevifion der Verfafjung eine 
factijche Trennung deö Landes in zwei Abminiftrationen eingetreten iſt; betrach— 
tend den unterm 4. d. M. unzweideutig erflärten Willen der Stände gegen 
über jedem Trennungsverjude die Einheit und Untheilbarkeit des Kantons 
Wallis zu behaupten ; betrachtend, daß der Kanton Wallis nah den Erfah: 
rungen mehrerer Monate unvermögend ift, die Einheit in feinen conftitutios 
nellen und adminiftrativen DVerhältniffen ohne das Einfchreiten der oberiten 
Bundesbehörde Herzuftellen — beſchließt: 

Artikel 1. Es fol zu Reconftituirung des Kantons Wallis ein 
Berfaffungsrath im Berhältniffe zu einem Mitglied auf taufend Seelen der 
Gefammtbevölferung, ohne Borbedingung, aufgeftellt werden. Die Brucdzahl 
von fünfhundertein Bewohnern und darüber ift dabei gleich taufend zu reinen. 
Die Aufgabe des DBerfaflungsrathes it: durch die abjolute Mehrheit der 
anwefenden Mitglieder vefjelben, wit Aufrehthaltung der politiichen und 
abminiftrativen Einheit des Kantons, eine Kantondverfaffung zu entwerfen. 
Artikel 2. Die bisherigen eidgenöſſiſchen Commiſſarien werden als Reprä— 
fentanten der Eidgenoſſenſchaft die Keconftituirung des Kantons Wallis ein: 
leiten : fie werben demzufolge gegenwärtigen Beihluß unmittelbar von fi 
aus den fänmtlihen Zehntenpräfidenten zur Bekanntmachung in allen Gemein: 
den mittheilen, mit Zugrundlegung der auf eidgenöffiihe Anordnung ſtattge— 
fundenen Vollszählung vom Jahr 1837, die Zahl der Abgeordneten jedes 
Zehntens in den Verfaſſungsrath den Zehnten zur Kenntniß bringen, ben 
Tag der Berfammlung defjelben fejtfegen, endlich der Eröffnung des Ver: 
fafjungsrathes vorftehen, nach deſſen Eonftituirung aber fi) fofort aus der 
Verſammlung zurüdziehen. Artifel 3. Jeder Zehnten hat Anſtalt zu treffen, 
daß die ihm zuftehende Anzahl von Abgeordneten zur vorgejchriebenen Zeit 
in Sitten, dem Berfammlungsorte des Verfaffungsrathes erjcheine. Der 
Zehutenpräfident wird biejelben als Mitglieder des Verfaſſungsrathes 
beglaubigen. Artikel 4. Nah vollendetem Berfafjungsentwurf fol diejer 
zur Annahıne oder Verwerfung dem Volke vorgelegt werden. Die eidges 
nöſſiſchen Repräfentanten werben bejorgt fein, daß bei der Abſtimmung ber 
Bollswille fih auf eine ungezwungene und unbejtreitbare Weife fund geben 
könne. Artikel 5. Die Verfaſſung ift ald angenommen zu betrachten und 
bat auf die bundesgemäßen Berechtigungen fofort Anfpruh zu maden, wenn 
die Mehrheit der ftimmenden Bürger fih in reglementarijher Abftimmung 
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für die Annahme erflärt haben wird.“ An der Berathung biefes Befchlufies 
nahmen die Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden, Teſſin, Neuenburg und 
Bajelftadt feinen Antheil, weil fie die Verfaſſung von 1815 als rechtmäßig 
anerkannten. Der Beihluß wurde gefaßt von den Gejandten der Kantone 
Zürich, Bern, Luzern, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, 
Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Nargau, Thurgau und Genf. 

Eine Abordnung von at ſchlichten Bauern aus dem Oberwallis fuchte 
in Zürich diefen Beſchluß rüdgängig zu machen: natürlich vergebens. Die 
eidgenöffiihen Commiſſarien hatten fofort deſſen Vollziehung angeordnet und 
ihon am 29. Heumonat trat der neue Verfalungsrath in Sitten zufammen. 
Es erfchienen von 77 Mitgliedern 43 aus Unterwallis, Sitten und Herens, 
welche fich jofert ala Verfafiungsrath conftituirten. Alle Mitglieder von Ober: 
walliS und zwei von Herens zufammen 34, blieben aus. Schon am 3. Augft- 
monat war der DVerfallungsrath mit feinem Werke zu Ende. Die Abſtim— 
mung über die Berfaflung wurde von den eidgenöſſiſchen Commiſſarien auf den 
25. Augſtmonat angefegt. Auf den Bericht der acht von Zürich zurückge— 
tehrten Bauern brachten die Gemeindeausſchüſſe von Oberwallis den Antrag 
an den Landrath, diefe Abſtimmung ebenfalls vornehmen zu laffen. Allein 
der Staatsrath in Siders ordnete auf den 18. Augftmonat eine Abftimmung 
darüber an: ob man bei der Verfaflung von 1815 bleiben wolle oder nicht? 
In Unterwallis und Sitten, in Gemeinden des Zehnten Herens wurde die 
Verfaffung angenommen, am 1. Herbitmonat proclamirte fie der Berfafjungs- 
rath als Verfaſſung des Kantons Wallis, Obermallis verwahrte feine Rechte 
dagegen. Der Biſchof von Sitten hatte ſchon unterm 24. Augftimonat folgende 
Proteftation erlaſſen: 

„Als wir uns die fo ſchwere Bürde der bifchöflihen Würde auferlegen 
ließen, Tonnten wir und nicht leugnen, daß wir die hohe Verpflichtung ein» 
gingen, über die theuren Intereſſen ber Neligion zu wachen, mit all unfern 
Kräften die heiligen Rechte der Kirche zu vertheidigen und die mit unferm 
bifhöflihen Stuhle verbundenen zu wahren, um fie unverjehrt auf unfere 
Nachfolger bringen zu können. Die Zeitverhältniie ſetzen uns leider in bie 
peinlihe Nothwendigkeit, unfere ganze Diözefe wiederholt unſeres feften Ent: 
ſchluſſes zu verſichern, eine Verpflichtung zu erfüllen, deren Nichterfüllung von 
den traurigften Folgen fein Fonnte. Weil alle Bürger des Wallis aufge 
fordert werden, fich über das Verfaffungsproject zu erflären, welches ein aus: 
fchließliches Werk derjenigen Verſammlung ift, die"gegen Ende des letzten 
Heumonat in Sitten zufammentrat, fo glauben aud mir unfere Anſichten 
barüber an den Tag legen und die Gründe angeben zu follen, die uns 
beftimmen, uns der Ausführung eines Verfaflungsentwurfes zu widerſetzen, 
der, unfere vier Stimmen befhränfend, den Antheil, den der Biſchof von 
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Sitten an den öffentlichen Angelegenheiten hat, was ſelbſt nur ein ſehr unbe— 
deutender Reſt einer Macht iſt, die er Jahrhunderte lang mit dem vollſten 
Rechte beſaß, beträchtlich vermindert, eines Eutwurfes, der, indem er den 
geiſtlichen Stand für unvereinbar mit bürgerlichen Functionen erklärt, die 
Glieder der ehrwürdigen Geiſtlichkeit, ohne ihre Einwilligung eines Theils 
ihrer Rechte als Bürger von Wallis beraubt, eines Entwurfes, der keines— 
wegs alle die Garantieen bietet, welche die Geiſtlichkeit der Diözeſe zu for— 
dern das Recht hat, und die ſie auch in ihrer Erklärung vom 7. Jänner 
ausdrücklich forderte, nämlich Garantieen für die Religion und die alleinige 
Ausübung ihres Gottesdienftes, für die Aufrechthaltung ihrer kirchlichen Rechte 
und jreiheiten, deren Aufhebung Feiner bürgerlichen Gewalt zujteht und in 
die wir nie einwilligen dürften. 

Darum proteftiren wir mit Genehmigung unjeres ehrwürdigen Capitels 
durch Gegenmwärtiges förmlich gegen einen Act, der den Nechten des bijchöf- 
lihen Stuhles von Sitten einen fo gewaltigen Stoß gibt, gegen einen Act, 
der keineswegs alle Garantieen bietet, die hinſichtlich der Religion mit Recht 
gefordert wurden; und doch find diejes Angelegenheiten, die für dasVater— 
land viel wichtiger und unfern Gläubigen viel theuerer find, als die beab— 
fihtigten Veränderungen. 

Wir geben dieje Verwahrung, um den gerechten Vorwurf von uns 
abzulehnen, den wir von Seiten Gotte8 und der Menfchen hätten fürchten 
müſſen, wenn wir in fo wichtigen Angelegenheiten unfere Pflichten vernach— 
läßigt und auf irgend eine Weile feige in die Verlegung unferer Rechte 
eingemilligt hätten. 

Alfo geichehen und gegeben zu Sitten den 24. Augſtmonat 1839, um 
den beiden gegenwärtig in Wallis beftehenden Negierungen mitgetheilt zu 
werden, und zur Bertheidigung der oben bezeichneten Nechte. 


Mauriz Fabian, Bilhof von Sitten.“ 

Der Verfafjungsrath achtete auf diefe Verwahrungen nicht; ſchon am 
5. Herbſtmonat war der neue Große Kath beieinander, conitituirte Die 
neuen Behörden und ordnete die Herren Dr. Joſeph Hyazinth Barman 
und Grafen de Rivaz ald Gejandte an die Tagjakung ab. Tags darauf 
ging die Negierungsänderung in Züri vor, in deren Folge die Wirkſamkeit 
der eidgenöſſiſchen Tagſatzung für längere Zeit jtillftund., Die Commiljion 
der Tagſatzung erklärte einftimmig: „Es fei die Verfafiung vom 4, Augſt-— 
monat angenommen und habe als Verfafjung des Kantons Wallis auf 
die bundesgemähen Berechtigungen fofort Anſpruch zu machen.“ Betreffend 
die Angabe der Obermwallijer, welche behaupteten, es hätte amı 18. Augits 
monat fi eine weit größere Anzahl von Bürgern für die Beibehaltung der 
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Verfaſſung von 1815, als am 25. Nugftmonat für Annahme der Verfaflung 
vom 3. Augftmonat 1839 ausgeſprochen, fagte die Commiſſion: 

„In Betreff der aus Siders vom 28. Augftmonat datirten Einfpradhe 
gegen Einführung einer neuen Verfafjung und der vorgeblihen Stimmenlifte 
für Handhabung der Verfaſſung von 1815 ift Folgendes ins Auge zu faflen: 

a) e3 ift aus dem offiziellen Bevölkerungsetat des Kantons Wallis 
erfihtlih, daß diejenigen Zehnten und Gemeinden, welche am Verfafjungsrathe 
Theil genommen haben, die Mehrheit bilden, im genauen Verhältniſſe von 
43 zu 34; b) die Neconftitwirung gründet fih auf den Willen der Mehrheit 
der theilnehmenden Mitbürger: das Gegentheil würde zur unzuläffigen Herr: 
haft der Minderheit Über die Mehrheit führen; c) daß mehrere der obern 
Zehnten an ber Neconftituirung keinen Antheil nahmen, ift im Intereſſe des 
friedlihen Vernehmens der Bürger zwar zu bedauern ; allein es hat dieſe Zurück— 
haltung feinen rechtlichen Einfluß auf die rechtliche Gültigkeit der conftituirenden 
Behörde; denn die Tagſatzung hatte ausbrüdlih die anweſenden Mitglie- 
der für befugt erflärt, die Berfaflung zu entwerfen; d) die nicht repräſentirt 
gebliebenen Zehnten und Gemeinden waren von den Folgen ihrer Renitenz 
amtlih in Kenntniß geſetzt; e) fie haben deſſen ungeachtet in der Nichtadh: 
tung der Verfügungen der Tagſatzung und ihren nothmwendigen Folgen ver— 
harret; f) fie haben insbejondere die Beachtung des Bejchluffes vom 30. Heu— 
monat über die Abjtimmung verfhmäht; g) fie haben, diefem Beſchluſſe aus: 
drücklich widerſprechend, eine Abftimmung über ganz andere Fragen vorge: 
nommen, al3 diejenigen find, welche im Abftimmungsdecret der Nepräfen- 
tanten vorgefhrieben waren; fie haben nicht darüber abgeftimmt, ob bie 
Verfaſſung vom 3. Augftmonat anzunehmen oder zu verwerfen fei; ſondern 
ob die Verfaflung vom Jahr 1815 beibehalten werden wolle, oder nicht; fie 
haben auch in diejer Beziehung der Tagfapung unzuläffigen Widerftand 
geleiftet, da diefelbe bereit? am 11. Heumonat die Berfafjung vom Jahr 1815 
als untergegangen erflärt und die Entwerfung einer neuen verordnet hatte. 
Die Abjtimmung über die alte Verfaffung war daher materiell wie formell 
unerlaubt; h) fie haben die Abſtimmung nicht am verorbneten Tage, ſondern 
8 Tage früher, und öffentlich ftatt geheim vorgenommen; i) jene Abftimmung 
bat formelle Ungültigkeit auch darum, meil feine anerkannte Behörde war 
und ift, melde befugt war, die Abftimmung anzuordnen und das Reſultat 
einer Zählung zu unterftellen. Deshalb fieht die Commilfion die auf jene 
Eingabe aus Siders hergenommenen Grünte gegen bie neue Verfafjung als 
null und nichtig an. Die Erörterung über die ftatiftiihe Möglichkeit ber 
angeblich die alte Verfaſſung wünſchenden Bürgerzahl, hat die Commilfion 
Ion deswegen übergangen, meil die Zahl diefer Stimmenden, fie modte 
nun groß oder Fein fein, durchaus nicht in Betracht fommen Tann. 
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Eben ſo verhält es ſich endlich mit der Proteſtation des Herrn Biſchofs 
von Sitten. Die bürgerlichen Verhältniſſe des Clerus zu erörtern, liegt ganz 
außer dem Bereiche der eidgenöſſiſchen Stände und der Tagſatzung.“ 

Die Tagſatzung berieth ſich über dieſe Anträge am 24. Herbſtmonat. In 
Folge der Negierungsänderung von Zürich, waren nun Zürich, Zug, Freiburg, 
Glarus, Schaffhaufen, Graubünden und Appenzell anderer Anficht geworden, 
und dieſe Stände mit Uri, Schwyz, Unterwalbden, Teifin und Neuenburg 
ſtimmten nunmehr für eine neue Vermittlung und wählten als Vermittler die 
Herren Bürgermeijter Frei von Bajel, Oberft von Maillardoz von freiburg 
und Bürgermeilter von Meyenburg von Schaffhaufen. Die radifalen Gejandt: 
haften geriethen darüber in Wuth, welche fih in folgenden Worten Muns 
zinger3 von Solothurn Luft mahten: „Ah Hoffe und wünſche, daß alle 
Dermittlungsverfuhe der Tagſatzung an dem Widerjtande des Unterwallis 
heiten. Ich Hoffe, daß diejes num jtarr in Oppoſition fich jege gegen die 
Tagfagııng, daß es nit nur nicht zu diefen Bemühungen Hand biete, fon: 
dern Alles thue, um fie zu hintertreiben und zu nichte zu machen.“ 
Diefer Wink ging nicht verloren. Die Gejandten des Unterwallis reijeten 
von Zürih ab. Das Looſungswort zu Unruhen und zum Bürgerkriege war 
gegeben. Bon Oberwallis war bereit? das Begehren um Trennung von 
Unterwallis an die Tagſatzung gelangt. Die Bermittlungscommifjarien 
trafen am 3. Meinmonat in Sitten ein, am 4, verliefen die Herren Schaller 
und Laharpe diefe Hauptſtadt. Laharpe erlieh vorher nod an den Borort 
folgendes Schreiben: 

„Sitten, den 30. Herbitinonat 1839. 

Tit.! Ich Habe fo eben Kenntniß genommen von dem Briefe den 
Sie am 26. diefes Monats an die eidgenöſſiſchen Repräſentanten in Wallis 
gerichtet haben, und wodurch denjelben ihre Abberufung und die Ernennung 
der Herren Frei, Maillardoz und Meyenburg an ihre Stelle angezeigt wird. 

63 ift dies die erfte Nachricht, die wir endlich von den Beſchlüſſen 
der Tagjagung erhalten, jeit unjerm Rapport vom 19. Augſtwmonat, obgleich 
die Umftände ehr ſchwierig waren, und wir noch 9 andere Berichte an die 
Tagſatzung eingefhidt Hatten. *) 


*) Man wirb einft, in ber Zufunft, nicht glauben, daß bie oberfte Bebörbe einer 
Nation die von ihr in ein durch Bürgerkrieg bedrobtes Land geſchickten NRepräfentanten 
länger als ſechs Wochen obne Anftruction, obne Antwort und Rückſicht auf zehn nad 
und nad ibr übermachte Berichte gelaffenbabe; auf Berichte, die vollfommen den gefähr- 
lihen Zuftand, die Heberipannung ber Gemütber eines Landes darftellten, worin ſchon 
einige Gewalttbaten vorgefallen waren, Blut vergoffen worden, und in weldem bie 
Milizen fortwährend unter Gewehr ftanden, Die feindlichen Parteien oft nur eine Brüde 
oder ein Bad getrennt — in bem erften und bem wichtigften biefer Beritte verlangte 
man Mittel, diefe Unruhen zu bämpfen, um ben Bürgerkrieg zu vermeiben. 
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Gerne kehre ich wieder zu meinem heimatlichen Herde zurüd, um ben 
Pflichten eines glüdlihen Familienvater und eines Öffentlichen Beamten mich 
zu widmen. Bevor ich es aber thue, finde ich es für nöthig, noch einmal, 
zum legten, mich über die Walliferangelegenheiten bei der oberiten Bundes: 
behörde auszufprechen, und zwar mit der Freimüthigfeit eines Republikaners, 
und ohne Furt, Manden zu mißfallen. Die durch die Verfaſſung vom 
3. Augftmonat entftandene Regierung kann unmöglich irgend einen Vergleich 
eingehen ; und biejes gründet fih auf Euere eigenen Beichlüffe. Cie darf 
weder Vorſchläge noch irgend eine Art von Vermittlung berüdfichtigen, und 
zwar fo lange, als die beftehende Verfaffung dur die Tagfagung nit aner= 
kannt wird. Gie fteht feit auf dem Boden, den ihr die Tagfagung felbit 
beftimmt bat. Die Wallifer haben fih auch in der That ſämmtlichen Anord— 
nungen biefer Behörde unterworfen und auch den durch dieſelbe ernannten 
Repräfentanten Folge geleiftet, obgleich einige diefer Anordnungen ihnen bie 
Rechte des Volkes beleidigend und gefährdend erfchienen find. 

Die mittelft Beſchluß vom 11. Heumonat angeordnete Reconftitution 
hat ftattgefunden. Die beinahe einftimmig angenommene Verfaſſung ift zum 
Grundgeſetz des Staates geworden. So ausgearbeitet und fanctionirt fonnte 
fie alle Rechte, die aus der Bundesverfafjung entfpringen, in Anſpruch nehmen. 
Das ift der wörtlihe Ausdruck des Artikels 5 des angeführten Beſchluſſes. 
Und dennoch murden die don der verfallungsmäßigen Autorität gemählten 
Gefandten, melde auf der Tagfagung erſchienen, zurüdgemwiefen. Alles ift 
aufs Neue in Frage geftellt. Es fei mir erlaubt, das wahre Wort in 
biefer Safe auszufprehen: die Tagſatzung hat durch ihre Handlungsmeife 
mit einem zahlreichen, braven und vehtihaffenen Volke ihr Spiel getrieben, 
fie hat die legitime Autorität aufgegeben, die fie mit Recht in den Kantonen 
aniprehen kann; fie zwingt diefelben, einen andern Stützpunkt als den in 
der Tagfagung aufzuſuchen; fie hat ſich felber die Kluft gegraben, in bie 
die ganze Conföberation ftürzen wird, menn nicht ein glüdliches Ereigniß, 
welches ih von Herzen wünſche und das vielleicht nicht mehr weit entfernt 
ift, eine Hanptveränderung in der Form der Bundesregierung zu Stande 
bringen wird. — 


Die Repräfentanten mußten prrfönlih bie Verantwortung über bie geiroffenen 
Mapregeln übernehmen. Es wäre alfe nah einem folden Vorgange Fein Wunder, 
wenn eine Bebörbe, mie die Tagſahung, bie fo null und nichtig if, umgeflürzt, und ber 
Schweiz eine andere politifhe Form gegeben würbe, um fie für bie Zufunft vor ähn⸗ 
lichen Aeten eines unfähigen Regiments zu bewahren. Im Jahr 1836 batten wir bie 
fcanbalöfe Befhichte mit dem Spion Conſtil; im Jahre 1838 die Verwidiungen mit 
Frankreich; im Jahr 1839 das feige Verfahren in ber Wallifer Angelegenheit. Es if 
fürrahr viel, zu viel im Berlauf von brei Jahren und unter ben brei Vororten, um 
die Nothwendigkeit einer Eentral-Reorganifation zu bemweifen. C. de la Harpe, 
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Wie Fönnte e8 auch anders fein? Die Tagſatzung Hat ein feierlich 
gegebenes Wort gebrochen; fie hat ein Volk, das ihren Befehlen gehorfam 
war, aufgeopfert und zwar zum Beften derjenigen, bie alle ihre Befehle ver: 
höhnt, mit Füßen getreten und verachtet haben. Das Unterwallis ift der 
Unrube, die es feit acht Monaten bewegt, müde; es will von feiner Inter: 
vention mehr willen, die zu nichts dient, al3 feinen Zuftand noch unerträg- 
liher zu machen. Aus diefer Krifis herauszukommen, ift fein einziger Wunſch. 
Es bleibt ihm nur ein Weg in dieſer Hinfiht. Es muß die Stellung, welche 
Ihr ihm angewiejen, die Rechte, die Ihr ihm zugefihert, behaupten; es 
nimmt diefe Stellung ein und wird fie verteidigen. Auf diefe Art, es ift 
wahr, wird de facto die Trennung von Oberwallis ftattfinden, eine Trennung, 
die die Tagfakung als Tebensgefährlih für die Schweiz mit 19 Stimmen 
verworfen hat. Wirb man vielleicht Waffengewalt verſuchen wollen, um den 
Widerftand des Volkes zu bezwingen? Wo wird man aber in der Schweiz 
Soldaten finden, die fih dazu brauchen lafjen würden, das Grundprinzip 
ihres eigenen politiſchen Daſeins zu vernichten, daß Heißt die Gleichheit der 
Rechte, — und follten fih, unglüdlicher Weife, auch einige entartete Söhne 
des DBaterlandes finden, fo würde ſich eine weit größere Anzahl Anderöge- 
finnter auf dem Felde der Freiheit zeigen, der Bürgerkrieg würde dann unver: 
meiblich fein, fi aber gewiß nicht auf Wallis allein beihränfen. Das iſt 
meine Idee, die Alternative, im welche dur ihren unheilbringenden und 
wenig ehrenhaften Beihluß vom 26. Herbitmonat das Vaterland gejeht 
worden ift. Mögen diejenigen, die nicht Muth genug hatten, in ber weft: 
haltung des Beihlufies vom 11. Heumonat zu beharren, unter deren Schirme 
das conjtitutionelle Wert von Wallis vollendet wurde, mögen dieſe die Ver: 
antwortung übernehmen, die auf eine oder die andere Weile fie erreichen 
wird. Was mich betrifft, jo ziehe ich mich volllommen überzeugt, daß der 
Beihluß vom 11. Heumonat einzig gerecht und einzig gejeßlih war; und mit 
dem Bewußtſein, nah allen meinen Kräften nach demjelben gewirkt und 
gehandelt zu haben, von dieſem Schauplag der Täuſchung und ber Unorb: 
nung zurüd, mit dem innern Gefühl, daß ich rechtlich und unparteiifch meine 
Pflihten, die mir die Eigenſchaft als eidgenöfjiiher Commiſſär und bald 
darauf als Repräjentant auferlegte, erfüllt habe. 

Ah kann endlich die letzte Stelle Ihres Briefes nit mit Stillſchweigen 
übergeben, durch welche Sie mid verantwortlid machen, für die treue Erfül- 
lung der Inftructionen, wegen Erhaltung bes Friedens, Entwaffnung ber 
Parteien ꝛc. ꝛc. — Auf meiner langen politiihen Lebensbahn Habe ih mid, 
meine Herren, nie vor einer Verantwortung gefürchtet; oft habe ich eine 
folge, und mandmal eine fehr große, übernommen, wenn ich in berjelben 
Nugen für mein Vaterland erblidte, wie bie legte, die ich mit meinem 


651 


Collegen übernommen, da Sie alle unfere Berichte mit Stillſchweigen über- 
gingen ; aber ich laſſe mir eine ungerechte Verantwortlidkeit von Niemanden 
aufbürden. Und mie follte ih denn jet dieje, mit der Sie mich bedrohen, 
annehmen, da fie jeit jehs Wochen, obgleich wir alles Mögliche gethan haben, 
und ohne Jnftructionen, und uns felbjt überlafien Haben. Ich weiſe aber 
jede Berantwortlichfeit von mir zurüd, und zwar von dieſem Augenblide, 
den 30. Herbitmonat um 8 Uhr Abends, verfichere jedoch aber, mit meinem 
Eollegen alles Mögliche anzuwenden, um, bis zur Ankunft unferer Nachfolger, 
Ruhe im Lande zu erhalten. Ich habe die Ehre, die Tagjagung zu bitten, 
die Verfiherung anzunehmen, daß alle meine Wünſche ſtets für die Ehre 
und Freiheit des Vaterlandes find, 
C. de la Harpe, 
Mitglied des Staatsraths des Kantons Waadt.“ 
Laharpe hatte gerechte Gründe zum perfönlien Xerger. Landammann 
Baumgartner hatte durch feine Anträge die Empfindlichkeit der Obermallifer 
ziemlich beleidiget. Laharpe, melder an feine Stelle getreten, machte im 
Anfange jeiner Wirkfamkeit Vorſchläge, welde ihn von Seite der Radikalen 
Spott und Hohn zugezogen. - So wollte er die Unterwallifer bereven, dem 
Biſchofe feine vier Stimmen in der oberften Landesbehörde zu laſſen, wes— 
wegen man ihn den „biſchöflichen Commiſſär“ nannte. Er hatte mit Schaller 
den Landfrieben gehandhabt. ES war der Antrag feines Borgängers Baum: 
gartner, welchen die Tagfagung am 11. Heumonat zum Beſchluſſe erhoben 
hatte. Mit diefem Beihluffe war das Bermittlungsgeihäft der Repräfen- 
tanten zu Ende, fie mußten die Neconftituirung durchführen. Gie hatten 
dabei von Seite des Dberwalli nur Widerftand erfahren, deſſen ungeachtet 
erfüllten fie ipren Auftrag, ohne Zwangsmaßregeln gegen die Widerjpänjtigen 
anzuwenden und jahen fich ihrem Ziele bebeutend genähert. — Auf einmal 
aber wurden die Repräfentanten abgerufen, man jest Zweifel in ihre Loyalität 
zur Handhabung des Landfriedens, man vernichtet das aufgetragene und ſchon 
faft ans Ziel gebrachte Werk derjelben und fängt die aufgegebene Vermitt- 
lung wieder an. Das war allerdings kränkend für Herrn Laharpe und ſchien 
wenig ehrenvoll für die oberfte Bundesbehörde. Freilich war die Mehrheit 
am 11. Heumonat über die Befugnifje der Tagſatzung hinausgeſchritten. 
Denn niemald war fie berechtigt, in bie Verfajlungsangelegenheit eines 
Kantons fo tief eingreifende Beichlüfje zu fallen. Der Bundesvertrag gab 
ihr hiezu Fein Necht, der einftimmige Beſchluß vom 27. Ehriftmonat 1830 
nahm es ihr ausdrücklich, wenn fie es auch vorher gehabt hätte. Hand— 
babung der Ruhe und Vermittlung waren ihre einzigen Aufgaben. Zu biejer 
Meberzeugung war fie am 24. Herbftmonat wieder zurüdgelommen. Aber 
verzeihlih ward, wenn Herr Laharpe dieſes Schwanken für ein Spiel mit 
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ihm und mit dem Kanton Wallis anfah. Die drei Vermittlungscommiffarien 
hatten nun ein peinliches und undankbares Geſchäft. Schon der Eintritt 
ins Wallis wollten ihnen Unterwallifer verfperren, fie wurden mit Mißtrauen 
und abmeifendem Beiheide von der daſelbſt herrſchenden Partei und ber 
neuen Regierung aufgenommen. Die Rabifalen an der Tagfakung, der 
Repräfentant Laharpe und die öffentlichen Blätter hatten es den Unter: 
wallifern tief eingeprägt, in feinerlei Vermittlung einzutreten, fondern den 
Beſitz der Gewalt zu behaupten. Der neue Staatsrath fagte in einer 
Broclamation: 

„Mitbürger! Geftern erhielten wir bie offizielle Mittheilung des Tag— 
fagungsbefchluffes vom 26. Herbitmonat über die Angelegenheiten von Wallis, 
und der Beftelungsurfunden der Herren Frei, von Maillardoz und von 
Meyenburg als eidgenöffiihe Repräfentanten in dieſem Kanton. Ihr Auftrag 
geht dahin: eine gütliche Beilegung unferer innern Zerwürfnifle zu verfuchen. 
Mitbürger! bei der erften Nachricht von diefem Bermittlungsverfuche hat der 
Staatzrarth der Tagſatzung erflärt, daß wir daran feinen Theil nehmen 
werben, bevor jene Behörde, in Beachtung ihres Beſchluſſes vom 14. Heu: 
monat, die Verfaffung vom 3. Augftmonat 1839 und den darauf beruhen: 
den Rechtszuſtand werde anerkannt haben. 

Wir haben nun fo eben den eibgenöffifchen Repräfentanten die gleiche 
Erklärung abgegeben. 

Die von einer Menge von Bürgern uns zugefonmenen, auf Zurüd: 
weifung der vorgeihlagenen Bermittlung gerichteten Petitionen geben Tautes 
Zengniß von ben energifhen Gefinnungen, welche das Volk unferer Zehnten 
befeelen ; der Staatsrat hatte folhe Gefinnungen zum Boraus zu würdigen 
gewußt, Euer Enthufiasmus hat feine Erwartungen übertroffen. Diefe Ein: 
heit des Willen? macht unfere Stärke und fihert und den Erfolg. Sehr 
liebe Mitbürger! Seid ftet3 feft und ruhig, aber wachſam. Verlaßt Eu 
auf den Staatsrath, er ift mit Euch innig verbunden zur Träftigen Ver— 
theidigung der jhönften Sache, der Sade der Nationalehre und unferer 
unbeftreitbaren Rechte. Die Eidgenoffenfhaft kann nur ein Wort haben, 
fie wird dasjenige Balten, das fie uns am 11. Heumonat gegeben hat. Nur 
augenblicklich hat der Beihlug vom 26. Herbitmonat die Wirkung deſſelben 
Infpendirt. 

Gegeben ꝛc. Sitten, den 25. Weinmonat 1839.” 

Der Staatsrath in Sitten meigerte fi fogar, mit ben drei Vermitt- 
Immgscommiffarien in Verbindung zu treten. Er erhielt darum von ihnen 
in einem Schreiben vom 8. Wintermonat folgende Zurechtweiſung: 

„Die eidgenöffifche Tagſatzung und ihre Abgeordneten Haben in ſolchem 
Falle das Recht eine ausbrüdlihe, unummundene und unbebingte Anerkennung 
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von Seite jebes Kanton und jeder Behörbe, bie im Namen des Kantons 
Handelt, zu verlangen, bevor die Tagfapung oder ihre Beauftragten die 
Anerkennung irgend eines Rechtszuſtandes in biefem Kanton ausſprechen. 
In Gemäßheit diefer Grundfäge des pofitiven Staatsrechts hat die Bundes— 
behörde ihre Commiſſarien in Wallis beauftragt, einen modus vivendi feft: 
zuftellen und ein propiforifhes Verhältniß zwifchen beiden Theilen zu regeln, 
wodurch der Landfriede gehandhabt und die Verwaltung nicht gehindert werde. 
Die gegenwärtigen Repräfentonten haben die Pflit, für die Erhaltung eines 
folden Zuftondes zu wachen, und aus dieſem Grunde müflen Gie um fo 
mehr Ihre Aufmerkfamkeit auf die Folgen richten, welche Ihre Weigerung, 
mit den Repräfentanten in offizielle Verhandlungen über die Landesange- 
legenheiten einzutreten, in politifher, abminiftrativer und materieller Beziehung 
haben fönnte, Die Tagjagung, wir wiederholen es, Tann die ihr aus dem 
Bunbesvertrage zuftehenden Rechte und obliegenden Pflichten nicht mißkennen 
Tafjen; ihre Repräfentanten in diefem Kanton können nicht zugeben, daß Die 
eine Regierung die Bürger, welche der andern gehorchen, mit Rechtsnachtheilen 
bedrohe, fie können nicht einwilligen, daß Nedereien und Schlaghändel jeden 
Tag einen allgemeinen Sturm zu veranlafien drohen. Die Dazwiſchenkunft 
der Repräfentanten ift unumgänglich nothwendig, um dieſe Nachtheile zu 
vermeiden, wenn die Behörden beider Theile nicht wollen, daß bie Anardie 
fie übermanne, wenn fie nicht ihre Unmacht beweifen wollen, die Unordnung 
barnieder zu halten, wenn fie nicht den Ruin des Kantons vollenden wollen, 
noch ehe derjelbe feine Stellung unter feinen Eibgenofjen wieder eingenommen. 
Wir laden Sie Tit.! ein, diefe Sachlage reiflih zu überlegen, und uns unver: 
züglich die Verfiherung zu geben, daß fie bereit feien, veblih durch unfere 
Dazwiſchenkunft zur Erhaltung des beftehenden status quo mitzumirken. 
Uebrigens, Tit.! und auch biefes bemerfen wir Ihnen aus bejonderem 
Auftrage des Vorortes, ift eine gütliche Vermittlung der Zerwürfnifje, welche 
fhon fo lange im Wallis obwalten, das einzige Mittel, dieſem Kanton bie 
Ruhe und Einheit wieder zu geben, unter deren Einfluß gute, auf die Gleich— 
beit der Rechte, wie auf die Zuftimmung aller Landestheile gegründete Ein- 
rihtungen die Wohlfahrt des Kantons fördern und ihm bie Stellung, die 
er in der Eidgenoffenfhaft einzunehmen bat, wieder anweiſen werden.“ 
Diefes Schreiben bewirkte endlich doc, daß der Staatsrat in Sitten 
von feiner Weigerung abftand und mit den Repräfentanten in ordentlichen 
Verkehr trat. Allein noh am 18. Wintermonat fprad J. H. Barman, bei 
Eröffnung des Großen Nathes folgende Worte, welche zur Charakterifirung 
dieſes Mannes von Bedentung find. Es wird fpäter Anlaß jein darauf 
zurüdzulommen: „Man muß geftehen, meine Herren, daß es etwas Außer: 
ordentliches ift, daß in einer Nevolutiongzeit, die, Dank der eidgenöffiichen 
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Dazwiſchenkunft, viel länger dauerte, ala je vorauszufehen war, es ift etwas 
Dewunderungswürbiges, daß in einer ſolchen Zeit Fein Verbrechen, feine 
Unorönung von einiger Erheblichkeit fih in den Zehnten gezeigt, die bier 
vertreten find. Das iſt das ſchönſte Lob, welches man unferm Volke fprechen, 
die befte Antwort, die man feinen Berleumdern geben kann. Inzwiſchen 
darf man fi nicht verhehlen, daß bie Kraft und der Einfluß der Behörden 
geſchwächt worden find; es verlohnt fi der Mühe, fie zu heben. Der Beamte 
wird am mächtigſten dazu beitragen durch das eigene Beifpiel der Achtung 
gegen die Keligion unferer Väter und gegen das Geſetz; durch eine forg- 
fültige Wache über die Beobachtung der Geſetze und Verordnungen; durch 
ſchleunige und ernfte Unterdrüdung aller Störungen ber gejeglihen Ordnung 
und auch der fittlihen Ordnung. — Ich will ſchweigen über das Benehmen 
der eidgenöfjifchen Tagfagung gegen Wallis. Ich bejorge, der Achtung gegen 
eine Behörde zu ermangeln, die fich jelbit jo wenig zu achten weiß; ich fage 
einzig, daß, je weiter ber 24. Herbitmonat, welcher in den Zahrbüchern ber 
Eidgenofjenichaft als ein Tag des Unheil wird aufgezeichnet werben, welcher 
die Tagjagung alles Zutrauens beraubte, fich entfernt, defto lebhafter und 
entichiedener das Gefühl des Unmillens und des Abſcheus, das er mir ein- 
gehaudt, in mir wird. Inzwiſchen, meine Herren, ift er nicht ohne einige 
heiljame Wirkungen vorübergegangen. Statt den Muth eines Volkes nieder: 
zujchlagen, weldes in die Treue und in den Charakter der Tagſatzung, die 
es jich jelbit überläßt, Vertrauen hatte, Hat jich diefer Muth gehoben, die 
tief verwundete Nationaleigenliebe ift erwacht, engere Bande haben ſich unter 
ben Bürgern gefnüpft, und das Volk, ohne ſich von ben Ränken der Tag: 
fagung einfhüchtern zu laſſen, hat fih aufgerafft wie Ein Mann, um ben 
unerfchütterliden Entfhluß zur Behauptung und Vertheidigung der Verfaflung, 
die es fich gegeben, Fund zu thun. Es ift wahr, daß aud die Frechheit 
unferer Gegner durch die Zugeftändniffe, welche ihnen eine Behörde gemacht, 
die von ihnen nur Spott und Verachtung geerntet hatte, ſich gehoben hat. 
Die Gemaltthätigkeit it neuerdings an ber Tagesordnung. Die empörenden 
Borfälle, die fih in kurzer Zeit in der Nähe der Hauptftabt gefolgt find, 
fünden einen berechneten Plan an, um vermittelft der Gewalt zu erringen, 
was Ueberzeugung und Baterlandsliebe verweigern. Meine Herren! Gie 
werden ber Kegierung den tiefen Unmwillen bezeugen, melde dieje Angriffe 
in den Gemeinden erwedt haben; Sie werden ihr fagen, daß man von ihr 
gerechte aber entihiedene Maßregeln erwarte; Sie werben ihr vor allem 
fagen, da das Volk der weitlihen Zehnten nicht zufehen noch leiden will, 
daß bie Freunde des Fortichrittes und der Freiheit den Mißhandlungen ber 
Gönner der Vorrechte und Verfinfterung preisgegeben werben.“ Weil bas 
Anſehen des Biſchofs im Kanton Wallis von höchſter Debeutung war und 
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biefer fi in bem obenangegebenen Schreiben gegen die Verfaffung vom 
3. Augftmonat ausgeſprochen hatte, jo glaubte der neue Staatsrath ſich auch 
gegen den Biſchof ausſprechen zu jollen. Gleih im Anfange des Schreibens 
wird dem Biſchofe eine unfriedliche Abficht zugebaht. Denn fährt ber 
Staatörath fort: 

„Ihr vorheriges Benehmen, verzeihen Ihro Gnaben unfere Frei— 
müthigkeit, vechtfertiget diefe Anficht nur zu fehr. Sind Gie nicht feit dem 
Anfange unferer Zmwifte auf den Kampfplatz geftiegen, bewaffnet mit dem 
ganzen Gewichte von Anſehen, welches Ihnen Ihre erhabene Würde gibt? 
haben fie nicht den Vergleichsentwurf unmwiberftehlih zurückgewieſen, welder 
legtes Jahr im Landrathe vorgelegt worden; einen Entwurf, den wir ange: 
nommen hätten, obwohl er unfere Rechte verlegte, den Sie aber vormworfen 
haben, was die Behauptung einer ungerechten Herrſchaft der Einen über bie 
Andern zur unmittelbaren Folge gehabt hätte. So haben Sie aljo gegen 
die Intereſſen der Mehrheit Ihrer Sprengelsangehörigen, die mit ihren 
Brüdern im Oberwallis gleihen Anſpruch auf Ihre Vaterliebe hatten, Partei 
ergriffen. Nachdem Sie fi geweigert, an den Arbeiten bes Verfaſſungs— 
rathes Theil zu nehmen, weil in demjelben nicht da3 ganze Land vertreten 
war, haben Sie nichtsdejtoweniger in dem Afterlandrath von Siders Platz 
genommen, mo die Mehrheit Feine Stellvertreter hatte noch haben konnte. 
Mit einem Worte: wir hatten den Schmerz zu jehen, daß fie mit Ihrem 
mädtigen Einflufje einige Männer unterjtütten, welde, in ihrer engherzigen 
Selbſtſucht, in ihrem Uebermuthe, fi anftrengten, ihre Herrſchaft auf die 
Trümmer der gemeinfamen Freiheit zu begründen, und die ſich bemühten, 
auf Koften des Rechts und der Gerechtigkeit in dem Befige gehäffiger Vor: 
rechte jich befeftigen. Aber was noch ſchmerzlicher ift auszubrüden, Sie 
haben geduldet (oder wenigftens willen wir nicht, daß Sie es mißbilligten), 
daß in einem Theile des Landes mehrere Diener der heiligen Altäre, ihre 
Sendung des Friedend und der Liebe verlafiend, fih zu Verbreitern unge: 
reimter und verleumderifcher Gerüchte gemacht haben. Die geweihten Hallen 
haben von weltlihen Tönen wiederhallt, und der Geift diefer Welt, in der 
Sprade eines DBertheidigers der Religion, bat ſich mit einem bebauernö- 
werthen Eifer bemüht, ein gute und treuherziges Volk in Irrthum zu 
führen, die böjen Leibenihaften gegen Brüder, die nichts als ihre Rechte 
forderten, gegen Magiftraten, die, Gott ijt ihr Zeuge, nichts anderes beab- 
fichtigten, als das allgemeine Wohl des Landes, endlich gegen eine Allen 
gleihgünftige Verfaſſung zu entfejleln. Das jind TIhatjahen Tit.! woran 
wir gern die Erinnerung auslöfhen möchten, und welde Ihre legte Denk: 
ſchrift zu ſchwächen nicht geeignet ift. Aber worin verlegt die neue Vers 
fafjung die Intereffen der Religion ? ift der zweite Artikel dieſer Berfaflung 
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nicht die Wiederholung des eriten Artifels der Verfaſſung von 1815, diefer 
in den Augen Einiger Heiligen Arhe, aus welder aber bie Taube längjt 
entflogen ift? durch welche wunderbare Wirkung kommt es, daß das, was 
man in ber Urkunde von 1815 für gut findet, dad was man durd alle 
erlaubten und unerlaubten Mittel vertheidiget, in der Berfaflungsurkunde 
von 1839 bös und des Bannfluhes würdig wirb? wie fommt e3, daß, 
obwohl in der Verfafjungsurfunde von 1815 von allen Rechten der ehrwür—⸗ 
bigen Geiftlihfeit gar Feine Meldung geihieht, dieje dennoch beſſer darin 
gewährleiftet fein jolle, als in der Verfaſſung die uns num regiert und worin 
die Gemwährleiftung dieſer Rechte ausdrüdlich bezeichnet iſt! Sonderbarer 
Widerſpruch! traurige Verirrung des menſchlichen Geiftes! Wie? wenn «8 
Gott gefallen hätte, uns noch unter das Joch von 1815 zu verbammen, 
hätte der erfte Artikel und die Verfaflung des gleihen Jahres nicht aufge 
hört, eim gutes und tadellofes Werk zu fein? aber weil es der göttlichen 
Borjehung gefallen hat, unjere Bemühungen duch Wiederherftellung des 
Rechts der Gleichheit zu lohnen, fo wird dieſe Sade eine böfe und gefahr: 
drohende Sache. 

Wir wollen Andern die Mühe überlafjen, diefe widerfprechenden Urtheile 
wo möglih auszugleihen, und dürfen behaupten, daß in den Augen jedes 
Unparteiifhen der Wortlaut der Artikel I. und II. der Verfaſſung vom 
3. Augftmonat weit beftimmter zu Gunften ber heiligen Religion lautet, 
und daß die Rechte der ehrwürdigen Welt: und Ordensgeiſtlichkeit darin alle 
wünſchbare Gemwährleiftung haben, während die Verfaſſung von 1815 gar 
feine enthält. 

Sie bringen Tit.! eine andere Beſchwerde gegen die neue Verfaſſung 
vor, die fih nämlih auf die Unvereinbarkeit kirchlicher und bürgerlicher 
Beamtungen bezieht. Sie jehen darin eine ungeredhte Beſchränkung der 
Rechte der Glieder der ehrwürdigen Geiftlichfeit als Bürger von Wallis. 

Allein vorerft ift dieſe Beftimmung nicht neu. Sie findet fi in der 
Derfaflung von 1802, Artifel 20 auögebrüdt, fie ift ftillichweigend in bers 
jenigen von 1815 Artikel 8 enthalten, welder Eigenichaften der Wählbar: 
keit feitiegt, welche die ehrwürdige Geiftlichkeit nicht befigen kann. Sie ift 
in den Sitten des Wallifervolfes begründet, welches, mit Ausnahme des 
Antheils von Macht, welche dem hochwürdigen Biſchofe im Landrathe des 
Bolfes vorbehalten war, niemals Priefter als Gefebgeber oder Verwalter 
des Landes gelannt hat. Wenn wir uns aber zu Betrachtungen erheben, 
die höherer Art find als die materiellen und politiichen Intereſſen, jo wird 
jene Unvereinbarkeit gewiß jehr vernünftig erfcheinen. In der That Tit.! 
bat der Priefter nicht genug an feiner erhabenen Sendung? Genügen bie 
Verrichtungen des heiligen Priefterftandes, dieſe felbft Engeln ſchwere Bürbe, 
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nicht, um das thätigfte Leben hinreichend zu beſchäftigen und den aufopfernd⸗ 
ften Eifer zu erihöpfen? Sollte der Mann Gottes berufen fein, fi) mit 
den Leidenjhaften zu vermählen, welche fich in diefer Welt drängen, er, ber 
ganz bejonders gefendet ift, fie zu bekämpfen? Getheilt zwilchen den vom 
politiihen Leben untrennbaren Wirren. und ben Pflichten feines erhabenen 
Derufes, wie wäre ber Priefter no im Stande, ben heiligen Dienft zu 
üben? Würde ihm die Ausübung der evangeliihen Tugenden dadurch 
erleichtert werden? Wir Lönnen es nicht glauben, in unferen Augen müßte 
ber Priefterftand in feiner Achtung verlieren, wenn eines feiner Mitglieder 
zu gleicher Zeit Pfarrer, Präfivent, Rathsherr oder Richter der Gemeinde 
werden könnte, Unb wenn wir in ber Stufenfolge der Beamtungen zu ben 
Zehntenbehörben auffteigen, würden Sie e8 für gut halten, Tit.! wenn ein 
Priefter im Zehntenger ichte fäße, um über das Vermögen, die Ehre und das 
Leben von Seinesgleichen, die Gott feiner Liebe empfohlen hat, abzufprechen ? 
Wir denken eö nicht; und doch, fobald die Unvereinbarkeit nicht ausgefprocdhen 
wäre, wäre fein Grund vorhanden, daß ein Geiftlicher nicht zu allen mit 
feinem Berufe fo wenig im Einflange ftehenden Beamtungen gewählt werben 
könnte. Allein, man wird jagen, wenn Gründe vorhanden find, welche es 
räthlich machen, bie Glieder der ehrwürbigen Geijtlichfeit von ber Theilnahme 
an öffentlichen Beamtungen untern Ranges auszufchließen, fo gibt es doch 
feine, ihnen den Zutritt zum Großen Rathe zu verweigern. Als Antwort 
hierauf bitten wir Ihro Gnaden die jonderbare Stellung ins Auge zu faflen, 
welche dadurd dem Lande und ben Geiftlichen jelbit eingeräumt würde. 
Gemäß der Ammunitäten, deren bie Geiftlichfeit in dieſem Kanton genieht, 
und die jie der Gewalt der weltlichen Gerichte entzieht, würde es nicht eine 
nothwendige Folge fein, daß ein Priefter, als Geſetzgeber, zur Schöpfung 
von Gejeßen mitwirken könnte, ohne, im mehr als einer Beziehung, ber 
Herrſchaft derfelben unterworfen zu fein? Eine überfpannte, in ben Gefdicht- 
büchern des Wallifervolls unerhörte Anmaßung! Jedes Recht ſetzt immer 
. eine zur Seite gehende Pflicht voraus. So muß man, um den Genuß aller 
Rechte eines Walliferbürgers anſprechen zu können, au bie Pflichten eines 
folgen in ihrer ganzen Ausdehnung erfüllen. Bon dem Augenblide an, als 
man fi gegen das Land in mehr als einer Beziehung in eine ausnahms— 
weile Stellung verjegt bat, kann man fich nicht beichweren, wenn man 
einige Beihränfung in der Ausübung der Mechte eines Bürgers erfährt. 
Der Verfaſſungsrath hat jedoch nicht die ftrenge Anwendung dieſes Grund: 
fages zu behaupten gefucht. Er wollte im Gegentheile ven geſetzgebenden 
Körper, durch Berufung Ihrer Gnaden und eines andern Mitgliebes ber 
Geiftlichkeit, mit der Majeftät der Religion umgeben, und fo feine Beſchlüſſe 
in den Augen des Volles achtumggebietender machen, 
42 
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Die vorzüglichften Ihrer Beſchwerden, Tit.! feheint jene Beftimmung 
ber Berfafjung zu fein, welde bie vier Stimmen, die Ihnen die Verfaſſung 
von 1815 im alten Landrathe eingeräumt bat, auf eine Stimme herabjegt. 
Wir fagen die vorzüglichfte, weil Sie diefelbe an die Spike derer ſetzen, die 
Sie aufzählen. Sie fehen darin eine ſchwere Verlegung ber Nechte der 
Biihofswürbe. Wir hingegen würden in der Zulaflung einer folden Behaup: 
tung eine eben fo fchwere Verlegung der Souveränität bes Wallifervolfes 
erbliden, weil fie, auf Koften der gemeinfamen Souveränität, ein übertrie— 
benes Vorreht begründen würde, welches, wenn es aud einen gemiflen 
Zeitraum beftanden, dennoch Feineswegs derfelben Abbruch thun kann. Zur 
Unterftügung Ihrer Beſchwerden rufen Sie, Tit.! alte Erinnerungen an. 
Sn Ihrer Zufhrift vom 29. Mai legthin, reden Sie ung von tauſend— 
jährigen Rechten, deren fie beraubt worben feien. Allein allvorberft zeigt 
uns die Geſchichte der vergangenen Zeiten, daß die Anſprüche der Bifchofe- 
würde auf die Souveränität des Landes niemals feit begründet waren und 
niemals die feierlihe Beftätigung der Jahrhunderte erlangt haben. Wenn 
zuweilen, je nah ber Gunft der Umſtände, bie freien Männer der fieben 
alten Zehnten fie anerkennen mußten, fo fahen fi Ihre Borgänger ebenfo 
oft im Falle, auf diefelbe zu verzichten und umgekehrt das Walliſervolk als 
ein freies und unabhängiges Boll anzuerkennen. Zum Beweiſe wollen wir 
nichts anderes anführen, als die Handlungen und Thaten von Wilhelm von 
Raron und von Hildebrand Joſt. So, wenn man geſchichtlich urtheilen will, 
blieben die weltlichen Rechte des Biſchofs, weit entfernt ausgemittelt zu fein, 
auf bem Felde der Erörterung, und wenn bie alten Wallifer wieder auf die 
Erde zurüdtehren würden, jo würden fie ſehr erftaunt fein, von ihren Nach: 
fommen die Unabhängigkeit ihrer Vorfahren fo wenig geachtet zu fehen. 

Hören wir endlich no, mas über diefe Frage die Minifter der fremden 
Mächte, durch dad Organ desjenigen von Defterreich, Herrn von Schraut, 
in ber Note vom 20. Jänner 1815 an Herrn von Gepibuß gefagt 
haben: „„Es ift noch ein wichtiger Gegenftand, über welchen die Minifter . 
ihre Anfiht auf die entihiedenfte Weile ausſprechen müſſen. Durd die 
Zueignung eined gleihen Stimmrechts an den Herrn Biſchof wie an einen 
Zehnten, nämlih von vier Stimmen am Landrathe wollten fie dem alten 
Ruhme dieſes bifchöflihen Sites ihre Anerkennung widmen, allein feines: 
wegs unwiderruflich abgeſchaffte Vorrechte anerfennen, viel weniger wieder 
herftellen. Die Rechte der Souveränität und ber Gerichtsbarkeit, welche die 
Biſchöfe von Sitten ehemals ausgeübt, haben ihr Ende erreicht; jede Prote— 
ftation zur Wiederbelebung derfelben fällt in ihr Nichts ; die Auflöfung diefes 
Bandes ift durch die Mächte gewährleiftet. Seitdem war es nicht möglich, 
die Stimme des Biſchofs bei dem Appellationsgerichte, oder die Theilnahme 
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de3 Capitels an der Wahl der erften Magiftraten zuzulaffen. Ein zeitlicher 
in engen Gränzen gewieſener Einfluß iſt durch die veligiöfe Achtung, welde 
die Biihofswürde umgibt und viel größer und danerhafter ift, erſetzt.““ 
So redeten im Jahr 1815 die Vernittler von Wallis; follte der Volkswille 
heute minder beachtenswerth und mächtig fein, al8 deren Worte gewejen find ? 
Uebrigens ift e3 völlig unnütz, die Erörterung über diefen Gegenjtand weiter 
zu führen. Es ift ein unbeftreitbarer Grundſatz, der als Negel dienen muß: 
dag nämlich das Mallifervolf fonverän und Meifter vom Lande ift. Durch 
Abänderung des Grundgefehes feines Landes hat es fein Recht ausgeübt. Wenn 
es Ihrer Gnaden und einem, andern Gliede der ehrwürdigen Geiftlichfeit 
zwei berathende Stimmen im Großen Rathe bewahrt hat, jo geihah das 
nicht zur Erinnerung, nicht zum Erſatz einer alten Souveränität, die verloren 
gegangen, ſondern einzig aus Nüdficht für Ihre hohe Würde, Tit.! es 
geihah um ziifchen den beiden Gewalten zum Wohl des Landes die Ver: 
hältnifje gegenfeitigen Zutrauens zu bewahren. 

Möchten diefe Verhältniffe des Wohlmollens, die wir jo feurig wieder 
hergeftellt wiſſen möchten, ſtets zwiſchen uns fortbeitanden haben! Wir bürfen 
uns fiberzeugt halten, daß dann unſer theures Vaterland die böfen Tage der 
jüngften Zeit nicht würde erfebt haben. Die gehäffigen Peidenfchaften wären 
vor Ihrer Vaterſtimme verftummet. Man hätte Gerechtigkeit verliehen ohne 
Erfhütterung, ohne Störung, und die Cinheit des Wallifervolfes hätte nicht 
den Stoß erlitten, von welchen es fich noch geraume Zeit nicht erholen wird. 
Aber, was bisher nicht gefchehen ift, Tann fortan geichehen. Es wird von 
Ahnen abhangen, Tit.! mächtig zur Wiederherftellung der Eintracht unter 
Ihren Bisthumsangehörigen beizutragen. Allein zu dieſem Zwede kann der 
Erlaß einer Verwahrung, worin wir feine Begründtheit anerkennen können 
und die Fein anderes Ergebniß haben fann, als die Nufreizung im Lande 
zu unterhalten, nicht dienen, fondern es wäre dringend, es wäre Ihrer 
Vaterlandsliebe, Tit.! würdig, unmiderruflich geichehene Thatfahen anzuerkens 
nen und fi frei mit der neuen Ordnung der Dinge zu vereinigen. Wir 
erwarten dieſe Entichließung von der Liebe, die Sie, wie wir zu glauben 
nicht aufhören, gegen das geſammte Volk, deſſen geitlihe Sorge Ihnen 
vertrant ift, hegen, und ergreifen diefen Anlaß, Ihnen, Tit.! die Verſiche— 
rung unferer tiefen Verehrung darzubringen. 

Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 9. Herbitinonat 1839, 


Am Namen des Staatsraths, 
Der Bräfident: 9. von Riedmatten.“ 


Dan wird fpäter fehen, wie der Staatärath die Verfiherungen biejer 
Zuſchrift gehalten hat. Bevor die Bermittlungscommiljarien i:. Wallis Iinters 
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ſuchungen angeſtellt hatten, war man in der Schweiz ſo ziemlich allgemein 
der Meinung, es fei die Verfaſſung vom 3. Augſtmonat von der Mehrheit 
des gefammten Volkes angenommen worden. Die Commifjarien nun ſtießen 
diefe Thatſache um, indem fie in Folge ihrer Unterjuhungen behaupteten, 
jene Berfafjung fei am 18. Augftmonat von 10,499 Bürgern im Obermallis 
verworfen, am 25. deſſelben Monates von 7600 Bürgern im Untermallis 
angenommen worden. Die Commifjarien fagten in einem Berichte vom 
4. Ehriftmonat:“ 

„Die Repräfentanten glaubten, es fei, um im Geifte ihrer Committen: 
ten das Werk zu beginnen, nothwendig, fih die Tagjagungsverhandlungen 
genau zu vergegenwärtigen, die der ihnen ertheilten Inſtruction voranging. 
Es war eine Vermittlung, zu der fih alle Standesboten vereinigten, bie 
dem Beihluß vom 26. Herbitmonat beitraten; aber es waren verjchiebene 
Erwägungen, die fie zu demfelben führten; bie eine berjelben war: es ſei 
der Tagfapungsbefhluß vom 11. Heumonat 1839, entgegen der Abſicht und 
Erwartung derjenigen Stände, welche demſelben feiner Zeit beigepflichtet Haben, 
bisher nicht vermögend geweſen, die Einheit in ben conftitutionellen und 
abminiftrativen Verhältniffen des Kantons Wallis herzuftellen und zudem fei, 
ohne einen Bürgerkrieg zu entflammen, derſelbe nicht in Vollzug zu ſetzen. 
Eine andere Erwägung ging dahin: der angerufene Beihluß Habe nicht 
diejenige Vollziehung erhalten, welche berjelbe nach dem Willen der demfelben 
beipflihtenden Stände hätte erhalten follen, zumal, entgegen der ausdrüd: 
lihen Befimmung bes Artikels IV. jenes Beſchluſſes, die eidgenöffifchen 
Repräfentanten weder bie geeignete Vorſorge getroffen haben, daß der am 
3. Augftmonat vollendete Berfaflungsentwurf dem gejammten Volle bes 
Kantons Wallis zur Annahme oder Verwerfung wirklich vorgelegt werde, 
noch dafür, daß fi bei ber Abftimmung der Volkswille durchgängig auf 
eine ungezwungene Weife kund geben könne. Eine dritte Erwägung endlich 
war: daß die feit dem 11. Heumonat im Kanton Wallis Statt gehabten 
Ereigniffe und bie darüber eingegangenen Berichte ben Zweifel rechtfertigen, 
ob wirfli eine Mehrheit bes Wallifervolfes eine Aenderung in dem Grund⸗ 
geieg vom Jahr 1815 wolle, und ob nicht vielmehr eine folde, wenn auch 
nicht einer Aenderung ganz abgeneigt, ſich wenigfteus beftiimmt gegen Annahme 
des Entwurfs vom 3. Augftmonat ausgeſprochen habe. Diefe Erwägungen 
fi vergegenwärtigend, mußten bie Repräfentanten fi bie doppelte Aufgabe 
ftellen, zu unterfuhen: 1) ob bei dem Bolfe eine Abneigung gegen eine 
Berfaffungsänderung und gegen den Entwurf vom 3. Augftmonat vorherrſche 
und auf was fi diefelbe gründe; und 2) ob eine ſolche Abneigung durch 
ben Willen der Mehrheit des Volkes Fund gegeben ſei ober nit.” Als 
übereinftimmende Anſicht aller Zehnten bes Oberwallis erflärten die Reprä- 
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fentanten: „1) daß fie Shon darum von dem Entwurfe vom 3. Augftmonat 
nichts‘ willen, ja jelbit denfelben einer Vermittlung nicht zu Grunde legen 
wollen, meil an beflen Bearbeitung Fein Oberwalliſer Theil genommen; 
2) daß die Durhführung der verhältnigmäßigen Repräjentation in einer 
neuen Verfaſſung oder einem Vermittlungswerke ihre höchſten Intereſſen 
gefährden würde, wenn jie Feine Gewähr erhielten; a. für die Rechte ber 
Kirche und des Elerus, nämlich die vier Stimmen bes hochwürdigen Biſchofs 
und über die Immunitäten der Geiſtlichkeit; b. für die materiellen Inte: 
rejien, bejtehend in der Garantie, daß die Zölle, die auf der Simplonftraße 
zu entrichten find, für Wein und Cerealien nicht vermehrt werben können; 
c. für Erhaltung ihrer Freiheit und Rechte durch Verlängerung ber Zeit, um 
von dem echt des Neferendums Gebrauch machen zu können, und bag aud 
Fragen über die Bunbesrevifion dem Referendum unterlegt werben ; und endlich 
d. für mögliche Berminderung der Staatslaften durch eine Beitimmung, daß 
nur auf 1500 Seelen ein Mitglied in den Landrath gewählt merbe.” 

Auch der Landrath von Obermallis behauptete in einem Kreisjchreiben 
vom 4. Chriftmonat, es habe die Mehrheit ber Gefanmtbevölferung am 
18. Augſtmonat die Verfaffung vom 3. Augftmonat 1839 verworfen und 
diejenige vom 12. Mai 1815 aufs neue beftätiget. Er gab darin die 
Devölferung des ganzen Landes auf 77,340 an und wies nad: daß 40,556 
bie Berfafjung vom 3. Augftmonat verworfen, 36,784 fie angenommen haben. 
Sein Nachweis hierüber war folgender: 





Zebnten und Gemeinden. Annehmende. | Verwerfende. 
Goms * D} “ . e 4,393 
Drig . . . A ä e . . . 4,211 
Viſp Se he. at Ai 5,172 
Karen 7 35 4,539 
dre - * - * * * * 
feuf . . 4,365 
Siders, bie Gemeinde Granges abgerechnet . . 6,852 
Siberg, Branges n . 245 
Herens, Savieſe abgerechnet 5,832 
Herens, Savieſee. 1,573 
Sitten, die Stabt f} P} * 2} — — 2,820 
" Salins 21 
Mr Bremis 323 
» Beifonna 183 z : 2 u. 1,148 
Grimfeln 482 
Bundis, Nendaz atriceguen Se a 4,170 
Gundis, Nendaz . . . . . 1,493 
Mn 7,812 
1 A er EEE 9,389 
St. Meoriz . 9,691 
Montbei, Watbilier und Treistorren abgereinel 5,084 
» Valdillir . 1,386 
es Zroistorrens W ——* 1,165 
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Man ſieht, daß in dieſem Nachweiſe die Geſammtbevölkerung aufge— 
führt iſt: daß ſomit auch angenommen wurde, wo die Mehrheit einer Gemeinde 
eines Zehntens für oder gegen die Verfaſſung geſtimmt, da habe die ganze 
Gemeinde im einen oder andern Sinne geſtimmt, während jedoch hier nur 
die perſönliche Stimme eines Jeden gezählt werden konnte. Allein auch 
dieſem Einmurfe begegnete der Yandrath, indem er aud die perjönlichen 
Stimmen abzählte und in folgender Kecapitulation wieder gab: 


Recapitulation. 


Zehnten Som 2 22.1492 
we U. 3 ar re AR 
sa BE 3 66 
— Re el ei ART 


RUE: ar ce 
„ Ser . . 2 002000. 164 
„DEM . . . . 1691 


„ Sitten Landfgaft) — * 326 
Wirkliches Total 10720 


NB. Die Zahl der Verwerfenden in den untern Zehnten beläuft 


ſich auf .. 602 
Vorbezeichnete Abſtimmung ik acht ER Beten — zum 

Keiultat . . . — er OLE 
Total ber, bie — Berfoffun jung vom 3. Augitmonat 

verwerfenden Stimmen — Eee iR 


Die Eommifjarien Hatten ſich wirflich alle — gegeben, durch genaue 
Unterſuchungen die Richtigkeit der Angaben zu ermitteln, und fanden in 
denjenigen von Oberwallis nur unbedeutende Unrichtigkeiten, welche das 
Ergebnig gar nit änderten. Im Unterwallis hatte das Val d'Illiers und 
Troistorrend gegen die Berfaffung vom 3. Augitmonat geftimmt. Dieje 
Gemeinden wurden mit Gewalt diefer Verfaſſung unterworfen. Auf eine 
offenbar falfche Berechnung war demnach die Annahme der Verfaflung vom 
3. Augſtmonat dur die Mehrheit abgeſtellt. Mochte aud die Abſtimmung 
vom 18. Nugjtmonat nicht gefeglih genannt werden, weil die Nepräjentans 
ten fie auf den 25. angefegt hatten, jo hatten fie doch auch diefer Abſtim— 
mung fih nicht widerfegt und fie demnach ftillichweigend anerkannt. Die 
Obrigkeit der Wallifer hatte fie angeordnet, dieje konnten fie aljo vornehmen. 
Das Ergebniß gab menigftens den negativen Beweis, daß die Verfaſſung 
vom 3. Augftmonat nicht von der Mehrheit angenommen wurde, darum 
auch nicht als Verfaſſung des ganzen Kantons gelten konnte. Da aud die 
erjte Abjtimmung über die Frage, ob die, Verfaflungsänderung follte vor: 
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genommen werben, ben gleichen Rechnungsfehler noch in höherm Grade ent⸗ 
hielt, jo war die Tagſatzung am 11. Heumonat in einer Täuſchung verſtrickt, 
die eriten Nepräjentanten fielen wiſſend oder unmifjend ber gleichen Täufhung 
anheim: und jo konnte nicht ohne Fug bie ganze Berfafiungsangelegenheit 
von Neuem angehoben werden. Diefes mußte und durfte von ber Tagfagung 
nur auf dem Wege der Bermittlung erfolgen, da ihr in Berfafiungsjachen 
feine vorgreifende Verfügung vechtlih zufam. Der Landrath von Oberwallis 
fellte in dem mehrgenannten Kreisfchreiben folgende Begehren: 

„Wir ftellen daher an Euch, getreue liebe Eidgenofjen, das Anfuchen, 
Euerer Geſandtſchaft auf die Tagfayung zur Inſtruction zu geben, für ben 
dal, daß die Vermittlung ohne Erfolg bliebe: 

1) Dem Berfafjungsentwurfe vom 3. Augftmonat die eidgenöffifche 
Gewähr zu verweigern, eingefehen, daß eine große Mehrheit der Stimmen: 
den benjelben verworfen hat. 

2) Die Berfafjung von 1815, melde durch biefelbe Mehrheit ift 
bejtätigt worden, in allen bundesgemäßen aus der ihr ertheilten Garantie 
fliegenden Berehtigungen aufrecht zu erhalten, weil fie durch Feine andere ift 
erjegt worden, und das Land ohne Verfaſſung nicht bleiben kann. 

Wenn Ahr, getreue Liebe Eidgenofjen, bie unfer Begehren, wiber 
alles Erwarten, nicht zugebet, fo bitten Euch die der Verfaſſung von 1815 
treu gebliebenen Zehnten und Gemeinden, daß Ihr Eure Gefandten anweiſen 
möchtet, zu ftimmen: 1) Die einftweilige Trennung des Kantons in zwei 
Theile, oder in zwei ganz unterfhiedene Verwaltungen, wovon ber öftliche 
Theil die Zehnten Goms, Brig, Viſp, Raron, Leuf, Siderd und Herens in 
fi fafien wird. Die Gemeinde Nendaz, früherhin zum Zehnten Gundis 
gehörig, und die auswärtigen Gemeinden des Zehntens Sitten bleiben, ihrem 
Verlangen gemäß, mit dem vorbezeichneten Zehnten vereinigt, wie aud) jene 
von Arbaz und jede andere, die fich ihnen anſchließen zu wollen erklären 
würde; 2) Oder die Einheit des Kantons in Beziehung zur Eidgenofien- 
haft, und innere ‘irennung in zwei Verwaltungen.” 

Die Unterwallifer, nachdem ihnen durch die Unterfuhungen der eidge- 
nöſſiſchen Vermittler, der rechtliche Grund ihres PVerfafjungsgebäudes — die 
Mehrheit des Volkes — entzogen worden war, griffen nun zu dem— 
jenigen Mittel, weldes die Radikalen ihnen offen angerathen und zu welchem 
fie in fi ſelbſt Schon Neigung hatten — nämlih zur Gewalt. Aber ein 
böjes Zeichen für ihr angeblides Recht war es, daß fie diefelbe nicht durch 
die ordentliche Waffenmacht, jondern durch Freifhaaren anzuwenden beihlojfen. 
Hiezu lieferte der neuen Regierung die „„Junge Schweiz,““ eine Gefellihaft, 
welhe von nun an immer Feder auftritt, willige Mannſchaft. Unterm 
21. Ehriftmonat berichtete ber Borort allen Ständen, es hätten die eidge- 
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nöſſiſchen Commiſſarien ernſte Beſorgniſſe vor auszubrechenden Unruhen 
geäußert, und ſetzte bei: 

„Einerſeits weil die Bewahrung des Landfriedens den Herren eidge— 
nöſſiſchen Repräjentanten durch die Tagfagung ausdrüdlih in Auftrag gegeben 
wurde, anderfeit3 durch die Betrachtung geleitet, daß eine Vermittlung nur 
dann zum Ziele führen könne, wenn eine jede gewaltthätige Störung der 
bermaligen Zuftände unterbleibt, haben wir uns veranlaft gefehen, ums 
unmittelbar an bie beiden im Kanton Wallis dermalen factifch beitehenden 
Berwaltungen zu wenden, diejelben alles Ernſtes zur Erhaltung des Land: 
friedens aufzufordern und damit die Erklärung zu verbinden, daß wir den- 
jenigen Theil des Kantons Wallis, welcher den Ausbruch eines Bürgerfrieges 
veranlafien follte, fofort dur eidgenöfjishe Truppen werben befegen laſſen. 
Gleichzeitig find die Kantone Bern, Freiburg, Waadt und Genf aufgefordert 
worben, auf bie erfte Durch die Herren eidbgenöffiichen Repräfentanten erhaltene 
Nachricht, day Bürgerkrieg im Kanton Wallis wirklich ausgebrochen fei, eine 
angemefjene Anzahl Truppen zu verfammeln und zur Verfügung eines bereits 
bezeichneten eidgenöffiigen Obercommandos zu ftellen.“ 

Diefes Obercommando beftand in dem eidgenöffiichen Oberften Karl 
von Bontems von Genf, mwelder im Jahr 1833 die Truppen im Kanton 
Schwyz befehligt hatte. Die Regierung des Kantons Waadt, dur den 
beleidigten Staatsrath Faharpe bewogen, machte bereit3 Miene, dem Vororte 
fi nicht fofort zu unterwerfen, jondern die Frage, ob fie Truppen fenden 
‘ wolle ober nit, von ihrem eigenen Unterfuhe abhängig zu machen. Die 
Bezeihnung eines Dbercommandos und die Androhung von Befagung vers 
anlaßte den Staatzrath in Sitten unterm 30. Ehriftmonat in einem Kreis: 
ihreiben zu der Erflärung an die Stände: 

„Wir fließen, getreue liebe Eidgenofien, mit der Erklärung, daß wir 
nit zu ber Gewalt greifen werden, um unfere politiihen Gegner zu unter: 
werfen, aber daß mir aud nicht dulden werben, daß eine verwegene Partei 
Gewalt gegen unfere Angehörigen anmende und mit ber Regierung von 
Wallis fpiele, wie fie mit der eidgenöſſiſchen Tagſatzung geipielt hat.“ 

Die eidgenöffiihen Commiſſarien wurden ihrer Aufgabe müde, weil 
fie fahen, daß alle ihre Vermittlungsbemühungen durch den Widerſtand ber 
Unterwalliferregierung vereitelt wurden. Der Borort berief fie auf den 
5. Hornung 1840 zurüd. Eine Commiffion, welde in Sitten zur Vermitt— 
lung ſich bildete, hatte ebenfalls keinen Erfolg. Im Unterwallis nahm der 
Hang für Trennung, welcher auch von Waadt aus befördert wurbe, über: 
hand. Der Staatsrath in Sitten verlangte eine außerordentlide Tagfagung, 
weil er dem neuen Vororte Züri wenig Zutrauen ſchenkte, und in Folge 
des radikalen Umfturzes im Teſſin ſich vielleicht wieder eine Mehrheit zu 
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feinen Gunſten verſprach oder eine Unterwerfung des Wallis durchzuſetzen 
hoffte, während die Tagſatzung zu feiner Mehrheit für eine bewaffnete Inter: 
vention käme. Der Vorort blieb aber bei der Vermittlung ftehen und ſprach 
. bie Ueberzeugung aus, „die eidgenöffifhe Tagſatzung würde weber eine Tren— 
nung, noch eine gewaltthätige Unterjochung des einen der momentan getrennten 
Theile unter den andern gejtatten. Er drohte demjenigen Theil, welcher angriffe, 
würden die Bundesbehörden den ganzen Ernft der Eidgenoffenihaft einpfinden 
laſſen.“ Hierauf ernenerte der Staatsrath in Sitten unterm 8. Hornung 
das Begehren um Einberufung einer außerordentlihen Tagſatzung und fagte 
im Schreiben: 

„Man müßte an dem Dafein der Eidgenofjenfchaft verzweifeln, wenn 
bie Tagfagung, welde fie vertritt, nur durch enblofe Verzögerungen auf 
ſchwierige Berwidelungen antworten würde, die fie zu zerichneiden berufen ift. 
Wir haben e3 Euch gejagt, Tit.! und zweifelsohne werdet Ihr uns in dieſer 
Beziehung mit dem Schlußberichte der Herren Repräfentanten übereinftimmend 
finden, die Berföhnung ift ein unmögliches Ereigniß, weil die öftlichen Zehnten 
fih nicht entfchließen Fönnen, freimüthig den Grundfag der Gleichheit ber 
Rechte mit den natürlichen Folgen, die daraus fließen, anzunehmen. Kann 
indefjen ber hohe Borort, der von dem Zuftande unferes Kantons untere 
richtet fein muß, bei dem mas bier vorgeht, ungerührt bleiben? Wünfcht 
er nicht das ärgerlihe Schaufpiel aufhören zu machen, daß Gemeinden zwei 
Dermwaltungen und zwei Gerichte Haben, mo demnach das Volk der jchredlich: 
ften Anarchie preisgegeben it? Die Entfittlihung, welche von dieſer gefell: 
ſchaftswidrigen Lage entftehen wird, erfchredt fie den Vorort nit? Dieſe 
befremdenden Umftände, müſſen fie ihn nicht dahin bringen, ben Gedanfen 
eine3 neuen status quo zurüdzumeifen, welcher unfere Wunden nur tiefer 
graben und die Beilegung unferer Mißhelligfeiten nur unmahrfheinlicher 
machen wird? Getreue liebe Eidgenofien, die Lage von Wallis ift von ber 
höchſten Wichtigfeit. Unvermuthet kann daraus ein Brand entjtehen, deſſen 
Folgen nicht nur für diefen Stand, fondern auch für die gejanımte Eidge— 
noſſenſchaft traurig fein würden. Es kann aud aus der Bahn der Ber: 
zögerung, zu welcher man Suflucht nehmen zu wollen fcheint, die Einleitung 
zur Trernung fi ergeben. Mögen die Eidgenofjen reiflich darüber nad: 
denken! Bis auf diefen Tag wurde die Trennung nur von einem Theile 
des Mallis verlangt, von dem, welcher Alles dabei zu verlieren hat; bie 
große Mehrheit des Volkes hat fich noch nicht an ein Begehren angeſchloſſen, 
welches feinen eidgenöffiihen Gefinnungen widerſpricht; aber ift denn das, 
was noch nicht erfolgt ift, unmöglih? Wäre es überrafhend, menn das 
weitlihe Wallis, nahdem e3 eine von der eibgenöffiichen Behörde aufgelegte 
Trennung erduldet, die zu feinem Vortheile gereichte, fi den obern Zehnten 
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anſchlöſſe, um einen Zuſtand der Dinge zu behaupten, welchen die Schweiz 
zu beendigen nicht mächtig genug wäre? Gott bewahre das Vaterland 
vor einer ſolchen zeritörenden Zukunft? Der Staatsrath des Kantons 
Wallis wird alle Anftrengungen machen, fie zu entfernen, aber oft begegnete 
einem Bolfe, in den Krifen der Wiedergeburt zu einem civilifirten Leben, 
um jo überrafchendere Veränderungen zu erleiden, da fie erſt fich zeigten, 
nachdem jie bereit? vollendet waren. Kine ſchnelle Entiheidung unferer 
Angelegenheit kann ſolches Unheil beſchwören.“ 

Am Schluſſe heißt es noch: „Was den status quo betrifft, durch 
den Ihr die Verhältniſſe ordnen zu wollen ſcheint, ſo müſſen wir Euch ohne 
Umſchweif erklären, daß jede Einmiſchung (prescription), die ſich von den 
gewöhnlichen Kreiſen der oberſten Bundesbehörde entfernte, nur in jo weit 
für den Kanton Wallis verpflichtet ſein könnte, als die Regierung dieſes 
Kantons ſich dieſelbe gern gefallen ließe. Im Falle der Vorort ſich weigern 
jollte, unferer Forderung vom 22. Yänner Folge zu geben, eine Forderung, 
die wir ihm heute wiederholen, jo müllen wir die Verantwortlicfeit für bie 
Folgen, welche die Weigerung nad ſich ziehen könnte, von uns ablehnen. 
Menn die Gewalt der Umftände ein dem Zwecke, den Ihr zu erreichen 
glaubt, ſchuurgerad entgegengejebtes Ergebniß herbeiführt, jo darf die Schuld 
nicht uns zugerechnet werden und nicht wir werben dafür dem Bunde und 
ber Nachwelt verantwortlich fein müfjen.* Der Vorort ließ jih in feinem 
Bermittlungsmwerke, obwohl offenbar jede Ausfiht auf Erfolg verſchwunden 
war, nicht ermüden. Er ſtellte den beiden Walliferregierungen den Vorjchlag, 
je fünf Vermittler aus Magiftvaten anderer Kantone zu wählen, von welden 
der Vorort je drei verwerfen würde. Ein eigenthümlicher Vorſchlag. Der 
Vorort mochte vermuthlih fürdten, Unterwallis würde ihm Yaharpe und 
Danıngartner vorichlagen, und er wollte das Hecht haben, fie auszuſchließen, 
um andere zu wählen. Sonft wüßte man den Vorfchlag, welcher geeignet 
war, ſechs Magiſtraten der Schweiz, welde der Vorort ausjhliefen mußte, 
zu beleidigen, nicht wohl zu erflären. Allein der Staatsrath des Unterwallis 
antwortete unterm 7. März: 

„Die Mittel, die Ihr in Eurer Zuſchrift vom 14. Hornung vorſchlägt, 
um den Kanton Wallis zu verfaflungsmäßiger Einheit zurüdzuführen, find 
nicht wohl zu vereinigen mit dem von Euch Namens der Eidgenofjenichaft 
ausgeſprochenen Wunſche, unfern innern Zerwürfnifien ein Ziel zu fegen, und 
die Untheilbarkeit des Kantons zu fihern. Die Untheilbarkeit ift unverträg- 
lich mit den Hemmniſſen, mit denen Ihr die Kantonalbehörden zu umgeben 
ſucht, mit dem. Schuge, den Ihr einer Partei gewährt, die ihre Bebeutung 
nur der Verachtung verdankt, mit der fie den Befehlen der Tagſatzung 
begegnet. Ihr verwerft die Trennung, und doch werben diejenigen, welde 
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fie begehren und fie (wenigitens jo viel an ihnen ift) herbeizuführen fuchen, 
von Euch ald Regierung behandelt. Ahr fchreibt die Einheit vor und weist 
der Finheitsregierung eine adminiftrative Beihränfung an, welche ihre Nechte 
verlegt und Eure Befugnifje überfteigt. Ein Bruchtgeil fraction) von Wallis 
macht Euch zurüctreten von der Vollzichung Eurer eignen Beihlüffe, und 
doch vermeint Ihr den ganzen über jo viel Schwachheit erftaunten Kanton 
zu zwingen, aus der Stellung herauszutreten, die Ihr ihm gemadt, und 
in welcher Ihr ihn gewöhnt Habt fich zu gefallen. Als Glied des Bundes 
hat die Mehrheit von Wallis ihre Pflichten nicht verlegt. Nach dem Beifpiele 
anderer Kantone und namentlich Zürichs, hat fie Gebrauch gemacht von dem 
Rechte eines freien Volks, indem fie ſich eine auf ihre Bebürfnifje gegründete 
und mit den in den meijten Republiken herrfchenden Grundſätzen der Gerechtig— 
feit übereinftimmende Berfafjung gegeben. Am 25. Augjtmonat vorigen 
Jahrs hat fie um des Friedens und der Verföhnung willen, ihre Kantonal: 
eigenlichbe zum Opfer gebradt. Die Geſchichte wird melden, wie die Tag— 
fagung fie belohnt und welcher Preis dem Theile von Wallis vorbehalten 
war, der in Unterwerfung unter ihre Beſchlüſſe, der Eidgenoſſenſchaft einen 
ſo glänzenden Beweis von Anhänglichkeit gegeben. Wir haben es Euch 
geſagt, getreue liebe Eidgenoſſen, und wir wiederholen es mit einer Ueber— 
zeugung, die die Ereigniſſe täglich in uns beſtärken: außer der Garantie der 
Verfaſſung, die ſich das Boll im Jahr 1839 gegeben Hat, gibt es Feine 
andere Löſung für unfere Zerwürfnijie, als die Trennung. Die Garantie 
aber jollte um fo weniger die Stände, die feine Zmangsmaßregeln anwenden 
möchten, abſchrecken, als die einfache Anerkennung der Negierung des Kantons 
durch die Tagſatzung unfehlbar die Unterwerfung eines beträchtlichen Theils 
unfever Gegner herbeiführen würde. Wir kennen die Pflichten des Wallis 
gegen die Eidgenofjenichaft, wie wir ums auch derjenigen bewußt find, welche 
die hohen Stände gegen uns zu erfüllen haben. Halte die Tagſatzung ihr 
Wort, thue fie ihre Pfliht: fie wird uns damit die Mittel zu Erfüllung 
der unfrigen geben. Das ift die Antwort de3 Standes Wallis auf Euere 
Zufhrift vom 14. Hornung. Schließlich follen wir beifügen, daß mir in 
der Ungewißheit über die biß zur Erledigung unferer Zerwürfniſſe zu erlaſ— 
fenden vorörtlichen Vorſchriften, entichlofien find, jeden Verſuch zurückzuweiſen, 
welcher bezweden möchte, diejenigen unjerer Mitbürger, welche gemäß dem 
Tagjagungsbeihlug vom 11. Heumonat für die Verfaflung vom 3. Augits 
monat 1839 gejtimmt haben, den öftlihen Zehnten zu unterwerfen.“ 

Der legte Satz bezog fih auf die Gemeinde Evolenaz, welche zwiſchen 
beiden Landesgegenden lag und getheilt war. Der Staatörath von Unter: 
wallis hatte ſchon in dem frühern Schreiben ſich die Unterfuhung vorbe— 
halten, ob er in gegebenen Fällen den vorörtlihen Weilungen fi unterziehen 
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wolle oder nicht, er nahm num auch noch das Recht in Anſpruch, gegen 
getheilte- Siemeinden mit Gewalt einzufhreiten und fie ganz zu unterwerfen. 
Auf diefem Wege dachte er zum mirflichen Befite der Mehrheit und wohl 
auch nach und nad zur Unterwerfung des ganzen Landes zu gelangen. Wir: 
ih nahınen die Gewaltthaten überhand, fo dag am 22. März in Evolenaz, 
wo eine von ber Regierung von Untermallis abgeſchickte Abtheilung von 
Gendarmen den von der Regierung von Oberwallis angeordneten Salzver: 
fauf mit Gewalt hinderten, 2 der Gendarmen entwaffnet, von den übrigen 
aber 3 Dberwallifer erftochen wurden. Der Große Rath von Unterwallis 
ftellte am 27. März eine außerordentlihe Militärcommiffton mit unbedingten 
Vollmachten auf, beftehend aus Mauriz Barman, Hauptmann Joris und 
de la Vallaz und forderte „alle Eräftigen Männer von 18—50 Jahren“ 
auf, „die Waffen zu ergreifen beim erjten Aufruf der Regierung." Die 
Proclamation fagte: „Mitbürger! Der Zweck der Bewaffnung ift nicht 
den Meinungen Gewalt anzuthun; einer Bevölkerung, welche gemiljenlofe 
Räthe irvegeleitet haben, eine Berfaffung aufzudringen, fondern unſern Freun— 
ben Frieden und Schuß zu fihern. — Sobald diefer edle Zwed erreicht 
fein wird, fo werdet ihr an euren Herd zurüdfehren mit den Bemußtjein, 
weldes immer die Erfüllung der Pflicht gibt. Mögen die Folgen, wenn 
Schlimmes darans entjtehen follte, auf die Angreifer und ihre Helfer zurüd: 
fallen!* Der Borort mahnte am 30. März die Stände Bern, Freiburg, 
Waadt und Genf die früher bezeichneten Truppen auf das Piket zu ftellen, 
vertraute da8 DObercommando wieder dem eidgenöfjiihen Oberften Bontems 
und ſchickte den ihm zunächſt gelegenen eidgenöffifchen Nepräfentanten Bürger: 
meilter von Meyenburg von Schaffhaufen ins Wallis. Die Gewaltthaten 
zu Evolenaz veranlafte auch die Regierung von Obermwallis zur Volksbe— 
waffnung vom 18. bis 60. Jahr. Sie ließ die Gemeinde Bramois bei 
Sitten beſetzen. Die Untermwallifer zogen in Sitten ein, unter ihnen fogar 
100 Jungfchweizerinnen von Martina in Hofen und Bloufen. So ftanden 
die beiden Landestheile fi bewaffnet gegenüber. Der Biſchof bot feine 
Vermittlung an, fie wurde angenommen, aber führte zu feinem Erfolge. 
Am 31. März wurde das zu Dberwallis gehörige Dorf Nendaz von ben 
Unterwallifern beſetzt. Am 1. April erfolgte der Angriff von ben Unter: 
wallifern gegen die Oberwallifer bei St. Leonhard; bie letztern wurden 
geworfen. Bon da zogen die Unterwallifer, ihrer Rroclamation nicht mehr 
eingebent, nah Siders, nahmen es am 2. April ein und unterwarfen ganz 
Dberwallis. Schon am 3. April rief die auferorbentlihe Militärcommifjion 
den Oberwallifern zu: 

„Dem Volke der öftlidenZehnten. Bürger und Brüder! 
Die Regierung von Wallis, nachdem fie von den Leuten, beren unfelige 
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Räthe Euch fo Lange getäufht haben, umfonft eine Genugthuung für die zu 
Evolenaz angethane Schmad verlangt hatten, hat die Bewaffnung der weit: 
lihen Zehnten befohlen. Die Vorſehung wollte, daß das Ziel diefer Bewaff- 
nung jchnell erreicht wurde. 

Mitbürger und Brüder, ihr habt gefehen, wohin die Zwietracht unter 
Brüdern führen kann. Ihr müßt begreifen, daß die Einigfeit allein uns 
ſtark und glücklich machen kann. Kommet zu uns! wie Ihr; jo wollen auch 
wir die katholiſche Neligion, die Freiheit, die Wohlfahrt Aller. Sendet 
Eure Abgeordneten nah Siders, auf den 5. des laufenden Monats, Mittags ; 
ihre Berfonen und ihre Meinungen werden feinerlei Gewaltthat erleiden. 
Achtet auch Ahr Perfonen und Eigentum; jede Verlegung berfelben wird 
unterdrüdt werben. Hilfe und Schuß wird denen geleiftet werben, die fie 
verlangen. Die Gemeinderäthe find für Vollziehung diejes Befehls verant: 
wortlih gemadt. Gegeben zu Siders den 3. April 1840.“ 


Und bie Regierung von Unterwallis ſchrieb am gleihen Tage an 
den Borort: 


„Sitten, den 3. April 1840. 


Wir haben das Vergnügen Euch anzuzeigen, daß die Feindfeligfeiten 
in unferm Kanton gänzlich aufgehört haben, Nachdem die Oberwallifer von 
allen ihren Stellungen um den Hauptort verjagt waren, kehrten fie zu ihrem 
Herde zurüd, mo fie die Waffen ablegten. Die Führer von Oberwallis 
find eine Beute der gerechten Rache derjenigen, die fie verführt haben. Wir 
forgen dafür, daß die Ordnung in diefer unglüdlihen Landihaft fich wieder 
heritelle. Wir erneuern übrigens unfere Proteftation gegen eine Dazwijchen: 
kunft, die ohne irgend einen Grund ftattfände. Die Eidgenofjenfhaft muß 
uns überlajien, unfere Zwiftigfeiten jelbft zu beendigen, die glüdlicherweife 
an ihrem Ziele find.“ 

Wie iſt es gekommen, daß Oberwallis fo ſchnell von Unterwallis über— 
wunden und unterworfen war? Die Sache erklärt ſich durch folgende That: 
ſachen. Vorerſt muß man als einen ausgemachten Satz annehmen, daß der 
Radikalismus zwei Mittel, welche meiſtens zum Siege führen, viel geſchickter 
und entſchiedener anzuwenden verſtehen, als der ſogenannte Conſervatismus, 
nämlich Argliſt und Gewaltthat. Aus den Proclamationen von Unterwallis 
ſah man, wie es jede Beſorgniß von Gewaltthat gegen Oberwallis fern zu 
halten ſuchte, während es ſich immerfort zu einem Angriff rüſtete. Nach— 
dem die Unterwalliſer die Stadt Sitten inne hatten, alſo auch das Zeug— 
haus, nachdem ihre Freiſchaaren organiſirt, nachdem die unwillkommenen 
eidgenöſſiſchen Vermittler entfernt waren, ba griffen fie zuerſt eine Salzbütte 
von Oberwallis an, no unter dem VBorwande, die ihr anhängige Gemeinde 
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Evolenaz, worin übrigens nur der Präfident und eine Minderheit der Bürger 
an Unterwallis hingen, zu ſchützen als fie durch die da entitandenen Gewalt: 
thaten einen augenjcheinlicheren Vorwand hatten, ordneten jie fofort eine allge: 
meine Bewaffnung an, bejegten eine Gemeinde von Oberwallis und gingen 
mit der Hauptmaſſe zum Angriffe über, während die Oberwalliſer erſt ihre 
Borpoften entgegengeleßt und den Landiturm kaum aufgeboten Hatten. Die 
Unterwallifer waren zudem in ihrem Rücken geſichert. Denn die Regierung 
von Waadt, deren Mitglieder der erzürnte Yaharpe und der Liebhaber von 
Nevolutionen Druey waren, hatten ihren Poſtdirector Noblet ind Wallis 
geihidt, um den Stand der Dinge zu unterfucdhen, und den VBororte auf 
die Mahnung, die Truppen aufs Piket zu ftellen, geradezu erklärt, fie werde 
diejes nicht thun, denn laut ihrer Militärorganifation fei fie im Stande, ihre 
Truppen jeden Augenblid ins Feld zu ftellen, wenn fie diejes auf Befehl 
der befugten Behörde, nämlich der Tagjagung, zu thun habe. Uebrigens jei 
feine Urſache zu einer bewaffneten Einmiſchung in die Angelegenheiten des 
Kantons Wallis vorhanden, indem die Hoffnung zu einer Vereinbarung der 
Parteien nicht erlofchen fei, die Regierung von Wallis feine bewaffnete Hilfe 
angerufen habe und felbft bei einem Bürgerfriege im Wallis die äußere und 
innere Sicherheit der Schweiz nicht bebroht jei. Der Borort felber, obwohl 
die feindliche Stimmung der Negierung in Waadt ihn ſehr hemmen mußte, 
handelte dennoch feinerjeits jo, daß er zur Niederlage von Obermwallis weſent⸗ 
lich beitrug. Er zog die drei Vermittler aus dem Kanton zurüd, gerade 
als die Unruhen am Ausbruche waren und vorausgejehen werden fonnten und 
überließ den Kanton den zwei gegen einander gejpannten Regierungen. Er 
hatte nicht einmal eine Theilung des Zeughaufes angeordnet, fondern über: 
ließ diejes der Regierung von Unterwallis, von welcher er doch annahm, 
daß fie zum Angriffe eher geneigt fein möchte, eben weil fie die materiellen 
Mittel in Handen und Unterftüßung aus dem Waabtlande im Nüden hatte. 
Der Vorort ließ die Commiſſarien der Tagſatzung im Unterwallis und in 
der Hauptftadt jelber verhößnen, ohne eine fofortige Genugthuung zu fordern 
und durchzuſetzen. Dadurch murde das Anfehen ihrer Perjonen und der 
oberften Bundesbehörde bei den zwiftigen Parteien herabgefegt. Nachdem 
dieje Reprälentanten von ihrer erfolgloien Sendung Bericht erjtattet, verfäumte 
es der Borort unverzüglich die Tagſatzung einzuberufen, welcher nunmehr die 
fernere Dazwiſchenkunft offenbar zuftund, und ließ die Parteien einige Schein— 
verfuche zur Ausgleihung machen, welche fie perfönlich nähern, in der Sache 
felbft aber, vermöge dev Fruchtlofigkeit, noch mehr trennen mußten. Der 
Vorort gab durch jeine Zögerung, die Tagſatzung einzuberufen, den bundes: 
widrigen Einmwürfen der Regierung von Waadt einen erwünfchten Vorwand 
zu ihrer Weigerung, Truppen bereit zu halten. Erſt als die Gemwaltthaten 
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in Evolenaz ſchon ftattgefunden hatten, fchidte der Vorort wieder Commiſſarien 
mit dem Befehle zur Entwaffnung an die bereit? im Kampfe begriffenen 
oder zu demfelben gerüjteten Parteien. Aber feinen Befehlen gab er feinen 
Nahdrud durh ein Truppenaufgebot, welches übrigens, wenn es auch fofort 
wäre befolgt worden, zu fpät gekommen wäre Der Entwaffnungsbefehl kam 
in Siders an, gerade als der Landfturm von Dbermwallis fi dort ſammelte. 
Er lähmte die Negierung, das Volk witterte Verrath, Tieß feine Rache an 
dem Bruder des Landshauptmanns Peter von Eourten aus, welchen e3 tödtete, 
dann lief e8 auseinander, fo daß die Regierung fich auflöste und Unterwallis, 
weldes des vorörtlihen Entwafinungsbefehles geipottet hatte, vordrang und 
ganz Oberwallis unterwarf. Der Repräfentant der Tagjapung, der frühern 
Unbilden eingeden?, hatte nicht einmal gewagt, den Eutwaffnungsbefehl per: 
fönlih an die beiden Parteien zu bringen; er hatte ihn-von Laufanne ins 
Wallis geihidt. Am 5. erließ der Bürgermeifter von Meyenburg, immer 
noch in Laufanne, eine Mahnung zu Qruppenaufgeboten in den Kantonen 
Bern, Freiburg, Waadt und Genf und fhidte den Herrn Profeſſor Karl 
Monnard von Laufanne ins Wallis. Allein er nahm diefe Mahnung auf 
folgenden Bericht von Herrn Monnard wieder zurüd: „Am 5. waren bie 
Abgeordneten der Oberwallifer in Siders. Es wurde von den Untermwallis 
fern die Frage an fie geftellt: Wollt ihr die Verfafjung vom 3. Augitmonat 
annehmen, oder wollt Ihr die Trennung? Sie verlangten eine Frift von 
8 Tagen für Beantwortung diejer Fragen, um ihr Volk darüber zu fragen. 
Die zweite Frage war: Wollt Ahr einftweilen die Negierung von Gitten 
ald Regierung des ganzen Kantons anerkennen? Alle Abgeordnete bejahten 
dieſe Frage, ebenfo erflärten alle, ihre Zehnten werden fich jeder Feindſelig— 
feit enthalten. Der Zehnten Herend hatte die Berfaflung vom 3. Augjt: 
monat bereit3 förmlich angenommen und fchidte deshalb Feine Abgeordnete 
an die Conferenz. Am 13. April wird eine neue Eonferenz zwiſchen Ober: 
und Unterwallis ftattfinden und hoffentlich eine Vereinigung zu Stande 
bringen, obwohl die Erbitterung von DOberwallis, die fih nun gegen ihre 
Führer kehrt, groß zu fein fcheint. Die Abgeordneten von Visp Magten 
dem Herrn Monnarb: auf den Entlajjungsbefehl vom Vororte habe Ober: 
wallis die Truppen entlajien, Unterwallis aber ſei vorgerüdt; Dbermwallis 
fei das Dpfer des Gehorfams gegen die Eidgenofjenichaft geworden !! — 
Der Borort rief endlih am 4, April die Taglakung auf den 21. April 
zufammen und fagte den Ständen, es jeien nur vier Wege, die Berfafjungs- 
ftreitigfeiten im Wallis zu Ende zu bringen: 1) entweder Garantie der 
neuen ober 2) ber alten Verfaflung, 3) Trennung, 4) Vermittlung. Der 
Vorort trug feinerfeits darauf-an, „daß die Tagſatzung dahin wirke, daß 
das Bolt des Kantons Wallis fi jo bald wie möglich eine für den ganzen 
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Kanton gültige und in dem ganzen Kanton anerkannte Berfaffung gebe, 
durh welche den Beitrebungen und Verhältniffen aller Theile möglichfte 
Nehnung gelragen werde, daß aber, bis eine folde Eonftituirung förmlich 
erfolgt und durch die Tagfakung anerkannt fein wird, der Kanton Wallis 
von jeder Theilnahme an eidgenöffiihen Verhandlungen ausgeſchloſſen und 
die Abgeordneten, die Namens des einen oder andern Theils der Bevölke— 
rung befjelben erjcheinen möchte, in der Tagfagung nicht zugelafjen werden 
follen.” In dem gleichen Kreisihreiben trug der Vorort auch noch auf 
ernfte Mißbilligung der Unbilden an, welde den eidgenöffiihen Repräjen: 
tanten in Unterwallis widerfahren. Allein auf obigen Bericht de3 Herrn 
Monnard zog der Vorort ſchon am 8. April feine Einladung zur Tag— 
fagung wieder zurüd, vermuthlich froh, fi die Verlegenheit zu erjparen, in 
welche der Zufammentritt derjelben die neue Züricherregierung verſetzt hätte. 
War vielleicht diefes ihon der Grund der zu fpäten Einberufung? Oder 
wirkte auch in der Walliferangelegenheit der Proteftantismus und Liberal- 
Eonfervatismus mit, welder in der Sejuitenangelegenheit fich jogar über 
den Bundesvertrag und alles Recht wegſetzte? Machten dieſe zwei Einflüffe, 
denen er in allen eidgenöfjiiden Fragen unterlag, den Vorort zögernd, 
ſchwankend, unfräftig? — Genug, die Unterwerfung des Oberwallis, zuerft 
mit Gewalt durchgefest, wurde immer mehr zur vollendeten Thatſache. Die 
Unterwallifer feierten einen vollftändigen Sieg, die Freifchaaren fchrieben ji 
den größten Theil defjelben zu, wie folgende Dankrede bed Herrn Bonjean 
an jeine Freilhanrenabtheilung bemeijet: Ä 

„Soldaten, Bürger! Einer der ftrafbarften Angriffe hat uns bie 
Waffen in die Hände gegeben. Wir mußten zur Gewalt greifen um Gemalt 
abzutreiben und um unſere frieblihen Brüder gegen die Gemaltthätigfeiten 
von verbiendeten Unterbrüdern zu ſchützen. Das war der Zweck unjerer 
Bewaffnung. Soldaten, theure Mitbürger! Ihr Habet mit einer edeln 
Hingebung unferm Rufe gehordht. UWeberall hat die Stimme bed an feiner 
Ehre und feiner Umabhängigkeit angegriffenen Baterlandes einen treuen 
Wiederhall gefunden. Ihr jeid mit Bligesfchnelle aus ben entfernteften 
Drten berbeigeeilt, bereit Euer Blut für die Vertheidigumg unferer gerechten 
und heiligen Sache zu verjprigen. Ehre Eu, theure Mitbürger, Ihr habt 
Euh um das dankbare Vaterland verdient gemacht, Ihr habt unferer 
Geſchichte ein herrliches Blatt eingeflochten, und die entferntefte Nachkommen: 
fchaft wird fih mit Rührung und Begeifterung eines erhabenen Schaufpiels 
erinnern, welches ein Volk gegeben, das fih in Mafje für die Vertheibigung 
feiner in der Perſon eines Theile feiner Brüder angegriffenen Rechte erhoben 
bat. Ya, Ehre Euch, theure Mitbürger! Die Arglift unjerer Gegner gefiel 
fih, das Gerücht zu verbreiten, daß wir uneinig feien, daß unſer Wille 
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ſchwanke! Ahr Habt in diefen Tagen glorreichen Andenkens für immer dieſe 
eiteln Prahlereien vernichtet, Ahr Habt Euch von einem einzigen Willen 
bejeelt gezeigt. Die rührendfte Einheit hat beitändig unter Euch geherricht; 
mit einem Worte, Taufende von Euch haben nur eine einzige Seele gehabt. 
Und wie erfreulich war der glüdliche Wetteifer, die Gunſt, bewaffnet zu 
werden, zu erhalten. Wir haben nicht jo viel Eifer benüben können, was 
für uns eine Sache des Bedauerns ift, aber wir haben die tröftliche Gewiß— 
heit gewonnen, dag mit ſolchen von dergleichen Gefühlen bejeelten Männern 
die Freiheit unfers DVaterlandes Für die Zukunft unzerftörbar ift. Theure 
Mitbürger! Wir haben die gerechtefte Sache vertheidigt, Gott hat unjere 
Bemühungen gekrönt. Leute, die mehr der Irrthum, als feindfelige Gefühle 
gegen uns bewafjnet haben, haben jih vor Euern Waffenbrüdern zurüdges 
zogen, und Alles läßt uns hoffen, daß fie nicht jäumen werden, die Augen 
über ihre wahren Intereſſen zu öffnen; fie werden erfennen, wie ſchlecht und 
verzweifelt eine Sache, die, um ſich zu halten, ſich nicht fcheut, zu den Greueln 
des Bürgerfrieges Zuflucht zu nehmen, fein müſſe. Sie werden endlich die 
Bruderhand ergreifen, die wir ihnen unabläffig dargereicht Haben. Die Nähe 
eines Kampfes, welcher hartnädig werden konnte, hatte uns verpflichtet, einen 
allgemeinen Aufruf an Euch zu erlaffen. Ju dem Zuftande, in welchem ſich 
unfere Angelegenheiten befinden, erachten wir, daß die Mitwirkung aller 
Arme, die fih großmüthig anerboten, weniger nothmendig geworben iſt. 
Der Mangel an Waffen ſetzt uns übrigens in die Unmöglichkeit, Eure edle 
Hingebung gehörig zu benützen. In Folge dejjen hat der Staatsrath vereint 
mit der Gommilfion des Großen Nathes den Zeitpunkt als gegeben erachtet, 
die Arme, die wir gegenwärtig nicht bewaffnen können, ihren gewohnten 
Beihäftigungen wieder zurücdzugeben. So ift alfo jeder nicht mit einer 
Flinte oder einem Stußer bewaffnete Bürger, welcher in feine Heimat zurüds 
zufehren wünjcht, dazu ermächtigt. Er wird die Genugthuung mit fih tragen, 
eine Pflicht erfüllt und der Nachkommenſchaft ein denkwürdiges Beifpiel des 
Gehorſams vermaht zu haben. Empfanget, theure Mitbürger, unfern Danf. 
Rechnet anf uniern Eifer und unſere Feſtigkeit, das begonnene Unternehmen 
zu einem gebeihlichen und glorreihen Ziele zu führen,“ 

Solder Lob» und Dankreden wurden mehrere gehalten, Unterm 
44. April erließ der Staatsrat von Sitten an den Vorort ein Schreiben, 
worin er ihm die Unterwerfung von ganz Oberwallis unter die Verfaſſung 
vom 3. Augftmonat anzeigte und dann jagte: 

„Ihr werdet mit und, getveue liebe Eidgenofjen, dem Werke des 
Friedens? und der Verjöhnung, welches zu Stande gekommen, Beifall 
ſchenken. Diefe Entwidlung wurde um den Preis des Bluts einiger Bürger 
erfauft. Es ift dies allerdings ein großes Uebel, welches wir aber von bem 
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Baterlande fern zu Halten nicht im Stande waren, deſſen Spur mir jedoch 
durch Handlungen, welche den großmüthigen Empfindungen, wovon ſich unfere 
Mitbürger beſeelt gezeigt haben, entiprechen, auszulöigen uns bemühen werden. 
Der Staatörath jchmeichelt fih, der Vorort werde fich beeilen, die Wieder: 
aufnahme der freundichaftlihen Verbindungen des Kantons Wallis mit den 
eidgenöſſiſchen Ständen und mit ben fremden Staaten zu erleihtern.“ Ebenſo 
erließ der Staatzrath ein Kreisihreiben an alle Stände, worin es beißt: 
„Friede und gejeglihe Ordnung wurden mit dem Blute mehrerer Bürger 
erfauft, unermeßlihe Lajten liegen auf dem Lande, in Folge der Ereignifie, 
deren Schauplaß es geweſen. Die Verantwortlichfeit für diefe Uebel wurde 
uns von Leuten zugerechnet, deren Werblendung Wallis an den Rand des 
Abgrundes getrieben haben. Wir wollen hier die Thatſachen nicht bezeichnen, 
welche die Unredlichkeit der legten Berichte beurfunden, welde fie an den 
eidgenöffiihen Vorort und durch ihn an die hohen eidgendffiihen Stände 
gerichtet haben. Das Volk aller Theile von Wallis hat über diefe Hand— 
lungen und das Benehmen ihrer Urheber das Verdammungsurtheil geiprochen. 
Andere Bedürfniffe nehmen uns in Anfprud. Den Kanton zu veorganifiren, 
die tiefen Wunden zu heilen, jchneidende Erinnerungen zu bejänftigen, den 
Frieden zu befeftigen, die Herrſchaft dev Geſetze und die Rückkehr brüber: 
licher Gefinnungen in allen Theilen von Wallis zu fihern: das ift bie 
unermeßlihe Aufgabe, die und erwartet uud der wir unfere ganze Sorge 
zuzumenden uns beeilen.“ 

Tags darauf erließ der Staatsrath folgende Proclamation: 

„Der Staatsrath des Kantons Wallis an das Volk von Wallis. 
Theure Mitbürger! Wir haben das Vergnügen, Euch die Wiederherftellung 
der verfaflungsmäßigen Einheit im Kanton anzufündigen. Ale Zehnten 
anerkennen heute das gleiche Grundgeſetz und gehorchen der gleihen Regie— 
rung. Nahdem das Vaterland die Erjhütterungen eines Kampfes von 
zu Yanger Dauer erlitten, ruht es endlich von der Vergangenheit aus im 
Vertrauen auf eine beffere Zufunft. Es hängt von Euch ab, diefe Hoffnung 
zu verwirffihen! An einer freien Anhänglichleit aller Landestheile, in der 
Bereinigung des Willens Aller, in der aufrihtigen Annäherung aller Bürger 
beruht die Hoffnung von Wallis, den für Entwidelung ber öffentlihen Wohl: 
fahrt fo nöthigen Frieden wieder blühen zu fehen. Mögen die Männer aller 
Zehnten traurige Vorurtheile, entiprofien aus Irrthum oder ftrafbaren Ein: 
flüfterungen, vergefiend ihren Mitbürgern die Hand der Verſöhnung reichen 
und nur Freunde und Brüder in ihnen erbliden! 

Zählen wir von nun an vom 13. April 1840. Diefer Tag eröffnet 
einen neuen Zeitpunkt, eine Zeit mwechlelfeitigen Zutrauens, gemeinfchaftlicher 
MWünfhe und Arbeiten. Theure Mitbürger, diefe Sprache wird von Eu 
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gehört werben, fie wird Mieberhall in Euern Herzen finden. Cine große 
Aufgabe ift den Bewahrern der öffentlichen Gewalt geſetzt. Ihr werdet uns 
die Bürde davon erleichtern durch Euere Liebe zur Ordnung, durch Euere 
Mäpigung und Eueren Gehorfam gegen die Beamteten. Die Nichtbeobach— 
tung der Geſetze ift die Duelle vieler Uebel. Wir werden wachen, daß fie 
in der Zufunft befier beobachtet und vor Allem ohne Anfehen der Perſonen 
angewendet werben. 

Beamtete! mir haben vor Allem Euerer Mitwirkung, einer thätigen 
und nahdrüdlihen Mitwirkung nöthig. Wir erwarten fie von Euerem Eifer 
für das öffentlihe Wohl. Mit der Uebernahme Euerer Verrichtungen habt 
Ihr gegen die Regierung, gegen das Vaterland BVerpflihtungen übernommen, 
denen Euch nichts entziehen kann und die Ahr zu erfüllen eiferfüchtig fein 
werdet. Die Regierung wird in allen Fällen diejenigen daran zu erinnern 
wiſſen, welche fie vergeflen würden. Schützet den Armen gegen die Unter: 
drũckung des Reihen, den Schwachen gegen die Ungerechtigkeit des Mächtigen. 
Bleibt der Parteifucht, der Beitehung unzugänglich; verfchafft Achtung den 
Perfonen und dem Cigenthume, wachet vor Allem für die Bewahrung guter 
Sitten; emtfittlichte Völker find fchlehte Hüter der Freiheit; fie gerathen 
fhnell in die Knechtſchaft. Mitbürger! erwartet mit Ruhe bie Verbeſſe— 
rumgen aller Art, die das Land fordert. Wir müfjen bei ihrer Verwirk— 
lichung Weisheit und Bejonnenheit zu Rathe ziehen, bie ihnen allein feften 
Beftand geben. Möge Gott die Eintraht und Ruhe bewahren und fi 
würdigen, Wallis ftet3 unter feinem mächtigen Schutze zu behalten! Gegeben 
im Staatsrathe zu Sitten ben 15. April 1840, um befannt gemadt und 
in allen Gemeinden angeichlagen zu werben. 


Der Präfident des Staatsrathes: 
Sanuar von NRiebmatten. 
Der Staatsfchreiber: de Bons.“ 


Nun Fehrte der eidgenöffifcde Repräjentant von Meyenburg wieder zurüd. 
Wallis war conftitwirt: der Tagfagungsbeihluß vom 11. Heumonat 1839 
war in feiner weſentlichen Vorſchrift der der Reconftituirung in Erfüllung 
gegangen. Unterwallis hatte bie ihm von Oberwallis zu lange vorenthaltene 
Rechtsgleichheit errungen: allein der Kanton wurbe darum nicht beruhiget. 
Die Tagfagung hatte ihre Befugnifje überfchritten, der Vorort hatte vor dem 
6. Herbftmonat 1839 zu Gunften ber Unterwallifer, nah diefen Tagen 
zuerft zu Gunften der Dbermallifer gehandelt, ſpäter ſich rathlos und thatlos 
bewieſen, ein Kanton fih gegen ihn aufgelehnt, das Freiſchaarenweſen eine 
neue Entwidelung bekommen. Sogar ber eidgenöffifhe Oberft Rilliet-Con= 
ftant von Genf hatte fid daran betheilige. Wallis follte aber noch bag 
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fonderbare Schaufpiel darbieten, daß Oberwallis der neuen Verfaffung viel 
treuer anhing, als bie Schöpfer derjelden. Doch will ich nicht vorgreifen. 
Unterm 11. Mai zeigte der Vorort an, daß er mit der neuen Regierung 
in Berfehr getreten jei und empfahl den Ständen die Gewährleiftung ber 
Berfafiung vom 3. Augftmonat 1839. Am 18. Mai verfammelte fich der 
neue Große Rath in Sitten, in demjelben ſaß der Bilhof von Sitten und 
von der Geiftlichfeit gewählt der Probft von St. Bernhard. Bei der Wahl 
bes Präfidenten maßen fi die Parteien das erftemal. Dr. Joſeph Hyazinth 
Barman hatte 66, Kaspar Zen:Ruffinen 44 Stimmen. Zur Charalterifirung 
diefes Präfidenten, welcher jpäter die Schweiz als Geſchäftsträger in Paris 
vertrat, will ih noch eine Stelle aus dem Berichte der drei eidgenöſſiſchen 
Bermittler im Wallis hieher jegen. Nachdem jie nämlich erzählt, daß ihnen 
von Männern des Unterwallis, welde zwar die Verfaſſung vom 3. Augjt: 
monat angenommen, aber doch für eine Bermittlung Neigung hätten, ber 
Wink gegeben worden fei, fih mit Dr. Barman in Berbindung zu fegen, 
fuhren fie fort: „Wir mußten uns demnad darauf befchränfen, zu trachten, 
mit einem Manne, den fie uns bezeichneten, eine Unterhandlung anzubahnen. 
Diefer Mann, der nah dem Zeugnijfe unferer Rathgeber feiner Sendung 
und jeines Einflufjes wegen der Einzige war, von dem man erwarten fonnte, 
daß er einer Vermittlung im Unterwallis Eingang verihaffen fünne, war 
Herr Dr. Barman, Präfident des Großen Kathes gemäß der Berfaflung 
vom 3. Augftmonat 1839. Derjelbe zeigte dazu auch eine Bereitwilligkeit, 
die und mit Hoffnungen erfüllte, obgleich er zugleich immer Zweifel in die 
Aufrichtigkeit eimer Vermittlung von Seiten des Oberwallis jepte; nichts: 
beftoweniger erklärte derjelbe, wenn etwas Annehmbares vorgejhlagen werden 
könnte, fo werde er traten, dafjelbe zuvörderft bei dem Großen Rathe 
beliebt zu machen. Er verlangte aber von uns, bevor eine Unterhandlung 
beginne, bejtimmt von Seite des Oberwallis geftellte Bedingungen.“ Die 
Vermittler erzählen nun die Schritte, welche fie bei Oberwallis gethan, die 
Bedingungen, welche gemacht worben, wovon fie Herrn Dr. Barman Kennt: 
niß gegeben. „Derfelbe äußerte jih am 16. Chriftmonat, einer Verſamm— 
fung einflußreiher Männer, die zu einem andern Zmede zujammentvaten, 
das Erhaltene vorlegen und uns beförderlih mit ihrer Anfiht barüber 
befannt machen zu wollen. Am 19. empfing einer der Unterzeichneten eine 
Bufchrift von Herrn Dr. Barman, in der die Ueberzeugung ausgeſprochen 
wurde, daß das Oberwallis die zugegebene verhältnißmäßige Repräfentation 
im Großen Rathe durch Anhäufung von Bedingungen wirkungslos zu machen 
trachte und auf eine ſolche Weile nicht zu unterhandeln jei. — Am Schluſſe 
des Briefes wurde jedoch bemerkt, im Falle die Nechtögleichheit offen zuge— 
geben würde, hätte man eine Unterhandlung anknüpfen können und wäre 
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zu folgenden Conceſſionen nicht ungeneigt: „„1) Garantieen fir die materiel— 
len Intereſſen zu geben, ſowie, daß ?/, Stimmen des Großen Rathes nöthig 
ſeien, um direkte Abgaben erheben zu können; 2) die Zeit des Referendums 
gewünſchtermaßen zu verlängern und demſelben auch Fragen über Aenderung 
des Bundes zu unterlegen; 3) zuzugeben, daß der Staatsrath aus der 
Mitte des Großen Rathes gewählt werben müſſe, und endlich 4) würde 
man vielleicht auch die 4 Stimmen des Biſchofs zugeben.“ “ 

Weil in den benannten Punkten — über die Rechte ber Kirche und 
bes Clerus waren wir bereit3 fo viel als einverftanden — die Haupt: 
bebingungen enthalten waren, auf die wir im Oberwallis 
eine Bermittlung zu Stande zu bringen Hofften, fo beeilten 
wir und umgehend zu erwiedern, daß die Kepräfentanten am 21. fi bei 
Herrn Dr. Barman perfönlid einfinden würden, um fi mit ihm des 
Weiteren zu verftändigen. Am 20. aber erhielten fie durch Expreſſen bie 
wenig erfreulihe Erklärung: daß ihre parteiifhen Berichte eben ſowohl, als 
ihr eben jo parteiifches Betragen ihm, Herrn Barınan, jede Neigung benomz 
men babe, ferner mit ihnen zu unterhandeln. Unfere Gewiſſen ſprachen ung 
frei von jeder Parteilichkeit und es prallte daher ein derartiger Vorwurf von 
uns ab, und fo war ed denn auch möglih, uns über bie erlittene Belei— 
digung hinwegzuſetzen und das Ziel unverrüdt im Auge zu Halten, dem wir 
nachzuſtreben hatten. Es begaben fich demnach zwei der Unterzeichneten am 
folgenden Tag, den 21., in der Abficht, die Verhandlung von Neuem anzu: 
bahnen, nah St. Moriz, vernahmen aber dort, daß Herr Dr. Barman 
abgereist fei und feiner Erklärung nah nicht zurüdkehren werde, bis bie 
Repräfentanten den Drt verlafen hätten. Da der einzige Mann, der uns 
als geeignet bezeichnet wurde, um in UnterwalliS einer Vermittlung die 
Bahn zu breden, auf eine fo unerwartete Weiſe feine Theilnahme an einer 
weitern Verhandlung verfagte, fo mußten wir uns auch befennen: es habe 
die Bermittlung gejdeitert! 

Zu beurtheilen, wer daran die Schuld trage, das überlafien wir 
gerne einem umbefangenen Richter und ber Zukunft; ebenfo überlafjen wir 
es auch Andern, zu beurtheilen, ob, wenn e8 wirklich ernſt mit einer Ber: 
mittlung gemeint war, es ſich verantworten laffe, eine jolde unter dem Vor: 
wande von ber Hand zu weifen, die Bedingungen, über die man ein 
verftanden wäre, feien von parteiiihen Männern überreicht worden.“ 

Die radikale Partei feierte num ihren Triumph über den vollftändigen 
Sieg im Wallis: allein nicht lange mochte fie ſich deſſelben ganz freuen. 
Die „junge Schweiz,“ eine Gefellichaft, welche man bald näher kennen lernen 
wird, hatte am meiften zum Siege der rabifalen Partei beigetragen. Gie 
führte auch den Untergang duch ihre Zügellofigkeit am raſcheſten wieber 
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herbei. Die beiden Brüder Barman und viele Liberale aus bem Unter: 
wallis fHienen zwar eher zur Mäßigung geneigt, das heißt: fie hatten bie 
radikalſten Grunbfäge, fahen aber ein, daß diefelben in Wallis nicht jofort 
in ihrer ganzen Schroffgeit mochten geltend gemacht werben. Es mußte 
ihnen Mar geworben fein, daß, wenn die Dbermwallifer die Rechtsgleichheit 
zugeftanden hätten, das Volk von Ober: und Unterwallis ſich bald vereinigt 
hätte und in Eintradht auf der Bahn der alten Gewohnheiten und Rechte 
fortgewandelt wäre. Darım waren fie geneigt behutfam zu verfahren. Die 
Aufhebung der Klöfter im Aargau fam ihnen fehr ungelegen. Die radikale 
Regierung von Wallis proteftirte gleih Anfangs dagegen. Schon die erften 
Wahlen, melde im Mai 1841 nad der neuen Verfafjung ftattfanden, fielen 
nidt nur in ganz Oberwallis, fondern theilmeife auch im Unterwalliß gegen 
die herriende Partei aus. Der Große Rath hielt fih in feiner Mehrheit, 
obwohl etwas ſchwankend, in der Angelegenheit der Klöfter zu den bunbes- 
treuen Ständen. Mit der neuen Berfafjung war in Sitten aud ein rabi- 
Tales Blatt »Echo des Alpesa entſtanden, welches, im Anfange etwas gemäfigt, 
mehr und mehr die radilalen Grundbeftrebungen durdleuchten ließ. “Die 
Freunde der Ordnung gründeten im Sommer 1842 zu St. Mauriz enblid 
ebenfalls ein Blatt vGazette du Simplon,« welches die Grundſätze der confer: 
vatinen Partei vertheidigte. Weil das Echo des Alpes gar zu offen auf: 
trat, fanden e3 die Herren Barman für Hug, ein Mittelblatt »Courrier du 
Vallaise zu gründen, welches in ber Richtung mit jenen gleih, in ber 
Haltung etwas angemejjener war. Das conjervative Blatt fcheint wenigſtens 
in Unterwallis einigen Einfluß geübt zu haben, obwohl ih mir nicht vor: 
ftellen fann, daß berfelbe groß mag geweſen fein. Das Volk von Unter: 
wallis, wie dasjenige von Oberwallis, las gewiß nicht viel in Zeitungen. 
Etwa die Geiftlihen und die Beamteten mochten Zeitungen Iefen und ver: 
ftehen und daraus Befeftigung ihrer Anfihten und Regeln für ihre Hand: 
Iungsweife [höpfen und angeregt werben, auf das Bolf um jo nachdrücklicher 
zu wirken. Genug, die junge Schweiz modte das conſervative Blatt nicht 
dulden und verſchwor fich zu dejien Zerftörung. Ihr war vermuthlich ſchon 
unausftehlih, daß die Wahrheit nur nod durfte gefchrieben, das Recht gegen 
rohe Gewalt nur noch durfte in Schuß genommen werben. Beſitzer ber 
Preſſe dieſes Blattes war Wilhelm von Kalbermatten, ein alter Offizier, aus: 
gezeichnet durch Frömmigkeit und Tapferkeit, ein Grund der Lodung für die 
junge Schweiz mehr, die Rache an feinem Unternehmen auszulafjen. Die 
Geſellſchaft der Jungſchweizer in Unterwallis bejtand aus einigen Hundert 
verwegenen, fittenlofen und ungläubigen Menſchen. Sie entzogen fi allen 
Pflichten der Religion, ließen ihre Kinder nicht taufen, ſchloſſen ihre Ehen 
ohne kirchliche Einjeguung, waren militäriſch geordnet und zogen in bewaffs 
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neten Schaaren von Gemeinde zu Gemeinde, um Freunde der Ordnung und 
namentlich Priefter zu höhnen, auszurauben und felbit zu mißhandeln. Es 
gibt einen Beweis für die Schwäde und Schlechtigkeit der liberalen Regie: 
rung von Wallis, dag fie ihr Unweſen ungehindert treiben durften. Wenn 
man nadjfolgende Züge der jungen Schweiz liest, fo wird man faum an 
deren Möglichkeit glauben und fi von der Kegierung einen Begriff maden, 
wie man etwa einen ähnlichen über die Unordnung in Deutichland während 
des Zwiſchenreichs ſich mag gebildet haben. Man behauptete, die Regierung 
von Aargau habe der jungen Schweiz Geldmittel verſchafft, man bezeichnete 
einen Baup aus St. Mauriz und einen Herrn Dufay, Großcaſtellan von 
Monthey, wovon der erſtere das Wechſelgeſchäft beſorgt, der’ zweite ben 
Wechſel in Empfang genommen habe. Ich laſſe es dahingeſtellt. Gewiß 
iſt, daß die Radikalen, wo fie über Geldmittel für ihre Parteizwecke ver: 
fügen fönnen, weder fo gewiſſenhaft noch fo Fniderig find, wie die Conſer— 
vativen. Die junge Schweiz bezog ihren Sold nit umfonft. Wie ſchon 
angedeutet, machte fie fich8 zur Aufgabe, bie Gazette du Simplon, welche 
ihre Abjihten und Schandthaten aufdedte, zu zerftören. Man bildete zu 
diefem Zmwede eine Abtheilung ber jungen Schweiz in St. Mauriz; Advocat 
Gay, der Schreiber des Herrn Dr. Joſeph Hyazintd Barman, wurde ihr 
Anführer. Nachher bemühte man fih, diefen Herrn Barman zum Präſi— 
denten der Gemeinde St. Mauriz zu machen, was mit geringer Mehrheit 
erreicht wurde. Vor dem Herannahen der Zehntenwahlen in der Naht vom 
12. auf den 13. April 1843 zog eine bewaffnete Horde, unter der Anfüh- 
rung de3 Herrn Grofcaitellans und Grofrathes Dufay von Monthey in 
St. Mauriz ein, ftellte jih vor das Haus, in welchem Herr Wilhelm von 
Kalbermatten feine Preſſe hatte, und aus welchem Herr Joſeph Hyazinth 
Barman den 12. alle Schriften und Bücher, welde er daſelbſt als in feiner 
frühern Wohnung aufbewahrt hatte, hatte abholen Lafjen, drangen ein, zer: 
trümmerten die Prefle, freuten die Buchjtaben auf den Straßen umber, und 
warfen die zerbrochene Prejie in die ARhone. Staatsratd Mauriz Barınan 
hatte jih am 12. ebenfalls in St. Mauriz befunden, war aber am Abende 
von dort abgereifet, ſowie auch fein Bruder Joſeph Hyazinth am gleichen 
Tage abwejend war, gerade wie zur Zeit, als die eidgenöffiihen Vermittler 
ihn in St. Mauriz befuhen wollten. Die Polizei ließ ſich nicht ſehen, erft 
am Morgen fand fie fih ein, die Schandthat zu erwehren; das Gericht 
fand feinen Stoff zu einer ſtrafrechtlichen Verfolgung. Don dem Ort der 
Zerftörung z0g die gleiche Rotte nach Monthey vor das Haus des Pfarrers, 
riß ihn mitten in der Naht aus dem Bette und jtellte ihn im ihre Mitte, 
Der Eaftellan von Vouvry und Großrath Hypolit Pignat jhnaubten ihn an: 
„Wir haben fo eben eine Handlung der Gerechtigkeit ausgeübt: wir haben 
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die Zeitung vom Cimplon unterdrüdt und ihre Preſſe in die Rhone 
geworfen. Nun beeilen Sie fih, Monthey auf der Stelle zu verlaſſen; ein 
Magen ift jhon für Sie bereit.” Der Pfarrer antwortete, daß er jeine 
Pfarrei nur auf einen bejtimmten Befehl feiner rechtmäßigen Obern verlajjen 
werde. Da verfiherte ihn der Großcaftellan Dufay, es würde ihm fein 
Leid zugefügt werben, aber ev müſſe veripreden, wenn ihm eine Grcom: 
municationsbulle gegen die junge Schweiz zufäme, zwei Stunden vor der 
Berfündigung derielben den Präjidenten Torrent davon in Kenntnik zu 
jeßen. Er verfprahs und die Bande endigte ihren Feldzug mit einem 
Saufgelage. Wie die Wahlen in die Gemeinderäthe im Hornung, fo Helen 
die Wahlen in die Zehntenräthe, Gerichte und in den Großen Kath im 
April 1843 im Unterwallis wie im Oberwallis auf Freunde der Ruhe und 
Drdnung. Nur die Zehnten Martinah und Monthey blieben nod den Jung- 
jhweizern verfallen. Die Herrichaft des Radikalismus war ungeadtet aller 
Intriguen, Beftehungen und Drohungen auf dem gejeglihden Boden der 
Verfaſſung vom 3. Augftmonat 1839 geihlagen. Im Mai 1843 jollte 
der neue Große Kath einen neuen Staatsrath wählen. Ungern wid der 
alte vom Plage. Das Alpeneho und der Courrier du Vallais rühmten jeine 
Verdienſte, zählten die Gejeße auf, welche er vorberathen, alle Verbeſſerungen, 
welde er im Straßenbau ꝛc. vorgenommen hatte. Allein das Walliſervolk 
fand fein Glück nicht in vielen Gejegen, jondern im ruhigen Befige feines 
beſcheidenen Eigenthums, in der Sicherheit der Perjonen, in der ungejtörten 
Ausübung feiner politifhen Rechte und jeiner heiligen Weligion, alle dieſe 
Güter waren von der Regierung nicht geihügt, von der jungen Schweiz 
auf eine frevelhafte Weiſe angetaftet worden. Der Staatörath mochte fühlen, 
daß feine Verdienfte nicht genügen dürften, um ihm beim neuen Großen 
Mathe Gnade zu gewähren. Darum errichtete er in Sitten eine Schule 
für Artillerie und Scharfigügen, welde faft ganz aus Mitgliedern der jungen 
Schweiz beftand. Diefe blieben während der ganzen Dauer der Großraths- 
fitung in Sitten und verübten die auögelafjeniten Unfuge. Sie fangen durd 
die Gaffen der Stadt: „a bas la prötraille, à bas Ja canaille etc. Nieder 
mit dem Nfaffthum, nieder mit dem Lumpenpad zc.“ 

Sie heulten: fie wollen fih an den Schenfeln und Eingemweiden des 
Biſchofs fättigen ıc., fie wollen diefen und jenen Ariſtokraten abjchlachten, 
fie wollen die Gingeweide des Biſchofs, der Priefter und einiger Großräthe 
mit nah Haufe bringen. Sie fangen Lieder, welche die Scham zu wieder: 
holen verbent. Sie riefen laut: wenn die Staatöräthe nicht wieder gewählt 
würden, fo wollten fie dem Großen Rathe den Marſch machen. Sie ichliffen 
ihre Säbel, fie goflen Kugeln und hatten bejtändig zwei geladene Kanonen 
aufgepflanzt, eine gegen den Sit des. Biſchofs, die andere gegeu das Haus 
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der Jeſuiten. Sie drangen nicht felten auf die für die Zuhörer beftimmten 
Räume des Großen Nathes, bewaffnet, die Müten auf dem Kopfe, fie 
gaben Zeichen der Mifbilligung, wenn Nedner nicht im Sinne der jungen 
Schweiz jpraden, und bedrohten ihnen mißfällige Mitglieder durch Mienen 
und Gebehrden. Mit jedem Abende kündigte man die Ankunft der jungen 
Schweiz in Sitten an. Unter jolhen Umgebungen und Umſtänden jchritt 
der Große Rath zur Wahl des Staatsraths, er wählte drei alte und zwei 
neue Mitglieder. Allein die alten Staatsräthe hatten ſich gegenjeitig ver: 
pflihtet, nur in dem Falle, daß fie alle wieder gewählt würden, die Stellen 
anzunehmen. Es begehrten darum alle die Entlaſſung, weil dieſe Voraus: 
feßung nicht in Erfüllung gegangen war. Sie wurde angenommen. Gelt- 
ſamer Weiſe Iehnten auch die zwei neugewählten, vermuthlich durch die andern 
in Schreden geiekt, die Wahlen ab. Nun wurden bie Herren Zen-Ruffinen 
und Klemens für dad DObermallis, ein Herr von Kalberinatten von Sitten 
für das Mittelwallis und bie Herren Cocatrir und Gros für das Unter: 
wallis in den Staatsrath gewählt — alle mehr der conjervativen Richtung 
angehörend, aber nahgibige Männer. Noch vor der Wahl hatte ih an ein 
Mitglied des Großen Rathes geichrieben, doch in den Staatsrath nur ganz 
entichievene fefte Männer zu wählen, weil die Lage des Kantons eine feite 
Hegierung fordere, und feinem einzigen Zweifelhaften bie Stimme zu geben, 
weil fonft von ihm alle Andern angeftedt würden. Die Folge zeigte, daß 
ich gut gerathen hatte, aber mein Rath wurde leider nicht befolgt. Die junge 
Schweiz wurde über die Wahlen des neuen Staatsraths raſend. orig, 
welcher im Jahr 1840 mit einer Colonne Oberwallis durchftreift hatte, ſchwur, 
die neue Regierung mit Gewalt zu ftürzen. Am 22. Mai begaben fi 
Dr. Joſeph Hyazinth Barman und Torrent, Präjideut von Monthey, zu ihm 
nah Illarſaz, in der gleihen Naht ließ Joris Generalmarſch ſchlagen, 
die Sturmaloden läuten und befehlen, daß die Bewohner von St. Gingolph 
(am Genferiee), Port-Valais, Vouvry ꝛc. die Waffen ergreifen und mit 
ihm ausziehen follen. Sein Plan war nad Sitten zu ziehen; weil er aber 
nur 200 Jungſchweizer zufammenbringen fonnte, jo begnügte er fih am 23. 
Monthey unter dent Vorwande zu bejegen, dafielbe gegen einen Angriff der 
Dergbewohner zu ſchützen. Es hatte fih nämlich fogar im Unterwallis ein 
bemwaffneter Verein, bie „alte Schweiz” genannt, gebildet und militärifch 
auögerüftet, um den Zügellofigkeiten der jungen Schweiz Einhalt zu thun 
und den Kampf mit ihr aufzunehmen. Die Ebene und der Berg von 
d'Illiez, wo die Gemeinden waren, welche mit Gewalt zur Annahme ber 
Berfafjung vom 3. Angftmonat 1839 waren gezwungen worden, zählten eine 
große Menge Mitglieder der alten Schweiz. Die Furt vor diefen, bie 
geringe Zahl der jungihweizeriihen Mannſchaft und der Umftand, daß 
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Dr. Barnıan im Kanton Waadt feinen Zuzug erbetteln konnte, waren bie 
Urſache, daß Joris diesmal feinen eigentlihen Plan nicht ausführen Fonnte. 
Damald war der neue Staatsrat) noch nicht eingefegt. Der alte Staats— 
vath fandte den Herrn de Nivaz nah Monthey und nad feiner Rückkehr 
erließ das Departement des Innern ein Dankichreiben an den Comman— 
danten Xoris für fein gelegmwidriges Unternehmen. Die junge Schweiz im 
Unterwallis war im Befig von Kriegsmaterial. Der Staatsrath wurde 
im Großen Rathe angefragt, ob es wahr fei, daß mehrere Kanonen aus 
dem Zeughaufe von den Jungfchweizern mweggenommen worden fein. Er 
antwortete: es fei eine einzige Kanone nah Monthey zum Verbeſſern abge- 
führt worden, melde fofort wieder ins Zeughaus zurüdtehren werde, Als 
aber der neue Staatsrath den Beftand des Zeughaujes erwahrte, zeigte ſich, 
daß nebft jener noch drei Kanonen und eine große Maſſe von Munition 
fehlten, weldhe in ben Händen ber jungen Schweiz waren. Der neue Stantö- 
rath hatte niht den Muth, die Nüdgabe derſelben durdzufegen, ſondern 
begnügte fih mit einer ausweichenden Antwort der Jungſchweizer. Er ent: 
ſprach nicht den Verheikungen, welche er in folgender Proclamation gegeben: 
„Iheure Mitbürger! 

Don dem Großen Nathe an das Staatsruder geftellt, haben wir nichts 
Ungelegentliheres, als Eud die Richtſchnur, melde wir während unjerer 
Amtsverwaltung befolgen werden, mit Vertrauen vor Augen zu ſeben. Die 
Religion iſt das erſte Gut und die unerſchütterliche Grundfeſte der menſch— 
lichen Geſellſchaft. Ihre Stimme ſchafft Frieden, beſchwichtigt die Leiden— 
ſchaften, entwickelt die Wohlfahrt. — Auf daß ſich alles Gute, deſſen reiche 
Keime in ihrem Schooße liegen, gänzlich verwirkliche, werden wir mit 
ununterbrochener Sorgfalt darauf wachen, daß die Religion in ihren Lehren, 
in ihrem Gottesdienſte und in ihren Dienern geehrt werde. Von der Nicht— 
ſchätzung diefer Legtern zur Verachtung des von demjelben ausgeübten Amtes 
ift nur ein Schritt. Ein länger befolgtes Herabwürdigungsſyſtem kann diejes 
traurige Refultat herbeiführen. Diefem zuvorzufommen wird demnad uujere 
Aufgabe fein. Die Verfaſſung gemwährleiftet die Rechte der ehrmürbigen 
Cleriſei. 

Wächter der öffentlichen Freiheiten und der Befugniſſe der bürgerlichen 
Gewalt, wird der Staatsrath dieſelben unverkümmert erhalten und gegen 
Jedermann verfechten. Sein Wahlſpruch wird ſein: Gerechtigkeit für Alle, 
ſchnelle und von jedem unzuläſſigen Einfluß befreite Gerechtigkeit. Die 
Verwirklichung jener großen Unternehmungen, welche uns unſere Vorgänger 
vermacht haben, zu beſchleunigen, die Nation auf einem mit Weisheit gemwäßl: 
ten Fortichrittspfade zu leiten, dur alle in unjerer Macht ftehenden Mittel 
das größte Wohl des Volkes zu fördern, dies wird bad unabänderliche Ziel 
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unferer Bemühungen fein. Die jüngftverfloffene Zeit, theure Mitbürger, 
war voll Bewegung und Beforgnig. Möchte doch die Ruhe wieder hergeitellt 
werben! Möchten die Zermwürfniffe fih in Eintracht auflöfen! Das Heil 
bes Landes, dejjen guter Ruf und Glück hängen davon ab! Die Erhaltung 
ber öffentlihen Ruhe ift eine unferer erften Pflichten, weil diejelbe als erſte 
Bedingung jeder gejellihaftlihen und politiihen Exiſtenz daſteht. Jeder 
Verſuch, diejelbe zu beeinträchtigen, jede ohne Berechtigung bewaffnete Ver: 
fammlung werben mithin niebergeihlagen werben. Euere ruhige Haltung, 
Euere Standhaftigkeit, dad Vertrauen auf die Magiitratsperionen, welche Ihr 
Eud gegeben habet, werben, theure Mitbürger, die uns auferlegte Bürde 
erleichtern, und follte annoch Meinungsverihiebenheit zwiſchen Euch obmalten, 
fo werdet Ahr diefelbe der Ruhe des DVaterlandes großmüthig zum Opfer 
bringen. Das Uebrige wird ber Allerhöchſte thun! Gegeben im Staats: 
rath zu Sitten, den 29. Mai 1843, um befannt gemacht und öffentlich 
angeſchlagen zu werben. 
Der Präfident des Staatsrathes: Ign. Zen: Ruffinen. 
Der Staatsichreiber: de Bons.“ 

Ignaz Zen:Ruffinen hatte ſchon bei feiner Antrittsrede im Großen 
Rathe jo viel von Fortichritt und Mäßigung geiproden, daß er mir verdächtig 
wurde, bie rabifale Neue Züricherzeitung aber ihm die Ehre anthat, feine 
ganze Rebe abzudruden und ihre Zufriedenheit darüber auszufpreden. Die 
Zukunft wird Ichren, daß ih mich im diefem Manne nicht getäufht Hatte. 
Der neue Staatsrath behielt alle alten Beamteten bei, fo daß er mit Ber: 
räthern ganz umgeben war und fie zu Vollziehern feiner Beſchlüſſe hatte. 
Denn in Wallis waren die Parteien jhon damals jo ausgeichieden, daß 
nicht Teicht denkbar war, e8 würde ein Mann eine zwar der Regierung ent: 
gegengejegte Gefinnung hegen, aber dennoch die Pflichten feines Amtes 
erfüllen. Dieſes Doppelverhältnig ift wohl bei einem onfervativen mit 
wahrhaft chriſtlichen Grundjägen noch vereinbar, aber gewiß nur höchſt jelten 
bei einem Radikalen, und unmöglich bei einem Jungſchweizer von Wallis. 
Denn es liegt dort ein Zug von Schlauheit und Verftellung tief im Volke, 
welcher bei einem Jungſchweizer zu leicht in Treuloſigkeit und Verrätherei 
umſchlägt. Sogar die Commandoſtellen bei den Truppen waren in den 
Händen ber Jungſchweizer. Denn im Jahr 1840 hatten die Dberwallifer 
biefelben abgelegt, und fie waren durch den Staatsrath vom 3. Augitmonat 
1839 an feine Freunde übertragen worben. Wie hätte es der neue Staats: 
rath gewagt, fie durch andere zu eriegen? Die Unordnungen, welche bie 
junge Schweiz in St. Mauriz anrichtete, wurden fo häufig und jo jchreiend, 
daß ber Staatsrath ſich emblich doch genöthigt jah, eine gerichtliche Unter: 
fuhung berfelben anzuordnen. Das neue Geriht wollte den Unterſuch 
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gewiffenhaft führen und forderte bie frühern Unterfuhungsacten über bie 
Zeritörung der Druderpreiien. Der Protocollführer verweigerte fie. Der 
Staatsrat, vom Gerichte angegangen, ſchickte einen Befehl, fie herauszus 
geben. Der Protocollführer verweigerte fie abermald und der Staatärath 
ließ es dabei bewandt fein. Das Geriht mußte alſo jeine Unterfuhung 
von Neuem anheben. Bon da an wurde St. Mauriz erit der Schauplak 
aller revel der jungen Schmeiz. Der Staatsrath felbit fagte darüber dem 
Großen Nathe im Auguft 1843: die Stadt St. Mauriz, wo fon früher 
betrüibende Auftritte ftattgefunden, fei der Schauplag einer ganzen Reihe 
ebenfo betrübender Handlungen geworden wie die frühern. Er fest Hinzu: 
„Eine Bande fchlechter Kerls haben ſich gleihfam zu unumfhränften Herren 
ihrer friedlihen Mitbürger aufgemorfen, fie verlegt das Eigenthum und die 
Perfonen, nedt die Beamteten, fpottet der Gerechtigkeit und der gejeglichen 
Drdnung und ftreift nicht jelten in benahbarte Gemeinden, um Verwirrung 
und Unordnung zu ftiften. Die Gendarmerie, obwohl fie verftärft worden, 
war ohnmädtig, fie in Schranken zu halten, und die gerichtliche Gewalt 
wurde in ihrem Wirken fo gehemmt, daß fie ihre Rolle für beendigt, ihre 
Aufgabe Fir unerreihbar erklärte. Während Alles diefes in St. Mauriz 
vorging, hatten zwei oder drei Gemeinden des gleihen Zehntend und eine 
Gemeinde eines benahbarten Zehntens ebenfalls Tage der Angft und des 
Unglüds. Aber es ift Zeit, zu den Maßnahmen überzugehen, melde der 
Staatsrath in Folge eines jehr wichtigen Angriffs gegen die Unterfuchungs- 
commiffton bes Gerichtes von St. Mauriz gefaßt hat. — Am erſten Augit- 
monat fa die Commiſſion in einem Privathaufe; fie mar mit einer Unter: 
ſuchung beſchäftiget, melde mit der Zerftörung der Zeitungspreſſe nichts 
gemein hatte. Mehrere junge Leute verlangten den Eintritt in das Verhör— 
zimmer. Auf die Weigerung der Landjäger, mit melden die Commiſſion 
fih hatte umgeben Iafjen, zogen fie ſich mit der Ianten Anfündigung zurüd, 
fie gingen Waffen zu holen. Gerechtermaßen erfchredt, löste die Commiſſion 
fih auf. Der Grofcaftellaen (Präſident des Gerichts) Tonnte fih nicht 
zeitig genug entfernen ; die Bande fuchte ihn unter dem Gefchrei, man folle 
ihr benfelben lebendig oder todt außliefern. Nur dadurch, daß er fich zuerft 
verbergen und nachher zum Fenſter hinaus entweichen Fonnte, gelang es dem 
Beamteten, fi der drohenden Gefahr zu entziehen. Seine Feinde unter: 
fuchten umfonft einige Wohnungen der Stadt und fogar, mie man jagt, 
fein anderthalb Stunden entfernt gelegenes Haus. Er war ihrem Angriffe 
entgangen.” . . . Man madt fi einen Begriff von der Regierung von 
Wallis, mern man fie felbit ſolche Thatiachen erzählen hört, welche fie, wenn 
fie au nur ein Gefühl von ihrer Pflicht gehabt hätte, mit allem Nachdruck 
hätte verhindern oder unterbrüden follen. Das ganze Oberwallis und eine 
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große Mehrheit des Unterwallis ſtanden ihr hiefür zu Gebote. Doch gehen 
wir weiter. Unmittelbar nach dieſen Freveln wurde in Martinach ein 
Revolutionscommittee aufgeſtellt. Wenige Tage nachher wurde zu Monthey 
ein Kantonalſchützenfeſt abgehalten, wo die junge Schweiz Gelegenheit finden 
konnte, ſich zu bewaffnen und zu verſtärken. Der Staatsrath ſagte in feinem 
ſchon angeführten Berichte: „Man mußte ſehen, ob die Anarchie überhand— 
nehme. Es wurde ein Bataillon aufs Piket geſtellt und die erſte feiner 
Füſilircompagnieen erhielt den Befehl ſich nach St. Mauriz zu begeben, um 
das Gericht wieder einzuſetzen und die Ergreifung der zu verhaftenden 
Perſonen zu bewirken. — Allein man verzichtete theilweiſe auf die Voll— 
ziehung dieſer Maßregel. Indem der Staatsrath nur eine Compagnie in 
Bewegung ſetzte, war er von der Anſicht ausgegangen, daß eine ſolche Macht 
für die Sendung, welche ſie zu erfüllen hätte, genügen würde. .. . Aber 
in der Zwifchenzeit eilten die Dinge vorwärts und jede Stunde brachte etwas 
Neuss. Schon jprah man von Widerjtand gegen den Ausmarſch der Com: 
pagnie. Bei jolhem Stande der Dinge wollte die vollziehende Gewalt nod: 
mal die Mittel der Güte und der Ueberredung verfuhen. Gleichzeitig ver- 
ftärkte ſie den Landjägerpoften in St. Mauriz, erließ an die Compagnie 
Segenbefehl und jandte eine Staatscommiljion in diefe Stadt, unter anderm 
mit dem Auftrage, die vornehmften Beamteten dieſes Zehntens und der benad: 
barten Zehnten zu verfammeln, um fich mit ihnen über die gegen neue Ver— 
wicklungen zu ergreifenden Maßregeln zu verjtändigen. — Die Commifjarien 
trafen Nachmittags den 7. laufenden Monats in Martinah ein. Kaum aus 
dem Wagen gejtiegen, vernahmen jie, daß eine zahlveihe Verſammlung dajelbft 
mit den Angelegenheiten des Landes fich beihäftige, und bald nachher begehrte 
eine Abordnung dieſer Berjammlung ihnen vorgeftellt zu werden. Sofort wurde 
eine Adreſſe, welche jpäter eine angemejjene Antwort erhielt, dem Herrn 
Staatörath von Kalbermatten, dem Haupte der Commifjion, überreicht, Als 
er jeine Reife nah St. Mauriz fortjegen wollte, rieth ihm eine balbamtliche 
Perfon, melde von den Umftänden und Gefinnungen gut unterrichtet fein 
Fonnte *), davon ab und gab ihm zu veritehen, daß vermuthlih dem Bor: 
haben thätliher Widerftand würde entgegengejegt werden.“ Kalbermatten 
ging auf die drohenden Borjtellungen von Mauriz Barman, welcher mitten 
in der Verjammlung der Jungjchweizer eine Senfpredigt gegen den Staats: 
rath hielt, nah Sitten zurüd. Nur der Chef des Landjägercorps, Haupt: 
mann be Nuce, erhielt von den Jungichweizern die Erlaubniß, nah St. Mauriz 
zu gehen, wo er hin und her jpazierte und den Großcaftellan Rouillier einlud, 
feine Entlaſſung einzureiden, was dieſer unter ſolchen Umſtänden für einen 





*) Es war Mauriz Barman, ber Präfident des Revolutiouscommittees. 
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Spott aufnahm. Herr de Nucé war von der Regierung vom 3. Augſt⸗ 
monat 1839 gewählt worden und auch unter der neuen Regierung der alten 
treu geblieben. Der Staatsrath endigt ſeinen Bericht, das Denkmal ſeiner 
Schmach, mit den Worten: „Es iſt ohne Zweifel bedauernswerth, daß 
Beamtete, Angeſtellte, Staats: und Privatmänner ſich, wenn auch unabſicht— 
lich, doch thatſächlich der Autorität widerſetzen, welche ſich bemüht, die gute 
Ordnung und die Individuen, welche fi gegen dieſelbe verfehlt haben, 
miteinander zu verföhnen. Diejes Schaufpiel ift befremdend, noch mehr, es 
ift betrübend! Aber der Staatsrat fann fich nicht enthalten, die Thatſache 
der Verfammlung von Martinah, unter den Umftänden, unter welchen fie 
ftattgefunden, als das fittlihe Anfehen der Regierung vermindernd und die 
zügelloſe Frechheit der Ruheſtörer ermuthigend anzufehen.” Am 15. Augft- 
monat, dem Feite der Himmelfahrt Mariä, murde das Schützenfeſt in 
Monthey eröffnet. Die aufreizendften Reden wurden gehalten. Diejenigen 
der Brüder Barman jchäumten von Revolutionswuth. Mauriz Barman, 
einen Becher in der Hand, rief: „An acht Tagen wird die Herrihaft ber 
Priefter enden, man wird das ariftofratifhe Blut in diefem Bruberbecher 
trinken!“ Die Frau von Joſeph Hyazinth Barman, Angelifa mit Namen, 
eine Amazone im Freiheitsmuthe, wollte ebenfalls einen Toaft ausrufen, allein 
ihr Muger Ehegemahl, fonft nicht immer Meifter im Haufe, vermochte fie 
davon abzuhalten. Die Häupter der jungen Schweiz jagten laut, man werde 
die Staatsräthe Gros und Eocatrir (aus dem Untermallis) zur Abdanfung 
zwingen, die Wahlen von St. Mauriz ummerfen, entweber eine allgemeine 
Amneftie für politiiche Vergehen erhalten oder dann den Bürgerkrieg loslaſſen. 
Am Tage des Schlufjes des Schügenfeftes, ed war Sonntag, erhielt ber 
Staatsrath die Nachricht, die junge Schweiz ſetze fich gegen Sitten in Be 
mwegung, um ihn zu ftürgen; da rief er vier Compagnieen ein und traf einige 
Borforgen. Am gleichen Abende kamen Abgeorbnete des Committees von Mar: 
tina, nämlich die Herren Advocat Torrent, Oberft Morand und Grogeaftellan 
Dufay, welde die Regierung aufforderten, die vier Compagnieen zu entlafien 
und brobten, mwibrigenfalld ihre Truppen gegen Sitten marſchiren zu laffen. 
Der Staatsrath willigte in Alles und entließ feine Truppen. Sofort wurde 
eine mit mehreren Unterfchriften verjehene Erklärung im Unterwallis in 
Umlauf gefegt, welche ausſprach, das Committee von Martinach fei die einzige 
Dberbehörde, welche im Unterwallis anerfannt werde. Das Revolutions- 
committee erließ an die Gemeinden der Zehnten des Unterwallis einen 
Befehl mit den Unterfhriften „Mauriz Barman, Präfident und Hyp. Pygnat, 
Secretär,“ mwelder den Gemeinden einichärfte, feine Autorität anzuerkennen 
und durch Abgeordnete ihre Unterwerfung zu erflären, mit ber Drohung, 
daß fie widrigenfalls militäriſch würden befegt werben. Allein das Unter: 
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wallis, obwohl von der Regierung verlaffen, und unter dem Drude ber 
Bande der Jungſchweizer, gehorchte diefer widerrechtlichen Aufforderung nicht 
allgemein. Die Gemeinden des Zehntens Entremont und mehrere fogar der 
Zehnten St. Mauriz und Monthey entipradhen der revolutionären Aufforbes 
rung nicht. Unter diefen Umftänden mußte der ohnmächtige Staatsrath, 
deſſen Präfident Ignaz Zen-Ruffinen beim Antritte der Negierung in viel- 
fahem Verkehr mit feinem Vorgänger Mauriz Barman geftanden, nichts 
Beſſeres zu thun, als den Großen Rath auf den 23. Augftmonat außer: 
ordentlich einzuberufen. Der eingetretene Tod des Biſchofs und die Wahl 
feines Nachfolgers, melde dem Großen Rathe zuftand, gab ihm dazu einen 
Vorwand. Sein Vorſchlag an den Großen Rath ging, ftatt auf Fräftige 
Mafregeln zur Unterdrüdung der Anarchie zu dringen, auf Ertheilung einer 
allgemeinen Amneftie für alle Unordnungen und politiihe Vergehen. Die 
ganze Vergangenheit follte in Bergefienheit gejegt werden. Der Große 
Kath erhob diefen Borfhlag zum Beihluffe. Damit drüdte er der Schwäde 
der Regierung das Siegel auf und ließ der Anarchie freien Lauf. Der 
Staatsrath, welcher feine gänzlihe Unfähigkeit zur Regierung bewieſen hatte, 
forderte, nad) der Amneftie, noch außerordentliche Vollmadten und der Große 
Rath gewährte fie ihm. Am gleichen Abende, nahdem die Amneftie ertheilt 
worden war, begab fih Mauriz Barman an der Spike einer jungſchweize— 
riſchen Abordnung zu Staatsrath Kocatrir von St. Mauriz, um ihm zu 
erflären: er habe zu wählen zmwilchen feiner Abdankung und dem Bürger: 
friege. Sofort gab diejer feine Entlaffung ein und entfernte fih. Während 
dieſes in Sitten geihah, zog eine Bande Aungfchmweizer unter der Anführung 
von Nikolaus Gallay, dem Gerichtsweibel in St. Mauriz, zum Grofcaftellan 
Rouiller in Outre-Rhone, welchen der Landjägerhauptmann de Nuce im 
Auftrage der Jungſchweizer zur Abdanfung hatte bewegen wollen, führte ihn 
aus einem Haufe, wohin er zuvor von feinem Gerichtämeibel eines Geſchäftes 
wegen verlodt worden, unter Mißhandlungen auf dem Wege, nad St. Mauriz 
zum Eeu du Valais, wo das Gafthaus von YJungfchweizern und eidgenöf- 
ſiſchen Flüchtlingen angefüllt war. Da ſprach Gallay im Befehlshabertone: 
„Herr Grofcaftellan, geben Sie Ihre Entlaffung als Grofcaftellan, und 
hören Sie auf die Unterfuhung wegen der Zeitung fortzufegen, diefe ſchändliche 
Unterfuhung, welche nur zu Gunſten der Pfaffen, diefer Brausföpfe, geichieht... 
Nieder mit ihren Vorrechten und Immunitäten! Thuen Sie biefes, jo wird 
Ihnen nichts geihehen, wenn nicht, jo fönnen wir für Ihr Leben nicht gut: 
ftehen.” Als Herr Rouiller antwortete, er halte nit fehr an bem Amte 
eines Großcaftellans, aber feine Abdankung verlege feine Ehre und die feiner 
Familie, und im Prozeſſe gegen bie Zeitung volljiehe er nur die Befehle 
des Staatsrathes, fo brüten viele Stimmen: „Entweder banken Sie ab 
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und geben dafür ihre Unterfchrift, ober fehen zu, was Ahnen geſchieht!“ 
Andere fhrieen: „Fort mit ihm zu der Preſſe, in die Rhone!* Er gab 
ihren Drohungen nah, unterfchrieb jeine Abdanfung und ward entlajjen. 
Des andern Tags wurde er mit einem neuen Beſuche bebroht, floh; jeine 
neun Kinder wurden fortan durch wiederholte Hausdurchſuchungen beunruhigt. 
Am gleihen Tage wollten die Jungichweizer dad Dorf Balma bejegen, wurden 
aber von den bemafineten Einwohnern mit Flintenihüffen empfangen und 
in die Flucht geihlagen. Der Staatsrath vernahm diefe Nachrichten am 
26. Augitmonat und ſchickte jogleih den Herrn — Dr. Joſeph Hyazinth 
Barman zur Wiederherftellung der Ordnung nah St. Mauriz. Am gleichen 
Tage legte er dem Großen Rathe die Abdanfung von Staatsrath Eocatrir 
vor und trug auf die Wiederbefegung feiner Stelle an; er zeigte an, daß 
er drei Bataillone aufgeboten habe, um einen Zufammenftoß zmwiichen Ober: 
und Unterwallis zu verhüten; ferner, daß er einen Kriegsrath von fünf 
Mitgliedern gebildet habe. Präjident diejes Kriegsraths war PB. %. von 
Niedmatten von Sitten, Mitglieder waren auch Mauriz Barman, Bräfident 
des Committees von Martina und der Advocat Torrent, welcher einige 
Tage zuvor den Staatsrath aufgefordert hatte, die von ihm aufgebotenen 
Eompagnieen zu entlaljen. Der Große Rath wählte am 28. Augitmonat 
diefen Torrent in den Staatsrath, welcher die Stelle annahm. Er wurde 
fofort mit P. 2. Riebmatten nad dem Unterwallis gefendet, und auf ihren 
Bericht entließ der Staatörath die Truppen wieder. Der Große Kath ging 
auseinander. Mittlerweile hatte Joris auf einen angeblihen Befehl von 
Riedmatten im Unterwallis folgendes Kreisfchreiben an alle Gemeinden 
erlajien: „Herr Präjident, ih bin von dem Feitenden Committee von 
Martina, jowie von dem Präfidenten des von der Regierung aufgeitellten 
Kriegsſsraths in Sitten beauftragt, Ahnen den Befehl mitzutheilen, daß Sie 
unverzüglich alle dienitfähigen Männer Ihrer Gemeinde von 18—55 Jahren 
in Bewegung jeßen, zur DVertheidigung von Unterwallis, und zur Zurück— 
weilung eines Angriffs der Fanatifer aus dem Oberwallis, welcher diefen 
Abend noch ſtatthaben jol. Ah bin beauftragt, den Befehl der Truppen 
zu übernehmen und werde daher in Ihre Gemeinde kommen, Sie haben alle 
Ihre Waffen zu unferer Verfügung zu ftellen, 

Allarfaz, den 25. Augitmonat 1843. Joris.“ 

„PS. Ich hoffe, die politiſchen Zwiſtigkeiten werden vor der allge— 
meinen Gefahr verichwinden.” Herr PB. 8. Niedmatten leugnete, dieſen 
Befehl gegeben zu haben. Genug, er wurbe vollzogen. An einigen Orten 
drohte man die Widerftrebenden auf der Stelle zu erichiegen. Joris zwang 
den Einnehmer von Illarſaz, ihm 260 Franken, melde er an Eingangs: 
zöllen bezogen hatte, außzuliefern und jeste fich dann mit derjenigen Mann: 
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haft, die auf der Straße zu ihm ftieß, in Bewegung gegen Sitten. Zu 
Monthey Tieß er die junge Schweiz des Orts als Stadtwache zurüd und 
faın mit 300 Mann nad St. Mauriz. Am Morgen erihien Dr. Joſeph 
Hyazintd Barman, in eidgenöflifcher Uniform vor dem Abte von St. Mauriz 
und überreichte ihm einen fo eben von Joris empfangenen Brief, worin dem 
Abte angezeigt wurbe, Joris werde mit feinen Truppen bei den Chorherren 
Wohnung nehmen, um fie für ihre vergangene Handlungsweiſe zu züchtigen. 
Wirklich erfhien er am 28. in der Abtei, weil er jedoch mit feinen Truppen 
überfhwänglihen Vorrath von Speife und Getränk vorgefunden hatte, und 
weil die Ehorherren felbft ihnen denfelben reichlich vorfegten, fo begnügten 
fie fih mit dieſer Brandihakung. Am 29. Tam dieſe Eolonne zum Mittag: 
eſſen nah Martina und brandfchakte das Haus und Priorat von St. Bern: 
hard. Dufour, der Lieutenant von Joris, ließ im Zimmer von Herrn 
Major Eretter die Summe von zweitaufend Franken rauben, melde die 
Regierung biefem Offizier zur Bejoldung der in Monthey ftehenden Regie: 
rungstruppen gefchidt hatte. Nah diefem Raube und nad einer Anrede, 
worin Joris den Truppen das Plündern, außer in ben Bfarrhäufern 
(maisong des clochers) unterfagt hatte, zogen fie vorwärts. Zu Riddes 
wurde dad Pfarrhaus ausgeplündert, der Hausknecht getödtet und auf ben 
Pfarrer, welcher noh am Altar war, wurde ein Gewehr angejhlagen und 
er wäre getöbtet worden, wenn ber Schuß Toßgegangen wäre, wie Torney 
von Saron, der Thäter, nachher felbit eingeftand, er habe die Abficht gehabt, 
ben Pfarrer zu töbten. Zu St. Pierre wurde der Pfarrer ebenfalls gebrand⸗ 
ſchatzt. In Ardon erft überließen fich die Horben den empörendſten Aus— 
fhmeifungen. Denn ba war Herr Domberr de Rivaz, der entichiebene 
Kämpfer für die Nechtögleichheit des Unterwallis im Jahr 1839, der wahre 
Freund der Volfsfreiheit, aber auch der unerfhrodene Kämpfer gegen ben 
Nadikalismus, der furchtbare Feind ber jungen Schweiz, Pfarrer. Das 
Haus wurde rein ausgeplündert nnd verwüſtet, Schandthaten wurden darin 
verübt. Tags daranf, als Alles darunter und darüber war, kam Joris, 
und fagte mit Hohnlächeln zu feinen entarteten und noch befoffenen Tra- 
banten: „fchont der Geräthe, der Schriften und auch bes Gebändes; aber 
thut euch im Keller und in der Vorrathsfammer gütlich!“ Sobald orig 
im Ardon angekommen war, begann ein lebhafter Botenwechſel zwiſchen ihm 
und ber Hegierung in Sitten. Der Staatsrath fandte an Joris den Bäder 
Greffet, um ihn zu fragen, wie viel Quartiere in Sitten zu bereiten wären. 
Joris antwortete, käme er nah Sion, fo würde er & fa Planta lagern. 
Abgeordnete des Staatsrath3 kamen nah Ardon, die junge Schweiz zum 
Rüdzuge zu mahnen, Da eridien Dr. Barman mit feinem „Ichönen Engel”, 
wie Oberſt Hilfiet-Eonftant defien Fran im Jahr 1840 genannt hatte, als 
44 
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er erzählte, fie hätte den Degen ihrem Mann felbit umgürtet, im golbenen 
Löwen zu Sitten. Der Staatsrath bat ihn, er möchte ſich doch für ihn bei 
Joris verwenden, daß er fich zurücdzöge. Barman verſprach Alles zu thun, 
um Joris dazu zu bewegen. Es kam Mauriz Barman, welcher der Truppe, 
wie er dem Staatsrath meldete, gejagt: „fie hätte keinen andern Weg nad 
Sitten, als über feinen Leichnam.” Es Fam der Advocat Ducrey, Schwager 
von Joris, welcher bei ihm die Macht der Berwandtichaft geltend zu machen 
fuchte. Endlih Fam der Staatsrath Torrent, der Oheim von Joris, welder 
im Namen des Staatsraths mit ihm eine Kapitulation des Juhaltes abſchloß: 
daß Feine Unterjuchung gegen die Truppen von Joris joll augeorbnet, daß 
fie auf Koften des Staates ſollen befoldet werden, daß der Staatsrath feiner 
Zeit auf Abſchaffung der geiftlichen Immunitäten dringen wolle. Endlih war 
der Abgeordnete des Staatsraths noch beauftragt, denfelben noch den Dank 
ber Regierung auszuſprechen, weil fie der angeblich bedrohten Stadt Sitten 
hätten zu Hilfe eilen wollen. Es war die höchſte Zeit, dieſe ſchmachvolle 
Capitulation abzufhließen, denn die Truppe von Joris war durch Ausreißerei 
bereitö auf 180, höchſtens 200 Jungſchweizer herabgejhmolzen. Das war 
wohl aud der einzige Grund, dag ihr Anführer die Gapitulation einging. 
Während alles diejes in Ardon vorging, verübten die in Monthey zurüd: 
gebliebenen Jungichweizer unerhörte Frevelthaten. Am 29. Augftmonat 
wurde Herr Dumoulin, Pfarrer in Monthey, zur Frau des Tags vorher 
gejtorbenen Codonnet gerufen, unter dem Borgeben, daß fie über den Verluſt 
ihre8 Mannes trojtlos jei. Der Pfarrer eilte dem Aufe zu folgen. Als 
er bei dem Sirchenthurme vorbeigehen wollte, wurde er von Herrn Joſeph 
Torrent, Präfidenten von Monthey, bei einem Arm gepadt und vor bie 
Mündung einer Kanone gejtellt, neben welcher die Lunte brannte. Dabei 
ftanden 15 bis 20 Jungſchweizer, welde ihn mit unfägliden Drohungen 
und Läſterungen überfhütteten. Der ehrwürbige Manu, Pfarrer Dumoulin, 
war der Weberzeugung, er wäre zum Opfer des Todes auserſehen, ftürzte 
auf die Kniee und bat jeine Henker, fich nicht mit einem Verbrechen zu 
bejubeln, weldes die Gemeinde Monthey auf ewige Zeiten brandmarken 
würde. Die Jungichweizer jchenkten ihm das Leben, aber ihre Wuth forberte 
andere Peinigungen. Man befahl den Sturmmarfh, der Pfarrer mußte, 
um von der Kanone nicht über den Haufen geworfen und zermalt zu werben, 
vor ihr herlaufen. Gleichzeitig wurten rechts und links von ihm Jungs 
Ihweizer, unter welden man jogar die erften Beamteten von Monthey 
erblickte, aufgejtellt, welde ihre Bajonnette gegen feine Seiten ausſtreckten; 
ebenfo hielten vier andere Jungichweizer ihre Bajonnette vor feine Bruft, 
um ihn im Laufe zu Kindern, Als der ſchreckliche Zug bei dem Haufe bes 
alten Landshauptmanns Dufour vorbeiging, und ber Pfarrer biefen ehrwürs 


691 


digen Greifen mit feinem Sohne im Hofe ſah, erhob er flehend feine Hände 
zu ihm. Der Vater kounte vor Thränen Fein Wort hervorbringen. Der 
Sohn rief den Barbaren: „Wie, ihr behandelt fo euern Pfarrer! Ich bin 
lange in Franfreih und in Spanien, ich bin in vielen Feldzügen gemwefen, 
niemals, niemals babe ich einen Menjhen jo behandeln gejehen!” Mittlers 
weile faßte Fräulein Dufour den Großcaftelan Anton Dufay, ihren Vetter, 
beim Arm und fagte im eindringliditen Tone zu ihm: „Mein lieber Vetter, 
wenn es ihnen gefällig ift, fo fügen fie doch dem Herrn Pfarrer Fein Uebel 
zu; geben fie ihm wieber die Freiheit!“ Aber Dufay antwortete: „Der 
Herr Pfarrer empfängt, was er verdient, und wir thun, was wir fhuldig 
find.“ Erſt als die Unmenſchen auf den alten Staatsrath Delacofte fließen 
und biefer ihnen zurief: „Was wollt ihr mit dieſem Manne mahen? wollt 
ihr ihm bie Freiheit wieder geben, oder wollt ihr ihn tödten? Wenn ihr 
ihn tödten wollt, jo wißt, daß er nicht allein fterben wird. Ich werde ben 
Herrn Pfarrer in meine Arme fchließen und werde mit ihm zugleich fterben. 
Es ift alfo nur an euch, meine Fran zur Wittwe, meine Kinder zu Waijen 
zu mahen. Im Namen Gottes, im Namen der Menfchlicgfeit befubelt euch 
bob nicht. mit einem folden Verbrechen.” Auf diefe Worte fpannte man 
endlih den Herrn Dumoulin ab, aber unter ber Bedingung, daß er bie 
unter Waffen ftehende alte Schweiz in Troistorrens berede, nicht auf Monthey 
herabzufteigen, und mit der Drohung, daß, falls feine Sendung erfolglos 
wäre, man ihn tödten würbe. Dumoulin veriprad es und Delacofte beglei: 
tete ihn nah Troistorrend. Es war aber nicht ſchwer, die Männer ber 
alten Schweiz zu bewegen: weil aber Delacofte (Mitglied des abgetretenen 
rabifalen Staatsrathes) einige harte Worte zu ihnen fagte, fchlugen bei 
feinem Abzuge von Troistorrend (er war zu Pferde) mehrere Stuger auf 
ihn an, als Dumoulin es jah, dazwifchentrat, und feinen Netter vettete. 
Auh die Weiber der Jungichweizer wollten Hinter ihren Männern nicht 
zurüicbleiben. Sie Tauerten auf dem Plage von Monthey, und wenn Töchter 
oder Weiber der Altſchweizer (denn fo hießen nun in Wallis die Eonfervas 
tiven) vorbeigingen, ftürzten fie auf diefelben, fchlugen fie, und zerriſſen 
ihnen die Kleider, warfen ihnen Sand und ide in die Augen, und 
ftürzten fie in ben Brunnen ober in den nahen Bad. Während dieſen 
Auftritten fanden zwar auch die Altfehweizer im Unterwallis in den Waffen, 
allein fie erwarteten umfonft den Befehl zum Auszug. Obermwallis war auf 
den erften Ruf der Regierung auf den Sammelplägen; allein der Staats: 
vath, wie fchon oben erzählt worben, entließ fie wieder mit ber Berfiherung, 
daß Alles wicder zur Ruhe und Ordnung zurficdgefehrt wäre, In Sitten 
felbft hausten die Jungjchweizer nad ihrer Art. Sie verjpotteten und miß- 
handelten fogar die ihnen mipfälligen Großräthe auf den Straßen, fie ſchnitten 
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bie Berbinbung mit dem Oberwallis ab, fie plünberten das Haus von Dom: 
herrn Machoud und lauerten mit geladenen Piftolen vor St. Theodulskirche 
auf ihn, bis er die Meſſe gelefen hätte, fie verfügten fi bewaffnet in das 
Bisthum, um den Canzler Dunoyer in Verhaft zu nehmen, als fie ihn nicht 
fanden, machten fie ſich über den Weinkeller ber. Auf dem Heimzuge 
verübte die Eolonne Joris Greuel, warf den Altichweizern die Fenſter ein, 
verlegte das Hausrecht, mißhandelte die Perfonen. Bon Monthey zog eine 
Eoloune von 300 Jungſchweizern unter Yoris nah d'Outre-Vieèſe, fing bei 
fünfzehn Männer und fchleppte fie unter den abſcheulichſten Mißhandlungen 
in das Schloß Monthey. Jean Jaquier von Choer mit einigen Gejellen 
verhaftete jogar feinen eigenen Vater und führte ihn in das Schloß Monthey, 
Der Herr Staatsrath Torrent ließ des andern Tages jene Männer wieder 
108 und begnügte fih damit. Zu Collombey fließen die Jungichweizer auf 
Altihweizer. Der Pfarrer trennte die Parteien. Xaver Builloud von 
Collombey fieht die Frau eines Altſchweizers unter der Hausthüre, drückt 
auf fie ab und verwundet fie ſchwer; im gleichen Augenblide brachte man 
einen jungen Menſchen gefangen, welcher fih vor den Jungfchweizern geflüchtet 
hatte, Vuilloud drüdt einen zweiten Piſtolenſchuß auf diefen Gefangenen, 
zerſchmettert ibm bie untere Kinlade und jchleppt ihn überhin noch in bas 
Schloß Monthey zu den übrigen Gefangenen. In Eollombey brandfchagten 
die Jungſchweizer auh ein Frauenklofter. In Vionaz waren bie Frevel— 
thaten derjelben zahllos. Unter vielen andern wär der alte Eaftellan Brei: 
foud die Zielfcheibe ihrer Wuth. Dreißig Jahre lang hatte er mit Ehre 
die Beamtungen der Gemeinde und des Zehntens befeidet. Sie raubten 
und zerftörten Alles in feinem Haufe; fie wollten den fiebenzigjährigen 
Mann zwingen, fi in ihre Geſellſchaft einzureihen. Als er biefes ftand- 
haft weigerte, hefteten fie einen Zettel mit ber Infchrift „Randesverräther“ 
auf feinen Rüden, jchleppten ihn vor der Mündung einer Kanone durch bas 
Dorf, mißhandelten ihn auf alle Weife, und zwangen ihn zulest noch, fein 
Geld herzugeben. Er warf zwei Pabkete Fünflivresthaler vor ihre Füße mit 
den Worten: „Nehmet, verbrennt auch meine Gebäulichkeiten, wenn ihr wollt, 
aber nie werbet ihr mich unter euere Reihen zählen können.“ Der Staats- 
rath beauftragte endlih den Herrn Torrent, Joris und feine Bande zur 
Ruhe und Heimkehr zu mahnen. Der Staatsrath hatte die Stirne, unterm 
2. Herbſtmonat an den Großcaftellan Rouiller den Befehl ergehen zu laſſen: 
„da die geſetzliche Ordnung nun wieder hergejtellt ſei“ fich vor dem Behn- 
tenpräfideuten Amaler in St. Mauriz am 5. zu ftellen und feine amtlichen 
Berrihtungen zu übernehmen, Diejer Amaker war unter derjenigen Bande 
gewejen, welche den Grofcaftellan in St. Mauriz fo gemalttbätig behandelt 
hatte. Natürlich wollte diefer nicht mehr in die Hände defielben fallen und 
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gab davon dem Staatsrathe in einer Fraftvollen Antwort Kenntniß. Diefer 
aber jehte ihm ohne weiteres ab. Herr de Bons, geweiener Staatsſchreiber, 
murde fein Nachfolger, Nun hatte die Jungſchweiz wieber ale Beamtungen 
in St. Mauriz inne. Die Unordnungen und Gewaltthätigfeiten dauerten 
fort. Um der Haubgier der Jungſchweizer Befriedigung zu geben, beſchloß 
man Contributionen, welche man willkürlich auf bie Altſchweizer legte. 
Weigerte ih Jemand oder zögerte zu bezahlen, fo follten ihm Jungſchweizer 
ind Haus gelegt werben, welde die Contribution erpreften. Der Staats: 
vath verhinderte jebod die Vollziehung. Daß die Jungſchweizer durch ihre 
Prejien Lügen, Verleumdungen und Läfterungen ohne Maß ausgoſſen, daß 
fie die Schuld ihrer Frevelthaten auf die Altſchweizer ſchoben, verfteht fich 
. wohl von ſelbſt. An den Ereigniffen im Wallis nahm ich um fo Tebhaftern 
Antheil, weil der Vorort Luzern in Fall kommen konnte, eidgenöfjifche 
Dazwiſchenkunft eintreten zu laſſen. Durch die Staatszeitung ertheilte ich 
fon unterm 44. Heumonat 1843 ber dortigen Regierung folgende Winfe: 

„Man vernimmt aus bdiefem Kanton, daß die „„junge Schweiz,“ “ 
wie bie Radikalen hier heißen, allerlei Verlehungen der Perfonen und des 
Eigenthums, öffentliche Nuheftörungen und alferlet Ungefeplichkeiten ſich erlau— 
ben. Die junge Schweiz ift militäriſch organifirt, Hat drei Kanonen, hat 
einen Anführer (Joris, melden die abgetretene Regierung ald Commandanten 
gegen Dbermwallis gebraudt). In der deutſchen Schweiz kann man fi nicht 
vorjtellen, daß die neue Regierung des Kantons Wallis eine ſolche Gejell- 
haft, mit folder militäriſchen Organifation dulde. Die militärischen Kräfte 
im Staate follen allein der Regierung zu Gebote jtehen. Gefellfchaften, 
welche durch Gewaltthaten Ruhe und Sicherheit gefährden oder ftören, können 
in feinem Staate, wo geſetzliche Freiheit und Drdnung gehandhabt wird, 
gejtattet werben. Wenn die Regierung von Wallis die treue Anhänglichkeit 
ihrer Mitbürger und die Achtung ihrer Miteidgenofien bewahren will, fo 
fordere fie die „„junge Schweiz"* unverzüglich anf, die Kanonen und andere 
Waffen an das Zeughaus abzuliefern und ſich aufzwlöfen. Gleichzeitig mache 
fi die Regierung bereit, ihrer Aufforderung mit zureichender Militärmacht 
Nahdrud zu geben. Fürchtet fie, wozu allerdings Vorbereitungen getroffen 
fein follen, die junge Schweiz könne Zuzug radilaler Störefriede aus dem 
Kanton Waadt erhalten, fo mahne fie diefe Toyale Regierung des Kantons, 
welche nicht ermangeln wird, die bundesgemäße Hilfe unverzüglich zu leiſten. 
Wenn die Negierimg von Wallis aber ſchwankt und wankt und Feine Energie 
entwidelt, jo wird fie ihre Freunde enimuthigend abftogen, die Feinde aber 
nur um fo frecher maden, und fi am Ende das Schidfal der Züricher⸗ 
regierung bereiten.” Unterm 3. Weinmonat wiederholte ich meine Mahnungen 
in der Staatözeitung in folgender Weife: 
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„Wenn es wahr ift, was einige Zeitungen fagen, daß nämlich von 
DOberwallifern bei dem Staatsrathe die Auflöfung der jungen Schweiz begehrt 
worden ſei, jo Haben biefe Oberwalliſer eine Pflicht erfült, melde dem 
Staatärathe und Großen Rathe von Wallis felbft und längſt obgelegen. 
Denn ber Große Rath nit in nächſter Sikung die Aufruhrbande ber 
jungen Schweiz auflöst und die Kanonen derſelben in das Zeughaus zurüd: 
bringt, jo macht er ſich feldft aller Greuelthaten ſchuldig, welche diefe Bande 
ferner no zum Umſturze der verfaflungsmäßigen Ordnung im Kanton 
Mallis verüben wird. In der ganzen Welt würde auch nicht eine einzige 
Negierung eine ſolche bewaffnete Bande, melde gleihfam Tag für Tag die 
Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums und bie öffentlihe Nuhe und 
Drdnung angreift, dulden, wenn fie anders bie Kraft hätte, fie zu Paaren 
zu treiben. Eine Regierung aber, welche nicht die Kraft haben follte, die 
erften und umerläßlichften Pflichten gegen ihr Volk zu erfüllen und daſſelbe 
gegen eine Aufruhrbande zu fihern, ſehe fih um anderwärtige Kraft um 
ober trete ab, das Schidjal des Landes Andern überlaffend. Allein fo weit 
ift es mit Wallis nicht gefommen. Dad Oberwallis ganz allein, wenn aud 
im Unterwallis der Schreden der jungen Schweiz Alle ergriffen hätte, würbe 
hinreihen, dem Treiben der jungen Schweiz ein für allemal ein Ende zu 
machen. Es fcheint aber, der Staatsrath ſetze in die Oberwallifer nicht das 
Zutrauen, welches diefe reblihen Bergleute verbienen: er fcheint den Räthen 
derjenigen mehr Glauben zu ſchenken, welche mit ber jungen Schweiz unter 
der Dede fpielen oder die Larve von Gemäßigten auf dem Gefichte tragen. 
Die Räthe folder führen aber zum Verderben.“ 

Das Begehren der Obermwallifer, von melden bier bie Rebe ift, war 
folgende Zufhrift an den Staatsrath von Wallis: 

„Die Unterzeichneten, Präfidenten der Zehnten, welche fi freiwillig 
zu Tourtemagne in den ſchwierigen Umftänden, melde Wallis betrüben, ver: 
einigt haben, die Organe ihrer Völkerſchaften, deren Wunſch und fefter Wille 
fich erft neulich ſowohl fchriftlich al auch durdy Abordnungen an ben Staats: 
rath ausgeſprochen haben: wollen ber vollziehenden Gewalt ihren tiefen 
Unwillen nicht verhehlen, welchen fie ob der Handlungen des Vandalismus 
empfinden, die feit einigen Wochen mit einer jo zu fagen immer fteigenden 
Naferei in einigen weitlichen Zehnten verübt werben. 

Eine Horde von Aufrührern, von Muheftörern und Berbredern über: 
läßt fih dem Raube, den Erprefiungen aller Art, verlegt das Eigenthum, 
verlegt das Hausrecht, verfolgt die Diener ber Altäre, verfolgt mit wahrer 
Muth jeden rechtſchaffenen Mann, jeden friedliden Bürger, jeden feines 
Namens würdigen Wallifer; fett fih über alle Autorität hinweg, tritt alle 
göttlichen Gefege mit Füßen, ſchändet alle menfhlihen Gefepe, ſetzt Gewalt: 
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thaten, militärifhe Erecutionen zc. an die Tagesordnung. Brudermorde, 
Morde, Miffethaten, bisher bei uns unerhörte und bei unfern Eidgenofien 
glücklicherweiſe unbekannte Verbrechen, bejubeln und entehren ein Land, welches 
inmitten der öffentlichen Bewegungen Europas, fi als Erben feiner tapfern 
wadern und biedern Ahnen zu zeigen wußte. Das gleihe Blut fließt noch 
in den Adern ber Söhne. Sie fordern daher auf die feierlichite Weiſe Die 
ungefeumte MWiederherftellung der Drbnung, der Ruhe und Sicherheit des 
Landes, welche auf feige Art den Störern der öffentlihen Ruhe, ber Raſerei 
einer zerftörenden gottlofen Bande preisgegeben find, welche ihren letzten 
Schlupfwinkel ſucht. Sie fordern Geredtigfeit für ihre unterdrückten 
Brüder; unverzüglihe Wiederherftellung der Ordnung und Sicherheit, voll: 
fommene Genugthuung für die Opfer des Vandalismus; fie fordern, daß 
der rechtihaffene Mann unter fein heimiſches Obdach zurückkehren und bort 
ungeftört ruhen möge; daß die zwei aus einer und derſelben Duelle ent- 
fpringenden Gewalten dort geachtet werben, und daß jebe berfelben ihre 
Wirkſamkeit frei ausüben Fönne; daß der Wallifer ohne allen Verzug feine 
edle, religiöfe und ruhige Haltung wieder annehmen möge, welde ihn unter 
der Familie Tells fo Yange auszeichnete. 

Möge er aber diefe Vortheile fich felber verjchaffen; möge er fie 
Niemanden anders als fich felber verdanfen. 

Die Unterzeichneten Fonnten nur mit einer Empfindung, welde fie hier 
nicht bezeichnen wollen, wahrnehmen, daß der Staatsrath einen einzigen 
Augenblid an dem Charakter, an der Kraft und an ber Macht der Bewoh— 
ner von Wallis zweifeln konnte. — Wie, eine Hand voll Störefriede könnte 
nit gebändigt, Fönnte nicht erbrüdt werben durch die ungeheure Mehrheit 
ber Wallifer, die jene mißbilliget, die fie verabfchent, bie fie verachtet, in 
welder fie die Feinde des Staats und ber Kirche erbliden ? 

Das Gegentheil denken, hieße demjenigen Theile dev Bewohner diefes 
alten Helvetiens, deſſen Thaten in den Jahrbüchern mit Stolz erwähnt find, 
eine Unbild anthun. Wir proteftiren alfo im Namen unferer Völkerſchaften 
gegen jedes Anrufen einer Dazwiſchenkunft für bie Wieberherftellung ber 
Drdnung im Wallis. E3 find die Söhne des Vaterlandes, welde feine 
Stüßen, feine Bertheidiger fein wollen; Brüder wollen ihre Brüder befhügen. — 
Wir proteftiren gegen alle Koften, welche daraus entitehen könnten. Iſt es 
nit ſchon genug am denjenigen, bie bis anjego erlaufen find? Sollte man 
noch die Zahl der Uebel vermehren und das Land in allen Hinfichten in 
einen Abgrund ftürzen? Wallis ift geizig auf feine Pfennige; höher aber 
ift ber Preis feiner Ehre. 

Das ift die Richtſchnur für die vollziehende Gewalt. — Dafür ift fie 
verantwortlich. 
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Wir bürgen für unſere Worte. Unfere Zehnten haben fie ſchon aus: 
geiprochen ; fie werben fie nöthigenfalls beftätigen und, wenn es fein muß, mit 
ihrem Arm unterftügen. Unterzeichnet: A. von Eourten, Fr. Allet, H. Roten, 
P. Indermatten, de Sepibus, Ferdinand Stodalper, J. Yof. Walther.“ 

Bu den. Proteftationen gegen eine Dazwiſchenkunft der Eidgenofjen 
ſchaft wurden bie Oberwalliſer veraulaßt durch die traurigen Erfah— 
rungen, welche fie darüber gemacht, durch die Neigung des Staatsrathes, 
ſeine Ohnmacht hinter den Vorort oder die Tagſatzung zu verbergen und 
endlich durch die Erſcheinung des Herrn Staatsſchreibers Bernhard Meyer 
von Luzern, welcher vom Vororte hingeſchickt wurde, um den Stand ber 
Dinge kennen zu lernen und dem Staatsrathe dur guten Rath beizuftchen. 
Er machte und Bedauern erregende Schilderungen von ber Feigheit ber 
Regierung, von ben Greueln ber jungen Schweiz und von ber Mannhaftig: 
keit der alten Schweiz, welde in ihrem Eifer für Ruhe, Sicherheit und 
Drbnung von ber Negierung gehemmt wurde. Das Oberwallis blieb bei 
dem Schritte feiner Zehntenpräjidenten nicht ftehen, fondern reichte eine 
weitere Zufchriit an ben Staatsrath, worin nad aberinaliger um 
der anarchiſchen Auftritte gefagt wurde: 

„Als das ſouveräne Boll feine Bevollmächtigten Ihnen die Leitung 
des Staatsrubers anvertrauen ſah, glaubte es nicht, daß es jemals ih 
quälenden und nur zu billigen Bejorgnijien würde überlaſſen müflen. 
Wie benimmt fih aber diefer Reihe von Frevelthaten gegenüber, bie 
das Wallisland entehren, die vollziehende Gewalt? Sie ſchwankt, fie ift 
im Ungewiffen, was fie thun follte; es find Ja und Nein, Verordnungen 
und Gegenverordnungen, welde das Publikum in Verlegenheit Tafjen, 
eine ermüdende Beängftigung verbreiten, und, was jehr wichtig ift, Miß— 
trauen pflanzen über den Geift, ber dieſe Behörbe befeelt. Sie greift 
endlich nah Maßregeln, die aber unvolllommen und weit unter der Wichtig: 
keit der Umſtände find. 

Bier Eompagnieen werben auf den Fuß geftellt, fie jollten die Unord: 
nungen zurüddrängen, den Unruheftiftern Einhalt thun, dem Geſetze Fräftige 
Hand Leiften ; kaum -verfammelt, werden fie ſchon wieder nah Hauſe geſchickt, 
auf das Begehren von Individuen, die zu einem Committee gehören, weldes 
fih als eingedrungene Behörde conjtituirt zur Seite der legalen Behörde, deren 
Wirken e8 hemmt und fogar fraftlos macht. 

Ein zweiter Ruf ergeht an die Truppen, das Coutingent fteht unter 
den Waffen, aber anch diesmal nur, um bald wieder verabichiebet zu werben; 
und in welchen Umftänden? Im Augenblide felbit, wo eine Horbe von 
Störern der öffentlichen Ruhe auf Befehl des Committee von Martinad, 
wie der Courrier du Vallais behauptet und Joris beftätigt, der überdas noch 
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eine, wie ex fagt, von bem PBräfidenten bes durch Die Regierung von Sitten 
aufgeftellten Kriegsrathes ertheilte Verordnung zitirt, auf bie Hauptftadt, 
den Sig der Regierung, losmarſchirt, indem fie fih allerhand Erprefjungen 
erlaubt, fi unterwegs der Staatögelder bemächtigt, jelbe mit dem Solde 
ber Truppen nad Martina geſchickten Gendarmen joger entreigt, nachdem 
fie [on aus ben Kaflen der Staatseinnehmer geihöpft hatte, Piarrhäufer 
plünbert und beraubt, Individuen, ja ſogar Weibsperjonen ſchwer mißhandelt. 


Aber endlich, Tit.! warn gefhahen alle biefe unglaublichen Thatfachen ? 
Diefe Thatſachen fanden ftatt beinahe in dem Augenblicke felbft, mo ber 
Staatsrath die gefehgebende Verſammlung verfiderte, ber Friebe werbe Ber: 
geftellt, die Drbnung trete wieder ind Dafein. In den nämfichen Stunden, 
fo zu fagen, wurde auf ordnungsliebende Bürger nieberträchtige Jagb gemacht 
in jener Hanptftabt, wo Repräfentanten bes fouveränen Volkes beim Kragen 
gefaßt, beſchimpft, geſchlagen und gemöthiget worden waren, anderswo eine 
Sicherheit zu ſuchen, bie ihnen fogar der Sig ber Negierung nicht mehr 
gewährte, als die Vorwache ber fiberall Schreden verbreitenden Horden in 
bie Stadt Sitten einzieht, und der große Hanfen- nicht anders kann 
zurüdgehalten werben, als durch bie ernichrigendften Transactionen und 
Berheißungen. 

Eine faſt unbegreifliche Thatſache iſt, daß die Mehrheit bes Staats: 
raths nachgab und ſich bis zur Bewilligung eines Soldes herabließ, auf 
dieſe Weiſe wohlfeil zu Markt tragend nicht nur die Einkünfte des Staates, 
ſondern die einen auch ihre eigene Würde, die ſie ſoweit vergeſſen, daß ſie 
der Horde ſogar Dank abſtatteten. 


Die Bewohner des Landestheiles, der annoch der Freiheit der Mei— 
nungen und Handlungen genießt, kamen wetteifernd dem Staatsrathe ben 
Tribut ihrer großmüthigen Ergebenheit, ihre Arme anzubieten, um ben 
Unrubeftiftern Einhalt zu thun, um ihrem Vaterlaude fein ehemaliges Au: 
ſehen wieder zu verjchaffen, Was hätte nicht diefer patriotiihe Aufſchwung 
hervorgebracht, wenn man ihn benügt hätte, ftatt Stunden verftreichen zu 
laſſen, die den Feinden öffentlicher Ruhe Zeit verſchafften, fich zu organifiren 
und bie Behörde aufzuziehen. 

Glaubt der hohe Staatsrath, er befinde fi in der Unmöglichkeit, das 
Gute zu fördern, nach welchem das Land feufzt, To lalle er einen Aufruf 
ergehen an die Nation, bald wird eine handvoll Ruheſtörer genöthigt fein 
bie veligiöfen nud politifchen Weberzeugungen eines ganzen Volles zu reſpel⸗ 
tiren; bald wird das Wallisland feine religiöfe, edle, ruhige Stellung wieder 
erlangt haben. Religion und Vaterland! dies ift fein Wahlſpruch. 
Er ift unmwandelbar, 
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Tie Bewohner der untern Zehnten, welche das Opfer einiger Unruhe: 
und Unorbnungsfünftler find, werben hier ein Denkmal ber Theilnahme 
finden, bie wir gegen fie haben. Sie ertragen mit Ergebenheit allerhand 
Bedruckungen, fie beftehen mit dem Stolze des Nationalgefühls den Kampf. 
Bereit alle aufzuftehen wie ein Mann, werben mir ihnen zu Hilfe eilen, 
wenn nicht fchleunig der Unordnung und dem Verbrechen ein Zaum angelegt 
wird. — Mir werden aus allen unfern Kräften, und auf alle Weiſe das 
Unfrige beitragen, um unfern Brüdern eine allzulange geftörte Ruhe wieder 
zu verſchaffen. Wir wollen bei ihnen wie bei uns in Gicherheit ftellen bie 
Unverlegbarkeit des Wohnſitzes, jene des Eigenthums, die Sicherheit ber 
PVerfonen, und befonders die Achtung gegen die Religion und ihre Diener, 
fonft würde die Gefellichaft vergebens Ruhe und Glück fuchen. 

Wallis bat das Glüd, die Glaubensſätze feiner Väter noch zu befiken; 
es verehret felbe, und feft entichlofien will es fie ald das ebelfte, ala das 
theuerſte Erbtheil bewahren.“ 

Im Wintermonat brachte die Regierung die Kanonen der Jungſchweizer 
im Unterwallis und diejenigen der Altſchweizer im Oberwallis wieder in das 
Zeughaus zurück. Am 7. deſſelben Monates kam der Große Rath wieder 
zuſammen und wählte den 34 jährigen Herrn Profeſſor der Theologie Peter 
Joſeph von Preur, welcher feine Studien im deutſchen Collegium zu Rom 
gemacht Hatte, zum Biſchofe von Sitten. Eine jungfchweizerifhe Bittſchrift 
von Unterwallis Hatte den Biſchof damit begrüßt, daß fie begehrte, es follte 
ihm täglich ein Louisd'or Gehalt von der Regierung ausbezahlt, im Uebrigen 
alle feine Kirchengüter zu Handen des Staats bezogen werden. Wallis war 
jevod damals für diefes Begehren noch nicht reif. Als die Bittfchrift der 
Oberwallifer, welde der Staatsrath dem Großen Rathe vorgelegt hatte, im 
Frage kommen follte, fanden ſich bei fünfzig Jungſchweizer in der Nacht zu 
Sitten ein, welche den Jefuiten eine Katzenmuſik machten, vor bem Haufe 
des Domcapiteld fi aufitellten, lärmten, den Herrn Domherrn Machoud, 
welcher ihnen ein vorzügliher Dorn im Auge war, herausforberten, mit 
ungeftümem Lärm in den Großrathsfaal drangen und fi) da in ihrer Weile 
Drohungen erlaubten. Die Stadt Sitten und der Staatsrath hätten bie 
Horbe ſchwerlich zur Ordnung gebradt, vielmeniger noch gehörig gezlichtiget: 
allein ſobald Hundert Altſchweizer aus dem Oberwallis in Sitten, obwohl 
unbewaffnet einzogen, machten ſich die Jungſchweizer ungeheifen aus dem 
Staube. Allein im Unterwallis trieben fie ihr Unweſen fort; zum zweiten 
Male plünderten fie den Pfarrhof des Herrn Chorherren de Rivaz im Ardon 
und überfielen jenen Richter, welcher die Unterfuchung darüber führen follte, 
mißhandelten ihn und verjegten ihm mehrere blutige Wunden und als ber 
Staatsraih die beiden franzöfifchen Flüchtlinge Monteilhet und Huttinot, 
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welde in St. Mauriz wohnten und der jungen Schweiz angehörten, aus 
dem Lande wies, fo kamen zwei Jungfchweizer nad Sitten, erflärten ben 
Answeifungäbefehl als gejegwitrig und drohten, falls auf deffen Bollziehung 
beitanden würde, bewaffnet nah Sitten zu kommen. Der Staatsrath ftellte 
abermal feine Schwäche heraus. An 18. Nänner 1844 wurben die Herren 
Dunoyer, Canzler des verftorbenen Biſchofs, und Jardinier, vormaliger 
Vicar von Monthey, als fie bei dem Rector bes Klofters in Colombey zu 
Naht fpeisten, von Jungſchweizern überfallen, gefangen nah St. Mauriz 
geführt und zum Berfprechen genöthigt, nie mehr in den Zehnten Monthey 
zurüdzufehren. Kurz der Staatsrath von Wallis, obwohl er auf die große 
Mehrheit des Volkes nicht nur im Dberwallis, fondern auch im Unterwallis 
zählen Fonnte, fah allen Greueln zu, unterhandelte immer mit ben Aufrübrern, 
dien der alten Schweiz fait weniger Zutranen zu fchenfen, als ber jungen. 
Dur Herrn Torrent hatte die junge Schweiz in der Mitte bes Staatsraths 
Sitz und Stimme bekommen, Ignaz Zen:Ruffinen gehörte liberalen Beſtre— 
dungen an und hatte weder Muth noch Energie, Gros und von Kalber- 
matten waren fogenannte Juſtemilieus, Liberalconjervative, Clemens nicht 
übel gefinnt, aber wenig entihieden. Durch Herrn Staatsjhreiber Meyer 
Hatten wir im Luzern jo ziemlih den Stand ber Dinge Fennen gelernt. 
Allein der Borort als ſolcher Fonnte nichts thun. Der Zuſtand des Kan: 
tons Wallis war eine Schmach für die ganze Schweiz. Er hatte aber doch 
alle Kräfte in fih, um in fi fo einig und fo georbnet zu fein, als jeder 
andere Kanton. Nur mußten fie organijirt, verbunden, geleitet werben. 
Diefes nun wollte ich durch einen jungen Mann vorbereiten laſſen, welder 
mein Zutrauen genoß. Bei der Standescommiffion von Luzern brachte ich 
es dahin, daß er nah Wallis gefhidt wurde. Er erftattete mir über feine 
Sendung einen einläßlichen Bericht, woraus ich folgende, die Lage im Allge— 
meinen darftellenden Sätze heraushebe. 

„Im Unterwallis ftehen, wie überall, auch zwei Parteien einander 
gegenüber, die confervative und die radikale, die kirchliche und bie antikirch— 
liche. Zwiſchen den beiden ausgeiprochenen Farben ftehen freilich aud bie 
fogenannten Gemäßigten zwiſchen inne, allein je ſchärfer die Gegenjäge im 
politiihen Leben gegen einander ftehen, je gereizter die Stimmung, je erclus 
fiver die Handlungsweife der Parteien wird, deſto mehr verlieren überall 
die gemäßigten Mittelparteien die practifhe Bedeutung. So ift diefe aus 
dem angeführten Grunde in Wallis gegenwärtig beinahe null, fie eriftirt in 
der Theorie und Gefinnung der Einzelnen, am meiften beim Staatsrathe 
felbft, allein in der That ſchließt alles fich einem der beiden Gegenfäge an, 
au der Staatsrath ift bei feinem Wirken ſowohl im Augftimonat 1843 
dieſem Geſetze gefolgt, als er es gegenwärtig wieder wird thun müſſen. 
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Dasjenige aber, was im Wallis die Stellung und Bedeutung der 
Parteien von derjenigen in andern Kantonen wejentlich unterſcheidet, ift, daß 
fie im ganzen Lande gleihfam nominatim ausgejhieden und vollkommen 
militäriſch organifirt und jtet3 zum Kampfe bereit einander gegenüberftehen, 
daß partielle Kämpfe unter ihmen wirflih nicht felten durch ganz geringfügige 
äußere Anläfle hervorgerufen werben, ohne bag darum ein allgemeines Los: 
ſchlagen hervorgeht, ohne daß die Ruhe formell mehr als vorübergehend 
geftört würbe. Der Grund diefer Erſcheinung Tiegt theils in der Geftaftung 
bes Landes, theils in dem numerijhen Berhältuig und dem Charakter der 
Parteien, theils auch in ber Geſetzgebung jelbit. 

Im Ober: und Mittelmallis bis nah Sitten hinab find bie Kabifalen 
fo wenig zahlreich, daß nirgends eine Section ber jungen Schweiz fich zu 
bilden gewagt bat, im Mittel: und Unterwallis find fie im Rhone-Thal 
Meifter, während die Seitenthäler, Entremont, Bal d'Illier und die Berg: 
gemeinden ber Mehrzahl nad entſchieden confervativ find, In Monthey 
bat die junge Schweiz ſechs Kanonen die ihr zugehören. Was die Lage ber 
Radikalen im Untermallis vorzüglich günftig macht, ift, daß fie die Communi— 
eationen der gutgefinnten Gemeinden beherrihen, und bei einem Weberfall 
auf Einzelne dieſelbe von aller Hilfe abſchneiden können. Das ift aud ber 
Grund, warum fie ftet3 nur partielle Angriffe machen und eine allgemeine 
Erhebung wenigftend zur Stunde noch nicht zu bezweden feinen. Denn 
dadurch vermehren fie ihre Stärke und ſchüchtern viele der hilflos unterliegens 
den völlig ein. Die Gefammtzahl dev Jungichweizer fol nad der Behaup⸗ 
tung der Herren von Courten allerhöchſtens auf 1500 Mann jich belaufen, im 
Fall eines allgemeinen Aufbruches gegen Sitten würden auf ben erften Ruf 
der Regierung an das Volk ihre Sige, Monthey, St. Mauriz und Martigny, 
fogleich von den umliegenden Gemeinden überfallen werben, während Dber- 
wallis herunter rüdte. St. Mauriz, das Städtchen ift hiebei von großer 
Wichtigkeit, denn hierdurch allein geht der Weg aus der Ebene von Monthey 
nah Sitten und felbft für eine eidgenöffiihe Intervention ift diefes Paſſes 
Defig entjcheidend, es müßte alſo eintretenden Falls fofort dieſer Platz befegt 
werden, zumal er von der Eidgenofienihaft ift befeftigt worden, und wenn 
auch dies Anfangs durch Waadtländer würde geichehen müflen, jo wäre wohl 
zu bebenfen, ob fie lange im ausfhlieglihen Beſitz deſſelben bleiben ſollten. 
Die Bewohner des Städtchens gehören faft ausfchließlid der radikalen Partei 
an, dagegen ift die entfchiedene Mehrheit im Zehnten confervativ. In eigen: 
thümlihem Verhältniſſe befinden fi) die Bewohner des Thales Entremont, 
wo etwa 600 Mann der alten Schweiz durch Herrn Luder organifirt, jebod 
etwas mangelhaft bewaffnet fein follen. Das Thal ift fehr wild und eng 
und ſteht nur dur die Straße von Martigug mit dem übrigen Theile bes 
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Kantons in Verbindung, ber große St. Bernhard verbindet e8 mit Stalien. 
Die Bewohner Haben aber ihre Felder und Reben in der Ebene von 
Martigny, jo daß zur Zeit der Bearbeitung berfelben ſowohl das Thal ala 
auch die draußen arbeitenden Bewohner von Martiguy aus leicht können 
überfallen werden. Man befürchtet auch derartiges nah den Intentionen 
der jungen Schweiz und andern Vorgängen nicht ohne Grund. Sitten felbft, 
die Stadt, ift in Mehrzahl ihrer Bewohner der Regierung nicht gewogen, 
die junge Schweiz bat da eine ftarke Partei und viele ber fogenannten 
Moderaten bieten ber Regierung auch wenig Schug. Dagegen find in ben 
umliegenden Gemeinden über 2000 Mann gerüftet, auf ben erften Ruf auf 
Sitten, wo fih mit dem Sit der Regierung auch das Zeughaus befindet, 
hereinzufallen, um Ungriffen auf die gejeglihe Ordnung zu begegnen. 

Die junge Schweiz gebietet über anfehnliche, wahrſcheinlich von Außen 
ber fließende Geldmittel, dagegen foll der Elerus in Wallis fih für Unter: 
fügung der conjervativen Partei eimas zu Farg zeigen. 

So ungefähr ift, gegenwärtig was das numeriſche Verhältniß betrifft 
bie Lage ber Parteien in Wallis. Die confervative Partei ift ber radikalen 
an Zahl weit überlegen, in der Bewaffnung und Ausrüftung mögen beide 
Ach gleichftehen, was den Eonfervativen mangelt ift regelmäßige Communis 
cation und militäriih gebildete Führer, deren fie nur zwei haben, einen 
Eommandanten von Kalbermatten und bem jungen Adrian von Courien, ber 
aber noch nicht 30 Jahre zählen kann. Die junge Schweiz bat mehrere 
Militärs, große Activität und fcheut Feine Mittel, während die alte Schweiz 
nur auf ben Befehl der Regierung handeln will. Die letztere bat ſich über: 
haupt nur gebildet als ein Mittel der Nepreffion gegen jene, wie zur Zeit 
die Sicherheitsvereine gegen die Schubvereine fich zu bilden veranlaßt 
wurden, und zwar geſchah diefe Bildung der alten Schweiz zu einer Zeit, 
wo es in die Augen fprang, daß mit Hilfe des Contingents bie Orbnung 
nit aufrecht erhalten werben könne, mo die Ereignifie des Augftmonates 
vorigen Jahrs die Verwirrung anfhaulid machten, welche durch die Activis 
tät bes Kontingent? ausbrechen mußte. Auch gegenwärtig würbe bie Regie: 
rung das Contingent zu ihrer Hilfe nicht aufrufen Tonnen, ba bafjelbe 
unter ſchlechtgeſinnten Chefs fteht und mwahrfcheinli Leute aller Lanbestheile 
durcheinander gemifcht find, fondern fie müßte in Ermanglung eigener Kraft 
fih der alten Schweiz in die Arme werfen, wie fie zur Zeit bes Eintritts 
von Torrent fi in die Arme der jungen Schweiz geworfen hat und es ift 
die allgemeine Anficht, daß gegenwärtig die Regierung, würde fie angegriffen, 
ih der alten Schweiz in die Arme werfen würde. 

Nachdem wir foldergeftalt die Stellung und bie Stärke der Parteien 
im Allgemeinen betrachtet, werben bie Anläffe kurz zu berühren fein, weldye 
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biefe fih gegenüberftehenden Kräfte in Bewegung ſetzen. Abgefehen von der 
allgemeinen Intention der Partei, die gegenwärtig in Oppofition ſteht, ſich 
des Ruders zu bemächtigen, berühren wir blos die Anläfle, welche zu einem 
allgemeinen Zufammenftoß führen Fönnten, nachdem ſchon oben von einigen 
Deranlafjungen zu möglihen partiellen Reibungen ijt gelproden worden. 
Einige erwarten, daß bei ber Konfecration des neugemwählten Biſchofs ein 
allgemeiner Aufftand erfolgen Fönnte, bie Urſache ift nicht leicht abzujehen. 
In der nähften Seffion des Großen Nathes, wird, wenn die Sachen fid 
nicht ander wenden, die Auflöfung der jungen Schweiz als bemaffneter 
Geſellſchaft und die Wegihaffung ihrer Kanonen von Seite bes Staats-— 
rath3 proponirt werden. Um den Großen Rath einzufhüchtern, werben die 
Jungſchweizer in Maſſe fih nah Sitten begeben, allein Hug gemacht durch 
die Erfahrungen wird aud die alte Schweiz vom Oberwallis ſich einfinden 
und da läge eben ein Conflict ſehr nahe. Ein dritter Anlaß liegt in ber 
bevorftehenden Frage über die Revifion der Verfaſſung. Bon diefem Punkte 
erlaube ih mir etwas einläßlicher zu fprechen, weil er fpeziell in meiner 
Aufgabe bezeichnet war. Der Artikel 73 der Berfaffung bes Kantons Wallis 
vom 3. Augftmonat 1839 fagt: „Die gegenwärtige Verfaflung kann erft 
nah Verlauf von 5 Jahren und nur in dem Falle einer Abänderung unter= 
worfen werben, wenn eine folhe von der abjoluten Mehrheit ſämmtlicher 
Mitglieder des Großen Rathes beſchloſſen wird.” Es wird alfo die Frage 
über Revifion oder Nichtrevifion vorerft vom Großen Rathe entſchieden 
werben müſſen. Der ganze Staatörath ift einig, daß eine Revifion ſchwere 
Stürme herbeiführen würde und wünſcht deshalb dieſelbe zu vermeiden. 
Ganz Oberwallis aber wünfht die Nevifion und betrachtet es als einen 
Ehrenpunft zu revibiren, meil Dberwalliß zu dieſer Verfafjung von 1839 
nicht mitgewirkt, fondern durch Waffengewalt gezwungen fi ihr unterworfen 
babe. Zubem wünſcht man das Referendum in dem Sinne, daß für und 
wider gejtinnmt und nur die Anwejenden gezählt werben follen. Dan glaubt 
dadurch, eine radikale Regierung, wenn auch die Wahlen je wieder ungünſtig 
ausfallen follten, unmöglih zu machen. Auch den direkten Wahlen ift Ober: 
wallis fehr geneigt, weil man in den Urverfammlungen bie Jutriguen der 
Radifalen weniger fürchtet, al8 in den Wahlcorps. Weberhaupt müſſe eine 
Mare und nette Entiheidung erfolgen und das könne nur durch die Ber: 
fafjungsrevifion geichehen, fonft werben bei den Erneuerungsmwahlen des näch— 
ften Jahres, jagen die Herren von Courten, die Nadilalen wieder obfiegen. 
Der Gefihtspunft der Ehrenrettung ift ſehr mefentlih im Oberwallis und 
der Commandant Taffiner, einer ber tüchtigften Männer bes Landes, foll 
geihworen haben, nicht mehr in den Staatsbienft zu treten, fo lange dieſe 
Verfaſſung beftehe. — Anderfeits wüufcht aber auch bie junge Schweiz Ber: 
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fafjungsrevifion. Sie ift fih ihrer Ueberlegenheit im einer Discuffion der 
Prinzipien bewußt, fie weiß auch, welch mächtiges Mittel Boden zu gewinnen 
in einer Infrageftellung aller pofitiven Verhältniſſe liegt. So wird nament— 
lih die Frage des Keferendums von ihr bereitö außgebeutet, indem ein 
Programm civeulirt, Laut weldem nicht nur ganze Geſetze, jondern jelbit 
einzelne Artikel jollen verworfen werden können. ine zweite Frage, die 
von der rabifalen Partei wird herausgehoben werden, ift die Immunität des 
Clerus. Der Artikel der gegenwärtigen Verfaſſung jagt blos allgemein: 
„Die Rechte der Welt: und Drbensgeiftlichfeit find aufrecht erhalten.“ Die 
natürliche und auch in der Praris bis jett befolgte Auslegung diejes Artikels 
ift: „Die Nechte, welche die Geiftlichfeit bisher genoſſen hat.” Diele 
beitehen aber im ber perjönlichen und binglihen Immunität. Lebtere ift 
blos nominell, denn direkte Steuern gibt es in Wallis nicht, an die indirekten 
fteuert der Clerus wie jeder andere Bürger. Weſentlich aber ift die perſön— 
lihe Immunität, das forum exemptum ſowohl für Eivil- als Criminal: 
jahen. Der gegenwärtige Staatsrath Hat fi, in der Hoffnung die Geifter 
zu verföhnen, im legten Sommer unter der Hand an die Nuntiatur gewendet, 
um Einleitungen zu einem Concordat mit dem heiligen Stuhle über die Ber: 
hältniſſe dev Geiftlichfeit zu treffen, allein die Geiftlichfeit hat ihrerſeits dieſe 
Schritte paralyfirt. Die junge Schweiz behauptet einmal, ber angeführte 
Artikel 3 enthalte Feine Garantie für jene Eremtionen, weil jie nicht „Rechte“ 
bes Elerus feien, dann aber will fie felbe nominatim aboliren. Anderfeits 
wird von Mofjen yegenwärtig eine Petition an den Großen Rath colportirt, 
mwodurd verlangt wird, daß jene Eremtionen nominatim garantirt werben. 
Der Elerus jelbit Hält unter ben beftehenden Verhältniſſen ſehr auf unbe: 
ſchränkte Aufrehthaltung feines eremten Forums, weil er weiß, wie fehr bie 
Gerichte desjenigen Theil des Landes, wo ber Radikalismus herrſcht, unter 
deſſen Einfluß ftehen, und weil er fühlt, daß eine Aufhebung des eremten 
Forums jeden Angenblid benugt werben würde, um Priefter vor übelgefinnte 
Nichter zu ſchleppen und den Credit der Geiftlichfeit zu untergraben. Es wird 
auch behauptet, daß Niemand als die junge Schweiz gegen diefe Eremtionen 
auftreten wolle, allein ich bin vom Gegentheil überzeugt und würde deshalb 
eine Discuffion über diefe Frage für ſehr gefährlih halten, wenn fie nicht 
zuvor durch ein Concordat anf fihern Boden könnte geftellt werben. — 
Ueber die ganze Frage der Berfajlungsrevijion it endlih das confervative 
Unterwallis indifferent und Herr von Cocatrir ſprach zu mir darüber das 
Ihöne Wort: „Wir werden in biejer Frage uns nah dem Wunſche von 
Dbermwallis richten, wir find es dem Dberwallis jhuldig, für die Kränfung, 
welche es 1839 erfahren, ihm Erjab zu geben.“ Ich glaubte meine Anfs 
gabe richtig erfaßt zu Haben, wenn ich den Rath gab, bie einflußreichern 
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und intelligeniern Männer aus Ober: und Interwallis follten biefe Frage 
conferenzialiter in ernfte Erwägung ziehen, denn allerdings Hat fie ihre 
zwei Seiten: j 

Der Staatsraih endlich wünſcht deswegen eine Nevifion zu hindern, 
weil er darin nur eine Verftärfung des bemofratifchen Elemente in Aus: 
fit fieht, die in der angeftrebten Ausdehnung jede Regierung und Adminiſtra⸗ 
tion unendlih hemmen müßte, während gerade was nothwendig wäre — 
eine Berftärfung ber recutivgemalt — niemals zu Stande kommen 
würbe. 

Gerade in ber gegenwärtigen Organifation der Erecutivgewalt Tiegt 
formell die Duelle vieler Unordnung im Wallis. Es fehlt nämlid völlig 
das Inftitut der Amtsftatthalter, Präfekten oder wie man dieſe unter ber 
Regierung ftehenden, von ber Staatögewalt beftellten Beamten nennen mag, 
und deren Attribute. Die Vollziehung ber Gefege, bie Polizei, die Inftruc- 
tion ber Polizei» und Eriminalprozeffe, alles das fällt der Zehnten- und 
Communalgewalt anheim, die unmittelbar vom Bolfe beftellt werben. Wenn 
daher fih 3. B. im Zehnten Martina eine Störung ber öffentlihen Orb» 
nung ereignet, welde nicht geradezu in Empörung ausartet, fo kann ber 
Staatsrath weiter nichts thun, als die Sade an die Beamten und Gerichte 
des Orts verweilen. Die Gerichte find aber ſehr ſchlecht beſetzt oder terrori- 
firt und wenn aud der Staatörath von feiner Befugniß einen außerorbent: 
lihen Rapporteur zu beftellen Gebrauch macht, fo ift bamit wenig gemonnen, 
denn Niemand wagt fi einem foldhen Auftrag zu unterziehen ober bie 
Erfüllung deſſelben wird gewaltfam verhindert, was Anlaß zu neuen erfolg: 
loſen Unterſuchungen wird, wie bie frühern Vorgänge in St. Mauriz beweijen. 
Es ift aber gerade die Taktik der Jungſchweizer ihre Exceſſe in Gerichts— 
Freien zu begeben, wo fie ber Straflofigfeit ſicher find, und biefelben, 
ihrer Schwäde bemußt, niemals den Charakter einer Empörung annehmen 
zu laſſen. 

Ein anderer Grund ber Unorbnungen, die ſtets ſich wiederholen, Liegt 
aber dennoch auch in ber perfonellen Zuſammenſetzung bes Staatsrathes. 
Schwäche und Unentfchloffenheit find da zu Haufe, wiewohl das ehrenhafte 
Motiv zu Grunde liegen mag, ftrifte und ängſtlich an allen Formen ber 
Geſetze fi zu halten. Allein außerordentliche Zuftände fordern bisweilen 
auch außerordentliche Maßregeln und ein allgemeiner Friede, ber ſtets durch 
partielle Exceſſe unterbrochen wird, ift and Fein Landesfriede. Es figt im 
Staatsrath von Wallis ein Mann, den man Loyalität, wenn andy bei ent: 
gegengefepter Gefinnung zutraut. Man dürfte nicht fehr irren, wenn man 
behauptet, daß hierin Täufhung liege. Unendli zu bedauern ift ber 
Austritt bes Herrn Eocatrir, eines fähigen und entichlofienen Mannes, 
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Niemand verhehlt ih, daß der gegenwärtige Zuftand von feiner Dauer 
fein könne. Wann aber eine Löſung der geipannten Verhältniſſe eintreten 
werde, darüber ſcheint eine fefte Anficht noch nicht zu walten. Der Staats: 
rath, wenigitens fein Präfident glaubt noch an die Möglichkeit einer frieb- 
lichen Löfung ; wie diefelbe erfolgen fol, ift ſchwer abzuſehen. Auf den Fall 
aber, daß bie Gewalt entiheiden müßte, wünſcht die confervative Partei den 
Losbruch vor dem Eintreten des Vorortswechſels, da im Allgemeinen bas 
Bertrauen in Zürich micht groß ift. Jedoch legt man dem Vorort mehr 
einen negativen al3 einen pofitiven Werth bei. Von activer Intervention 
wird wenig gehofft, ja es ſchien mir, daß biefelbe nicht gewünfcht werde. 
Mar vertraut anf die eigene überwiegende Zahl und Kraft, fofern nur ber 
Staatsrath mit Energie auftreten wolle. Bon Waabt jcheint wenig befürchtet 
zu werben. Der Staatdrath von Waadt mwerbe, fo fagt Herr Präfident 
Zen: Huffinen, feine Mitwirkung gewiß nicht verfagen, um bie in Wallis 
anfällig bedrohte oder geftörte geſetzliche Orbnung auf den Ruf des Vororts 
herzuſtellen. Anders wäre aber der Fall, wenn in Folge einer Entiheibung 
über Orunbfäge, wie die geiftlihe Immunität, die Preßfreiheit und bei 
Anlaß der Berfaflungärevifion eine folhe Störung erfolgen follte. Zur 
Aufrechthaltung geiftlicder Eremtionen, der Aufhebung ber Preßfreiheit u. dal. 
mitzuwirken, dürfte der Staatsrat} von Waadt, felbft wenn er auch da geneigt 
fein follte, von feiner Bevölkerung, von der öffentlihen Meinung zurüdge: 
halten werben. Das ift unter Anderm ein Grund, warum Berfailungs: 
revifion und daraus hervorgehende gewaltſame Auftritte vom Staatsrath von 
Wallis gefürchtet werben. Uebrigens follen nächftens zwei Mitglieder des 
Staatärath3 von Wallis nah Waadt und vielleiht auch in einige andere 
benachbarte Kantone unter anderweitigem Vorwand abgejhidt werben, um 
die Stimmung ber Regierungen für allfällige Eventualitäten zu erforjchen. 
Merkwürdig ift no, was mir in Freiburg verfidert wurde, es follen unter 
der Hand bafelbft einige Bergartillerieftüde für das confervative Wallis nit 
ohne Wiffen ber dortigen Regierung zu erzweden gefucht worden fein. Es 
ift deshalb auffallend weil es von ber Sicherheit zeugen würde, melde man 
ben Zeughaus in Sitten beimißt. 

Nach Beſprechung der bereits oben berührten Berhäftnifie zu Waadt 
kommen wir auf bie Verfafjungsrevifionsfrage, moranf Herr Zen:Ruffinen 
unendlih viel Gewicht legt und mich erfuchte bei den Herren von Conrten 
mein Möglichftes zu thun, um fie gegen die Nevifion zu ſtimmen. Auch 
bie Immunitätsfrage wurde beiproden und bier ftellte ich auftragsgemäß 
das Verhältniß des Elerus im Kanton Luzern bar, und warf bie fragsweiſe 
Bemerkung ein, ob nicht der Elerus des Wallis zur Befeitigung des formellen 
Anftandes einige Opfer bringen würbe, um materiell feine Stellung und bie 
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Ruhe im Lande befjer zu behaupten, und einer Verflärfung der rabilalen 
Partei vorzubeugen. Herr Zen:Auffinen wies mich bezüglih auf dieſen 
Punft an den Biſchof, bemerfend, daß wohl die höhere nicht aber bie niebere 
Geiftlichkeit zu folden Conceſſionen Hemmniß fein dürfe. Uebrigens 
komme vieles auf den Befuh an, melden ber apoftoliihe Nuntius näch— 
ftens zur Confecration des Biſchofs in Wallis machen werde. — Beiläufig 
ging ih fo fhonend als immer möglich auf bie Meinung ein, melde man 
in ber innern Schweiz über bie walliſiſchen Zuſtände fih zu bilden 
anfange ac. 

Am 13. Vormittag machte ih dem erwählten Biſchof von Sitten, 
Herrin de Preux meinen Beſuch. Herr de Preur jcheint ein fehr Fluger 
Mann zu fein und feine Lage ſehr wohl zu begreifen. Seine Gefinnung 
ift fehr entihieben, feine Handlungsweiſe ift vorfichtig und er hat im Lande 
viele Verbindungen. Seiner Anfiht nah gewinnt die Oppofition im ber 
gegenwärtigen Lage, doch follen in Unterwallis gemäßigte und redliche 
Männer feit den letzten Ercefien fih davon loszumachen beginnen. Der 
Staatsrath, einjehend, wohin die Sachen endlih kommen möchten, fei jetzt 
befjer gefinnt und zu Fräftigerm Handeln entihlofien als früher. Die Frage 
über Berfafjungsrevifion nimmt der Bifchof nicht Leicht, er fieht volllommen 
die Gefahr ein, das darin enthaltene Gute und die Eriftenz eines geſichert 
legalen Zuftandes in Discuffion und in Frage zu ftellen. Betreffend die 
Immunitätsfrage verdanke ich ihm bie meiften oben ſchon dargeftellten Auf: 
ſchlüſſe. Seine Anfiht ift, daß in ber gegenwärtigen bewegten Zeit, bei ber 
großen Mehrheit des Volkes, daB bafür einzuftehen bereit fei, Conceſſionen 
niht am Platze wären, fo wenig als irgend eine anderweitige Verrüdung 
be3 gegenwärtigen Zuftanbes. 

Am Nahmittag des 13. März begab ih mich nah Siders zu ben 
Herren von Eourten, Bater und Sohn. Herr von Courten, der Vater, hat 
alle Eigenfhaften eines Staatsmannes aus der älterın Schule, Feinheit, 
Gewandtheit, Scharfblid, abgeſchloſſene Anfichten, die er mit großer Sicher: 
heit vertheidigt, ohme ſich beſonders Mühe zu geben ober irgend über Prin- 
cipien fi einläßlih auszufprehen. Er war etwas zurüdhaltend, die Lage 
des Landes, bie Kräfte und die Dijpofition ber Parteien beſprach er nicht 
ohne Zuverfiht, eibgendjfiihe Intervention glaubt er nicht nöthig, nahm 
jedoch die Nahmeifungen, welche ich ihm über die Correfponbenzeinrichtung 
gab, mit ſichtlichem Intereſſe auf ꝛc.“ 

Die Unordnungen im Wallis dauerten fort, ber Staatörath erlieh 
am 27. März folgende Belanntmahung: 
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„Der Stantsrath des Kantons Wallis an feine Mitbürger. 


Wallis feufzt noch immer unter dem Drude politifher Gemüthsbe— 
wegungen. Die Zerwürfniffe und die Neigung zu Aufitänden drohen in 
unferm Lande einheimifch zu werben. — Häufige Vereinigungen zufammen: 
gerotteter, mit Waffen, Stöden ꝛc. verjehener Männer, als eben jo viele 
neben ben politiihen Behörden gejtellte Gewalten ; häufig wiederholte Ver: 
legungen der Perſon, des Wohnfiges, des Eigenthums der Mitbürger und 
der Denfungsfreiheit, die Anmaßungen der Gewalt, die Unzulänglichfeit ber 
Gerichtshöfe, ungeachtet ihrer Bemühungen, bilden die tödtlihen Elemente 
der Beſorgniß und Wengftlichleit, wovon unfere Städte und Landſchaften 
niebergefhlagen find, Mitbürger, die Zeit ift da, um zu frengern Zwangs-— 
maßregeln zu fchreiten, wolle Gott, daß man nicht gezwungen werde, diefelben 
ber Reihe nad alle vornehmen zu müfjen. Die Vollziefungsgewalt, wohl 
entichlofien, ihre Aufgabe, fo ſchwer fie auch jein mag, gänzlich zu erfüllen 
oder dem Schidjal zu unterliegen; eingejehen das Decret vom 25. Augit: 
monat 1843, welches lautet: gänzlihe Vollmacht ift dem Staatsrath ertheilt, 
um alle zur Erhaltung der Ordnung erforberlihe Maßnahmen zu ergreifen, 

madtbefannt: 

Lebe Gemeinde ift aufgefordert, die Ordnung in ihrem Innern auf: 
recht zu erhalten. — Diejenige, die ihre Angehörigen innert den gefeglichen 
Schranken in ihrem Innern nicht gehalten hätte, oder zu welder die Männer 
gehören, bie fi in eine andere Gemeinde begeben, um allda Unordnung 
zu ftiften oder zu unterhalten, jo wie jene Gemeinden, bie fi) wiberfegen, 
oder in der man ſich der Vollziehung der Verfafjung, der Gefege und Urtheils- 
fprüche widerjegen würde, werben jener Gattung von Zwangsmitteln unter: 
worfen werden, welche die Umftände anrathen: als nämlih, die militärifche 
Beſatzung durch die Gontingente und andere in feiner Gewalt ftehende Zwangs— 
maßnahmen, unter der folidarifchen Berantwortlichkeit, laut dem Falle, der Ge— 
meinden, ber Ruheftörer und deren Anführer, wer fie immer auch fein ınögen. 

Gegeben im Staatsrathe zu Sitten, den 27. März 1844, um in 
allen Gemeinden des Kantons befaunt gemacht und öffentlih angefchlagen 
zu werben.“ 

Die junge Schweiz organifirte fih, unter den Augen der Regierung, 
zu einer Nevolutionsbehörde, wie folgender Aufruf bemeifet: 


„Das Committee von Martinad) am die Bürger von Wallis. 
Mitbürger! | 
Beunruhigende Gerüchte find im Kanton verbreitet, im ber Abficht, 
die einen Bürger gegen bie andern aufzureizen. Unfinnige träumen bie 
Wiederherftellung oder Behauptung des Vorrechtes; fie organifiren Vertil: 
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gungsfräfte und ſcheuen ſich nicht ihre unfeligen Pläne zu befennen. Man 
bewaffnet einen Theil der Bürger unter dem lügenhaften Vorwande die 
Religion und die Geiftlichfeit gegen einen Angriff von der jungen Schweiz 
zu ſchützen. Die Urheber diefer verbrecherifchen Lügen find befannt, fie 
Heinen auf jene Straflofigkeit zu vechnen, welche feit ſechs Jahren ſchon jo 
viele andere jtrafbaren Umtriebe gebedt hat. Zehnten, Gemeinden, eine Menge 
von Einzelnen haben fi mit Kriegsbedarf verjehen, Militäranführer haben 
Mufterungen gehalten. Männer, welche Diener des Friedens fein follten, find 
Apoſtel der Zwietraht geworden: Blutreden gehen aus ihrem Munde; der 
Bürgerkrieg jcheint für fie ein Bedürfniß zu fein. In Gegenwart folder 
Thatſachen fcheint die Regierung ohnmächtig, wenigftenz ift ihre Handlungs: 
weiſe nicht fo beihaffen, denfelben ein Ende zu machen. Im Aublide eines 
ſolchen Zuftandes der Dinge, hat eine Derfammlung Abgeordneter aus ein 
und dreigig Gemeinden der weftlihen Zehnten beichlofien, Maßregeln zu 
ergreifen, um den Frieden und die Ruhe zu Handhaben, um vorkommenden 
Falls jeden Angriff gegen die Unabhängigkeit und bie Nechte des Volkes 
zurüdzufhlagen, um die Meinungen einander zu nähern und das Zutrauen 
unter den Bürgern wieder zu beleben durch Verbreitung ber Kenntnifie unter 
das Volk und durch die Verwirklichung der demofratiihen Grundfäge. Das 
ift der Zwed des Committee von Martinach, das bie PAS welche ihm 
anvertraut worden iſt. 

Mitbürger, die beften Güter, welche dem Kanton. zu verjchaffen, die 
beten Unterpfänder des Friedens und der Verföhnung find, nad unferer 
Anficht, die Abihaffung jedes Vorrehts und jebes ausnahmsweiſen Geridt: 
hofes, die Gleichheit vor dem Geſetze, die Bertheilung der Laften im Der: 
hältnifje des Vermögens, und vor allem die jchnelfe Verbeſſerung des Volks: 
unterrichts. Die Abihaffung der Immunitäten ver Geiftlichfeit hat einen 
Nachtheil für die Religion Jeſu Chriſti, welder wir alle anhänglid find; 
weit entfernt hievon kann fie ihr nur mehr Glanz verfchaffen; wenn fie, 
wie wir den Gefegen unterworfen find, werben die Briefter nur um fo mehr 
geachtet und des Vertrauens würdiger fein. Der Gedanke ift weit von un, 
ihnen die Mittel zu einem ehrenvollen Leben zu vauben: wir rufen mit allen 
unfern Wünſchen den Tag Herbei, wo jeder Seelſorger behaglich leben Fönne, 
ohne genöthiget zu fein, feine Schaafe zu vernadläjfigen, um fein Brod zu 
gewinnen, Wir find nicht die Sendlinge einer Partei, mir ftellen eine 
gewiſſenhafte Meinung dar, wir rufen alle rechtſchaffenen Leute auf zu dem 
Werke einer allgemeinen Verföhnung mitzuwirken und frei die Mittel zu 
ergreifen, melde dazu führen Fönnen. Dem Committee find bie Berfude 
des Widerftandes und der Verleumdung nicht unbefannt, deren Gegenftand 
es von Seite derjenigen ift, melde den Plan gefaßt haben, das Voll in 
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einer ewigen Knechtſchaft zu erhalten; es wird fich über dieſe ftrafbaren 
Bemühungen erheben und die Bahn verfolgen, welche ihm durch das Zutrauen 
feiner Mitbürger vorgezeichnet ift. Um vom Volle verftanden zu werben, 
wird es fi an das Volk wenden; es wird feine Wünſche und Bebürfnijfe 
erforfchen; die Hoffnung der Menge von vechtichaffenen Leuten nützlich zu 
werben, welchen man ihre wahre Intereſſen begreiflich zu machen fucht, wird 
e3 unabänderlich in Allem leiten, was es zur Erreihung bes Ziels feiner 
Sendung unternehmen wird. MWeberzeugt, daß die Verichmelzung gewiljen: 
bafter Meinungen der allgemeinen Verföhnung nur günftig fein kann, wird 
das Committee von Martinach fich bemühen, fie in Verbindung zu ſetzen; 
es labet die Zehnten, die Gemeinden und die Narticularen ein, ihm ihre 
Wünſche befannt zu machen; e8 wird fie mit dem DBerlangen aufnehmen, 
alle diejenigen vermwirklichet zu fehen, welche das öffentliche Wohl zum Gegen: 
ftande haben; es hofft, die Walliferbürger werden nicht verweigern, die ihnen 
dargebotenen Mittel und Anläffe zur Annäherung zu benützen. — Mitbürger ! 
wir find Alle Republikaner, Bewohner des gleihen Landes; wir haben Alle 
die gleichen Intereſſen, diejenigen des Volkes, von welchem wir ein Beitand- 
theil find; wir werden leicht einig fein, wenn wir fie recht begriffen haben. 

Fir das Committee von Martinad: 

Der Präfident des Committees: 
Mauriz Barman. 
Der Schreiber: 
Sofeph Abbet.” 

Unterm 4. Mai 1844 verlangte der Staatörath in Sitten die Da: 

zwifchenfunft des Vorortes, mittelft folgenden Schreibens: 
„Der Staatsrat) des Kantons Wallis 
an 

Schultheiß und Regierungsrath des Kantons fuyern, 

als eidgenöffifcher Vorort. 

Tit.! Die Aufregung, welche unfere politifchen Veränderungen von 
1839 in den Gemüthern hervorgebracht Haben, unterhält, befonder3 in dem 
wetlihen Theile des Landes, noch fortwährend einen Zuftand der Gährung, 
bes Ungehorfams und der Anarchie, gegen welche alle unjere Kräfte umſonſt 
angewendet worden find. 

Die Verwirrung jeder Idee von Ordnung und Unterwürfigfeit unter 
bie Geſetze und die Behörden artet alle Nugenblide in Gemwaltthätigfeiten 
aus, den gefeglihen Behörden wird Troß geboten, politiihe Secten entwideln, 
wann fie wollen, ihre Kräfte, entziehen fich dem Bereich der Gerichte, und 
wir können fie durch die öffentlihe Gewalt nicht befämpfen, ohne das Signal 
zum Bürgerfriege zu geben. Zu den gutgefinnten Bürgern zählt ſich ohne 
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Zweifel die Mehrzahl, aber für die Aufrührerifchen ftreitet bie vege Ent: 
ihlofienheit entarteter Menſchen, welche, dur eine erzwungene Unbeitraf: 
barkeit begünftigt, in ihren Handlungen zuverſichtlich zeigen, daß fie Nichts 
zu verlieren haben, als ihr Leben gegen die Vortheile eines Sieges, welcher 
ihnen Bente und Zerftörung in Ausſicht ftellt. Tit.! Wir haben lange 
Bedenken getragen, Euch um Hilfe anzurufen, inden uns noch die Hoffnung 
blieb, daß e3 den Warnungen, Drohungen und ben Gerichten allmälig 
gelingen möchte, die gefeglihe Ordnung wieder herzuftellen,; aber biefe 
Mittel, wir müſſen e8 mit tiefem Schmerze geftehen, jceitern an dem ver: 
derbliden Geift, welcher in einem Theile des Landes fortbanert. 

Die Anwendung ernfterer Zwangsmittel ift nnerläßlih geworden; das 
Aufgebot unferer eigenen Streitfräfte würde, nad unſerer Anſicht, den 
MWiderftand der aufrührerifchen Partei und den Ausbruch eines vertilgenden 
Krieges zur unmittelbaren Yolge haben, Neue Unordnungen von ber 
größten Wichtigkeit haben in dem Zehnten St. Mauriz ftattgefunden, es 
wurden gegenfeitig Schüffe gewechſelt, ein Großrathsmitglied aus bem ver: 
fammelten Nath feiner Gemeinde gerijien, in welchem er als Mitglied des: 
felben jaß, dann von einer Bande mwüthender Jungſchweizer an einen ab: 
gelegenen Ort geichleppt, fogleih zu Stodichlägen verurtheilt und von ihnen 
unmittelbar darauf wund geſchlagen; — Thatjahen, welche man noch zu 
wiederholen droht und welche uns beftimmen, durch das, was wir unferm 
Amte, dem Kanton und allen Eidgenofien ſchuldig find, diefe durch Aufruhr 
unterftügte Gemalt (ce regime soutenu de r&volte) durh Anwendung ber 
äußerften Mittel zu unterdrüden, 

Ein anderer Funken zur ntzündung, welcher unter Aller Augen 
glimmt, findet fih in dem Zufammentritt des Großen Nathes, einberufen 
auf den 20. diefes Monats, und in verfhiedenen Gefepesentwürfen, welche 
ihm, als Mittel zur Wiederherftellung dev Ruhe unter uns, vorgelegt werben. 

Diefe Umftände zufammengenommen, unfere Lage, gegenüber einer 
drohenden Waffenerhebung, bejtimmen uns, Tit.! Euere eidgenöſſiſche 
Intervention nahzufuden und Euch zu bitten, vier bis fünf 
Bataillone aufs Piket zu jtellen. 

Un uns gegen die Möglichkeit vorzufehen, daß die Correfpondenzen 
aufgefangen werden Fönnten, haben wir für nothwendig gefunden, die gegen- 
wärtige Depeihe in Doppel auf zwei verfhiedenen Wegen an Euch abzu— 
jenden. Wir erwarten, Tit.! Eure Antwort, indem wir Euch wiederholt 
unferer vollkommenſten Hochachtung verfichern. 

Sitten, den 4. Mai 1844,” 

Schon unterm 6. Mai erließ der Staatsrath folgende zweite Depeſche 

an den Vorort: 
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„Seit dem Abgang unferer geftrigen Depeſche find die Begebenheiten 
in Wallis dringender und verwidelter geworben; neue anarchiſche Handlungen 
haben unfere geiellihaftlihe Ordnung angetaftet und verichlimmert; gericht: 
lie und abminiftrative Gemwalten haben am geftrigen Tage Mißhandlungen 
erfahren, und Eingeferferte find durch Gemaltthätigfeit von Parteimännern 
aus ihren ©efängniffen befreit worden. Wir find im Begriffe mit Macht 
einzufcreiten und den Großen Kath außerordentlich einzuberufen; wollen 
Sie, Tit.! Ihre Verfügungen für fchnellen Beiftanb beſchleunigen, daß wir 
in Stand geſetzt werben, unverzüglich jene Kantone anzufpredhen, welche 
beftimmt find, uns ihre eidgenöſſiſche Hilfe zu Ieiften. 

Empfangen Sie, Tit.! die Verfiherung x. 

Sitten, den 6. Mai 1844. 

Erſt am 8. Mai erhielt ich den erften Brief, verfammelte fofort die 
vordrtlihe Behörde und veranlaßte fie den Herrn Landammann und Lands: 
hauptmann Anton Schmid von Uri und ben Herrn Bürgermeifter Karl 
Vurkhardt von Bafel als eidgenöffiihde KCommiffarien zur Handhabung ber 
Ruhe und Ordnung nad Sitten zu fenben. Perſönlich wollte id neben 
Herrn Schmid den Herrn Bürgermeifter von Meyenburg von Schaffhaufen 
fenden, weil er als früherer Commiſſär die Verhältmiffe des Kantons Wallis 
kannte und vermöge feiner Gefinnungen dem Vororte eine fidhere Gewähr 
gab. Allein die eidgenöffiiche Canzlei war diefer Wahl nicht geneigt und 
brachte die Mitglieder ber Behörde auf ihre Seite. Den Commifjarien 
wurde die Inſtruction ertheilt: „1) Es follen im Namen des eidgenöjji- 
fchen Vororte3 zwei eidgenöſſiſche Commiſſarien fih nah dem Kanton Wallis 
verfügen und bafelbft überall, wo e3 nöthig fein wird, eröffnen, baß ber 
eidgenöffifhe Vorort im Namen der Eidgenoffenfhaft fordere, daß Feinerlei 
Gewaltthaten und Ungefeblichkeiten verübt werben. 

2) Die eidgenöffiiden Commiſſarien werben fi an den Sik ber 
Regierung des Kanton Wallis verfügen und derſelben durch ihren Kath 
beiftehen und in ihrem Beftreben, bie beftehende Verfaſſung aufrecht zu erhal: 
ten und bie freie Wirkſamkeit aller verfaffungsmäßigen Behörden inner der 
ihnen durch die Verfaflung angewiefenen Schranken zu fihern, — nad beiten 
Kräften zu unterftügen. 

3) Ueber die im Verein mit ber — des Kanton Wallis zum 
Zweck der Aufrechthaltung von Geſetz und Ordnung vorgenommenen Schritte 
werden die Herren eidgenöſſiſchen Commiſſarien dem eidgenöſſiſchen Vororte 
regelmäßig und mit möglichſter Beförderung Bericht erſtatten; ſie ſind zu 
dem Ende bevollmächtigt, ſich beſonderer Staffeten zu bedienen. 

3) Sollten die Bemühungen der Herren eidgenöſſiſchen Commiſſarien 
die Wiederherftellung von Geſetz und Orbnung im Kanton Wallis auf dem 
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Dege der Minne zu erzielen, fruchtlos bleiben, fo find biefefben ermächtigt, 
im Einverftändnig mit dem eibgenöffifchen Truppencommando, über bie aufs 
Piket geftellten Truppenabtheilungen der Kantone Bern, Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalben, Zug, Freiburg und Waadt zu verfügen und haben fi zu 
biefem Ende an bie betreffenden Standesregierungen zu wenden. Gollte 
auch durch dieſes bewaffnete Einichreiten das gewünſchte Ziel nicht erreicht 
werben, jo würbe ber eibgenöffiihe Vorort nah Maßgabe des Artikels IV. 
des Bundesvertrags fofort die eibgenöffiihe Taglagung einberufen, um es 
ſodann Diefer zu überlaſſen, bie geeigneten nachdruckſamen Mittel zu Wiebers 
berftellung von Geſetz und Orbnung im Kanton Wallis zu ergreifen. 

5) Die Herren eidgenöffiischen Commifjarien, welche fi durch eine 
angemefjene Abtheilung freiburgiicer Reiterei werben begleiten laſſen, werben 
jedenfalls die fernen Aufträge bes eidgenöffifchen Vorortes im Kanton 
Wallis gewärtigen. 

Gegeben in Luzern, ben 8. Mai 1844.* 

Es wurden gleichzeitig vier Infanteriebataillone (1 von Luzern, 1 von 
Uri und Zug,‘ 1 von Freiburg und 1 von Waadt), eine Artilleriebatterie 
von Dern, eine Scharffhügeneompagnie von Schwyz, eine Scharffchügen: 
compagnie von Obwalden aufs Piket geftellt und eine halbe Compagnie 
Eavallerie von Freiburg den eidgenöffiihen Commiſſarien als Begleitung 
zur Beforgung des Staffeitenbienftes mitgegeben. Die Truppen wurben unter 
das Kommando des eidgenöffiihen Oberſten Johann Ulrich von Galis- 
Soglio aus Graubünden geftellt. Auf das Schreiben vom 6. Mai, welches 
am 9. in Luzern eintraf, wurben bie Kantone Bern, Freiburg, Waadt und 
Obwalden augewiefen, die bezeichneten Truppen fofort einzuberufen und ber 
Negierung von Wallis zur Verfügung zu ftellen und zugleich fi fo in Be: 
reitfhaft zu halten, daß fie berfelben auf Verlangen noch mehr Truppen 
liefern Fönnten. Allein die Jungſchweizer Hatten ſchon dafür geſorgt, daß 
biefe Vorkehren des Bororte3 unmwirffam wurden. Wie auf ein gegebenes 
Zeichen ſprachen ſich die radialen Blätter dagegen aus, warfen dem Bororte 
Ueberſchreitung feiner Befuguiffe vor, obwohl berjelbe, nur auf das Bers 
langen der Regierung von Wallis und nur in dem Make, wie fie es ver: 
langt hatte, militärifche Vorforgen getroffen und bie Einberufung einer 
außerorbentlihen Tagfatzung, bei längerer Zortbaner der Unruhen, wie der 
Artikel IV. des Bundesvertrags es vorfhrieb, in Ausſicht geftellt Hatte, 
Die Regierung von Dern verweigerte nit nur gerabezu die Vollziehung 
bes vorörtlichen Aufgebotes, fondern erflärte, dem Durchmarſch eidgenöſſiſcher 
Truppen durch ihren Kanton nah dem Kanton Wallis Widerftand Ieiften 
zu wollen. Das Schreiben, ein ſehr merkwürbiges Actenitüd, die erfie . 
förmliche Empörung und Anflehnung gegen den Bunbesvertrag lautete: 
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„Der Regierungdrath des Kantons Bern 
an 


Schultheig und Regierungsrath des Aantens Luzern, 
als eidgenöffifcher Borort. 


Tit.! Durch Kreisſchreiben an die eidgenöffiihen Stände, fowie 
dur eine befonbere Zuſchrift an Schultheiß uud Negierungsrath des Kans 
tond Bern, beide vom 8. dieſes Monats datirt, machen Euer Tit.! uns 
bie Anzeige, daß die Negierung von Wallis, welche fih außer Stand zu 
befinden jcheine, mit ben ihr zu Gebot ftehenden Mitteln Ruhe und geſetz⸗ 
lihe Ordnung in jenem Kanton aufrecht zu Halten, mittelft Schreiben vom 
4. dieſes Monats an den hohen Vorort die eidgenöſſiſche Intervention ange: 
rufen Habe, und bag Ihr in Folge dieſes Anfuchens eibgenöffiige Commif: 
farien in den Perfonen ber Herren alt Landammann und Landshauptmann 
Anton Schmid von Altdorf, und Bürgermeifter Karl Burkhardt von Bafel, 
nah dem Kanton Wallis abgeorbnet und zur Verfügung berjelben eine 
Anzahl Truppen aus den Kantonen Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwal: 
deu, Zug, Freiburg und Waadt geftellt Habet, melde fofort auf das Piket 
zu ftellen die betreffenden Regierungen ermahnt worben feien. Der bier: 
feitige Antheil an biefem Truppenaufgebot ift eine Compagnie Artillerie. 
Zugleich ftellt Ihr die Möglichkeit der Einberufung einer außerordentlihen 
Tagfagung um biefer Angelegenheit willen in Ausſicht. 

Eine Anzeige der Regierung von Wallis vom 6. dies, daß fie fih im 
Folge neuer Gewaltthätigkeiten bewogen gefunden habe, ihrerſeits Truppen 
aufzubieten und den Großen Kath einzuberufen, und in den Fall fonımen 
dürfte, den Zuzug ber aufgebotenen eidgenöſſiſchen Truppen unverzüglih zu 
verlangen, bat hierauf Euer Tit.! veranlaßt, mit Schreiben vom 9. dies 
uns aufzufordern, die erwähnte Compagnie Artillerie fogleih einzuberufen 
und zum Abmarſche bereit zu halten, diefelbe auch fofort nad dem Kanton 
Wallis abmarſchiren zu laſſen, fobald die Regierung von Wallis, ber eidge: 
nöſſiſche Vorort oder die eidgenöſſiſchen Commiffarien ein desfallfiges Anfuchen 
an und richten follten, fowie überhaupt Anordnungen zu treffen, un ber 
Negieruug von Wallis mit möglichfter Beförderung alljälig nothwenbig 
werbende fernere bundesgemäße Hilfe Teiften zu können. 

Nach reiffiher Berathung Enerer fnecefiven Einladungen und Aufs 
forderungen haben mir vorerft finden müfjen, ed fehle zu einer fo wichtigen 
Mafsregel, wie jener einer bewaffneten eidgemöffifchen Intervention, an einem 
diejelbe hinreichend begründenden Anlaſſe. Es ift nirgends bargethan, daß 
fi Die Regierung von Wallis wirklich außer Stand befinde, die Ruhe uud 
Ordnung dur die geſetzlichen Mittel aufrecht zu erhalten. Euer Kreide 
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fHreiben vom 8, bies drückt nur eine Vermuthung aus, erwähnt aber Feiner: 
Tei beſtimmter Thatfahen; Euer zweites Kreisſchreiben vom 9. die ſpricht 
freilih von vorgefallenen Gemaltthätigfeiten, allein es gebt aus demſelben 
nirgends hervor, daß die Regierung von Wallis zur Verhinderung folder 
Auftritte und zur Ahndung der Strafbaren alle gefeglihen Mittel bereits 
und zwar ohne Erfolg angewendet habe. An der Dringlichkeit eibgenöffifchen 
Einfhreitens läßt ung eublih der Umftand zweifeln, daß bie Regierung von 
Wallis mit ihrem Hilfsbegehren die ihr zunächſt liegenden Kantone über: 
gangen und an den weit entierntern hohen Vorort ſich gewendet hat. Es 
ſcheint aus allem dem Hervorzugehen, daß die Beſorgniß bes Kantons Wallis, 
wenn fie wirtlih in fo hohem Maße vorhanden war, fi zur Stunde nit 
als begründet herausgeſtellt hat. 

Ebenfo fehr als an der factifhen Notwendigkeit jcheint es nad Dafür: 
halten der von Euer Tit.! angeordneten eidgenöjfiihen Intervention an 
der bunbesgemäßen Begründtheit zu gebrehen. Die auf den vorliegenden 
Tal einihlagenden Beftimmungen des Bunbesvertrages find in ben Para— 
graphen A und 9 deſſelben enthalten und lauten aljo: 

„„F. 4 Im Falle äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Kanton 
das Recht, die Mitftände zu getveuem Auffehen aufzufordern. Wenn in 
einem Kanton Unruhen ausbrehen, jo mag die Regierung andere Kantone 
zur Hilfe mahnen, doch foll der Vorort fogleih davon benachrichtigt werden; 
bei fortdauernder Gefahr wird die Tagfayung, auf Anfuchen ber Regierung, 
bie weitern Maßregeln treffen. 

Der oder die gemahnten Kantone haben die Pflicht, dem Mahnenden 
Hilfe zu leiſten. 

$. 9. Bei aufßerordentlihen Umftänden und wenn fie nicht fort: 
dauernd verfammelt bleiben kann, hat die Tagfakung die Befugniß, dem 
Vorort bejondere Vollmachten zu ertheilen.”* 

Geftügt auf obige Beitimmungen des Bundesvertrags Fönnen wir nun 
vorerft der Negierung des Kantons Wallis gegenüber Feine Verpflichtung 
zur Hilfeleiftung anerkennen. Dieſe Verpflichtung tritt dann ein, wenn bie 
betreffende Regierung felbft einen andern Kanton zur Hilfe mahnt; dermal 
aber ift noch fein derartiges Gefuh von Seite der Regierung von Wallis 
an und gelangt. Ebenfo wenig können mir eine Befugniß des hohen Vor: 
ort? anerfennen, im vorliegenden Falle an ber Stelle der Regierung von 
Wallis oder als im Namen der Tagjakung handelnd andere Kantone zur 
Hilfe zu mahnen, weil es ber Regierung von Wallis nicht freifteht, im 
Umgehung beftimmter Bundesvorſchriften ihr Net, andere Kantone zur 
Hilfe zu mahnen, dem hohen Vororte zu übertragen, fondern fie lediglich 
bierzu den bunbesgemäßen Weg einzufchlagen hat, und weil ber hohe Vorort, 
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um von fih aus Mafregeln anzuorbnen, bie eigentlih nur ber Tag: 
jagung zufommen, hierzu befonderer Vollmachten bebürfte, die er unſers 
Wiſſens vor der Auflöfung der letzten Tagſatzung in Luzern nicht erhalten hat. 

Es ift uns demnach nicht möglich, fowohl zum allgemeinen Truppen: 
aufgebot für eine bewaffnete Intervention in Wallis als auch zu der an ung 
Tpegiell ergangenen Aufforderung, eine Artilleriecompagnie aufzubicten, bie 
Competenz de3 hohen Vorort? anzuerkennen, und deshalb werden mir weder 
bie verlangte Artilleriecompagnie auf eine Weilung von Euer Tit.! ober 
ber eidgenöffiihen Commiſſarien ins Wallis abmarfchiren Taffen, noch können 
wir überhaupt ben Durchmarſch von Truppen dur unfer Gebiet geftatten, 
deren Aufgebot nicht durch bundesgemäße Befehle gerechtfertigt if. Um zu 
einer bewaffneten Intervention im Wallis Hand zu bieten, gemwärtigen wir 
entweder eine direfte Mahnung Hierzu von ber dortigen Regierung ober bie 
Meifung der Tagſatzung. 

Indem wir Euer Tit.! von dieſem unteren Entſchluſſe in Kenntniß 
feßen, benupen wir den Anlaß ac. 


Bern, den 11. Mai 1843. 


Eine ähnliche Weigerung, doch mit etwas mehr Maß, fam auch von 
ber Regierung von Waadt an den Vorort. Sie begründete ihre Weigerung 
darauf, daß weder die Megierung von Wallis bei ihr um Hilfe nachgeſucht, 
noch die Tagſatzung eine Dazwiſchenkunft befchlofien habe und der Große 
Rath von Waadt, welchem die Entſcheidung zujtehe, vertagt fei. Der Vor: 
ort antwortete an Bern: 


„Der eidgenöffiihe Vorort 


an 
Schultheij und Regierungsrath des Kantons Kern. 


Tit.! Wir haben Euerm Schreiben vom 11. dieſes Monats mit 
tiefem Leidweien die Bedenken entnommen, welche Ihr zu hegen fcheint, 
unferer Einladung, eine Batterie Artillerie zum Zwed alljälliger Verwen: 
dung im Kanton Wallis marfhfertig zu halten, Euerfeits zu entſprechen. 

Bon der Wichtigkeit eines einträhtigen und gemeinfamen Handelns 
im gegenwärtigen Augenblicke durchdrungen, halten wir und verpflichtet, Euer 
Tit.! diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen näher zu bezeichnen, auf melde 
wir und glaubten in der vorliegenden Angelegenheit ftüten zu follen, und 
die Motive zu entwiceln, welde uns bei Anordnung ber am 9. und 10. 
dieſes Monats dem Kanton Wallis gegenüber getroffenen Mapregeln geleitet 
haben. 
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Der Artikel VIII. der Bundesverfaffung fehreibt vor: „„Die Tag: 
fagung trifft alle erforderlichen Maßregeln für bie äußere und innere Sicher: 
heit der Eidgenoſſenſchaft,““ und ber Artifel X. bes Bundesvertrags überträgt 
die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Tagfatung nicht verſammelt 
ift, einem Borort mit den bis zum Jahr 1798 ausgeübten Befugnijien. 
In Abweſenheit der Tagfapung hat demnach, obigen Bundesvorſchriften 
gemäß, der Vorort im Einverftändnig mit den Kantonsregierungen für bie 
innere Sicherheit ber Eidgenoſſenſchaft zu forgen. 

In vorliegendem Falle ftand e3 der Regierung von Wallis allerdings 
frei, „„entweber beim Ausbruch von Unruhen, nah Maßgabe des Artikels IV. 
bes Bundesvertrags andere Kantone zur Hilfe zu mahnen,““ ober aber vor 
den mwirflihen Ausbruhd von Unruhen die Verwendung bed Vororts ala 
der mit ber Leitung ber Bunbesangelegenheiten in Abweſenheit ber Tag: 
faßung betrauten Bundesbehörde in Anfpruh zu nehmen. Die Regierung 
von Wallis Hat den letztern Weg vorgezogen. 

Welches war nunmehr die Stellung des Vorort3? Hätte berfelbe 
wirfiih, nah Maßgabe der in Euerm Schreiben vom 11. laufenden Monats 
entwidelten Anfihten, der Regierung von Wallis erwidern follen: „„Die 
Tagfagung bat bei ihrer letzten Auflöfung, feine außerordentlihe Umftände 
vorausſehend, dem Vorort auch Feine befondern Vollmachten in Gemäßheit 
bes Artifels IX. des Bunbesvertrags ertheilt, wir find daher nicht im Falle, 
irgend etwas für bie Sicherheit im Innern des Kantons Wallis vorzufehren, 
und müflen Euch überlaffen, zuerft den Ausbrud von Unruhen abzuwarten, 
um alsdann andere Kantone zur Hilfe zu mahnen.““ 

Dies ift beiläufig die Handlungsweiſe, welche Ihr uns mittelft Eueres 
Schreibens vom 11. dieſes Monats vorgezeihnet Habet. 

Im Widerfpruh mit dieſen Anficgten fühlte fich der Vorort Luzern 
verpflichtet, nicht erit den Ausbruch von Unruhen und Bürgerkrieg im Kan: 
ton Wallis abzuwarten, bevor jenem Kanton bie angelprodene bundesgemäße 
Hilfe zu Theil werben fol, fondern fofort innert den Schranfen ded Bun: 
desvertrags biejenigen Maßregeln zu ergreifen, durch welche die befürdhteten 
Aubeftörungen im Kanton Wallis möglicherweife auögewichen werden bürften. 

Nachdem die Regierung von Wallis dem eidgenöſſiſchen Vorort auf 
das unter Lit. a. beifolgende Schreiben vom 4. dieſes Monats angezeigt 
hatte, fie fei außer Stand, Ruhe und gejeglihe Ordnung in jenem Kanton 
aufrecht zu erhalten, baher fie die eidgenöſſiſche Intervention anfprede, und 
nachdem biefelbe Standesregierung mittelft dem sub lit. b. folgenden Schrei: 
ben vom 6. dieſes Monats den Vorort erfucht Hatte, feine Maßregeln zu 
befgleunigen, auf daß bie aufgemahnten Kantone in Bereitſchaft feien, dem 
Kanton Wallis eintretenden Falls unverzügliche bundesgemäße Hilfe zu leiſten, 
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bat fich der eibgenöffiiche Vorort für verpflichtet gehalten, dem Begehren der 
Negierung von Wallis feinerfeits zu entſprechen. Der Vorort glaubte nicht 
annehmen zu follen, daß die Unterlaffung der Ertheilung befonderer Voll: 
machten von Seite ber letzten Tagſatzung die Verwendung ber Bunbesbehörbe 
für Erhaltung von Ruhe und Sicherheit eines Kantons, welcher bie Hilfe 
des Bundes anruft, hindern könne. Hingegen glaubte der eibgenöffifche 
Vorort, in den bei frühern ähnlichen Anläffen durch die Tagſatzung ben 
Bororten ertheilten nftructionen und befondern Vollmachten bie Anleitung 
für die in bem vorliegenden Fall von ihm zu beobacdhtende Handlungsweiſe 
ſuchen zu follen; und da jene Inftructionen alle die Aborbnung eidgenöſ⸗ 
fifder Commiffarien ala das erfte Mittel bezeichneten, welches zur Erhaltung 
oder Wieberherftellung der gefeglichen Ordnung, da wo biefelbe geftört worben, 
in Anwendung gebracht werden joll, fo bat der eidgenöſſiſche Vorort biefes 
Mittel auch gegenüber dem Kanton Wallis in erfter Linie eintreten laſſen 
und Truppenaufgebote nur in fo weit angeordnet, baß bei allfälliger Ver: 
mehrung ber Gefahr die Hilfe des Bundes nahe fei. Wir glauben daher, 
Tit.! in der vorliegenden Angelegenheit gehandelt zu haben, wie ber eidge: 
nöfjiihe Bundesvertrag und wie unfere Pflicht als eidgenöffiicher Vorort es 
erheifchten. | 

Seiner Zeit werben wir unfere Handlungsweiſe der Tagſatzung zur 
Beurteilung vorlegen und hegen um fo weniger Beſorgniß über deren Ent: 
ſcheid, als mit Ausnahme der Kantone Bern und Waadt alle übrigen Kans 
tone ber vorörtlihen Mahnung entiprocden haben. 

Daß aber auch der Kanton Bern bei frühern Anläflen rückſichtlich 
der Befugniffe der Bororte andere Anfichten hegte, als diejenigen find, 
welche Ihr in Euerm Schreiben vom 11. biefes Monats niedergelegt abet, 
geht daraus hervor, daß bie Regierung von Bern unter ähnlichen Berhält- 
niſſen in frühern Jahren, weit entfernt das Necht des Vororts zu Truppen» 
aufgeboten zu beftreiten, vielmehr derartige vorörtliche Anordnungen ihrerfeits 
ebenfo Fräftig als bereitwillig unterftügt hat. 

So war ber Borort Luzern, ber auch damals „„keine befondern Voll: 
machten““ von Seite der Tagſatzung erhalten hatte, im Fall, am 21. Brad: 
monat 1838 den Kanton Bern zu erfuhen, bie nöthigen Anordnungen zu 
treffen, um zwei Bataillone Infanterie und eine Batterie Artillerie gegen: 
über dem Kanton Schwyz verwenden zu Tönnen, und jhon mit Schreiben 
vom 22. Brahmonat hat die Regierung von Bern erflärt, fie habe ber 
vorörtlihen Einladung bereitwillig entiproden, und doch hatte damals bie 
Regierung von Schwyz bie eidgenöfjiiche Intervention nicht nur micht anges 
ſprochen, fondern ſich eine jolde geradezu verbeten; und e8 hätte die Befng- 
niß des Vororts daher damals weit eher als in dem vorliegenden Fall 
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beftritten werben Fönnen. Wir überlafien es Euer Tit.! die Handlungs: 
weile, welde die Keyierung von Bern am 22. Brahmonat 1838 bem 
damaligen Vorort Luzern gegenüber beobachtet hat, mit derjenigen in Einklang 
zu bringen, welche die Regierung von Bern am 11. Mai diejes Jahrs dem 
bermaligen Vorort Luzern gegenüber eintreten läßt. 

Möge der Wibderftand, welden Ihr den im Intereſſe von Ruhe und 
Ordnung im Innern buch den Borort getroffenen Anordnungen glaubt 
entgegenießen zu follen, die Ruheſtörer im Kanton Wallis nicht zu neuer 
Auflehnung ermuntern, dies ijt unfer ſehnlichſter Wunſch; jedenfalls aber 
lehnen wir alle Verantwortlichkeit für allfällige Unruhen, die im Kan: 
ton Wallis ausbrecheu könnten, in fo weit von uns ab, als Euer Wider: 
ftand uns daran hindert, dur die geeigneten Vorkehrungen benjelben 
vorzubeugen. 

Das Gedeihen der Eidgenofjenihaft ift nur dann möglich, wenn alle 
Bundesglieder gegenfeitiges Bertrauen nähren und von dem einträchtigen 
Streben befeelt find, die verfajjungsgemäße Ordnung in allen Kantonen 
aufrecht zu erhalten. Mißtrauen gegenüber den Bundesbehörden und Wiber: 
ftand gegen deren innert den Schraufen des Bundes getroffenen Anord— 
nungen, find ficherlih nicht geeignet, das Anfehen de3 Bundes zu mehren 
und bie Wohlfahrt der Eidgenofjenihaft zu erhalten und zu fördern. 

Ju diefer Meberzeugung benugen wir den Anlaß x. 

Luzern, ben 12. Mai 1844.* 

Eine dem Sinne nah ähnliche Antwort wurde an Waadt gegeben 
und allen Kantonen die Briefwechiel mit Wallis, Bern und Waadt mitge: 
theilt. Die bundeswidrige Auflehnung der beiden Kantone Bern und Waadt 
gegen die Erfüllung der von der Negierung von Wallis begehrten Bundes: 
pfliten und gegen die vorörtlihen Anordnungen ermuthigte zwar bie 
Jungſchweizer im Wallis, diente aber aud, gegen die Abfiht der Wiber: 
fpenftigen, zur Rettung des Kantons. Diefer war nun auf fi jelbit 
beſchränkt. Der Bürgermeifter Burkhardt von Bafel nahm den Ruf des 
Vorortes als eidgenöffiiher Commiſſär nit an, obwohl Baſel mit ber 
Handlungsweile des Worort3 einverftanden war; auch Landammann Blöſch 
aus dem Kanton Bern lehnte ab, weil er auf den 14. Mai einen Schiebs- 
gerite in Baden zwiſchen den Ständen Züri und Schaffhauſen beimohnen 
mußte, wohin die Parteien ſchon befdieden worden waren. Landammann 
Schmid war no bejonders an Herrn Blöſch gejendet worden, um ihn zur 
Annahme zu bereden, reiste aber dann nach der vorörtlihen Weiſung nad 
Freiburg, wo aud der Truppencommandant von Salis-Soglio am 14. Mai 
eintraf. Da die Regierung von Wallis, melde auf den id. Mai ben 
Großen Kath und ein Bataillon Truppen einberufen Hatte, feit ihrer zweiten 
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Depeſche vom 6. bis zum 11. keinen Laut mehr von fi gab, da ber Bor: 
ort vernahm, daß die Regierungen von Bern und Waadt, aus fi felbft 
Commifjarien ins Wallis abgeordnet hatten, und da Landammann Schmid 
auf Ergänzung des Commiſſariats gedrungen Hatte, fo ernannte der Vorort 
am 13. einen zweiten Commiſſär. Nah vielem Hin: und Herrathen fagte 
ber eidgenöjliiche Staatsihreiber von Gonzenbach: „Was hindert Sie, Ihren 
Herrn Staatsjhreiber Bernhard Meyer abzuordnen ?” Kaum Hatte er das 
Wort gejprochen, welches ſchon in meinem Herzen gelegen hatte, jo wirkte 
ih darauf ein, daß demſelben ftattgethan würde. Herr Staatsjchreiber 
Meyer wurde am 13. als zweiter eidgenöffiiher Commifjär ernannt, mit 
ber Weifung, fofort über die Gemmi nah Sitten abzureifen, dort der Regie: 
rung zur Seite zu ftehen, aber erſt dann als eidgenöffifher Commiſſär auf: 
zutreten, wenn die Regierung von Wallis ihm den Wunſch dazu außgebrüdt 
hätte. Herr Meyer verreiste noch denſelben Abend. Meinerfeits hatte ich 
bei dieſer Sendung vorzüglid die Abjicht, der ſchwankenden Regierung von 
Wallis einen Mann von Rath und That beizugeben, welcher fie ihre eigene 
Stärke fennen und anwenden Iehren follte, und auf diefe Weife den bös— 
willigen und bundeswidrigen Widerftand der Regierungen von Bern und 
Waadt gegen bie. vorörtlihen Anordnungen zu vereiteln. Meine Nbficht 
wurbe vollkommen erreicht. Täglich ftund ih mit Herrn Meyer durch 
Erprefie in Verkehr, welche gewöhnlih um die Mitternacht in Luzern ein: 
trafen, fo daß ih noch mehrere Tage, als die Ereignifie von Wallis ihr 
Ende erreicht hatten, um bie gleiche Stunde erwachte, wähnend, e8 habe ein 
Expreſſer von dorther geihellt. Die Regierung von Wallis blieb fih auch 
in biejer entiheidenden Krifis gleih. Nachdem ſie am 4. und 6. einen 
dringenden Hilferuf nad Luzern entjendet, blieb fie bi8 am 11. ftumm, dann 
rief fie ihr Hilfsbegehren an die Vororte und die Kantone wieder zurüd. 
In dem daherigen Schreiben hieß ed: „In der Bejorgniß, dieſe vorläufige 
Truppenbewegung möchte die Verirrung einer Klafje unferer Mitbürger bis 
zum Rarorismus treiben und möchte denjenigen, welche ernitlih die Rüdkehr 
der Ordnung wollen, zu voreilig ericheinen, beeilen wir und, Euch, Tit.! 
für den Hohen Beweis von Anhänglichfeit, den Ihr uns gebet, zu banken 
und Euch zu bitten, und auch fortan Euern Poftbaren und mächtigen Schuß 
zu leihen. Indeſſen, wenn Euere weitere Vorausſicht es geftattet, fo würbet 
Ihr uns helfen, fo denken wir, Euch darauf zu beſchränken, bie Truppen, 
über welche Ihr verfügt, auf das Rifet zu ftellen.* Zum Glüd kam diejer 
feltfame Rückruf in Luzern erft am 14. an, nahdem Herr Meyer fon 
abgereijet war. Der Staatsratd von Wallis Hatte in den Fritifhen Um— 
ftänden, als die Jung: und die Altichweiz in ber höchſten Aufregung waren, 
ein einziges Bataillon zum Schug bes Großen Rathes nah Sitten beor: 


— 


dert. Das Revolutlondeommittee in Martinach erließ aber folgende Pro: 
clamation: 


„Das Committee von Martina an dad Wallifervoll, 


Mitbürger! Der Große Rath ift auf ben 14. dieſes Monats 
zu einer außerorbentlihen Sigung zufammenberufen, ſechs Compagnieen des 
eidgenöffiichen Contingents find in dieſem Augenblide aufgeboten, Commiſſarien 
und eidgenöffiiche Bataillone find auf dem Wege nah deu Wallis, und mir 
kennen nicht einmal den wahren Zweck diefer unglaublichen Mafregeln. Aber 
bas, mas wir willen, ift, daß bie Milizen ihrer Arbeit entriffen, das Gelb 
bes Volkes mit vollen Händen audgeftreut, bie Leibenichaften aufgeregt und 
die Ehre des Bandes vor den Augen ber ganzen Schweiz verlekt werden. Der 
gegenwärtige Zuftanb bed Kantons vechtfertiget auf feine Weiſe biefe Jurüftung 
zur Einihlüihterung. Das Bedürfniß nach Ruhe, ber Wunſch nah Ausföhnung 
nahm tagtäglich zu und einige fträflide Handlungen unterlagen der Unterſuchung 
ber Gerichte, welche frieblih und ungehindert fortfchriiten. Der Stantsrath 
macht befannt, daß er bie eidgenöſſiſche Intervention durchaus nicht angerufen 
babe; allein bie Truppen find im Marſch begriffen, und ber Vorort hätte fie 
ohne Aufforderung der Regierung von Wallis nicht in Bewegung ſetzen können. 
Wirkliche Thatſachen bezeugen im Gegentheil, daß biefe unjelige Ertremität 
hohen Beamten feit einiger Zeit willfommen war. Die nahe Zukunft wird 
hierüber jeden Zweifel heben. Mitbürger! bie eidgenöffiichen Truppen werben 
nicht ins Wallis einziehen, davon find wir Üüberzengt; denn Diejenigen, welche 
fie in Bewegung geſetzt haben, haben zu biefer Stunde den Abgrund erblidt, 
welcher fi vor ihnen öffnet. Aber der außerordentlich zufammengerufene Große 
Kath, das Bataillon unter den Waffen in Sitten, ber Berfall ber Simplon: 
ſtraße, die verſchwendeten Öffentlichen Gelber, der gefährdete Friebe des 
Landes, jind Thatfachen, wichtig genug, die Aufmerkfamteit der Baterlands: 
freunde zu fejleln. Das Committee von Martina in der Unmöglichkeit, 
bie Sade in ihrem wahren Lichte darzuftellen, wird fie auch nicht voreilig 
beurtheilen; es beichränft ſich blos darauf, den Bürgern, deren Zutranen es 
befigt, vor ber ihnen, durch die Feinde des Yortichrittes, gelegten Falle Bor: 
fiht zu empfehlen. Sid von jeder Herausforderung, von jeder firafbaren 
Handlung zu enthalten, und fih im Stillen vorzubereiten, über Meineid 
und Berrath Gerechtigkeit zu erlangen, das ift die Pflicht bes guten Bär: 
gerd. Mitbürger! wir werben Euch in Kurzem von bem Berlauf der Begeb⸗ 
nifie in Kenntniß ſetzen; wartet zu mit Vertrauen und Entſchloſſenheit und 
die Sade, die wir anftreben, ift zu Schön, zu geredht, als daß fit unterfiegen 
könnte. Rechnet auf bie Kraft ber Liberalen, fie find zahlreicher, als bie 
Reaction vermuthet, Im Uugenblide ber Gefahr werben fie fi zu ver: 
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binden wiffen, mit bem alten Rofungsworte der Schweizer: „„Einer für 
Alle und Alle für Einen.“ 


Martina, den 12. Mai 1841. 


Der Präfident des Committees: 
M. Barman. 


Der Secretär: 
Joſeph Abbet.“ 

Es ift jehr wahrſcheinlich, daß die Negierung von Wallis, durch ihr 
Mitglied Torrent und ſowohl dur die junge als die alte Schweiz (denn 
beide mollten Feine eidgenöſſiſche Dazwiſchenkunft) eingeſchüchtert, befannt 
machen ließ, fie hätte Feine Dazwiihenfunft begehrt. In ihrem Berichte an 
den Großen Nath fagte fie, es fei falſch, daß fie vom Vororte eidgenöffifche 
Eommifjarien begehrt habe. Ihre Furcht machte fie zu Allem, nur nicht 
zur Erfüllung ihrer Negierungspfliht fähig. Die Truppen rüdten am 13. 
Abends in Sitten ein und blieben, obwohl die Jungſchweizer alle Arten ber 


Verführung anmendeten, treu. Die Regierung erließ an fie folgende Tages: 
ordnung: 


„Der Staatsrath des Kantons Wallis 


an das 
in Sitten verfammelte eidgenöſſiſche Kontingent. 


Dffiziere, Unteroffiziere, Soldaten! 


Die Regierung hat Euch unter die Waffen berufen, um durch Euere 
Gegenwart zur Aufrehthaltung der Ordnung und der Ruhe während der 
Berathungen des Großen Nathes beizutragen. Durch Euere Zuht und 
Euer ruhiges Betragen werdet Ihr einen Beweis Euerer Vaterlandsliebe 
darlegen. Wir find dem Baterland Alle das Opfer unferer Gefinmungen 
und Kräfte ſchuldig. Inmitten der Denkungsverſchiedenheiten ſelbſt bleibt 
in einer Republik immer ein Punkt, gegen welchen die Nbfichten aller Bürger 
nothwendig ſich richten, nämlich zu der Befeftigung des gefellichaftlichen 
Standes als erjter und letzter Schu der Freiheit und Unabhängigkeit. 
Diefer gefellfchaftlihe Stand ſelbſt kann nur in den innigften Verhäftnifien, 
in der Unterwerfung der Bürger ihren Gefeßen, ihren Einrichtungen fein, 
Dffiziere, Unteroffizieve, Soldaten! Ihr werbet während den wenigen Tagen, 
an benen Ihr unter der Fahne ftehet, ein neues Beiſpiel Eueres Gehorſams 
geben, und fo werdet Ihr jene gefährlichen Bürgern ftrafen, die durch treulofe 
Einflüfterungen, ja felbft durch Lügenhafte Proclamationen ſich bemühen, 
Euch zu verführen und zur Unterwürfigfeit zu verleiten. Nein, es ift 
nicht wahr, daß eidgenöffiihe Truppen in biefem Augenblide gegen Wallis 
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beranrüden; das ift ein faliches Borgeben. Kommen auch eidgenöffifche 
Commiſſarien ins Land, fo ift e8 nicht wahr, daß der Staatärath dieſelben 
berufen habe. Wenn der Staat die Koften Euerer Zufammenberufung zu 
bejtreiten bat, jo jollen die Ruheſtörer fih als die Urheber davon anjehen 
und alle Berantwortlichkeit auf ſich laden. 

Offiziere, Unteroffiziere, Soldaten! Eud in der geftellten Halle fangen 
zu laſſen, hieße Euerer Ehre zumwiderhandeln. Die Abjihten des Staats: 
rathes find rein, aber durch Verleumder zerrillen; der Große Rath wird 
bald enticheiden, wo die Verräther und Meineidigen find; er rechnet unter: 
befien auf Euere Zugethaneit. 

Sitten, ben 13. Mai 1844. 


Der Präfident des Staatärathes: 
Ign. Zen:-Ruffinen. 
Der Staatsjchreiber: 
Dr. Ganioz.“ 

Der Große Rath trat am 14. zufammen; bie Jungſchweizer, fogar 
Joſeph Hyazintd Barman, erihienen auh in demfelben. Am 15. gab ber 
Staatsrat durch einen Bericht vom 13. dem Großen Nathe von allen 
feinen Ecdhritten zur Handhabung von Ruhe nnd Ordnung Kenntniß und 
erflärte dabei, er habe num feine amtliche Wirkſamkeit auf fo lange ein: 
geftellt, biß der Große Rath über jene Vorwürfe, welche das Committee von 
Martina in feiner Proclamation vom 12. gemacht habe, werde entſchieden 
haben. Lang und breit ließ er ſich Hierüber aus. Den Borwurf, den er 
mit Hecht erwartete, warum er die junge Schweiz nicht aufgelöst und deren 
Nuheftörungen nicht mit Gewalt verhindert habe, fuchte er durch die Anſicht 
zu entkräften, es habe ihn kein Geſetz zu jener Auflöfung ermächtiget, und 
die Ruheftörungen feien nur ſolche gewejen, welche in das Bereich der Straj: 
gerihte gefallen feien. 

Der Große Rath bejchlog mit großer Mehrheit: alle Schritte des 
Staatsrath3 jeien gerechtfertiget und er babe feine Wirkjamkeit fortzuſetzen. 
Zur Berathung der Mafregeln für Handhabung von Ruhe und verfajlungs: 
mäßige Ordnung wurde eine Commiſſion von jieben Mitgliedern nieder: 
gefeht. Der Staatsrath Hatte nämlich, durch die Billigung feiner Maßregeln 
ermutbigt, auf ein Berbot aller ohne Bewilligung der Regierung bewaffıteten 
Bereine angetragen. Ihre Anträge kamen am 17. diejes zur Berathung. 
Der Morgen und Nachmittag führten fie zu Feinem Ergebniſſe. Bei einem 
nohmaligen Zufanmentritte, Abends 6 Uhr, wurden die Verhandlungen 
ſtürmiſcher, die vadifalen Mitglieder verließen den Saal, es entftand eine 
augenbliliche Verwirrung. Endlich Nachts nah 10 Uhr beſchloß der Große 
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Kath mit 42 Stimmen: „1) dem Staatsrathe auferordentlide Vollmachten 
zu übertragen und eine Commiſſion von drei Mitgliedern des Großen Rathes 
beizugeben. Diefe find Herr Wilhelm von Kalbermatten, Oberft, Herr 
Adrian von Eourten und Herr Luder, der zweite Geſandte an der letzt— 
jährigen Tagfagung ; 2) die aufrühreriigen Gemeinden militäriſch zu befegen; 
3) einen Truppencommandanten aufzuftellen, wozu der obige Wilhelm von 
Kalbermatten von St. Mauriz ſogleich erwählt wurde.“ | 


Herr Staatsfchreiber Meyer gab über die Ereigniſſe dieſes Tages 
am 17. Mai dem Vororte folgenden Bericht: 


„Sitten, den 17. Mai 1844. 


An Schultheiß und Regiernugsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöffiiher Vorort. 


Tit.! Die Ereigniffe im Wallis fangen an, eine bejtimmtere Geftal: 
tung zu gewinnen, ihr Ausgang ijt aber noch nicht erfihtlih. — Der Große 
Rath ift Heute Morgens zufammengetreten, allein die Hauptfrage ijt noch 
gar nicht zur Sprache gefommen. Er tritt Abends 6 Uhr wieder zufammen, 
und dann muß wohl der Würfel fallen fo oder anders. Wenn auch jchein- 
bar Ruhe bier herricht, jo it dem Blinden fogar erfihtlih, daß das ganze 
Land auf einem Vulkane fteht, welcher heute, morgen ober übermorgen zum 
Ausbruch Fommen Fann: einmal muß er zum Ausbrude kommen. Beide 
Parteien rüften fih, man ſpricht von Pulveraustheilungen im Unterwallig 
an bie junge Schweiz, von Befehlen, die an fie ergangen, ſich ſchlagfertig 
zu halten. Aehnliche Weifungen follen ind Dberwallis ergangen fein, und 
man vernuthet fogar, daß Hier aus den entferntern Gegenden Freimillige 
ber alten Schweiz bereit? auf dem Marie nah Sitten find. Ein Zuſam— 
wenftoß ift aljo zu befürdten. 

Wenn ich meine mir mitgegebene Anftruction ins Auge falle, welche 
vorab mich verpflichtet, daß ich meine Eigenſchaft als eidgenöſſiſcher Eom- 
miſſarius nur dann geltend zu machen habe, „„wenn bie Verhältnifie im Kanton 
Wallis fih fo geftalten jollten, daß die Anwejenheit eidgenöffiiger Com: 
miſſarien nothwendig erfcheint und bie Regierung von Wallis mir diesfalls 
einen beftimmten Wunſch zu erkennen gibt,“* wenn ich dann ferner berüd: 
fihtige, daß die Anweſenheit eines eidgeuöffiihen Commiſſarius ohne Macht 
und felbit ohne amtliches Zeichen feiner Würde die Parteien in ihrem Gange 
nicht hemmen und anderſeits die Behörden nicht unterftügen umd einen Zu— 
fanmenftoß nicht verhindern Fann, — und da ich überdies durch perfönlicye 
Rückſprache mit dem Herrn Präfidenten des Staatsrathes, welchem ich meine 
Inſtruction eröffnete umd erklärte, daß ih nur dann als eldgenöffifcher 
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Commiſſarius auftreten werde, wenn ber Staatsrath einen beftimmten 
Wunſch diesfalls zu erkennen gebe, die zuverläjfige Gewißheit habe, daß der 
Staatörath vor der Hand das Auftreten eidgenöfjiiher Commiſſarien nicht 
für nothwendig erachte, fo bin ich entichloffen, in der nicht offiziellen Stellung, 
in welcher ich bisher verharrte, auch bei den kommenden Ereignifien zu ver: 
harren. Ich werde dem hohen eidgenöffifhen Commiflariate in Freiburg von 
diefem meinem Verhalten, ſowie von deu Ereiguiſſen, bie feit geftern ſich 
zugetvagen und bie ich oben ‚berührt, fofort durch Erprefien über den 
Sanetſch Kenntni geben. Ob es angemeſſen fei, daß bei der verhängniß- 
vollen nächſten Zukunft in Bier daſſelbe fih nach Ber verfüge, möchte ich bezwei: 
feln. Sobald Unruhen ausbreden, wird der Durchpaß dur das Unterwallis 
gejperrt werden und das Commiſſariat außer alle Verbindung mit mir fommen, 
inden eine Verbindung über den Sanetſch nah Ber allzu zeitraubend und daher 
ohne allen Nuten fein würde. Ich werde es jedodh dem Herrn Altlandammann 
Schmid überlaffen, zu thun, was er für gut findet. Mir fcheint aber, daß ein 
Auftreten des eidgenöſſiſchen Commijjariats in hier nur dann Früchte bringen 
fann, wenn ihm Waffengewalt zur Geite fteht. Ich gemärtige jedoch über 
biefen Punkt, nämlich die Art und Weife meiner Tünftigen Handlungsweiſe, 
Hocderjelben Weifungen und Befehle. 

Abends 10 Uhr. Eine Kataftrophe ift nahe! Der Große Rath 
faß von 6 Uhr bis jetzt. Die Oppofition hat den Saal verlajien, aud 
einige Mitglieder von der confervativen Mehrheit. Es fol furdtbar heftige 
Auftritte gegeben haben. In einer Privatverfammlung war der Borfchlag 
zu ber heute zu faflenden Schlußnahme vorberathen und von ber Mehrheit 
der Commiſſion wirklich als Commijfionalantrag in den Großen Rath 
gebracht worden. Er ging auf militäriiche Befehung von St. Mauriz, 
Zugabe einer Großrathscommiſſion dem Staatsrathe, Aufftellung eines 
Truppencommanbdanten ꝛc. Es Heißt, dieſer Vorfchlag fei, bevor er im 
Großen Rathe eröffnet worden war, den Mitgliedern der Oppofition befannt 
worben, daher die Heftigkeit in der Behörde, welche durh die Nachricht 
gefteigert wurde, daß Schaaren aus dem Oberwallis anrüden follen. Es 
iſt fein Zweifel, daß in ber Nacht oder Morgen bie junge Schweiz auch 
anrücden wird. Ich Hielt mich verpflitet, zu dem Staatsrathe mich zu 
verfügen — er hält jo eben Sigung — und ihn auf meine von bem hohen 
Bororte zum Auftreten als eidgenöffiiher Commiſſär ertheilte Vollmacht auf: 
merfjam zu machen und demfelben zu bemerken, daß ich nicht anftehen werde, 
in diejer Eigenjhaft aufzutreten, wenn er es wünſche. 

Abends 10%, Uhr. Der Große Rath, dennoch in veglementari- 
jher Anzahl, Hat feine Sigung fortgefegt und 1) militäriihe Beſetzung ber 
aufrühreriihen Gemeinden, 2) außerordentlihe Vollmachten dem Staatsrathe 
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und Zugabe einer Großrathscommiffion von drei Mitgliedern in den Per: 
fonen der Herren Wilhelm von Kalbermatten, Adrian von Courten und 
Luder, 3) Aufitellung eines Commandanten der Landwehr in der Perjon 
des Herrn Wilhelm von Kalbermatten mit 42 Stimmen beilofien. 
Bernhard Meyer.“ 


Am gleihen Abend erſchien folgender Aufruf: 


„Das Committee von Martinach an feine Mitbürger, 


Neun und dreißig Mitglieder des Großen Rathes haben die Herr: 
ſchaft des Schwertes proclamirt; fie haben, ohne Wiſſen der Amtsbrüder, 
die Mafjen des Oberwallis berufen, welche wirklich auf dem Marſche find; 
ein Oberbefehlshaber ift ernannt. 

Ergreifet die Waffen zur Bertheidigung unferer Freiheiten. 

Martinach, den 17. Mai 1844, 

Nachts eilf Uhr. 
Der Präſident: Barman. 
Der Secretär: Abbet.“ 

Unterm 19. Mai ertheilte dev Vorort, ſobald er nämlich den Bericht 
des Herrn Meyer vom 17. in Handen Hatte, ihm den Befehl, nunmehr 
als eidgenöfjiiher Eomunifjarius aufzutreten, jo wie ev auch an den Herrn 
Landammann Schmid den Befehl ſandte, fih unverzüglih nah Sitten an 
den Sig der Regierung zu begeben, und lud nochmal bie Negierungen von 
Freiburg und Waadt ein, „die angemeljenen Verfügungen zu treffen, um 
eintretenden Falls auf Einladung der Regierung von Wallis, des eidgenöffi- 
ſchen Vorortes oder der eidgenöfjiihen Commiſſarien, dieſer Negierung 
durch Abiendung eines Bataillond Infanterie bundesgemäße Hilfe Leiften zu 
können.“ 

Der Vorort ſagte darüber allen ſeinen Mitſtänden: 

„Zu Ausweichung aller derjenigen Bedenklichkeiten, welche von Seite 
mehrerer Kantone im Hinblick auf den Artikel IV. des Bundesvertrages 
geäußert worden ſind, haben wir die Regierung von Wallis eingeladen, 
allfällige Begehren um Hilfe, wenn immer möglich, direet an die betreffen— 
den Kantone gelangen zu laſſen. Eine gleiche Aufforderung wie an die 
Regierungen von Freiburg und Waadt iſt an diejenige von Genf rückſichtlich 
einer Batterie Artillerie gerichtet worden. 

Indem wir Euer Hochwohlgeboren von dieſen durch uns getroffenen 
Verfügungen Keuntniß geben, ſollen wir die früher ſchon ertheilte Verſiche— 
rung eruenern, daß, falls wirklich eidgenöſſiſche Truppen nach dem Kanton 
Wallis marſchiren müßten, wir unverweilt die eidgenöſſiſche Tagſatzung ein: 
berufen werben.“ 
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Diefe Befehle des Vorortes an die eidgenöffiihen Commifjarien kamen 
zu ſpät nad Freiburg und Sitten. 

Ungeadtet die junge Schweiz in Sitten Alle anmendete, unter bie 
Truppen den Aufruhr zu verbreiten, blieben dieſe ihrer Pflicht getreu. Des: 
wegen unterblieb auch ein im Plane gelegener Gewaltjtreih; die Naht vom 
47. auf den 18. war ruhig. Am 18. Morgens halb feh3 Uhr trat ber 
Große Nath wieder zufammen, beftätigte die am 17. diejes gefahten Be 
ſchlüſſe und beſchloß noch ferner, die aufgebotenen Truppen aus dem Ober: 
und Mittelmallis aus der Staatscafie zu bezahlen, Der Staatärath mwurbe 
beauftragt, fein Gutachten über Aufftellung eines befondern Gerichtshofes 
für Verbreden und Rolizeivergehen zu bringen. Die Obermallifer rüdten 
unterbejien bis St. Yeonhard, die Jungſchweizer von unten herauf bis Arbon 
vor. Die Truppen in Sitten marfdirten auf und Inden jharf. Der Staats 
rath lud die Führer der Obermwallifer und bie der jungen Schweiz zu 
Deiprehungen ein und forderte Garantieen, baß beide Parteien nicht in 
Eitten einrüden follen. Während Alles bis Nachmittags 3 Uhr in ber 
ängftlihften Spanuung war, rüdten auf einmal die Oberwalliſer oben in 
bie Stadt ein; eine Füſilircompagnie, welde der Staatsrath abgejendet 
hatte, fie aufzuhalten, war zurückgewichen. Tie Oberwallifer rüdten jofort 
gegen das Zeughaus zu, beſetzten e8, zogen vorwärts unten zur Stadt hinaus 
gegen das Unterwallis zu. Dieje erite Eolonne war unter dem Commando 
bes Herrn Oberften von Kalbermatten auf der großen Straße von St. Bern: 
hard herangezogen, welcher muthig an ihrer Spige einherging. Ein Miſſe— 
thäter, Druder des radifalen Alpenechos, wollte ihn beim Ginrüden erfchiehen, 
wurde aber von feinen eigenen Leuten daran gehindert. Eine andere Colonne 
war dem Linken Rhoneufer entlang über Bremis fat gleichzeitig mit der 
erftern unten in bie Stadt eingerüdt. ine dritte beitrih die Höhen von 
Saviefe rechts von der Stadt und vereinigte fi mit den Bewohnern von 
Saviefe. Bis in den fpäten Abend rüdten noch Truppen in die Stadt ein, 
unter Haupfleuten, meijtens gut bewaffnet. Alle Zugänge wurden befekt und 
Alles jhlayfertig gehalten. Der Abend und die Nacht verliefen ruhig ; man 
hörte feinen Lärmen, auch nicht die Teifefte Ruheſtörung ging vor fidh, Fein 
einziger der vielen Jungſchweizer, melde in ber Stabt wohnen, wurde aud 
nur mit einem Worte beleidigt. Auf den Höhen und in der Stadt mögen 
wohl bei 3000 Mann Nachtquartier gehalten haben. 

Sobald die Stadt eingenoinmen war, wurde vom Staatsrathe ein 
Kriegsrath aufgeftellt, welcher vom Großen Kathe unbedingte Vollmachten 
hatte. Der Staatsrath erließ eine Proclamation. Keine geſetzliche und 
verfafjungsmäßige Schranfe ift bisher überfchritten worden, Von Untermallis 
vernimmt man, daß Mauriz Barman mit 400 Mann, wovon ungefähr 
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ein Drittiheil bewaffnet, am 18. Nahmittags gegen Sitten zog, aber auf 
bie Anzeige des Staatsrathes Torrent von dem Einmarſche der Oberwallifer 
auf Ardon zurüdging. In Martina waren ebenfalls bei 200 Jung— 
Ihweizer mit 2 oder 3 Kanonen unter den Befehlen von Tufay aus 
Monthey; fie wurden von Altſchweizern mit Schüffen empfangen, worauf die 
Jungſchweizer in blinder Wuth eine Scheune verbrannten. In St. Mauriz 
waren ebenfalls bei 200 Aungichweizer umter dem Commando von orig, 
welche nah Martina zogen. In Entremont wafjneten fi die Altichweizer 
gegen die Jungfchweizer. Waadt verftärkte die Gendarmen und hielt Truppen 
in Bereitihaft zur Verhütung einer Gebietöverlegung, zum Schutze von 
Hlüchtlingen und zur allfälligen Hilfe der Regierung von Wallis. 
Am 19. Mai rüdten die Truppen der Regierung vorwärts im drei 
Eolonnen, eine durch bas Thal, zwei auf den beiden Anhöhen, alle in 
gleihem Schritt. Auf den beiden Höhen von Gaviefe trafen fie auf die 
Nebellen und warfen fie zurück. Den 419. rüdten immer mehr Truppen 
aus dem Oberwallis nah, alle gut bewaffnet. Ein Augenzeuge jchätt 
die Negierungstruppen am 20. diefes auf 6000 Mann. Herr von Taf— 
finer, ein geſchickter Offizier, 309 aus dem Zehnten Gomſch allein mit 
1120 Mann in Sitten ein. Er murde zum zweiten Gommanbanten 
ernannt. Am 20. Mai ftießen die Truppen ber Regierung in Ardon wieder 
auf die Jungſchweizer, welche in einer jehr feiten Stellung ſich verbarri: 
fadirt Batten, Nachdem die Colonnen von den Seitenhöhen gehörig vorgerüct 
waren und die Höhen gefäubert hatten, ließ Herr von Kalbermatten gegen 
die Barrifaden Sturm lauſen: die Jungfchweizer wichen wie Feiglinge zurück 
und überließen ihre Stellung und ihre Barrifaden . den Feinde, und eilten 
über die Rhone gegen Niddes zu. Hinter ihnen verbrannten fie die Brücke 
und pflanzten am jenfeitigen Ufer ihre Kanonen auf, den Bau einer Brücke 
zu verhindern. Das hielt die Centrumscolonne auf, allein die beiden Flügel 
rüdten vorwärts, ımd aus dem Thale Entremont fielen Truppen ber Regie: 
rung den Jungſchweizern in den Rücken. 

Dom 21. Mai kamen folgende zwei Berichte von Herrn Staats: 


ſchreiber Meyer: 
„Sitten, den 21. Mai 1844, Morgens früh. 


Da id) nicht zweifle, daß Nachrichten über den fernern Verlauf des 
Kampfes Hochdenſelben willfommen find, fo halte ih es in meiner Pflicht, 
diejelben mitzutbeilen. 

Wenn man die Gegend von Unterwallis kennt, jo begreift fich Teicht, 
daß hier eine eigene Art von Kriegführung ſtattfinden muß. Ueberall Eng— 
päfle und Defildes, mo eine geringe Anzahl Truppen, die Muth Haben, 
einer weit überlegenen Anzahl einen mächtigen Widerftand entgegenfepen 
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kann. Diejes ift die Urſache, daß aud heute noch ber Kampf wird fort: 
dauern. Die Rebellen hatten gejtern in Ardon, einer äuferft vortheilhaften 
Stellung, ſich verbarrifadirt. Am Morgen rüdten die Negierungstruppen 
vorwärts. Die Eolonne auf der Höhe und das Eentrum auf der Simplon— 
ftraße im der Ebene kamen zu gleicher Zeit vor Ardon an, bas Feuer begann 
von oben und das Centrum rüdte im Sturme gegen die Barrifaden. Die 
Rebellen liegen es nicht zum KHandgemenge kommen, ſondern zogen fich in 
aller Eile zurüd. In Riddes, 3 Stunden von Sitten und eine Stunde 
von Ardon, festen fie, jobald fie hinübergezogen waren, bie Brüde über bie 
Rhone in Drand und pflanzten auf ber andern Seite ihre Kanonen auf, 
um cine Wiederherftellung der DBrüde zu verhindern. Diejes verhinderte 
die Verfolgung. Auf dem linken Rhoueufer Hatte inzwilchen gegenüber 
Ardon der Kampf, wenn auch nicht lebhaft, begonnen, allein auch da zogen 
bie Rebellen fih zurüd. Unterdeſſen brach die Eolonne vom rechten Flügel, 
welhe in Ardon den Angriff von oben mit dem Centrum gemacht hatte 
und fi bort mit jelben vereinigte, wiederum auf nad den Höhen. Auch 
ber linke Flügel avancirte, Geftern Abend hieß es, er habe ſich mit ben 
Truppen von Entremont vereinigt, fo daß, wenn biefes ſich bejtätigen follte, 
bie Rebellen Gefahr laufen, ganz umzingelt zu werden.“ 


„Sitten, den 21. Mai 1844, Abends 11 Uhr; 
abgegangen 22. Mai, Morgens 8 Uhr. 


Ich knüpfe an meinen Heute Morgens erftatteten Beriht an: 

Die Brüde von Kiddes war von den Rebellen gänzlich nicdergebrann 
worben, ein Werk, das gegen 30,000 Franken foll gekoftet haben. Heute 
Morgens (21.) wurde nun an ber Herftellung einer proviforiihen Brüde 
über die Rhone tüchtig gearbeitet und die Truppen Fonnten zu Meinen 
Abtheilungen diefelbe dieſen Abend pajfiren. Die linke Colonne war geftern 
bei Tag ebenfalls auf den Höhen von Riddes angekommen, nachdem fie eine 
Abtheilung Rebellen vorher verjagt hatte, und heute ift aljo ihre Bereinigung 
mit dem Centrum jenfeit8 der Brüde vor fich gegangen. Der rechte Flügel 
hatte bedeutend avancirt und Saſſon, der Wohnort bes Rebellenchefs 
Mauriz Barman, war von ibm befegt worden. Bis St. Mauriz fol ji 
heute fein Feind mehr gezeigt haben, von dem einiger Wiberftand zu befürchten 
gewejen wäre. In Martina war die meiße Fahne aufzepflanzt. Der 
Ungriff in Ardon Hat alfo den ganzen Kampf, der fehr blutig zu werden 
drohte, entſchieden. In Entremont, von dem ich irrig geftern berichtete, 
daß es fih mit dem linfen Flügel vereinigt habe, einem Thale mit einer 
Bevölkerung von 9000 Seclen, ſchlugen fi heute bie beiden Parteien, 
ebenfo weiter unten in einem andern Thale, Doch ſcheint es, dag bie Par: 
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teien nirgends handgemein geworben find, daher die Zahl der Todten und Ver: 
wundeten auf beiden Seiten glüdlichermeije nicht bedeutend ift. Die Haltung der 
Maſſen, welche aus den entlegenften Thälern wie aus der Nähe aufgebrochen 
waren, von Leuten, gejchieben durch Sprache und Natur und in Feiner Be: 
rührung mit einander, war bewunderungswürdig. Niemand ift beleidigt, 
nirgends find bis zur Stunde Ercefje begangen worden: überall ein unbe: 
dingter Gehorfam den Führern und ein unbebingtes Vertrauen auf fie, mit 
fihtbarer Entjchloffenheit und mit großem Muthe verbunden. Auch die 
Drganijation ber Truppen war wirklich jehr gut; Alles war in Compagnieen 
mit Hauptleuten, Lieutenants und Unteroffizieren eingetheilt, die meiften waren 
mit Lebensmitteln für drei Tage verfehen, ſowie mit Hinreihender Munition, 
Feldſcheerer und Feldpater fehlten ebenfalls nicht. Es rüdten Compagnieen 
ein, welche fogar die Geräthichaften zum Kochen mit ſich führten. Auch bie 
Lebensmittel mangelten nicht, obwohl in Sitten Nichts zu erhalten war, 
was nicht erzwungen werben mußte. Die Zehntenräthe von fern wie in ber 
Nähe ſchickten fie in hinreihender Anzahl auf gehörig eingerichteten Fuhren 
ihren Zehntentrnppen nach. 

Am Unterwalli3 wurden die Truppen (man nannte fie dort nur bie 
Deutſchen, obwohl die Hälfte derfelben Franzofen waren) mit offenen Armen 
empfangen, ald Befreier von einer unerhörten Sklaverei. So in Zehnten 
Eonthey, angränzend an den Zehnten Eringen (Sitten). Ich bin gewiß, 
da fie beim Weitervorwärtsrüden allenthalben von den Bergbevölferungen 
jubelnd werben begrüßt und empfangen werden. Nur die Dörfer und 
Städtchen im der Ebene haben mit ftumpfer Niebergefchlagenheit ihrer An: 
kunft entgegengejehen.“ 

„Sitten, den 22. Mai 1844, Morgens 8 Uhr. 

Es Scheint auf dem Nüdzuge, den die Rebellen geftern Morgens 
antraten, ziemlich Diutig hergegangen zu fein. Die Salvanejer, Bergbemohner 
zwiſchen Martinah und St. Mauriz, verfperrien ihnen den Rückweg. 
Es follen 100 junge Schweizer geblieben fein, worunter zwei Mitglieder des 
Großen Nathes und mehrere im Kontingent angeftellte Offiziere. 


Ich Hoffe Näheres mittheilen zu können; die Unterwerfung bes ganzen 
Unterwallis iſt gewiß.“ 

Ein ganz zuverläjjiger Bericht enthält über das letzte Treffen folgende 
Details. Das blutige Zufanmentreffen bei Trient, zwifchen Martina und 
St. Mauriz, beftätigt fih ganz. Die Rebellen anf ihrem Rückzuge, welcher 
dur Verbrennung der Nhonebrüde von Riddes gededt war, wurden von 
ben Bergbewohnern von Val d’Illiers, Salvent und Trois-Torrens bei der 
Trientbrüde von St. Mauriz abgefchnitten. Dan ſchlug fih mit größter 
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Erbitterung und man fagt, dab im die fünfzig Jungichweizer dort ihr Leben 
eingebüßt haben. Der Verluft der Bergbemohner war ganz unbedeutend; 
fie zählten nur einen Todten und mehrere Verwundete. Diefer Schlag ver: 
nichtete die Nenolution. Die Rebellen wollten fih auf St. Mauriz, einen 
außerordentlich feiten Punkt, zurüdziehen und dort maadtländiiche Freiwillige 
an fich ziehen, bie nur zu geneigt geweſen waren, fi ihnen anzufchließen. 
Nah dem Kampfe von Trient aber ftoben fie nad allen Richtungen ans: 
einander, Tie Regierungstruppen zogen ben 23. in aller Ruhe in St. Mauriz 
ein, fo wie in Monthey, und das ganze Land ift fomit unterworfen.“ 


Die Regierung von Waadt ergänzte dieſen Bericht in folgender Weiſe: 
„Laufanne, den 22. Mai 1844, 
Der Staatsrath des Kautons Waadt 


an den 
Kegierungsrath des Kantons fuzern, als eidgenöfffcher Vorort. 


Tit.! Wir haben die Ehre, Euch folgenden Auszug aus dem jo 
eben erhaltenen Briefe des Herrn Staatsrath Ruchet d. d. gejtern den 
21. mitzutheilen. 


„„Man bat num genauere Nachrichten über den Zuftaud der Dinge 
im Wallis. Das Treffen, weldes dicjen Morgen an der Trientbrüde flatt: 
gefunden, war die verjuchte Anſtreugung der ganzen Colonne von Unterwallis, 
ihren Nüdzug auf St. Mauriz zu mahen. Das Handgemenge ſcheint ziem— 
lich lange gedauert zu Haben; ungefähr 400 Mann gelang es, das Waller 
bis über die Schenkel durchwatend, bei einem fehr Tebhaften Feuer durch— 
zugehen; die übrige Mannſchaft, ungefähr 200 au der Zahl, kehrte nad 
Martina zurüd. Hier, nahdem die Unterwallifer wahrgenommen, daß jie 
von allen Seiten umringt feien, zeritreuten fie ji, indem fie, freilich mit 
wenig Hoffnung, einzeln zu entfliehen fuchten. Die Herren Barman und 
Joris waren bei diejer zweiten Truppe; der letztere hatte eine leichte Munde 
an der Stine. Man weiß nicht, wie es ihnen ergangen. Ich babe dieſe 
Nachrichten von einem durch die Hohen Gebirge jenjeits der Rhone her: 
gekommenen Manne; ich ſprach auch mit den Herren Pignat und Amader, 
Anführer derjenigen Nbtheilung, welcher es gelang, ben Webergang zu 
erzwingen. Die Sade ift gänzlich entihieden und der Kampf beendigt. 
Man bringt die Vermundeten beider Parteien, die man auf dem Plage 
fanmelte, in das Kranfenhaus zu Lavey; es hat gegenwärtig 16 folde. 
Man bringt die Zahl der bein letzten Treffen Getödteten auf 20. Die 
Oberwalliſer haben den Beiftand unſerer Nerzte angenommen, welde ihre 
am Trientbach Berwundeten verpflegen werben,“ “ 
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Herr Staatsrath Ruchet fügt Hinzu, daß der Obermalliferpoften bei 
Trient ihm am Tage ben Durchpaß verweigert babe, obgleih er Träger 
eines Beglaubigungäbriefes von und war, der die offizielle Sendung an bie 
Regierung von Wallis, womit wir ihn beauftragt haben, ausmeist; daß er 
einen Verbalprozeß über diefe Weigerung, gegen welche er proteftirt, . habe 
aufnehmen laſſen, daß er fich vorgenommen Babe, heute einen neuen Verſuch 
zu machen, um den Durchpaß zu erlangen. 

Dir follen Euch, Tit.! auch von einer Anzeige benachrichtigen, welche 
wir vom Herrn Präfeflen von Vivis erhalten haben, meldend, daß der 
eidgenöſſiſche Commiſſär, Herr Schmid, geftern den 21. um 8 Uhr Abends 
in biefer Stadt angefommen fei; daß er ben Herrn Präfeften verlangt 
habe, mit weldem er fi unterhielt; daß er heute, ben 22. um 8 Uhr 
Morgens nah Ber und St. Mauriz zu verreifen rechnete, wo er noch ben 
Herrn Staatsrath Ruchet anzutreffen hoffte. 

Indem wir Eu, Tit.! die Verſicherung ꝛc.“ 

Die Unterbrüdung der Nungichweizer war Teiht und ſicher, ſobald 
die Regierung in Sitten durch die einrückenden Oberwalliſer endlich zum 
Handeln genöthigt war. An dem Siege der Ordnung hatte ich auf dieſen 
Fall nicht den minbeften Zweifel, fo daß ih ihn in der Staatszeitung als 
gewiß vorausjagte. Es freute mich, daß er am 21. Mai, meinem Namens: 
fefte, errungen wurde. Mit Recht fagte ich darüber in der Staatszeitung: 

„Hätten Bern und Waadt, mie das ädht eidgenöjfiich gefinnte Frei- 
burg, auf dem Auf des Vororts vom 8. Mai die verlangten Truppen aufs 
Piket geftellt, und auf die dringende Mahnung vom 9. Mai dieſelben auf: 
geboten, jo daß das eidgenöffiihe Commiſſariat fogleih in den Kanton 
Wallis hätte eimrüden und nöthigenfalls feinen Käthen dur Truppen hätte 
Nachdruck geben fünnen, wäre dann die Kraftentwicdlung der Regierung von 
Wallis, die Bejekung des Unterwallis, die Nebellion,, von einem eidgenöſſi— 
Shen Stabsoffizier (Mauriz Barman) angeführt, nicht unterblieben und 
ftatt Alles deſſen eine Beruhigung des Landes auf frieblihem Wege erzielt 
worden? Tas war bie Abfiht des Vorortes; ftatt fie zu unterftügen, 
leiftete man Widerſtand und verleumdete fie; man drehte die Bundesartikel 
und räfonnirte überfug, unterdeſſen aber war die vorörtlihe Kraft gelähmt, 
im Ins und Auslande der Bund gehöhnt und im Wallis ereignete fi, was 
man jet Bürgerkrieg nennt, was aber freilih nad) unferm althergebradhten 
Begriffe: Unterbrücdung der Rebellion durch die Landesregierung ift, ein 
Begriff, welchen, wenn unfer Gedächtniß uns nicht trügt, im Jahr 1841 Waadt, 
Dern und Andere in den Sännerereignifien von Aargau auch noch hatten.“ 

Merkwürdig war die Frechheit, mit welcher auf einmal die Regierung 
von Waadt und Bern ihre Handlungsweife in Bezug anf Wallis änderten, 
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fobald fie erfannten, daß fie durch ihren Wiberjtand gegen eibgenöfjiihe Ein: 
miſchung zur Aufrehthaltung der verfafiungsmäßigen Ordnung ihre Abficht 
nicht erreichten. Nicht nur jchicten fie, wie ſchon gejagt, von fi aus 
Eommifjarien in das Wallis, fondern der Staatsrath von Waadt veranlafte 
am 20. Mai den Großen Rath, Truppen aufzubieten, in ber unverhüllten 
Abfiht, von fid aus in den Kanton Wallis einzumarfgiren. Die Regie: 
rung von Neuenburg fagte barüber in einem Schreiben vom 22. Mai an 
bie Regierung von Waadt: 

„So jehr wir wenigftens theilweife ben in Enerm erſten Kreisſchreiben 
(vom 11. Mai) ausgeiprochenen Anfichten beipflidten müßten, ebenfo jehr 
müjlen wir Euch mit der größten Freimüthigkeit jagen, daß wir nicht ein 
gleiches Urtheil über die Entjchliefungen abgeben fönnten, welche Euer Große 
Rath gefaht und die Ihr und durch Ener Kreisfchreiben vom 20. Mai 
mitgetheilt habt. Wenn wir dem Actikel II. diejer Enerer Eutſchließungen 
recht verftehen, fo hätte Euch der Große Kath ermächtigt, um Ercefle, 
längeres Blutvergießen und Anardie im Kanton Wallis zu verhüten, bewaffnet 
in bem Kanton einzufchreiten, nicht nur ohne ba die Regierung es 
begehrt hätte, fondern nöthigenfalls wider ihren Willen und in allen Fällen 
ohne Dazwiſchenkunft des Vorortes oder der Tagſatzung. Diefe Entſchließung 
enthält etwas jo Unerhörtes, daß wir in Wahrheit noch geneigt find, anzu: 
nehmen, daß wir den Sinn nicht vecht verjtanden Haben, obwohl die Dis- 
euffion, weiche in Euerm Großen Rathe ftattgefunden, und das Verwerfen 
aller Anträge, welche eine Modification bezwedten, uns bejorgen lajjen, daß 
die Entſchließung nicht wohl in einem andern verftanben werben könne, als 
in dem oben von uns erklärten Sinne. Die Lehre von der eidgenöſſiſchen 
Dazwijchenkunft, wie fie durch den Bundesvertrag vorgefehen ijt, ſcheint uns 
auf jehr einfahen Grundjägen zu beruhen. Entweder findet jie jtatt auf 
das bejtimmte Begehren des betheiligten Kantons (Artikel IV.), und Ahr 
denkt ja felber, daß in diefem Fall jenes Begehren unntittelbar an die Kan: 
tone gejtellt werden müſſe, von welchen er fie verlangt; oder bei fortdauern: 
der Gefahr ergreift die Tagſatzung auf das Begehren der Regierung die 
weitern Mafregeln. Endlih nah Anhalt derjenigen Stelle des Artifets VEIT, 
weiche vorjchreibt, da die Tagſatzung die nothwendigen Mafregeln für die 
innere Sicherheit der Schweiz ergreife, begreift man, daß, falls in einem 
Kanton Feine Regierung mehr beftänbe, melde im Stande wäre, die eid— 
genöſſiſche Dazwiſchenkunft anzurufen, dannzumal die Tagſatzung in dieſem ganz 
auferordentlihen Falle von ſich aus einjchreiten könne, ohne auf ein Be: 
gehren warten zu müſſen, welches die Umftände unmöglich machen würden. 
Aber daß ein Kanton in irgend einem Fall, unter irgend einem Vorwande 
von fi aus. interveniren könne, ohne irgend ein Begehren der Regierung 
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des Kantons, in welhem die Dazmifchenfunft ftattfinden foll, ohne Befehl 
oder Ermächtigung der Tagſatzung oder felbjt des Vororts, das ift eine mit 
den bejtimmten VBorjchriften des PBundesvertrags, mit den Grundſätzen, auf 
welchen das ganze Gebäude der jchweizeriichen Eidgenofjenfhaft ruht, fo fehr 
im Widerſpruch jtehende, für die Sonveränität der eidgenöſſiſchen Stände 
fo verlegende Maßnahme, daß wir uns für verpflichtet halten, ung jofort 
förmlich gegen die Annahme derjelben auszusprechen. Welche Beweggründe 
Euch zu derfelben vermodht haben mögen, Tit.! das öffentliche Recht der 
Schweiz verwirft fie, fie kann nicht aufrecht erhalten werden.“ 

Anh die Regierung von Züri fagte: „Wenn dagegen der Beihluß 
Eures hohen Großen Nathes den Sinn haben follte, eine bewaffnete 
Intervention Eures Standes in das Gebiet des Kantons Wallis, ohne 
Anordnung der eidgenöfliihen Tagſatzung und ohne Mahnung der hohen 
Kegierung von Wallis, in Ausfiht zu ftellen und eitzuleiten, fo würden wir 
darin einen der Wohlfahrt der Eidgenofienichaft und dem beitehenden Bundes— 
vecht höchſt verderblihen Entſchluß erbliden, gegen den wir und verpflichtet 
fühlen müßten, ſofort die entfchiedenfte Einjprache zu erheben.“ 

Die Regierung von Bern ftellte am 21. Mai, vermuthlich in gleicher 
Abſicht, wie diejenige von Waadt, von ſich aus vier Infanteriebataillone, zwei 
Schübencompagnieen und eine Artilleriebatterie auf die Beine. Die Regie 
rung von Wallis hatte unterm 13. Mai an bie Regierungen von Waadt 
und Bern gefchrieben: 

„Unjere Vorausfihten Haben fih nur zu ſehr verwirkliht. Der 
Große Rath unferes Kantons, gedrängt durch die Umftände, bat einen Auf: 
ruf erlafien an die Landwehrcontingente bes größten Theils des Kantons, 
in der Abjicht, die öffentlihe Ruhe zu handhaben und feine Befehle voll: 
ziehen zu laſſen. ine andere Macht hat fich gebildet, um den Kräften des 
Staats zu wiberfiehen. 

Mir bitten Sie, Ihre Grängen überwachen zu laſſen, daß Fein auß 
Ihrem Kanton Ausgehender, unter welchem Titel e3 wäre, fi in die Reihen 
derjenigen begebe, welche jih gegen die Regierung erheben, 

Wir benügen ꝛc.“ 

Hinter diefes Schreiben fonnten die beiden Stände fich dann verbergen. 
Der Vorort, obwohl er die Abfichten berjelben wohl kannte, belobte ihre 
Wachſamkeit und fpottete jo gleihiam ihrer Ohnmacht, ber evolution in 
Maflis wieder aufzuhelfen. Wahrhaft denkwürdig ift das Schreiben, welches 
Schultheiß Neuhaus an den Vorort jandte: | 

„Die Verbindungen mit Oberwallis find feit geftern wieder hergeftellt. 
Der Eourier vom Simplon ift diefen Morgen angelangt, Eine proviforische 


734 


Brüde wurde zwiſchen Riddes und Ardon hergeſtellt, um biejenige zu 
erfegen, melde die Unterwallifer im Rückzuge verbrannt haben, Die Eolonne 
der jungen Schweiz, welche auf Martina) zurüdgewiden war und welde 
den Durchzug bei Trient nicht erzwingen konnte, hat fi zeritreut. Herr 
Joſeph Barman nnd feine Frau, welche ihm gefolgt war, konnten über den 
Hügel von Balme pafjiren und haben fih nah Chamonnir begeben und von 
da nah Genf, fie find diefen Morgen (23. Mai) in Vivis augekommen. 

Geftern um 4 Uhr Nahmittags ift die Colonne der Obermwallijer, 
1300 Mann ſtark, in Martina eingezogen. Keine Unorbnung 
wurde begangen; bieTruppen tehben unter einer jehr 
ftrengen Mannszucht. 

Der Ehef, Herr von Kalbermatten, hat eine PBroclamation erlajien, 
durch welche er die Einwohner zur Rückkehr einladet und ihnen den Schuß 
ihrer Perfonen und ihres Eigenthums zufigert. — Die Beoölferung von 
Martinah fürdtete die Unterwalliier Bergbewohner der alten Schweiz, 
fanatifhe und fiegestrunfene Leute, aufs äußerfte: die Ankunft der Ober— 
wallifer war ihnen erwünjcht, um den. Ercejien dieſer Raſenden zuvor: 
zufommen. Die Colonne Kalbermatten ift militärisch geleitet, fie ift mit 
Lebensmitteln im Ueberfluſſe verfehen. Der Vortrab ift heute um 10 Uhr 
in St. Mauriz in guter Ordnung eingerüdt. 

Im Unterwallis wird die allgemeine Entwaffnung, ſowohl ber Partei 
ber jungen als der alten Schweiz, vollzogen. Dan weiß noch nicht, wie 
man gegen die Führer Barman, Joris zc. verfahren wird. — Wir hoffen, 
daß man fie nicht verfolgen werde. 

Eine Batterie Artillerie ift aufgeboten und diefen Morgen abmarfdirt 
(von Laufanne), ihr ging ein Bataillon voran, um die vier Compagnieen 
bes Diſtrikts Aigle abzulöfen, und zwar zu dem Zwecke, bie Bevöl: 
terung dieſer Gegend zu beruhigen, deren Aufregung durd 
bie empörendften Gerüchte über die Unthaten, welche die Obermwallifer verübt 
haben ſollten, bervorgerufen war, Gerüchte, welde durchaus 
falid waren. 

Der Regierungsrath von Bern febt hinzu: 

„„Aus den barin enthaltenen Nachrichten, deren Duelle als eine 
durchaus zuverläffige bezeichnet werben muß, ift erfidtlih, daß der Kampf 
im Unterwallis nunmehr als beendigt betrachtet werben kann.” * 

Genehmigen Euer Hochwohlgeboren :c. 

Bern, den 24. Mai 1844. 

Namens bes Regierungsrathes: 
Der Bicepräfident: 
C. Neubaus,“ 
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Die Negierung von Waadt legte ein Bataillon an bie Gränze. Der 
Oberft dejlelben erlic am 24. Mai einen Tagesbefehl, worin er ausdrüd: 
lich befahl, jede Reibung mit Wallis zu verhüten, ſelbſt wenn einzelne 
Flintenſchüſſe herüberkämen, fi zurückzuziehen. Folgende Schreiben des 
eidgenöfjiihen Commifjariates geben den beiten Aufihluß über die bundes— 
widrige Abficht der Regierung von Waadt: 

„Die eidgendffiihen Commiſſarien im Wallis haben — 24. von 
St. Mauriz aus der Regierung von Waadt geſchrieben: Die eidgenöſſiſchen 
Commiſſarien haben bei ihrer Ankunft im Wallis gefunden, daß die ver— 
faſſungsmäßigen Behörden niemals aufgehört haben, daß die geſetzliche 
Ordnung, welche durch einen theilweilen Aufruhr geftört worden war, dur 
die bewaffnete Macht des Kantons, unter der Anführung eines Befehlshabers, 
welder feine Vollmachten von den verfaflungsmäßigen Behörden empfangen 
hat, vollfommen wieder hergeftellt worden ſei; fie haben gefunden, daß, jelbit 
zu St. Mauriz, eine vollkommene Ruhe und eine ſolche Mannszucht bei den 
Truppen herrſche, welche Nichts zu wünjchen übrig läßt; fie haben fi per— 
fönlih überzeugt, daß die aufreizenden Gerüchte, welde in diejer Beziehung 
verbreitet worden find, durchaus unbegründet find. Die Regierung von 
Wallis ſelbſt Hat fich fehr entichieden gegen jede bewaffnete Dazwiſchenkunft 
in ihre innern Angelegenheiten erklärt. 

Gejtügt auf diefen Sachverhalt und auf die Juftruction des hohen 
Vorortes, haben die eidgenöſſiſchen Commifjarien für angemefjen gefunden, 
dem Herrn eidgenöffifhen Oberften von Salis:Soglio den Befehl zu ertheilen, 
die wegen der Angelegenheit in Kanton Wallis aufgebotenen Truppen wieder 
auf das Piket zurückzuverſetzen, und im Folge deſſen haben wir die Ehre, 
Euch, Tit.! einzuladen, daß Ihr Euer eidgenölfiiches Bataillon ebenfalls 
aufs Piket zurückverfegen werdet. Der hohe Stand Waadt hat auf feinen 
Gränzen ein Truppencorps verjammeli, welches mehr als genügend jein 
wird, das Gebiet. gegen jede Verlegung zu ſchützen. Und diefe Truppen 
werden noch nah eingegangenen Berichten von Tag zu Tag dur neue 
Bataillone verftärtt. 

Inzwiſchen ift der ganze Kanton Wallis unter die Befehle der Regie: 
rung zurüdgefehrt, deren Truppen im dieſem Augenblid die untern Theile 
des Kantons Wallis bejegen, und die eidgenöſſiſchen Commiſſarien haben von 
dem Dbercommandanten der Wallifertruppen die feierlichiten Zufiherungen 
erhalten, daß er nicht die mindefte Abficht hege, das waadtländiſche Gebiet 
irgendwie zu verlegen, und daß jede Zumwiberhandlung in dieſer Beziehung 
jtreng werbe beftraft werben. 

Dei aller Achtung, welche wir für die Berfügungen hegen, welde bie 
hohe Kegierung des Kantons Waadt für die Unverleglichkeit ihres Gebietes 
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faffen zu follen glaubte, halten wir e8 dennoch für unfere Pflicht, Eud, 
Tit.! zu bedenken zu geben, was es für den Kanton Wallis Verletzendes, 
ja fogar für den allgemeinen Frieden der Eidgenofjenihaft Gefährbendes 
jei, Euere Gränzen mit einer jo beträdtlihen Truppenmacht gegen einen 
Kanton zu bejegen, in welchem jede Unordnung aufgehört hat, und wo eine 
gejeglihe eidgenöffiihe Negierung alles verfaflungsmäßigen Anfehens zur 
Handhabung der Drbnung, der durch den Bundesvertrag aufgelegten Pflichten 
und bed guten Einvernehmen mit allen eidgenöfjiihen Mitftänden ſich 
erfreut. 

Wir erfuhen demnach Euer Tit.! im Intereſſe unferer Sendung, bie 
außerordentlihen Maßregeln aufhören zu Taffen, und würben es für unfere 
Pfliht Halten, an den eidgenöſſiſchen Vorort Bericht zu erftatten, wenn Ihr 
es nicht für angemeſſen halten würdet, dem dringenden Anfuchen zu gehorden, 
welches wir an Euch zu richten die Ehre haben. 

Endlich erachten wir, es würde im nterefie fomohl bes Kantons 
Wallis, als desjenigen des Kantons Waadt liegen, wenn bie Flüchtlinge fid 
in etwas von ber Gränze entfernen würden. Wir find überzeugt, daß Ihr 
hierinfalls unfere Anſicht theilen und die diesfalls angemeſſenen Maßnahmen 
treffen werdet ꝛc.“ 

Der Staatsrath von Waadt antwortete unterm 25. an bie eibgenölft: 
fhen Eommiffarien: 

„Was unfere militärifhen Maßnahmen und den Zufammenzug eine 
Truppencorps auf unferer Gränge betrifft, fo ergreifen wir den Anlaß, bie 
Derfiherung zu erneuern, daß fie niemals etwas PVerlekendes, weder in ber 
That, noh in ber Nbficht für den hohen Stand Wallis in fich trugen. 
Das ergibt fih aus den neuerlichen Mittheilungen dieſes hohen Standes, 
zur Beobachtung des eidgenöjfifhen Auffehens bie Stellung ber Truppen 
aufs Piket fortzufegen. Der wahre Charakter unjerer Maßregeln zeigt ſich 
durch die geftrige Schlußnahme des Großen Raths, welder ung ermächtigt, 
mit der eidgenöffifchen Autorität in Webereinftimmung zu handeln; er zeigt 
fich überdies dur unjere wiederholten Weijungen an nnfere Zivil: und 
Militärbeamten in dem Diftrikte Aigle, welche alle zum einzigen Zwed 
hatten, jede Verletzung ſowohl de3 waadtläundiſchen als des mallifer Gebietes 
zu verhüten, fowie jeden perfönlichen Zufammenftoß von Bürgern und Soldaten 
in ben zwei Kantonen; und Sie werben, Tit.! in den zmei beigelegten 
Tagesbefehlen fehen, daß uufere Militärchefs unfere Abfichten und den Zwed 
unfered Auftrages vollfommen richtig aufgefaßt Haben. Endlich bernfen 
wir und, um unjere Mafregeln immer befjer zum bezeichnen, auf die ganz 
friedliche und wohlwollende Eendung, womit wir Herrn Staatsrath Rudel 
beauftragt haben. 
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Diefe Maßregeln find ganz gerechtfertigt durch die Nothwendigkeit, 
die Iebhaften Beforgniffe unferer Bevölkerung zu beruhigen, welche die jüng- 
ften Greignifje und die übertriebenen damit verbundenen Gerüchte aller Art 
hervorgerufen hatten, Beforgniffe, welde die innigen perjönliden Verhältniſſe 
beurfunden, welche zwifchen den Bewohnern beider Ufer herrichen. 

Andem wir uns alfo ausdrücklich auf Gründe des eidgenöffiichen Friedens 
und des wahren Antereffe für die Schweiz und für den Kanton, die uns 
alfein geleitet haben, ftüsen, Tonnen wir die Bemerkung nicht unterlaffen, 
daß diefe Mafregeln ganz in den Befugniffen unferer Kantonaljouveränität 
nah dem Bundesvertrage Liegen. 

Gern ergreifen wir den Anlaß, unfer Militäraufgebot zu vermindern, 
und wir zweifeln nicht, daß wir im biefer Beziehung erleichtert werden durch 
die weiſen VBerfügungen des Herrn DObercommandanten von Kalbermatten 
und duch die mohlmollende Dazwiſchenkunft der 'eidgenöffiichen Herren 
Commifjarien. Das Infanteriebataillon bleibt bis auf weiteres im Kantonal- 
bienft, obwohl es in einem ganz eidgenöſſiſchen Interefie aufgeboten worden ift. 

Dem Wunſche, melden Sie in Betreff des Aufenthaltes der vorzüg- 
lichſten Flüchtlinge aus dem Wallis ausdrüden, find wir durch unfere 
Schlußnahme vom 23. diefes zuvorgefommen, und werden, ſobald fi bie 
Nothwendigkeit dazu zeigt, noch weitere Mafregeln ergreifen.“ 

Noch mehr: 

Der gleihe Staatsrath Ruchet, welcher am 20, Mai im Großen 
Rathe von Waadt gejagt Hatte: „Wenn wir nit in den Kanton Wallis 
einmarſchiren wollen, jo brauden wir Feine Truppen aufzubieten,* ijt nad 
Sitten gereist, der Regierung von Wallis zu fagen: „es fei nie in der 
Abfiht von Waadt gelegen, bewaffnet ins Wallis einzuziehen.“ 
| Die Regierung von Genf, ebenfalls Nachbarin von Wallis, hatte ſich 
bisher redlich benommen. Unterm 21. Mai hatte fie an den Vorort 
geichrieben: 

„Hochgeachtete Herren! wir anerkennen mit Euch, daß der Augenblicd 
nicht geeignet ift, eine bundesſtaatsrechtliche Frage, welche übrigens die Tag: 
fagung bejhäftigen wird, zu erörtern, und daß ein Kanton, welder bie 
eidgenöffiiche Hilfe anruft, das Recht Hat zu erwarten, daß ihm wirkliche 
und thätige Hilfe geleiftet werde. Wir haben daher die nöthigen Maß: 
regeln für den Fall, daß die öffentliche Ordnung im Kanton Walis länger 
gejtört bleiben jollte, getroffen, damit unverzüglich eine Batterie Artillerie 
in den Kanton geſchickt werben könne, welche einftweilen unter die Befehle 
bes eidgenöffiihen Oberſten von Salis-Soglio geftellt werden würde; wir 
müſſen Euch gleichzeitig anzeigen, daß, in Gemäßheit des Artikels IV, des 
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Bunbesvertrages, biefe Batterie auf das Begehren der Regierung von Wallis 
werde aufgeboten und abgeſchickt werden, mag diefes Begehren uns unmittel- 
bar zufommen, oder mag e8 uns dur Eure Vermittlung oder durch diejenige 
der eidgenöffiihen Commifjarien zulommen. Wir geben uns der Hoffnung 
hin, daß es nicht nöthig fein werde, über die Entſchließungen zu beratben, 
welche wir für den von Euch erwähnten Fall zu fajlen hätten, wenn bie 
Negierung von Wallis nicht mehr im Stande wäre, von fih aus die eid- 
genöffiihe Hilfe anzurufen, — Endlich fhreiben wir fogleih der Regierung 
von Waadt, um fie zu erfucdhen, daß fie gefälligft freien Durchzug und gute 
Aufnahme denjenigen Truppen bereite, welche wir für die Erfüllung unferer 
Bundespfliäten gegen unſere Mititände aufbieten und marſchiren laſſen 
würden. — Wenn eine bewaffnete Dazwifchenkunft in dem Kanton Wallis 
erforderlich fein wird, fo halten wir ebenfalls dafür, daß eine außerordent: 
liche Tagſatzung unverzüglich einberufen werden follte, um die weitern Maß: 
regeln zu ergreifen, welche die Lage des Kantons Wallis und die Intereſſen 
der Eidgenofjenfhaft erheiſchen dürften.” 

Allein fhon am 22. Hatte der Wind bei dem Staatsrat in Genf 
umgeſchlagen; denn an diefem Tage trug er bei dem Großen Rathe auf 
eine unmittelbare Einmiſchung in die Angelegenheiten des Kantons Wallis 
an, der Große Rath aber verwarf diefen Antrag und beihloß, daß die 
Genfertruppen dem Vororte, den eidgenöffiishen Commifjarien, dem Oberften 
von Salis:Soglio oder der Regierung von Wallis zur Verfügung geftellt 
werden ſollen. Mit Recht fagte ich bei dem Berichte über das Benehmen 
der Regierung von Genf: | 

„Wir hoffen noch das Urtheil zu erleben, daß, während ber Vorort 
feine Maßregeln alle mit der größten Ruhe und Confequenz berieth und 
faßte, die ihm wiberjtrebenden Regierungen nur der Stimmung des Augen: 
blids gefolgt und fih in Widerſprüchen verwidelt haben.“ 

Nahdem die Freunde der Jungſchweizer auf dem militäriihen Boden 
geichlagen waren, jo verſuchten fie auf dem diplomatiſchen Felde zu fiegen. 
Sie verlangten eine außerordentlihe Tagfagung. Bei mir war der Entſchluß 
feft, eine außerordentlihe Tagſatzung zu verhindern, damit die Regierung 
von Wallis nicht in ihren Maßregeln für Wiederherftellung der Ordnung 
und Unterdrüdung der Revolution geftört und damit nicht der letztern durch 
eine Tagfagungsvermittlung wieder auf die Beine geholfen würde. Sobald 
die Nachricht von der Niederlage der Jungihweizer von Trient nah Luzern 
gefommen war, verfammelte ich gleih nah Mitternaht noch die Standes- 
commilfion in meinem Haufe, um dur ein Kreisichreiben allen Ständen 
davon Kenntniß zu geben. Der Stand Waadt, welder zuerft die Einbe- 
rufung der Tagſatzung verlangt Hatte, wurde etwas Hingehalten. Die 
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eidgenöffifhen Commiſſarien wurden angemwiefen, die von ihnen aufgebotenen 
eidgenöjfifhen Truppen unverzüglih zu entlaffen und die Kegierung von 
Wallis wurde angefragt, ob fie noch ferner auf der aufs Piletjtellung einiger 
Truppen beharre? Somohl die Commijjarien, ald die Regierung von 
Wallis waren aber dem Vororte zuvorgefommen, bie erjtern Hatten die 
Truppen bereit3 entlajjen und die letztere ſchon am 23. verlangt, daß feine 
Truppen anderer Kantone mehr auf dem Piket bleiben follen. Die Comes 
mifjarien deuteten in einem Berihte vom 28. Mai bereits an, daß ihr 
Aufenthalt im Kanton Wallis nicht mehr lange dauern könne. Die Regie: 
rung von Wallis .endlih erließ unterm 1. Bradınonat folgendes Kreis— 
ſchreiben an alle Stände: 


„Setreue, liebe Eidgenoffen! 


Mir vernehmen, daß mehrere eidgenöffifhe Stände in Bezug auf bie 
Walliferereigniffe die Einberufung einer aufßerorbentlihen Tagſatzung ver: 
langen. In unfern Augen rechtfertigt nichts diefen Schritt. Die Berichte 
bes Borortes müſſen Euch, getreue, Liebe Eidgenofjen! überzeugt haben, daß 
die Verrihtungen der obern Behörden des Wallis feinen Nugenblid aufge: 
hört haben. Der Widerftand der aufrührerifchen Partei hat einen Augenblid 
zur Entfaltung der Streitfräfte (le deployment de forces) genöthigt, allein 
dieſe Bewegungen wurben vom Großen Rathe geboten und von ber voll: 
ziehenden Gewalt geleitet. Gegenwärtig ift die geſetzliche Ordnung in allen 
Theilen des Landes wieder hergejtellt, die DVerfafjung und das Geſetz haben 
ihre Herricaft wieber begonnen. Das Begehren bes Aufgebotes eidgenöffischer 
Truppen (la demande en disponibilit6 des troupes federales) ift widerrufen. 
Die Ereignifje find vollendet; nichts Fönnte die Dazwiſchenkunft der eidgenöjji: 
ihen Tagſatzung in einem Kanton rechtfertigen, wo die Wirkſamkeit ber 
Verfaſſung und der Behörden gewährleiftet find. Wir werden nicht ermangeln, 
Euch einen getreuen Bericht von dem mitzutheilen, was ſich bei uns zuge: 
tragen hat, und benugen diefen Anlaß, Euch, getreue, Tiebe Eidgenofjen ! 
fammt uns der göttlihen Obhut zu empfehlen. 


Der Präfident des Staatsrathes: 
Zen:Ruffinen. 
Der Staatsſchreiber: 
Dr. Ganioz.“ 


Nah der Vorjchrift des Bundesvertrages Tonnte die Tagſatzung ſich 
nur auf das Anſuchen ter Regierung felbft in die Angelegenheiten bes 
Kantons milden. Da nun biefe eine Einmiſchung förmlich ablehnte, fo 
war jeder Grund für ihren Zufammentritt befeitigt, Allein die Regierung 
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von Waadt beharrte auf ihrem Begehren um Einberufung einer außerordent— 
lichen Tagſatzung. Die Regierung von Teffin, Nahbarin von Wallis, und 
durch eine Nevolution ans Ruder gebracht, ſchloß fich dem Begehren von 
Waadt an. Mit großem Lärm trat der Große Kath von Aargau zufammen, 
unterjtügte das gleiche Begehren und beſchloß nicht3 weniger ala einen Tadel 
des Vorortes und des zweiten eidgenöffiihen Commiſſärs, Staatsfchreibers 
Meyer, ſowie eine KReconftituirung des Kantons Wallis. Alles mit vielen 
und großen Worten. Der Große Nath, welcher für jih im Jahre 1841 
das Vorrecht in Anſpruch genommen hatte, ald Souverän jogar eine beftimmte 
Vorſchrift des Bundes zu breden, beftritt num einem andern mit ihm ver: 
bündeten Souverän, in feinem eigenen Lande Ruhe, Ordnung und Verfafjung 
zu handhaben. Mit Necht nannte Jemand den Beihluß ein Deliriun, allein 
er war mehr. Die Regierung von Nargaı, welche ihn hervorrief, war, wie 
man jagte, Actionär im Nevolutionshandel von Wallis und wehrte fid 
darum für ihre Aetien. Den Regierungen von Waadt, Tejjin und Aargau 
ſchloßen fih noch Glarus und Schaffhaufen an. So erließ denn der Vorort 
endlih am 10. Brahmonat, am gleihen Tage, an weldem feine Com: 
mifjarien und Herr Oberſt von Galis:Soglio Sitten verließen, folgendes 
Kreisfhreiben: ; 

„it! Mitteljt Kreisjhreiben vom 24. Mai Hat der eidgenöſſiſche 
Vorort, gegenüber der von einigen Ständen verlangten Einberufung einer 
außerordentlihen Tagſatzung erflärt: „„er werde die Entſchließungen, zu 
welchen fih die Stände unter den jeither eingetretenen veränderten Umftänden, 
und bei ber Nähe der ordentlihen Tagſatzung veranlaft finden, gewärtigen,““ 
und gleichzeitig Hat der eidgenöffiihe Vorort auf die Gründe aufmerkfam 
gemacht, welche dermal einen außerordentlihen Zujammentritt der Tagjakung 
nicht nur nit nothwendig erſcheinen laſſen, fondern überhaupt kaum redt- 
fertigen dürften. 

Die von und diesfalls ausgeſprochene Ueberzeugung fcheint indefien 
nit von ſämmtlichen eidgenöjfiihen Ständen getheilt worden zu fein. 

Es haben nämlih die Regierung des Kantons Waadt mit Schreiben 
von 26. Mai und diejenige ded Kantons Tefjin mit Schreiben vom 1. Brad: 
monat ihr jchon früher geftelltes Begehren um Einberufung einer außer: 
ordentlichen Tagſatzung erneuert und ebenjo haben die Negierung des Kan: 
tons Aargau mit Schreiben vom 5. Brahmonat und diejenige des Kantons 
Schaffhauſen mit Schreiben vom 7. Brachmonat an den eidgenöjfischen 
Borort das Begehren um Einberufung einer aufßerordentliden Tagſatzung 
gerichtet. 

Obſchon die Nähe des Zuſammentritts der orbentlihen Tagſatzung 
eine vorherige Einberufung einer außerordentliden Tagſatzung Taum mehr 
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möglih macht, fo wollen wir unferfeits dem Begehren jener fünf Stände 
um fo weniger irgend ein Hinderniß in den Weg legen, als wir e8 ung 
bei der vorörtlichen Gefchäftsleitung überhaupt zur Pflicht gemacht haben, 
alle Borjchriften des Bundesvertrags aufs genauefte und ftrengfte zu erfüllen. 


Im Hinblid nun auf den Artikel VIII. des Bundesvertrags, welcher 
vorfhreibt: „„Die Tagfatung verfammelt fi aufßerordentlichermeife auf 
das Begehren von fünf Kantonen,”* und da ein folches Begehren von fünf 
Kantonen wirfli vorliegt, jchreiben wir hiemit diefe aukerordentlihe Tag: 
fagung auf Dienftag den 25. Bradınonat, als auf den nächſten Zeitpunkt 
aus, bis zu welchem es fämmtlihen Ständen möglich fein follte, ihre Ge: 
jandtihaften mit bezüglihen Anftructionen zu verfehen. 

Da von Seite der obgenannten fünf Stände nur ganz im Allgemeinen 
der Wunſch ausgeiproden mworben ift, die Tagjakung möge über die Ange: 
legenheiten des Kantons Wallis in Beratung treten, fo follen wir Euer 
Hohmwohlgeboren erflären, daß wir uns nicht für berechtigt halten, dieſem 
Wunſch in feiner Allgemeinheit zu entfprechen. 

Gemäß Artifel IV. des Bundesvertrages, welcher feſtſetzt, „„daß, 
wenn in einem Kanton Unruhen ausbrechen, die Tagjakung bei fortdauern: 
ber Gefahr auf Anfuchen der betreffenden Regierung die weitern Maßregeln 
treffen werde, “* find zwei Bedingungen vorausgeſetzt, unter weldhen allein 
die Tagſatzung die Angelegenheiten eines fouveränen eidgenöjjiihen Standes 
in ben Bereich ihrer Berathungen ziehen darf. Die eine diefer Bedingungen 
ift diejenige „„Fortdauernder Gefahr.““ Diefe ift in dem vorliegenden 
Fall offenbar nicht vorhanden, indem ſämmtlichen Ständen jowohl durch 
direfte Mittheilungen von Seite der Regierung des Kantons Wallis, als 
aus Berichten dev .eidgenöffiihen Commiſſarien bekannt ift, daß die ver: 
fafjungsgemäße und gefeglihe Ordnung in allen Theilen des Kantons Wallis 
ſich wiederhergeftellt befindet. 

Die zweite diefer Bedingungen iſt diejenige „„eines Anfuchens der 
betreifenden Regierung an die Tagfapıung um Anordnung der weiten Maf: 
regeln.** Auch diefe Bedingung ift in dieſem Fall nicht vorhanden, zumal 
‚die Regierung des Kantons Wallis, weit entfernt, Tagjapungsberathungen 
über die Angelegenheiten dieſes Kantons zu verlangen, vielmehr mit Kreis: 
ihreiben vom 1. dieſes Monats fih gegen ſolche verwahrt. 

Daß aber der Artifel VIII, des Bundesvertrags, welcher „„alle erforder: 
lihen Mafregeln für die äußere und innere Sicherheit der Eidgenofjen: 
ſchaft““ der Tagfakung überträgt, dieſe leßtere dermalen, nachdem die Sicher: 
heit im Kanton Wallis auf verfaflungsgemäßem Weg vollfommen wieder 
hergeftellt worden ift, nicht berechtigen Fann, die Angelegenheiten des erwähnten 
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Kantons in ihrer Allgemeinheit in Berathung zu ziehen, ift fo einleuchtend, 
daß wir e3 für überflüffig Halten, uns darüber weiter zu verbreiten. 

Derfelbe Artifel VIII. des Bundesvertrags ſchreibt nämlich ausdrück— 
ih vor: „die Tagſatzung beforgt nad den Vorfchriften des Bundesvertrags 
die ihr von den fouveränen Ständen übertragenen Angelegenheiten des 
Bundes." Nun aber ift die Erhaltung von Sicherheit im Innern der 
Kantone zunächſt die Aufgabe der betreffenden Kantonsbehörden, und die 
Bundesbehörden haben nur auf das Derlangen der erjtern zur Erhaltung 
der innern Sicherheit mitzumirfen, nicht aber aus eigener Machtvollfommen: 
beit diesfalls einzufchreiten. 

Unferer Anfiht nah waren die Bundesbehörden desnahen verpflichtet, 
den Kanton Wallis eidgenölfiihe Hilfe angebeihen zu laſſen, als jene 
Standesregierung mit Schreiben vom 4. und 6. vorigen Monats die Hilfe 
bes Bundes angerufen hatte, aber biejelben find nicht berechtigt, fih dermal, 
nachdem die vechtmäßigen Behörden des Kantons Wallis fih gegen jebe 
biesfälligen Tagfagungsverhandlungen verwahrt Haben, und nachdem die ver: 
faflungsgemäße Ordnung im Kanton Wallis volllommen wieder hergeitellt 
worden ift, über Angelegenheiten zu berathen, welche ihr durd die Stände 
nicht übertragen worden find. 

Wir halten uns für verpflichtet, die ſämmtlichen Stände noch darauf 
aufinerffam zu machen, wie gefährlich die Aufftellung eines derartigen Grund: 
faßes wäre, vermöge welchem das Verlangen von fünf Ständen genügen 
follte, um die Angelegenheiten jedes beliebigen Kantons, in welchem die ver: 
faffungsgemäße Ordnung und innere Sicherheit zwar für einen Nugenblid 
geftört war, in welchem fie aber auf verfafiungsgemäßem Weg wieder herge— 
ftellt worden ift, im Schooß ber Tagfakung zur Berathung zu bringen. 
Die fämmtlihen Stände mögen bedenken, daß, wenn diefer Grundfag heute 
dem Kanton Wallis gegenüber aufgeftellt wird, er früher ober fpäter auch 
gegen andere Stände feine Anwendung finden dürfte, 

Dies, hochgeachtete Herren, getreue, liebe Eidgenoffen ! find die Gründe, 
welche uns abhalten, die Angelegenheiten de3 Kantons Wallis im Allgemeinen 
bei der in Folge Begehrens von fünf eidgenöfjiichen Ständen hiemit ausge: 
ſchriebenen außerordentlihen Taglagung zur Berathung zu bringen. 

Hingegen beabfichtigen wir diefer außerorbentlihen Tagſatzung diejenigen 
ftaatsrechtlihen Fragen zum Entſcheid vorzulegen, welche wir in unferm Kreis: 
fhreiben vom 5. diejes Monats rüdfichtlih der im Kanton Wallis durch den 
eidgenöffifchen Vorort angeordneten eidgenöſſiſchen Intervention des Nähern 
entwidelt haben. Falls der eine oder der andere Stand bei diefem Anlaß 
Berathungen über die innern Angelegenheiten de3 Kantons Wallis im Allge: 
meinen veranlafen wollte, fo wird es an ber oberften Bunbesbehörde fein, 
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darüber zu entjcheiden, in wie fern fie in derartige Anträge eintreten wolle 
ober nicht. 

Eventuell glauben wir darauf antragen zu follen: „„Die Tagfakung 
möge, nachdem die verfafjungsgemäße Ordnung und innere Sicherheit im 
Kanton Wallis volllommen miederhergeftellt worden ift, alle Anträge, als 
außer ihrer Competenz liegend, von der Hand weiſen, durch welde der 
Souveränität des Kantons Wallis irgendwie zu nahe getreten werben wollte.” “ 


Indem wir fomit fämmtlihe Kantone einladen, ihre gehörig bevoll: 
mächtigten und inftruirten Gejandtihaften zu einer außerordentlihen Tag: 
fagung an den eidgenöſſiſchen Vorort Luzern in dem Maße abzuorbnen, 
daß die Sitzungen derſelben Dienjtags den 25. Brachmonat Fünftig unfehl: 
bar eröffnet werden Fönne, benüten wir gleichzeitig diefen Anlaß ꝛc. 


Luzern, den 10. Bradmonat 1844.” 


Es war eine wahre Comödie, daß wegen der erlebigten Angelegenheiten 
von Wallis ſechs Tage vor der ordentlihen Tagfagung eine außerordentliche 
zufanmentreten mußte. Sogar Schultheig Neuhaus fhulmeifterte darüber 
die Radikalen. Allein fie wollten e8 num einmal jo haben. Der Vorort 
mußte nach Vorſchrift des Bundesvertrages dem Begehren von fünf Kantonen 
weichen. Staatsfchreiber von Gonzenbach aber bemerkte richtig: „Niemand 
kann ihn hindern, die außerordentlide Tagfagung unmittelbar vor der ordent⸗ 
lichen einzuberufen.“ 


Bis zum 25. Brachmonat hatte Wallis Zeit, mit der jungen Schweiz 
vollends aufzuräumen. Der Große Rath that es wirklich, ſo weit es durch 
Großrathsbeſchlüſſe geſchehen konnte. Am 22. Mai beſchloß er auf den 
Antrag des Staatsraths, daß „1) diejenigen Individuen, welche abſichtlich 
die Waffen gegen die Regierung ergriffen haben, oder diejenigen, welche, ihr 
Anſehen mißbrauchend, ihre Untergeordneten zur Ergreifung der Waffen 
gegen die vom Großen und Staatsrathe aufgebotenen Truppen aufgerufen 
haben, als Rebellen erklärt werden; 2) daß diejenigen, welche ſich an die 
Spitze bewaffneter Banden geſtellt haben, oder welche ein Commando oder 
eine höhere Stelle inne hielten, verhaftet und eingekerkert werden ſollen; 
3) daß diejenigen Vergehen, welche von Leuten, die mit den Wafſſen im der 
Hand ergriffen worden waren, begangen wurden, durch einen Kriegsrath von 
5 Mitgliedern und 2 Erſatzmännern beurtheilt werden follen; 4) daß die 
Theilnehmer am Aufruhr gänzlich zu entwaffnen find,“ 


Auf das AZureden der vorörtlihen Commiſſarien wurde ber dritte 
Artikel nicht in Vollziehung gebradt. Es wurde Hingegen am 24. März 
folgendes Gefeß erlajien: 
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„Der Große Rath des Kantons Wallis, 
aufden Vorſchlag des Staatsrathes; 


Eingeſehen den 43. Artikel der Verfaſſung, welcher beſagt, daß die 
bisherige Einrichtung und Competenz der Gerichtshöfe ſo lange zu beſtehen 
haben, bis das Geſetz darüber anders verfügen wird. 

In Erwägung, daß die gegenwärtigen Umſtände die Einführung eines 
Spezialgerichtshofes zur Unterdrückung der Preß- und politiſchen Vergehen 
erfordern; 

verordnet: 

Artikel 1. Es beſteht ein Centralgerichtshof, aus ſieben Effektivmit— 
gliedern und aus vier Suppleanten gebildet, um über alle politiſchen oder 
auf die Politik ſich beziehenden Vergehen zu erkennen. Artikel 2. Dieſes 
Gericht Hat einen Präſidenten und einen Vicepräſidenten. Die Ablehnungs: 
fälle find die nämliden, als die für den Nichter des Appellationsgerichtes. 
Artikel 3. Bei diefem Gerichte befindet fi ein Berichterftatter oder öffent: 
licher Ankläger, der von Amtswegen mit der Betreibung der Vergehen dieſer 
Art beladen ift. Artikel 4. Die Amtsbefugniffe des Berichterjtatters find 
die nämlichen, wie diejenigen der Berichterftatter bei den Zehntengerichten. 
Artiel 5. Die Mitglieder dieſes Gerichtes werben durh den Großen 
Rath ernennt, welcher zugleih feinen Präfidenten und jeinen Statthalter 
bezeichnet. Die Ernennung des Berichterftatters fommt dagegen dem Staats: 
vathe zu. Der gleihe Zehnten Fann nicht mehr als ein Mitglied in biefem 
Gerichtshofe haben. Diefe Verordnung ift nicht auf die Ernennung der 
Suppleanten anwendbar. Artikel 6. Es beiteht ein Gerichtsfchreiber und 
ein Weibel, die von Gerichte ernannt werben. Artifel 7. Diefes Gericht 
wird im Hauptorte des Kantons feinen Sit haben, wo die Prozeduren, 
wie jene der Zehntengerichte, eingeleitet und abgeurtheilt werden. Der 
Staatsrath kann jedoch die Verfegung des Gerichtes in Orte anordnen, die 
ihm die Umſtände anrathen Fönnten. Artikel 8. Es kann von dem Urtheil 
diejes Gerichtes vor das Appellationsgericht des Kantons appellirt werben. 
Art. 9. Die Gehalte diefes Gerichtes find durch ein bejonderes Reglement 
zu beftimmen. Artikel 10. Wenn das Bergehen zur Beftreitung der Zu: 
ftändigkeit Anlaß gibt, To wird das befagte Gericht darliber entſcheiden. 
Artifel 11. Das Spezialgeriht wird fih mit den Neben: und zujammen: 
hängenden Tragen befafien, wie zum Beijpiel der Schäden, bie aus einer 
Maffenergreifung erfolgt find. Artikel 12. Sobald gegenmwärtiges Decret 
vollziehbar jein wird, fo jollen die vor den Zehntengerichten anhängigen 
Fälle dem Spezialgerihte anheimfallen, und die angefangenen Prozeduren 
vor dafjelbe gebraht werden. Artikel 13. Die Ernennung der Glieder 
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biejes Gerihtshofes wird für das erfte Mal dem Staatsrathe zugeeignet, 
welcher zugleich den Präfidenten und Vicepräſidenten bezeichnen wird. 
Gegeben im Großen Kathe zu Sitten, den 24. Mai 1844.” 
Am 23. Bradmonat ftimmten die Gemeinden über diejes Geſetz ab 
und nahmen es in beiden Landestheilen an. Aın gleihen 24. Mai erging 
folgender Beſchluß: 


„Der Große Rath des Kantons Wallis, 
aufden Antrag bes Staatsrathes; 


In Ermägung, daß die Unheile, wovon der Kanton zum Schauplat 
wurde, befonders dem Beftehen der bewaffneten Gefellihaft der Jeune Suisse 
zuzufcreiben find, 

beſchließt: 

Artikel 1. Die Geſellſchaft der Jeune Suisse ift aufgelöst. Arti— 
kel 2. Es wird in allen Gemeinden, wo fih Mitglieder diejer Geſellſchaft 
vorfinden, unmittelbar eine Commiſſion niebergefeßt, welche beladen ift, von 
einem jeden Mitgliede die Entfagung von befagter Gejellihaft, die Erklärung 
be3 Grades, den er befleidete, und die Waffen, mit denen er verfehen wäre, 
abzunehmen. Artikel 3. Die Mitglieder, welche diefen Befehlen zu gehorchen 
fi verweigern würden, find als Rebellen des Staates anzujehen und anzu— 
zeigen, um gemäß ben Geſetzen geftraft zu werben. Artikel 4. Inſtructionen 
find den zur Vollziehung gegenwärtigen Decretes bezeichneten Commiſſarien 
zu ertheilen. 

Gegeben im Großen Rathe zu Sitten, den 24. Mai 1844. 


Der Fräfident des Großen Rathes: 
M. von Courten. 
Die Schreiber: 
C. de Werra. J. Amherdt.“ 
Der Staatsrath erließ folgende Proclamation: 


„Der Staatsrat) des Kantons Wallis, 


an bie 
in der Erpedition begriffenen Truppen des Staates. 
Anführer, Offiziere, Unteroffiziere, Soldaten! 

Das in Gefahr Schwebende Vaterland erheijchte die Hilfe feiner Kinder; 
getreu und mit Muth habet Ihr feinem Rufe gehorcht und wie ein einziger 
Mann Habt Ihr Eu unter feine Fahne geitellt. Die Nebellen konnten 
Euer Angeliht nit ertragen und ihre Flucht wurde zum Beweis Eurer 
Aufopferung und Unerſchrockenheit. Wallis verdanft Euch, Mitbürgerjoldaten, 
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fünftighin genießen können. Euer im Gefechte feſtes, unter dem Obdache 
Eurer Mitbürger mitleidiges Verhalten, die mufterhafte Mannszucht, die in 
Euren Gliedern berriähte, Haben Euch mit einem Glanze umgeben, der noch 
auf Eure Nachkommenſchaft ftrahlen wird. Ihr Habt es verftanden, daß, 
wenn Euer Arm dem Gefese die Ehrfurcht zu verfchaffen und den Anfall 
zurüczuftogen hatte, er auch vor dem verirrten, aber ſich unterwerfenden 
Mitbürger die Waffen ftreden ſollte. Kehret zurück in Euere Heimath, 
aber Fehret dahin ftarf durch Euere Zugethanheit der öffentlichen Ordnung, 
dur Euere dem Lande geleiteten Dienfte, durch das glorreiche Beiſpiel der 
Mäßigung, welhes Ihr eben der ganzen Schweiz gegeben Habt. Anführer, 
Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten! nehmet mit Euch das Zeugniß der 
Zufriedenheit und Erfenntlichfeit, welches Euch die Staatsbehörden und das 
Publikum durd) uns darbringen. 
Gegeben im Staatsrath zu Sitten, den 25. Mai 1844.“ 


Der Große Nath unterdrüdte das revolutionäre Zeitungsblatt «Echo 
des Alpes.» Auch ertheilte er dem Staatsrath folgende Vollmacht: „Die 
vollziehende Gewalt ift ermächtigt, eine bewegliche Colonne von 100 bis 
200 Mann zu errichten, welde den Staatsrathe zur Verfügung ftehen und 
die. er zum Schuge bedrohter Orte oder Bürger in Dienft rufen und ver: 
wenden fann. Die Ausrüftung und Bewaffnung diejer Colonne, jo wie 
deren Unterhalt fallen auf Koften de Staates, vorbehalten den allfälligen 
Rückgriff auf diejenigen Drte oder Perfonen, welche beren Verwendung 
veranlaßt haben.“ 


An 30. Mai erließ der Große Nath noch folgenden Beſchluß: 


„Der Große Rath des Kantons Wallis, 


auf den Borjhlag des Staatärathes: 

In Erwägung, daß bei Aufftänden die Schulbbarkeit vorzüglich auf 
beren Urheber zurüdfällt; 

Daß das Decret vom 22. Mai Artikel 1, 2, 3 nur die Grundſätze 
aufftellt, welche eine einläßlihe Erläuterung fordern: 

beſchließt: 

Als Rebellen gegen das Vaterland ſind erklärt und ſollen als ſolche 
unverzüglich in Verhaft geſetzt werden, um als ſolche beurtheilt zu werben: 
1) Die Urheber des Aufſtandes (prise d’armes), bie Führer und diejenigen, 
welche, ihr amtliches Anfehen mißbraudend, in den wefllihen Zehnten ben 
Ruf zu den Waffen erlaffen haben, um den Truppen der Regierung Wider: 
ftand zu leiften. 2) Diejenigen, welche die Stelle eines Befehlshabers oder 
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eine höhere Beamtung beffeidet haben, mie die eines Obercommanbanten, 
eines Colonnencommanbanten, diejenigen, welche einen Theil des Kriegsrathes 
oder des Stabs der aufrührerifchen, ungefeblihen Truppen gebildet, bie 
Mitglieder des Kantonalcommittees der jungen Schweiz. 3) Die Mitglieder 
bes Committee von Martina, melde an der Proclamation vom 12. des 
laufenden Mai Theil genommen haben. Der Staatsrath wird die Perfonen, 
welche fih Unordnungen, befondere Erceffe oder ſchwere Drohungen haben 
zu Schulden kommen fallen, von Aıntswegen verfolgen laſſen. Diejenigen, 
welche in obigen Kategorien nicht inbegriffen find, können an ihren Heerd 
zurückkehren, jedoch haben fie fi immerhin den Vorſchriften des Decretes 
vom 24. Mai nah zu rihten, falls fie an der Gefellfhaft der jungen 
Schweiz Theil genommen hätten. 

Gegeben im Großen Rathe zu Sitten, den 30. Mai 1844.“ 

Den Schluß feiner Decrete bildete folgendes: 


„Der Große Rath des Kantons Wallis, 
aufben Antrag bes Staatsrathes, 


In Erwägung, daß die öffentlihe Ordnung und Sicherheit erfor: 
dern, daß die politiihen Vergeſellſchaftungen regulirt werden müſſen, 


verordnet: 


Artikel 1. Jede politiiche Vergefellfchaftung, weldhe von dem Großen 
Rathe nicht genehmigt wird, ift verboten, Artikel 2. Diejenigen, welche 
gegenwärtigen Geſetze zumwiberhandeln, werden mit einer Buße von 50 bis 
500 Fr. und mit dem Verlurſte ihrer politifhen Rechte für zwei Jahre 
aufs Wenigfte und für zehn Jahre aufs Meifte beitraft. 

Gegeben im Großen Kathe zu Sitten, den 4. Brachmonat 1844." 

Der Obercommandant der Wallifer-Truppen Wilhelm von SKalber: 
matten von St. Mauriz wurde an die Stelle des geflüchteten Herrn Torrent, 
zum Mitgliede des Staatsrath3 ernannt. Am 2. Brahmonat Hatte der 
nene Biſchof feine Amtsgewalt angetreten. Am 5. wurde noch beſchloſſen: 
„daß die Brandbeichädigten, deren Gebäude die wüthenden Jungſchweizer in 
Brand geſteckt haben, entichädigt, und daR die verunglüdten Wittwen und 
Maifen unterftügt und verforgt werden ſollen.“ Diefer Antrag wurde von den 
Herren Amhert, Dofien, Domherrn de Rivaz und dem hochwürdigſten Biſchof 
geftellt und unterftüst — ein Denkmal ihres Edelfinnes. Mit diefem Be: 
Ihluffe endigte der Große Math feine Sitzung. Der Kanton Wallis Fehrte 
zur Ruhe und Ordnung wieder zurüd, Nachdem die Regierung von Wallis 
diefes durch eine Zufchrift vom 7. Brachmonat dem Vorort eıflärt und für 
die Abjendung eidgenöffifher Commifjarien gedankt Hatte, verließen biefe am 
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40. Brahmonat den Kanton. Der Große Rath von Wallis ſprach ihnen 
feinen Dank aus. Die Berfafiung vom 3. Augftmonat 1839, der Grund: 
ſatz der politiihen Rechtsgleichheit, blieb nicht nur umangetaftat, ſondern 
wurde dur die Oberwallifer geichügt und gehandhabt. Die junge Schweiz 
war am Trient nicht. von Oberwallis, jondern von der alten Schweiz aus 
den Gemeinden Val d’Illiers und Trois-Torrens unter der Führung des 
fünfundſechszig jährigen Herrn Soft, welcher fhon mit 29 Jahren Oberſt-⸗ 
lientenant in franzöfifhen Dienften und Abjutant des Marſchalls Soult 
geweſen, geichlagen worden. Man erzählte, es feien bei 105 Leihen aus 
bein Flufie gezogen worden. Aus dem Waabdtlande waren [don 400 Frei: 
willige eingerüdt, ohne daß es die Negierung gehindert, aber als fie die 
Niederlage der Jungfchweizer am Trient vernahmen, eilten fie zurüd im ihr 
Land. Dber: und Untermwallis hatte fih als ein Brudervolf bewährt. Es 
lebte von nun an im Frieden. Der Rath des Herin Staatsſchreibers 
Meyer Hatte viel zu dieſem Erfolge beigetragen: das Bewußtſein muß ihn 
heute noch lohnen. Zwar hat das Jahr 1847 die Jungſchweiz wieder zur 
Herrſcherin in Wallis gemacht. Allein das Volk von Wallis hat doch vier 
Jahre lang der Ruhe und des Friedens genofien, und mandes Gute ift 
gepflanzt worden, welches ſich auf eine beſſere Zufunft hinüberretten Tann, 
Mid freute es herzlich, wenigſtens etwas zur Befreiung dieſes Fräftigen 
Volkes beigetragen zu Haben. Dhne Bangen fah ich der aufßerorbent: 
lien Tagfatung entgegen. Am 25. eröffnete ich diefelbe mittelſt folgen: 
der Rebe: 


„Hochwohlgeborne, hochgeachtete Herren! 
Getreue, Liebe Bund- und Eidgenoſſen! 
Freunde und Brüder! 


Das Begehren von fünf Ständen hat den Vorort nach den Vor— 
ſchriften des Bundesvertrages verpflichtet, eine außerordentliche eidgenöſſiſche 
Tagſatzung in der Bundesſtadt zu verſammeln. Namens des Standes 
Luzern heiße ih die Ehrengefandtichaften der einundzwanzig Mitftände herz: 
lich willkommen; ich gebe Ihnen allen die Zuficherung, daß die Gejandt: 
ſchaft des Standes Luzern an ber auferorbentlihen Tagſatzung die gleiche 
Treue und Ehrfurcht für den Bund beurfunden wird, welde den Vorort 
Luzern bewogen, früherer Borgänge ungeachtet und obfhon der Grund zur 
Einberufung einer außerordentlihen Tagſatzung weggefallen ſchien, bennod 
vor Allem den Vorſchriften des Bundes auch im diefem Punkte ein Genüge 
zu leiſten. 

Die Berathungen der anferordentliden Tagſatzung find durch ben 
Bang der Ereignifje ſehr vereinfacht worden. Nach dem Berichte des Vor: 


749 


orts, ſowie nad deinjenigen feiner Nepräfentanten und nach der wiederholten 
Erklärung der hierin laut Urtifel IV. des Bundesvertrages allein befugten 
Regierung de3 Kantons Wallis, ift Ruhe und gejehliche Ordnung in biefem 
Mititand wieder jeit mehr als einem Monate zurüdgefehrt; jede Gefahr 
weiterer Störung derjelben ift verihwunden. Die oberfte Bunbesbehörbe 
wird daher, da kein Begehren der Regierung des fonveränen Standes Wallis 
biefür vorliegt, fih in die Angelegenheiten deſſelben niht mehr einzumiſchen 
haben. Es ijt Aufgabe ver Behörden des Kantons, für die Zukunft bie 
Urſachen zu entfernen, welche denjelben jeit einer Reihe von ſechs Jahren 
To oft in einen für die Ruhe der Schweiz jo bedenflihen Zuftand geſetzt 
Haben, Die traurigen Erfahrungen, welche jene Behörden in dieſem Zeite 
Laufe gemacht haben, werden ihrer Vaterlandäliebe die geeigneten Mittel an 
bie Hand geben, ihrem Volle die Segnungen bes Friedens zu fidern. Die 
Kraft, welde fie in den Tagen der Gefahr, und die Umfiht und Mäfigung, 
welde jie nah dem Ende eines beflagenäwerthen Bürgerkrieges an ben 
Tag gelegt haben, Leiften der Eidgenoſſenſchaft eine beruhigende Bürgfhaft, 
daß von nun an der Kanton Wallis für die Bundesbehörbe Fein Gegenftand 
der Beſorgniß mehr fein werbe. Gegenſätze, welde im Jahre 1840 nod 
im bfutigen Kampfe gegeneinander aufgetreten waren, find durch die jüngften 
Ereignilje ausgeglihen worden. Die Bewohner des obern und untern Wallis, 
obwohl durch die Sprache und durch die frühern Ereigniffe fonft geſchieden, haben 
fi als Genofjen des gleichen veligiöfen Glaubens, jo wie ald Bewohner des 
gleihen Landes, als politiſch und confefjionell vereinte gleichberechtigte Brüder 
um die Fahne der gefeglichen und verfafjungsmäßigen Ordnung gefchaart und 
für die Erhaltung und Befeftigung derfelben Gut und Habe, Blut und 
Leben eingeſetzt. Mit Jubel, fo lauten die amtliden Berichte, wurden bie 
Heerihaaren aus dem Oberwallis in den untern Theilen des Landes 
empfangen, als Befreier und Brüder haben fich die Oberwallifer daſelbſt 
bewiefen, die Liebe und Hohadtung für ihre Brüder im Unterwalliß haben 
fie in ihre Bergthäler zurückgebracht. Die Bereinigung, welche gegen eine 
aufrührerifhe, verblendete Partei zwijchen allen Theilen des Landes ift 
geichloffen worden, wird feine Macht mehr auflöfen. Der Kanton Wallis, 
von jeher das Land eines heldenmüthigen Volkes, wird jeit den letzten 
Ereigniſſen als ein in fich geeinter, daher ftarfer Kanton dem Bunde der 
Eidgenofjen einen Fräftigen Haltpunkt geben und ein mächtiger, treuer Gränz- 
hüter des ſchweizeriſchen Gebietes fein. 

Die von einigen Seiten ausgefprochene Beforgniß, als habe der Geift 
der Freiheit und des Fortfchrittes im Wallis eine Niederlage erlitten, ift 
durhaus unbegründet. Nicht gegen die Freiheit, jondern für dieſelbe und 
gegen eine umerträglihe TIyrannei hat die Mehrheit des Walliſervolkes bie 
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Waffen ergriffen, um feine rechtmäßige Regierung gegen fernere Unbilden 
einer verwegenen Partei, um bie Mitbürger im Genuſſe einer gejeglihen 
Freiheit gegen die rohen Angriffe einer zügellofen Bande zu ſchützen. Unter 
biefer Mehrheit fanden ſich die Meiften derjenigen, welche vor einigen Jahren 
für bie gleihe Berechtigung, für die neue Verfaſſung fi erhoben Hatten, 
treue Freunde des wahren Fortihrittes, welche nur da gebeiht, wo ber Geift 
ber Gerechtigkeit, der Ruhe und des Friedens frei walten kaun. Und da 
biefer Geit feine Segnungen über das Wallis verbreiten Fönne, das haben 
bie jüngften Ereignifje wieder möglid gemacht. 

Weit entfernt dieſes Ergebniß irgendwie durch eine Einmifchung 
ſchwächen zu wollen, wird die eidgenöjfiihe Tagſatzuug, ohnehin durch den 
Bundesvertrag hiezu angewiejen, es gern der Kegierung de jouveränen Mit: 
ftandes Wallis überlafjen, dafjelbe durch Wachſamkeit, Fejtigkeit und Weisheit 
zu fichern, fo daß die Angelegenheiten de3 Kantons Wallis feinen Stoff zu 
Berathungen der eidgenöffiiden Tagſatzung mehr darbieten mögen. 

Ungeachtet der befriedigenden Löſung der letzten Wirren im Kanton 
Wallis find die Zuftände, welche jener Kanton jeit dem Jahr 1839 durch— 
lebt hat, ſehr betrübend. Im April des Jahres 1840 wird nad einer 
unheilvollen Trennung endlich dem einen Landestheile durch den andern eine 
Berfaflung mit Gewalt aufgebrungen. Kaum iſt diefer Zweck durch einen 
blutigen Kampf erreicht, jo lehnt fich gegen die neue Verfaſſung nicht etwa 
derjenige Theil auf, welchem fie it aufgedrungen worden, fondern berjenige, 
welcher für biefelbe in den Kampf gegangen iſt. Die Gründer der Ber: 
faffung werden mehr und mehr bejeitigt, eine Bartei erhebt jih in den Thal: 
flähen de3 Unterwallis, welde, die Grundſätze der Verfafjung im Munde 
führend, nicht nur gegen diejelbe, fondern gegen alle Behörden, ja gegen alle 
göttliche und menfhlihe Ordnung, jogar gegen die erften und legten Stügen 
der menfchlihen Gefellfchaft, gegen Perſonen und Eigenthum, einen offenen 
Krieg führte, Mehr als einmal ijt diefe organifirte Partei daran, ben 
Meifter im Lande zu jpielen; jomweit geht ihre Gewalt, daß jelbit Männer 
deren Leitung übernehmen, welche mehr als einmal der Berfajjung den Eid 
geleiftet, im ben erften Ehrenftellen des Landes geglänzt und überall das 
Vorurtheil geiftiger Meberlegenheit gewonnen hatten. Das Land, deſſen 
Bewohner feit Jahrhunderten in dem unbefledten Rufe eines Ruhe lieben: 
den, gerechten, frommen und heldenmüthigen Volkes gejtanden, wird in wenigen 
Jahren ein Land, im welchem alle Greuel des rohejten Fauftrechtes von einer 
Heinen Schaar ungejtraft verübt, wo Gott und alles Heilige duch Wort 
und That ſcheulos geläftert und gejchändet, wo für Diebftahl, Gewalt und 
Mord kein Schadenerfaß, Feine Genugtduung, feine Sühne mehr gefunden 
werden. Da den Behörden theils die Kraft, theils der Wille fehlt, ſolche 
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Frevel zu ftrafen, fo vereinen fich die Dürger gegenfeitig zum Schuß und 
Trutz; fo entiteht der angreifenden Gejellichaft der jungen Schweiz gegen: 
über der Verein der alten Schweiz mit dem Zwede, gegen die Angriffe jener 
fih zu vertheidigen. Allein es hängt von einem Augenblide ab, fo follen 
ichs Siebentheile des Volkes in die tyranniſche Kuechtihaft des übermüthigen, 
zügellofen Häufleins der AJungfchweizer fallen. Nur durh einen blutigen 
Bürgerkrieg wird diefes äußerfte Unheil von Wallis abgewendet. Im Bruder: 
fampfe muß endlich der Perfon und dem Eigenthum Sicherheit, der Gerechtig— 
feit ihre Herrſchaft, der Religion ihre Freiheit, dem Lande feine Ruhe wieder 
errungen werben. 

Solde Erjcheinungen müſſen den Baterlandsfreund tief betrüben, den 
Staatsmann aber zu ernftem Nachdenken mahnen. Erlauben Sie, hochacht⸗ 
bare Eidgenofjen, Stellvertreter der zweiundzwanzig Kantone der Schweiz, 
Ihrem Präfidenten, Ihnen einige Ergebniffe feines daherigen öftern Nach— 
denfens mit aller Offenheit vorzulegen. Die Mittheilung der Wahrheit, 
wie fie Jeber erkennt, kann nur zum Frommen Aller gereichen. 

Aus den Ereignifien, deren Schauplag der Kanton Wallis feit einer 
Reihe von ſechs Jahren geweſen ift, mögen fi die Völferfchaften der 
Schweiz die Lehre ſchöpfen, daß eine auf verfaſſungswidrigem, gewaltthätigem 
Wege eingeführte politifhe Veränderung niemals halten kann. Durchgreifende 
politiihe Umgeftaltungen, VBerfafjungsveränderungen, melde nicht auf ver: 
faflungsmäßigem Wege vor fih gehen, untergraben die Achtung und Treue 
des Volkes für Gefege und Obrigfeiten, regen alle für einen Freiftaat 
gefährlihe Leidenichaften de Chrgeized und des Haſſes auf, geben die 
Loſung zur Bildung politiiher Parteien und hiedurch zu fteten Verſuchen 
von Gewaltthat. Wie mag aber ein folder Staat auf die Dauer feine 
Freiheit und Selbitftändigkeit behaupten? Dieje höchſten Güter einer Nation 
haben ihre Gewährleiſtung in nichts anderm als in der Treue derjelben für 
Geſetz und Obrigfeit, in der Unterwürfigfeit unter bie Vorſchriften der 
Gerechtigkeit und ihrer Volljtreder, in der Liebe zur Ruhe, Ordnung und 
zum Frieden. Veränderungen in der politiichen Geftaltung eines Landes 
müſſen das Ergebniß eines allgemeinen Bedürfniſſes fein, müſſen fi ber 
ruhigen, freien Zuftimmung der entſchiedenen Mehrheit des Volkes erfreuen. 
Nur dann wird dieſe Mehrheit auch für die Veränderungen bei jeden Anlafje 
einftehen, fie gegen Hohn und Trug ſchützen und ſich bei beufelben glüd: 
lich fühlen. 

Noch Tauter als dieſe Lehre verfündigen die Ereignifje im Kanton 
Wallis eine andere, eine nie genug zu beberzigende Lehre für die Obrig- 
keiten. Die Berfafjungen und Gefege find in die Hände der Obrigkeiten 
gelegt; dieſe Haben auf jene den feierlichen Eid geleijtet, fie aus allen 
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Kräften, nöthigenfalls mit Gut und Blut, mit Leib und Leben in Schub 
zu nehmen. Eine doppelte Pflicht ruht daher anf ihnen. Vorerſt diejenige, 
die Wohlthaten der Verfaſſung und Geſetze einem eben unverfümmert 
zukommen zu laſſen. Weber dieje Pflicht maltet wohl jelten ein Zweifel: 
alle Parteien find darüber einig. Allein es ift mit diejer Pflicht noch eine 
zweite verbunden, nämlich die: alle Angrifie auf Verfaſſung und Gejeke, 
fommen fie woher fie wollen, abzuwehren. Diefer Pflicht gibt in neuerer 
Zeit der Parteigeift jeweilen eine Bedeutung, wie fie feinen Gelüften und 
Abfihten zufagt. Obrigkeiten, welche fi diesfalls nicht an die wahre 
Bedeutung halten, ftürzen ſich und ihre PVölferichaften ins Verderben. Die 
wahre Bedeutung dieſer heiligen Pflicht einer jeden Obrigfeit befteht aber 
darin, daß fie jeden durch die Geſetze nicht ausdrücklich bemilligten Angriff 
gegen bie Ruhe, gegen den Frieden, gegen die Verfaffung fogleih und ent 
ſchieden unterdrüde. Die Verfafjungen der Kantone haben ben Wöller: 
haften köſtliche Freiheiten eingeräumt: es follen bie Obrigfeiten fie im 
ruhigen, freudigen Genufje derjelben jhügen. Aber mit diefem Schutze muß 
die Wachſamkeit gegen den Mißbrauch, die Strafe des Mißbrauchs Hand 
in Hand gehen, und zwar vom Anfange an und beharrlid, fonft wird ber 
Mißbrauch über den ruhigen Genuß fiegen, die Zügellojigkeit wird an bie 
Stelle der Freiheit treten, der Mißbrauch wird den Gebrauch der wahren 
Freiheit unmöglih machen. Statt aller Bemweife für diefe einfachen Säge 
weife ih mit wehmüthigem Herzen auf bie Ereigniſſe im Wallis hin. 
Hätten die Behörden, jobald die Preßfreiheit durch die neue Verfafjung 
den Volke des Kantons Wallis verkündet worden war, auch das ebenfalls 
durch die Verfafjung gegen den Mißbrauch derfelben verheigene Gejek nicht 
nur erlaflen, fondern auch mit Strenge und gegen Jedermann vollzogen 
und gehandhabt, wie manche frevelhafte Verleumdung, mie viel Haß und 
Zwietracht, wie mander abjcheulihe Angriff auf die Sitten und Religion, 
wie manche ſchnöde Herabwürdigung geiftliher und weltlicher Vorſteher, 
deren Wirkſamkeit für das allgemeine Wohl in einem Freiftaat nur durch 
das öffentliche Zutrauen bedingt ift, wie mande Gewaltthat wäre unter: 
blieben? Hätten die Behörden, bei allem Schube für das Vereinsrecht, 
eine Gefellihaft aufgelöst und unterdrüdt, fobald fie die erfte Gemaltthat 
gegen eine Perfon oder gegen das Eigenthum verübt hatte, jo würde dieſe 
Gefellihaft nicht von einer Frevelthat zur andern geichritten, nicht Geſetz 
und Obrigfeit gehöhnt und zulegt den Bürgerkrieg hervorgerufen haben. 
Selbſt für die verblendeten Mitglieder diefer Gejellihaft, wel eine Wohl: 
that wäre es geweſen, wenn die Obrigkeit ihrem Treiben mit ſtarker Hand 
gleich im Anfang Einhalt gethan hätte? Es wären dann nicht viele ihrer 
Mitglieder die blutigen Opfer ihres zügellofen Muthwillens geworden. Der 
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Gräuel des Bürgerkrieges würde bie Ehre bes Kantons Wallis nicht wieder 
beflet haben. 

Mögen die Obrigfeiten aller zweiundzwanzig Stände der fchweizerifchen 
Eidgenofienfaft mehr und mehr von ber Weberzeugung fi leiten laſſen, 
daß ihre Völkerſchaften zwar wohl die Freiheit lieben, aber auch die Ordnung 
und den Frieden. Mögen fie mehr und mehr fi von ber Überzeugung 
leiten laſſen, daß ihre Völkerſchaften nicht wollen, daß ehrgeizige und herrſch⸗ 
ſüchtige Elubbs, daß Lärmer und Nuheftörer, daß zügellofe Meuterer das 
Negiment im Lande führen, fondern daß fie — die Obrigfeiten — und fie 
allein vom Bolfe den Auftrag erhalten haben, das Land zu regieren nach ber 
Berfaflung, nad den Geſetzen, nad den Bebürfniffen des Volkes, nad beit 
Grundfägen der Gerechtigkeit. 

Mögen die Kantone mit den Bundesbehörben, biefe mit jenen Hand 
in Hand, wie es der Buchſtabe und Geift des Bundesvertrags deutlich 
vorfchreibt, ohne Borliebe für politifhe Parteien, ohne Mißtrauen und ohne 
Eiferſucht, für die Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern ber 
Schweiz, für den bundesgemäßen Schug der Verfaffungen wachen und fi 
im Falle der Noth bereitwillig und kräftig unterftügen! Nur dann werben 
bie Kantone, nur dann wird bie gefammte Eidgenoſſenſchaft ihre Freiheit 
mit Ruhe und Würde genießen, nur dann werben alle Kräfte zur Wohlfahrt 
bes Ganzen zufammenmwirken, nur dann Friebe und Glüd im ber fehönen, 
gelegneten Schweiz blühen. 

Schmerzlide Erinnerungen haben mir den Ausſpruch biefer Wünſche 
abgebrungen. Die Ereigniffe der letzten Zeit Haben leiber in Bezug auf 
das einträchtige Zufammenwirken von Bund und Kantonen für die Ruhe 
und Drdnung im Inuern unerfreulihe Erjheinungen zu Tage gefördert. 
Die gütige Vorſehung wendete den Gang der Dinge fo, daß das ſchredlichſte 
Uebel, weldes zu drohen ſchien, von unjerm theuern Baterland fern blieb, 
Mit bangen Gefühlen ſahen die Eidgenofien bereit? ber Zukunft entgegen, 
Erlafien Sie mir, getreue, liebe Bunde und Eidgenofien, den Ausdrug 
diefer Gefühle. Verſcheuchen Sie die ängſtlichen Ahnungen aus ber Bruft 
aller redlichen Eidgenoffen dur die Haltung und den Erfolg Ihrer bevors 
ftehenden Beratungen! 

Wenn diefe Berathungen nicht bie noch größere Entkräftung der 
Macht und bes Anfehens der Bundesbehörden, fonbern vielmehr bie Mare 
Ausſcheidung und Feitftellung ihrer bundesgemäßen Befugnifje im Sinne 
bes Bundesvertrags, deſſen Zwe Ruhe und Ordnung ift, zum Ziel und 
Erfolg haben, dann wird die Eibgenofjenihaft biefe außerorbentlihe Tags 
fagung, deren urfprünglicde Veranlaffung betrübend, deren wirkliche Einbes 
rufung ihr unerwartet war, als heilbringend freudig begrüßen. 

48 
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Gott gebe es! 

Indem ih Sie, hochwohlgeborne, hochgeachtete Herren, getreue, Tiebe 
Bunde und Eidgenofjen, eimlabe, nachdem die Tagſatzung fi conftituirt 
haben wird — unter Anrufung des dreieinigen Gottes den Eid auf den 
Bundesvertrag vom 7. Augftmonat 1815 zu leiſten, erfläre ih die von 
fünf Ständen begehrte außerorbentlihe Tagfagung für eröffnet.“ 


Gleich Anfangs machte der Gefandte des aus einer Revolution hervor: 
gegangenen Halblantons Bafellandihaft gegen die Zulafjung der Gefandt- 
Thaft von Wallis Einjprade, fand aber nur bei Aargau Anklang und 
Unterftügung. Der Borort Hatte eine Nechtfertigung feines Benehmens in 
einem einläßlichen Kreisfchreiben vorausgeſchickt. Der eidgenöffiihe Staats— 
hreiber Auguft von Gonzenbach war der DVerfafier derſelben. Denn der 
eidgenöffiihe Kanzler Amrhyn Hatte gleih beim Beginn der vorörtlichen 
Intervention in Wallis Urlaub für eine Badereife nah Kiffingen begehrt. 
In diefem ausgezeichneten Kreisfchreiben folgte auf die Erzählung der Ereig- 
nifje im Wallis und der vorörtliden Schritte folgende rechtliche Begründung: 


„Gemäß Artikel I. des Bundesvertrages „„vereinigen ſich die 22 ſou— 
veränen Kantone ber Schweiz zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängig: 
keit und Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte und zur Handhabung 
der Ruhe und Ordnung im Innern. Gie gemwährleiften ſich gegenfeitig ihre 
Derfaffungen und ihr Gebiet.” Die Handhabung der Ruhe und Ordnung 
im Innern ift daher eine Bunbesangelegenheit, infofern einer der 22 
fouveränen Kantone den Bund darum anfprict. 

Jeder Kanton bat das Recht, die Hilfe des Bundes anzufpreden: 
4) wenn feine Freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit von einer fremden 
Macht angegriffen würde; 2) wenn Ruhe und Ordnung in feinem Innern 
bedroht find; 3) wenn die ihm gewährleiſtete Verfaffung und 4) wenn das 
ihm gemwährleiftete Gebiet verlegt würde; denn eben zum Zweck des gegen: 
feitigen Schutzes in obigen vier Fällen find die Kantone in einen Bund 
zufammengetreten. 

Wenn es daher unbeftritten ift, daß jeder einzelne Kanton zum Zwed 
der Handhabung von Ruhe und Ordnung in Teinem Innern, gemäß Artis 
tel I. des DBundesvertrags, den Bund anrufen darf, fo ift die zweite Frage 
diejenige, an welche Behörde hat er fich diesfalld zu wenden? Zur Zeit, 
während welcher die Tagſatzung vereinigt ift, Farin darüber wohl fein Zweifel 
herrſchen, daß im Fall Ruhe und Ordung in einem Kanton bedroht ſind, 
und dieſer die Hilfe des Bundes anzurufen wünſcht, er ſich an die Tag: 
fagung zu wenden hätte, zumal die Tagjakung gemäß Artikel VIE. des 
Bundesvertrages „„die ihr von den ſouveränen Ständen übertragenen Ange: 
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Iegenheiten des Bunbes beforgt“* und überhaupt „„alle erforderlichen Maß- 
regeln für die äußere und innere Sicherheit der Eidgenofienfhaft zu treffen 
bat.** Die Frage, an wen fih ein die Bundeshilfe anfprechender Kanton 
während der Zeit zu wenden hat, wenn die Tagſatzung nicht verfanmelt ift? 
f&eint der Artikel X. des Bundes zu entfcheiden, welcher „„die Leitung der 
Bundesangelegenheiten, wenn die Tagfagung nicht verſammelt ift, einem 
Borort mit den bis zum Jahr 1798 ausgeübten Befugniffen überträgt.“ * 
Da die Handhabung von Ruhe und Ordnung in einem Kanton von bem 
Augenblide an, von welchem der betreffende Kanton die Hilfe des Bundes 
anjpriht, wozu er gemäß Artilel I. des Bundes berechtigt ift, offenbar 
zur Bundesangelegenheit wird, und da bie „„Leitung der Bundesange: 
Vegenheiten, wenn die Tagſatzung nit verfammelt ift, dem Borort 
übertragen worden iſt,““ — fo iſt faum zu begreifen, mie barüber nur 
irgend ein Zweifel walten Fann, daß das Begehren um Handhabung von 
Ruhe und Ordnung im Innern eines Kantons, wenn die Tagfagung nicht 
befammelt ift, an den eidgenöſſiſchen Vorort zu richten ift. Bon denjenigen, 
welche dieſe Anficht beftreiten, wird angeführt: a) daß dem Vorort bie 
Leitung ber Bundesangelegenheiten „„nur mit den bis zum Jahr 1798 
ausgeübten Befugniſſen““ übertragen worben ift, und b) daß der Artikel IV. 
des Bundesvertragd hier allein maßgebend fei, 

a) Was die Befugniſſe des Vororts vor dem Jahr 1798 betrifft, fo 
find diefelben allerdings nirgends deutlich ausgemittelt; der Vorort corres 
fpondirte Namens der Eidgenofjenihaft mit dem Ausland; er fchrieb bie 
Tagfagungen aus ꝛc. — Daß aber der Vorort vor dem Jahre 1798 auch 
ermächtigt war, eintretenden Falls andere Stände zu Gunften eines dritten 
zur Hilfe zu mahnen, ift wohl um jo unbeftreitbarer, als biejes Recht damals 
jedem Stande inne wohnte; wenn es ſchwer jein dürfte, ſolche Fälle anzu: 
führen, wo ein ſolches Aufmahnen von Seite des Vorort3 vor dem Jahre 
1798 ftattgefunden hat, jo rührt dies daher, weil in der alten Eidgenofjens 
haft jeder Ort feine befondern Verbündeten oder Schirmorte hatte, welde 
im Fal von Unruhen zunähft zu interveniven hatten. Daß aber in der 
alten Eidgenofienichaft jchmwerlih irgend ein Stand dem Vorort Zürich das 
Recht beftritten hätte, andere Stände zu Hilfe zu mahnen, falls ein anderer 
Drt den Vorort darum angegangen hätte, darf wohl ala ganz zuverläffig 
angenommen werben. Wir glauben daher, daß, angenommen auch, es wären 
die Befugnifie des Vororts heut zu Tag wirklich noch fo jehr beſchränkt, 
wie diejenigen des Vororts vor dem Jahre 1798 waren, der Vorort in 
Folge eines an ihm gerichteten Begehrens um Bunbeshilfe bei Unruhen im 
Innern eines Kantons die einleitenden Anordnungen zu biefer Hilfeleiftung 
treffen dürfte. Webrigens ift bekannt, da des Wortlauts des X. Bundes- 
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artikels ungeachtet, bie dermaligen Befugniffe des Vorort? fomohl bem 
Inland als dem Ausland gegenüber, ganz andere und zwar bei weitem aus 
gebehntere find, als diejenigen des Vororts vor dem Jahr 1798 waren; 
e8 darf hier nur an die Einleitungen erinnert werben, welche der Vorort in 
Zoll: und Handelsangelegenheiten, im Militärwefen, rüdfichtli der Heimath— 
loſen ꝛc. von Feiner Seite widerſprochen, täglih trifft. Die Befugnifie des 
Bororts müflen baher offenbar im Verhältniß zu ber Geftaltung bed Bundes 
im Allgemeinen aufgefaßt werben. 

Am meiften Licht über dem wirklichen Sinn ber einfchlagenden Bundes 
Artikel werfen offenbar die Berathungen, welche im Schoofe der Tagſatzung 
am 21. April 1814 über die Attribute derjenigen eidgenöſſiſchen Behörden 
ftattgefunden Haben, welchen die Leitung ber Bundesangelegenheiten anver: 
traut werden fol. (Siehe Abſchied von 1814 und 1815, $. VI. 6. 
Seite 73—78.) Aus denfelben erhellt aber ganz deutlich, daß es die Abfiht 
der Stände war, dem Vorort mehr Befugniffe einzuräumen, als berfelbe 
vor dem Jahr 1798 beſaß, zumal einzig die Stände Bern, Uri, Unter: 
walben und Appenzell bafür geftimmt haben, daß dem Vorort nur bie 
wenigen frühern Befugniffe ertheilt werden möchten, während alle andern für 
außgebehntere Vollmachten fih ausfpraden. Im Laufe der Berathung fiber 
diefe Vollmachten ift ausdrüdlich erwähnt worden: „der Vorort fol wachſamt 
Sorgfalt auf daB Innere verwenden, um bie Öffentliche Ordnung und das 
Anfehen gegen jede Gefahr ſicher zu ftellen““ (fo Luzern, Glarus umd 
Aargau); „„die in Abweſenheit der Tagſatzung die Geſchäfte Teitende 
Bundesbehörbe habe für Handhabung ber öffentlichen Ruhe zu forgen“’ 
(fo Bafel, Thurgau und Teffin); „„der Vorort müſſe für innere und 
Äußere Ruhe wenigftens fo viel leiften, als die mediationsmäßige Verfaſſung““ 
(fo St. Gallen); „„Üüberhaupt für eine ftärfere Centralgewalt““ hatten ſich 
ausgeſprochen die Stände Zürih und Waadt. Jeder Unbefangene, der jent 
Verhandlungen gelefen hat, kann gar feinen Zweifel mehr barüber hegen, 
daß man in den dermaligen brei Bororten eine ſtärkere Centralgemalt zu 
ſchaffen beabſichtigte, als diejenige des alten Vororts Zürich war, obſchon 
man fi bes Ausdrucks bedient hat „„mit den bis vor 1798 ausgelbten 
Defugniffen,“* und daß man darüber beinahe allfeitig einverftanden wat, 
daß Hinfichtliih der Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern der 
Vorort mehr Gewalt Haben folle als früher. Es feheint daher beinahe 
unbegreiflih, wie dem Vorort dermalen das Recht beftritten werben will, auf 
die Einladung eines Kantons bie einleitenden Verfügungen in einer unzweifel⸗ 
haften Bundesangelegenheit (nämlich für Handhabung von Ruhe und Orbds 
fung im Innern) zu treffen, und daß man vorzieht, die Sorge für Hand 
Habung von Ruhe und Ordnung im Innern eines andern Kantons einzeln 
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angerufenen Kantonen anftatt ber Bunbesbehörde zu überlafien. Offenbar 
müßte es doch als höchſt auffallend erſcheinen, wenn im einer wichtigen 
Bunbesangelegenheit alle Einleitungen von ben Kantonen auszugehen hätten, 
während diejenige Bundesbehörbe, welcher, wenn bie Tagſatzung nicht ver- 
fammelt ift, die Leitung ber Bundesangelegenheiten anvertraut worden, nichts 
dabei zu verfügen hätte! Dahin gehende Anfihten glaubte man von 
verfchiedenen Seiten durch den Artikel IV. des Bunbesvertrags begründen 
zu können, und wir haben daher zu unterfuchen, im wiefern biefer Artikel 
wirflih den ihm von biefer Seite unterftellten Sinn habe. 

b) Der Artikel IV, des Bunbesvertrags, weit entfernt, die von uns 
oben entwidelte Anſicht über die Berechtigung des Vorort? zu entfräften 
oder mit berfelben im Widerſpruch zu ftehen, unterftügt und befräftiget 
biejelbe vielmehr vollſtändig. Der Artifel IV. hat nämlich offenbar nur 
den Fall einer plöglichen Gefahr von Innen oder Außen im Auge, bie ein 
fofortiges Einſchreiten erfordert, bevor nod) die Bundesbehörden die geeigneten 
vorkehrenden Maßregeln zu treffen im Fall waren. 

Es wird von feiner Seite beftritten werben, baß zur Zeit, wo bie 
Tagſatzung beſammelt ift, ein Begehren um Bunbeshilfe zur Handhabung 
der Ruhe und Orbnung im Innern, oder zur Abwendung der Gefahr von 
Außen, des Artikels IV. des Bundesvertrags ungeachtet, an bie Tagſatzung 
gerichtet werben müßte, zumal ber Artikel IV. nur den Fall vorfieht, wo 
bei der Dringlichkeit ber Gefahr Hilfe nöthig wäre, bevor die Bunbesbehörde 
ſolche leiften könnte. 

Von dieſem Standpunkt aus verordnet der Artikel IV. Folgendes: 
„Im Fall äußerer und innerer Gefahr hat jeder Kanton das Recht, die 
Mitjtände zu getrenem Aufjehen aufzufordern. Wenn in einem Kanton 
Unruhen ausbrechen, jo mag die Regierung andere Kantone zur Hilfe mahnen, 
doch foll fogleih der Borort davon benachrichtigt werden; bei fortbauernder 
Gefahr wird die Tagfagung, auf Anfuchen der Regierung, die weitern Maß— 
regeln treffen. Im Fall einer plöglichen Gefahr von Außen mag zwar ber 
bedrohte Kanton andere Kantone zur Hilfe mahnen, doch foll jogleich der 
Vorort davon in Keuntniß gefeßt werben; diejem liegt ob, die Tagſatzung 
zu verfammeln, welcher alle Berfügungen zur Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft 
zuftehen. Der ober die gemahnten Kantone haben die Pfliht, dem Mahnen: 
ben Hilfe zu leiſten.““ 

Es wird in biefem Artikel der Weg bezeichnet, welder dur die Kan: 
tone eingefhlagen werben foll, wenn fie bei plöglihen Gefahren von Außen 
oder non Inunen die Hilfe des Bundes anzurufen im Halle find, An ber 
Stelle, wo dieſer Bunbesartifel von der „Gefahr von Außen““ Handelt, 
iſt jogar das Wort „„plöglih”* aufgenommen worden; rückſichtlich ber 
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Gefahren von Innen konnte diefes Wort plötzlich um fo unbedenklicher 
ausgelafjen werden, al wohl angenommen werben bürfte, daß der Fall von 
„„Ausbruch von Unruhen,““ deſſen biefer Artikel erwähnt, eben aud ben 
Fall einer plöglihen Gefahr in fich ſchließe. Offenbar aber bat der Arti- 
tel IV. des Bunbdesvertrags bei Gefahren von Außen wie bei Gefahren von 
Innen rückſichtlich der erften Einleitungen zur Erlangung ber Bundeshilje 
einen und denſelben Weg vorgezeichnet, das Heißt bei plößlihen Gefahren 
von Außen oder von Innen mögen bie betreffenden Kantone andere Kantone 
zur Hilfe mahnen, „„doch joll jogleih ber Borort davon benadridtigt 
werden.““! Bei Gefahren von Außen liegt dem Borort dann ob, die Tag: 
ſatzung fofort zu verfammeln, welcher ale Verfügungen zur Sicherheit ber 
Eidgenoſſenſchaft alsdann zuftehen. Bei innern Unruhen hat der eidgenöffiiche 
Borort Hingegen nur „„im Fall fortdauernder Gefahr““ oder auf Anſuchen 
der betreffenden Regierung die Tagfagung zu verfammeln, welche alsdann 
bie weitern Maßregeln zu treffen bat. Im Fall die Gefahr nicht fortbauert 
und die betreffende Negierung das Anfuchen der Bejanmlung der Tagſatzung 
nicht ftellt, Hat dann offenbar jelbit gemäß dieſem Artikel IV. der Vorort 
die weitern Mafregeln zu treffen, denn dies kann der einzige vernünftige 
Sinn fein, warum ber Vorort fogleih von einer ftattgehabten Hilfemahnung 
in Kenntniß gejegt werben fol. Der Artifel IV,, weit entfernt das Recht 
bes Bororts, den Kantonen im Fall der Gefahr von Innen Hilfe ange 
deihen zu laſſen, zu ſchmälern, verpflichtet vielmehr ben Vorort biesfalls zur 
Mitwirkung. Die Prüfung der Berathung über den betreffenden Bunbes: 
artikel im Schooße der Tagfatung von 1814 (fiehe Abſchied von 1814 
und 1815, I. Theil, $. VI., zu, c, Seite 59 und 60) läßt gar feinen 
Zweifel darüber beftehen, daß biefer Artifel nur von denjenigen Fällen 
ſpricht, wo eine fchnelle Hilfeleiftung nöthig ift, welche eintreten follte, bevor 
die Bundesbehörde, der Vorort davon in Kenntniß geſetzt werben könnle. 
Der Artikel lautet daher auch in feiner urfprünglihen Faſſung wie folgt: 

un Artikel IV. In Fällen, wo irgend ein von Außen oder in feinem 
Innern bedrohter Kanton einer fchnellen Hilfe bedürfen würde, Kann er bie 
nächſtgelegenen Kantone hiezu aufmahnen.“* Im Laufe der biesfälligen 
Berathung ift die Anficht ausgefproden worden: „„Es folle für bie Fälle, 
wo ein Kanton von Außen oder in feinem Innern bedroht fei, dem Bundes: 
präfibenten bie Befugniß und Gewalt wieder eingeräumt werben, bie einſt⸗ 
weiligen eilfertigen Aufgebote zu veranftalten (jo Unterwalden). Ja von 
andern Seiten (wie Baſel und St. Gallen) wurde bemerkt: Es follten Auf: 
mahnungen fo jelten ala möglich anders als durch die Bundesbehörde ftatt- 
finden. Bei Fällen innerer Unruhen biete die Mitwirfung ber Bunbesbe: 
hörde entſchiedene Vortheile dar, beſonders den Vortheil, daß bie Verſuche 
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zur gütlichen Beilegung nachdruckſamer vorangehen und ein fiherer Erfolg 
davon zu erwarten fei."* Die Anfiht, welche jet geltend gemacht wird, 
als follen bei Gefahren von Innen Mahnungen direft an die Kantone 
gerichtet werden und ala haben in folhen Fällen die Kantone fih Hilfe zu 
leiften, aber nicht der Bund, ſchienen damals nur die Kantone Uri und 
Schwyz zu theilen. Hingegen wurde von einer Seite (Thurgau) verlangt, 
‚daß ber Grundſatz ber Verbindlichkeit der Hilfeleiftung im Bundesvertrag 
nicht ausgefprochen werden möge, „„da es nicht vorauszujehen ſei, daß ein 
Kanton die von ihm ambegehrte Hilfe nicht Teiften werbe.”* Der Artikel IV, 
bat daher Feinen andern Sinn, als daß in denjenigen Fällen, wo jchnelle 
Hilfe gegen äußere ober innere Gefahr nothwendig ift, die Kantone fid 
ſolche auch ohne diesfällige Aufforderung der Bundesbehörde leiſten mögen; 
er. hat aber durchaus nit den Sinn, daß die Kantone im Fall drohender 
Gefahr von Innen nicht Hilfe beim Bund und den Bundesbehörden ver: 
langen und daß diefe fie nicht leiften dürfen, — ja es barf behauptet werben, 
dag bei Abfafjung biefes Bundesartikels im Gegentheil die Anficht allgemein 
war, es foll bei Gefahr von Innen, wenn immer möglich, die Bunbeshilfe bei 
den Bunbesbehörben, der Tagſatzung ober in deren Abwejenheit beim Bor: 
ort, verlangt und von dieſem geleiftet werden, und nur in Dringlichkeits- 
‚fällen jtehe e8 den Kantonen zu, fi ohne Aufforderung der Bundesbehörde 
gegenfeitige Hilfe zu Leiften. Wenn fchon eine unbefangene Interpretation 
der einſchlagenden Bundesartifel beim Vorort die Ueberzeugung begründen 
mußte, der Vorort habe nicht 'nur das Net, fondern die Pflicht, einen 
Kanton, welcher ihn um Bundeshilfe anfpreche, ſolche von fih aus angebeihen 
zu laſſen, fo wurde dieſe Anficht durch die feit Abſchluß des Bundesvertrags 
fortwährend beobachtete Praris eben fo fehr unterftügt. Der eidgenöffifche 
Borort erlaubt fich hier die Fälle näher zu erwähnen, wo eine bewaffnete eid- 
genöffiiche Intervention feit dem Jahr 1815 durch den eidgenöffiichen Vorort 
angeordnet worden ift. Es ift wohl beinahe überflüffig zu bemerken, daß diejenigen 
Interventionen, welche dem Zeitpunft des Abfchluffes des Bunbesvertrages 
nahe fianden, für die Handlungsmweife des Vorort? um fo bezeichnender find, 
weil dazumal ber Geiſt bes Bundesvertrags allen handelnden PBerfonen noch 
inne wohnte und bei denfelben Feine Zweifel über den wirklichen Sinn des 
Bundezvertrags walten konnte, Wir glauben die bisherigen eidgenöffischen 
Interventionen eintheilen zu follen je nachdem dieſelben vor oder nad dem 
Jahr 1830 ftattgefunden haben. 

Die rechtliche Begründung würde an und für fich nicht ganz einleud;- 
tend genannt werben dürfen. Denn nicht auf die Verhandlungen über bie 
Artikel IV. und X. des Bundesvertrags, nicht auf das fam es an, was ber 
eine oder. andere Kanton darein gelegt willen wollte, ſondern was wirklich 
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darein gelegt ward, auf ben Wortlaut Fam es an. Diefer num Tprach offen- 
bar nur von einer Intervention durch einzelne Stände ober durch bie Tag- 
faßung und von dem Bororte fteht nur, daß ihm Kenntniß gegeben werben 
ſollte. Allein der ſchwachen Seite biefer vechtlihen Begründung kam bie 
Darftellung der Interventionen vor dem Jahr 1830 zu Hilfe. Es führte 
ba3 Kreisfchreiben dieſe Interventionen nacheinander auf: unb zwar bie 
Intervention im Kanton Unterwalden nid dem Walb im Jahr 1818; bie 
Intervention im Kanton Schaffhaufen im Jahr 1820; bie Intervention im 
Kanton Zug im Jahr 1823; die Intervention im Kanton Appenzell-Inner: 
rhoben im Jahr 1827. Bei allen dieſen Interventionen Bat ber Vorort 
von fi aus gehandelt, Repräfentanten gefchidt, Kantone zu XTruppenbereit: 
haltung gemahnt, ohne Einfprud oder Widerfprud der gemahnten Kantone; 
obwohl der Vorort in biefen Fällen feine befonbern oder aufßerorbentliche 
Vollmachten bejaf. 

Diefe Interventionen waren darum eine maßgebenbe Auslegung bes 
Bundesvertrags, weil fie dem Abſchluſſe deſſelben in kurzen Zwiſchenräumen 
und zu einer Zeit folgten, wo man noch ziemlich feit an dem Bundesvertrage 
von 1815 hielt. Bon 1830 an kam eine andere Uebung in Schwung. 

Am 27. EHriftmonat 1830 wurbe nämlich ber nachftehende Beſchluß gefaßt: 

„1) Die Tagſatzung huldigt einmüthig dem Grundſatz, daß es jedem 
eivgenöffifchen Stande Kraft feiner Sonveränität, frei ftehe, bie von ihm 
nothwendig und zmwedmäßig erachteten Abänderungen in der Kantonsver: 
fafjung vorzunehmen, fobald diefelben dem Bunbesvertrag nicht zuwider find. 
Es wird demnach fi die Tagfagung auf Feine Weife in foldhe, bereits voll: 
brachte oder noch vorzunehinende conftitntionelle Reformen einmiſchen. 

2) Die Tagſatzung fteht ferner in der Meberzeugung, daß der im 
Artikel IV. der Bundesacte bezeichnete Fall eines eidgenöſſiſchen Einſchreitens 
nicht vorhanden ſei; fie gibt ſich and der zuverſichtlichen Hoffnung Hin, daß 
die Berfafiungsarbeiten im den einzelnen Kantonen auf gefetzlichem Wege 
und ohne Gefährbung der öffentlichen Ruhe werden zu Ende geführt werben.“ 

Bevor die anferordentlihe Tagſatzung bes Jahres 1830 ſich auflößte, 
hat diefelbe amı 7. Mai 1831 folgenden Beihluß gefaßt: 

„Da dermalen in mehreren Kantonen, in denen bebeutenbe Mendes 
rımgen ber beftandenen Staatöverjafjung find unternommen mworben, meber 
bie neue DOrganifation, noch viel weniger bie Conftitwirung der aufzuftellen: 
den verfafjungsmäßigen Gemwalten ſich vollendet findet, fo barf bie oberfte 
Buudes behörde bei ihrer Vertagung diefen wichtigen Gegenſtand nit unbe: 
achtet laſſen. Die vorörtlicde Behörde wird den unterm 27. Ehriftmonat 1830 
von der Tagſatzung auögeiprochenen Grundfeg von Nichteiumiſchuug der 
DBnndeögewalt in die Mevifion und Beränderung ber Kantonalverfaſſungen 
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fefthalten; wenn aber folche Entzweiung in ben Kantonen ober foldhe heftige 
Zerwürfniffe zwifchen einzelnen Theilen berfelben fich erheben follten, woburd 
bie Intereſſen bes gemeinfamen Baterlandes gefährbet werben könnten, fo 
wird bie vorörtlice Behörde burch angemeſſene Vorftellungen, durch Aborb- 
nung eidgenöffifcher Magiftrate und durch jebes geeignete Mittel verföhnend 
einwirten. Sollte aber fogar in dem einen ober andern Theil ber Eidge- 
nofienihaft der Bürgerkrieg auszubrechen drohen, was die gütige Vorſehung 
verhüten wolle, fo wirb bie vorörtlihe Behörde fofort die Tagſatzung eins 
berufen, Ueber alles wichtig ift, daß der Friebe im Innern bewahrt werbe, 
damit in ben Stunden der Gefahr die gefammte Nation mit einem Willen 
und mit jener unerſchütterlichen Kraft, die nur bie Eintracht gewährt, dem 
äußern Feind entgegenftehe.“ j 

Beide Beihlüffe waren gefaßt worden, um bie Verfaffungsänderungen 
gewähren zu laſſen. Selbft die Urkantone ftimmten bei. Sobald überall 
bie Mediationsverfafjungen geftürzt waren, trat ein anderes Recht ein: 
nämlih das einer beliebigen Einmiſchung der Kantone, ber Vororte, der 
Tagfagung, fo daß in diefen Interventionen Feine Anwendung bed Bundes: 
vertrags, wohl aber in fo weit eine Rechtfertigung bes Vorort? Luzern zu 
finden war, daß die radikalen Vororte ihre nterventionsbefugniffe zu 
Bunften ihrer Freunde und zum Nachtheile ihrer Gegner viel weiter aus— 
gedehnt Hatten, ohne daß ihre gleichgeftimmten Stände fie darüber getabelt 
und wohl gar ihren Anordnungen ſich widerfegt hätten. Daher will ih den 
Theil des vordrtlichen Kreisfchreibens, welcher von den Anterventionen nad 
1830 handelt, übergehen. Der Vorort z0g folgende Schlüffe: 

„1) Eine Intervention des Vororts foll nur eintreten auf Verlangen 
ber betreffenden rechtmäßigen Kantonsregierung oder in Folge der von einer 
folden erhaltenen Anzeige, daß fie gemäß des Artikels IV. bes Bundesver⸗ 
trag3 andere Kantone aufgemahnt habe. 2) Der Vorort verfucht zuerft 
den Weg der gütlichen Vermittlung durch Abfendung eidgenöffifcher Com: 
miffarten. 3) Wenn die Umftände es erheifchen, mahnt ber Vorort andere 
Kantone zur Bundeshilfe auf, fei es daß jene Kantone bereits bireft von 
der betreffenden Kantonsregierung aufgemabnt worden feien ober nicht. 
4) Die durh den Vorort aufgemahnten Bundestruppen werben jeberzeit 
zur Derfügung ber eibgenöffischen Eomimifjarien und mnter eidgenöſſiſches 
Eommando geftelt. 5) Die aufgemahnten Kantone haben einer biesfälligen 
Aufforderung Folge zu leiften, ſei es, daß ihnen dieſelbe bireft durch bie 
betreffende Kantonstegierung, oder, nachdem bie Intervention des Vororts 
angerufen worden, durch ben eidgenöffiichen Vorort zufommen möge. 
6) Truppen anderer Kantone, welche dem mahnenden Kanton, gemäß 
Artikel IV. des Bunbesvertrags, in Folge einer plötzlichen Gefahr zur Der: 
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fügung geftellt worben find, bevor die Intervention des Vorort angerufen 
werden konnte, werden fofort, nachdem der eidgenöſſiſche Vorort von ber 
geigehenen Aufmahnung gemäß dem Bund Kenntniß erhalten und in Folge 
deſſen die Leitung der vom Bund angerufenen Hilfe übernoptmen bat, zur Ver: 
fügung der vom Borort bezeichneten eidgenöſſiſchen Eommiflarien und unter 
das Commando ber vom Vorort ernannten eidgenöſſiſchen Offiziere geftellt.* 

Am Ende trug er anf folgende Schlußnahme an: 

„Der eidgenöſſiſche Vorort ift verpflichtet zu Handhabung der gemäß 
Artikel I. des Bundesvertrags fämmtlihen Kantonen gemwährleifteten Ruhe 
und Ordnung im Innern, infofern er von ber betreffenden rechtmäßigen 
SKantonsregierung darum angegangen wird, oder, nachdem er durch diefelbe 
« von einer direkten Aufmahnung anderer Kantone gemäß Artikel IV. bes 
Bunbdesvertrags Kenntniß erhalten haben wird, durch Abfendung eibgenäffi- 
her Repräfentanten, durch Aufmahnung der bereit3 aufgemahnten ober 
anderer Kantone, und im äußerften Fall durch Truppenaufgebote, die unter 
eidgenöffiihes Commando gejtellt werben follen, mitzuwirken. 

Im Fall die aufgebotenen eidgenöffiihen Truppen in dem betreffenden 
Kantone wirklich verwendet werben müſſen, fol ber eidgenöfjiihe Borort 
fofort die eidgenöffishe Tagjagung einberufen.“ 

Dier volle Tage wurde in der Tagfagung Hin und her geplaudert. 
Folgende acht Anträge wurden gejtellt: 

I. Der erſte Antrag ging dahin, eine Commiſſion nieberzufegen, bie 
bie Angelegenheiten des Kantons Wallis in ihrem Zufammenhange zu unter: 
ſuchen habe, und zwar in dem Sinne, ob die Verfaſſung verlegt jei und ob 
und welde weitern Maßregeln zu fallen fein. Der Commiſſion jeien alle 
Acten und namentlich die Driginalberichte des Herın Meyer zu übergeben. 
Diefer Vorfchlag erhielt 31/, Stände: Schaffhaufen, Thurgau, Glarus 
und Appenzell: Außerrhoden. 

U. St. Gallen (Herr Näff) machte zum Antrage der Nichtinterven- 
tion den Zufaß, daß die Richtintervention „unter gegenwärtigen Verhältniſſen“ 
beſchloſſen werde. Dieſer Zujak erhielt blos 6 Stände: Züri, Solothurn, 
St. Gallen, Tejfin, Genf und Waadt. 

IH. Der Hauptantrag für Nichtinternention, dahin gehend, „daß bie 
eidgendffifhe Tagſatzung fi nicht bewogen finde, in die Angelegenheiten bes 
Kantons Wallis auf irgend eine Weife fich weiter einzumifchen,“ wurbe mit 
13%/, Stände zum Beſchluß erhoben, als durh Züri, Uri, Unterwalden, 
Zug, Teſſin, Wallis, Neuenburg, Appenzelle Innerrhoden, Bafelftabt, Genf, 
Freiburg, Schwyz, Luzern, Waadt und St, Gallen; letztere zwei Stände 
mit Beziehung auf ihre Voten, 
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- IV, Für dringende Einladung an Wallis zu einer vollſtändigen 
Anmeftie für alle bei den legten Ereigniffen im Wallis Betheiligten ſtimmte 
Graubünden; Glarus behält fih das Protocol offen. 

V. Für einfahe Einladung an Wallis zu einer vollftändigen Amneftie 
für alle bei den letzten Ereigniffen im Wallis Beteiligten ftimmten Genf, 
Thurgau, Bünden, Glarus, Bern, 5 Stände; Schaffhaufen behält fi das 
Protocol! offen; Zürich ſtimmt mit Beziehung auf fein Votum. 

VI. Der Aufforderung, daß die Angellagten ihren ordentlichen Gerich— 
ten nicht entzogen, fomit feinen Spezialgerichten zur Beurtheilung übergeben 
werben, ſtimmten bei: Thurgau, Graubünden, Appenzel-Außerrhoben und 
Slarus, 31/, Stände. 

VI. Der Wunſch, daß die Angeflagten ihren orbentlihen Gerichten 
nicht entzogen, fomit feinen Spezialgerichten zur Beurtheilung übergeben werben, 
vereinigte Graubünden, Glarus, Bern, Thurgau, Appenzell-:Außerrhoben, 
Züri, mit Beziehung auf fein Votum; Solothurn behält fi das Proto: 
coll offen. 

VII. Der Antrag des Standes Aargau, „durch die Tagfagung eid- 
genöſſiſche Nepräfentanten in den Kanton Wallis zu fenden, mit dem Auf: 
trage, bie Zuftände des Kantons Wallis zu unterfuhen und ber Tagſatzung 
Dehufs weiterer Maßnahmen Bericht zu erftatten,* zählte für fid bie 
aargauifche Hand Siegfrieds. 

Damit war die außerordentliche Tagſatzung beenbigt, die Hauptfrage 
war entſchieden, aber damit waren die rabifalen Gefandtfhaften noch nicht 
befriedigt. Konnten fie einen Beſchluß zu Gunften ihrer freunde im 
Wallis auswirken, fo wollten fie doch noch ihrer Rache gegen ben Vorort 
und feinen zweiten Commifjarius, Staatsſchreiber Meyer Luft machen. Am 
9. Heumonat wurden die Angelegenheiten von Wallis in der ordentlichen 
Tagſatzung wieder auf bie Tagesordnung gebradt. Auerft handelte es fi 
um die Rechtfertigung des Vorortes und des Herrn Staatsfchreibers Meyer. 
In beiden Beziehungen hielt id am 10. Heumonat folgende Rebe, welche 
zugleih das Gefhichtlihe und die Widerlegung alles deſſen, was von den 
radikalen Gefandtihaften vorgebracht worden, enthält und daher ein ziemlich 
vollftänbiges Bild der Tagjakungsverhandlungen gibt, 

Der Vorort ſah fich veranlaßt, durch Kreisichreiben vom Hp: Brad: 
monat die Stände zu erfuchen, ihre Gefandtihaften an die eidgenöffifche 
Tagfagung mit Inftructionen darüber zu verfehen, ob fie die Anorbnungen, 
bie der Vorort getroffen hat, als durch das eidgenöſſiſche Staatsrecht begründet 
anfehe ober nit. 

Das Bewußtſein treu erfüllter eidgenöffiiher Pflicht, die Ueberzeugung, 
bie hohen eidgenöffiihen Stände werden nach genommenem Unterſuche dieſer 
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Pflichterfüllung ihre Anerkennung nicht verfagen, ımb ber Wunſch, den Tag 
zu ſehen, wo er das gejchäftig durch die ganze Schweiz verbreitete Mißtrauen 
als grunblos barjtellen könne, und der Wunſch, für die Zukunft mit mehr 
Sicherheit in ähnlichen Berbältniffen zu Handeln, mag ben eidgenöfjiichen 
Vorort bewogen haben, biefe Bitte am die eidgendffiihen Stände zu bringen. 


Die eidgenöſſiſche Tagſatzung hat nunmehr darüber zu entfcheiden. 

Die Gejandtfhaft von Luzern kann um fo eher in die Erörterung und 
Entſcheidung eintreten, als ihre Gontmittenten die ihr ertheilte Inftruction 
aus der Kenntniß der Acten gejchöpft haben. Obwohl fie geneigt fein mochten, 
dem DVorort ihre Billigung auszuſprechen, wollten fie es nicht thun, ehe und 
ohne daß fie mit eigenen Augen gejehen, die Acten geprüft und fi ein 
begründetes Urtheil gebildet hätten. Diefes Urtheil fpricht num die Geſandt⸗ 
[haft mit um fo größerer Zuverficht aus. 

Mit der Erzählung der Thatſachen will die Geſandtſchaft Sie nicht 
behelligen, Die Anordnungen des DVorortes in ben Angelegenheiten bes 
Kantons Wallis beftunden barin: 


Auf den wiederholten Hilferuf einer beängftigten, bedrohten Regierung 
ernannte er eibgenöfliiche Commiſſarien, mahnte die Kantone Luzern, Bern, Uri, 
Schwyz, Zug, Obwalden, Freiburg und Waadt zur Stellung von Truppen aufs 
Pilet, nachher die Kantone Bern, Obwalden, Freiburg, Waadt und fpäter Genf 
zur Einberufung biefer Truppen, ernannte einen Kommandanten für alfällig zu 
verwenbende Truppen; ſetzte die Truppen auf das Begehren ber Regierung 
von Wallis wieder auf das Pifet zurüd und entließ fie fpäter ganz, fo wie 
unter Verdankung feiner Verrichtungen das eidgenöſſiſche Commiſſariat und 
den Herrn Oberften von Salis-Soglio. Er febte die Stände ununterbrochen 
von allen feinen Anorbnungen und erhaltenen Berichten in Kenntniß. Er 
meldete gleih Anfangs feinen Entſchluß, im Falle des Einmarſches eidge⸗ 
nöffifcher Truppen in das Wallis eine außerordentliche Tagſatzung einzu 
berufen, 

War der Vorort zu diefen Anorbnungen beveahtigt ? 


Die Gefandtihaft von Luzern wird bei Beantwortung dieſer Frage 
fi nit in Unterfuhung der geftern gefallenen Behauptung einlaflen *), ber 
beunrubigte Stand, welcher die Hilfe anderer Kantone anrufe, babe fid 
lediglich an die beliebigen Stände zu wenden ımb dem Vororte Kenntniß 
zu geben, müſſe aber vom Bororte keinerlei Anordnungen annehmen, ja er 
müſſe, wenn die Tagſatzung verfammelt fei, biefer nicht einmal Anzeige 
machen. Denn diefe Behauptung ift fo neun, daß fie ſchon um deswillen 





*) Des Neubaus hatte dieſe Behauptung gewagt. 
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nit jo Teiht wird angenommen werden. Als gewig darf jedoch vorausge⸗ 
jest werden, wenn ber Stand Wallis ober ein anderer Stand jeht, während 
die Tagſatzung verfammelt ift, den Zuzug von Ständen begehren, davon 
aber der Tagſatzung Feine Kenntniß geben und ihre Verfügungen nicht 
gemwärtigen würbe, fo würde die Tagſatzung ſchwerlich zufehen, ohne von fid 
aus einzufreiten. Eben jo wenig wird fi die Gejandtihaft von Luzern 
in eine Erörterung des Beichluffes vom Chriftmonat 1830 über die Nichte 
intervention einlaffen *), weil derſelbe nur von der Nichtintervention in Ver: 
fafjungsangelegenheiten eines Kantons handelt, in ben jüngjten Angelegen: 
beiten von Wallis e3 fi aber nicht um eine Verfaflungsrevifion, ſondern 
einfah um Handhabung von Ruhe und Ordnung handelte. Die Geſandt—⸗ 
haft von Luzern beſchränkt fi zur Begründung der Befugniffe des Vorortes 
auf folgende Sätze: 

Der Hauptzwed des Bundes ift die Handhabung der Ruhe und 
Ordnung im Innern. Den Bund repräfentirt die eidgenöffiihe Tagſatzung 
der 22 fouveränen Stände, und in deren Abweſenheit der eidgenöffifche 
Borort. 

Wenn der Ruhe und Ordnung in einem Kanton Gefahr broht, ober 
wenn Unruhen ausgebrochen find, fo ift der Bund verpflichtet, dem Kanton 
zur MWiederherftellung von Ruhe und Ordnung Hilfe zu Teiften, Der Kan—⸗ 
ton ift berechtigt, den Schuß des Bundes anzurufen. 

Hier gibt e8 nun zwei Fälle: entweder ift die rechtmäßige Regierung 
eines Kantons im Stande, dieſes zu thun, ober fie ift nit im Stande es 
zu thun. Im erften alle darf der Bund nicht von ſich aus einfchreiten 
und Zuzug und Hilfe leiften, fondern muß ben Hilferuf bes fouveränen 
Standes abwarten, Yant Artikel IV. des Bundes. Die Art und der Um: 
fang der Hilfeleiftung von Seite des Bundes beftimmen fih nah bem 
Begehren des beunrubigten Standes. Am zweiten Falle hingegen trifft ber 
Bund von fih aus bie für bie innere Ruhe und Sicherheit im Innern 
erforderlihen Maßregeln, nach Artikel VIII. des Bundes. Die Wieberher- 
ftellung der verfafjungsmäßigen Wirkfamkeit ift in legterm Falle, im erften 
Falle der Schutz der verfaſſungsmäßigen Wirkfamkeit der betreffenden Standes: 
regierung der Zweck des bunbesgemäßen Zuzugs. 

Am dringenden Nothfalle richtet die bebrängte Regierung ihr Begehren 
um Zuzug unmittelbar an die Kantone, ber Natur ber Sache nad an bie 
nächſtgelegenen, gibt aber gleichzeitig dem Vorort, wenn bie Tagfagung nicht 
verfammelt ift, fonft aber diefer Kenntniß von biefem Begehren. Die Tag: 
fagung, oder in Abmefenheit derfelben der Borort, übernimmt bie Leitung 
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bes Zuzug: Taut fteter Uebung, welche gleihfam bie Kraft des Bundes: 
ftaatsreht3 gewann, durch Ernennung von Repräfentanten und durch Ernen: 
nung de8 Kommandanten des Zuzugs. 


Iſt die Noth nicht fo dringend, fo richtet der bebrängte Stand fein 
Hilfbegehren an die Bundesbehörde felbft, welche dann auf das Begehren 
ber bedrohten Regierung die Stände mahnt und die Schugmaßregeln Teitet. 
Wenn der einzelne Stand, auf das Begehren bes Mitftandes, feine Truppen 
aufbieten', ja fogar fie in den bedrohten Kanton abjenden darf, wie follte 
vernünftiger Weife der Bundesbehörde diefes Recht beftritten werden Fönnen? 


Der Bund will Ruhe und Ordnung im Innern, wo fie getrübt oder 
geftört wird, foll fie wieber hergeftellt werden. Die Wache des Bundes, 
der Schuß der Ruhe und Ordnung ift, in Abmwefenheit der Tagſatzung, der 
Vorort: wie Fönnte er biejes fein, wenn ihm nicht das Recht zuftände, bei 
Gefährdung der Ruhe und Orbnung in einem Kanton auf das Verlangen 
ber betreffenden Kantonsregierung nötbigenfall® Truppen aufzubieten und 
einmarſchiren zu laſſen? Wie könnte er feine Pflicht erfüllen, wenn er 
jedesmal zuerft die Tagjagung einberufen müßte? Wahrlich das hieße in 
den Bunbesvertrag bie Revolution bineinlegen: es hieße dem Bürgerkrieg 
Thor und Thüre öffnen. Eine Standesregierung ruft erft dann die Hilfe des 
Bundes an, wenn fie ſich nit mehr Kraft genug zutraut, ohne Vergießung 
von Bürgerblut die Ruhe und Drdnung zu handhaben; wenn dann aber 
noch der Vorort antworten müßte, fie möge zumwarten, bis er die Tagjagung 
bei einander habe, die werbe dann das Nöthige verfügen, fo würde biele 
Standesregierung fih mit Recht einer folden Hilfe bedanken. 

Der Vorort ift allerdings verpflichtet, ſobald er Truppen einmarjdiren 
läßt, die Tagfagung einzuberufen und ihr bie weitern Verfügungen zu über: 
laſſen, aber mittlerweile ift er befugt und verpflichtet, zu handeln im Intereſſe 
der Ruhe und der gefehlihen Ordnung. Denn der Bund will feine Anardie; 
er will nicht, daß ein Kanton auch nur einen Augenblid ohne bie verlangte 
Bunbeshilfe bleibe; er will nicht, daß die Schweiz auch nur einen einzigen 
Augenblid ohne die Bunbesautorität fei, fondern er will ausdrücklich, daß 
der Vorort der wirklihe Stellvertreter der Tagſatzung fei, fo lange biele 
nicht verfammelt ift, daß er die Leitung der Bunbesangelegenheiten bejorge, 
und nit daß er blos zujehe, was geſchehe. 

Diefe Grundfäge Tiegen theils ausbrüdlih in dem Bundesvertrage, 
theils find fie durch eine mindeſtens breißigjährige Hebung anerkannt, 

In neuefter Zeit hat man behauptet, der Vorort bebürfe, um Truppen 
aufzubieten, außerorbentliher Bollmachten durch die Tagſatzung. Als Beweis 
biefür wird man ſchwerlich etwas anderd anführen können, als daß bie Tag: 
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fagung feit 1831 einige Jahre dem Vororte befonbere Vollmachten ertheilt 
hat, und zwar im Hinblid auf die fteten Unruhen, welche im Innern ber 
Eidgenoſſenſchaft fich zeigten, und welde die Dazwiſchenkunft bes Bundes 
nah Artitel VI. des Bundesvertrags erforberten; allein. e8 beweiſen Bor: 
gänge vor dem Jahr 1831, ſowie folde nah der Zeit, wo das Ertheilen 
jener Vollmachten an der Tagesordnung war, daß der Vorort im Sinne 
der entwidelten Grundfäge dem Hilfe begehrenden Kanton Zuzug geleiftet 
hat, ohne irgend welche befondere Vollmachten von der Tagſatzung zu befigen, 

Der Abſchied von 1837, in welchem Jahre die befondern Vollmachten 
nicht mehr ertheilt wurden, gibt zwei von feiner Seite beftrittene Gründe 
an, warum dieſes unterblieben; zuerft, weil die bejonderen Umſtände aufs 
gehört haben, und dann, weil durch den Bundesvertrag felbjt dem eidgenöſſi— 
hen Bororte hinlänglihe Befugniffe zu Erhaltung von Unabhängigkeit und 
Selbftftändigkeit der Schweiz gegen das Ausland und zu Handhabung von 
Ruhe und Ordnung im Innern eingeräumt feien. 

Denn die Gefandtfhaft von Luzern die Anorbnungen des Vorortes 
in ben jüngften Angelegenheiten des Kantons Wallis mit den eben entwidel: 
ten Orundfägen vergleicht, fo findet fie, daß diefelben ihnen ganz angemefjen 
find; fie findet, daß der Vorort mit der größten Gewiflenhaftigkeit innert 
den Schranken jeiner bundesgemäßen Befugniffe gehandelt hat. Sie madht 
es fi zur befonderen Aufgabe, den Vorwürfen zu begegnen, welche theils 
in amtlihem Verkehre, theils in der Berathung der Tagfakung dem Vororte 
über feine Handlungsweife in den Angelegenheiten des Kantons Wallis 
gemacht worben find, 

1) Man wirft dem Bororte vor, er habe den Ständen die erften 
Schreiben der Regierung von Wallis vom 4, und 6. Mai nicht mitgetheilt, 
was er doch zur Rechtfertigung feiner militärifhen Vorkehrungen hätte thun 
follen. 

- Der eidgenöffiihe Vorort hat aber den Ständen in feinem erjten 
Kreisihreiben vom 8. Mai gefagt, daß die Negierung von Wallis die eib- 
genöſſiſche Intervention begehre, daß fie Ruhe und Ordnung nicht mehr 
mit eigener Kraft handhaben zu können feine. Nach Artitel IV. des Bundes⸗ 
vertrags beburften die Kantone nicht mehr zu willen, als daß die Kegierung 
von Wallis die eidgenöffiihe Intervention verlange und daß auf ihr Begehren 
Truppen aufs Piket geftellt werden follen. Allein in dem gleich darauf folgenden 
Kreisihreiben hat der Vorort den Ständen gemeldet, daß die abminiftrativen 
und gerichtlihen Behörden im Kanton Wallis die ſchmählichſte Behandlung 
erfahren haben, daß neue Kuheftörungen die Ehre des Kantons befledt und 
die Lage der Regierung verjhlimmert haben, Er bat das Weſen des - 
Schreibens der Regierung von Wallis vom 6. mitgetheilt. Daraus konnten 
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bie Stände gewiß genüglich die bundesgemäße Nothmenbigkeit der von dem 
Borort angeorbneten Mafregeln erkennen. Vorzüglich hätten ſolche Kantane, 
welche der Anſicht huldigen, was eine Regierung fage, müſſe unbebingt 
geglaubt werden, am allerwenigften in die Angabe der vorörtlichen Regierung 
Zweifel ſetzen follen. 

2) Man wirft dem Vororte ferner vor, er fei im feinen Verfügungen 
weiter gegangen, als die mahnende Regierung verlangt habe, denn bieie 
babe nie begehrt, daß Truppen in Bewegung gejeßt werben ſollen. Durd: 
gehen wir bie Schreiben der Regierung von Wallis vom 4. und 6. Mai. 
Unterm 4. Mai hatte die Regierung von Wallis bie Vorkehren zu einer 
bewaffneten Intervention bei dem Vororte nachgeſucht. Sie hatte ausdrüd: 
lich gejagt: „„Die Verwendung der eigenen bewaffneten Macht hätte aber 
zur unmittelbaren Folge den Widerftand von Seite der ruheſtöriſchen Partei 
und den Ausbruch eined DVertilgungsfrieges.”" Sie hatte ferner die Ein 
berufung des Großen Rathes auf den 20. Mai angekündigt, wo Geſehes— 
vorfhläge zur Zurüdführnng ber Ruhe einen Zündſtoff barbieten werben. 
Kaum war diefe Zufchrift am Vororte eingetroffen, To folgte eime zweit 
vom 6. Mai, worin die Urfadhe, melde im Schreiben vom 4. Mai ald 
unvermeiblide Beranlafjung zum Ausbruche eines vertilgenden Bürgerfrieges 
angegeben war, als wirklich eingetreten gemeldet wurde, nämlich bie Ergres 
fung der Waffen von Seite der Regierung. Gleichzeitig wurbe die Einbe: 
rufung einer außerorbentligen Sitzung des Großen Kathes angezeigt, Schon 
diefe beiden Maßregeln hatten aljo die Beforgniffe für Erhaltung ber Ruhe 
und Ordnung erhöht und die Zuftände bes Kantons Wallis verſchlimmert, 
wenn auch nit im Eingange bes Schreibens vom 6. Mai ausbrüdiid 
gejagt worden wäre: „„Seit dem Abgange der geftrigen Depejche find bie 
Ereigniffe im Wallis dringlider und verwidelter geworden.”“ Die Regies 
rung von Wallis, welche ihre Depeihe vom 4. in Doppel auf zwei ver 
fhiedenen Wegen an ben Borort hatte gelangen laſſen, Konnte nicht zweifeln, 
ber eidgenöſſiſche Vorort werde die verlangten Maßregeln unverzüglich ange: 
ordnet Haben. Sie wußte, daß ber Vorort ein wachſames Auge auf bie 
Ruhe und Ordnung im Kanton Wallis geworfen, daß er feine erfte Pflicht, 
bie der Handhabung der Ruhe und verfajlungsmäßigen Ordnung im Junern 
ber Schweiz treu zu erfüllen entihlofien war. An bem Hechte des Bororted 
zu den von ihr begehrten Maßnahınen war in ber Bruft dieſer redlichen 
Regierung kein Zweifel aufgeftiegen. Dennoch fchrieb fie am 6. Mai an 
den Vorort, „„er möchte feine Maßregeln beichleunigen, auf daß bie bezeich⸗ 
neten Kantone, deren Hilfe fie unverzüglich anzurufen im alle fein merdt, 
auch im Stande feien, dieſe Hilfe ſchnell zu Teiften.”* Konnte ber Vorort 
etwas Anderes in biefem Begehren finden, als daß er bei der bloßen 
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Anordnung der begehrten Stellung von 4—5 Bataillonen auf das Piket 
nit ftehen bleiben, fondern einen Schritt weiter gehen follte. Und welder 
war diefer Schritt? Konnte es ein anderer fein, als die Anordnung, die 
Truppen in den gemahnten Kantonen zufammenzuziehen? Denn nur durch 
dieje Zufammenziehung wurben die betreffenden Kantone in Stand gelebt, 
Ihlennige Hilfe zu leiten, während fonft die Zufammenzichung erſt im Yalle 
ber Noth eine jolche Hilfeleiftung unmöglich gemacht haben würde. Die Eile, 
um welche Wallis unter Angabe der dringendften Urjahen bat, war denn 
auch der Beweggrund, daß der Vorort vorerft und unverzüglich die zunächft 
an Wallis liegenden Kantone Waadt, Freiburg, Bern und Obwalden mahnte, 
die aufs Pifet geftellten Truppen zu fammeln. Mag die Regierung von 
Wallis an die Stände Waadt, Freiburg und Bern geichrieben haben, mas 
fie will, mag fie in Sitten über die eidgenöfjiihe Intervention was immer 
haben ausrufen Taflen, das berührt deu Vorort nit. Grundlage und Map: 
gabe feiner Handlungen waren einzig und allein die Schreiben der Regie: 
rung von Wallis vom 4. und 6. Mai. Doc zum Ueberfluſſe bezieht jich die 
Sejandtihaft von Luzern noch auf das Schreiben der Regierung vom 11. Mai, 
gerichtet an den Vorort. Dieſes Schreiben mag erflären, ob der Vorort das 
Schreiben der Regierung von Wallis vom 6. Mai richtig veritanden habe. 
Dajjelbe jagt: die Regierung, indem fie den verbindlichiten Dank für die wirk— 
fame Hilfe dem Bororte ausdrüde, bejorge, die eidgenöſſiſche Intervention 
möchte die ruheſtöriſche Partei zum Paroxismus treiben, fie möchte ‚der gute 
gelinnten Partei mißliebig fein, darum ſuche fie nah, die zufammenberufenen 
Truppen wieder aufs Piket zurücverjegen zu laſſen; aljo nicht, weil fie das Auf: 
gebot der Truppen nicht begehrt habe, jondern aus ben angegebenen politis 
ſchen Gründen. Ja die Regierung fnüpfte das Begehren um Rückverſetzung 
ber in den Kantonen gejammelten Truppen auf das Piket nod an eine Be: 
dingung, nämlich an die, wenn es die weitern Vorausfichten des Vorortes zu: 
laſſen. In die Hände des Vorortes war aljo die Vollmacht geftellt, die Samm— 
lung der Truppen in den betreffenden Kantonen fortdauern zu laſſen, oder fie 
in eine Berjeßung auf das Piket umzuwandeln. Das ift doch wohl eine unzweis 
deutige Auslegung des Schreibens der Regierung von Wallis vom 11. Mai 
an den eidgenöſſiſchen Vorort! Uebrigens hat der Vorort anf dieſes Schrei— 
ben bin jogleih die Truppenfammlung wieder aufgehoben, indem er in der 
ganzen nterventionsangelegenheit durch das Begehren der Regierung des 
fonveränen Standes Wallis nach Artikel IV. des Bundesvertrages ſich hat 
beftimmen lafien. Die Geſandtſchaft von Luzern, ohne zuzugeben, daß der 
Vorort, wenn einmal das Begehren einer nöthigenfalls3 bewaffneten unters 
vention von der Megierung eines Kantons an ihm gelangt it, in Fällen 
dringender Gefahr nicht auch von fih aus Truppen zujammenziehen dürfe, 
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kann mit Zuverficht, gegründet auf Acten, behaupten, der Vorort habe im 
vorliegenden Falle nur vollzogen, was die Regierung von Wallis dringend 
begehrte, es habe der Vorort fih demnach buchſtäblich inner den Schranken 
des Artikels IV. des Bundesvertrags bewegt. 

3) Die Regierung von Waadt Hat fih in ihrem Kreisichreiben vom 
11. fo weit hinaus gewagt, zu behaupten, die Negierung desjenigen Kantons, 
in weldhem die Nuhe bedroht oder geftört fei, Habe nur daunzumal das 
Recht, eidgenöffiihe Hilfe anzurufen, wenn fie biezu die Vollmacht ihres 
Großen NRathes erhalten habe, jo wie die Negierung des gemahnten Kar 
tons nur dannzumal Pflicht habe, die angeiprodene Hilfe zu leiſten, wenn 
fie bhiefür von ihrem Großen Rathe die Befugnig erhalten habe. Wäre 
diefe Behauptung richtig, fo hätte aud der Vorort dad Interventions- 
begehren der Regierung von Wallis bei Seiten Iegen müjjeh, bis daſſelbe 
duch den Großen Rath in Sitten beftätigt worden wäre. Die Gefandt: 
ihaft von Luzern kann kaum glauben, daß diefe Behauptung der Regierung 
von Waadt ernitlih gemeint fei, obwohl fie ſich nicht verhehlt, daß in fo 
wichtigen Dingen, jelbjt wenn man ſich in einiger Klemme befindet, Behaup: 
tungen nicht gewagt werben jollten, welche offenbar, wenn fie Eingang fänden, 
den Zuftand der Schweiz im höchſten Grade gefährden würden. Die Be 
Hauptung ift im Widerfpruche mit allen beitehenden Formen, mit den Vor: 
{chriften des Bundesvertrags, mit der Uebung und mit den höchſten Bundes: 
intereffen. Angenommen ift, daß die Regierungen, das heißt die hödjiten 
Verwaltungs: und Vollziehungsbehörden, gerade fo den Kanton vertreten, 
wie der Vorort die Eidgenofjenihaft, wenn die Tagjakung nicht verjammelt 
ift. Was eine Negierung der andern ſchreibt, das ſchreibt fie im Namen 
des Kantons, dafür haften die Kantone. Unterjchriften des Präfidenten und 
Secretärd der Regierung dienen zur Beglaubigung Fantonaler Acten, um 
die Unterfhriften der Präfidenten und Seeretäre der Großen Käthe kümmern 
fich die Kantone in ihrem gegenjeitigen Verkehre nicht. Bis auf das Jahr 
1844 ift e8 wohl noch Feiner Negierung in ben Sinn geftiegen, daß eine 
hilfebegehrende Regierung eines Standes fi ausweiſen müſſe, daß fie von 
ihrem Großen Rathe zum Hilferufe ermächtigt fe. Der Bundesvertrag 
Artikel IV. fpricht das Necht des Hilfeverlangens nicht dem Großen Kathe, 
fondern ausdrüdlih der Regierung des bedrohten Kantons zu. Auch hat 
wohl kaum bis in bie neuere Zeit eine Regierung gezaudert, die angeſprochene 
Hilfe zu gewähren, jobald fie verlangt wurde, ohne eine ausdrückliche Boll: 
macht des Großen Raths abzuwarten. Allerdings enthalten viele Verfafjungen 
die Vorſchrift, dag im Falle militäriiche Hilfe gefordert oder geleiftet werben 
müfle, dannzumal die betreffenden Großen Räthe in Keuntnig zu ſetzen fein; 
allein mittlerweile gehen alle Anordunngen von der Regierung aus. Der 
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Bundesvertrag, welder Ruhe und Ordnung als den Hauptzwed des Bundes: 
verein aufftellte, mußte nothwendig die unverzüglide Mahnung und Hilfe 
im Auge haben, weil jonft in vielen Fällen die Mahnung unnöthig, die 
Hilfe zu fpät fein würde, Die Gefandtihaft von Luzern will an bie 
Ereigniffe im Wallis im Jahr 1839 und 1840 erinnern, Ereignijje, welche 
man vielleicht im Jahre 1844 wiederholen zu können hofft. Wie wäre es, 
bei dem Aufruhr eines ganzen Landestheils, des Unterwallis, möglich, den 
Großen Rath in reglementarischer Anzahl einzubernfen, um eine Mahnung 
zur Hilfe an den Vorort zu befchliegen? Oder wenn man jebt, Teſſin 
oder St. Gallen wäre im Falle, eidgenöffiihen Zuzug zu begehren, und 
wollte fich diesfalls an den Nachbarjtand Graubünden wenden: was würde 
Teſſin oder St. Gallen in Nothfällen eine ſolche Mahnung nügen, wenn 
Graubünden vor jedem Zuzuge den Großen Kath befragen müßte, da 
befaunt it, daß eine Beſammlung defjelben vor 5 bis 8 Tagen unmöglid) 
iſt? Auf ſolche Weife wollte doh wahrlid der Bunbdesvertrag die Nude 
der Kantone, den Landfrieden nicht aufs Spiel fegen. Der Vorort würde 
gerechten Tadel unterliegen, wenn er der Kegierung von Wallis unterm 3. 
und 9. Mai vor Allem ermiedert hätte: bevor der Große Kath in Sitten 
um eidgenöſſiſche Intervention nachſuche, werde er ſich jeder vorforglichen 
Anordnung enthalten. 

4) Man hat jogar im offiziellen Verkehr ein Befremden durchbliden 
lajjen über die Zufammenfegung des Truppencorps, welches im Yalle der 
Noth von Vororte für Handhabung von Ruhe und Ordnung im Kanton 
Wallis verwendet werden wollte. Die Gelandtihaft des hohen Standes 
Tejlin Hat fich empfindlich darüber gezeigt, dai der Vorort bei der Truppen— 
zuſammenſetzung ihren Stand übergangen habe. Es liegt nicht im Auftrage 
der Geſandtſchaft von Luzern, die daherigen Gründe des Vorort zu unters 
ſuchen; fie dürften vielleicht darin zu juchen fein, dag dem Vorort ein Kan— 
ton, in welhem in den jüngften Jahren fo vielfahe Unrnhen jtattgefunden, 
nicht ganz geeignet fchien, einem andern Kanton Ruhe zu ſchaffen; vielleicht 
mag den Vorort auch die Rückſicht auf den Zuitand des Materiellen und 
der Ausrüjtung im Kanton Teſſin abgehalten Haben, diejen Kanton zu 
mahnen. Indeſſen hat der Vorort mit Freude die Bereitwilligkeit deſſelben 
zur Erfüllung von Bundespflihten , vernommen. — Auch die Wahl der 
Commiſſarien ift hie und da zum Gegenjtand des Tadels gemacht worden. 
Die Geſandtſchaft von Luzern findet ihrerſeits, dag die Berechnung des 
Bororts, im Nothfalle, Truppen ſowohl in das Unter: und Oberwallis ein: 
rüden zu laſſen, durchaus richtig gemwejen jei. Die Stände, welde ev auf: 
gerufen, haben mit Bereitwilligkeit entjprohen, mit Ausnahme derjenigen, 
welche als die nächſten und mächtigſten Nachbaru die erſte Pflicht Hatten, 
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dem Nahbarftande zu Hilfe zu eilen. Nur in biefem Punkte war bie Berech— 
nung des Vororts unrichtig, aber fie beurfundet doch, daß er von feinem 
eidgenöffiigen Stande eine Außerachtſetzung der Bundespflihten vorausſetzte, 
fondern mit einer arglojen eidgenöffiihen Geſinnung zu allen Ständen das 
gleihe Zutrauen begte. Tür die Zukunft möchte fi der Vorort Luzern, im 
ähnlichen Fällen, wohl etwas zurückhaltender oder ausſchließender benehmen, 
weil er eine Erfahrung gemadt hat, deren Wiederholung er der Eidgenofjen: 
Ihaft jhon im Hinblid auf das Ausland erjparen möchte; allein die Ver— 
gangenheit ift feine Anklägerin, fondern vielmehr eine Vertheidigerin feiner 
unparteiiichen Anordnungen. Die Gefandtichaft von Luzern fühlt fich zu 
dem lebhafteſten Danfe gegen diejenigen Kantone verpflichtet, welche mit 
eidgenöffiiher Bereitwilligkeit den Anordnungen des Vorort ihre Unter: 
ftügung haben angebeihen laſſen. Was die Wahl der Herren Repräjen: 
tanten betrifft, jo ſpricht die Gefandtihaft mit Ueberzeugung die Anficht 
aus: es habe der Borort fih an Männer gehalten, welde von der Erkennt: 
niß und dem Gefühle der erften und unerläßlihften Pflicht eidgenöffiicher 
Repräfentanten durhdrungen waren, nämlich derjenigen, ber verfaſſungs— 
mäßigen Regierung zu Handhabung von Ruhe und Ordnung fräftig beizu— 
ſtehen. So lange dem Herin Staatsſchreiber Meyer, welden der Vorort 
gewählt, (nachdem die Herren Bürgermetiter Burkhardt, Yandammann Blöſch 
und ein Mitglied des vorörtlichen Regierungsrathes die auf jie gefallene 
Wahl nacheinander abgelehnt hatten) welchen der Vorort theild wegen jeiner 
Kenntniß aller Verhältnijie im Kanton Wallis, wegen feiner mehrjährigen 
Wahl zum Tagfakungsgejandten, theil3 aber auch deswegen wählte, weil er 
in feinem Berhältniffe die Ernennung nicht ablehnen konnte, jo lange diefem 
Herin Staatöfhreiber Meyer nichts anderd vorgeworfen werben faun, als 
daß er zu Wiederherftellung von Ruhe und Ordnung im Kanton Wallis 
thätig beigetragen, mag man dann biefe Wirkfamkeit mit gehäffigiten Partei- 
namen bdarftellen, jo fann die Geſandtſchaft von Luzern auch die Wahl des 
Herrn Meyer nur eine gute und glüdlihe nennen. Sie kann mit ber 
Anficht derjenigen des hohen Standes Teſſin unmöglich übereinftimmen, daß 
bei der Wahl von Nepräfentanten auf die politiſchen Parteien eines Landes 
hauptfählih Nüdjicht genommen werben müſſe. Nah dem Bunbesvertrage 
haben die Interventionen des Bundes „feinen andern Zwei, als die Her: 
ftellung der Ruhe und Ordnung. Es liegt nit im Sinne der Artikel I., 
IV. und VII. des Bundesvertrages, noch in der Aufgabe des Vorortes, 
beim Ausbruche von Unruhen in einem Kantone folde Repräjentanten 
abzuorbnen, welde fih mit Aufrührern in Unterhandlungen einlafien; das 
hieße die Kegierung, welche Schu verlangt und auf ihn rechnet, im Namen 
der Eidgenofjenfhaft preisgeben. Nachdem ber Verfaſſung und ben Geſetzen 
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die Herrſchaft wieder errungen ift, dann. mögen die Nepräfentanten ben 
Mißbrauch des Sieges dur ihre Einwirkung abmahnen. Solche Männer 
hat der Vorort in den Herren Bürgermeifter Burkhardt und Landammann 
Blöſch gefucht, folche hat er in den Herren Landammann Schmid und Staats: 
fchreiber Meyer wirklich gefunden. 

5) Am meilten hat man in jüngjten Tagen die Doppelitellung des 
Herrn Staatsjchreiber Meyer als Berichteritatter und als eidgenöjjischer 
Sommifjarius dem Tadel unterworfen. So wenig Hatte fi der Norort 
hierauf verfehen, daß er bei Erlaß des Kreisjchreibens vom 5. Brahmonat 
nit einmal daran gedacht, hierüber ein einziges Wort der Rechtfertigung 
fallen Taflen zu follen. Das Kreisihreiben des Bororts vom 22. enthält 
nunmehr aber die befte Rechtfertigung in der einfachen Aufzählung der 
Thatſachen. Die Gejandtihaft von Luzern will auf biejelben einfady ver: 
weifen. Der nächite Zwei der Sendung des Herrn Meyer über die Gemmi 
nah Sitten war das Bedürfniß des Vorortes nach beftimmten zuverläffigen 
Berichten über die Lage des Kantons Wallis, über welche er von der Regie: 
rung dajelbit feit dem Schreiben vom 6. dies Feine Kunde mehr erhalten 
hatte. Die Ablehnung der Herren Burkhardt und Blöſch, und die Erklärung 
des Herın Schmid, daß er nicht allein als Commiſſär im Wallis handeln 
wolle, madten die Wahl eines zweiten Commifjärs im Wallis nöthig. Zuerft 
wurde ein Mitglied bes vorörtlichen Negierungsrathes ernannt; als au von 
da ein Abjchlag erfolgte, übertrug man Herrn Meyer das Commiljariat, auf 
ben Fall, daß die Regierung von Wallis das Auftreten eines eidgenöſſiſchen 
Commiſſariats als nothwendig erachten würde. Was liegt hierin Beleidigen- 
bes für bie Eidgenojienihaft? Kann man nicht eine Menge von Beiipielen 
aufzählen, daß einer und derjelben Perſon auf vorausfichtlid mögliche Fälle 
hin verjchiedene Aufträge ertheilt worden find? Wo läßt ſich eine ſolche 
Berichiedenheit von Aufträgen und Vollmachten am eheſten vechtfertigen, als 
da, wo man wohl in Allgemeinen die, Kunde von der nahen Gefahr von 
Unruhen erhalten hat, jeit dev erjten Anzeige aber ohne nähere Angaben 
geblieben ift; als da, wo man verpflichtet it, Kath nnd Hilfe zu leiſten, 
aber die Dringlichfeit und den Umfang derielben nicht ar erkennt, weil der 
Hilfebegehrende fi nicht näher darüber erflärt; al da, wo man fogar in 
der Unmifjenheit gelaſſen wird, ob der Nath oder bie Hilfe, welche man in 
Bereitihaft Hält, angenehm ift oder als Zubringlichkeit erjcheint; als da, wo 
die nächſten Nachbarn erklärten, der entfernte Vorort habe lauter faljche 
Berichte erhalten, der Zuftand des Wallis fei ganz beruhigend? Daß der 
Vorort das Recht habe, einen Berichterftatter in einen Kanton zu enden, 
wird wohl fehwerlich beftritten werben können; daß er das Recht habe, einen 
Eommiljarius vorſorgsweiſe zu beftellen, wird vermuthlih auch Niemand 


% 


774 


beftveiten wollen; ebenfomwenig, daß ihm die Wahl eines Commiſſarius frei: 
jtehe. Somit Fann der Vorort wegen der Verbindung der Eigenſchaft eines 
vorläufigen Berichterjtatters und eines nachherigen allfälligen Commiſſärs in 
einer und berfelben Perſon der Eidgenofienihaft nicht verantwortlich fein, 
wohl aber für die Anftructionen, welche er einem Commiſſarius gibt. Nicht 
die jogenannte Doppelftellung alſo, fondern nur die Anftruction des Herrn 
Meyer als eidgenöffiiher Commifjär kann Gegenftand näherer Unterfuhung 
durch die Tagjakung fein: außer es wollte e8 die Tagfakung mit ihrer 
Würde verträglich finden, mit Perfönlichkeiten fich abzugeben und die Haupt: 
fahe ans dem Auge zu laſſen. Diefe Anftruction hat feine Angriffe erfahren, 
weil fie bundesgemäß dahin ging, der verfafjungsmäßigen Regierung in 
Handhabung von Nuhe und Ordnung behilftih zu fein, Blutvergieken zu 
verhindern, Geredtigfeit zu empfehlen ꝛc. Die Gejfandtihaft von Luzern 
müßte es tief bedauern, wenn jelbft diefe Iuftruction noch einer Vertheidigung 
bedürfen ſollte. 

6) Einen bejondern Borwurf machte man dem VBororte auch hie und 
da wegen nicht fofortiger Einberufung einer außerordentliden Taglakung. 
Fine auferordentlihe Tagſatzung ift eben was jo Außerordentliches, daB ein 
Vorort fie nicht Teichthin einberufen wird. Gleichwohl hat er ſchon in feinem 
erften SKreisichreiben betreffend die Angelegenheiten des Kanton? Wallis 
ſämmtlichen Ständen feinen Entfhluß Fund gegeben, bei fortdauernder 
Sefahr, nach Mafgabe des Artikels IV. des Bundesvertrags, eine außer: 
ordentliche Tagfatung einberufen zu wellen. Die Stände wurden von ihm 
in diefem erften Sreisihreiben vom 8. Mat jchon eingeladen, Vorkehrungen 
zu treffen, um ihre Geſandtſchaften mit geeigneten Anftructionen verjehen zu 
Tonnen. Nachdem aber von folden Kantonen, welche zunähft an Wallis 
gränzen, behauptet worden, der Vorort hege durdaus unbegrüindete Beforg- 
nie wegen Wallis; nachdem man fogar die Abſendung von eidgenöffiichen 
Commiſſarien als überjlüffig erflärte, nachdem man fich geradezu widerjegte, 
Truppen auch nur auf das Piket zu Stellen; nachdem jelbft die Regierung 
von Wallis ihr erftes Anterventionsgefuch modificiren zu wollen ſchien; nach— 
den an einen Einmarſch eidgenöfjiiher Truppen in den Kanton Wallis 
kaum mehr zu denken war: da Konnte der eidgenöffiihe Vorort fih nicht 
bewogen finden, eine außerordentliche Tagſatzung wirklich einzubernfen. Anders 
geftalteten fich freilih die Dinge feit dem 20. Mat. Der gleihe Kanton 
Waadt, welcher am 11. fi geradezu weigerte, dem Befehle des Worortes, 
nur ein einzige® Bataillon zufanmenzuziehen, zu gehordhen, machte nun auf 
einmal fogar Miene, von fi aus, ohne Befehl des Vorortes, bewaffnet in 
den Kanton Wallis einzumarſchiren; er Tieß es geichehen, daß eine militärifch 
organifirte Rotte Freiſchaaren aus mehreren Hundert Mann beftehenb wirt: 
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ih in das Gebiet des ſonveränen Mitftandes Wallis eindrang, um den 
Aufrührern gegen die Nahbarregierung Hilfe zu leiften. Der gleihe Kan: 
ton Bern, welcher fih am 11. gemweigert hatte, eine Batterie Artillerie zur 
Erfüllung von Bundespflihten auf den Befehl des eidgenöffiichen Vororts 
aufs Piket zu ftellen, welcher fogar zu der Drohung fich verlor, eidgenöſſi— 
jhen Truppen den Durchmarſch verwehren zu wollen, nahm nun auf einmal 
ein kriegeriſches Anſehen an und ftellte aus cigenem Antriebe vier Bataillone 
aufs Filet. Diefe ganz neue Wendung der Dinge hätte den Vorort wohl 
bejtimmen fönnen und wohl aud ganz gewiß bejtimmt, bie außerordentliche 
Zagjagung unverzüglich einzuberufen, wenn ev nicht beinahe gleichzeitig den 
Anfang und das Ende des Bürgerkriegs im Kanton Wallis, die Zerftreuung 
ber Aufrührer, die Unterwerfung aller Gemeinden unter das Geſetz ver: 
nommen hätte. Allein ſobald der Grund aller der außerordentlihen Waffen: 
rüftungen in den Kantonen Waadt und Bern — die Unruhen im Wallis — 
weggefallen war, und vorzüglih nahdem die Negierung von Waadt jich 
alljeitig bemühte, dem Großrathsbeſchluſſe vom 20. Mai eine andere Aus: 
legung zu geben, als er im Schooße bes Großen Nathes jelbjt durch Mit: 
glieder des Staatsrathes gefunden hatte; nachdem diejenige von Bern die 
berubigenditen Berichte über Wiederherjtellung der Ruhe im Wallis an den 
Vorort jandte, da fonnten die Demonftrationen von Bern und Waadt nichts 
Beunrubigendes mehr für den Norort haben und ſonach Fonnte er fich unmög- 
lich zur Einberufung einer außerordentlihen Tagjagung, welcher ein einziger 
dringlier Berathungsgegenftand hätte unterlegt werben Fönnen, bewogen 
finden. Er hätte für eine ſolche Maßgabe feinen einzigen ftihhaltigen Recht— 
fertigungsgrund mehr anzugeben gewußt. Die Regierung von Wallis 
proteftirte ausdrüdlich gegen eine QTagjagungsintervention, und doch Fonnte 
nah Artilel IV. des Bundesvertrags die Tagſatzung nur anf das Begehren 
ber Kegierung von Wallis weitere Maßregeln in Bezug auf diefen Kanton 
treffen. Der Kanton Wallis bot jelbft nach der Verfiherung der Regierung 
von Bern, welche faum eben vier Bataillone aufs Piket gejtellt hatte, Feinerlei 
Beunruhigung mehr für die Ruhe umd Sicherheit der Schweiz dar. Die 
während der vorörtlihen Intervention erhobenen bundesrechtlichen Streit: 
fragen Hatten ihre praktiihe Wichtigkeit bereits verloren und konnten leicht 
bei der ordentlichen Tagſatzung erörtert werden. Das Beilpiel Zürichs vom 
Jahr 1840, wo eine wegen der Angelegenheiten von Wallis vertagte und 
ihon wieder einberufene Tagjakung ohne Einfpruch wieder abgejagt wurde, 
fobald der Kampf mit dem Umſturze jogar der rechtmäßigen Regierung 
geendet hatte, war dem Borort noch Tebhajt vor Augen und mußte für ihn 
um jo eher maßgebend jein, weil diesmal das Recht über die Gewalt, das 
Sefe über den Aufruhr, die vehimäßige Regierung über eine Empörungs: 
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votte den Sieg errungen hatte. Von ſich aus konnte er Feinen Grund mehr 
zur Einberufung einer außerordentlihen Taglagung finden. Als aber fünf 
Stände gleihwohl diejelbe verlangten, ſäumte er nicht ihrem Begehren zu 
entiprehen. Das Ergebniß hat bewiefen, daß der Borort recht voranäge: 
fehen hatte: die Tagſatzung fand feinen Stoff weiterer Einmiſchung in die 
Angelegenheiten des Kantons Wallis vorhanden, fie hatte drei Wochen früher 
eben fo wenig einen Einmifchungsgrund finden können. Die Geſandtſchaft 
von Luzern ſpricht es mit Freuden aus; der Vorort Hat auch im dieſem 
Punkte recht gehandelt. 

7) Noch einen Gegenſtand will die Geſandtſchaft von Luzern näher 
berühren, auf welchen ſie vielleicht zuerſt hätte kommen ſollen, denn in ihm 
liegt wohl die Quelle der Verirrungen und Verwirrungen, welche ſeit dem 
8. Mai bis auf den heutigen Tag in dieſer obſchwebenden Angelegenheit von 
gewiſſer Seite ſtattgefunden. Man hat ſelbſt in offiziellen Verhandlungen 
dem Vororte den Vorwurf gemacht, er handle in der Interventionsange— 
legenheit nach Sonderzwecken und Sonderintereſſen oder, wie das angenommene 
Schlagwort heißt, nach politiſchen Sympathien. Mit einer emfigen Geſchäftig— 
keit wurde dieſer Wahn durch die geſammte Eidgenoöſſenſchaft verbreitet, ja 
ſogar dem Auslande mitgetheilt. Die Geſandtſchaft von Luzern könnte ſich 
verſucht fühlen, zu hehaupten, daß gerade diejenigen, welche dieſen Vorwurf 
dem Vororte nachzuwerfen ſich bemühten, nur ihr eigenes Innerſtes ver: 
riethen ; fie könnte mehr als Hundert Beweiſe führen, daß nicht blos Redac— 
toren von QTagesblättern, welche im Solde von einer Partei ftehen und fih 
die Miene geben, die Organe der öffentlichen Meinung zu fein, während fie 
diejelbe auch nicht im entfernteſten kennen, jondern daß Männer, melde 
auf politiiche Bildung Anſpruch machen und Hoch im Range ftehen, von 
welchen man daher eine unparteiiihe Handlungsweiſe am ehejten zu erwarten 
berechtigt fein Sollte, im diefer Angelegenheit entweder im Vorurtheil befangen 
oder von politiiher Sympathie verbiendet fchienen. Allein die Gefandtihaft 
von Luzern will nicht Andere anklagen, um den Vorort damit zu vertheis 
digen. Die Handlungsweife de3 Vororts bedarf einer ſolchen Nechtfertigung 
nicht. Klar und einleuchtend Tiegt diejelbe vor den Augen. 

Wenn der Vorort fih von etwas Anderm hätte leiten laſſen, als von 
den Vorſchriften des Bundesvertrags, fo hätte er wohl von Anfang an, bei 
dem erjten Snterventionsbegehren, ganz andere Maßnahmen genommen, als 
er wirklich ergriffen hat. Es Tag ihm ein Beilpiel aus jüngfter Zeit jehr 
nahe, welches er hätte nachahmen können. Oder wird mohl Jemand 
bezweifeln wollen, es hätte nad Sitten von Luzern aus der Mint ertheilt 
werden Lönnen, der Stand Wallis joll im Fall der Noth nicht den Vorort, 
fondern den Stand Luzern, Freiburg und andere befreundete Stände um 
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Zuzug ermahnen? Wer hätte dem Vorort Luzern bie Befugniß beftreiten 
wollen, zu handeln, wie Bern im Jahr 1841 gegen Sololhurn und Aargau 
gehandelt Hat, wo ber eidgemöffif—he Vorort Bern bei Seiten gelaflen und 
nur der befreundete und fpeziell verbündete Stand Bern um Hilfe angerufen 
worden it? Durch folhe blos Fantonale Intervention wäre ben politifchen 
Sympathien, den Sonderzweden und Sonderinterefien alle Rechnung getragen 
worden, während eine eidgenöffiiche Intervention dieſen eher entgegenlief. 
Hätte der Vorort eher nad politiihen Syntpathien handeln wollen, ſchwer⸗ 
lich würde er ein Bataillon Waadtländer für Wallis beſtimmt haben, ba 
ihm zu wohl befannt war, daß bie junge Schweiz oder bie liberale Partei 
ihre eigentliche Wurzel geradezu im Waabtlande habe und bie Bevölkerung 
von Waadt eben Feine große Vorliebe für das im Wallis herrichende Regie: 
rungsfyftem hege, da endlih dem Bororte die Jahre 1839 und 1840 noch 
lebhaft in Erinnerung fanden. Allein der Vorort glaubte an eine eibge- 
nöffifhe Treue, welche höher ftünde, als alle andern Rückſichten, er ließ ſich 
von diefem Glauben leiten und in feinen Maßnahmen beftimmen. Wäre 
es dem Bororte darum zu thun geweſen, im Wallis feine fantonalen Zwecke 
zu verfolgen, ſchwerlich würde er einen Herrn Bürgermeifter Burkhardt und 
einen Herren Blöſch ernannt und letztern ſowohl durch die Regierung von 
Bern als durch den Herrn Yandanımann Schmid perjönlih erſuchen laſſen, 
die Wahl anzunehmen; er würde nicht jelbit dann noch, als Bern jede Ein: 
wirkung auf Herrn Landammann Blöſch ablehnte, als Herr Landammann 
Schmid die Aufträge eines Commiffarius nicht mehr alfein vollziehen wollte, 
als er fih genöthigt ſah, den Staatäfchreiber des Standes Luzern nad) 
Sitten abzuordnen, auch dieſem noch einen eidgenöſſiſchen Charakter beigelegt 
und Vermittlungsaufträge mitgegeben haben. Der Borort Faunte den Stand 
ber Parteien im Wallis aufs genauefte, er wußte ganz beftimmt, daß im 
Falle eines Nusbruches bie junge Schweiz eine ſchmähliche Niederlage erleiden 
würde; darım hätte er ruhig der Entwidelung der Dinge zufchanen Fönnen, 
wenn es ihm nur darum zu thun gemefen wäre, feiner politiihen Syinpathie 
Gehör zu geben. Allein er wollte Ruhe und Ordnung im Kanton Wallis, 
er wollte um jeden Preis Bürgerkrieg verhindern, darum griff ev vom eidge— 
nöffifchen Standpunkt ein, darum beftellte er Waadt zum Gränzhüter, darum 
ernannte er Conmiffarien von beiden Eonfeffionen, darum bot er, als ihm 
die Gefahr eines Bürgerkrieges dringend fhien, die nächſten Truppen auf. 
Mit ruhigem Gewifien fann der Vorort auf die Schladtfelder von Ardon, 
von Entremont, von Trient bliden; hätten feine Anorbnungen bereitmwillige 
Noffziehung erhalten, Fein Tropfen Blut wäre im Wallis vergoffen worden. 
Man widerfegte ſich feinen Mnordnungen, der Erfolg war nicht, wie ihn der 
Vorort erreihen wollte — allein er war, wie eine höhere Leitung entgegen 
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dem Plan der Menfhen ihn herbeizuführen für gut fand: der Eibgenofien- 
haft und dem Kanton Wallis zum Heile. Eine glänzendere Rechtfertigung 
feiner Abfihten und Anordnungen gegenüber dem vielfach ausgeftrenten Mi: 
trauen hätte der Vorort nicht wünſchen Fönnen, als ihm durch ben Erfolg 
der Dinge im Wallis geworden ift. 


Die Gefandtfhaft von Puzern findet: der Vorort von Luzern habe 
bei feiner Intervention in den Angelegenheiten des Kantons Wallis gethan, 
was das Recht des Bundes ihm erlaubte, mas die Pflicht des Bundes ihm 
befahl, was eine dreißigjährige Uebung ihm zeigte. Sie findet: der Vorort 
Luzern habe bei feiner Intervention in den Angelegenheiten bes Kantons 
Wallis Feinen Schritt gethan, welcher nicht durch Pflicht, Neht und Bund 
vorgezeihnet und gerechtfertigt erichiene; er habe durchweg nur das eidge: 
nöſſiſche Interefie im Auge gehabt, und fi von keinerlei Nebenrüdfichten 
zu irgend etwas beftimmen laſſen. Mit freude ftimmt fie daher nicht nur 
nad dem Antrage des Nororts dafür, daß der Stand Luzern die Anord— 
nungen, die der Vorort in der vorliegenden Angelegenheit getroffen hat, als 
durch das eidgenöffiihe Staatsreht begründet anfehe, fondern fie ftimmt auch, 
nad dem beftimmten Auftrage ihres hohen Großen Kathes, dafür, daf jene 
Anordnungen des Worortes durch die eidgenöfjiihe Tagſatzung ausdrücklich 
gebilliget werden jollten.* 


Wieder wurden mehrere Tage mit unnügen Reden darüber verichwen: 
bet, ob das Benehmen des Borortes zu billigen oder zu mißbilligen jet, 
ohne daß die vielen Abftimmungen für dieſes oder jenes ein Ergebnik 
zeigten. Auch der Antrag, die Stände Bern und Waadt Hinfichtlich ihres 
bundesmidrigen Auflehnens gegen die vorörtliden Anordnungen zu migbilligen 
erhielt Feine Mehrheit. 

Aber auch hiemit waren die radifalen Gejandtihaften nicht befriedigt. 
Sie mwollten noch ihrem Groll gegen Herin Staatsihreiber Meyer bejonders 
Luft machen. Konnten fie eine Mifbilligung des Bororts nit durd eine 
Mehrheit zu Stande bringen, fo hofften fie doch eine ſolche gegen ven eidge— 
nöſſiſchen Commiſſarius Staatöfchreiber Meyer zu erzielen. Der Vorort 
legte den Bericht des eidgenöſſiſchen Commiſſariats vor, worin die Handlungs: 
weile dejielben von Herrn Meyer felbjt in folgender Weife auseinandergeſetzt 
wurde: 

„Es war am 13. Mai Morgens, als der hohe vorörtlide Regierungs— 
rat) mid in feine Verſammlung berief uud mir den Wunſch zu erkennen 
gab, ich möchte mich mit der größtmögliditen Eile nad dem Kanton Wallis 
begeben, um als getreuer Berichterftatter ihn von ben dort jtattfindenden 
Ereignifien ftetsfort in Kenntniß zu erhalten, nöthigenfalls aber auch um 
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unter gewiſſen Umftänden als zweiter eidgenöffiiher Commiſſarius dafelbit aufs 
zutreten und in diefer Eigenfhaft mich mit dem erſten eidgenöffiihen Commif: 
farius, Herrn Altlandammanı Schmid, anzufhliegen. 

Das Schwierige und Bedenkliche einer folhen doppelten Stellung wurde 
von mir gleich bei der erften Eröffnung, welche mir hierüber von Seiten 
der hohen vorörtlichen Kegierung gemacht wurde, nicht verfannt; allein ich 
glaubte Hierin nicht Grundes genug zu finden, um dem in meine Perfon 
von Seiten des Hohen Vorortes gejegten Vertrauen nicht zu entipreden. 
Zu perfönlihen Opfern für das von mir erfannte Gute und Wahre jeder: 
zeit bereit, entiprach ich dem an mich erlaffenen Rufe und meine Abreife 
geihah ſchon den 13. Nachmittags 1'/, Uhr. Ach glaubte, daß es mir 
gelingen dürfte, Schon den 14. Abends oder in der Naht in Sitten einzu: 
treffen. Der Uebergang über die Gemmi war aber fo mühſam und jchwierig, 
daß ih erit den 15. Morgens in Sitten eintraf, Ich hielt es für meine 
erfte Aufgabe nah meiner Ankunft an dem Sigungsorte der Hegierung von 
Wallis, mid an dieſe Negierung zu menden und ihr von ben mir vom 
hohen Vorort ertheilten Aufträgen und den mir mitgegebenen Anftructionen 
Kenntniß zu geben. Sch verlangte aber fofort nah meiner Ankunft, nod 
während der Dauer der Morgenfikung des hohen Großen Rathes, eine 
Audienz bei dem Herrn Präfidenten des Staatsrathes, die mir auch jogleich 
gewährt wurde. Ich theilte hier dem Herrn Präfidenten J. Zen-Ruffinen 
meine Inftructionen mit, welche über den Zeitpunkt meines Statt zu Haben: 
den Auftretens als eidgenöſſiſcher Commiſſarius folgende Vorfchriften ent: 
hielten: 

„„Der eidgenöſſiſche Vorort wünjcht indeffen, daß Sie Ihre Eigen: 
haft als eidgenöffiider Commiflarius nur in den Fall entwideln mögen, 
wenn die Berhältniffe im Kanton Wallıs fih jo geftalten follten, daß bie 
Anweſenheit eidgenöffiicher Commiſſarien wirklich nothwendig erſcheint, und 
die Regierung von Wallis Ihnen diesfalls einen beſtimmten Wunſch zu 
erkennen gibt. In dieſem letztern Fall werden Sie alsdann ſofort Ihren 
Herren Collegen davon benachrichtigen.““ 

Mit der Eröffnung dieſer Inſtruction verband ich die Anfrage an den 
Herrn Präſidenten des Staatsrathes, ob die Zuſtände im Kanton Wallis 
ber Art »feien, daß das Auftreten eines eidgenöſſiſchen Commiſſarius als 
durchaus nothwendig ericheine und ob es im Wunſche des hohen Staats: 
rathes von Wallis liege, daß ich als folder auftrete. Dieſe Anfrage wurde 
mir ganz unumwunden verneint, es mollte mich fogar zufolge meiner Rück— 
ſprache mit dem Herrn Staatsrathspräfidenten und ans andern Umftänden 
bebünfen, dag man der Ankunft und dem Auftreten eidgenöffiiher Commiſ— 
farien eher entgegen als für felbes geftimmt war. Wenigſtens erklärte ber 
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hohe Stantsrath in einer unterm 13. an das in Sitten verfammelte Con: 
tingent erlaſſenen Proclamation, gleihfam un ſich gegen einen Vorwurf zu 
rechtfertigen, Folgendes: 

„„Kommen auch eidgenöſſiſche Commiſſarien ins Land, fo ift es nicht 
wahr, daß der Staatsrath diefelben berufen habe.“ * 

Und in feiner Botihaft an den Großen Rath, vom gleichen Tage, 
über die Lage des Landes fpricht er ſich noch beſtimmter über feine Gefinnung 
hinſichtlich des Auftretens eines eidgenöfjiihen Commiſſarius aus: 

„„Es iſt aber,““ fo heißt es dort, „„falſch, daß wir die Sendung 
eidgenöffiiger Commiffarien verlangt haben.” “ 

Ueber bie Geſinnung des Staatsrathes von Wallis, anbetreffend meines 
Auftretens als eidgenöffiiher Commifjarius, war id alfo gleih am erften 
Tage meiner Ankunft in Sitten im Neinen; e8 war ganz gewiß, daß man 
ein ſolches Auftreten nicht nur nicht wünſchte, fondern vielmehr ganz ent: 
Ichieden dagegen geftimmt war. Wenn auch die Page des Landes bei meiner 
Ankunft in Sitten keineswegs einen berubigenden Anblid gewährte, wenn 
auch augenjheinlih war, daß eine ziemliche Erbitterung und Gereiztheit, 
namentlih im Schooße des Großen Rathes, herrſchte, jo war dennoch bei 
diefer zuverläffigen Kunde von der Gefinnung des hohen Staatsrathes, 
ſowie bei der jegt noch herrichenden äußern Ruhe, der Pfad, welchen ich mit 
Hinblid auf die mir vom hohen Vororte ertheilte Inſtruction einzujchlagen 
hatte, kaum zweifelhaft. Ich bejchränfte mich darauf, als bloßer Berichter: 
ftatter für einftweilen dem fernern Berlaufe der Ereignifie zufehen zu wollen. 
Dom 15. bis zum 17. Abends blieben die Zuftände ganz diefelben, aud 
mein Verhalten und meine Handlungsmweile änderte jih nit. Sobald id 
aber den 17. Abends von dem vom hohen Großen Rathe gefaßten Beſchluſſe, 
von ben heftigen Auftritten im Schoofe des Großen Nathes, welche feinem 
Erlafje vorangegangenen, ſowie namentlih al3 unmittelbarer Augenzeuge von 
den drohenden Anftalten der Mitglieder de3 Martinachercommittees und ber 
Chefs der jungen Schweiz Kenntniß erhielt, da glaubte ich mich verpflichtet, 
den hohen Staatsrath nohmals an meine Stellung und meine Anjtruction 
erinnern zu follen und feinen Wunſch und Willen fofort zu vernehmen. Ich 
begab mich daher in der Nacht Abends gegen 11 Uhr an den Situngsort 
defjelben und verlangte eine Audienz. Er war noch verfammelt. Ich wurde 
von dem Herrn Staatsrathspräjidenten empfangen, welchem ic die Erklä— 
rung abgab, daß ich bereit fei, als eidgenöfjiiher Commiſſarius aufzutreten, 
wenn der hohe Staatsrath es verlange. Ich fügte diefer Erflärumg die 
Bemerkung bei, daß die Anfichten der hohen Behörde bei der erniten Wen: 
dung der Auftände des Kantons in Beziehung auf meine Stellung ſich 
vielleiht nunmehr auch geändert haben dürften. Der Herr Bräfident des 
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Staatsrathes veriprah, fogleich meine Eröffnung dev Behörde vorlegen zu 
wollen und eine fofortige Mittheilung ihrer Verfügung, wenn diefe dahin 
gehen follte, daß man mein Nuftreten als eidgenöſſiſcher Commiſſarius 
wünſche. Ich entfernte mich und barrte einem Beſcheide entgegen, welcher 
mir aber nicht zufam. Ich mußte daraus entnehmen, daß ber hohe Staats: 
vath jeine Anficht und feinen Willen über meine Stellung noch nicht geändert 
hatte. So verblieb ich abermals in meiner biöherigen Stellung, doc fäumte 
ih nit, noch in der Nacht Erprejie an den eidgenöffiihen Borort über die 
Gemmi und an Herrn Commiſſär Schmid über den Sanetſch abgehen zu 
lafjen, und denfelben von der bedenklichen Rage des Yandes Kenntniß zu 
geben. Beide, ſowohl den hohen Vorort als Herrn Commiſſär Schmid, 
jegte ich von meiner bisherigen Handlungsweile und meinem DBerhalten in 
Kenntnig und erbot mir von- dem Hohen Vororte weitere Befehle und 
Weiſungen. Die Ereignifie des 18. Mai drängten ſich mit einer veißenden 
Schnelligkeit. In dem Augenblide, wo der Einmarfch der Landwehrtruppen 
in der Stadt erfolgte und ein Zufammentreffen in der Stadt Sitten mit den 
in ber Nähe derjelben ftehenden Jungſchweizern zu befürchten war, verfügte ich 
mich nochmals zu dem Staatsrathe, diesmal auf das Stadthaus, um den: 
jelben nohmals auf meine Inftructionen aufmerkfam zu machen und mich 
über die Wege und Mittel zu bevathen, die, fofern man nun mein Auftreten 
als eidgenöjfiiher Konmifjarius wünſchen jollte, von mir einzuhalten waren, 
um fo ohne Schwächung des Anfchens der Verfaſſung und Geſetze, ſowie 
des Anfehens, der Kraft und Wirkfamkeit der verfallungsmäßigen Behörden 
einem unbeilvollen Zujammenftoße vorzubeugen und einen Bürgerkrieg zu 
vermeiden. Ich erhielt den gleihen Beſcheid. IH fand den Etaatörath 
entichlojjen, mit dem eifernen Arme ber Gewalt Gehorfam der Berfafjung, 
den Gejegen und Behörden zu erzwingen, welden eine Langmuth jonber 
Gleichen, daher fie oft mit Schwäche verglichen werden wollte, ernite War: 
nungen, Befehle und enblih Drohungen von Seite der oberjten Landesbehörden 
nicht zu erhalten vermodten. Der Staatsrath glaubte fi volllommen Fräftig 
genug, um die Ruheſtörer und Rebellen zur Ordnung zurüdzuführen; er 
wollte daher nichts von dem Auftreten eines eidgenöffiihen Commiſſärs 
wifjen. Meine Stellung blieb alſo biefelbe gegenüber der Regierung des 
Landes wie bei meiner Ankunft. Ich bejchränkte mich daher auch diesmal 
darauf, durch einen Expreſſen über den Sanetſch Herrn alt Landammann Schmid 
von der fortdauernden höchſt bedenklihen Geftaltung der Angelegenheiten des 
Kantons Wallis in Kenutniß zu jegen und ihn zu erjuchen, mit möglichfter 
Beförderung in ben Kanton Wallis ſich zu begeben, wo ich mich ihm ſodann 
in der Eigenfchaft als zweiter Commiſſarius anfhließen und es unfern vers 
einigten Bemühungen vielleicht gelingen werde, zur Verhütung des Bürger: 
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kriegs etwas beizutragen. Auch dem hohen Vororte gab ih durch eine Morgens 
in der Frühe des 19. abgeihidte Depeſche Nachricht von dem Borgefallenen. 
Ich feste diefe Berihterftattung fort bis zum 22., wo ich die fihere Hoffnung 
haben durfte, Herrn alt Landammann Schmid in St. Mauriz anzutreffen. 
Ich verreiste daher am 23. dorthin, nachdem ich zuvor dem Staatsrathe von 
Wallis, unter Berufung auf eine vom hohen Bororte mir übermittelte, vom 
19. datirte, am 21. mir abgegebene Depeiche, angezeigt hatte, daß der eid— 
genöjfiihe Vorort das eidgenöffiihe Commiſſariat wirflih zum Eintritt in den 
Kanton beordert habe, und nachdem endlich jener mit Antwort vom gleichen 
Tage feine Einwilligung hiezu ertheilte, indem er mir erflärte, daß e3 ihm 
nunmehr angenehm jei, diefe Abordnung des Commiſſariats zu vernehmen, 
und ſchloß mid Herrn Schmid als zweiter Commiſſarius in St. Mauriz 
an, worauf wir beide unjere Reife nah Sitten fortjegten. Ich könnte mid 
auf diefe gedrängte Ueberjiht meiner Handlungsweiſe beihränfen, in ihr 
ift auch meine Rechtfertigung enthalten. Der hohe Vorort wird es mir aber 
leicht verzeihen, wenn ih mir noch die Freiheit nehme, hier einem Vorwurfe 
zu begegnen, welchen man auf mich zu mälzen Gelüfte trug. Man ſchuldigt 
nich nämlih an, zur Verhütung des Bürgerfrieges nicht das Erforderliche, 
in meinen Kräften Liegendbe gethan und zu fpät als eidgenöjjiiher Come 
miſſarius aufgetreten zu fein. Nur ein flüchtiger Hinbli auf die mir ertheilte 
Snftruction, fowie auf den Gang der Ereignilje und die von mir bdiesfalls 
gethanen Schritte zeigt, jo follte man mwenigitend glauben, jedem vorurtheils: 
freien Auge die gänzlihe Grundlofigkeit einer ſolchen Anſchuldigung. Ih 
habe bereits diejenige Stelle der mir ertheilten Inſtruction erwähnt, melde 
mein Auftreten als eidgenöffiiher Commifjarius an die Bedingung knüpfte, 
daß die Regierung von Wallis ſich damit einverjtanden erfläre. Aus meiner 
getreuen Berihterftattung geht nun hervor, daß ich alle gehörigen Schritte 
zur Erfüllung diefer Bedingung gethan Habe, daß aber alle an dem Willen 
und dem Entſchluſſe des hohen Staatsrathes fcheiterten. Es ift hier nicht 
meine Sache, die Vertheidigung des hohen Borortes wegen diejer Inſtruc— 
tionsertheilung zu übernehmen; es wäre mehr als Anmaßung von meiner 
Seite, wenn ich glauben wollte, daß die weijen und vaterländiichen Abfichten 
und Handlungen de3 hohen Vorortes noch einer Vertheidigung durch meine 
ſchwachen Kräfte bedürften. Ueber einen Punkt erlaube ich mir jedoch einige 
Bemerkungen, weil mit dieſem auch meine Rechtfertigung zujanınenfällt. 
Die Sendung eidgenöfjisher Commijjarien in einen Kanton, bejjen 
Ruhe und verfaflungsmägige Ordnung geftört zu werden drohen, bat allent: 
halben zum Hauptzwecke, die verfaffungsmäßigen Behörden des Landes 
gegenüber den Aufrührern und Ruheſtörern zu unterftügen. Darüber nun, 
ob dieje Behörden mit ihren eigenen Kräften der Rubeftörung vorzubeugen, 
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fie zu unterdrüden vermögen, oder ob jie hiezu eidgenöſſiſchen Rathes und 
eidgenöfjiicher Hilfeleiftung bedürfen, find fie die erften und wohl allein 
competenten Richter. Es ift daher nicht nur begreiflih, ſondern es liegt 
ganz in ber Natur der Sade, daß der hohe Borort mein Auftreten als 
eidgenöſſiſcher Commiſſarius an einen daherigen Wunsch der Regierung von 
Wallis knüpfte. Diefe Bedingung meines Auftretens als eidgenöſſiſcher 
Eommijjarius war aber auch anderfeit3 ganz umumgänglih nothwendig, 
Was hätte eine einzelne Perfon, wenn auch mit dem Titel eines eidges 
nöjjiihen Commiſſarins, aber ohne Zeichen ihrer amtlichen Würde, ohne 
irgend eine Macht, als die ihres Titels und ihrer Worte, zur Verhinderung 
von Gewaltthaten, zur Aufrehthaltung von Ruhe und verfafjungsmäßiger 
Ordnung im Lande wirken können, wenn die eigene Negierung im Lande 
ihren amtlichen Charakter nicht anerfennen, ihre guten Dienjte, -ihre Ber: 
mittlung nicht gebrauden, fich zu ihr in amtlihen Verkehr nicht einlaſſen 
will, ja gegen deren amtliches Auftreten fich förmlich verwahrt? Und in 
welcher Stellung würde ein ſolcher Commifjarius gegenüber den Nuheftörern - 
in einem Lande fi befinden? Soll er etwa da Anerkennung feines amt: 
lihen Charakters ſuchen und würde er fie finden? Ohne förmliche Aner: 
fennung meines amtlichen Charakters als eidgenöffiiher Commiſſarius durch 
die Regierung von Wallis wäre fomit eine jede Wirkſamkeit mir abgefchnits 
ten gewejen und ein Auftreten als Commijjarius gegen den Willen der 
Negierung hätte wahrlich feine andere Folge nach ſich gezogen, als daß ich 
die größte Gefahr gelaufen wäre, meinen offiziellen Charakter und meine 
Perſon zugleich zu compromittiren. Wer übrigens den Gang der Ereignijie 
fennt, muß geitehen, daß das Auftreten eines eidgenöffiihen Commijjarius 
auf denſelben gar keinen Einfluß gehabt hätte, auch wenn die Regierung mit 
diefem einverftanden geweien wäre. Die Behörden hätte ein folches Auf: 
treten in ihrem Gange nicht aufgehalten, noch viel weniger die Aufrührer. 
Auch konnte ein ſolches Auftreten erft in dem Augenblide ftattfinden, wo 
es nichts mehr fruchten konnte. Bis zum 17. Abends nämlih mar fein 
Anlaß vorhanden, als eidgenöjfiiher Commijlarius aufzutreten. Es waren 
feine Rubeftörungen vorhanden, alle Behörden in Kraft und Wirkſamkeit, 
und wenn auch einige Gereiztheit im Schooße des Großen Rathes ftatthatte, 
fo war doc diejes gewiß fein Anlaß zu einem vermittelnden eidgenöſſiſchen 
Einſchreiten. — Ob irgend eine Partei im Lande e8 wagen werde, mit offener 
Gewalt dem von dem Großen Rathe in der Abendfikung vom 17. Mai 
gefaßten Beſchluſſe entgegenzutreten, das mar ziemlih unwahrſcheinlich. 
Dennoch geſchah es; und am 18. Morgens waren bereits die Jungſchweizer 
im Anzuge gegen Sitten, ſowie anderſeits auch die aufgebotenen Landwehr⸗ 
truppen der Regierung. — Es ließe ſich fragen, ob das Auftreten eines 
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eid genöſſiſchen Commiſſarius im dieſem Augenblicke, wo bie beiden bewaffneten 
Haufen auf Sitten losrückten, nicht gute Folgen gehabt und ein Zuſammen— 
treffen verhindert hätte. Ich darf mit größter Beſtimmtheit ebenfalls die 
Behauptung wagen, dab auch in dieſem Fritifhen Momente ein eidgenöſſiſcher 
Commijjarius den Lauf der Ereigniffe nicht gehemmt hätte. Der Große 
Rath und die Negierung wollten, wenn auch mit Gewalt, Ruhe fchaffen ; 
auf ihren Entihluß hätte ein eibgenöfjifher Commiſſarius Leinen Einfluß 
gehabt; fie wollten daher auch von einem foldhen nichts willen. Auch bie 
Aufrührer gingen ihren Gang, und ein eidgenöffischer Commifjarins, vor— 
ausgeſetzt jelbft, daß er Mittel und Wege gefunden hätte, feinem offiziellen 
Charakter wenigftens Anerkennung zu verfhaffen, würde fie daran nid)t 
gehindert haben. Am wenigjten hätte aber ein folder Anerkennung und 
Beachtung bei dem zur Unterftügung feiner Regierung berbeieilenden Volke 
gefunden, wenn er je das gefährliche Wageſtück verfucht hätte, es in feinem 
Marie zur Unterdrüdung der Ruheftörer aufzuhalten. Das tief gefühlte 
Bedürfniß, daß die Ruhe und Ordnung im Lande, welche durch eine Bande 
Frevler ſchon längſt gejtört worden war, um melden Preis e3 jei, wieber 
hergeftellt werben müſſe, hatte e3 zum Aufbruche aus den Bergen, Schludten 
und Thälern bewogen, bereit zum Aeußerſten marſchirten fie heran, wollten 
fie vorwärts, nur Gewalt und fonft nichts Anderes konute fie in ihrem 
Marihe hemmen. 

So mußte ih mid darauf befhränfen, von den bedauerlihen Ereig— 
niffen und der kritiſchen Lage des Landes dem hohen eidgenöffiihen Vor— 
orte und dem Herrn Commiſſär Schmid in Freiburg fo jchnell als möglich 
Kenntniß zu geben. Den letztern erjuchte ich, wie ich bereits erwähnte, 
am 18., aljo jobald die Lage des Landes eine kritiſche Geftaltung gewann, 
in den Kanton Wallis einzurüden, wo ich mich ihm anſchließen werbe. Der 
hohe Borort fand durch meine Berichte fi veranlagt, neuerdings Truppen 
aufzubieten ; die Ereigniffe im Wallis nahmen aber einen jo jchnellen und 
für die Verfaffung und verfaffungsmäßigen Behörden jo günftigen Verlauf, 
daß eine eidgenöjfiihe Intervention mit Waffengewalt zu fpät geweſen, 
übrigens auch nie von der Negierung von Wallis verlangt worben wäre, 
wie die von derfelben unterm 21. Mai an die Regierungen von Freiburg 
und Waadt erlafjene Proteftation deutlih genug beweist. 

Auch das eidgenöffiihe Commiſſariat, mit deſſen Eintreffen endlich, 
jedoch erſt am 21., der Staatsrath fih einverftanden erklärte, langte im 
Kanton Wallis an, als Waffengewalt den verfaflungsmäßigen Behörden 
den Sieg errungen hatte. Es war am 24. Abends, wo ih mid dem— 
felben in der Eigenihaft eines zweiten Commiſſarius in St. Mauriz anſchloß 
und meine Einzelnftelliung für mid aufhörte. 
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Handlungsweife des eidgenöffifchen Eommiffariats nad) ftattgehabter 
Bereinigung der beiden Mitglieder deffelben. 


Die eidgenöſſiſchen Commifjarien erhielten bei ihrer Ankunft in 
St. Mauriz allenthalben die beruhigende Zufiherung, daß im ganzen Lande 
bie. Ruhe und verfafjungsmäßige Ordnung volllommen wieder bergeftellt fei, 
fie waren ſelbſt auch Augenzeugen von der ernten ruhigen Haltung und 
ber unbebingten Snbordination der St. Mauriz befegenden ober durch 
bafjelbe zur Befekung des Zehntens Monthey durchmarſchirenden Truppen 
und fhöpften von daher die Hoffnung, daß vor der Hand eine ernitere 
Ruheſtörung auf dem Wallifer Gebiete nicht zu befürchten jei. — Beuns: 
rubigend war dagegen die außerordentliche Anhäufung von Truppenmaffen 
auf der waadtländiſchen Gränze. Das Commifjariat, dur die von Herrn 
alt Landammann Schmid als Augen: und Obrenzeuge gemachten Erfahrungen, 
Fannte die gereizte Stimmung der an den Kanton Wallis angrenzenden waadts 
ländifchen Bevölkerung; e8 wußte, daß der Commandant der Waadtländer⸗ 
truppen fogar den Zweifel geäußert hatte, er ſelbſt Fönnte am Ende der 
Aufregung unter den Truppen nicht mehr ganz Meifter werben; es mußte, 
mit welchem Haß und in welcher Abficht die abfurdeften Gerüchte über von 
den Wallifertruppen begangene Unthaten in Umlauf gefegt wurden und wie 
leicht vielleicht eine frevufe Hand zu finden geweſen wäre, welde z. B. durch 
einen auf der andern Seite des Fluffes losgedrückten Schuß das glinnmende 
Feuer zur hellen Flamme unter ben Qruppenmafien auf beiden Seiten 
anzublafen verfuht gewejen wäre. Die Commiſſarien hielten fih daher für 
verpflichtet, jo viel in ihren Kräften lag, einem foldhen für die ganze Eidges 
noſſenſchaft unheilvollen Zujammenjtoße der beiden Truppenmaffen vorzubeugen, 
Sie ſetzten fi jofort in Rückſprache mit Herrn Oberft von Kalbermatten, 
von welchem fie die allerberubigenditen Zufiherungen erhielten. Sie ver: 
nahmen von ihm, daß er bereits feinen Truppen den ftrengen Befehl ertheilt 
babe, feine kränfenden berausforbernden Aeußerungen gegen die waabtläns 
diſchen Truppen fi zu erlauben, und jogar, falls von dorther Schüfle fallen, 
diefelben auf feinen Fall zu erwiedern, Herr von Kalbermatten hatte in 
einer perfönliden Rückſprache mit Herrn Dberft Bontems diefem bereits 
von der erwähnten zur Vermeidung eines Eonflifts getroffenen Anordnung 
Kenntniß gegeben und das Versprechen erhalten, daß ähnliche Mafregeln auf 
ber Seite der Waadtländer getroffen werden follen. Die Commiffarien 
unterließen es nicht, fich ebenfalls an Herrn Oberft Bontems zu wenden 
und ihn von der Grundlofigfeit der vielen auögeftreuten Gerüchte über die 
Abjihten und Handlungen dev Wallifertruppen zu überzeugen, ſowie ander: 
feit8 von den von Herrn Kalbermatten für Vermeidung jeden Conflikts 
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ergriffenen Maßregeln in Kenntniß zu fegen und ihn zu Ergreifung ähnlicher 
einzuladen. Ihre Verwendung wurde von Herrn Oberft Bontem3 mit 
verbanfenswerther Bereitwilligkeit aufgenommen und von felbem ähnliche 
Mapregeln, wie die bereits erwähnten, getroffen. -So verlief die Nacht vom 
23. auf den 24. vollfommen ruhig. Ueberzeugt von der gänzlichen Wieder: 
tehr der Ruhe und Ordnung im Kanton Wallis, erließ das Commiffariat 
an Herrn Oberſt von Salis-Soglio den Befehl, ſämmtliche aufgebotene 
eidgenöffifhe Truppen aufs Piket wiederum zurüdzuftellen. Unter gleichem 
Tage, den 24. Mai, wandte e8 fih an den hohen Staatsrath von Waadt, 
um auch demfelben von der Wieberheritellung der Ruhe und Ordnung im 
ganzen Kanton Wallis Kenntniß zu geben, vorzüglihd aber um demſelben 
über zwei Punkte eindringlihe Vorftellungen zu machen. Es wollte nämlich 
dem Commiſſariate bebünfen, daß eine jolde außerorbentlide Anhäufung 
von Truppen auf den Gränzen des Kantons Waadt, wie diefe wirklich ftatt: 
fand, nicht nur blos beleidigend war für den Kanton Wallis, fein Volk und 
feine Behörden, denen e3 nie in den Sinn kam, das Waadtländergebiet zu 
verlegen und einen Eroberungszug in den Kanton Waadt vorzunehmen, 
fondern daß dieſelbe bei der allgemein herrichenden durch die abfurdeiten 
Gerüchte veranlaßten Aufregung jehr gefährlid war. Ebenſo fanden die 
Commiſſarien, daß eine Entfernung der Wallifer Flüchtlinge, welche in 
großer Anzahl über die Gränzen in die Waadt ſich geflüchtet hatten, von 
biefen Gränzen und deren Verlegung ind Innere des Landes durchaus im 
Interefie der Handhabung der Ruhe und Ordnung auf beiderfeitigen Kan: 
tonsgebieten und fogar in der Pfliht und Aufgabe eines eidgenöffiihen 
Standes liege. In ihrem Schreiben drangen daher die Commifjarien in 
den hohen Staatsratd von Waadt, dag er die Truppen an der Gränze 
vermindere und die Flüchtlinge von felber entferne. Unſere Verwendung 
wurde nicht ungünftig aufgenommen. Bereits mit Schreiben vom 28. Mai 
erklärte fih der Staatsrath von Waadt zu einer allmäligen Truppenent⸗— 
lafjung bereit und zeigte uns überbies an, daß er den Präfeften von Ber 
angewiejen habe, den Diſtrikt von Aigle von allen Wallijer Flüchtlingen, 
mit Ausnahme der im Krankenhauſe fich befindenden, räumen und ihnen 
anzeigen zu lajien, daß man den Aufenthalt im Bezirk Vivis jedoch nur 
unter der Bedingung geftatten werde, daß fie fih auf feinem Punkte 
zufammenrotten und von dem Ufer des Sees fi entfernen, Ob biefe 
legtere Weifung in ihrem ganzen Inhalte vollzogen worden ift, möchten bie 
Eonmifjarien beinahe bezweifeln, da ihmen auf ihrer Rückreiſe durd ben 
Kanton Waadt befannt wurde, daß die Anführer der Rebellen noch immer 
im Bezirke Aigle fih aufpalten. Am 24. traf dad Commiſſariat in Sitten 
ein und wurbe auf zuvorkommende Weile von dem Staatrathe empfangen. 
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Auch Hier erhielt e8 durch das Organ der Regierung die Betätigung beffen, 
was e3 zum Theil bereits unmittelbar wahrgenommen hatte, die Beſtätigung 
nämlih der volllommenen MWiederherftellung der Muhe und Ordnung im 
Lande. Die einzige mögliche Ruheftörung befürchtete man von Außen ber 
durch die Flüchtlinge, und die Vermittlung des eidgenöffiihen Commiſſariats 
zur Entfernung auch diefer Gefahr war daher der Regierung von Wallis 
fehr erwünfcht und feine Anweſenheit fehr willlommen. Um über die Vors 
gänge an den Gränzen beftändig ſichere Nachrichten zu haben, beorderte 
das eidgenöſſiſche Eommifjariat den Herrn Oberft von Salis-Soglio nad 
St. Mauriz, welder feine Aufgabe zur vollen Zufriedenheit des Com— 
miſſariats löste. Unfern Briefwechfel festen wir mit der hohen Megierung 
von Waadt fort und hatten das Vergnügen, bereits den 4. Brachmonat die 
Nachricht zu erhalten, daß das letzte aufgebotene Bataillon entlafien worden 
fi. Auch im Kanton Wallis Hatte ſchon vorher die Landwehr ihren Nüd: 
zug an den heimathlichen Heerb angetreten, und es verblieben in den Zehnten 
St. Mauriz und Monthey nur noh 6 Milizcompagnieen, welche zur 
Ablöfung der dort ftehenden Truppen von der Regierung beordert worden 
waren. 

Die Commiſſarien, in der vollen Ueberzeugung, daß die verfafiungsmäßige 
Drdnung im Kanton Wallis nicht mehr gefährdet jei und die Behörden bins 
länglih Kraft und Macht befigen, um jeden diesfälligen verbrecheriichen Verſuch 
zu vereiteln, bielten ihren längern Aufenthalt im Kanton nicht mehr für 
nothwendig und erſuchten daher den Hohen Borort um die Ermächtigung zur 
Abreife. Wie Hochdenielben wohl befannt, mollte diefe Ermädtigung uns 
zuerft nicht ertheilt werden, wurde aber jpäter uns dennoch, jedoch unter ber 
Bedingung gegeben, daß der Staatsrath von Wallis eine förmliche Erklärung 
abgebe, er ſei im Stande, ohne eidgenöjfiihe Dazwiſchenkunft Ruhe und 
Ordnung im Lande zu handhaben. 

Diefe Erklärung wurde und ohne Anftand gegeben und fo verließ das 
Commiſſariat nah freundlihem Abjhiede von der Regierung mit feiner 
Eavallerierscorte am 10. Brahmonat Sitten und am 11. im Vereine mit 
Herrn Oberſt von Salis-Soglio den Kanton. Am Schluſſe feines Berichtes 
will das Commiſſariat nicht ermangeln, einer auf ihm rubenden Pflicht 
Genüge zu leiten, indem es feine volle Zufriedenheit und dankbare Aner: 
fennung der von Herrn Oberft von Salis-Soglio ihm geleiteten Dienite 
ausſpricht. Das Commiſſariat unterlegt nun feine Handlungsweiſe dem 
prüfenden Urtheile des hohen eidgenöffiihen VBorortes und fiegt mit Beruhi— 
gung deſſen Entſcheide über die Art und Weife der Erfüllung feiner Miffion 
entgegen. 

60 * 
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Genehmigen Sie übrigens, Ercellenz Herr Schultheiß! hochgeachtete, 
hochwohlgeborne Herren! die Verſicherung unferer vollfommenen Hochachtung 
und Ergebenpeit. 


Luzern, den 19. Brahmonat 1844. 


Die eidgendffifden Commiffarien: 
Anton Shmid, alt Landammann, 
Bernhard Meyer, Staatäfchreiber.” 


Bei der Berathung diefes Berichtes war eine eigentlihe Wuth in bie 
radikalen Gejandten gefahren. Man kann fih davon einen Begriff machen, 
wenn man bie Rede des Herrn Staatsichreibers Meyer liest, worin die 
Antwort auf die gefallenen Vorwürfe liegt. Sie Tautet: 


„Meine Herren! 


Die Gejandihaft von Luzern iſt Hinfichtlih bes auf der heutigen 
Tagesordnung befindlichen Gegenftandes, des Benehmens bes eidgenöjjiichen 
Commiljariats im Kanton Wallis, ohne alle Injtruction, jie wird und fann 
daher an Feiner Abjtimmung Antheil nehmen. 

Der ſprechende Gejandte war aber in jeiner Eigenſchaft als geweſener 
eidgenöſſiſcher Commiſſär in mehreren Sigungen der ordentlichen und außer: 
orbentlihen Tagſatzung der Gegenftand und das Ziel heftiger Angriffe unb 
Vorwürfe; er.hofft daher, daß Sie es ihm nicht verübeln werden, wenn er 
Ihre Geduld für einige Augenblide in Anfpruh nimmt, um jo kurz als 
möglich in der Eigenjchaft als gewejener eidgenöjftiher Commiſſär auf Die 
ihm im diefer Beziehung gemachten Vorwürfe Rede und Antwort zu geben. 
Ich war bisher zum Stillſchweigen gezwungen, ich konute bis heute nicht 
antworten auf die verjchiedenen mir gemachten Borwürfe, worunter viele jehr 
herb und bitter; ich bin aber wirklich froh, daß ich zu der Zeit, wo jelbe 
mir gemacht wurden, nicht das Wort hatte, heute ift das Blut ruhiger, 
auch meine Erwiderung werde ih ruhig zu halten fuchen. 

Mehrere Gejandtihaften haben mir den Vorwurf gemacht, — id 
weiß aber wahrlich nicht, ob diejes eigentlich ein Vorwurf benannt werden 
darf — gleichviel aber, mehrere Gefandtihaften haben im rügenden Tone 
durchblicken Tafjen, als hätte ich an den jüngjten Ereignijien des Kantons 
Wallis mittelbaren oder unmittelbaren Antheil genommen, und eine Geſandt— 
ſchaft ſprach von einer habilete Etrangere, welche der Vorort in die Waag- 
ichale des Dberwallis gelegt habe. Man hat mir zu großen Einfluß auf 
die jüngften Wallijerereignifje zugeichrieben, man Hat mir viel zu große 
Ehre diesfalld erwiejen, es wäre höchſt unbeſcheiden, wenn ich fie nicht 
ablehnen würde. Wie wäre e3 möglich, daß in kurzer Zeit, einem bis zwei 
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Tagen, ein Einzelner, dem Volke Unbefannter ein ganzes Volk mit Enthu— 
ſiasmus für feine Negierung begeiftern, eine Armee von mehr als 9000 Mann 
wohlgerüftet und wohlgemnth Schaffen Fönnte? Dazu bedürfte es einer zauberi= 
Ihen Kraft, die man mir doch nicht zutrauen wird; und es bedarf wirklich 
etwas Aberglauben, um an alles das zu glauben, was ich im Kanton Wallis 
gewirkt haben joll. Das Wahre an der Sade ijt Folgendes; ich will mit 
großer Offenheit den eigentlichen Sachverhalt Ihnen erklären. 

Das Volk des Kantons Wallis war ſchon längſt gerüftet und zwar 
wohl gerüjtet, um dem Lande Nuhe und Ordnung, welche man fchon feit 
Jahren vermißte, zu verfhaffen, um jeiner Regierung zu Hilfe zu eilen und 
fie gegen verbrecheriſche Angriffe zu ſchützen. Zum Beweiſe nur ein einzelnes 
Beijpiel. Als im Augitmonat des Jahres 1843 die Regierung zur mili— 
täriſchen Belegung eines Theils von Unterwallis, welhe man ſchon damals 
für Wiederherftellung der Ruhe und Ordnung für nothwendig hielt, Truppen 
aufbot, da ftellten fich fofort auch im Dberwallis zahlreihe Haufen Freis 
williger, 1000 Mann in Viſchbach und bei 700 Mann in Siders der 
Negierung zur Verfügung; und als zur gleichen Zeit auch die junge Schweiz 
von unten herauf gegen Sitten aufbrach, griffen ebenfalla die Untermwallijer 
Bergbemwohner zu den Waffen, gemwärtig des Befehles, in enticheidenden 
Kampfe fih mit ihren Gegnern zu meſſen. Die Regierung verabjchiedete 
aber die Truppen und die Freiwilligen und beide gehorchten. Die junge 
Schweiz aber, mikachtend den Befehl der Regierung, rüdte nah Sitten und 
zwang mittelft Drohungen die Regierung, die auf ihrem Herzuge nach Sitten 
an öffentlihen Kaſſen begangenen Diebftähle zu legitimiren, ja dafiir noch 
Dank abzuftatten. Seit diefer Zeit Fräftigte ſich die Ueberzeugung in jedem 
für feine Negierung gutdenkenden Bürger des Kantons Wallis, daß ohne 
Anwendung von Gewalt dem ſchmachvollen anarchiſchen Zuftande bes Landes 
fein Ende gemacht werden könne. Der Zeitpunft dieſes Entſcheides konnte 
nicht mehr fern fein, darum vüftete fich jeder. Als im Anfange des Monats 
Mai diefes Jahres neue Gewaltthaten von der jnugen Schweiz begangen 
wurben, als der Staatsrath die militäriihe Beſetzung von St. Mauriz 
beihloß, neuerdings Truppen aufbot und den Großen Rath außerordentlich 
zufammenvief, da mußte jeder Bauer in der entlegenften Hütte, daß dieſer 
Zeitpunft nun gekommen fei, und die Mafje des Volkes ftand ſchlagfertig 
da. Nicht ein Einzelner, nicht die Führer der alten Schweiz, nit die 
Regierung, meine Herren, haben diejen Enthufiasmus für feine Regierung, 
dieſe Entichloffenheit und diefen Muth in dem Volke von Wallis hervorges 
rufen, haben diefes Wolf zu einer ſtarken, wohlbewaffneten, furchtbaren Armee 
geihaffen; mein, die Frevel- und Gräuelthaten einer zügellojen Bande, Hohn 
und Spott gegen bie allgemeine Vollsüberzeugung, haben bewirkt, was man 
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einer zauberiichen Kraft ſonſt kaum zufchreiben dürfte Da bedurfte e8 des 
Raths, der Aufmunterung eines Cinzelnen nicht. Glauben Sie aber nicht, 
meine Herren, als wolle ih mit dem Gejagten eine Theilnahmtofigkeit 
an den jüngften Ereignifien im Wallis von meiner Seite anfhaulih und 
glaublid machen. Zu dem, was ich wirklich gethan habe, ftehe ich immer, 
hier und anderwärts, und made feinen Hehl daraus. So lange ich 
nur als Berichterftatter für den hohen Vorort in Sitten anmelend mar, 
urtheilte ih von meiner Stellung fo: Ih glaubte gegenüber der Regierung 
des Landes und dem Pande feibft die gleichen Nechte und Pflichten wie jeder 
andere Schweizerbürger zu bejigen. Nun frage ich, ob nicht jeder Schweizer: 
bürger, ſelbſt Zandesfremder, der zu jener Zeit im Kanton Wallis fich befand, 
das Recht gehabt hätte, Bekannten oder Nichtbefannten den mwohlgemeinten, 
ernftlihen Rath zu ertheilen, dem anarchiſchen Zuftande bes Landes einmal 
ein Ende zu machen, Ruhe und Orbnung endlich einmal herzuftellen? ob 
e3 nicht vielmehr Gebot ſchweizeriſcher Bürgerpfliht war, dieſen Rath zu 
erteilen, wo und wann er Fonnte? Go weit find wir doch wahrlid in 
unferm genteinfamen Vaterlande noch nicht gefommen, daß der Bürger für 
Handhabung von Ruhe und Ordnung in diefem oder jenem Theile deſſelben 
nicht einmal einen mohlmeinenden Rath follte ertheilen dürfen! Golden 
Kath habe ich ertbeilt, wo, wie und wann ich Fonnte, ohne Scheu und ohne 
ein Geheimniß daraus zu machen. Ach hatte die Ehre, Befannte und Freunde 
Thon früher im Kanton Wallis zu befigen, ich hahe viele jüngſt wieher 
erworben, und diejen habe ich folhen Rath ertheilt, h habe fie aufgem n= 
tert, endlich einmal nach langem Zögern, unheilvolem Schwanken, für Ruhe 
und Ordnung im Lande, für freie ungehinderte Amtsthätigfeit der verfaf- 
fungsmäßigen abdminiftrativen, richterlihen und geietgebenden Behörden, 
diefer Behörden, die von bewaffneten Banden ſchon öfters mißhandelt worden 
waren, Sorge zu tragen, dem Leben des Bürger? Schuß gegen Frevlerhand 
zu gewähren. Ich glaubte nit nur im guten Rechte zu fein, ich hielt 
eine ſolche Rathsertheilung für eine ernfte Pflicht, und ftatt ein Geheim— 
niß aus diefer meiner Handlungsweiſe zu machen, glaube ich mich derſelben 
als einer treuen Pflihterfüllung eher rühmen zu ſollen. Ich Habe aud 
wirffih nie ein Geheimnig daraus gemadt. Ich darf mich hiefür auf zwei 
vollwichtige Zeugnifle berufen, die gegenwärtigen Herren erſten Geſandten 
von Urt und von Waadt, welhem lettern ich bei jeiner eriten Unterredung 
mit dem eidgenöfliihen Commiſſariate in Sitten ohne irgend einen Rückhalt 
erklärte, daß ich den Nath, die ſchon lange geitörte Nuhe und Ordnung 
endlich wieder herzuftellen, den Mitgliedern der Regierung ertheilt babe. 
Inſoweit Teugne ich durchaus nicht eine zuniheilmahme an den jüngften 
Walliferereignijfen und ich übernehme bereitwillig die Verantwortlichkeit für 


diefe Antheilnahme. Man Hat mir dann ferner vorgeworfen, ich fei zu 
jpät als eidgenöſſiſcher Commifjär aufgetreten; man rügte, daß ih am 
18. Mai in diefer Eigenfhaft mich nicht zwiſchen die Parteien warf; bie 
Gefandtihaft von Aargau ſchuldigte mich fogar einer Inftructionsverlegung 
an, indem fie mir vorwarf, ich fei micht einmal auf den Befehl des hohen 
Vorort? vom 19. Mai als eidgenöfjiiher Commiſſär aufgetreten. Was 
diefe verſchiedenen Vorwürfe anbetrifft, fo ift größtentheild meine Rechtfer— 
tigung gegenüber denfelben ſchon im Commifjariatsberichte enthalten. 

Indem ih mid) auf denſelben beziehe, erlaube ich mir jedoch, auf 
einiges dafelbft Enthaltene zurüdzulommen und einige nähere Erläuterungen 
zu ertheilen. - 

Meine von dem hohen Vororte mir ertheilte Inſtruction enthielt die 
ausdrüdliche Beftimmung, daß ih nur dann als eidgenöffiiher Commiſſär 
auftreten jo, wenn die Anmefenheit eidgenöffifcher Commiſſarien im Kanton 
Wallis nothwendig ericheine, und die Negierung von Wallis einen beftimmten 
Wunſch diesfalls zu erfennen gebe. Das war alfo meine Inftructton, an 
dieſe war ich fo lange gebunden, ftreng und unverbrüdlih, bis mir eine 
andere zufam. 

Die erforderliden Schritte, um den Willen des Staatörathes zu ver: 
nehinen, that ih; dreimal, am Tage meiner Ankunft, am Abend des Erlafjes 
des Großrathsbeſchluſſes vom 17. Mai und im Angenblide des Cinrüdens 
ber aufgebotenen Landwehrtruppen, bot ich mich der Regierung von Wallis 
als eidgenöjjiiher Commiſſär an. Ich erhielt jedesmal die gleihe ablehnende 
Antwort. Die Regierung von Wallis, indem fie jo handelte, mochte willen, 
daß fie Kräfte genug in ihrem eigenen Volke befige, um eines Häufleins 
Aufrührer Meifter zu werden. Einen triftigeen Grund als diefen kann es 
gewiß nicht geben, um eine eidgenöjjiihe Dazwijchenfunft abzulehnen. Sie 
kannte aber auch den Willen ihres Volles, und diefen würde ohne Waffen: 
macht fein eidgenöffiiher Commiſſär gebeugt Haben; fie wußte, in welchem 
traurigen Andenken feit den bekannten Ereigniſſen des Jahres 1840 eid— 
genöffiihe Vermittlung namentlich bei dem Volke von Oberwallis ſtand, 
und daß diefes Volk bei jenen Greignifien gelernt habe, auf fih und feine 
Kraft mehr zu vertrauen, als Befehlen eidgenöfliicher Behörden zu gehorden. 

Mich aufdringen als eidgenöffiiher Commiffär durfte ich mit Hinblid 
auf meine Anftructionen nicht, wollte e8 aber audy nit. Man madıt e3 
mir freilih zum Vorwurfe, daß ich am 18. Mai, als die beiden Truppen: 
abtheilungen vor der Stadt Sitten einander gegenüber ftanden, mich nicht 
zwifcdhen beide hineinwarf und ein Sufammentreffen zu verhindern fuchte, 
Allein ih frage, was würde in einem folden Augenblide ein Einzelner 
ausgewirkt haben, der ohne weiteres amtliches Zeichen feiner Würde und 
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Stellung als eidgenöffiiher Commiſſär zu feinem Ausweiſe als folcher weiter 
nichts als einen vom hoben Vororte ihm übergebenen Brief im Sacke hatte, 
welchen Empfang würde ich bei den Panbwehrtruppen der Regierung und 
ihren Chefs, da die Regierung entichieden mid, im meiner amtlihen Stellung 
nicht anerfennen wollte, bei biefem Bolfe des Dber: und Mittelmallis, das 
nur mit Bitterkeit an eidgenöjfiihe Vermittlung in feinem Lande fi erinnert, 
zu gemwärtigen gehabt Haben? Auf welche Art aber eidgenöfjiihe Commif: 
farien von den Unterwallifern empfangen und behandelt werden, dafür fpricht 
ebenfalls das Jahr 1840 mit Tebendiger Eprade. Ich geitehe freinüthig, 
dag felbft in dem Falle, wo mir eine Inſtruction ertheilt worben wäre, 
welche mein Auftreten als "eidgenöffiiher Commifjär nicht an den Willen 
der Negierung geknüpft hätte, ſelbſt in diefem alle ich in meiner damaligen 
hub: und machtloſen Lage großes Bedenken würde geiragen haben, mich als 
eidgenöſſiſcher Commifjär zum Unterhändler zwilden ber Regierung und ben 
Rebellen aufzubringen. Ich hätte geglaubt, dem Sinn und Geift eidgenöf- 
fiicher Intervention entgegenzuhandeln, und würde nichts damit bewirkt haben, 
als mich und die Würde eines eidgenöffifhen Commiſſärs bloszuftelfen. 

So beſchränkte ih mich auf das Einzige, was ih unter biefen Vers 
bältnifjen thun Fonnte, ich fendete fo ſchleunig als möglid Berichte über die 
Lage de Landes an den eibgenöfjiihen Vorort und das eidgenöſſiſche Com— 
miffariat in Freiburg, an den erftern, um neue Inftructionen von bemfelben 
zu erhalten, an das Iehtere, weil diefem Waffengewalt zur Seite ftund. In 
ber Naht vom 17. Mai, nahdem mir der Beihluß des Großen Nathes 
zur Kenntniß gekommen, ſchickte ich zwei Expreſſe, den einen über die Gemmi 
an den hohen Vorort, den andern über den Sanetſch nad Freiburg an das 
eidgenöfjiihe Commifjariat ab. — Unterm 18. gingen neuerdings Depeichen 
an den hohen Norort und das eitgenöffiihe Commifjariat ab, in meld’ 
leßteren ih das Commiſſariat zum fehleunigen Einrüden in den Kanton 
Wallis ermahnte, 

Die Folge diefer meiner Schritte war von Seite des hohen Vrrortes 
die Veränderung meiner Inftruction, Unterm 19, Abends wies mic ber 
hohe Vorort an, als eidgenöſſiſcher Commiſſär aufzutreten und knüpfte biefes 
mein Auftreten an feine weitere Bedingung. — Es wollte mir nun von 
Seiten der Gefandtihaft von Aargau der Vorwurf gemacht werden, daß id 
auch dieje Inſtruction nicht beachtet, mich einer Verlegung derfelben ſchuldig 
gemacht habe. Dieſer Vorwurf ift grundlos. 

Die Depefche des Vororts wurde mir erft im Laufe des 21. in 
- Sitten zugeftelt. Es ift gewiß für Jeden, der weiß, wo Sitten und wo 
Luzern liegt, begreiflih, daß fie mir nicht eher zufommen konnte. Sobald 
diefe neue Inſtruction in meinen Händen war, beeilte ich mich fofort, noch 
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am Abend des 21., dem Staatsrathe von diefer veränderten Anftruction, 
Kenntniß zu geben, und demfelben zu bemerken, daß ich mich Herrn Land: 
ammann Schmid, ben ih auf ben 22. erwarte, in ber Eigenichaft ala 
zweiter Commifjarius anfchließen werde. Der Staatsrath erflärte fi mit 
dem Eintreffen des Commiſſariats einverftanden. Am 23. vereinigte id 
mid in St. Mauriz mit Herrn alt Landammann Schmid als zweiter 
Eommiflär. 

Aus diefen Furzen Bemerkungen werben Sie, meine Herren, entnehmen, 
daß ein Vorwurf über zu fpätes Auftreten als eidgenöffiiher Commiſſär, 
über Inftructionsverlegung nur gänzliher Unkenntniß der Sade und ber 
mir ertheilten Inftructionen zuzufchreiben ift. Bor dem 21. Lonnte und 
durfte ic gemäß mieiner Inftruction vom 13. Mai nicht als eidgenöfjifcher 
Commiſſär wider den Willen der Regierung von Wallis auftreten. Auf den 
21. fam mir allerdings eine veränderte Inftruction zu. Wenn ich erft am 
23. ftatt am 22. als eidgenöffifher Commifjär aufgetreten bin, jo ift biefes 
dem gewiß vollgewichtigen Umftande zuzufchreiben, daß den 21. fon am 
Morgen durch das Treffen bei Trient, welches jeden Widerftand im ganzen 
Lande vernichtete, die Sache entichieden worden, daß der Unterfchieb von 
einem Tage hinſichtlich meines Auftretens als eidgenöffiiher Commiffär nad 
biefem Entſcheide ganz bebeutungslos war, und baß anderfeit3 Herr Schmid 
auf die von mir an ihn erlaffene dringende Einladung wirklich am 22. in 
Sitten von mir erwartet wurbe. Als derfelbe nicht anfam, reiste ich ihm 
in aller Frühe den 23. nad St. Mauriz entgegen. 

Man hat es dem Eommiffariate zum großen Vorwurfe gemacht, baf 
e8 bie bewaffnet der Regierung und ihren Truppen gegenüberftehenben Unter: 
wallifer Aufrührer, Rebellen, nannte; eine Gefandtihaft ging fogar foweit, 
daß fie den Wiberftand der Unterwallifer einen legitimen; Negierung und 
Regierungstruppen aber Aufrührer nannte. Meine Herren! Ich will Ihnen 
ganz aufrihtig fagen, warum das Commifjariat die Unterwallifer Aufrührer 
nannte. Das Commiſſariat hatte nämlich die Anficht, dag alle Bürger eines 
Staates der oberften Landesbehörbe Gehorfam ſchuldig find und ſich ihren 
Befehlen zu unterziehen haben. Es hatte dann ferner die Anfiht, daß alle 
diejenigen, welche mit Gewalt ihren Privatwillen gegenüber dem öffentlichen 
Willen, dem Willen der verfaffungsmäßigen Landesbehörden, ihre Privat: 
tenbenzen gegenüber den Beichlüffen der Obrigfeit geltend zu machen fuchen, 
im Aufruhr gegen bie Landesregierung begriffen find, Aufrührer nicht nur 
genannt werben Fönnen, fondern genannt werden müſſen. — Das war 
allerdings eine Anfiht des Commifjariat3, bie man gemillerfeitS nicht zu 
theilen fcheint; das Commiſſariat hatte aber, indem es biefe Anficht hegte, 
bie Meberzeugung, und dieſes mag zu feiner Entſchuldigung dienen, baß kein 
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einziges Geſetzbuch in der civilifirten Welt eriftire, welches nit auf eine 
ähnliche Weile ben Begriff des Aufruhres feitfege. Nun ift es eine offen: 
fundige Thatſache, daß die Jungſchweizer fih mit den Waffen in der Hand 
der Bollziehung der Beihlüffe des Großen Rathes entgegenjegten; das 
Commiſſariat wußte ebenfalls, daß die Führer der jungen Schweiz, die Mit- 
glieder des Martinaher Committees, als fie ven Waffenruf vom 17. Abends 
erlieken, den Willen der oberiten Landesbehörde jehr gut fannten, indem die 
Mitglieder der Oppofition, nachdem in ihrer Gegenwart der Beſchluß gefaßt 
worden ift, wie er lautet, erft in dem Augenblide, wo die Berfammlung zur 
Bornahme der durch diefen Beſchluß angeordneten Wahlen jchreiten wollte, 
den Großrathsſaal verließen; es ſah es das Commijjariat mit eigenen Augen, 
daß ſchon am Morgen bes 18. bereit3 bewafinete Banden gegen den Sitzungs— 
ort der Obrigkeit anrüdten. Das Commijjariat ift aljo gewiß zu entſchul⸗ 
digen, wenn es ſich bie Freiheit nahm, folde Leute mit dem Namen Auf: 
rührer zu bezeichnen. Den deswegen ihm gemachten Vorwurf kann es 
leicht verfchmerzen. Deſſen ungeachtet hat er aber dennoch ein bitteres Ges 
fühl in ihm hervorgerufen, o es bat dieſer Vorwurf eine furchtbar ernfte 
Seite, Mer hätte e8 geglaubt, daß es je im Schooße der Tagjagung, ber 
oberjten Behörde der fchmweizerifchen Eidgenofjenfchaft, eines Landes, mo alle 
Gewalt nom Volke ausgeht, alle Gewalt im Staate durch den Willen bes 
Volkes getragen und gefhüst wird, daß in einer folchen Behörde eines 
folden Landes es je eine Stimme geben fönnte, welche es magen würde, 
ein treues, braves und gutes Volk, wie dad Boll von Wallis, weldes mit 
oder ohne Auf zum Schutze feiner Berfallung und Obrigkeit bewaffnet auf: 
fteht und bereit ift, Gut und Blut für felbe zu opfern, Aufrührer zu nennen, 
und daß man die, melde, nachdem fie durch unerhörte Gewalt: und Frevel— 
thaten ein friedliches Land dem Zuſtande der Anarchie nahe gebracht hatten, 
endlich in offenen Aufruhr gegen ihre Obrigkeit ausbrechen, als ſolche bezeichnet 
und gleihfam begrüßt, melde einen legalen Widerftand geleiftet, deren 
vis movens patriotiihe Gefinnung, Liebe zur Freiheit war. Meine Herren! 
mir ſchaudert vor diefem Patriotismus und dieſer Freiheit, wolle Gott, daß 
dieſe vis movens nie zur vis domioans in der Eidgenoflenfhaft werde. 
Ah komme endlih, meine Herren! wenn aud nur ungern, auf ein 
Ereigniß zu ſprechen, welches hier im Schooße der Tagfagung ſtattge— 
funden hat, zu der Veröffentligung einer von mir unterm 48. Mai an 
den Vorort gerichteten Depeihe. Es ijt allerdings wahr, der Vorort 
hat es ja ſelbſt den eibgenöffiihen Ständen durch Mittheilung einer 
von mir an ihm erlaflenen Depeihe zur Kenntniß gebracht, daß unternt 
18. Mai eine Depeiche mir aufgegriffen worden ift und verloren ging. 
Der Gefandte von Waadt hat fich die Freiheit genommen, ein Actenjtüd 
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bier im Schooße ber hohen Verſammlung zu eröffnen, von welchem derſelbe 
behauptete, es fei eine Copie der aufgegriffenen Depeihe. Wenn Sie bie 
Frage an mich ftellen: ob diejes von der Gefandtihaft von Waadt produ: 
zirte Actenſtück wirklich eine getreue Ueberſetzung meines Berichtes vom 
18. Mai fei, fo muß ih aufrichtig geftehen, daß ich dieſe Frage weder mit 
Ka noch Nein beantworten fann. Ich habe von meinen Berihten an den 
Borort Feine Abſchriften zurücbehalten, die Eile meiner Beridhterftattung 
geitattete mir dieſes nicht. Bis ich alfo meine eigene Handſchrift jede, kann 
ih meinerfeits über die vollfommene Aechtheit des vorliegenden Actenſtückes 
feinen Aufichluß ertheilen. Es genügt aber hier die Verficherung der Geſandt⸗ 
{haft von Waadt, daß das von ihr vorgelegte Actenftüd eine getreue Abſchrift 
meine® Driginalberichtes fei. Die Gefandtihaft von Waadt hat hiemit 
zweierlei außgefagt: fie hat erſtens ausgejagt, daß die verloren gegangene 
Depeſche durch irgend Jemand zurücbehalten und erbroden worden ſei — 
denn ohne eine Zurüdbehaltung, ohne eine Erbrechung diefes meines Berichtes 
wäre es unmöglich gemwefen, daß eine Abſchrift davon Hätte gezogen werden 
können; — fie hat aber auch zweiten damit audgefagt, daß von dem 
Inhalte dieſes durch einen Dritten erbrodenen Briefes ihr, der Geſandt— 
haft von Waadt, Mittheilung gemacht worden ſei; wir waren enblid 
drittens bier Augenzeugen, wie die Gefandtichaft von Waadt feinen Anftand 
genommen hat, ben Inhalt diejes von einem Dritten erbrochenen und ihr 
mitgetheilten Briefe im Schooße ber Tagfakıung zu eröffnen. Das Brief: 
geheimniß, meine Herren! fteht allenthalben nicht nur unter dem Schupe 
der pofitiven Geſetzgebung, fondern noch mehr, es fteht daſſelbe auch noch 
unter dem befondern Schuge der öffentlihen Meinung und der öffentlihen 
Moralität. Erlanben Sie mir, ich will das Benehmen der Geſandtſchaft 
von Waadt nicht näher bezeichnen, erlauben Sie mir nur eine Frage. Das 
Miniftertum von England war in den jüngften Tagen ſchweren Anflagen 
im englifchen Parlamente ausgefegt, weil der Minifter des Innern e3 gewagt 
hatte, an Privatperfonen gerichtete Briefe zu eröffnen. Und doch kamen 
biefe Briefe von folhen Leuten ber, und waren an folche gerichtet, die 
befanntermaßen VBerfhmwörungspläne gegen die gegenwärtigen Staatözuftände 
von Europa, gegen deſſen Ruhe und Frieden jchmieden. Was würde man, 
und dieſes ift nun meine frage, was würde man im engliſchen Parlamente 
* fagen, wenn ein von einem Abgeordneten des Minifteriums an felbes abge: 
ſchickter, wohl verfchlofiener Brief von irgend einem Dritten erbrocden, und 
ein Mitglied des Parlaments, ohne ihn an die Adreſſe abzugeben, feinen 
Anhalt im Barlamente verlefen würde? Meine Herren! ich will mid auf das 
Gefagte beihränfen, ohne verihiedene andere Vorwürfe zu berühren, welche mir 
gemacht worden find; es jind biefe durch das Gejagte ebenfalls widerlegt.” 
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Nachdem Herr Staatsfchreiber Meyer feine Rede geendigt hatte, führte 
Landammann Munzinger noch ein Schaufpiel auf. Inden er von dem 
Denehmen des Herrn Staatsfchreibers Meyer ſprach, ftredie er auf einmal 
feine beiden Arme vorwärts, beichaute feine Hände, jchüttelte fie mit Grauen, 
rief; „Ruh puh! es Mebt Bürgerblut daran.” Er meinte an den Händen bes 
Herrn Meyer. Munzinger fpielte die Rolle des Pilatus! — Ter gleiche 
Munzinger lobte das Benehmen des erften Commiſſärs, des Herrn Land: 
ammann Schmid, dieſer aber antwortete: „Ach bedanfe mich des Robes, 
welches mir der Geſandte von Solothurn gefpendet, ich brauche es nicht 1" — 
Die Abftimmung hatte Fein Ergebniß. Am 15. Heumonat erreichten die 
Angelegenheiten von Wallis enblih ihr Ende. Der Antrag des Vororts: 
„daß die Vorſchriften Hinfichtlih der eidgenöffiichen Interventionen, die im 
Bundesvertrag felbit liegen, als Auftruction für den Worort im einem 
Beihluß zufammengefaßt werben, wie dies vüdfichtlich anderer Bundesartifel 
durch befondere Tagſatzungsbeſchlüſſe in Entwickelung des eidgenöffiichen 
Stantsreht3 wiederholt geichehen iſt;“ wurde mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen abgelehnt. Man wollte lieber die VBororte gewähren laſſen. Die 
junge Schweiz war auf den Kampffeldern von Wallis, war aud im Saale 
ber Tagſatzung gefchlagen. Sie hatte aber doch noch die Befriedigung am 
eidgenöffifhen Schütenfefte in Baſel zu fiegen. inige Wallifer hatten bie 
Gutmüthigkeit, mit der Walliferfahne auch an demfelben zu erfcheinen, und 
bie Eidgenofjen ihrer brüderlichen eidgenöſſiſchen Gefinnungen zu verſichern. 
Allein es waren Obermwallifer, Feine Jungſchweizer. Die Fahne wurde ver: 
höhnt, ja fogar durchſchoſſen. Die Wallifer nahmen die Fahne herab und 
zogen mit ihr heim. Die Herrihaft der Jungfchweizer war am 21. Mai 1844 
am Trient zu Orabe getragen mworben — bis die rabifale Mehrheit der 
Tagfakung fie im Jahre 1848 wieder zum Leben hervorrief. Im Herbit 1844 
wurde vom Großen Rathe in Ruhe, Friede und Gintraht die Nerfaffung 
vom 3. Augjtmonat 1839 revidirt. Sie wurde von der Mehrheit ange: 
nommen. Im Oberwallis ftimmten von 9121 Bürgern fiebentaufend ein: 
hundert ausdrüdlih für die Annahme, im Untermallis von 9966 Bürgern 
breitaujend vierhundert, im Ganzen alfo von 19087 Bürgern 10,500 für 
die Annahme. Dabei ift zu bemerken, daß alle Anmejenden zu den Vers 
werfenden gezählt wurden. Ganz anders als die Gerichte von Aargau 
urtheilte das Spezialgeriht in Sitten. Kein einziges Todesurtheil wurde ' 
gegen die Jungfchweizer ausgeſprochen. Mauriz Barman, der Commaudant 
der AYungfchweizer und Präfident des Committee von Martina murde zu 
lebenslänglichem Verlufte der politischen Rechte, zu zmanzigjähriger Gefangen: 
ſchaft in einem Staatsgefängnifje, zu den Prozekkoften, zum Erfag von 
einen Theile der Kriegskoften und der durch den Feldzug veranlaßten Be: 
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ſchädigungen, mit Rückgriffsrecht auf Andere verurtheilt. Die Regierung 
von Wallis begehrte deſſen Entlaffung aus dem eidgenöffifhen Generalftabe, 
allein die zwölf Stände an ter Tagſatzung verweigerten dem Begehren zu 
entfpreden ; er blieb eidgenöffiiher Major. Durd die Bımbdesrevolution 
von 1847 kam er wieder in den Kanton Wallis und gelangte für einige 
Zeit an die Spike der Regierung. 

Sowie aber der radikale Drud nacgelaffen hatte, wurden auch die 
radifalen Führer wieder abgedanft und der Kanton Wallis kehrte zu 
den confervativen Syſtem zurück, welches jedoch in neuerer und neuefter 
Zeit im Wallis, wie in andern Kantonen eine von ber Ältern unterjchiedene 
Richtung und Färbung erhalten hat. Die materiellen Intereflen traten auch 
im Wallis, wie überall, in den Vordergrund. Man ift beftrebt, den Strom 
ber Rhone, welche feit Jahrhunderten das Thal verwüftet, zu regeln und 
zu dämmen und den Weg nah Stalien über den Simplon mit Schienen 
zu belegen und mit Dampfmägen zu befahren. Man ftürzt fi, wie überall, 
auch im Wallis in ein Unmaß von Schulden, und wird and da gezwungen 
fein, um das Land dur Anduftrie und Handel zu bereidhern, alle Klafien 
bes Volles und vor Allem den Grundbeſitz durch Auflagen und Steuern 
auszufaugen, Es iſt dieſes die allgemein geltende Nationaldconomie ber 
Nenzeit, 
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Untefinger lied Unterfinger. 
Holtſchli Lies Holtſchi. 

demſelben lies dieſelbe. 

Herrn lied Herr, 

bei einem lies bei meinent, 
untergegangene lied untergegangen, 
gegen lies bie. 

mußten lies mußte, 

ahnle lied ahmte. 

ber Und lies ben Uns, 

In lies Ich. 

Hebſtmonat lied Herbfimonat, 

ihm lies ihn, 

Glazmann lied Glanzmann. 
Freuden lies Freunden. 

unbläfjig lies unabläſſig. 

fih lies fie, 

batte lies hatten. 

es iſt nothwendig Lied es ift nicht mothwenbig. 
bas lied baf. 

bad lies daß. 

Steats mann lied Staatſsmann. 
eine lies ein. 

des Bundes der kathol. lies Bundes und der kathol. 
würbe lies wurde. 

Interfje lied Intereſſe. 

bavon lied bavor. 

Zanfe lied Zwecke. 

ihre lies ihrer, 

Artikek lies Artikel, 

chaftlichen Lied ſchaftlichen. 
väteriändifche lies vaterlänbifche, 
vorworfen lies verworfen, 
veranlaßte lied veranlaßten. 
verftehen lies verftehe, 

ihr lied ihnen, 

batten lies hatte, 

ungefeumte lied ungefäumte, 
Bürgen lied Bürger. 

haben ein „zu fegen. 

„ vor ben Worten: Der Borort zu fehen. 
Maßgabe lied Maßnahme. 
behaupten lles behaupten, 

mich mit lied mich ben. 
vorangegangenen lies vorangegangen, 
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